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Der vorliegende vierte Theil der Staatswiſſen⸗ 
fchaften enthält die beiden Wiffenfchaften der Staas 
tenkunde (Statiftif) und des pofitiven Staat 
rechts (oder VBerfaffungsrehts). Die erfte 
diefer beiden Wiffenfchaften wird, wie in der erften 
Auflage diefes Werkes, nur als Ueberficht gege- 
ben, was auch von allen Beurtheilern der erften Auf— 
lage diefer Staatswiffenfchaften gebilligt worden iſt. 
Die Grundzüge für diefe Behandlung find in den 
erften Paragraphen der Darftellung der Staatenfunde 
in dem vorliegenden Bande aufgeftelle worden. Denn 
wer das reichhaltige Gebiet diefer felbftftändigen ge= 
fchichtlichen Wiffenfhaft vollftändig Eennen ler 
nen will, kann dies nicht innerhalb der Grenzen der 
gefammten Staatswiffenfhaften erwarten, wo die 
Staatenkunde nur einen Theil des Ganzen. bilver; _ 
er muß vielmehr die der Statiſtik ausfchliegend bes 
ftimmten Werke vor Crome, Stein, Haffel 
u, a. für diefen Zweck benußen. | 
Ganz anders ift aber dag Verhältniß bei der 
zweiten, in diefem Bande dargeftellten, Willenfchaft: 
bei dem pofitiven Staats: oder Berfaffungs: 
rechte, Ich mag in dieſem VBorworte nicht Das wies 


-t 
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derhohlen, was ich uͤber dieſe erſt im Werden be— 
griffene Staatswiſſenſchaft in der Einleitung zu 
derſelben geſagt, und dabei Durchgehends, die Urtheile 
und Anfichten der Kecenfenten dieſes Bandes in der 
erften Auflage, fo weit es mit meiner Ueberzeugung 
vereinbar war, dankbar benußt habe. Denn e8 hans 
delt fih um die Geftaltung einer neuen Wiffenfchaft, 
für. welche es, nach. meiner Einfiche, nur eine Dop= 
pelte Behandlung, eine Dogmatifche und eine 
gefhichtliche, giebt. Ich Habe, ohne die erfte 
zu mißbilligen (welche v. Aretin und fein Fortfeger 
v. Rotteck wählte), die zweite vorgezogen; theils 
weil ich überzeugt bin, daß fie in dem gegenwärtigen 
Augenblide, wo erft die vorhandenen Maffen geordnet 
werden müffen, an fich die zweckmaͤßigſte ift; theils 
weil, nach meiner Anficht, nur Diefe Behand— 
lung für das Gebiet der Staatswiffen- 
[haften fi eignet. 

Denn, wie man auch nach Grundfägen der 
Staatsfunft über die feit ungefähr 40 Jahren in 
Europa und Amerika verfuchten neuen Verfaffungen 
— wovon mehr als 30 bereits wieder erlofchen find, 
88 aber noch im öffentlichen Staatsleben beftehen, — 
urtheilen mag; zwei Ergebniffe laffen fich durchaus 


‚nicht verfennen und abläugnen: daß nämlich 1) in der. 
MWirklichfeit, durcy die 88 beftehenden Verfaffungen, 
j ein Berfaffungsrecht fich gebildet hat, das für 
‚mehr als 100 Millionen Europder und Amerikaner 
von der höchften Bedeutung ift, und daß 2) ein Vers 


— 
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ſuch gefchehen mußte, die in den bereits wieder erlo⸗ 
fchenen und in den noch beftehenden Verfaffungen auge 
gefprochenen rechtlichen und politifchen Grundfäge und 
Ideen zu ordnen und zufammenzuftellen, 
Diefer Verſuch, aus dem gefchichtlichen Stand» 
puncte, ohne ausgefprochene Vorliebe oder Bitterkeit 
gegen irgend eine diefer Verfaſſungen, ift in dem vors 


liegenden Bande enthalten. Die Männer vom Fache 


werden ınit, diefer Darftellung die Nachficht haben, 
welche jeder erfte Verſuch einer neuen Wiſſenſchaft 
befonders in Anfpruch nimmt; Doch darf ich verfichern, 
daß ich, außer dem Bewußtfeyn der völligen Unpar—⸗ 
theilichEeit in der Behandlung des Stoffes, feit Jah— 
ren fin Diefen Zweck gefammelt und ber die Ausfuͤh— 
rung dieſer neuen Wiffenfchaft anhaltend nachgedacht 
hatte, bevor ich an die Ausarbeitung ging, fo wie ich 
die dahin einfchlagenden — zum Theile fehr verfchie- 
denartigen, zum. Theile nur aus Frankreich, England, 
Niederland, Stalien und. der Schweiz unmittelbar zu 
erlangenden — Duellenfanmlungen, gefchichtlich=polis 
tifchen Schriften und Monographien, mit wenigen 
Ausnahmen, felbft befiße, Sb. diefe Verficherung ges 
gründet fey, werden diejenigen am beiten beustheifen 
koͤnnen, welche die von mir bei Brockhaus feit 1816 
— europäifchen- Sonftitutionen 
in vier Bänden näher Eennen gelernt: haben. Dabei 
läugne ich nicht, daß mich die im .S.. 49. aufgeftellte 
Zabelle die Anftvengung vieler Wochen. gekoftet hat, 
ob ich fie gleich nicht für ganz vollftändig gebe. Nicht 
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ohne Intereſſe habe ich gefunden, daß zwei geachtete 
Gelehrte dieſe Tabelle — freilich nach der erſten 
Auflage — oͤffentlich gebilligt und benutzt haben: der 
R. R. Alex. Müller in Weimar in fr Anſichten 
wider das teutfche Repraͤſentativſyſtem“, 
und der landftändifche Archivar Hugo in Karlsruhe, 
in feinem „chronologiſchen Berzeichniffe 
der VBerfaffungsurfunden älterer und neus 
erer Zeit.” Manche feiner Ausftellungen an meiner 
Zabelle nach der erften Auflage, wird er in diefer 
neuen Auflage, von mir felbft erkannt, berichtige, und 
namentlich die Nachweifung der Quellen (ob er gleich 
diefelben bei feiner, Schrift hinwegließ und ſich auf 
mich bezog) fehr vermehrt und erweitert finden; ans 
dere — aus älterer Zeit von ihm erwähnte Grund 
gefeße — eigneten fich nicht zunächft für mein Werk, 
das die Gegenwart fihilvert, und. auf die Vergans 
genheit und das Erlofchene blos wegen des Zus 
fammenbanges mit der Gegenwart Küd- 
fiht nimmt. | 
Allerdings würde eine Gefchichte der fchon in der 
Welt des Alterehums beftandenen (afiatifchen 
und europäifchen) :Berfaffungen (wie 3. B. in dem 
trefflichen Werke von Titemann über die griechifchen 
Berfaffungen geſchah), und eben fo eine Gefchichte 
der im Mittelalter entftandenen Verfaffungen, 
eine ſehr intereffante Aufgabe fenn (was ich dem Rec. 
diefes Theiles in ven Heidelberger Jahrbuͤchern 
1825. St. 58 gern zugeſtehe); allein mein Zwed 
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war auf die Gegenwart, auf das jetzt Beſte— 
bende und Gültige berechnet, und nur Dars 
nach Eann ich beurtheilt werden, wenn mir nicht Un⸗ 
recht gefchehen foll. Sin dem vorliegenden Bande wird. 
der Bergangenheit mur kurz, und nur nad) ihrem - 
Verhältniffe zur Gegenwart gedacht, um da, wo das 
Beſtehende unmittelbar an das fihon Vorhandene fich 
anfchloß und aus demfelben hervorging, Die ges 
fhichtliche Unterlage des jetzt Guͤltigen 
‚nachzuweifen, Deshalb Eonnte in diefem Werke eben 
fo wenig von der mofaifchen Geſetzgebung, 
wie von den Capitularien der fraͤnkiſchen 
Könige, eben fo wenig von der Verfaffung der 
maurifchen Reiche in Spanien, wie von der 
Verfaffung der erlofchenen Republik Venedig die 
Rede fenn. Als Ueberficht aber über ein, in unferer Lite⸗ 
ratur wiſſenſchaftlich noch gar nicht bearbeitetes, Ge⸗ 
biet dürfte dieſe Darftellung des pofitiven öffentlichen - 
Staatsrechts vielleicht felbft denn Staats: und Ger 
fhäftsmanne nicht ganz unwillkommen ſeyn, weil fie 
ihm wenigftens die gefammten hieher gehörenden "af 
fen im Zufammenbange vorlegt. | 

Bei der Behandlung diefer neuen Wiffenfchaft 
galt mir daher als Gefeg, der bereits wieder erlo= 
fhenen DBerfaffungen — fo, wie der in manchen 
Staaten erft nenerlidy erjchienenen \Berfaffungsents 
würfe, ohne noch. als- Grundgeſetze angenonimen ; 
worden zu feyn — nur in kurzen Umriffen zu 
gedenfen, aber, jede. im- öffentlichen. Staatsteben be⸗ 
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ſtehende Verfaffung, nach allen ihren weſentlichen 
Beftimmungen, unter den Gefichtspunct ihres eigen» 
thuͤmlichen politifchen Charakters zu bringen. Zu 
Diefen wefentlichen Beftimmungen gehören ents 
ſchieden die Seftaltung der gefeggebenden Gewalt 
und der vollziehenden Gewalt; die Initiative der 
Geſetze; das. Verhältniß der Negierung zu den Volfs- 
vertretern oder Ständen ; die Vertheilung der Stände 
in eine, zwei oder drei Kammern (wie 5. B. das legte 
in der DVerfaffung von Bolivia gefchieht, gleichfam 
um dag. Reich des Möglichen zu erfchöpfen); die Her—⸗ 
vorhebung des Eigenthümlichen der Negierungsformen 
in monarchifchen und republifanifchen Staaten u, f. w. 
Minder wefentlich Dagegen find die Beftimmungen in 
-Hinficht der einzelnen Verwaltungsgegenftände, felbft 
mit Einfchluß Der. Öerechtigfeitspflege und der bewaff⸗ 
neten Macht. Uebrigens darf.ich es nicht bergen, daß 
ich eine innige Freude darüber empfand, daß derfelbe 
Stoff von fo hochverbienten Männern, wie der ver= 
‚ewigte v. Aretin und fein geiftvoller und ſachkundiger 
Fortſetzer v. Nottef, aus dem zweiten (dog— 
matifchen). Standpunete bearbeitet ‘ward, weil bie 
MWillenfchaft ‚dabei gewinnen muß, und beide Werfe 
— nach: ihren eigenthümlichen Beftimmungen — fehr 
gut neben einnnder beftehen konnen, ohne fich in 
‚den Weg zu treten⸗ Mur. die eine Ausftellung erlaube 
ich mir an dem letzten Werke, daß es fich blos auf 
nie conftitutionelle: Monarchie. befehränft, und 
alle con ſtitutionehle Republifen von fi auss 
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ſchließt. Denn dadurch wird, — beſonders wenn 
man Amerika einrechnet, wie man muß, — bei— 
nahe die Haͤlfte aller conſtitutionellen Staaten von 
dieſer Wiſſenſchaft, ohne zureichenden Grund, aus⸗ 
geſchloſſen. 

Bei der von mir verſuchten Behandlung durften 
aber, nad) meiner Ueberzeugung, Eurze gefchich t— 
liche Einleitungen in vie Darftellung der einzel- 
nen Verfaſſungen durchaus: nicht ‘fehlen, weil jede 
Derfaffung das Gepräge der Cultur ihres Volkes, 
der öffentlichen Verhaͤltniſſe und des Zeitabſchnittes, 
. oft felbft des Jahres trägt, in welchem fie gegeben 
ward. — Daß endlich in einer für teutfche Ge— 
Fchäftsmänner und Studirende berechneten Darftel- 
lung der Staatswiffenfchaften, die auf teutfchem Bo⸗ 
den entftandenen und noch beftehenden Verfaſſungen 
befonders hervorgehoben und gewürdigt werden 
mußten, bedarf wohl nicht erft der Entfcehuldigung. — 

Bei der Entwidelung des politifchen Charakters 
diefer vielen neuen Verfaſſungen habe ich mich aus 
Grundfaß alles eigenen Urtheils enthalten ; möge jeder, 
nad) feinem politifchen Glaubensbefenntniffe, über die 
einzelnen dargeftellten Verfaſſungen die Epifrifis 
ſich felbft machen. Wie ich; aber uͤberhaupt über dieſe 
neuen Erfcheinungen in der politiſchen Welt zweier 
Erprheile urtheile, war ich feinesweges gemeint, zu 
verfehweigen ; denn nur wer bofen Willens fich bewußt 
ift, ſteht ſchweigend Hinter der Thüre, Der $. 151 
enthält das, was ic) als: fefte Ueberzeugung annehme, 
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oder, wenn man will, ein politifches Glaubensbefennt: 
niß, gebilver durch I4jährige Befchäftigung mit der 
Gefchichte, und deshalb nicht auf Theorieen und Hy: 
pothefen, fondern auf Thatſachen der Geſchichte 
rubend, die fein Zweifel wegläugnen Eann, Denn 
nur Dadurch, glaube ich, werben wir allmählig zu 
feftem Boden in dem Gebiete der Staatswiffenfchaften 
gelangen, wenn die. politifche Theorie nur lang» 
fam den unbeftreitbaren Thatfachen ver Gefchichte folgt, 
und aus. diefen Thatfachen abgeleitet wird, waͤh— 
vend die Politif-a priori (abgefehen von der ewigen 
dee der Herrſchaft des Rechts, welche fein 
vedlicher Forſcher aufgeben darf und kann,) nur zu oft 
in den Wolken ſchwebt, und gewöhnlich in Lehren 
ſich anfündige, die wohl für Utopia, nicht aber für 
die wirkliche Wele fich eignen. 


j Leipzig, am 8. Febr. 1828. 
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Lo. | 
Staatenfunde 
(Statiffif) 





1, 
VBorbereitende Begriffe 


N. Staatenfunde gehört gleichmäßig zu 
dem Kreife der gefchichtlichen und der politifchen Wif- 
fenfchaften. Zu jenem Kreife ward fie feit ihrer ſyſte⸗ 

matifchen Seftaltung gerechnet, gewoͤhnlich aber nur 
in die Reihe der gefchichtlichen Huͤlfswiſſenſchaften 
geſtellt, und nicht zu dem Range einer geſchichtlichen 
Gru n dwiſſenſchaft erhoben; zu dieſem Kreiſe muß 
ſi e gezogen werden, inwiefern ſie das innere und 
aͤußere Leben der beſtehenden Staaten nach der An— 
kuͤndigung derſelben in der Degenmart wiffen= 


ſchaftlich darftellt. 


Allein, ungeachtet des teichhaltigen und viel⸗ 


ſeitigen Anbaues der Staatenkunde ſeit den letzten 
funfzig Jahren, find doch nur: wenige Wiſſenſchaften 
aus fo ganz verfchiedenartigen Geſichts— 
puncten behandelt worden, als eben diefe. Der 
nächfte Grund davon lag darin, Daß die meiften, 
Gtatijtifer blos Sammler von Mafjen waren, die 
fie zu ihrer Wiffenfchaft zogen und, PR deren Stel⸗ 
St. W. ate Aufl. IV. 


2 | Staatenkunde. 


lung, Verbindung und Verarbeitung ſie ſelbſt unter 
ſich nicht uͤbereinſtimmten, waͤhrend einige wenige 
zunaͤchſt eine Theorie der Statiſtik aufſtellten, bevor 
fie das Syſtem ſelbſt folgen liegen. Bei der Staaten— 
Funde muß daher zuerft eine ſcharfe Grenzlinie zwis 
- fchen ihr und der Erdkunde (Öeographie) gezogen, 
fodann ihr Verhaͤltniß zu dem Kreife der gefch icht: 
lichen Wiffenfchaften beftimme feftgefeßt, Darauf 
ihre Stellung in dem Kreife der Staatswif ſen— 
ſchaften ausgemittelt, weiter die Geſchichte des 
wiſſenſchaftlichen Anbaues derſelben in 
einem kurzen Umriſſe durchgefuͤhrt, und endlich eine 
gedraͤngte Ueberſicht uͤber ihren Inhalt ge— 
geben werden. 

Aus mehrern Gruͤnden iſt in dieſer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Darſtellung der geſammten Staatswiſſen— 
ſchaften nur eine „UUeberſicht“ der Staaten: 
kunde angekuͤndigt worden; th eil s weil fie 

urſpruͤnglich und Jungchſt zu dem Kreiſe der 
geſchichtlichen Wiſſenſchaften gehoͤrt, weshalb 
ſie auch auf allen Hochſchulen, wo eine beſondere 
Nominalprofeſſur derſelben, oder doch der geſchicht-⸗ 
lichen Huͤlfswiſſenſchaften, beſteht, dieſem Lehr⸗ 
amte ausſchließend zufaͤllt, ſo wie fie in der That, 
wenn fie gehörig, zeitgemäß, umſchlie— 
gend und aus täglich fortgefesten Samm— 
lungen ergaͤnzt vorgetragen werden ſoll, die 
ganze Kraft Eines Mannes verlangt; ehe ils 
weil fie, als Wiffenfchaft, zu einem Umfange an= 
gewachſen iſt, daß eine nur etwas befriedigende 
ſyſtematiſche Darſtellung derſelben wenigſtens 
36 — 40 Bogen erfordern wuͤrde, wie die 

Lehrbuͤcher von Meuſel und Haffel beweifen ; 

theils, weil eben in dem legten Werke von 
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Haſſel *) eine ſo gruͤndliche und zweckmaͤßige 
ſyſtematiſche Behandlung dieſer Wiſſenſchaft dem 
Publicum vorliegt, die allen gerechten Forderungen 
an die zeitgemaͤße Geſtaltung der Staatenkunde 
entſpricht, wenn man auch in Hinſicht auf einzelne 
Grundſaͤtze in der von Haſſel vorausgeſchickten 
Theorie der Statiſtik, fo wie in einzel— 
nen Anordnungen und Angaben feines 
Werkes, andrer Meinung ſeyn follte; theils 
weil unter allen Staatswiffenfchaften die Staaten— 
Funde, wegen ber mit jedem Tage eintretenden Ber: 
änderungen in dem innern Leben der Staaten, den 
wenigften bleibenden und feften wiffen: 
ſchaftlichen Charakter trägt, indem die er— 
fcheinenden ftatiftifchen Schriften nothwendig Den 
Veränderungen im wirklichen ‚Staatsleben durch= 
gehends folgen und diefe forgfältig angeben muͤſſen. 


2 | 
Begriff und Zwed der Staatenfunde, 


MWenn die Gefchichte des europäifchen und ameri— 
Fanifchen Staatenfyftems aus dem Standpuncke der 
Politik (IH. 3, 5.2.) die pragmatifche Darfiellung des 
politifchen (innern und äußern) Lebens der Ge— 
fammtheit der europäifchen und der neuentftandenen 
amerikanifihen Staaten und Reiche nach ihrer gegen= 
feitigen volferrechtlichen Verbindung und Wechfelwir: 


*) Lehrbuch der Statiftit der europaͤlſchen Staa 
ten für höhere Lehranjtalten, zugleich als Handbud 
zur Selbftbelehrung, von D. G. KHaffel, Weimar, 
41822. 8 — Dabei muf. bemerkt werden ‚dal, - aus 
einem andern Standpuncte.und nad) einem andern Plane, 
der Freih. v. Malchus in f. Statiſtik (Stuttg. 
1826. 8.) gleichfalls ein fehr ausgezeichnete Wert ge⸗ 
liefert hat. ap, 
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kung ſeit dem Ende des funfzehnten Jahrhunderts bis 
auf unſre Zeit enthaͤlt, und alſo das politiſche 
Leben dieſer Staaten und Reiche im Kreiſe der Ver— 
gangenheit vergegenwaͤrtigt; ſo iſt dagegen die 
Staatenkunde die Wiſſenſchaft, welche die 
politiſche Geſtaltung der ſelbſtſtändigen 
europäifhen Staaten und Reiche, mit Ein— 
fchluß der aus europäischen Kolonieen hervorgegange— 

nen amerikanifchen Staaten, nach der Anfündis- 
gung ihres innern und äußern lebens und 
nach der Wechfelwirfung beider auf ein— 
ander, im Kreife der Öegenwart darftellt. 
Der Zwed der Staatenfnnde beruht daher auf der 
möglichft beglaubigten und erjchöpfenden Darftellung 
des innern und aͤußern Sebens der Geſammtheit der 
felbfiftändigen europäifchen und amerikanifchen Staa— 
ten im Kreife der Gegenwart, | 
Saoll aber diefer Zwed durch Die Staatenfunde 

als Wiffenfchaft erreicht werden ;-fo muß unterfchieden 
werden: 

1) die Theorie der Staatenfunde, ober 
die foftematifche Darftellung der Grundbedingungen 
des innern und äußern Lebens der Staaten und 

‚ Reiche, fo wie der Berbindung und Wechſelwirkung 
dieſes innern und aͤußern Lebens auf einander, in 
Hinſicht auf die Ankuͤndigung der Staaten im 
Kreife der Gegenwart; 

2) die allgemeine Staatenfunde, welche, 
geftüßt auf diefe Theorie, eine vollftändige und 
erfchöpfende Darftellung der Öefammebeit . 
der europäifchen und amerifanifchen Staaten nach 
allen Bedingungen ihres politifchen — und 

aaͤußern) Lebens. enthält; | 

3) die beſondere Stoatentunbe jedes einzel= 
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nen felbftftändigen Staates (z. B. der öftreichifchen; 
der preußifchen ꝛc. Monarchie), Durch deren forg- 
fältige Bearbeitung erft eine beglanbigte und ums 
fihließende allgemeine Gtaatenfunde. vermittelt 
wird; fo wie die allgemeine Gefchichte Die gründliche 
and aus den Quellen .erfchöpfte Bearbeitung der 
befondern Gefchichte der einzelnen, entweder bereits 
erlofchenen, oder noch beftehenden Staaten und 
Reiche enthält, Ä 
3. | 
Verhaͤltniß der Staatenkunde und der 
Erdkunde (Geographie) gegen einander, 


So gewiß die wiſſenſchaftliche Form der Erd— 
kunde älter ift, als die der Statiſtik; fo gewiß 
haben doch auch, feit der ſyſtematiſchen Geftaltung der 
Staatenfunde, weit häufiger die Geographen die 
Grenzlinie der Staatenfunde überfchritten und Streif— 
und Raubzuͤge in deren Gebiet gethan, als die Sta— 
tiftifer ins Gebiet der Erdkunde *). Durch diefe 
Grenzüberfchreitung wird beiden Wiſſenſchaften 
‚eben fo gefchadet, als wenn man Gefchichte und 
Erdkunde wicht mehr getrennt, fondern verbuns 
den vortragen wollte. Denn zugeftanden, daß. meh— 
rere einzelne Stoffe beiden, der Staaten: und Erd 
funde, gemeinfchaftlich angehören (befonders in 
den Abfihnitten non der Örundmacht des Staates, und “ 


*) Merglichen meine Necenfion von: Erome*s allge 
meiner Ueberſicht von den ſaͤmmtſichen euros 
päifhhen Reihen und Ländern; im Hermes, 
1819, 38 Std, ©. 169 ff. — Unter den neueften 
Schriftftellern der Erdkunde iſt es der hodjverdiente 
Stein, der fin Handbuch der Seographie 
(3 Theile) in den ſpaͤtern Auflagen als: Handbuch der 
"Geographie und: Stariftik erfcheinen hieß. * 
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von der Cultur des Landes und des Volkes); ſo iſt 
doch die Behandlung und Stellung dieſer 
Stoffe in beiden Wiſſenſchaften weſentlich von einan— 
der verſchieden. Die Erdkunde folgt uͤberall dem 
Oertlichen, und iſt nothwendig an daſſelbe gebun⸗ 
den; die Staatenkunde aber folgt in ihren Zuſammen⸗ 
ſtellungen einer leitenden Idee, der Idee des in— 
nern und aͤußern Staatslebens, und der MWechfel- 
wirfung beider auf einander. Die Erdkunde giebt das 
Befondere und Verſchiedene im Staate an, 
wo fie e8 antrifft; die Staatenfunde Hingegen ftellt es 
unter dem Allgemeinen zufanmen, und verbinder 
das Öleichartige. Go nennt z. B. die Erdkunde, 
bei den einzelnen Städten und in den einzelnen Pros - 
vinzen eines Staates, die dafelbft befindlichen Landes— 
behoͤrden, Hochſchulen, Inceen, Buchhandlungen, 
Buͤcherſammlungen, Stiftungen u. ſ. w.; hingegen 
die Staatenkunde vereinigt unter der Rubrik der geis 
ffigen Cultur eines Staates die Gefammtheit aller 
feiner Hochſchulen, feiner inceen, feiner Kunft= und 
Büicherfammlungen und vergl. zu einer allgemeinen 
Ueberficht über x biefen wichtigen Theil des geiftigen 
Volkslebens. Oder: die Erdkunde fuͤhrt bei den 
einzelnen Dertein die daſelbſt befindlichen Manufactus 
ren und Fabriken, den Handelsverfehr, den Bergbau 
u. a. auf; Die Staatenkunde aber vollendet , unter der 
Idee der technifchen Cultur, das Bild von den 
geſammten Manufacturen und Fabriken, und von dem 
gefammten Handelsverkehre und. Bergbaue eines Staa= 
tes Weiter: die Erdkunde geht, bei ihrer Darſtel— 
tung, v von Provinz zu Provinz, und in den Provin- 
zen von Dem einen Amte zu Dem andern, Sie führt 
in den einzelnen Provinzen und Aemtern die Befchaf: 
‚fenheit Des Bodens, die vorhandenen Berge, 
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Waldungen, Slüffe,. Seen x., fo wie vie 
Bevolferung der. einzelnen Kreife und Aemter 
an, während die Staatenfunde die gefammte Ober: 
fläche des Staates und die Befchaffenheit des Bo: 
dens, die gefammten Berge des Staates nach 
ihren Hohen, die gefammten Waldungen nad 
ihrer phufifchen und forftwifjenfchaftlichen Befchaffen- 
heit, das gefammte Flußſyſtem und die ges 
fammten Seen des Staates darftellt. Wenn die 
Staatenfunde, bei der Schilderung der Bewohner 
des Staates, die Nationalverfchiedenheit (ob 
Teutfche oder Slaven:c.), die Neligionsverfchie- 
denheit und diebürgerliche Verſchiedenheit 
derfelben im Allgemeinen charafterifirt; fo nennt die 
Erdkunde diefe verfchiedenen Gegenftände an den Dr: 
fen, wo fie angetroffen werden, Wenn die Staaten- 


- kunde die gefammten Zweige der Staatsverwals - 


tung, nach Öerechtigkeitspflege, Polizei, Finanz— 
und Militaireinrichtung zufammen ftellt; fo gedenkt 
die Erdkunde der einzelnen Dicafteria und Behörden, 
wo fie ihren Giß haben. 

Staaten= und Erdkunde find alfo nach ihrer 
wiffenfchaftlihen Begründung durch lei— 
tende Ideen, nach ihrer logifcehen Anordnung, 
befonders in Hinficht auf die Vertheilung und Auf 
einanderfolge der Stoffe, und nach ihrer fpftemas 
tifhen Durchführung im Ganzen und im 
Einzelnen, wefentlih von einander verfchieden. 


4, 
Verhaͤltniß der Staatenfunde zu den ge 
ſchichtlichen Wiffenfchaften, 
Die Gefchichte überhaupt enthält die wiſſen— 
ſchaftliche Darſtellung Des ganzen Kreifes: der aͤußern 
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Erfahrung, welcher die Gegenwart und Ver— 
gangenheit, d. h. alle Erſcheinungen neben ein— 
ander im Raume, und alle Veraͤnderungen nach 
einander in der Zeit umſchließt. Wir nennen die 
Darſtellung der Gegenwart Beſchreibung, die 
Darſtellung der Vergangenheit Erzaͤhlung. Die 
Beſchreibung verbreitet ſich uͤber die Erſcheinungen 
und Veraͤnderungen nach ihrem Zugleich- und Neben⸗ 
einanderſeyn im Naume; die Erzählung über die 
Tharfachen der Vergangenheit nach der Folge 
der Zeit. 
ft dieſer Geſichtspunct fir die Anordnung ber 
gefchichtlichen Wiffenfchaften begründet; fo giebt es 
eigentlich nur zwei. gefchichtlihe Grund- oder 
Stammmwiffenfchaften: die allgemeine Ges 
fhichte, und die Staatenfunde; denn Durch 
diefe beiden Wiffenfchaften werden die beiden gefchicht- . 
lichen Grundbegriffe ver Bergangenheit und der 
Gegenwart erfihöpftl. Wenn daher die allges 
meine Geſchichte die Gefammtheit aller durch die 
Freiheit des Menfchen bewirften Thatfachen, und, im 
engern Sinne, die Öefammtheit der merkwürdigen 
und beglaubigten Begebenheiten enthält, durch welche 
das innere und aͤußere Leben der Neiche und 
Staaten des Erdbodens, nach dem nothwendigen 
Zufampienhange und nach der öffentlichen Ankuͤndi— 
gung. diefes Lebens, in dem Umkreiſe der Vergan— 
- heitscbargeftelle wird; fo verzeichnet dagegen bie 
Staatenfunde vie politifche Form der Reiche 
‚ und Staaten des Erdbodens nach den nothwendigen 
Bedingungen ihres innern und äußern Lebens im 
Kreife der Gegenwart ®), | 


Dieſer Anficht folgen im Ganzen Schlozer und Herder. 


— 
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Steht dieſer Grundſatz feſt; ſo iſt es gif feh⸗ 
lerhaft und einſeitig, die Staatenkunde in die 
Reihe der ſogenannten geſchichtlichen Huͤlfs— 
wiſſenſchaften zu ſetzen. Denn, naͤchſt den be i— 
den genannten geſchichtlichen SGraun dwiſſenſchaften, 
muͤſſen die uͤbrigen geſchichtlichen a las eins 
getheilt werden *): 


a) in vorbereifende (propäbentifihe) ges 

ſchichtliche Wiffenfchaften, wohin die Quellen: 

- Eunde, die Erdkunde und die Zeitfunde 
(Chronologie) gehören; - _ 

b) in abgeleitete gefchichtlihe Wiffenfchaf: 

ten, welche zwar nach ihren einzelnen Stoffen in 





Schlözer fast: „Die Sefhichte ift eine fortlaufende 
Statiftit, und Statiftif eine ftillftehende Geſchichte.“ — 
Herder: „Geographie ift die Bafis der Gefdyichte, und 
die efchichte-nichts als eine_in Bewegung gefeßte Geogra⸗ 
phie.“ Es verfteht ſich von felbft, daß, befonders das 
Witzwort Schlözers, nur im allgemeinften Sinne 
gelten und die Gefchichte blos in dem Sinne „eine forts 
laufende Statiſtik“ feyn kann, inwiefern fie die Ders 
gangenheit nach den einzelnen Abfchnitten gleihfam 
als Gegenwart verfinnlidt. Denn, wollte. man 
Schlözers Ausſpruch ganz fireng nehmen; fo würde 
allerdings der Einwurf eines Necenfenten dagegen gelten 
CHeidelb. Jahrb. 1825. St. 58): „Waͤre die Geſchichte 
eine fortlaufende Statiftif; fo würde die Verfaſſung ims 
mer diefelbe bleiben; Mevolutionen, VBergrößerungen , 
Theilungen,, oder gar Einverleibungen eines Staates in 
einen andern, könnten. gar nicht ftatt finden,’ 

*) Leber diefe Eintheilung der geſammten geſchichtlichen Wifs 
fenfchaften, fo wie über deren weitere Ausführung , mit 
Beibringung der wichtigften Literatur, kann meine kleine 
Weltgeſchichte (5Ste Aufl. Leipz. 1825.) in ber 
Einleitung ©. ee verglidyen werden, 
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den beiden beſchichtlichen Grundwiſſ enſchaften ent⸗ 
halten ſind, die aber, bei der ſelbſtſtaͤndigen Be— 
handlung dieſer Stoffe, als befondere Wiffenfchaften 
dargefielle werden. Dahin gehören: die Ethno= 
. grapbie, die Specialgefchichte, die Spes 
cialſtatiſtik, die Culturgeſchichte, die 
Biograpbie ꝛc.; 
Re DW gefchichtliche Huͤlfswiſſenſchaften, durch 
„welche theils die ſyſtematiſche Geſtaltung der beiden 
i arahttihen ee, theils im Eins 
zelnen das Studium der abgeleiteten geſchichtlichen 
Wiſſenſchaften erleichtert und unterſtuͤtzt wird, in— 
wiefern in denſelben geſchichtliche Stoffe felbſtſtaͤn⸗ 
dig und im ſyſtematiſchen Zuſammenhange darge— 
ſtellt werden, deren in den uͤbrigen geſchichtlichen 
Wiſſenſchaften nur gelegentlich gedacht werden 
kann, Durch welche aber einzelne Zweige der ges 
: ſchichilichen Kenntniſſe tiefer begründet und näher 
erörtert werden. Zu diefen gefchichtlichen Huͤlfs— 
wiffenfchaften gehören: die Genealogie (Ges 
ſchlechterkunde), die Heraldik (Wappenfunde), 
die Numismatif (Münzenkunde), die Diplos 
matif (Urkundenlehre), u. a. — Aus dem Be: 
griffe der gefchichtlichen Hülfswiffenfchaften, fo 
wie aus den in ihrem Umfange dargeftellten Stof. 
fen, und aus ihrem Verhaͤltniſſe zu den 
| übrigen gefchihtligen Wiffenfhaften 
| — die Staatenkunde durchaus 
nicht in die Reihe der geſchichtlichen 
Hälfewiffenfchaften geftellt werden 
kann, weil ihr eine weit höhere Beftimmung — 
die wiſſenſchafliche Darſtellung des innern und 
aͤußern Staatslebens aller beſtehenden Reiche und 


/ 
ESdtaaten im Kreife dee Öegenwart — zukommt. 


i 
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2 
Verhaͤltniß der Staatenfunde zuden uͤbri— 
gen Staatswiffenfchaften, 


Die Staatenfunde gehört, in dem Kreife der _ 
Staatswiffenfchaften, weder zu den reinphilofophi- 
fchen, ar zu den gemifchten (Staatsmwiff. Th. 1, 
. 4. ©. 14), fondern zu den reingefchicht- 
lichen Staatswiffenfchaften. Sie ftüßt fich aber 
in Hinficht der leitenden Ideen, die ihr zum | 
Grunde liegen und über die innere Eintheilung und 
Anordnung ihres Gebiets entfcheiven, auf mehrere 
der philoſophiſchen Staatswiflenfchaften ‚ und 
unterftüßt und. befördert das Studium meh— 
rerer gefchichtlicher Staatswiflenfchaften, 

Denn, wenn gleich das Natur: und Voͤl—⸗ 
kerrecht, ſo wie das philoſophiſche Staats- und 
Staatenrecht in feiner unmittelbaren Verbindung 
‚mit der Staatenfunde fteht, Die nicht das ſchildert, 
was nach der Vernunft feyn foll,. fondern das, 
was.befteht; fo find doch Die Staatskunft, die 
Volks- und Staatswirtbfchaftsiehre, die 
dinanz = und die Polizeimwiffenfchaft. von deſto 
größerer Bedeutung für die Staatenkunde, Es kann 
nämlich dasjenige wiffenfchaftliche Gebiet, welches in 
neuerer Zeit Theorie. der Statiftif genannt wor= 
den ift, auf Feine andere Weiſe fnftematifch begründet, 
logifch angeordnet und erfchöpfend durchgeführt wer: 
den, als.vermittelft ver ſelbſtſtaͤndigen Zuſam— 
menftellung derjenigen Ergebniffe aus. 
den genannten Staatswiffenfchaften, wos 
durch die Auswahl, Anordnung, Verteilung und 
Durchführung der einzelnen Maffen möglich wird, bie 
zur Darftellung des innern und aͤußern Lebens der 
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einzelnen Staaten und Reiche im Kreiſe der Gegen⸗ 

wart gehoͤren *). | 
| Nenn die Staatenfnnde, nach) diefer ihrer Stel= 
lung zu mehrern veinphilofophifchen und gemifchten 
Staatswiffenfchaften, als abhängig, zum Theile 
fogar als diefen untergeordnet erfcheint; fo er: 
fcheint fie zu den übrigen gefchichtlichen Staatswiffen- 
fchaften als gleichgeorpnet. Go z. B. unterſtuͤtzen 
fih die Staatenkunde und die Gefhichte des 
europäifhen Staatenſyſtems aus Dem 
Gtandpuncte der Politik gegenfeitig; denn 
eben fo oft bedarf die. neuere und neueſte Ges 
ſchichte des europätfchen Staatenfnftems der Angaben 
und "Auffchlüffe der Staatenkunde, wie die Staaten- 
"Funde, fir viele ihr wefentlich zugebörenden Erfcheis 
nungen des innern und äußern Staatslebens im Kreife 
der Gegenwart, des Lichtes der Gefchichte. Wenn 
daher in vielen Fällen das Licht der Vergangens 
beit die Gegenwart erhellt; fo erfcheint auch 
unläugbar die Vergangenheit allen denjenigen 
in beftimmtern und feftern Umriſſen, die, ausgeftattet 
mit ftatiftifchen Kenntniffen, die Vergangenheit 

-in ſteter Vergleichung mit der Öegenwart auf 
faffen. | | | 
‚ Sehr wichtig ift Das Verhältnig der Staaten- 
Funde zu der erft im Werden begriffenen 
Staatswiffenfchaft des pofitiven Ber 


faſſungsrechts. Go lange im jüngern Europa 


blos Großbritannien eine tharfachlich : ausges 
prägte befchränfte monarchifche Verfaffungsform , und 
das zur politifchen Selbfiftändigfeit gelangte Nord: 
amerika feit dem Sabre 1787 eine gefchriebene 


„) Davon fogleich in.der Theorie der Staatentunde, 
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Verfaffungsurfunde hatte, obgleich auch in 
andern Reichen und Staaten einzelne Grundges 
fege beftanden; fo lange bedurfte es Feiner befon= 
dern Wiſſenſchaft des pofitiven Verfaſſungsrechts. 
Es gnügte, das, was num den Umfang diefer neuen 
Wiſſenſchaft bilder, in der Staatenfunde unter der 
Rubrik: Staatsverfaffung, in kurzen Umriſſen 
zu beruͤhren, und dieſe ſtatiſtiſche Lehre mit der von 
der Staatsverwaltung in Verbindung zu bringen. 
Allein ſeit dem Eintritte ſehr vieler neuen Verfaſ— 
ſungen ins innere Leben einer bedeutenden Anzahl 
europaͤiſcher Reiche und Staaten, und ſeit der, aus 
ſtaatsrechtlichen Grundſaͤtzen und Anſichten verſuchten, 
Begruͤndung und Durchbildung dieſer Verfaſſun— 
gen, als feſter Grundlagen des ganzen öffentlichen 
pofitiven Rechts in den Staaten, welche folche 
Verfaſſungen erhielten, muß nicht mır das pofis 
tive Berfaffungsrecht den Charakter und Rang 
einer felbftftändigen Staatswiffenfchaft (Th. 1, 
Einleitung, ©. 14f.) behaupten; es muß auch 
dieſer — feit 30 Jahren höchft erweiterte — Ge— 
genftand,, nach feiner neuen wiffenfchaftlichen Geftal= 
tung von der Staatenfunde ausgefchlof 
fen, und in derfelben von der Berfaffüung der ein- 
zelnen Staaten nur in allgemeinen Umriffen. 
und in dem DVerhältniffe gehandelt: werden , in 
welchem die Verfafjung zu den übrigen, in der Sta⸗ 
tiſtik darzuftellenden, politifchen Stoffen fteht. Durch 
diefe Ausfcheidung des Befondern in den . 

einzelnen VBerfaffungen aus dem Gebiete 
und Umfange der Staatenfunde wird aber 
zweierlei gewonnen: einmal die felbftftändige 
wiffenfchaftliche Geftaltung des pofitiven Ver— 
faffungsrechts, ohne Verwechslung und Vers 
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mifchung deffelben mit der Staatenfunde; und z we i⸗ 
tens.die Beſchraͤnkung des willenfchaftlichen 
Umfanges ber Staatenfunde, welche, nach ihrer ges 
genwärtigen Geſtalt, innerhalb eines afademifchen 
Halbjahres nicht füglich zu beendigen war, weshalb 
denn auch einige geachtere Männer blos mit der 

Darftellung der Staatenfunde einiger Reiche und 
Staaten (gleihfam der Mufterftaaten) fich be— 
gnügten, was aber eben fo einfeitig und fehlerhaft ift, 
als wenn man z. B. europäifche Staatenge 
ſchichte ankündigen, und blos die Gefchichte Frank: 
reihe, Großbritanniens, der Niederlande und Ruß⸗ 
lands vortragen wollte, 

Sur das practifche europäifche Voͤlker— 
recht enthaͤlt die Staatenkunde einen bedeutenden 
Reichthum von Angaben und Nachrichten, welche 
theils zur Begründung, theils zur Verſinnlichung 
vieler dem practiſchen europaͤiſchen Voͤlkerrechte eigen— 
thuͤmlichen Lehren gehoͤren. Auf aͤhnliche Weiſe iſt 
die Staatenkunde als Unterlage unentbehrlich fuͤr die 
Diplomatie, weil der Diplomat weder die 
noͤthigen theoretiſchen Kenntniſſe zur Unterhandlung 
mit auswärtigen Staaten, ohne die Kenntniß der 
Sdtatiſtik dieſer Reiche und Staaten, fich erwerben, 

noch auch die Unterhandlungskunft mit diefen Staaten 
practifch uͤben kann, wenn er nicht die Geſammtheit 
des innern and: äußern lebens diefer Staaten im Kreife 
der Öegenwart mit ficherm Blicke überfchaut, und mit 
feftem Tacte bei der Loͤſung ſeiner diplomatiſchen er 
gaben anwendet. 


“4 va : 6, | 
Grundzügeder Theorie der Staatenkunde. 
Da die ins Gebiet der. Staatenkunde gehörenden 
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Stoffe und Maſſen aus der Erfahrung ftammen; fo 
fann das Princip ihrer Vertheilung und Anorbs 
nung nicht in ihnen felbft enthalten feyn, , Diefes 
muß vielmehr aus einer Wiffenfchaft hervorgehen, vie 
zwar der Erfahrung an fich nicht fremd ift, die aber 
nach ihrem Urfprunge über die Erfahrung fich erhebt, 
Diefe Wiffenfchaft ift die Staatsfunft in Ber: 
-bindung mit der Volks- und Staats wirth— 
fhaftslehre, und mit der Finanz» und Polis 
zeiwiffenfchaft. 
Denn enthält die Staatskunft (25.1, ©. 
337 ff.) die wiffenfchaftliche Darftellung 
des Zufammenhanges zwifchen dem innern 
und äußern Staatsleben, fo daß fie, nad 
ihren beiden Theilen , in die Darftellung der gefamms 
ten Bedingungen und Ankündigungen des innern 
und des Außern Staatslebens zerfällt; fo folgt auch 
daraus für die wiffenfchaftlihe Begründung 
der Staatenfunde mit Nothwendigfeit, daß die 
Darftellung der felbftftändigen Reiche und Staaten 
im Kreiſe der Gegenwart ih die beiden Haupt: 
theile: der Darftellung ihres innern und äußern 
Lebens, zerfallen, und, in den einzelnen Unter. 
theilen dieſer beiden Haupttheile, den in Ver Staats» 
kunſt aufgeftellten einzelnen Bedingungen der Ans 
fündigung des innern und Außern Staatslebens 
. folgen müffe. Die wiffenfchaftliche Form ver Staats: 
funft wird daher über die innere Anordnung und 
wiffenfchaftliche Geftaltung der Staatenfunde 
zunachft und hauptſaͤchlich entſcheiden. 
Allein bei der Ausmittelung des Volkseinkom— 
mens, des Volksvermoͤgens, und namentlich des 
reinen Ertrags in jedem einzelne n vorhandenen 


Reiche und Staate, fon wie bei ber ftatiftifchen. Usbetr u 
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ſicht uͤber den Feldbau, über ven Gewerbsfleiß, über 
den Handel, und uͤber den gegenwaͤrtigen Standpunct 
der Cultur eines Volkes und Staates in den Kreiſen 
der Wiſſenſchaft und Kunſt, darf das, was in der 
Volks- und Staatswirthſchaftslehre 
(Th. 2, S. 1 und S. 133) aus feſten Grundſaͤtzen 
entwickelt worden iſt, ſo wenig uͤbergangen werden, 
wie bei der ſtatiſtiſchen Darſtellung des Polizei— 
wefens und des Sinanzzuftandes des einzels 
nen Reiches und Staates das, was, als allgemeiner 
Grundſatz in der Finanzwiſſenſchaft (TH. 2, 
©. 263) und der Polizeiwiffenfchaft (Th.2, 
©. 453) aufgeftelle worden if. Die Theorie der 
Staatenfunde wird daher als eine, aus mehrern 
Staatswiffenfchaften gemeinfchaftlich abgeleitete, ſyſte— 
matifch geordnete Begründung der wiffenfchaftlichen 
Anordnung und Durchführung der Staatenkunde der 
einzelnen Reiche und Staaten erfcheinen. 


| : RE 
Fortſetzung. 


Entſcheidet der wiſſenſchaftliche Charakter der 
Staatskunſt über den wiſſenſchaftlichen Charakter der 
Staatenkunde (d. h. uͤber die Begründung der Wiſſen— 

ſchaft, uͤber Eintheilung und Anordnung des Stoffes, 
und uͤber die geordnete und gleichmaͤßige Durchfuͤh— 
rung des Ganzen); ſo wird die Theorie der Staa— 
tenkunde in die beiden Haupttheile der Aufſtel— 
lung der Grundbedingungen des innern und des 
. äußern Ötaatslebens im Einzelnen zerfallen. 

A) Zu der Darftellung des innern Staats 
lebens im Kreife der Gegenwart gehören aber drei 
Hauptpuncte: 1) die Grundmacht des Staates 
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nach Land und Volk; 2) die Cultur des Volkes; 
3) der Organismus des Staates nach Berfaf 
fung, Regierung und Verwaltung. (Staats 
funft, Th. 1, ©. 356.) 


1) Die Gmenast des Staates, nad 
Sand und Volk, ſchildert | 

a) den $änderb eftand, nach ver Geſammt— 
zahl der Geviertmeilen; nach dem Umfange und 
der phnfifchen Befchaffenheit der einzelnen Kreife, 
Provinzen und Bezirke; nach der örtlichen Sage, 
nach dem’ Klima, nach den Grenzen, nach der 
Güte des Bodens, nach Gebirgen, Waͤldern, 
Fluͤſſen u. ſ. w. | 

b) das Bolt, nach der — der 
Bevoͤlkerung; nach der Vertheilung der Be— 
voͤlkerung in die einzelnen Kreiſe, Provinzen und 
Bezirke, ſo wie nach der Volksmenge in den gro— 
ßen, mittlern und kleinen Staͤdten; nach der 
Nationalverſchiedenheit (z. B. ob teut— 
ſcher, ſlaviſcher, finniſcher ꝛc. Abkunft); nach 
der buͤrgerlichen Verſchiedenheit (Adel, . 
freie Grundbeſitzer, Leibeigene, Eigenhoͤrige 
Hoͤflinge, Beamte, Gelehrte, Künftler, Kauf: 
leute, Handwerker, Feldbauer, Tagelöhner xc.); 

. and nach der kirchlichen Berfhiedenheit 

(ob Ehriften, Juden; Mabomedaner; — Evans 
gelifche, Katholiken, Mennoniten 26). » 


2 Die Cultur des Volkes kuͤndigt fih an 
(Staats£unft, Th. 1, ©.358) als finnliche, 
technifche, intellectuelle, Eünftlerifche, 
ſittlich-zreligiöſe und bürgerliche Cultur. 
a) Die phy ſiſche Cultur umſchließt den’ Feld⸗ 
bau, die ——— den Wieſen-, Garten-, 
St. W. ate Aufl. 2 


5:7 
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Obſt-, Weinbau ꝛc., den Forſt- und Bergbau 
u. ſ. w.; 

b) die technifche Cultur den geſammten Ger 
werbsfleiß in Manufacturen und Fabriken, amd 
alle Arten und Verzweigungen des Handels ; 

c) die intellectuelle Cultur den Anbau 
der Sprachen und der Wilfenfchaften, mit Dar: 
ftellung aller Anftalten und Einrichtungen für 
Gelehrſamkeit und Wiſſenſchaften im Umfange 
des Staates; 

d) die aͤſthetiſche Eultur den Zuftand und 
Anbau der Künfte (namentlich der Dicht -, 
Rede-, Ton-, Bau: und Schaufpielfunft, der 
Malerei x); 

e) die fittlichereligiöfe Cultur die Sitten 
des Dolfes nad) feinen einzelnen Ständen, den 
kirchlichen Cultus ꝛc.; und 

f) die bürgerliche Cultur den Zuftand der 
politischen Bildung und Miündigkeit der einzelnen 
Stände des Volkes, namentlich der erblichen 
Etände und des fogenannten dritten Standes, 
(Staatsfunft, Th. 1, ©. 360) um, nad 


- der forgfältigen Wuͤrdigung aller wefentlichen 
Puncte der Sultur, ein beftimmtes Ergebniß über 


die Volksthumlichkeit und den National: 
charafter ziehen zu Eonnen. 


3) Der Organismus des Staates 


(Staatskunft, Th. 1, ©. 367 ff.) umschließt 


bie Berfaffung, die Negierung und die 


DBerwaltung defjelben. 


a) Bei ver Berfaffung (Staatsfunft, 
Th. 1, S. 376 ff.) wird berüdfichtigt, ob der Staat 
eine gefchriebene Verfaſſungsurkunde babe, ober 
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nicht; ob fie eine ocfroyirfe oder vertragsmaͤßige 
fen; ob fie den vepräfentativen oder ftändifchen 
Charakter trage; ob es eine oder zwei Kammern 
gebe; an welche Bedingungen der Eintritt in die 
Kammern geknüpft fen; welche Nechte den Volks— 
vertretern, namentlich) in Hinſicht der Theil 
- nahme an der gefeßgebenden Gewalt und in Bes 
ziehung auf Das Budget, zuftehen; in welchem 
Verhältniffe die Kirche zum Staate ftehe (ob’ nah 
dem Epiffopal= oder Territorialfyfteme) u, f. w. 


b) Bei der Kegierungsform (Staats 
funft, Th. 1, ©. 441ff.) wird erörtert, ob 
der Staat eine monarchifche oder republi- 
Fanifche Regierungsform habe; ob die monar— 
chifche autokratiſch oder befchränft, ob die repus 
blifanifche demofratifch oder ariftofratifch fen; 
nad) welchem Grundfaße, bei der monarchifchen 
Kegierungsform, die Thronfolge erfcheine (ob 
nach Wahl, oder Erblichfeit, — 9b im männ: 
lihen, oder auch int weiblichen Sefchlechte ꝛc.); 
ob eine Civillifte Beftehe; wie ver Hofftaat 
geftalter feyz welche Orden vorhanden find ꝛc. 


c) Bei der Verwaltung (Staatsfunft, 
35.1, ©. 477 ff.) muß zunächft angegeben wer- 
den, ob fie nach dem Syſteme der Provinzial— 
verwaltung, oder nach dem Syſteme der Central 
verwaltung beftehe; .ob die Gemeindeverwals 
tung ſelbſtſtaͤndig fen; wie viele und welche Mi— 
nifterta, und in welchem gegenfeitigen Verhaͤlt— 
niffe fie beftehen; ob ein Staatsrath, und 
‘mit welchen Functionen, ob ein befonderes: fürft- 
liches KRabinet, ob eine Generalcontrolle 
eriftire; ob.alle verwaltende Behörden verant- 

p) # 
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wortlich find; — an im Einzelnen, 
wie im Staate | 
) die Berehtiareitänflese (nach den. 
vorhandenen Gefeßbüchern, nach den verfchie- 
denen Behörden und Inſtanzen — ob mit 
Gefchwornengerichten und Friedensrichtern 2c.), 
8) die Polizei (nach der Sicherheits: und 
Ordnungs-, fo wie nach der Cultur⸗ und Wohl: 
fahrtspoligei) j 
Y) Das Sinanzwefen (cc Domainen, 
Kegalien, Budget, directen und indirecten 
Steuern und ihrer Vertheilungs - und Erhes 
bungsweife),, 

9 das Kriegswefen (nach dem ftehenden 
Heere, Neferven, tandwehr, Landſturm, Fe— 
ftungen ꝛc. ꝛc.) 

organiſirt ſey, und verwaltet werde. 


B) Zu der Darſtellung des Außern Staats— 
lebens im Kreiſe der Gegenwart gehoͤren wieder 
drei Hauptpuncte: 

a) Beftimmung des Einfluffes (Staats eu nft, 
25.1, ©. 341f.), welchen das innere eben 
eines Staates, nach der Cultur des Volkes und 
nad) den drei Bedingungen des Staatsorganismug 
(Verfaſſung, Regierung und Verwaltung), auf 
deffen äußere (fraftvolle oder ſchwache) Ankündis 
gung in der Mitte des europäifchen Staatenſyſtems 
behauptet, fo wie der Ruͤckwirkung, welche bisweilen 
auch das aͤußere politifche Leben eines Staates 
auf deſſen inneres Leben bervorbringt (z.B, in 
ber Zeit der Kriege, und nach denfelben ꝛc.); 


5b) Wirdigung des befondern Staatsin— 
tereſſe jedes einzelnen felbftftändigen Staates 
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(Staatskunft, Th.1, ©.581), hauprfächlich 
nach Ausmittelung feiner politifchen Würde (ob 
Kaifertfum, Königreich, Freiſtaat, Fuͤrſten— 
thum 2c.), feiner volligen oder theilweife bes 
fhränften Souveprainetät (wie 5. B. in 
einem Staatenbunde, oder in den jonifchen In— 
feln, in der Stadt Cracau ꝛc.), und feines poli- 
tifhen Ranges und Gewichtes (als Macht 
des erften, zweiten, dritten oder vierten politifchen 
NKanges ); 


€) Aufſtellung der Sefanmteit der für jeden 
einzelnen Staat gültigen Verträge in Bes 
ziehung auf alle Mächte und Staaten des Auslan— 
des, fie moger Friedengsfchlüffe, Angriffs = oder 
Vertheidigungsbuͤndniſſe, Handelsverträge, oder 
befondere Konventionen u. f. w. feyn. Zugleich 
muß dabei bemerkt werden, ob fich der einzelne 
Staat in der Gegenwart entweder im wirklichen 
Zuftande des Krieges, oder doch im Zuftande der ' 
Ketorfionen und Repreffalien gegen andere Staa— 
ten befinder (Staatsfunft, Th. 1, S. 593 ff.). 


Beruͤckſichtigt die Staatenfunde — fowohl 
die allgemeine, welche das geſammte europaͤiſche 
und; amerifanifche Staatenſyſtem umſchließt, als 
die beſondere, welhe als Specialftatiftif 
des einzelnen Staates erſcheint, — alle dieſe aufs 

geſtellten weſentlichen Puncte des innern und aͤußern 
Staatslebens; ſo ſcheint theils der Anforderung an 
den eiſchopfenden Umfang, theils den Anſpruͤchen an 
die logiſch zweckmaͤßige Anordnung und innere Ver— 
theilung der darzuſtellenden Maſſen, in der Wiſſen— 
ſchaft der Staatenkunde Genuͤge zu geſchehen. Dabei 
verſteht ſich von ſelbſt, daß, nach der Eigenthuͤmlich— 


22 Staatenfunde. 


feit der einzelnen Staaten, fowohl in der Aufeinan- 
verfolge und Stellung, als auch in der mehr oder 
weniger ausführlichen Behandlung der einzelnen auf: 
geführten Rubriken (3. B. bei der Schilderung der. 
Schweiz und der Tuͤrkei), in der Darſtellung ſelbſt 
eine bedeutende Verſchiedenheit und Mannigfaltigkeit 
ſtatt finden muͤſſe. 


8. 
Obeine geſchichtliche Ueberſicht des Staa— 


tes in die Theorie der Staatenkunde ges 
F hoͤre? 


Je weniger Zweifel über die Aufnahme und 
j Durchführung der ($. 6.) aufgeftellten Gegenftände 

felbft in die Staatenfunde und deren Theorie. ftatt 
finden kann, wenn gleich über die Aufeinanderfolge 
und Stellung derfelben verfchiedenartige Anfichten bes 
ſtehen mögen (je nachdem man nämlich bei der The o— 
rie der Statiftif von dieſen oder andern Grund— 
fäßen ausgeht); deſto ſchwankender find die Anfichten 
der theoretifchen Statiftifer darüber, ob es zweck— 
mäßig fen, vor der Darftellung der Staatenfunde 
des einzelnen, Staates eine kurze tabellarifche 
sefhichtlice Veberficht über die Zus und: 
Abnahme des Staates, feit feinem: Ent 
ſtehen bis zum Augenblide der Gegenwart, 
zunähft in Hinſicht auf Öeviertmeilen 
und Bolkszahl, zu geben. 

Allerdings gehört, im ftrengen Sinne genommen, 
diefer Stoff ausfchliegend der Gefchichte, und nicht 
der Staatenfinde, an; auch würde diefe Ueberſicht 
entbehrlich ſeyn, wenn jeder, der eines Handbuches 
der allgemeinen oder beſondern Staatenkunde bedarf, 
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entweder an ſich fchon vollig mit der Gefchichte der 
ftariftifch darzuftellenden Staaten vertraut wäre, oder 
doch, vor dem Studium der Specialftatiftif eines 
Staates, die Kenntniß der Speciatgefchichte deffelben 
ſich erworben hätte, Weil aber.dies hei den meiften, 
welche die Staatenfunde als eine für fich bes 
ſtehende Wiffenfchaft erlernen “wollen, nicht 
vorausgefegt werden kann; fo fiheint eine — freilich 
kurze und fehr gedräugte — geſchichtliche 
Ueberſicht über das allmählige Anwachfen oder 
tiber das Einfen eines Staates nach feiner politifchen 
Macht, in Hinficht auf Sander, Provinzen , Zahl 
von Geviertmeilen und Bevölkerung, - —- (wie fie bereits 
von Haffel bei feiner [feübern] Statiftif won Deft: 
reich and Nupland, von Wichmann bei der Sta— 
eiftif von Rußland, von Stein bei der von Preußen, 
von mir bei der Statiftif von Sachfen, und von 
Haffelinf, ſtatiſtiſchen Umriſſe der fammel, 
europ, Staaten [Weimar, 1823. Fol.]: verfucht 
worden ift) — der ftatiftifchen Darftellung felbft fehr 
zwedmäßig, wenn gleich nicht nothwendig, voraus⸗ 
zugehen. Denn jeder in der Wirklichkeit vorhandene 
Staat knuͤpft ſeine Öegenwartan eine Ver— 
gangenheit, ohne welche die Gegenwart nicht das 
wäre, was fie ift, und aus welcher die öffentliche 
Ankindigung des Staates im Kreife der Gegenwart 
zunächft hervorging. 


9, 0 
Literatur der Theorie der Statiſtik. 


Die erften geläuterten Grundfäße für eine Theo» 
rie der Statiſtik fielee Achenwall in feiner 
(bei der Literatur der Staatenkunde vollftandig anzu— 
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führenden) „Staatsverfaffung, ber heutigen 
vodnehmſten Keihe und Volker auf, in 
deren Tter Auflage die Theorie’63 Seiten umfaßt. 
— (Er erklärte geradezu, bevor man die Statiſtik 
anfange, müffe man einige. allgemeine Anmerkungen 


machen: über 1) ihren Begriff und Umfang, ihre 


Abtheilungen und ihre natürlihen Verbin— 
dungen; ber 2) ihren Nußen; 3) ihre Ges 
fhichte, und 4) ihre Quellen, Er geht dabei 
von dem Begriffe der Staatsmerfwürdigfeis 
ten aus, und fagt: „Der Inbegriff der wirklichen 
Staatsmerkwürdigkeiten eines Neiches oder. einer Re— 
publif macht ihre Staatsverfaffung im weitern 
Verſtande aus; und die Lehre von der Staatsverfafz 
fung eines oder mehrerer einzelnen Staaten „ie die 
Statiftif, oder Staatsbefchreibung.” (In 
Der Behandlung . und Aufeinanderfolge der Gegen 
ftände weicht er aber bedeutend von dem H. 6. no 
ftellten Plane ab.) 


Nach ihm bearbeiteten die Theorie der Statifit: 


J. Chſtph. Gatterer, Ideal einer allgemeinen Weltz 
ſtatiſtit. Goͤtt. 1773. 8. 

Joſeh Mader, A Begriff und: Lehrart der Sta⸗ 
tiſtik. Prag, 1793. 

Schlözer, — der Statiſtik. Nebſt Ideen 
uͤber das Studium der Politik uͤberhaupt. Erſtes 
Heft. Goͤtt. 1804. 8. (mehr iſt von dieſem geiſtreichen 
Entwurfe nicht erſchienen.) — (Man kann damit feine 
Mecenfionen über mehrere fpätere Schriften aus dem 
Gebiete der Staatenkunde vergleihen in den Goͤtting. 
gel. Anz. 1808, ©t. 14. ©t. 26. St. 58. und 
&t. 210.) 

Geo. Fr. Dan. Goͤß, über den Begriff der Stas 
tiſtik. Ein hiſtoriſch-kritiſcher Verſuch. Anſpach, 1804. 
8. — De statistices aetate et ulilitate. SU 
1806. 4. Ceine Preisſchrift.) f 


Int 


Staatenfunde, 25 


Gregor Schoͤpf, Leitfaden zu einer - allgemeinen 
Statiftit, mit Hinweiſung auf wahre und gründliche 
Staatskunde. Nuͤrnb. 1806. 8. (Ohne Schlözern 


zu. nennen, benugte Schöpf deſſen Anfichten; ſelbſt 


die, welche er nur aus nachgefchriebenen Schlözerfchen 
Vorleſungen kennen gelernt hatte, weil das zweite 
Heft der Schlözerfchen Theorie nicht erfchien. (vgl. Götz 


ting. Anz. 1808, N.26. ©, 259, von Schloͤzern 


felöft.) 
(Ueber bie Schriften. von Donnant, theo- 
rie elementaire de la slalistique. Paris, 1805. 
8. — und Introduetion A la science de la sta- 
tistique, d’apres l’allemand de Mr. de Schlö- 
zer. Paris, 1805. 8., fo wie über die holläns 
difche Ueberſetzung der Schloͤzerſchen Theorie durch 


Tijdeman [Groͤningen, 1807.] muß man Sclös. 


zers eignes Urtheil — Anz. 1808, St. 14. 

S. 137 ff. und St. 26. S. 249)] vergleichen.) 

Aug. Niemann, Abriß der Statiſtik und der 
Staatenkunde, Be Sragmenten zur Geſchichte derfels 
ſelben. Altona, 1807. 8. 

Leop. Krug, Ideen zu einer ſtaatswirthſchaftlichen 
Statiſtik. Berl. 1807. 4. 

Wild. Butte, Statiſtik als Wiſſenſchaft. 1x. Theil. 
(mehr iſt nicht erfchienen.) Landsh. 1808, 8. 

Chip. Rommel, über Geographie, Ethnographie 
und Statiſtik. Nebſt einem Abriſſe dieſer und der polis 
tifhen Wiſſenſchaften. Marburg, 1810. 8... > 

Sof. Zizius, theoretifche Vorbereitung und Eins 
leitung zur Statiſtik. Wien und Trieft, 1810. 8. 

Aug. Leov. Bucher, Betrachtungen über die Geogra— 
phie und über ihr Verhaͤltniß zur Geſchichte und, Stas 
tiſtik. Leipz. 1812. 8. 

Auͤg. Ferdin. Luͤder, Kritik der Statiſtik und Poli⸗ 
tif, nebſt einer Begruͤndung det politiſchen Hhiloſophie. 
Goͤtt. 1812. 8. 

Fr. Rönnbäck, de statistices apnd veteres 
vestigiis, el fontibhs: Abo, 1815. 4. (vgl. Leipz. 
Lit. Zeit. 1815, St. 290.) 

Sof. Mar. Freih. v. Liechtenſtern, erſte Einleis 


tung zum Studium. dev Statiftit als ſelbſtſtaͤndiger 


- 
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Wiſfenſchaft unter dem leitenden Princip des Staats⸗ 
zweckes. Zweite umgearb. und verm. Ausgabe. Dresden, 
1820. 8. | 

-*Ern. Klotz,tlieoriae stalistices partieula4. s. 
theoria statistices tanquamıseientiae. Lips. 1821. 8. 
" Chretiien de Schlözer, table des matieres‘ 

'eohtenties la theorie de la statistigue, ainsı que 

dans celle de Y’histoire. Moscou, 1833. 8. — 

Aus dem Franz. von dem. Berf. ſelbſt überfegt und mit 
"einigen Zufägen verfehen, unter dem Titel! Grundriß 
ber Gegenjtände, welche in der Theorie der Statiſtik, 

fo wie im der der. Geſchichte, vorzüglicy im Beziehung 

auf den erhnographifchen Theil der legtgenannten Wiffens 
N fapafe, Venithalten jind. Gott. 1827. 8. 

! Franz Sofevh Mome, Theorie der Statiſtik. Erfte 

Acbiheil Heidelb 1824. 8. 

Chſtn. Aug. Fifcher, Grundriß einer neuen foftematis 
ſchen Darftellung der Statiſtik als Wiffenfchaft. Nebſt 
einer Probeſkizze der Behandlung. Elberf. 1825. 8. 7 
EEK IH;SLtErHFeLd, Grundlinien zur allges 

meinen Staatsfunde, mit befonderer Ruͤckſicht auf die 
organiſche, materielle ind wirthſchaftliche Grundmacht 

des Staates. Münden, 1826. 8. — Ueber den-&tands 

pihter der Siaatskunde, als Buͤrgſchaft der Landes» Ords 

: „nungen und Freiheiten. "München, 18297, 8. 
¶In Haſſels Lehrbuch der Statiftif, Weimar, 
vor 2 8, wid von S. 1 26 aud) die Theorie der 


Srtatiſtik beruͤckſichtigt. Te 
2 — ec ir: ſich gt) —— * 
580 4 — 4 10. —6 


RR PU | —2 
Ueberficht über die Geſchichte der Staa— 
tenkunde und deren wiſſenſchaftlichen 
a  er 

h J. Geo. Meufel,Ateratur der. Statiftif, Leipz. 1790. 


8. — Diefes Wert ward, mit den beiden erfdyienenen 
Maͤchtraͤgen, in einer N. A. in 2 Bänden bearbeitet. 


„ai Ah) 4 J J 


*) Bergl, meine Recenſion im Hermes, S. 208 fi. 


/ 
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Leipz. 1806. 8. (bedarf aber in unſrer Zeit einer neuen 
Geſtaltung und Ergaͤnzung.) | 

Aug. Ferd. Lüder, Gefchichte der Statiſtik. Goͤtt. 
1817. 8. (ein leidenſchaftlich geſchriebenes Werk gegen 
die Statiſtik, die der Verf. fruͤher ſelbſt wiſſenſchaftlich 
angebaut hatte.) | 


* * * 


Wenn gleich aus den Berichten der venetiani⸗ 
fhen Geſandten im Auslande während des fechszehn- 
ten Jahrhunderts Die erften gedrudten ftatiftifchen 
Schrifterchervorgegangen find; fo war doch auch das 
damalige — der erſten Anregung der ſtatiſtiſchen 
Kenntniſſe günftig. Denn mit dem Anfange des 
fechszehnten Jahrhunderts: begann die erweiterte Ver⸗ 
bindung unter den einzelnen europäifchen Keichen und 
Staaten, die gegenfeitige genaue Beobachtung ihrer 
Intereſſen ‚und, Ubfichten, der ſchnelle Wechfel ver 
Buͤnduiſſe und Verträge zwifchen ihnen, fo wie der 
fichere Tact, mit welchem mehrere Kegenten und. Mi: 
niſter diefer und der nächftfolgenden Zeit die Gegen- 
ftände des innern Staatslebens behandelten. Das. 
bin gehörten Ludwig 12 und Franz 1 von, Frankreich ; 
Karls in Spanien und Teutſchland; Churfuͤrſt Auguſt 
von Sachfen ; Heinrich 4 und Sully in Frankreich u. a, 
As Vorläufer des miffenfchaftlichen Anbaues 
der Staatenkunde müffen betrachtet werden: ... 
France. Sansovino (geb.-1521 zu Rom), del 
governo ‚e amministeatione di diversi, regni e 
republiche, cosi antiche,. come moderne; in 22 
Büchern. Diefes Werk, erfchien zuerſt 1567 zu Venes 
dig, eine fpätere Ausgabe daſelbſt 1607, 4. Ä 
.v..x Le.relatoni universali:di Giovanni Botero,' 
divise in quattro parti. Diefes Werk, welches zu: 
erft zu Rom 1592. 4. gedruckt ward, erſchien in den 
folgenden Ausgaben bedeutend vermehrt, und ward in 
verſchiedene Sprachen (ind Teut ſche, Muͤnchen, 1612. 
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Fol.; ins Lat einiſche mehrmals) uͤberſetzt. — Die 
beſte Ausgabe iſt: Io. Boteri relationes de prae- 
cipuis rebus publieis, ex-italico latine conver- 
sae, cum'notis et indice auctorum polilicorum 


ITusti Reifenberg, edenteRud. GeorgLünde. 


Helmst. 1664. 4. { 
(Diefe beiden Werke find, nach der gewöhnlichen 
Meinung, aus den Papieren venetianifcher Gefandten 
entſtanden. Anders urtheilte Schloͤzer darüber in 


den Goͤtting. Anz. 1308, St. 210. ©. 2101 f.) 


An tiefe Schriften ſchloß ſich Cin 72 einzelnen, aus 
dem Stalienifchen ins Lateinifche überfesten, Abhands 
lungen uͤber politifch ; ftatiftifche Gegenftände) an? The⸗ 
saurus politicus; relationes, iustructiones, dis- 


sertaliones, aliosque de rebus ad plenam im- 
44*5 * A nr 242 4 
periorum, regnorum, provinciarum, cognilio- 


nem, complectens. 3Tom. Colon. 1609 —11. 8. 


Die Ueberfekung war ‚von Kafpar Eng, Iutherifchem 


Prediger zu Lorich. — Den Titel des feltenen Drigis 


i 


nals führt Schlözger an in den Goͤtt. Anz. 1808, 
Su 210. 2101 Fr | | 


(BeirSanfovino wurden 22 Sperialftatiftiten 
[von Frankreich, Teutſchland, England, Spanien, 


der Türkei, Perſien, Tunis, Fez, Polen, Portugal, 
MNeapel, Kirchenſtaat, Alt-⸗Rom, Schweiz, Raguſa, 


Sparta, Genua, Athen, Lucca, Venedig, Nuͤrn⸗ 


berg und dor Utopia, einem Ide alſtaate —] 


gegeben, Geſchichtliche und ſtatiſtiſche Gegenſtaͤnde laus 


fen bunt durch einander; nür einige Staaten [Frank⸗ 


reich ; England, Fez, das alte Nom, Sparta, Athen, 


CWVenedig und Utopia] wurden ausführlid charak⸗ 


teriſirt. Ein gemeinfamer Plan fehlt; denn oft. wers 
' den: bei dem: einen Staate Gegenjtände aufgeführt, 
welche bei demt aundern übergangen werden, Der Relis 
gion, des Handels und der wiſſenſchaftlichen Cultur 


— wird mur wenig und beilaͤufig gedaht: — Mehr 


ſyſtematiſche Haltung finder ſich beim Botero, wel⸗ 
cher Über alle ihm bekannte Staaten, über ihre Vers 
faffungen und Religionen, fich verbreitet. —- Der Thes 


2 faurns;. von Ens uͤberſetzt, hingegen enthaͤlt blos eine 


* 
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Maſſe von einzelnen politifch s ftatiftifchen Aufſaͤtzen, 
welche aus Inſtructionen und Berichten von Gefandten 
. und Staatsmännern gezogen waren.) 


11. | 
Fortſettzung. 
Bon d'Avity bis Achenwall. 


Wenn gleich die (5. 10.) genannten Werke nur 
als die erſten unvollkommenen Vorbereitungen gelten 
koͤnnen, das Gebiet der Staatenkunde aus einem 
eigenthuͤmlichen Geſichtspuncte aufzufaſſen; ſo begann 
doch ſchon mit dem Werke des d'Avity der erſte 
wiffenfchaftliche Verſuch in Hinſicht des felbftftändigen 
Anbaues der Staatenfunde im Großen.‘ Ihm folgten 
mehrere nicht ohne Tact und Erfolg. Allein der fefte 
wiljenfchaftliche Charakter der Statiftif begann erft mit 
Achenwall, mit welchem daher auch ein heuer Zeit: 
abfchnitt in der Bearbeitung der Staatenfunde als 
Wiſſenſchaft anbebt. 


Den erften größern wiffenfchaftlihen Verſuch 
enthält: . ‘ u 


(d’Avity,) les Etats, empires, royaumes, 
seigneuries, duchez et priucipautez du monde, 
ar le,Sieur D.V. T. V. St. Omer, 1621 sq. 4. — 
. E. Paris, 1625. Fol. (Dieſes Wert fand in 
feiner Zeit allgemeinen Beifall. Es erfhien lateis 
niſch: Archontologia cosmica, mit Zufäßen 
von J. Ludw. Bothofried [d. i. J. Phil. Abelin]. 
Frankf. 1629. Fol. umd*teutfh, Anfangs mit‘ 107 
Merianifchen Kupfern, Frankf. 1646. Fol. und ſpaͤter 
mit 145 Kupfern, und mit. einer Forrfegung bis zum 
Jahre 1694, zu Frankf. 1695. Fol. — In Frank 
reich beforgte die zweite, ſtark vermehrte, Ausgabe: 
Frangois Ranchim Paris, 1635 — 1645. 5 Voll. » 
Fol, — Am Umfange noch ftärker, allein den Zus 


| 
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ſaͤtzen nach unbrauchbarer und entſtellter, iſt die ſpaͤtere 
Ausgabe. von Jean,Baptiste de Rocoles. Paris, 
1660. 6 Voll. Fol. Diefes Werk umfchloß. nicht blog 
Europa, fondern verbreitete fich auch, und zwar in den drei’ 
erſten Theilen, über Ajien, Afrika und Amerika.) 


Noch gehören. der Mitte des fiebenzehnten Jahr—⸗ 
hunderts die fogenanuten (32) Elzevirifchen Re— 
publifen an, welche feit dem jahre 1625 bei den 
Brüdern Elzevire zu Senden in Gedez, unter leitung 
des Johann de Laet zu Antwerpen, erfchienen. Sie 


‚enthalten Specialftatiftifen im Geiſte ihres 


Zeitalters (vier davon find fogar den Hebräern, Gries 
chen, Athenienfern und Römern gewidmet), zuſam— 
mengefeßt aus vorliegenden gefchichtlichen und ftatiftis 


- fchen Notizen, und von mehrern Berfaffern, im 


Ganzen ziemlich ungleichartig, bearbeitet. — Gleich: 
zeitig empfahl Veit Ludw. v. Secken dorf in feinem 
Fürftenftaate (1656) die zwecfmäßige Beſchrei— 
bung der einzelnen Staaten, und gab eine Anweifung 
zu derfelben. | Bu 

Obgleich noch nicht unter dem Namen Stati= 
ftif, welcher erft von Achenwall gebraucht ward, . 
lehrte doch bereits Conring (F 1681) zu Helmftäpt 


dieſe Wilfenfchaft- zuerft auf einer teutſchen Hochfchule, 


und führte fie dadurch in den Kreis der akademi— 
fhen Difciplinen ein. War gleich der Zufchnitt, 
den er diefer Wiſſenſchaft gab, etwas fchwerfällig und 
feholaftifeh (er trug fie nach der methodo quatuor 
causarum — causa mäterialis [and und Seute], 
causa finalis [Zwed und Mittel des Staates], causa 
formalis [Regierungsform], causa efhciens [Regent, - 
Minifter, Behörden, Militair ꝛc. — vor); fo erwedte 
er doch den Sinn für Diefe neue und wichtige Wiffen- 
fchaft ſehr allgemein, - Er felbft ſchrieb nicht Darüber; 
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allein v. Goͤbel nahm in den dritten Theil von 

Sonrings Werfen (zufammen 6 Thle. Braunfchw, 
4700) dag opus posthumum: de notitia rerum 
. publicarum hodiernarum auf, und Joh. Fr. Poöps 
ping, inf. orbis ıllustratus, s. nova histo- 
rico - publico - geographica imperiorum rerum- 
que publicarum per totum terrarum orbem de- 
scriptio, (Rabeburg ‚ 1668. 12.) folgte ibm; noch 
mehr aber, und mit bedeutenden Zufäßen und Er- 
weiterungen, Conrings ehemaliger Zuhörer (im Jahre 
1660), der Profeſſor Philipp Andreas Didenburger 
zu Genf (7 1678), in feinem; thesaurus rerum 
publicarum. 4 Voll, Genev. 1675. 8: Durchs 
gehends Herrfchte in dieſem ausführlichen Werke Co n= 
rings angedeuteter Plan, durchgeführt Durch alle 
Keiche und Staaten der vier Erdtheile. 

Gleichzeitig mit Conring, lehrte Joh. Andreas 
Dofe zu Jena dieſelbe Wiſſenſchaft; er felbft aber 
ſchrieb über Diefelbe fo wenig, wie Conring. Erſt 
zwei Jahre nach feinem Tode gab Georg Schubart 
die Borträge des Bofe heraus: introductio genera- | 
lis in notitiam rerum publicarum orbis universi. _ 
Ien. 1676. 4. Sie enthält eine breite Einleitung 
in die MWilfenfchaft, worauf vier afavemifche Gele— 
genheitsfchriften defjelben über einzelne ftatiftifche Ges 
genftände folgen. An der beabfichtigten ‚Bearbeitung 
der Specialftatiftif Der alten und neuen Reiche 
und Staaten verhinderte ihn der Tod. — Später 
gab Koh. Andr. Schmid Boſe's notitia Hispaniae, 
Helmst. 1702. 4. als deſſen einzigen ftatiftifchen 
Nachlaß heraus. 

Ju vielen Quartausgaben, von 1673 bis 1707, 
erfchien von dem Prof. Sof. Chriftopd Be dann 
zu Frankfurt an der Oder: historia orbis terrarum 
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geographica et civilis, de variis negotiis nostri 
- potissimum .et superioris saeculi, aliisque rebus 
selectioribus. Er gab in der größern Hälfte des 
Werkes eine fnftematifch verbundene Mafje Hiftorifcher 
und geograpbifcher Nachrichten, worauf er eine Be— 
fchreibung -von eilf europäifchen Staaten (Spanien, 
Portugal, Frankreich, England, Dänemark, Schwes 
den, Rußland, Polen, Böhmen und Ungarn, der 
Zürfei und Venedig) folgen ließ, nnd die afiatifchen 
und afrifanifchen Staaten in einer Ueberficht darftellte, 


Chrsin. Gastel, de statu publico Europae 
novissimo. Norimb. 1675. Fol. Cberückjichtigte vor⸗ 
zuͤglich Teutſchland.) 

Bernh. v. Zech (ſaͤchſ. geh. Rath, — ſchrieb 
pſeudonym als Friedr. Leutholff von en 
'Europäifcher Herold. Leipz. 1685. Fol. — N. A. i 
2 TIheilen, fehr vermehrt und fortgeführt, 1705. 01. 
(Er umſchließt die ſaͤmmtlichen europäifchen Staaten, 
mit Ausnahme Rußlands und der Türkei, nad ihrem 
politifhen Range: das roͤmiſch-teutſche Kaiſer— 
thum (im ganzen erſten Theile), dann die Koͤnigreiche, 
die Freiſtaaten, die Fuͤrſtenthuͤner. — Nach feinem 

“  Dlane giebt er zuerft ausführlid) die neuere Geſchichte, 
dann die Befchreibung bes Landes, der EN und 
der. Negierung. 

Thom. Salmon, modern history, or the 
p! resent state of all nations. Lond. 1724. Fol. — 

d. 3. 3 Voll. 1744 sqg. (Naͤchſt dem d’Avity 
ift dies, unter den ältern ftatiftifchen Werfen, eins der 
ausführlichften. Mit Ausnahme Englands [melches der 
Verf. in den beiden erften Theilen feiner” brittifchen Ges 
fchichte befchrieben Hatte], verbreitet ſich der Verf. über 
alle Reiche der vier Erdtheile. Das Wert ward ins 
Holländifhe (von van God), ins Franzöfifche, Stas 
lienifche, -und ing Teutfche. [mit ‚Aufnahme der Zus 
füge der hollaͤndiſchen Ueberfegung] in 10 Theilen, 4. 
Altona, 1732 — 54, überfegt, — In fpäterer Beit 
‚ folgte ihm. ein. anderer Drittes Th. Smollet, ihe 


Staatenkunde, 33 


"present state of all -nations. 8Tom. Lond. 
1758 89q. 8. 


| In compendiariſcher Scrm ward bie 
Staatenkunde behandelt: 


Luc. de Linda, descriptio örbis et omnium 
ejus rerum'publicarum, in qua praecipua omnium 
regnorum et rerum ublicarum ordine et metho- 
dicte pertractantur. Lugd. Bat. 1655. 8. (Diefes 
erfte Kompendium der Statiftit ‘wird von den meiften 
neuern Statijtitern nicht erwähnt. Der Verf. aber, der 
am längften bei den europälfchen Reichen verweilt, ob 
er gleich die außereuropaͤiſchen nicht ganz übergeht, gab 
feinem Buche einen fojtematifchen Zuſchnitt und Kürze 
des Ausdrucdes; nur vermifcht er das Statiftifche, 
GSeographifche,, Publiciſtifche und ſelbſt das Geſchicht⸗ 
liche.) 

Dietr. Herm. Kemmerih, Einleitung zur Staats— 
wiſſenſchaft der heutigen Welt. Leipz. 1713. 8. (fuͤr 
ſeine Zeit nicht ohne Werth.) 

Everard Otto, primae lineae nötitiae Europae 
rerum publicarum. Trajecti, 1726. 8. (Otto 
übertraf feinen Landsmann de Linda. Sein Bud 

erſchien in mehrern Auflagen und in Rachdruͤcken zu 
Jena. -Die fünfte Auflage (1749) mit dem Titel; 
notitia, praecipuarum Europae rerum publica- 

‚rum.‘ (Er ließ, auf eine allgemeine Einleitung, blos 
fechs europäifche Staaten folgen [Teutfchland, England, 

Frankreich, Spanien, Portugal, die Niederfande]. Im 
Texte ſchildert er die Gegenwart, in den Anmertungen 
und Noten die Vergangenheit.) 


12, ee — Pr | 
Sortfeßung 
Bon Achenwall bis Meufel, . 


“ Das höhere Leben und der reicher, Anbau der 
Statiftif , ſelbſt dieſer Name, begann erft mit 
- Achenwalls Schriften und Dorträgen über dieſe 

St. W. ate Aufl. IV. 3. 


i 
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Wiſſenſchaft ſeit 1748 zu ‚Göttingen‘; die er ſchon 
ſeit 1746 in Marburg gelehrt harte,“ > ' 


Sfr. Achenwall, Abriß der nenefteh Staatswiffens 
fehaft der heutigen vornehmften enropdifchen. Reiche! und 


Republiken. Goͤtt. 1749. 8. — Dann feit 1752 mit 
: dem. Titels. Staatsverfaffung, der euxropaͤiſchen Reiche 


im Grundriffe, in mehren Auflagen 1756. 1762, 1767. 
Nach des Verfaffers Tode ward das Werk in 3wei 
Theilen in der ſech ſten Auflage 1781 und 1785 aus 
gegeben, wovon Schloͤzer den erſten, Sprengel | 
den. zweiten Theil, — die fiebente Auflage aber 

1790 und 1795 Sprengel allein beſorgte. CDer 


: ., Einleitung zu Adhenmwalls. Werke, weldye eine 
. , Theorie der Statiftif enthält, iſt bereits [$. 8] 
‚ gedacht. m Ganzen befchränfte er ſich auf die Spes 


%+ 


cialjtatiftit von acht Staaten: Spanien, Portugal, 
Frankreich, Großbritannien, Niederlande [dody fehlen 
diefe in der Tten Auflage vom Jahre 1798], Rußland, 


Daͤnemark, Schweden.) 


Chrſtn. Wild. Franz Wald, Entwurf der Staates 
verfaffing der vornehmjten Reiche und Völker in Europa. 


‚Sena, 1749, 8 (Er :fiellte, nach kurzen. einleitenden 


Srundfägen, zehn Staaten dar: Portugal, Spanien, 


Frankreich, Großbritannien, Miederlande, Teutfchland, 


Dänemarf, Schweden, Rußland, Kircdyenftaat.) 
Paul Reinhard, Einleitung in die Staats _ 


wiſſenſchaft der vornehmſten Reiche und Republiken in 
- Emisya und Afrika. Erlangen, 1755. 8. (im Ganzen 
‚ weniger reichhaltig, als Achenwaͤll und Walch; doch be; 


handelte er auch Algier, Tunis, Tripoli, Fez und 
Marocco.) 
Ant. Fr. Buͤſching, kurzgefaßte Vorbereitung zur 


europaͤiſchen Laͤnder⸗ und Staatskunde. Hamb. 1758, 


8. — Die neueſte Auflage von Norrmann 1803. 


Ludw. Ant. Baum ann, kurjer Entwurf der Staats 
verfaffung der europäifchen Reiche. Brandenb, 1761. 8. 
(unbedeutend) J 

M. Ec(obald) Toze, ber gegenwaͤrtige Zuſtand von 


Europa. 2 Theile. Buͤtzow und Wismar, 1767. 8. — 


Staatenfunde, 35 


Die 2te und Ste Auflage, (1779 und 1785) unter dem 
veränderten Titels Einleitung zur allgemeinen und bes 
fondern europäifchen Staatsfunde,. in zwei Theilen, 
(Der Verf. behandelt darin; Europa überhaupt, Spas 
nien, Dortugal, Großbritannien, die Niederlande, Däs 
nemarf, Schweden, Polen und Rußland.) — Nach 
feinem Tode bearbeitete Walent. Aug. Heinze die 
vierte Auflage (17/90 u. 1799), die aber im zweiten 
Theile ‚ı welcyer blos Dänemark und Schweden enthält, 
nicht beendigt ward. — Diefes. Wert ward ing 
Engliſche, Holländifche und Dänifche überfest. _ 


J. Fr. Lebret, Vorlefungen über die Statiftif. 2Th. 
Stuttg. 1783 ff. 8. (nur die Einleitung ‚handelt von 
der Statiftit Überhaupt; das übrige enthält eine Spe⸗ 
eialftatiftit von Venedig und dem Kirchenſtaate.) 

Aug. Fr. Wild. Crome, über die Größe und Ber 
‚ völferung der euvopäifchen Staaten. Leipz. 1785. 8, 
M. A. Franff. am M. 1794, — Neu bearbeitet und 
erweitert erfchien diefes Werk unter dem Titel: Ueber 
die Eulturverhältniffe der europäifchen Staaten, ein 
Verſuch, mittelft Größe und Bevölkerung den Grad 
der Cultur der Länder Europens zu beftimmen. Mit 
15 Tabellen, und einer illuminirten Verhaͤltnißcharte von 
ge Leipg. 1792, 8. — Europens Producte. Deffau, 
1782, 8. Ate Aufl. Tüb. 1805. 8.- (Doch erfchien von 
diefer N. X. nur die erfte Abtheil.) — Das Wert 
„über die Eulturverhältniffe‘‘ gab der Verf. Leipz. 1818, 
8. neu heraus unter dem Titel? Allgemeine Ueberſicht 
der Staatsträfte von den fämmtlichen europaͤiſchen Rei— 
chen und Ländern. Mit 7 Tabellen, und einer Verhaͤlt— 
nißcharte von Europa. 

Sul. Aug. Remer, Lehrbuch der Staatskunde der 
pornehmften eutopäifhen Staaten, Braunfhw. 1786, 
8. (ein brauchbares Kompendium für jene Zeit.) 

Phil. Chen. Wernher, Handbud) der — Erd⸗ 
und Voͤlkerkunde. 2 Theile. Mainz, 1737 f. 8. (blieb 
unbeendigt.) 

Aug. Ferd. Luͤder, Einleitung in Die Staatskunde, 
nebſt einer Statiſtik der vornehmſten europaͤiſchen Reiche. 
Ir Theil. Leipz. 1792. 8. ———— Außer der 


* 
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Einleitung, ſtellte er blos Spanien und die Nieder: 
» Sande bar.) 
Theophil Fr. Ehrmann, Grundriß der europäifchen 
Staatenfunde. Stuttg. 1791. 8. (dürftig.) 


13. 
Fortſetzung. 
Bon Meufel bis jegt. 


Der neuefte Zeitabfchnitt in der wiffenfchaftlichen 
Bearbeitung der Statiftif beginnt mit Meufel, weil 
feit diefer Zeit-im Ganzen mehr gleichmäßige Haltung 
in die Darftellung derfelben bei afademifchen Vortraͤ— 
gen Fam, und diefe Vorträge Uber Staatenfunde auf 
allen Hochfchulen Teutſchlands, die mit dem Geifte 
der Zeit und mit dem Anbaue, der Staatswiffenfchaften 
forefchritten, von den Regierungen angeordnet und 
von den Studirenden befuchte wurden. — Für dieſe 

: afademifchen Zwede wurden denn zunächft die an— 
geführten Lehrbücher von Meufel, Mannert, Mile 
biller, und Haffel (vom J. 1822) berechnet. 


% Georg Meufel, Lehrbud der Statiftif. Leipz. 
1792, 8 — 4te Aufl. 1817. 8, (Zu den Berdienften 
diefes reichhaltigen Compendiums gehörte, daß es auch 
Teutſchland, Deftreid und Preußen dar— 
ftellte. — Die vierte Auflage enthielt nicht durchs 
gehends die Weränderungen der neuejten Zeit.) 

Matthias Ehfin. Sprengel, Grundriß der Staates 
kunde der vornehmften europäifhen Weiche. Ir Theil. 
Kalle, 1795. 8. Cward nicht fortgefeßt, und‘ enthält 
blos Spanien, Dornigal, Großbritannien, Rußland, 
die Niederlande, Dänemark und Schweden.) 

San. de Luca, practifche Staatstunde von Europa, 
Wien, 1796. 8. Cunbebeutend.) 

J. D. N. Hock, Handbuch der. neueften Erdbefchreis 
bung und Statiktit. 2 Ihle. Schweinfurt, 1803, 
8, (größtentheild Compilation aus. Fabri.) : _ 
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Chſtn. Adam Müller, neuefle allgemeine Geogras 
phie der gegenwärtigen Zeit, ein neues volljtändiges 
——— Handbuch. 2 Thle. Cin 4 
Bann), Hof, 1803 ff, 8 

% Konr. Müller, bllgenieines Handbuch der Stas 
tiſtik, enthaltend eine möglichjt volljtändige und prags 
matifche Weberficht des ftatiftifchen Gehalts fämmtlicher 
europäifcher Mächte gegen den Anfang des 19ten Sahrz 
hunderts. 1fte Abtheilung Cin 4zHeften). Bremen, 1804, 
4 (Mehr erfchien nicht. Der Verf. ftellte Frankreich, 
Großbritannien, Rußland und Spanien dar.) 

— Schummel, kleine Weltſtatiſtik. Berlin, 

5 BR 

Kon. Mannert, Statiſtik der europ. Staaten. 
Bamb. 1805. 8. — Dazu gehörte als Ergänzung: 
Statiftit des teutfchen Reiches. Bamb. 1806, 8. 


Joſeph Milbiller, Handbuch der Statiftif der 
- europäifchen Staaten. 2 Theile. Landsh. 1811. 8. (Er 
befolgte Schlözers Grundidee: vires unitae agunt, 
und ftellte, außer dem europäifchen, auch das teutſche 
Staatenfyftem auf.) \ 

Sof. Mare Freih. v. Liehtenftern, Orundlinien 
einer Eneyklopädie der Kosmographie und Statiftik, 
N. A. Wien, 1812, 8. (größtentheils Compilation.) 

Seo. Haffel, vollitändiges Handbuch der neueften 
Erdbefchreibung und Statiftit. Ar Band in 2 Abthl, 
Bert. 1816 f. 8. (Mehr erſchien nicht, Er behans 
delte das Brittifche Neih, Spanien, Portugal, Frank; 
reich, und die Niederlande.) 


Chin, Gtfr. Dan. Stein, Handbuch der Geogra⸗ 
phie nach den neueſten Anſichten. 2 Theile. Lpz. 1808. 
8. — Erſchien (1811) in der. zweiten Auflage mit 
dem erweiterten Titel? Kandbuc der Geographie und 
Statiſtik, nad den neueften Anſichten, und behielt 
iin (1817) in der dritten, (1819 f.) in der viers 
ten, und (1824 f.) in der fünften Auflage, welche 
ſaͤmmtlich in drei Theilen erſchienen. 

Joſ. Marx Freih. v. Liehtenftern,. Lehrbuch der 
Staͤtiſtik aller gegenwärtig beſtehenden emcopaiſchen Staa⸗ 
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ten, nach Meuſels Plane bearbeitet. Ar Thl. 


— “ 


Wien u. Dresden, 1821. 8 (Mehr erſchien nicht.) 


Seo. Haffel,; Lehrbuch der Statiſtik der europdis 


ſchen Staaten für höhere Lehranftalten, zugleich als 


Handbuch zur Selbftbelehrung. "Weimar, 1822. 8 


J. € Bifinger, ‚vergleichende Darftellung der 
Grundmacht oder der Staatskräfte aller europäifchen 
Monarchieen und Republiken. Peſth u. Wien, 1823. 4. 


Chſtn. Karl Andre, neuefte Zahlenftatiftif der euros 


x 


päifhen und außereuropäifchen Staaten, Erfter Jahr⸗ 


gang, enthält 1) allgemeine Motigen, und 2) Deftveich, 
Stuttg. und Tuͤb. 1823. 8. 


€. A. Freih. v. Malchus, Statiſtik und Staatens 
kunde. Ein Beitrag zur Staatenkunde von Europa, 
Stuttg. und Tuͤb. 1826. 8, 


(Zwei größere, noch nicht beendigte, Werke gehös 
een theilmweife hieher: 1) die neuefte Länder 
und Völkerkunde, ein-geographifches Lefebuch für 
alle. Stände... Weimar, feit 1806, 8. — [Das Ganze 
it auf 24 Bände berechnet, “von welchen 22 erfcies 
nen, fo wie von- einigen derfelden neue Auflagen 


noͤthig geworden find. — Die Bearbeitung. der eins 


zelnen Staaten iſt nicht gleihmäßig; mande find 
trefflih, manche gut, manche fehr oberflächlid, und 
mittelmäßig behandelt.] 2) Das vollftändige 
Handbuch der neueften Erdbefhreibung 
von Ad. Chſtn. Safpari, Geo. Haffel, Can 
nabih und Guts Muths. Weimar, 1819. 8. 
In den erften drei Abtheilungen diefes Werkes, welche 
eilf Bände ausmachen, ift Europa beendigt, meis 
tens von Haffel dargeftellg Aſien, welches bie 


vierte Abtheilung in vier Bänden füllt, if ganz 


von Haffel. Von der fünften Abtheilung, welche 
Amerika umfchließt, find erft drei Bände und die 


“7 erfte Abtheilung des vierten Bandes, bearbeitet yon 


Haſſel und Cannabich, erfchienen. Cnoch unbes 
endigt.) — Die fehfte Abtheilung Afrika hat 
Ukert in zwei Bänden bearbeitet. —: Die fies 

- beute Abtheilung Auftralion iſt von Haffel.) 


v 
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a ae 3 £ s 14. FH ers en. + " Dee N 
Tabellarifhe Behandlung der Staaten— 
et beide, : AR 


Die tabellariſche Behandlung der Etaatenfunde, 
gegen welche in neuern Zeiten viele Stimmen fich ers 
hoben haben, darf, weit ihr Zwed nur auf eine relas 
tive und augenblieliche Brauchbarfeit „berechnet iſt, 
Die ſyſtematiſche Dorftellung . der Willenfchaft weder 
‚beeinträchtigen noch verdrängen ;.es muß piemebr bei 
ihr ‚nie vergeffen werden , «Daß fie im Ganzen nur ein 
verfinnlihendes: Bild, eine anſchauliche 
Ueberſicht geben, nur einen der Wahrheit ſich 
annaͤhernden Maasftab enthalten, und das 
namentlich in Za blewausbrüden foll/ was in Zah: 
len ausgedrüct und dargeſtellt werden Fatın. — Zwar 
ward anch im Alterthume, z. B. von, Cecrops, ſchon 
gezählt; Schlözer.aber bemerkte ſehr wahr (Gott. 
Anz. 4808, St. 210. ©. 2092), Daß, die, Römer 
ausgenommen, Niemand im:ganzen Alterthume regel: 
mäßig gezählt, und daß man eben ſo wenig im gan— 
zen Mittelalter daran gedacht Habe, Selbft noch vor 
hundert Jahren: gab es Faum zwei Staaten in der 
‚ganzen: cultivinten Welt, die ihre Volksmaſſen an— 
‚ders, als nad) einem bloßen (oft fehr unfichern) Ueber— 
ſchlage beſtjmmten. Nur der große Churfuͤrſt Fries 
drich Wilhelm yon Brandenburg verordnete 
im Jahre. 1683 eine allgemeine- Bolfszählung,  Erft 
um das. Jahr 1746 -erfihienen, won Schweden 
aus, Modelle von Kirchentiften (von’Geburten, 
Todesfällen, Ehen ꝛc.) und Volfsliften. Sie 
liefen, nach Schlözers Austrudfe, “wie ein, Lauf— 
feuer durch Europa. Die ſogenannte arithmetiſche 
Politik ward weiter angebaut, und auf die. Örund- 
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lage derſelben in Teutſchland, Schweden, Frankreich 
und Holland berechnet, was in Zahlen ausgedruͤckt 
werden konnte. Es ift zwar wahr, daß man bie 
Sache lächerlich machen Eann, fobald man bei den 
Angaben von Schafen und Schweinen in "einzelnen 
Zahlen” ftehen bleibt; “allen Schloͤ zer traf auch 
hier das Wahre, wenn er fihrieb: „Die Commoda 
einer tabetlarifchen Statiftif hat noch fein Vernuͤnfti— 
‚ger Bezweifelt; aber über ihre Ausartung Durch Igno— 
. ranz, ihren‘ Mißbrauch durch Deſpotism, über 
Tabellen ram,’ und hber-die armen, ‚oft annit 
heplagten, Tabeilentnechte wäre ein) Wott zu 
ſprechen.“ — 
ir Der, eiſte —* — der tabellarifhen Doifiel⸗ 
ung der Sinatenünng war ein jetzt wenig bekanntes 
Bub: 
le ‚Petr. — ersen, deseriptio, statuum cul- 
tiorum in tabulis. Hafniae, 1741. Folk 
VCH, C. Gafpari,y- fkatiftifche Tabelle uͤber ‚die 
vornehmſten europälfchen Staaten. Gotha, 1778. Fol. 
SR v. Schmidtburg,) flatitifhe Tabellen 
zur. bequemen Weberficht der Groͤße, Bevölkerung, des 
Reichthums und der Macht der vornehmften europaͤiſchen 
Staaten. Prag, 1781. 501. Ste Aufl. Leipz. 1785. Fol. 
0%, Keine. Jacobi, geographifh sftariftifchshifies 
riſche Tabellen zum zwedmäßigen und nuͤtzlichen Unter⸗ 
richte der Jugend. 3 Theile. Hamburg, 17856 — 94, 4, 
Adolvh Fr. Randel, ftatillifche Ueberſicht der vors 
nehmſten teutfchen und europdifchen Staaten, in An⸗ 
- ſehung ihrer Größe, Bevoͤlkerung, ihres Finanz⸗ und 
KKriegs zuſtandes. Mit einem Anhangs gleichen Inhalts 
über. den nordamerikaniſchen Freiſtaat. Berl. 1786. Fol. 
‚ (Der Verf. nannte ſich nicht, mar aber ber erfte 
Teutſche, der zweckmaͤßige flatiftifche Tabellen lieferte, 
- und meiltens die Quellen anführte, aus welchen er 
feine Nachrichten entlehnte.) — Won der neuen Bes 
arbeitung  diefes Werkes. gab Randel, unter feinem 
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Namen, vor ſeinem Tode, des erſten Theiles er ſte 
Abtheilung (Teutſchland im Allgemeinen) uns 
ter dem Titel heraus: Annalen der Staatsfräfte von 
Europa. Berl. 1792, Fol. Die zweite Abtheilung 
(die öftreichifhe Monarchie.) bearbeitete Fr. Leopold | 
Brunn, Berl. 1805. Fol. Diefer fhrieb fchon früher: 

dr. Leop. Brunn, tabellarifdyes Lehrbudy der neues 
fen Geographie und Statiſtik. Baſel, 1786. 8. Die 
- Tabellen in Fol. 

Jul. Aug. Remer, Tabellen zur Aufbewahrung der 
wichtigften fLatiftifchen Veränderungen in den vornehmften 
europäifchen Staaten. (Diefe Tabelfen, wovon jährlicd) 
zwei erfchienen, follten Ergänzungen feines Compendiums 
feyn. Es erfaienen 14 Tabellen. über die Jahre 1786 
bis 1792.) Braunſchw. 1787 — 94, Fol. 

(Iſaac Gtli. Boͤtticher,) ſtatiſtiſche Weberfichtss 
tabellen aller europaͤiſchen Staaten, nebſt deren Muͤn— 
zen, Maaßen und Gewichten. Koͤnigsb. und Leipzig, 
1789. Fol. 

Heinr. de Marées, tabellariſches Handbuch der 
neuern Geographie, Statiſtit und Geſchichte fuͤr 
‚Säulen, Herausgeg. von Funke, mit Charten von 
Sosmann. 2 Hefte. Berl. 1802. Querfol. (ward 
nicht fortgefeßt. Es war ein Verſuch, verwandte. Wiffens 
ſchaften fuͤr paͤdagogiſche Zwecke zu verbinden.) 

J. Sr: Ockhart, Europens monarchiſche und repus 
blikaniſche Staaten. 4 Theile. Leipz. 1804ff. Fol. 

Theophil Fr. Ehrmann, geographifc, ſtatiſtiſche 
Heberfichtstabellen aller Erdtheile, nebſt Specialtabellen 
von Teutfchland und Frankreich. Erfurt, 1805. Fol. 

J. D. A. Hoͤck, ſtatiſtiſche Darftellung der. europäts 
‚Shen Staaten nach ihrem neueften Zuſtande. Amberg, 
1805. Fol. — Hiſtoriſch⸗ ftatiftifche Darftellung der 
Staatskraͤfte Europa’s. in 5 Tabellen. Lpz. 1811.- Fol. 
"Be. Haffel, fatitifher Umriß der fämmtlichen. 
europäifchen Staaten. 2 Theile. Braunſchw. 1805. Fol. 
«(enthielt blos die teutfchen Staaten.) — Statiſtiſche 
Ueberſichtstabellen der ſaͤmmtlichen europaͤiſchen und eini— 
ger außereuropaͤiſcher Staaten. Goͤtt. 18009. Fol. — 
Statiftifcher Umyißsider fämmtlicyen: europaͤiſchen und 
der — außereuropaͤiſchen Staaten, in Hinſicht 


— 
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ihrer Entwickelung, Groͤſe Volksmenge, Finanz⸗ und 
Militairverfaſſung; tabellariſch dargeſtellt. Erfter Heft. 
COeſtreich. Preußen. Der teutſche Bund.) Weimar, 
1823. Fol. — Heft 2 (das übrige Eurova). 1824, — 
Heft 3 (das osmanifche Reich und die aufereuropäifchen 
Staaten). 1824. 
ee, Sydow, gründliche Ueberſicht der europaͤiſchen 
Staaten in 53 geographifcy;fkatiftifhen Tabellen. Erfurt, 
1821..50l, — Gründliche Weberficht der außereuropaͤi⸗ 
ſchen Staaten in geographifchz ſtatiſtiſchen Tabellen. 
"Erfurt, 1822. Fol. 
15. 
teritogre n Bepandtang d der tee 
tenfunde, 


Zwar ‚reicht die lerifographifche —* der 
Erd- und Staatenkunde weiter zuruͤck, als. die tabel— 
lariſche; man darf aber dabei ni ht vergeflen, daß in 
diefen W drterbücern, felbft in den neueffeh und 
vorzüglichern, das Nein= -Statiftif che weder vor⸗ 
herrſcht, noch von dem Öeographifchen und Gefchicht- 
lihen ftreng gefondert if. Die meiſten Werke dieſer 
Art find daher Mifchlinge, und zunaͤchſt auf 
Brauchbarfeit, nicht auf. tiefere Begründung, 
neue. Seftaltung und. weitere. Werbkeinnig der eigentz 
lichen Wiſſenſchaft, berechnet. 
| Viel dahin gehöriges enthält? 

Vollſtaͤndiges Univerfalleriton aller Wiſenſchaften und 

‚Künfte, darin die geographifch s politifche Beſchreibung 

des Erdfreifes u. 64 Theile und 4 Supplementbände. 

Halle und Leipz. 1732 ff. Fol. (bei Zedler.) 

Unmittelbar der Erds und Staatenfunde gehören , an: 

Bruzen la Martiniere, Atlas der ganzen Welt, 
oder geographifchs und £ritifehes Lexikon ꝛc. Aus dem 

Franzoͤſ. uͤberſ. mit Vorrede von — u 

13-Thle: Leipz. 1744 ff. Folaud * 
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Reales Staatss, Zeitungs s und Converſationslexikon. 
Mit Vorrede von J. Hübner. Regensb. 1742, 8. — 
Die neuefte (Ilſte) /umgearbeitete — von Fr. A. 
Rluͤ der. 4 Theile, Leipz. 1824— 27 

Wolfg. Jäger, geographiſch-hiſtoriſch-ſtatiſtiſches 
Zeitungslexikon. 2 Theile. Nuͤrnb. 1782 u. 84. 8. 2te 
Aufl. 1791 u, 93. 4. — Ste Aufl. von Konr Mans 
nert. 3 Theile. Nuͤrnb. 1805 — 1811. 8. (Dazu 
Zufäße und Beridhtigungen.) 

PB. A. Winkopp, neueftes Staatss, Zeitungss, 
Reiſe-, Poft; und Hanblungslerifon; oder geographifchs 
hiſtoriſch⸗ſt at iſt i ſches Handbuch von allen fünf Theis 
len der Erde. 3 Bände, und An Bandes 1fte und 2te 
Abtheil. Leipz. 1804 ff. 4. (blieb unvollendet.) 


Theophil Fr. Ehrmann, allgemeines Hiftorifchs 
ftatiftifchsgeograph. Handlungss, Poll: und Zeitungs; 
lexikon. 3 Bände, und An Bandes Ifte u. 2te Abtheil, 
Erfurt, 1804 — 24,4. (Ehrmann gab nur den Nas 
men dazu her, Den erfien Theil bearbeitete Hufuadel 
[fehleht ], die folgenden Schorch ‚bis Po. Cöeffer]). 
"Sortgefegt, Gotha, bis 5n Bndes, 2te Abthl. 1827. 

J. ©. Galletti, vollftändiges geographiſches 
Taſchenwoͤrterbuch. Leipz. 1809. 8. 

Chſtn. Gtfr. Dan. Stein, geographiſch⸗ ſtat iſt i⸗ 
ſches Zeitungs-, Poſt- und Comtoirlexikon. 2 Theile. 
Leipz. 1811. 3. — N. Aufl. in + Theilen (ieder 
Theil in 2 Abtheilungen). Leipz. 1818 — 1821.68. — 
Nacträge dazu, Leipz. 1822 und 2% 8, 

Seo. Haſſel, allgemeines geographiſch⸗ ſt at iſt i⸗ 
ſches Lexicon, aus Quellen und nach den neueſten 

Hülfsmitteln bearbeitet, 2 Thle. m 1817. 8. — 
Nachtraͤge dazu, 1818. 


6. 


Schriften über fpecielle Rarikifge Se 
genſtaͤnde. 


Soll die Staatenkunde als ſelbſtſtaäͤndige 
Wiſſenſchaft :erfcheinen, immer mehr der Wahrs 
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heit ſich naͤhern, und nach allen zu ihr gehoͤrenden 

Theilen gleihmäßig und umfchließend ange 

bauer werden; fo muß in jedem groͤßern Gtaate 

‚ein ſtatiſtiſch es Bureau beſtehen, als der ge— 

meinſame Mittelpunct theils der geſammten Quel⸗ 

len der ſtatiſtiſchen Nachrichten, theils der zweck— 
mäßigen - wiffenfchaftlihen Bearbeitung der aus 
den Duellen gefchöpften Ergebniffe, wie Prengen, 

Württemberg und andere Staaten folche Anftalten 

befißen, deren ausgezeichnete Wirkfamkeit bereits in 

gehaltvollen - und zuverläffigen Schriften über die 

Statiſtiken dieſer Staaten ſich bewaͤhrte. 

Joſ. Marx v. Liechtenſtern, uͤber ſtatiſtiſche 
Bureau's, ihre noͤthigen Formen und Einrichtungen. 
Wien, 1814. 8. 

blitz) in d. Leipziger Lit. Zeit. 1817, 
&t. 20 fielfte auch die Bedingungen für die Seftaltung 
eines flatiftifchen Bureau's auf, 

Einen ſehr intereffanten fpeciellen Gegenftand der 

Staatenfunde behandeln folgende zwei Werfe: 

Karl Fr. Stäudkin, kirchliche Geographie und | 

Statiftif. 2 Theile. Tuͤb. 1804, 8. 

sl, Karl_Trgt. Gtli. Schönemann, Grundriß ‘einer 
Statiftif ‚des teutfchen Religionss und Kirchenwefeng, 
Goͤtting. 1797. 8. 

(Die beſondern Schriften über bie Bevölkerung 
- [oo Suͤßmilch, Malthus ꝛc.), und über die fos 
‚genannte politifche Arichmetif [von Young, 
Buchholz u. a.) find bereits in der Volks; und 
Sdtaatswirthſchaft aufgeführt.) 


| "47, | 
Gedrängte ſtatiſtiſche Ueberſicht über vie 
einzelnen europäifchen Staaten. 
Da in dieſer Darftellung des gefammfen Kreis 
fes der Staatswiffenjchaften in Hinſicht der Staaten— 


\ 


N 
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kunde ($. 1.) nur eine Ueberſicht uͤber den Inhalt 
derfelben gegeben werben kann; fo ift diefe, nach der 
gegenwärtigen politifehen Stellung der 
europäifchen und amerifanifchen Reiche und Staaten 
gegen einander, am zwedmäßigften durchzuführen in 
einer Darftellung dieſer Neiche und Staaten als 
Mächte des erfien, zweiten, dritten und 
vierten politifhen Kanges. 

Daß bei der Eintheilung der europälfchen und 
amerifanifchen Staaten in Mächte des erften, zweiten, 
dritten und vierten Ranges nicht Die Große oder 
Kleinhbeit des Umfanges ihrer Öeviert- 
meilen entfcheiden fann; darüber find wohl alle 
neuere Statiſtiker einverftanden. Man bat daher im 
Allgemeinen ven Maasftab der Bevolferung 
als Orundfaß jener Eintheilung angenommen, und 
diefen Orundfaß auch feit ven legten JO Jahren in den 
meiften Friedensfchlüffen und Vertraͤgen — namentlich 
bei dem Reichsdeputationshauptſchluſſe e im n Jahre 1803, 
bei der Stiftung des Rheinbundes, im J. 1806, bei 
den Berechnungen auf dem Wiener Congreffe, and bei 
der Feftfeßung des: teutfchen Bundesheeres zu Frank—⸗ 
furt —  feftgehalten und im Einzelnen durchgeführt. 

Daß auch diefer Maasftab der Bevölkerung feine 
Unvollfommenbeiten habe, die theils in der äglich ein= 
fretenden Beränderung (größtentheils i in der Vermeh— 
tung) der Volkszahl, theils in fehlerhaften Zaͤhlun⸗ 
gen, theils in abfichtlich die Bevolferumgsfumme ver= 
leinernden Angaben liegen, wiffen die Männer vom 
Sache felbft am beften; auch belegt es die Gefchichte 
‚ ber legten drei Jahrhunderte hinreichend, daß nicht 
immer die fogenannten Mächte des erften Ranges in 
einzelnen Abfchnitten und bei einzelnen wichtigen Ereig⸗ 
niifen den Ausfchlag gaben (man denke z.B; nuran ı 


— 
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den ſachſiſchen Moritz 1552 gegen Karl 5; an Guſtav 


Adolph 1631; an den großen Churfuͤrſten 1656 zwi— 
ſchen Polen und Schweden; an Friedrich 2 in den 
Sahren 1756 — 1762); — allein deffen ungeachtet 
darf die Staatenkunde eines folchen Maasftabes 
nicht ganz ermangeln, weil ein andrer Diaasftab-, 
3. DB. nach dem Range der Neiche und Staaten (ob 


Kaiſerthuͤmer, Konigreihe, Herzogthuͤmer, Nepublis 


£en,) noch zufälliger und willführlicher ift, felbft abge- 
fehen von der fireitigen Rangordnung zwifchen einzel- 
nen Staaten. | 
Es wird daher auch in der nachftehenden Ueber⸗ 
ficht der ſtatiſtiſche Maasſtab der Bevolferungszahl für 


‚ die Eintheilung der Staaten und Mächte beibehalten, 


weil diefer Maasftab zwar in der Angabe einzelner 
Hunderte und Taufende von lebenden Menfchen irren 
kann, im Ganzen aber auf einer unläugbaren 


geſchichtlichen Thatſache — der groͤßern oder 


geringern Zahl der Geſammtbevoͤlkerung — 
beruht. | 

Zu den Mächten des erften politifchen Ranges 
koͤnnen, in unfrer Zeit, nur die fünf Mächte gerech« 
net, welche theils durch den Vertrag. von Chaumont 


(1, März 1814), theils durch ihre gemeinfamen Vers 


handlungen, Befhlüffe und Entfcheidungen auf dem 
Wiener Congreffe, theils durch ihren Vertrag 
zu Paris vom 20. Nov. 1815, theils durd) ihre Ver- 
bandlungen, Befchlüffe und Entfcheidungen auf den 
Congreſſen zu Aachen (1818), zu Troppau-Lay— 
bach (1820 und 1821) und zu Berona (1822) pie 
leitung der europäifchen Angelegenheiten im Großen 
übernommen. haben, Es find dies die Staaten: Deft- 
reich, Preußen (welche beide auch zum teutfchen 
Staatenbunde gehören), Großbritannien, Ruß— 
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land und Frankreich. (Die letzte Macht ward 
erſt auf dem Aachner Congreſſe im Nov. 1818 in den 
Verein jener Hauptmaͤchte aufgenommen.) 

Zu diefen Mächten des erften politifchen Ran⸗ 
ges, mit einer Bevoͤlkerung von 12 und mehr als 
50 Millionen Menfchen, muß auch der teutfche 
Bund in feiner Geſammt heit gerechnet werben, 
wenn gleich Deftreich und Preußen demfelben 
mit 17 Millionen angehören. Denn die am 15. Mai 
1820 zu Wien unterzeichnete, . und am 8, Juny 1820 
zu Sranffurt am Main bekannt gemachte, und ale 
Ergänzung der teutfchen Bundesacte vom 8. Juny 
1815 angenommene, Schlußactederüber Aus: 
bildung und Defeftigung des teutfchen 
Bundes zu Wien gehaltenen Minifterials 
conferenzen enthält für Die politifche Oeltung und 
ftatiftiiche Stellung des teutſchen Staatenbundes in 
der Mitte des gefammten enropäifchen Staatenfpftems 
folgende Beftimmungen: 

„Der teutſche Bund iſt ein voͤlkerrecht— 
licher Verein *) der teutſchen ſouverainen Fuͤr⸗ 
ſten und freien Staͤdte. Dieſer Verein beſteht in 
feinem Innern als eine Gemeinſchaft ſelbſtſtaͤndi— 
ger, unter ſich unabhaͤngiger Staaten, mit wech— 
felfeitigen gleichen Dertragsrechten und Vertrags⸗ 

pflichten; in feinen Au ern Verhältniffen aber 
als eine in politifcher Einheit verbun- 
dene Geſammtmacht. — Nach feiner Stel- 
‚lung ‚gegen dag Ausland hat der tentfche Staaten= - 
bund (Art. 35 ) als Geſammtmacht das Recht, 
Krieg, Frieden, Bindniffe und: andere Verträge 
‚zu befchließen, Doch uͤbt der Bund dieſe — 


kein Bundesſtaat, ſondern ein Staatenbund. 
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(nicht offenfiv, ſondern) nur zu feiner Gelbftver: 
theidigung ; zur Erhaltung der Gelbftftändigfeit 
und äußern Sicherheit Teutſchlands, und der. Un— 

abhaͤngigkeit und Unverletzlichkeit ver einzelnen 

Bundesſtaaten aus.” | 

Zu den enropäifchen Mächten des zweiten 
politifchen Ranges muͤſſen alle diejenigen ‚gerechnet 
werden, welche nicht unmittelbar zu dem Vereine der 
fünf Hanptmächte gehören, nach ihrer Staatskraft 
aber eine Bevölferung von 4 bis‘ 12 Millionen Mens: 
ſchen umfchliegen. Zu 

Zu den europäifchen Mächten des dritten poli— 
tifchen Ranges werden diejenigen gerechnet, Deren 

Bevplferung über eine Million Menfchen enthält, 

und bis zu vier Millionen Einwohnern. fteigt. 

Zu den europäifchen Staaten des vierten poli— 
tifchen Ranges endlich gehören alle diejenigen, deren 

Bevölkerung Feine Million Menfchen erreicht, 


— 48. a 
A, uederſicht des europaͤiſchen Staaten- 
ſyſtem s. 


Europaͤiſche Maͤchte. des erſten politi— 
| ſchen Ranges. 


1) Das Kaiferthum G.M. Einw. 
Oeſtreich: 12,260 30,000,000 
(Bon dieſen 30 Mill, gehören über 10 Mil, zum 
| teuttfchen Staatenbunde.) 
2) Das Köonigreid GM. Einw. 
Preußen: | 5,014 12,255,000 
(Bon dieſen 12 Mill. gehören über 8.000,00 zum 
u a Staatenbunde.) 


Staatenkunde, : 49 


3) Das Königreich Gr of- 
britannien: GM. Einw, 
a) in Europa 5,55% 21,396,000 
b) in den andern Erdtheilen 178,075 116,000,000 
4) Das Kaiſerthum Ruß— | Ä 
land: G. M. Einw. 
a) in Europa | 75,155 47,921,000 
 b)inden andern Erdrheilen 300,000 12,052,000 
9) Das Königreich Frank: Ä 
reich: | G. M. Einw. 
a) in Europa 10,086 30,820,700 
b) in den andern Erdtheilen 657 421,000 
6) Der teutfhe Staa" | 
tenbund (ohne die gu 
demfelben gehörenden Länder | 
Deftreichs, Preußens, Nie- G. M. Einw. 
derlands und Daͤnemarks): 4,421 13,230,000 
Man berechnet den teutſchen Staatenbund, 
nach feiner Geſammtheit, fürs Jahr 1826 zu 33 Mill. 
Menfchen; im Einzelnen aber nach den Zählungen : 


G. M. (ohne Bevölkerung (in 
Bruchzahlen.) runden Zahlen); 


1) Deftreich 3,480 .' :10,323,700 

2) Preußen 3,307 8,586,500 
3) Bayern 1,499 3,800,300 » 
4) Sachſen 21 1,400,000 
5) Hannover 695 1444,100 
6) Wuͤrtemberg 357 1,517,700 

NM Baden = 299 1,090,000 
6) CHurHeffen 208. 573,400 
9) Großh. Heffen 176 680,900 
10) Holftein 473 . 394,800 
SW, ate Auft. . 4 
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‚11).$uremburg 

12) Sachfen- Weimar 

13) Sachfen = Alten 
burg 


14) Sad. -Meinin- 
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15) -Sachfen- Coburg- | 


Gotha 
16) Braunfchweig 
17) Medlenburg- 
Schwerin 
18) Medlenburg: 
Streliß 
19) Oldenburg 
20) Naffau u 
21) Anhalt: Deffau 
22) Anhalt Bären: 
burg | 
23) Anhalt = Köthen 
24) Schwarzburg-Sone 
Ä  dersbaufen 
25) Schwarzburg = Rus 
dolftade, 


26) Hohenzollern = He⸗ 


| hingen 

27) Hohenzollern⸗ Sig⸗ 
maringen 

28) Liechtenſtein 
29) Reuß ältere Linie 


G. M. (ohne Bevoͤlkerung (in 
Bruchzahlen.) runden Zahlen). 
108 255,600 
66 205,500 
2 102,600 
43 128,600 
45 139,400 
70 229,700 : 
223 430,900 
36 71,700 
117 237,600 . 
90 . 29,400 
16 92,900 
15 38,100 
15 32,400 
16 45,100 
19 53,900 
=; 14,900 ( 
18 37,000 
5 9,900 
6 22,200 ° 
93,900 ' 


30) Keuß jüngere: 
21 


Linie 
31). Lippe-Detmold 


20 69,000 
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GM. (ohne Bevölkerung (in 
| Bruchzahlen.) runden Zahlen). 
32% kippe- Schauen: 


burg 9 ‚23,600 
33) Waldeck 21 51,800 
34) Heffen-HSomburg 7 20,300 
35) Frankfurt am M. 4 52,100 
36) tübed 5 40,600 
37) Bremen 3 46,200 
38) Hamburg 7 134,000 Ä 


19, 


b) Europäifhe Mächte des sweiten sell; 


tifhen Ranges, 


Zu den Mächten des zweiten politifchen Ran⸗ 
ges gehoͤren theils ſolche, welche nicht in den naͤhern 
Verein der fuͤnf europaͤiſchen Hauptmaͤchte aufgenom— 
men wurden; theils diejenigen, welche, obgleich in 
Hinſicht der Bevoͤlkerung den Maͤchten des erſten 


Ranges ſich annähernd (wie z.B. das osmanifche - 


Reich und Spanien), doch nach ihrer politifchen 
Ankündigung in der Mitte des europäis- 
[hen Staatenfpftems weit hinter den fünf euro: 
paifchen Hauptmaͤchten zurücdbleiben; theils folche, 
welche ſchon nach ihrer Geſammtbevoͤlkerung, wenn 
ſie gleich uͤber 4 Millionen Menſchen ſteigt, mit den 


* 


* 


Hauptmächten nicht. auf gleiche, Linie der boitiſchen | 


Kraft und Stärke geftelle werden Eonnen, 


Hieher gehoͤret 
1) das osmanifihe Reich. Bei diefem, 
über die fruchtbarften Länder dreier Erdtheile verbrei— 
teten, Reiche find Eeine beftimmten ftariftifchen Anga⸗ 


ben, fondern bios allgemeine ee... moͤg⸗ 
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lich; auch kann, bei dem noch unentſchiedenen Schick— 
ſale Griechenlands, dieſes nicht als ſelbſtſtaͤn— 
diger Staat behandelt werden. — Nach einer neuern 
allgemeinen ſtatiſtiſchen Schaͤtzung werden fuͤr die Ge— 
ſammtheitt der Länder der Pforte in allen drei Erd— 
theilen 41,344 ©. Meilen und 24,446,100 Menſchen 
angenommen. Davon Eorımen 1) auf Europa 6,546 
G. Meilen und 9,100,000 Einwohner; 2) auf die 
unter türfifchem Schutze ftehenden Fürftenthümer 
Walachei und Moldau 1,894 G. Meilen und 
1,500,000 Einw.; 3) auf die afiatifchen Statt- 
halterfchaften (doch ohne Yemen) 19,943 ©. Meilen 
und 9,846,100 Einw.; und 4) auf Aegypten 
12, 960 ©. Meilen mit 4,000,000 Einwohnern. 

2) Das Königreich Spanien. Bei der 

großen Umbildung des innern Staatslebens in Spa— 
nien feit den Ereigniffen der legten fieben Jahre, und 
bei den fortdauernden Unruhen in dieſem Konigreiche, 
ift e8 fehwer, allgemeine, ber Wahrheit fich annähernde, 
Ungaben über daſſelbe aufzuftellen. Es ſcheint aber 
die Annahme von 8,440 ©, Meilen (nach Antil: 
‘ fon) mit einer Bevölkerung von 11,400,000 Men-⸗ 
fchen (welche die Cortes in 51 Provinzen getheilt hat: 
-ten) der Wahrheit am nächften zu kommen. 
Allein noch ſchwankender find die politiſch-ſtati— 
ſtiſchen Ergebniffe in Hinficht der fpanifchen Kos 
lonieen“ Bei der gegenwärtigen Gtellung 
derfelben zu dem europäifchen Murterlande koͤnnen 
nur diejenigen gerechnet werden, welche noch in Ver— 
bindung mit demfelben geblieben find, Diefe enthalten 
auf ungefähr 5100 Geviertmeilen eine Bevölkerung 
von 3,627,000 Menfchen, Ä 

3) Das Königreich beider Sicilien. 
Man berechnet das Gefammtareal beider Keiche auf 
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"1,947 ©. Meilen und ihre Gefammtbevölferung zu 
7,200,000 Menfchen, | 
4) Das Königreich der Niederlande, 
Diefes Königreich, das aus dem vormaligen Frei— 
ftagte Der vereinigten Niederlande und dem von Deft- 
reih abgetretenen Belgien im Sabre 1815 gebildet 
ward, umſchließt in 17 niederländischen Provinzen, 
wozu das dem teutſchen Bunde. einverleibte Groß: 
hberzogthbumturemburg als achtzehnte gerechnet 
werden muß, weil es unter bemfelben Kegenten und 
unter derfelben Verfaffung vom 24. Aug. 1815 fteht, 
1,196 ©. M. mit einer Bevölkerung von 5,900,000 
Menfchen. (Auf iuremburg kommen davon 108 
6, M. und 255,600 Einw.) 

Die außereuropäifchen (in neuerer Zeit 
durch Aberetungen an Großbritannien bedeutend vers 
minderten) Kolonieen werben zu 4,270 ©, M.,. 
mit 6,850,000 Menfchen berechnet. | 

9) Das Konigreih Sardinien. Es ums 
[hliegt, nach der auf dem Wiener Congreffe ihm zu= 
getheilten Vergrößerung und Abründung durch den 
vormaligen. Sreiftaat Genua, 1,317 ©. M. mit 
einer Bevölkerung von 4,315,000 Einwohnern, 


— 20. J 
6) Europaͤiſche Staaten des dritten poli— 
tifhen Ranges. | 


Zu den europäifchen Staaten des,dritten poli= 
tischen Ranges gehören Die, welche eine Bevölkerung 
von mehr als einer Million Menfchen haben, 
die aber nicht bis zu 4 Millionen Einwohnern 
ſteigt. (Sobald die vier Königreiche des teut- 
hen Staatenbundes: Bayern, Sacfen, 
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Hannover und Wuͤrtemberg, fo wie das Groß—⸗ 
herzogthum Baden — welche [$.18.] unter der 
Geſammtzahl des teutſchen Staatenbundes einbegriffen 
wurden — als europäifche Staaten betrachtet wer= 
den, gehören fie ebenfalls hieher.) 

| 1) Das Königreich Portugal. Es um— 
fehließt auf 1,722 ©, Meilen eine Bevölkerung von 
3,145,006 Menfchen. Die noch zu Portugal geho= 
renden Kolonieen — nach der auf “Brafilien über- 
getragenen Gelbftftändigfeit — werden zu 28,800 
G. M. mit 1,630,000 Menfchen berechnet. 
2) Das Konigreih Schweden mit dem 
(ehemals zu Dänemark gehörenden) Konigreiche 
Norwegen, welches im Jahre 1814 von Dänes 
marf - abgetreten, und mit Schweden unter Einem 
Kegenten, doch mit einer eigenthümlichen Verfaſſung, 
vereiniget ward. Man berechnet das Areal beider 
Reiche zu 13,734 ©. Meilen mit einer Geſammt— 


ö bevölferung von 3,812,000 Menfchen. 


"Als Kolonie befi ist Schweden blos die kleine 
Inſel St. Barthelemy in Weſtindien mit 2% 
G. Meilen und 8000 Einwohnern. 

3) Der Kirbenftaat. Er umſchließt in dem 
Gebiete der Stadt Nom, das zu Feiner Delegation 
gehört, und in 17 Delegationen (Provinzen) 812 ©, 
Meilen mit einer Bevolkernng von 2,450,000 Ein- 
wohnern. _ 

4) Das Königreid Dänemark, Diefes 
Reich, von welchem im Jahre 1814 Norwegen ge: 
trennt ward, wofür es van Schweden Schwebifch- 
Pommern abgetreten erhielt, diefes aber an Preußen, 
gegen das von Hannover an Preußen überlaffene 
Sauenburg, vertaufehte, umfchließt ein Areal von 
2,465 ©. Meilen mit 2,050,000 Einwohnern. 


* 
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Die außerenropaͤiſchen Kolonieen Dä- 
nemarfs haben auf 223 ©, Meilen eine Volkszahl 
von 81,700 Menfchen. 

5) Der Freiftaat (oder die Eidsgenoffen: 
ſchaft der Schweiz, feit 1814 beftehend aus 22, 
- felbftftändigen Cantonen, deren jeder feine befondere 
Verfaffung. Regierung und Verwaltung bat, vie 
aber durch ten Bundesvertrag vom 7. Aug. 1815 zu 
Einem politichen Ganzen mit einer gemeinfchaftlichen 
Kegierung (der Tagſatzung) verbunden find. Die 
Geſammtheit tes Staates ınmfchließt auf einem Areale 
von 696 ©. Meilen ‚; 1,580,000 Einwohner. 

6) Das Großherzogthum Toffana, 
geheilt in die deei Provinzen Florenz, Siena und 
Pifa, bat (nad Balbi) 383 ©. Meilen (nach 
Andern 395) mit einer Bevölkerung von 1,290,000 - 
Menfchen, 
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d) saropallde EN des vierten poli- 
tifhen Ranges, 


Zu den evropäifchen Staaten des vierten poli- 
tifchen Nanges werden die gerechnet, deren Bevoͤlke— 
rung nicht bis zu einer Million Einwohner 
fteigt. (Dahin gehören die meiften der teurfchen 
Bundesftaaten mit Einfchluß der vier freien Staͤdte 
Teutſchlands [welche 5.18. in die Gefammtzahl. des 
teutfchen: Staatıinbimdes eingerechnet worden find.] ) 

1) Das Herzogtbum Parma mit Piacenza 
und Öuaftallahatauf 103 G. Meifen (nah Batbi . 
blos 100) eine Tevölferung von 440,000 Menfchen, 

2) Das Herzogthum Modena mit Maffa 
‚ and Carrara bat auf 93 ©, Meilen eine Bevölfe- 
rung von 380,000 Menfchen, 
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3) Die jonifche Republik, welche 7 In— 
feln umſchließt, und feit 1815 unter dem Schuße 
Großbritanniens fteher, enthält auf 47 G. M. 
227,000 Einwohner, 

4) Das Herzogthum Lucca mit 206, Meilen 
und 144,000 Einwohnern, 

5) Der Sreiftaat ©. Marino (innerhalb 
des Kirchenftaates in der Delegation Romagna) auf 
413 Meile mit 7,000 Einwohnern. - 
| 6) Die freie Stadt Cracar (feit. 1815, 
unter dem Schuße Rußlands, Deftreihs und Preu— 
fens) mit, 20 ©, Meilen und 108,009 Einwohnern, 
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B. Ueberficht des amerifaxifchen Staa 
tenſyſtems. 


Der nordamerikaniſche Bun⸗ 
desſtaat ur Geviertm, Bevölkerung. 
(25 Provinzen und 6 Ter= | 

riforien). 103,434 10,700,000 
Hayti. | 1,385 936,000 
Kaiſerthum Brafılien. 134,833 5,310,000 
Der merikanifche Bundesftaat, 46,297 7,200,000 
Mittelamerifa (Guatemala). 9,600  1,100,000 


Columbia, 63,555 3,500,000. 
Peru, "24,461 1,500,000 
Chile, 80572 500,000 
Bolivia, 15,050 1,100,000 
Dereinigre Provinzen am la | 

Plata. | 49,916 720,000 
Paraguay, J 6913 600,000 


— — —— — 
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Das pofitive Staatsredt 
(Verfaſſungsrecht). 





Einleitung 


| 1. 
VBorbereitende Begriffe 


Wenn das philoſophiſche, oder öffentliche, 
Staatsrecht (jus publicum universale) die wif- 
fenfchaftlihe Darftellung der unmittelbar aus 
der Vernunft hervorgehenden Örundfäße 
für Die Begründung, die Fortdauer und die Vervoll— 
fommnung einer vertragsmäßigen Verbindung freier 
Wefen in ihrem Außern Wirfungsfreife, — d. h. 
die fnftematifche Darftellung der Grundfäße enthält 
(Th. 1, Staatsrecht, 9.5, ©. 155f.), nad 
welchen die unbedingte Herrſchaft des Rechts, 
oder Das Gleichgewicht zwiſchen der äußern Freiheit 
aller zur bürgerlichen Geſellſchaft vereinigten Wefen, 
unter der Bedingung des rechtlich geftalteren 
Zwanges innerhalb des Staates begründet, erhal⸗ 
ten und gefichert wird; fo unterfcheider fich das poſi— 
tive Staatsrecht von dem philofophifchen (üffent= 
lichen) Staatsrechte teils nach feinem Urfprunge, 


\ 
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teils nach feinem Umfange, theils nach feiner 
Gültigkeit. 


Das pofitive Staatsrecht, ob es gleich dem phi— 
lofophifchen Staatsrechte nicht widerfpredhen 
darf, und auf daſſelbe, als den höchften und leßten 
Maasftab feiner Würdigung, zurüdgeführt werden foll, 
ſtammt nänlich, feinem Urfprunge nad), nicht aus 
der Vernunft, fondern aus der Erfahrung, weilesdie, in 
einem inder Wirklichkeit beftehenden Staate feftgefegten, 
Grundbedingungen feines innern öffentlichen 
Lebens enthält; es umfchließt ferner, feinem Umfange 
nach, alle in ver Mitte der gefehichtlich beſtehen— 
den Staaten vorhandenen vrtlichen und zeitgemäßen 
DVerhältniffe und Bedingungen in der Ankündigung ihres 
innern öffentlichen lebens ; es beruht endlich nach feiner 
Gültigkeit theils auf dem hoͤch ſten Willen im 
Staate, von welchem diefes pofitive öffentliche Recht 
ausging (e8 mag nun diefer hoͤchſte Wille der Wille 
eines aufofratifthen, oder eines an die Mitwirfung 
der Volksvertreter gebundenen Regenten feyn), theils 
auf der hoͤchſten Gewalt im Staate, nach welcher 
das beftehende pofitive öffentliche Recht in jedem ein= 
zelnen Salle felbft durch die Unwendung des 
Zwanges aufrecht erhalten und behauptet werden 
kann. Durch diefe Behauptung und Geltendmachung. 
des öffentlichen Rechts vermittelt des der höchiten 
Gewalt zuftehenden Zwanges wird zunächft der 
Charakter des Pofitiven im öffentlichen Rechte 
beftimmt, | 
So wefentlih nun das pofitive Staatsrecht 

von dem philofopbifchen Staatsrechte fich unter: 
ſcheidet; eben fo wefentlich unterfcheidet es fich auch 
von dem in einem Staate geltenden pofitiven Pri- 
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vafrechte, wenn gleich in jedem gut organifirten 
Staate das pofitive Privatrecht ganz fo, wie das pofis 
tive öffentliche Recht, ein Ausflug des hoͤchſten Wil: 
lens im Staate ift, und von der höchften Gewalt 
durch den Zwang aufrecht erhalten werden kann 
und muß. Auch darf das pofitive Privatrecht, nach 
dem für daſſelbe geltenden bürgerlichen und Strafz 
Geſetzbuche, nicht mit dem pofitiven öffentlichen Rechte 
im Widerfpruche ftehen, "inwiefern nämlich das legte 
die Örundbeftimmungen des indern öffentlichen 
Staatslebens in irgend einem gegebenen Staate 
enthält. | 


Selbſt wenn man, nach der Analogie der Benen- 
nung des practiichen europäaifchen Voͤlkerrechts, 
dieſes pofitive Hffentliche Staatsrecht ein „poſitives 
europäifches Staatsrecht” nennen ‚wollte; fo 
wirde diefe Benennung nur einfeitig feyn, weil 
ſchon jet die Grundfäße des pofitiven Staatsrechts 
des nordamerifanifchen Bundesftaates und 
der andern, bereits zu feften Staatsverfaffungen 
gelangten amerifanifchen Staaten (Brafilien, Hayti, 
Mexiko ꝛc.) von dem Gebiete diefer Wiffenfchaft 
nicht ausgefchloffen werden duͤrfen. Kin pofitiveg 
„europaͤiſches“ Staatsrecht würde daher einen 
zu befchränften Begriff enthalten; fo wie wahr= 
fcheinlich auch die demſelben verwandte Wiffenfchaft 
des practifchen Voͤlkerrechts in Zukunft 
nicht mehr den bisher gewöhnlichen Namen‘ des 
‚„‚practifchen europäaifchen Voͤlkerrechts,“ wegen 
gleicher Ruͤckſicht auf die politifche Stellung der ſelbſt⸗ 
ftändigen amerikanifchen Staaten zu den Keichen 

und Staaten Europa’s, führen wird. 
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— und Zweck des pofitiven Staats: 
rechts, 


Das pofitive Stoaterecht iſt die wiſſenſchaft— 
liche Darftellung des öffentlichen geſchrie— 
benen Rechts der felbftftändigen europäis 
ſchen und amerifanifchen Keihe und Staa— 
ten, inwiefern in dieſem öffentlihen 
Rechte die urkundlich beftehbenden und 
gegenwärtig geltenden Örundbedinguns 
gen des innern Staatslebens dieſer 
Reiche und Staaten enthalten find. 

Aus diefem Grundbegriffe folge: 1) daß jeder in 
der Wirklichkeit beftehende Staat in das Gebiet die— 
fer Wiffenfchaft gehört, der ein pofitives Hffent- 
lihes Recht befißst; 2) daß diefes pofitive öffent= 
liche Recht nicht blos auf dem Herkommen und der Ge— 
wohnheit beruhen darf, fondern in gewiffen, als Ur— 
Funden geltenden, Örundgefeßen fohriftlich 
enthalten feyn muß, deren beftimmter Sinn angegeben, 
erklärt und angewandt werden kann; 3) daß folglich 
zunächft nur'die neuen, ins öffentliche leben der euros 
päifchen und amerikanifchen Staaten feit 40 Jahren 
eingetretenen, DBerfaffungen nach ihrem Inhalte 
hieher gehören; H daß aber auch nur diejenigen 
Grundgeſetze, als pofitives Staatsrecht, aufge⸗ 
ſtellt werden duͤrfen, welche noch Da 
gelten; und 5) daß, bei ihrer Darftellung, haupt= 
fächlih diejenigen Beftimmungen derfelben 
- hervorgehoben und fuftematifch geordnet werden müffen, 
welche wirklich Die gegenwärtigen Grundbedin— 
gungendesinnern Ötaatslebens der genann= 
ten Reiche und Staaten in fich enthalten, 
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Aus diefer Zerglieverung des Grundbegriffs der 
Wiſſenſchaft erhellt zugleich der Zw ed derfelben. Es 
foll nämlich eine ftreng ſyſtematiſche und gleich» 
mäßig durchgeführte Darftellung des gegen— 
wärtig geltenden offentlihen Rechts von 
allen den Reichen und Staaten verfucht werden, welche 
in geſchriebenen Örundgefesen ein anerkann— 
tes öffentliches Recht — verfcehieden von. ihrem Privat: 
rechte, und von allen’ in ihren Gefegbüchern vorhan— 
denen privatrechtlichen Beſtimmungen — befißen. 

Es Eonnte fcheinen,. als ob in den Begriff der 
Wiſſenſchaft auch die Ruͤckſicht auf das äußere 
Staatsleben aufgenommen werden müßte. Allein 

zugeftanden, daß, bei dem genauen Zufammens 
hange zwifchen dem innern und Außern Staates 
leben, und bei der (in der Staatsfunft Th. 1, 
wiffenfchaftlich durchgeführten) Wechfelwirfung zwi⸗ 
fhen beiden, fehr viele in dem pofitiven vffent= 
lichen Rechte eines Staates enthaltene Grundbe— 
dingungen für das innere Staatsleben nicht 
ohne Ruͤckwirkung auf das aͤußere Staats— 
leben bleiben koͤnnen; ſo duͤrfen doch dieſe mittel— 
baren und zufaͤlligen Folgen und Wirkungen nicht 
den Ausſchlag bei der Begriffsbeſtimmung der Wiſ— 
ſenſchaft ſelbſt geben. Denn ſo wie jedes fuͤr einen 
in der Wirklichkeit beſtehenden Staat gegebene 
Privatrecht ng zunaͤchſt auf dieſen Staat 
und deſſen Bürger berechnet iſt, ſo oft auch Aus— 
länder bei den Beftimmungen und Entfcheidungen 
diefes Privatrechts interefirt fenn koͤnnen; fo ift 
auch jedes Grundgeſetz, als Unterlage des 
poſitiven offentlihen Rechts, zunächft nur 
für das innere leben eines einzelnen in der Wirk: 
lichkeit beftehenden Staates, und nicht fir. deſſen 
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äußere Anfündigung, beftimmt, fo wichtig auch 
die in einem folchen Örundgefeße enthaltenen ein= 
zelnen Beftimmungen in der Wechfelwirfung des 
gegebenen Staates. mit andern Staaten werden 
koͤnnen. — | 
Es find, in den Beurtheilungen der erften Auf: 
lage diefes Werks, theils Ausftellungen gegen 
den von mir aufgeftellten Begriff dDiefer neuen Staats: 
wiſſenſchaft, theils gegen den Umfang ihres Ges 
biets, theils gegen die Art und Weife der Aus— 
führung gemacht worden ; doch haben die wichtigften 
kritiſchen Stimmen daruͤber (in der Hall. Lit. Zeit., 
‚in der Jen. lit. Zeit., in den Heidelb. Jahrb. und 
in dem Converfationsbl. ) nicht blos die Neuheit und 
Norhwendigkeit der hier aufgeftellten Wiffenfchaft, 
ſondern auch das für diefelbe in gefhichtlicher 
Hinſicht Beleiftere anerfannt. — Gegen die 
gemachten Haupfeinwendungen hier nur einige Worte, 
Wenn zwei geachtete Recenfenten Anftoß an der, in 
der erften Auflage gewählten, Benennung für dieſe 
neue Wiſſenſchaft: „poſitives oͤffentliches 
Staatsrecht“ nahmen, und der eine, ſtatt derſel⸗ 
ben, blos das Wort: „‚Verfaffungsreht“ 
vorfchlug; fo habe ich mich von der Wahrheit diefer 
Bemerkung fo überzeugt, Daß ich, in diefer zweiten 
Auflage, das. pleonaftifche Adjectiv „offentlich“ 
in der Benennung der Wiſſaſchaft wegließ, und 
die Benennung „Berfaffungsrecht”, die frei— 
lich noch zu wenig gangbar ift, in Parentheſe bei— 
brachte. — In Betreff des Umf anges der von 
mir aufgeftellten Wiſſenſchaft tavelte es ver Rec, in 
den Heidelb. Jahrb., „daß ih mid blos 
auf die wirklich beftehenden Berfaffuns 
gen beſchrankt hätte,” Nach feiner Anfiche 
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hätten die Verfaffungen, „wie die des teurfchen 
Keiches, der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft, ver 
Kepublif Venedig, der Königreiche Polen, Schwe= 
den u, a.‘ ebenfalls aufgensmmen werben follen, 
Er fagt dabei: „Ein Band würde zu dem Werke, 
wie der Rec. e8 fich denkt, freilich nicht hinreichen ; 
es würden wenigftens Deren zwei nöthig feyn; 
auch der Titel müßte dann mit einem andern, etwa: 
Darftellung der DVerfaffungen älterer 
und neuerer Zeit vertaufcht werden. — 
- Gern geftebe ich zu, daß ein folches, von dem Rec. 
vorgefchlagenes, Werk zweckmaͤßig und nüßlich fen, 
auch daß ein folches noch in unferer Literatur fehle; 
allein ich habe in dem meinigen nicht Das geben 
wollen, was der Rec. ſich dachte. Denn ich wollte 
nicht das Erlofchene und Untergegangene-aufnehmen 
und darftellen, fondern blos das thatſachlich 
iminnern Staatsleben Beftehende. Hätte 
mirder Rec. Darin lüden oder Unrichtigkeiten nach 
gewiefen; fo wäre fein Tadel gegründer gewefen, 
So aber trifft er mich eben fo wenig, als wenn man 
von einem, der eine Neife durch Frankreich heraus⸗ 
giebt, verlangte, er hätte auch damit eine Reiſe 
durch Spanien verbinden follen, wenn auch dann, 
ftatt eines Bandes, zwei nöthig geworden wären. — 
Doch wuͤnſche ich felbft, daß ein dem Gegenftande 
gewachfener, Mann ein Werk über die erlofche- 
nen und untergegangenen Berfaffungen 
in Europa feit dem Mittelalter in dem 
Geifte-fchreibe, wie Tittmann fein Meifterwerf 
über die griehifchen Staatsverfaffuns 
gen. — Gelbft ver Einwurf, daß die Aufnahme 
der erlofchenen und untergegangenen DVerfaffungen 
in meine Staatswiffenfchaften gehört hätte, 
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iſt ungegruͤndet, weil ich abſichtlich die von mir 
verſuchte Darſtellung der Staatswiſſenſchaften als 
„im Lichte unſerer Zeit“ bezeichne, worin 
nicht nur eine Behandlung der Staatswiſſenſchaften 
aus.dem Standpuncte gemeint iſt, auf welchem 
fie gegenwärtig ftehen, fondern auch nach dem, 
was gegenwärtig gilt und befteht. Ganz 
auf dieſel be Weiſe habe ich im fünften Theile 
das practifche Voͤlkerrecht behandelt, das, 
feit dem Wiener Congreffe, eine ganz andere Ge⸗ 
ſtalt erhalten mußte, als in den Zeiten Moſers 
und in den erſten Auflagen des befannten Werkes 
von Martens, und kein Kec. bat es getadelt, daß 
ich den gegenwärtigen Standpunct diefer Wiſ— 
fenfchaft feftbiele und nicht auch den vom Jahre 
1770, oder 1790, oder auch noch den von 1805 
zugleich mit aufnahm. — Was endlich die Dritte 
Ausftellung — über die Art und Weife der 
Ausführung des von mir für diefe neue Wiſ— 
ſenſchaft entworfenen Planes — betrifft; ſo glaube 
ich, im $. 4. die Gründe hinreichend entwickelt zu 
haben, weshalb ich nicht den dogmatiſchen, 
fondern.den gefcehichtlichen Standpunct wäplte. 
Diefer Anficht ftimmte auch der verewigtev. Jakob . 
in f. Kecenfion dieſes Theiles (Hallefche lit. Zeit. 
‚1824. Ergaͤnzbl. St. 103) bei. Er fagte: „Ei— 
gentlich ift wohl das, was der Verf. pofitives Staats- 
recht nennt, nur ein Aggregat von biftorifchen Kennt- 
niſſen des Staatsrechts verfchiedener Staaten, Eine 
- wiffenfcraftliche Form veflelben würde erft 
entftehen, wenn Das. pofifive Necht irgend. eines 
Staates eine folhe Autorität erhalten hätte, . daß 
deſſen pofitipe Einrichtung die Örundlage in allen 
übrigen Staaten (? ?) ausmachte, fo wie dieſes in 
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geweſen und zum Theil noch iſt. Bisher heine 
das pofitive-Necht eines. jeden Staates ein für 
ſich beftebendes Recht zu ſeyn. Eine allge- 
mein pofitive Staatsrechtswiffenfihaft würde nur die 
allgemeinen; pofitiven Grundfaͤtze aufftellen müffen, 
über -welche alle Staaten bei Beſtimmung der 
Rechtsverhaͤltniſſe ihrer Verfaſſungen einig waͤren. 
(Dieje Einigkeit. dürfte aber-eben fo. unmöglich feyn, 
wie der. ewige Friede). Indeſſen ift der Weg, den 
der, Verf. gewählt, hat, und die Erkenntniß von 
dem Staatsrechte ‚, welches in den verfchiedenen 
Staaten gültig ift, allerdings ‚der einzige, um der— 
einſt zu einer Staatsrechtswiffenfchaft zu gelangen ; 
fo wie Die ausgebreitetere Kenntniß der verfchie: 
denen, Privatrechte der verfihiedenen Volker 
nach. den. vom Verf. (in der Note zum. 9.) davon 
- gegebenen Ideen, Der pofitiven Privat 
rehtswiffenfchaft eine ganz andere Ge— 
ftalt geben würde. Denn da bisher romifches 
Hecht allein für pofitive Rechtswiffenfchaft gilt; fo 
würde man ſchon aus.einer foldhen Sammlung, als 
der Berf. an der citirten Stelle vorfchlägt, erfennen 
lernen, daß, was bisher als- Axiom des pofitiven 
Privarrechts angenommen ward, oft durch fehr ein= 
feitige Anfichten Dazu erhoben if. — Was indeffen 
der Verf. unter dem Zitel;einer po fitivef Staats: 
‚re chtswiſſenſchaft liefert, iſt mit Dank anzu— 
nehmen, Es iſt eine hiſtoriſche Darftellung aller 
bekannten Staatsverfaffungen. un fr er 
Zeit, woraus in der Folge einmal ein allgemeines 
pofitivee Staatsrecht erwachfen mag, zu deffen Ab: 
faffung es jegt gewiß noch nicht Zeit ift.‘” — An 
ders war, die Anficht des Jenaiſchen RRUIRHEN 

St. W. ate Aufl. IV. | 5 
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(Sen. gt, geil! 1824. St. 187). Er fagt: ‚Der 
hiſtoriſche Weg, den der Verf. eingefchlagen hat, 
gewährt zwar das Gute, daß man dabei die Ber 
faffung der einzelnen Staaten kennen lernt; allein 
es iſt Beine Frage, daß er dem dogmatiſchen 


Wege bei weitem nachſteht.“ Da ich felbft in den 


nachfolgenden 55. das Wünfchenswerthe und fogar 


- 


Rothwendige einer folhen Dogmatifchen Ber 


Handlung — doch ohne die gefhichtliche Bes 


handlung ganz zu verwerfen, ober Auch nur zu ver⸗ 
nachläffigen — ausgefprochen habe, und gleichzeitig 
mit meiner Schrift das „Staatsredht der con 
ftiturionellen Monarchie” von Aretin ers 
ſchien; fo feheint, fir den Augenblick, bis vollen= 
derere Werke für die Fortbildung beider Stand⸗ 
puncte erſcheinen, doch durch die von Aretin und 
mir das Bedürfniß Dafür geweckt worden zu fern. — 
Die folgende Bemerkung defjelben Ker. (©.43) ift 
aber fehr gegruͤndet. „So ſchaͤtzbar g eſchr iebene 
Grundgefetze für die Feſtſtellung der öffentlichen, 
Kechtsverhältniffe in jedem Staate find; fo wenig 


laßt es fich wohl mir Grand behaupten, ſolche 
Grundgefese feyen die alleinigen und ausschließlichen 
Mormen fiir das pofitive Staatsrecht unfrer Staa= 
ten,‘ So wahr dies ift; fo fehwierig ift doch Die 


Ausmittelung des wirklich gültigen pofitis 


ven Ötaatsrehts in allen europäifchen Staa= 
ten, die der fchriftlichen Berfaffungsurkfunden er⸗ 


mangeln. Ich erinnere nur, wie fehwierig die nach 


ſtehende Entwidelung der Verfaſſung Groß- 


britanniens war, obgleich gerade über diefe ſehr 
ſchaͤtzbare Werfe britrifcher Publiciften benußt wer⸗ 
den konnten. - Wer wollte aber einen ähnlichen Er— 


folg fich verfprechen, wenn er z. B. in dem jeßigen 
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Zeitabſchnitte das pofitive Staatsreht Spaniens, 
Portugals, Sardinieng, Neapels, —ja 
felbft Dänemarks und Preußens, nur mit 
einiger Vollftändigkeit aufftellen. wollte? — Mit 
einem Worte: Bevor das pöfitive Staatsrecht der 
Staaten ohne gefchriebene Verfaſſungen in dieſe 
Wiffenfchaft aufgenommen werben kann, muͤſſen 
die einheimifhen Publiciften in folden 
Staaten ein örtliches Staatsrecht bearbeitet haben, 

Nie kann der Ausländer dabei ven Anfang machen. 


3, 


Quellen und Hülfsmittel des pofitiven 
. Staatsrechts. 


Aus dem ($. 2.) aufgeſtellten Begriffe und Zwecke 
des pofitiven Staatsrechts erhellt von felbft, daß die 
Quellen dieſer Wiffenfchaft zunächft nur die fchrift- 
lihben Grundverträge und Örundgefese 
feyn konnen , welche wirklich die wefentlichen Grund: 
bedingungen bes öffentlichen Staatslebens enthalten. 
Ales, was in. der Verfaffung auf: dem Staats- 
herkommen beruht, kann daher blos in Ermange- 
lung fcheiftlicher Grundgefege als Quelle, bei dem 
Borhandenfeyn verfelben aber nur als Hülfsmit- 
tel zur Aufftellung:des öffentlichen Rechts eines gege- 
benen Staates behandelt werden. Zu dieſen Huͤlfs⸗ 
mitteln gehören, denn auch theils die Srmwatsver- 
träge mit vem Auslande, fo weit fie auf die 
Verfaffung und das innere Staatsleben-in einzelnen 
Sällen ſich beziehen koͤnnen, theils die Verhand—⸗ 
lungen und Befchlüffe ver rechtlich beftehenden 
tepräfentativen ober. ftändifchen Berfammlungen der 
Volksvertreter, inwiefern. Regierung — ge⸗ 
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meinſchaftlich Aber Geſetze ſich vereinigen, durch 
welche einzelne Gegenſtaͤnde des. öffentlichert Staats: 
lebens, in Angemefferheit (nicht im Widerſpruche 
und Gegenfaße) zu der Derfaffung des Staates, — 
—— werden. u 

> J 4. J 

Doppelter Standpunet fuͤr die wiſſen— 


ſchaftliche Behandlung des poſitiven 
Staatsrechts. 


Fuͤr die wiſſenſchaftliche Behandlung des 
poſitiven Staatsrechts giebt es zwei verſchiedene 
Standpuncte, die man, der Kürze wegen, den do g— 
matifchen (publiciftifchen) 2 und, den gef chicht— 
lich en nennen kann. — 

Haͤlt man den — (publiciftifchen) 
Standpunct bei der Begründung, Eintheilung und 
Durchführung der Wiffenfchaft feft; fo werden unter 
die, aus dem philofophifchen Staatsrechte ftammen= 
den, Grundbegriffe vom Staate und von dem Staats⸗ 

organismus nach Verfaffung, Regierung und Ver— 
" waltung, die einzelnen Beftimmungen aller gegen- 
wärtig. in den eutopäifhen und amerifanifchen Staa- 
ten geltenden Verfaffungen und Grundgefege unter 
‚geordnet, fo Daß man z.B. bei dem Begriffe der 
Bolksvertreter aus allen einzelnen Verfaffungen 'nach- 
weiſet, ob. fie nach dem-repräfentativen oder ſtaͤndi⸗ 
ſchen Grundſatze ſich verſammeln, ob ſie in einer oder 
in zwei Kammern zuſammentreten, ob und welchen 
Antheil ſie an der geſetzgebenden Gewalt haben u. ſ. w. 
Eben fo wird unter dem Begriffe der Regierung nache 

geiviefen, wie dieſe in conftitutionellen Monarchieen 
and in — Republiken ſich ankuͤndige, 
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welche Rechte und: Pflichten. dem Regenten zukommen, 
ob; und wie die Thronfolge, ‚Die Initiative der Geſetze, 
die Civilliſte/ das. Recht des Krieges und Friedens, 
das Begnadigungsrecht u. ſ. w. beſtimmt ſey. End— 
lich muß. unters den vier Hauptzweigen der Ver— 
waltung:: der Gerechtigkeitspflege, der Polizei, Dem 
Finanzweſen und! der Geftaltung: wer. ; bewaffneten 
Macht, aus allen: gültigen; Verfaffungen gezeigt wer: 
den, was jede derfelben daruͤber beftimmt (3. B. ob 
in der ©erechtigfeitspflege Das mündliche oder ſchrift— 
liche, das öffentliche oder ‚geheime ‚Verfahren gilt, 
ob Geſchwornengerichte, Friedensrichter, Caſſations⸗ 
hoͤfe u. ſ. w. beſtehen). 
Der zweite Standpunct iſt der gef hichtliche. 
Bei Feſthaltung deſſelben enthaͤlt das poſitive Staats⸗ 
recht (mach. der Aehnlichkeit der wiſſenſchaft— 
lichen Behandlung der Staatengeſchichte,) 
eine ſyſtematiſch geordnete, und zur wiſſenſchaftlichen 
- Einheit, verbundene Ueberſicht über alle weſentliche 
Beftimmurigen der "gegenwärtig. in den. beſtehenden 
Reichen und Staaten geltenden Grundgeſetze, Doch fo, 
daß jeder einzelne Staat, nad) diefen Grund— 
bedingungen feines innern Lebens, als ein in ſich 
abgeſchloſſenes politifhes Ganzes erſcheint, 
und die einzelnen Staaten auf einander folgen, 
ohne daß, wie bei der. dogmatiſchen Behandlung, 
der einzelne Staat nach feinen: ihm eigenthuͤmlichen 
Verfaffungsbeftimmungen den an die Spiße geftellten 
ſtaatswiſſenſ⸗ chaftlichen Begriffen untergeordnet wird. 
Daer erſte Standpunct iſt in dem Werke des 
verewigten v. Aretin feſtgehalten, das unter der 
Uteratur der Wiſſenſchaft aufgeführt wird. So 
handelte z. B. der erfte Theil diefes Werkes, in 
acht einzelnen Abfchnitten: 4) vom lande; 2) 
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vom Volke; 3) von der cönftitutionellen 
Monarchie; 4) von dem conftitutionellen 
Monarchen; 5) von der fogenannten Präros 


- gativedesconftitutionellen Monarchen; 


6) vom Thromfolger; 7) von den Staats: 


buͤrgern und Unterthanen überhaupt; 8) 
"von Einführung und Abänderung der Res 
‚präfentativverfaffung m ſe w. — Abgefehen 
"davon, was fich vielleicht gegen diefe Aufeinanders 


bi 


IH 


folge der Begriffe, mit ihren Subpartibus, ein= 
wenden ließe, ift doch durch dieſes Werk zu er ſt 
eine Därfreltung des pofitiven Staatsrechts ‚aus 
dem dogmarifihen (publiciftifchen) Standpuncte 
perfucht worden. 7 i 


verfucht hoorben. — | 
a a te Standpunct, der gefchichrliche, 

wird von mir in der nachfolgenden Darftellung diefer 
Wiſſenſchaft feſtgehalten. Schon, an fich betrach: 


ter, ift es einer neuentſte hen den Wiffenfchaft 


ſelbſt fordernd;, daß ſie aus zwei von einander 
abweikhennen Standpuncten‘ bearbeitet wird, 
weil die Urtheile der Männer vom Fache: fich' noch 


sa 


nicht fuͤr von einem, oder den andern Standbpunct 


erklaͤrt haben; dann aber gehört, nach meiner 


Fi 
J ug: 
* 
5* 


ind ividuellen Ueberzeugung, die Darſtellung dieſer 


Wiſſenſchaft aus dem geſch ich tlich eu Stand⸗ 
punete namentlich in den Kreis der Staats⸗ 


wiſſenſchaften, wie derſelbe, in dem vorlie— 
genden Werke, als ein in ſich zuſammenhaͤngendes 
Ganzes behandelt wird, wor bereits in der Ein⸗ 
leitung zum erften Theile, bei der Heberficht über 
alte zwölf aufzuftellende Staatswiffenfchaften,, "das 

pofitive Staatsrecht, aus den angegebenen Gruͤn⸗ 
den, zu den gefchichrlichen Staatswiffenfchafe - 
ten gerechnet ward. — Mag daher auch dem 


! 
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ſtrengen Juriſten der dogmatiſche Standpunct 
fuͤr dieſe neue Wiſſenſchaft mehr zuſagen, ale ver 

geſchichtliche; ſo duͤrfte doch vielleicht die Darſtel⸗ 
fung im Geiſte des letztern dem Staatsmanne und 

Diplomaten, wegen der erleichterten Ueberſicht uͤber 
jeden einzelnen Staat, als ein in fich abgefchloffenes 
‚politifches Ganzes, willlommen ſeyn. Uebrigens 
habe ich faßk: bei feiner andern Staatswiffenfchaft, 
wie bei biefer, die engen Örenzen fo febbaft. gefühlt, 
die ich mir für die Darftellung des Umfanges 
er Staatswiſſenſchaften verzeichnete, weil allerbings 
bei einer Durchführung dieſer Wiflenfchaft in einem 
befondern Werke, ohne Beſchraͤnkung auf eine 
beftimmte verhälmigmäßige Bogenzahl in Beziehung 
» auf die- übrigen Staatswiſſenſchaften, -vieles im 
‚Einzelnen weit ausführlicher zu. behandeln, ger 
weſen wäre, was entweder bier ganz, übergangen 
ward, oder nur angedeutet werben konnte. 


5. 


Die Bass Dr pofitiven Staärsrentö 
in der Reihe der Staatswiffenfhäaften 
| überhaupt. :-- 


Aus dem aufgeftellten Grundbegriffe des Pofitiven 
Staatsrechts geht hervor, daß daffelbe nicht aus reiner 
Dernunft, fondern aus der Erfahrung flammt, 
daß es alfo nicht indie Reihe der philofopbifchen, ſon⸗ 
bern in Die Reihe der gefhichtlicheen Staatswiflen- 
ſchaften gehoͤrt, ja daß es, weil in demſelben blos, 
die in der Wirklichkeit befiehenden und 
gültigen Deftimmungen vorherrfchen , nicht ein⸗ 
mal zu den gemifchten Sraatswienkhaften 9 
xechnet werben Fann. | 


Pol tides · Stnahsrecht. 


1 
[De} 


Allein fin di Selbſtſt au dagkeit dieſer Wiſ⸗ 
ku  entfeheiver the ils die Selbſtſtaͤndigkeit · des 
Begriffs des pofitiven öffentlichen Rechts; tb ehls 
die Wichtigkeit der hieher ‘gehörenden Grimdaofebe; 
theils der in neueſter Zeit bedeutend erweiterte Um— 
fang des Gebiets der in dieſe Wiſſenſchaft aufzuneh⸗ 
menden Gegenſtaͤnde. MOenn wenn ſchon an ſieh tie 
aus dent Vorthergehenden erhellte der Begriff des 
pofitiven Staars rechts eben ſo weſentlich ver⸗ 
ſchieden iſt PER philoſophi — — cwie 
von den poſitiven ef muß auch der 
da aſe entliche Recht leh⸗ 
ret) der —— ee Setb ſtſtaͤndigke itozukom⸗ 
——— e muß ohne Ableſtung aus einer Altern 
Wi nd ohr ee 700 en 













ri; 
ie ie wilenfhnftihe ‚Selbfiftäuvigfeie, = 
— BIN. ee entfcheidet aber nicht blos. Die 
Selbſtſtaͤndigkeit des Begriffes Diefer Wiſſenſchaft; es 
pricht zuch fuͤr die beſondere Durch führung 
id Darchbildung ihres Gebiets die Wichtige 
Feier der in ihr zu behandelnden Grundgeſetze. Denn 
für’fehr viele Millionen Europäer und Amerikaner, bes 
ſonders feit den ins öffentliche Staatsleben we 
neuen Verfaſſungen in den, legten 40 Jahren, enthal⸗ 
ten dieſe Grändgefege die höchften en 
ihres geſammten bürgerlichen Seyns 
Wirkens, woraus die Wicht igke it der in ven 
Kreis dieſer Wifenfat gehoͤrenden — von 
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ſelbſt einleuchtet. Dazu kommt enblich, daß durch 
die vielen ſeit 40 Jahren gegebenen: Verfaſſungen der 
Umfang des Gebietes dieſer Wiflenfchaftfo:er- 
weitert worden ift, ‘Daß: der. Berfuch gewagt werben 
mußte, fie alsreine befondere und felbftftändige 
Wiſſenſchaft aufzufteller, und fie auf. immer von 
der Staatenkundezutrennen, awohin für!die 
Zukunft nur eine: kurze Ueberſicht der fuͤr jeden 
einzelnen. Staat in ihr enthaltenen wichtigften Beſtim⸗ 
‚mungen gehören kann. Een 
So wenig, nach den aufgeftellten Grundfägen, 
irgend etwas aus den in einzelnen Staaten beftehen- 
: den Gefeßbichern fuͤr Das „bürgerliche oder Straf 
Recht, oder nus den Handelsgeſetzbuͤchern und. den 
Geſetzbuͤchern für das gerichtliche Verfahren, in das 
poſitiveoffentliche Necht Aufgenommen wer— 
den darf: forlehrreich wuͤrde doch eine. geſchrchtt 
> Lich erfchöpfende Anfftellung und philofop his 
ſche Verleihung des geſammien in den einzelnen 
Reichen und Staaten Beftehenden Privarrechts 
ſeyhn, in ſo weit daſſelbe auf vorhandenen Geſetz⸗ 
buͤchern Lund nicht auf dem bloßen Herkommen, oder 
auf einer Miſchung fremdher entlehnter Geſetze) be⸗ 
ruht. Beſonders würde eine vergleichende Zuſam⸗ 
menſtellung der privatrechtlichen Hauptbe— 
ſtinimungen im Napoleoniſchen Geſetzbuche, 
im preußiſchen Landrechte, im allgemei— 
nen buͤrgerlichen Geſetzbuche fuͤr die ge— 
ſammten teutſchen Erblänver der öftrei- 
chiſchen Monarchie, im englifihen Pri— 
vatrechte, wie es Blackſtone *) wiſſenſchaft— 








In Großbritannien beſteht kein zeſchriebenes Gefetzbuch des 
Privatrechts. Denn ſeine Geſetze ſind eine Miſchung aus 
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? lich zufammenftellte, u. ſ. w. von großem Borat 

auf:die ‚Fortfchritte der Gefeßgebungswiflenfchaft, 
und ſelbſt won bedeutendem Nutzen für die Staats» 

wiffenfchaften fenn, wenn gleich diefe — an ſich — 
weil fie’ zunächft demoallgemeinen oͤffent— 
lichen Staatsleben beftimmt find, alle privatrecht= 
liche Beftimmungen von fich ausſchließen muͤſſen. 
(Man vergl. damit Jako b s Urtheil in der zweiten 
Note des 6. 3. aus ſeiner ch in ber —— 

| lit. nn | 


er: 


Beraten des pofitiven Genstsrets 
zu den übrigen Staatswiffenfhaften. 


Schon daraus, dag das pofitive Staatsrecht in 
die Reihe der gefhichtlichen Staatswiflenfchaften 
($. 3.) gehört, ergiebt ſich, daß daſſelbe den gefchicht= 
lichen Staatswiflenfchaften näher verwandt ift, 
als den philoſophiſchen und den gemifchten Staats- 

wiflenfchaften., Demungeachtet fteht es auch mit den 
pbiloſophiſchen — Staatswiſſenſchaften in 


gefetzlich — — Gewo wohnheiten, aus Parlaments⸗ 
Befchlüffen, aus Ausſpruͤchen der Gerichtshöfe und aus 
aufgenommenen fremden NRechtsbeftimmungen. Das volls 
ftändigfte Werk darüber ift von W. Blackstone, 
commentaries on the laws of England. 3 Voll. 
Oxford, 1764 — 1768: 4 — Die eilfte, ſehr 
vermehrte Auflage in 4 Theilen. 8. 1791. Einen 
genen Auszug daraus für Teutfchland enthält; 
Blackſtone's Handbuch des engliſchen Rechts, = 
Auszuge und mit Hinzufügung der neuern Geſetze und 
Entfeidungen von Sohn Gifford. Aus dem Engl, 
von 9.8.8. v. Col ditz. wi Vorrede von N. Falck. 
2 Bde. Schleswig, 1822 f. 8 
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Verbindung. Denn, was in dem pofitiven- Staats: 
rechte fürn einen gegebenen Staat: als gültiges of 
fentlihes Recht ausgefprochen wird, muß ruͤck⸗ 
wärts auf vasıphilofophifhe Staatsrecht ins 
fofern fich ſtuͤzen, als zwar manches in der Wirklich⸗ 
feit angeorbnet werden kann, was nicht unmittelbar 
aus Bernunftgrundfägen ent ſpringt (3. B. daß ein 
Staat in 10 oder 50 ‘Provinzen gerheilt wird; daß für 
die Volksvertreter zw ei Kammern beftehen ſ olfen; daß 
das Örundeigenthum als das Princip der Standfchaft 
gilt n.f.w.), nichts aber in dem pofitiven Staatsrechte 
enthalten feyu darf, was der Beraunft geradezu wis 
derſpricht. Weil ınun das philoſophiſche Staates 
recht wieder whefwärts auf das Hatur=- und Voͤl⸗ 
kerrecht fich ftüßt; fo ift auch; damit das, Dur 
das philofophifche Staarsrecht vermittelte Berhältniß 
des pofitiven Staatgrechts zu dem Natumechte be: 
zeichnet. 
De Stantsfunftift: das poſitive Staatsrecht 
ſchon deshalb näher, als dem philoſophiſchen Staats⸗ 
rechte, verwandt, weil in derſeiben neben den un⸗ 
mittelbar aus der Vernunft hervorgehenden Grundſaͤtzen, 
auch die Geſchichte, in Beziehung auf die Beiſpiele 
und Belege fuͤr die theoretiſch ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſaͤtze des Rechts und der Klugheit, beruͤckſichtigt wird. 
Denn, wenn gleich in dem poſitiven Staatsrechte, wie 
in der Staatskunſt, die unbedingte Herrfchaft des. 
Rechts der höchfte Maasftab fuͤr alle Verhaͤltniſſe des 
innern Staatslebens bleibt; ſo muß doch in beiden 
Wiſſenſchaften die Ruͤckſicht auf die Wohl fahrt und 
Gluͤckſeligkeit der Staatsbuͤrger mit dem letzten 
Zwecke alles Staatslebens, der Herrſchaft des Rechts, 
verbunden, und deshalb im jeder zeitgemäßen Ver⸗ 
faffung das innere Berhältniß.der vier Hauptzweige ber 
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Verwaltung gegen einander (der Gerechtigkeitoſtege 
der Polizei, des Finanzweſens, und der Berg 
der bewaffneten Mache ausgefprochen nierdem) | ; 

Dieſelbe Verbindung des Rechts und) der Wohle 
fahrt in den Beſtimmuugen des poſitiven Staatsrechts 
entfcheidetiauch. uͤber das Verhaͤltniß dieſer Wiſſenſchaft 
zu der VBol ks— un d Staat swirthſchaftslehre, 
zur Finanze und Potigeiwiffenfchaft: Jede 
Berfaffi umg eines gegebenen Staates muß nämlich 
die all gemeinen Grandfäße saufftellen, wie aus 

dem Volksvermoͤgen der Staatsbedarf aufgebracht, ges 
deckt und im Einzelnen. vertheilt und verwender werden 
folle; ob in Hinficht des. Bupgers'den Bolksvertretern 
nur eine berathende, oder eine sentfcheidende Stimme 
zuftehe; . ob’ und welche Controlle über Aufbringung, 
Vertheilung und Verwendung des bewilligren Staats⸗ 
bedarfs ihnen ertheilt worden ſey/ und auf welche 
Meife die Verfaffung, als Grundgeſetz, über Sicher— 
heits ·und Ordnungs ⸗ * ae se und * 


faprrepoigeifi entire. 
200 — Id F las 
27 Er n2% ker | £B 
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‚Lahn & wichtig und folgenreich in allen —* Be⸗ 
| das Verhältniß des pofitiven  Staatsrechte 
zu den philoſophiſchen und‘ gemifchten Staatswiſſen⸗ 
ſchaften iſt; ſo kuͤndigt fich Doch die Wichtigkeit wiefes 
Verhaͤltniſſes in Beziehung aufdiegefhichtlichen 
Staarswiffenfhaften noch beftimmter' an, 
Denn fo wie fchon an ſich jede’ Verfaſſung und jedes 
Grundgeſetz eines ‚gegebenen: Staates, als That— 
fache, in dem. Kreis der Gefhichte des euro⸗ 
paͤiſchen Staatenſyſtems aus dem Stand» 
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puncte der Politäak gehoͤrt; fo kann auch nur aus 
dieſer Geſchichte die Entſtehung und Begruͤndung 
einer Verfaſſung, fo wie ihr Eintritt ins oͤffentliche 
Staatsleben , ſowohl nach der Zeit, in-welcher dieſer 
Eintritt erfolgte, als nach den Umftänden und: Vers 
hältniffen angegeben werden, ., welche diefen Eintritt 
begleiteten; wobei .befonbers die fogenannte gefchich ts 
liche-Unterlage einer Verfaffung, d. h. die Art 
und Weiſe berüdfichtige werden muß, wie die neue Ver—⸗ 
fafjung-an: die, bis dahin beftehenvden Grundbedingungen 
des innern Staatslebens fich anfchloß. N 
Naͤchſt der Gefchichte des. europäifchen Staaten 
fuftems aus dem Standpuncte der Politik, ift aber die 
Staatenfunde dem pofitiven Staatsrechte am meiz 
ften verwandt; denn bis auf die neueften Zeiten ward 
das, was num in dem pofitiven Staatsrechfe zu den 
Charakter einer felbftftändigen Wiffenfchaft ausgeprägt 
werden muß, als ein einzelner Theil der 
Staatenfunde betrachtet, inwiefern in demjenigen 
Abfchnitte der Statiſtik, welcher vor der Verfaſſung 
des einzelnen Etaates handelt, der Grundgeſetze 
gedacht warb, welche fich deshalb vorfanden, Dies 
mochte für diejenige Zeit ausreichen, wo nur Groß— 
britannien im euröpäifshen Staatenfyftenie eine 
repräfentative Verfaſſung hatte, und der Umfang der 
wenigen Grundgefeße in den übrigen europäifchen 
Staaten leicht uͤberſehen werden könnte, Allein feit 
eine bedeutende Anzahl europäifcher und amerifanifcher 
Staaten beftimmten Verfaffungsurfunden. eine fefte 
Grundlage ihres innern Gtaatslebens erhalten haben, 
kann in ber Staatenkunde der Berfaffung des einzelnen 
Staates .nur in kurzen Umriſſen gedacht: werden, 
weit die Geſammtheit aller dieſer Berfaf 
fungen in ver felbftftändigen Wiffenfchaft de. pofitis 


v. 
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ven Staatsrechts zu einem in ſich zufanimenhängenben | 
politifchen Ganzen verbunden wird. 

Fuͤr das practifche (europäifche) Voͤl— 
ferrecht und die Diplomatie ift das pofitive 
Staatsrecht infofern von großer politifcher Wichtigkeir, - 
inwiefern, bei- dem nothwendigen Zufammenhange 
zwiſchen dem innern und Außern Staatsleben, ver 
Eintritt einer neuen Verfaſſung ins innere Staats- 
leben nicht ohne wichtige Folgen auf die Äußere 
Ankündigung eines folchen Staats, fo wie auf feine 
Derbindung und Wechfelwirkung mit andern Staaten, 
urd auf die diplomatiſchen gegenfeitigen 
Unterhandlungen bleiben Fann. 


Gelbft der Kreis der Staätspraris hat 
durch die Einführung neuer Verfaffungen ins innere 
Staatsleben eine bedeutende Erweiterung erhalten, 
weil theils die Entwerfung folcher Grundgefege zu. 
den ſchwierigſten Aufgaben der Staatspraris gehört, 
theils die Ausführung dieſer MVerfaflungen in der 
Wirklichkeit nach neuen Geſetzbuͤchern, ftändifchen 
Berpanblutigen , Ausfertigungen, Decreten u. f. w. Y 
bie früher gewohnlichen Formen der (Staatspraris 
Aa asian erfchüttern und * umbilden mußte. 


Ei — des poſitiven —— 
Das poſitive Staatsrecht zerfaͤllt, nach ſeiner 
wiſſenſchaftlichen Behandlung, in zwei Theile: 
Der erſte Theil giebt in drei Abfchnitten: 
zuerft eine allgemeine gefhichtliche 
Ueberficht über die in Europa und Amerika feit 
40 Jahren ins öffentliche Staatsleben eingetretenen, 
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eheils noch beftehenven, theils wieder erlofchenen, 
Verfaſſungen; 

ſodann eine ebronologiſch = tabellaris 
ſche Ueberficht der im europäifchen und ameri« 
Eanifchen Staatenfnfteme theils beſtehenden, theils 
bereits wieder erloſchenen, fehriftlichen Berfaffungs- 
urfunden, mit Nachweifung fämmtlicher Quellen 
und Sanımlungen, wo biefe Verfaffungsurkunden 
ftehen ; und 

endlich eine kurze Ueberſicht der politiſchen 
Grundſaͤtze, nach welchen der Inhalt, Charak⸗ 
ter und Geift, fo wie der ftaatsrechtliche Zwe? und 
die aͤußere Form dieſer Verfaſſungen gepruͤft und 
beurtheilt werden muß: 


Darauf folge 
im zweiten Theile die fyftematifhe Dar- 
ftellung der wefentlichen Beftimmungen 
der im öffentlichen teben, der einzelnen europäifchen 
und amerifanifchen Staaten gegenwärtig gel: 
tenden fchriftlihen DWerfaffungsurfunden, mit 
ra rag geſchichtlichen Einleitungen in die⸗ 
ſelben. | 
9. 

literatur der Wiſſenſchaft. 
Da dag pofitive Staatsrecht zu den entftehen- 
den Wiffenfchaften gehört; fo kann es noch Feine 
Literatur deſſelben, im ftrengen Sinne des Wortes, 
geben. Es muß aber Doch derjenigen Schriften ge= 
dacht werben, welche theils, als Sammlungen, 
mehrere ber wichtigften Grundgefeße und Berfaffungen 
in fi enthalten, theils eine wiſſenſchaftliche 


\ 
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Darftellung einzelner ins poſitive Staatsrecht 
gehörender Öegenftände , oder des Ganzen * ver⸗ 


ſuchten. 
Sammlungen: 

Pierre Firmin .de la Or oix, constitutions 
des principaux etats de l’Europe et des etats- 
unis de l’Amerique. Seconde edition. 6 Voll. 
a Paris, 1791 sqq. 8 — Ed.3. 1802. Teutſch: 
Berfaffung der vorhehmften europäifchen und der vers . 
einigten amerifanifchen Staaten, Aus dem Franz. mit 
Berihtigungen. des Ueberſetzers. -6 Teile. 
Leipz. 1792. 8, 

. Ebenezer Hazard. historical — of 
state -· papers for an history of the united states 
of N..America. 2 T.  Philadelph. 1794 sqq. 4. 

Georg. Fr. v. Martens, Sammlung der. wichtigften 
Reichsgrundgeſetze, Eroͤvereinigimgen, Capitulationen, 
Familienvertraͤge, auch Geſetze, Verordnungen, Privis 

legien u. ſ. w., welche zur Erläuterung des Staatsrechts 
‚und. ber pragmatifchen Gefchichte der vornehmften europdis 
fen Staaten dienen. Erfter Thl. (Dänemark, Schwer 

den. Großbritannien.) Goͤtt. 1794. 8. Cnehr it a 
erfchienen.) 

Pölitz,) Die Confitutionen der euros 
päifhen Staaten feit:den Testen 25 Jahren. 
4 Theile. Leipzig und Altenburg, 1817— 1825. 8, *) 

Ludw. Luͤders, Liplomatifches Archiv für Europa. 
Eine Urkundenfammlung mit hiftorifhen Einleitungen. 
3 Bände; jeder: Band in zwei Abtheilungen. (Der 
dritte Band, nach des Vfs. Tode, „forsgefegt von 
Pölitz.) Sein. 1819 — 1823, 8. 

RB Dufau, .J,B.-Duvergier, et J. 
Cuadet,, collection des constitutions, charteg, 
et lois föndamentales des peuples de l’Europe et 


*) Weber diefe drei Sammlungen von v. Martens, de 
la Eroir, europ. Conſtitut., und bie fpäter ges 
nannte Schrift von Bifinger vergl. man bie — 
Beurtheilung im Hermes, N. X. S. 1f. 
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des deux’ Ame&riques; aveo des precis offvant 
Phistoire des libertes et des institutions- politi- 
ques chez les nations modernes. 6 Voll: & Paris, 
1821 — 23.8. .- : 

Der Pair Frankreichs, Graf Lanjuinais gab zwar 
feinen; constitulions de.la nation frangaise (2T. 
Paris, 1819. 8.) den allgemeinen zweiten Titel: 
Les constitutions destouslespeuples, 
hat aber das Werk. nicht weiter fortgefekt. 

Archives diplomatiques pour Phistoire dutems 
et des &tats. . (Auch mit teutfchhem Titel: diplomaz 
tifches Ardjiv für die Zeits und Staatengefchicdyte, und 
mit der teutfchen Ueberſetzung der ausländifchen Urkuns 
den.) Stuttg. und Tuͤb. 1821 ff. 8; 6 Bände. (Die 
beiden erften Bände enthielten ale Urkunden teutſch 
und franzöfifch. Th. 5—6 zunaͤchſt fran zoͤſiſch.) 
Die Fortfegung erfhien blog teutfch unter dem 
Titel: Neuefte Staatsacten, 8 Theile. (wird 
fortgefegt.) Stuttg. und Tüb. 1825 ff. 8. 

Isambert, annales politiques et diplomati- 
ques, ou manuel du publiciste et de l’homme 
d’etat, contenant les chartes et lois fondamen- 
tales, les traites etc. 4 T. Paris, 1823 sqq. 8. 

Ufteri, Handbuch des ſchweizeriſchen Ötaatsrechts, 
2te Aufl. Aarau, 1821. 8, R i 

Theilweife gehört auch hieher: 

Geo. Fr. de Martens, recueil des principaux 
traites d’alliance, de-paix etc. 7 Voll. a Gött. 
4791 599. 8. : (Bon den vier erfien Theilen N. %. 
1817.) Dazu gehören 10 Theile Supplemente, 
wovon. aber die Theile vom Öten an auch mit dem bes 
fondern Titel: Nouveau recueil etc. erſchienen. 


* * 


Wiſſenſchaftliche Schriften: 
Geo. Fr. v. Martens, Abriß des Staatsrechts der 
vornehmſten europaͤiſchen Staaten, Ar Theil, 1fte Abthl. 
Goͤtt. 1794. 8. (Von dieſem fleißig gearbeiteten Buche, 
deſſen Fortſetzung und Beendigung eine weſentliche Luͤcke 
in der politiſchen Literatur ausgefuͤllt haben wuͤrde, iſt 
St. W. ate Aufl. IV. 6 


’ 
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blos dieſe einzige - Abtheilung erfchlenen, welche das 
Staatsreht Dänemarks, Schwedens und Groß 
britanniens umſchließt. Es enthält theils mehr, 
theils weniger, als dad, was von mir unter dem 
Namen: pofitives Staatsrecht zur miffenfchaftlichen 
Seftaltung gebradyt werden foll; mehr, weil es die 
Grundzüge des gefammten pofitiven Staatsrechts der 
genannten europäifchen Reiche [nicht blos das Verfaſ— 
fungsrecht) enthält; weniger, weil es nicht die, durch 


das pofitive öffentliche Recht begründete, neue Geftals 


tung. des innern Staatslebeng zur Anfchauung erhebt. — 
Mit diefem Kompendium brachte der Verf. die bereits 
angeführte Sammlung der widhtigften Reichs— 
grundgeſetze ꝛc. [deren erfter Theil auch nur die 
drei genannten — umſchloß,J in genaue Verbin— 
dung.) 

Theod. Shmal;, Plan zu Vorlefungen über allges 


meines pofitives europäifches Staatsrecht. Berl. 1815. 8, 


(geiftvolle Skizze; nur daß in derſelben der genannten 
Wiſſenſchaft ein weiterer Umfang angewieſen wird, als 


“in der von mir verſuchten Darſtellung.) 


Sebald Brendel, die Geſchichte, das Weſen und 


der Werth der Nationalrepräfentation, oder vergleichende 


hiſtoriſch- pragmatifche Darftellung der. alten und neuen 


Melt, befonders der teutfchen, in Beziehung auf die 


Entſtehung, Ausbildung, Schickſale und Vorzüge der 


Volfsvertretung, oder der Öffentlichen Theilnahme an der 


hoͤchſten Staatsgewalt. 2 Theile. Bamb. und Lpz. 1817. 


. Centhält viele richtige volitifch s gefchichtliche Urtheile 
und Zufammenftellungen; doch it das Werk nad) feinem _ 
feften Plane bearbeitet, befonders in Hinficht des Vers 


a, hältniffes der Welt des Alterthums zur gegenwärtigen 


Zeitz; aud enthält es die neuen Verfaffungen bie 1817 
nur in Andeutungen und Auszügen.) 

Joſeph Eonftant.Bifinger, vergleichende Darftellung 
der Staatsverfaffung der europaͤiſchen Monarchieen und 


Republiken. Wien, 1818, 8 


Gun. Rudhart, Ueberſicht der vorzuͤglichſten Bes 
flimmungen verfchiedener Staatsverfaffungen über Volke; 
vertretung. Münden, 1818. Fol. — die — 


lung im Hermes, N. IV. ©. 78 f.) 
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Vergleichende Darftellung der Nepräfentativverfaffungen 
verfchiedener europaͤiſcher Staaten in ihren Grundzügen. 
Karlsruhe, 1823. 2 Tabellen in Fol. 

Vergleichende Darftellung der ftändifchen -Verfaffungen 
mehrerer teutfchen Bundesftaaten in ihren Grundzügen. 

. Karlsruhe, 1823. 2 Tabellen in Fol. 
Theilweiſe gehört auch folgende ältere Schrift hieher : 

Chſtn. Dan. Voß, hiftorifch ; ftatiftifche Lleberficht der 
merfwürdigften europäifchen Staaten, aus dem Ge— 
fihtspuncte desallgemeinen Staatszweckes. 
Halle, 1795. 8. (Obgleich in diefem Werke Gefchichte 
und Statiftif verbunden werden; fo ift doch die Anlage 
des Ganzen aus dem politifch s publiciftifchen Stands 
puncte. Der Verf, ftellt nämlich die Staaten dar: 1) 
als uneingefhränfts monardifhe Staaten 
(Preugen, Rußland, Dänemark, Spanien, Portugal, 
Sardinien, beide Sicilien, Kirchenftaat, osmaniſches 
Neih); 2) als republiftanifhe Staaten a) 
ariftofratifch: Venedig, Genua; b) demokratifch: Franks 
reih (damals); 3) Staaten mit gemifcten. 
Regierungsformen (das teutfche Reid, als Staates 
£örper, Schweden, England, Polen); 4) verbündete 
Staaten (Eidgenoffenfchaft, das teutſche Reich.) 


Als Verſuche, "das pofitive oͤffentliche Staatsrecht 
wiſſenſchaftlich zu begründen, gehören hieher: 
Alb. Fritot (avocat), science du publiciste, 
ou trait& des principes &l&mentaires du droit, 
considere dans ses priucipales divisions. 11 Voll. 
a Paris, chez Bossange, 1820 — 1823. 8. (Dies 
fes, dem Könige Ludwig 18 und dem Herzoge de Cazes 
gewidmete, Werk it gründlidy und freimüthig , aber fehr 
weitſchweifig. — Die erfte Abtheilung enthält; droit 
philosophique, ou principes elementaires du 
droit public, du droit politique, et du droit des 
gens, und zwar im erften Bande: droit public; 
im zweiten Bande: droit politique; und in dems 
felben Bande von ©, 321 an (und im ganzen fols 
genden dritten Bande) droit des gens. — Die 
zweite Adtheilung enthält von vierten Bande an; 
6 


En 
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* 


droit- constitutionel, constitutif ou organique, 
und zwar nach den drei Rubriken: 1) des gouver- 
nemens divers, de leurs inconv£niens, de leurs 
avantages (davon im ganzen vierten Theile und im 
fünften bis S. 448); 2) de la monarchie con- 
stitutionnelle ou repr£&sentative (davon im fünff 
ten Theile von S. 449 an, und im ganzen ſechſten 
bis eilften Band); 3) dispositions et moyens 
de transition. — Zu der Wiffenfchaft des pofitiven 
Staatsrechts gehört dieſes Werk erſt vom vierten 
Bande an, wo der Verf. mit der Lehre von den 
Regierungsarten überhaupt beginnt, die fogenannten drei 
Gewalten im Staate, die Eintheilung in einfache und 
vermifchte Regierungen Cje nachdem die drei Gewalten 
vereinigt oder getheilt find ) erörtert, gegen die unbes 
fchränfte Monarchie ſich erklärt, die dermalige franzöfifche 
Verfaſſung als ariftofratifch demofratifch ; monarchifc aus; 
ſpricht, die Wirkungen der Nepräfentation, der Foͤdera⸗ 
tion, der Wahl und der Erblichkeit prüft, und zum 
Wefen der innern Geftaltung der conftitutionellen Mo— 
narchie a) einen Erbmonarchen (dem die Sanction, Vers 
kuͤndigung und Vollziehung der Geſetze zuſteht), b) zwei 
Kammern (weldye mit dem Regenten die Initiative der 
Geſetze theilen), und c) Gerichtshöfe verlangt, "welche 
nur vom Gefeße abhängen. 

J. Chriſt. Freih. v. Aretin, Staatsrecht der con 
ftitutionellen Monarchie. Ein Handbuch für Geſchaͤfts⸗ 
männer, ftudirende Sjünglinge und gebildete Bürger. 
Erfter Band, Altend. 1824. 8. Zweiten Bandes 
erfte Abtheitung. 1827. (Ungefaͤhr die erſte Hälfte 
diefer Abthl. ward noch von Aretin gejchrieben, nad) 

deſſen Tode. Karl v. Rotteck das Werk forlſetzt. — 
Ueber den wiffenfchaftlichen Charakter deſſelben vgl. 9.4.) 





Als befondere, dem Verfaffungswefen gemwidmete, 
Zeitſchriften begannen: Ä N N 


- (uden), Allgemeines Staatsverfaffungs 
archiv. Zeitfchrift für Theorie und Praris gemaͤßigter 
Kegierungsformen, 2 Bände (jeder in 4 Stücden) und 
In Bdes. 18 Stüf. Weimar, 1816 f. & 


{ 
J 
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‚+ Allgemeine politifche Annalen, Stuttgart u. Tübingen, 
25 Bände feit 1521, 8. (enthalten viele Verhandlungen 
über das Verfaſſungsweſen.) 

(v. Aretin),. conftitutionelle Zeitfchrift. Cerfchien 
blos ein Halbjahr vom Jan. — Jun. jeder Monat in 
2 Heften). Stuttg. 18523. 8. 





Erfter Theil. 
A) Allgemeine gefbhichtlihe Ueberſicht 
über die in Europa und Amerika ſeit 40 
Jahren ins öffentlihe Staatsleben ein 
getretenen, theils noch beſtehenden, theils 
wieder erlofhenen, Verfaſſungen. 


10. 
Großbritannien und Nordamerika, 


Wenn gleich in Eeinem gefitteten europäifchen 
Staate feit den Zeiten des ausgehenden Mittelalters 
gewiffe Grundgefege fehlten, Durch welche bald eine 
regierende Dynaſtie auf den Thron erhoben, bald die 
Thronfolgesrdnung _feftgefest, bald das Verhaͤltniß 
des Negenten zu. den Keichs = oder Landſtaͤnden näher 
beftimmt, bald im innern Staatsleben über die bür- 

erfiche-und Strafgefeßgebung , fo wie. ber die Bes 

oder über die Öeftaltung der Eriegerifchen 
Macht ein allgemeiner Maasftab aufgeftellt worden 
war; fo hatten doch in den meiften Keichen und Staa⸗— 
ten diefe Formen theils nur zufällig und in fehr ver— 
ſchiedenen Zeitaltern ſich ausgebildet, theils fehlte der 
innere Zufammenhang zwifchen denfelben,, weil jede: 
mal, nach dem eingetretenen Bedürfniffe, nur einzelne 
Gegenftände- der Verfaſſung oder: Verwaltung durch 


— — 
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beſondere Geſetze geordnet worden waren. Daher auch 
in ſo vielen Staaten der unverkennbare Widerſpruch 
zwiſchen dem oͤffentlichen und dem Privatrechte, ja 
ſelbſt zwiſchen den einzelnen Theilen und Abſchnitten 
der Geſetzgebung ſelbſt, je nachdem ſie aus fremden 
oder einheimiſchen Rechten, aus dem zwoͤlften oder 
achtzehnten Jahrhunderte ſtammten. Blos in Eng— 
land beſtand, im juͤngern Europa, eine auf einzelnen 
ſchriftlichen Urkunden beruhende, obgleich im 
Laufe der Jahrhunderte bedeutend veränderte, und 
erft feit der Thronbefteigung Wilhelms des Oraniers 
(1689) zu. einem, beftimmten Charakter ausgeprägte, 
Verfaſſung. Seit Diefer Zeit ward in dem freien, 
in zwei: Kammern: getheilten., - brittifchen Parlamente 
manches kraͤftige Wort uͤber die wichtigſten Angele— 
genheiten des innern und aͤußern Staatslebens aus—⸗ 
gefpröchen, das für das übrige, in feiner politifchen 
Bildung fortſchreitende weſtliche, Europa um ſo weni⸗ 
ger verloren ging, je länger in mehrern großen Rei⸗ 
chen Die Verſammlung der Neichsftände entweder ganz 
geruht hatte (wie z. B. in Frankreich feit 1626, in 
Portugal feit 1697), oder, wie in Spanien, zu einer 
bloßen Sormalität Herabgefunfen war, Befonders aber 
wirkte das Vorbild Großbritanniens auf-das übrige 
Europa mächtig, theils in Hinficht der dafelbft in der 
Berfaffung begründeten Herrfchaft des Rechts und 
Geſetzes im Gegenfaße gegen die Willkuͤhrherrſchaft 
der Premierminiſter und Maitreſſen in andern Reichen; 
theils in Hinſicht des ſteigenden Wohlſtandes und 
Reichthums Großbritanniens im Gegenſatze gegen die 
Verarmung, die Schuldenlaſt und die imgleie Des 
fteuerung in andern Staaten *); 





*) In demfelben Sinne förad ein im Hermes (N.X. 


- 
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i Nur unter diefen Verhaͤltniſſen vermochten die 
gewichtvollen, vie brittifche Derfaffung als Vorbild 





S. 4): ‚Der Zunftgeift, der Briefadel, die Verbin— 
dungen der Städte. unter einander und des Adels gegen 
die Städte, aber auch zumeilen mit ihnen gegen die 
willtührlihe Herrſchaft; die Gründung fiehender Ges 
richte; die erfien rohen Verſuche des Bauernitandeg, 
fid) zur bürgerlichen, Freiheit zu erheben, oder dabei zu 
behaupten; die Bildung der Landjtände, aus Geiftlichkeit, 
Adel und Städten, ihr Wahsthum und ihr Verfall; 
die eigene neue Geſetzgebung und die Megierung ber 
Staaten von oben herab, welche im ſechszehnten Jahr— 
Hunderte mit verdoppelter Thätigkeit ſich erhob; — alle 
diefe Elemente des innern Lebens der Völker haben 
fidy in den verfchiedenen euroväifchen Staaten nad) einers 
lei Regel und. mit fehr fichtbarem Einfluffe des einen _ 
.. auf die andern entwickelt. Nur England behaup— 
tet dabei wefentlihe Eigenthuͤmlichkeiten 
in Rechts: und Staatsverfaffung, weiles: 
ibm gelang, die alten einheimifchen Einrich— 
tungen, welde in den meiften andern Län 
dern durch alte und neue römifche Begriffe 
und Inſtitute verdrängt wurden, feftzuhals 
ten und felbjtitändig fortzubilden, Allein 
eben dadurch ift England von der Zeit an, wo bie 
willkuͤhrliche Herrſchaft im Übrigen Europa durch 
Karl 5, durch Philipp 2, durdy Ludwig 11, Ricyelieu 
und Ludwig 14 fait allgemein geworden war, der 
- Punet geworden, von weldhem die innere 
Bewegung Europa’s ausging, und fi den 
übrigen Völkern deffelben mittheilte. Nicht 
Montesquieu’s LKobreden der englifchen Verfaſſung 
haben diefe hervorgebracht, fondern wer im ganzen voriz 
gen Yahıhunderte den wachſenden MWohlftand Englands 
getvahr ward; mer es fah, mie Sefek und Recht auch 
über die Großen herrſchte; wie geachtet auch der eins 
fache Bürger war; wie ein jedes Verdiehft eine freie 
Bahn zu Wirkfamkeit und Belohnung fand; der mußte 
wohl das RWerlangen "empfinden, daß auch im feiner 
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und, Muſter preiſenden, Stimmen eines Montes 
quieu und, vieler andrer ‚bedeutend zu wirken, welche 
feit der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts das Ber 
dürfniß einer neuen zeitgemäßen Öeftaltung des ins 
nern Staatslebens und einer feften Begründung 
des Nechtszuftandes in mehrern europäifchen Keichen 
und Staaten theils felbft fühlten, theils bei Andern 
anregten, Ä 
Allein ein außerhalb‘ des europäifchen 

Staatenfvftems eintretendes. höchft folgenreiches 
Ereigniß ward die nächfte Veranlaffung der weitern 
und. fihnellern Verbreitung der ſogenannten repraͤ⸗ 
fentativen Grundſaͤtze? die Trennung eines Thei— 
les der nordamerikaniſchen Kolonieen Groß— 
britanniens von ihrem europäifchen Stammlande, 
und die Erkaͤmpfung und Anerkennung ihrer Unabs 
hängigfeir und Selbſtſtaͤndigkeit im Pariſer 
Frieden am 3. Sept. 1783 *). 

5 Berjährte Eiferſucht ſtellte waͤhrend dieſes 
Kampfes zwiſchen Großbritannien und: feinen Kolo⸗ 
nieen, Frankreich und Spanien auf die Seite der 
Kegtern; namentlich fochten viele franzöfifche Dfftciere, 
dazu berechtigt von, ihrer Regierung, auf amerifani= 
ſchem Boden unter Washingtons Befehlen für 
die Sache der ‚bürgerlichen und politiſchen Freiheit. 
Srundfäge, die fie im transatlantifchen Erdtheile ken— 
nen. gelernt und mit ihrem Blute verfiegelt hatten, 

Hosen — na dem Parifer — ‚in bie euro- 





Heimath ein ſo — freies und kraͤftiges Leben auf⸗ 
— bluͤhen moͤchte.“ 
*) Man vergleiche darüber meine S taatenſyſteme Euros 
pa’s und a feit dem ae 1783, 
CLeipz. 1826, 8.) Th. 1. J 
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paifche Heimath zurück, und. wurden von ihnen deſto 
feſter gehalten, je mehr, namentlich in Frankreich, die 
UnvollEommenheiten der. Berfaffung und Verwaltung 
diefes Reiches, bauptjächlich wegen der ungeheuer ges 
fteigerten Schulvenlaft, von. den mittlern und untern 
Ständen gefühlt wurden. 

Gleichzeitig bildeten vie felbfiftänbigen — 
amerikaniſchen Staaten in ihrer Mitte die 
Derfaffung eines Freiſtaates (1787) aus, 
in deren Grundzügen eben fo wenig das Vorbild 
der brittiſchen DVerfaffung — nur übergetragen von 
einer befchränkten Monarchie auf einen nenentftandenen 
Bundesftaat — ‚wie. der Einfluß Washingtons 
zu verfenuen. war, eines Mannes, in welchem Nord⸗ 
amerika früher feinen Helden und Retter, und fpäter 
feinen Befepgeber und Regenten fand. . 

Je mehr die neue Verfaſſung Nordamerika’ 8, ſo 
wie die befondere Verfaffung jeder feiner einz ek 
nen (damals 13) Staaten, die Farbe und ven. Cha— 
rakter des achtzehnten Jahrhunderts an fich trug; defto 
weiter wich fie von den veralteten, republifanifchen 
Formen ab, die in den enropäifchen Freiftaaten: Bes 
nedig, Genua, Iucca, Schweiz und Nies 
derland ſtatt fanben. | 


11. - 
Neue Berfäffuns in Frantreig und polen 
Bevor aber auf europaͤiſchem Boden eine Nach— 
bildung des brittifchen und der, nordamerifanifchen 
Verfaſſung verſucht ward, gab die franzoͤſiſche 
Kevolntion im Sabre. 1789. den Ausfchlag über 


die vollige Umbildung des innern Staatslebens in dem 
älteften chriftlichen Reiche des jüngern ‚Europa, Denn 
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Faum hatte, aus der Mehrheit der von Neder nach 
Verfailles zufammenberufenen 1200 Deputirten des 
Keiches, die erſte Nationalverfammlung 
(17. Sun. 1789) ſich gebilver, als diefe (4. Aug.) die 
völlige Abſchaffung des Lehnsfnftems aus 
fprach , und, nad) zweijährigen Verhandlungen , (3, 
Sept. 1791) die neue fohriftliche Berfaffungss 
urk unde beendigte, welche (14. Sept.) Ludwig 16 
in der Mitte der Nationalverfammlung ats Reichs⸗ 
grundgeſetz beſchwor. 
Gleichzeitig dachte der edlere Theil * Polen, 
der die er ſt Theilung des Reiches vom Jahre 17 72 
noch nicht verfehmerzt hatte, an eine Berbefjerung ber 
fehlerhaften: Reichsverfaſſung und an eine Berjüngung 
des. innen Staatslebens. Bereits am 6, Oct. 1788 
‘ward der polniſche Reichstag eröffnet, auf welchem 
ſogleich das fogenannte freie Veto aufgehoben, und, 
nach der Abſchließung eines Bundes mit. Preußen 
(29. März 1790), von der großen Stimmenmehrheit 
(3. Mai 1791) eine neue Verfaffung angenoms 
men ſo wie diefelbe vom Könige Stanislaus Augu⸗ 
ſtus Befchworen ward. Dieſe Verfaffung ſchloß ſich 
mehr als die franzoͤſiſche, an die bis dahin in Polen 
beftandenen Nechtsverhältniffe an; demungeachtet bil- 
dere fih, unter Rußlands Einfluffe, gegen fie der _ 
Targowitzer Bund (1792), worauf — mit Zus 
ſtimmung des Königs — die neue Verfaffung auf 
dem Neichstage zu Grodno (29. Sept. 1792) ver- 
worfen, und im Sabre 1793 Polen zum — 
male getheilt ward. 
Allein auch die erſte Verfaſſung Frankreichs vom 
Jahre 1791 ging nur theilweiſe ins öffentliche Staats⸗ 
leben über, weil, bereits nad) dem Zuſammentreten 
‚der zweiten Nationalverfammlung (1. Det, 1791), 
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ein heftiges Partheiengewuͤhl in derſelben ſich zeigte, 
dag, nach der Eröffnung des ſogenannten National⸗ 
convents (21. Sept. 1792), in ver Abfchaffung des 
Koͤnigthums, im der Verwandlung Frankreichs in 
eine: Republik, und in dem Prozeffe und der Hinrichs 
tung tudwigs:16, zu dem völligen Umfturze aller 
frühern Staatsformen im Innern Frankreichs führte, 
worauf für die Republik Frankreich. am 24. 
Suny 1793 eine zweite Verfaffung ‚gegeben ward, _ 
die aber nicht ins wirkliche Leben trat, weil beiyder 
Eröffnung des Krieges gegen Daß. Ausland die furcht⸗ 
bare Dictatur des Wohlfahrtsausſchuſſes, mit Suſpen⸗ 
ſion der Verfaſſung, die Regierung an ſich riß. 

Nach dem Sturze der Schreckensregierung ward 
fuͤr die Republik Frankreich die dritte Ver⸗ 
faſſung im Jahre 1795 aufgeſtellt, mit einem Direc⸗ 
torium von fünf Perſonen am der Spiße. der voll 
ziehenden Gewalt. 

Diefer folgte im Jahre 1799 die vierte Vers 
faſſung, welche ven General Bonaparte, unter 
deffen Einfluffe fie gegeben ward, ‚zumierften: Cons 
ful ernanute, In dieſer Verfaffung gingen ‘die frühern 
republifanifch = demofratifchen Beftimmungen bereits in 
folhe über, vie fich der monarchifchen Staatsform 
mäherten.. Dies trat noch beftimmter durch. Die Sena⸗ 
tusconfulta vom Jahre 1802 und 1804 hervor, welche 
ben erften Conful Anfangs zum Conful auftlebene- 
zeit, und dann zum erblichen Kaiſer der Frans 
zofen ernannten. 

Nachdem er aber (1814) auf den Thron Frank⸗ 
reichs verzichtet hatte, gab der Senat, unter Talleyrands 
Leitung, dem Reiche eine neue Verfaſſung (6. Apr. 
1814), in welcher Ludwig (18) durch den Willen 
des Volkes auf den Thron berufen ward. + Allein 
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rudwig 18 erfanüte dieſe Verfaſſung nicht an, ſondern 
ertheilte, aus koͤniglicher Machtvolliommenbeit,, (4; 
Sun. 4814) die conftirutionelle Charte, die 
. noch jet als Grundgeſetz des Königreiches gilt, wenn 
gleich Napoleon, nach feiner  NRüdfehr von Elba, 
während ber. hundert Tage;, (22. Apr. 1815.) eine 
Zu en zu ‚ber vierten — bekannt 
— — 2152 

a, — 

m EE 


Mir den Siegen der Fraugofen überfchriet auch 
Das repräfentative Staatsſyſtem die. Grenzen Franf- 
reichen foiin:den Niederlanden; fo in Stalien, 
Ward gleich; die:ältere Staatsform des Freiftaates der 
vereinigtem Niederlande, unmittelbar nach Pichegru’s 
Vordringen uͤber die zugefrornen Grenzfluͤſſe, aufges 
hoben, : und. daB: demofratifche Princip für die neue 
Verfaſſung der Niederlande ausgefprochen ;: fo dauerte 
e8 doch in; Der fogenannten :batavifchen Republik, bis 
zum Jahre 1798, bevor. die: erfte neue —— 
angenommen ward. | 
| Raſcher erfolgten die politifchen Umbilbungen i in 
Itabien, ‚wo Bonaparte im Fruͤhjahre 1796 ſeine 
glänzende Eriegerifche Laufbahn begonnen: hatte: So 
wie er, bereits nach dem kuͤhnen Uebergange über vie 
Adda-Bruͤcke bei Lodi (20.Mai 1796), die Freiheit 
der Lombardei ausfprach; fo ward auch, unter: feiner 
Mitwirkung, in der Zwifchenzeit zwifchen den Fries 
denspräliminarien ‚zu Leoben und dem wirklichen Frie— 
vensabfehluffe zu Campio Formio mit Deftreich, am: 29. 
Sun. 1797 der nenen cisalpinifchen Republik 
eine Verfaſſung gegeben, Die, bei vielen eigenthuͤmli⸗ 


Geſchichtliche Ueberſicht. 9 


chen Schattirungen, doch im Ganzen eine Nachbildung 
der dritt en Berfaffung Frankreichs war. Während 
aber. Bonaparte in Aegypten ſich befand, / erfuhr diefe- 
Berfaffung (1798) durch den franzoöfifchen Gefandten 
Trouve und, durch. den General Brune wefentliche 
Veränderungen, und bei den Siegen ber Deftreicher 
und Ruſſen in Oberitalien im Jahre 1799 theilie fie, 

mit der -cisalpinifchen Republik ſelbſt, das: Schickſal 
der Aufloͤſung. 

Kaum hatte aber der damalige erſte Conſul Bo⸗ 
naparte in der Schlacht bei Marengo (14. Jun. 1800) 
von neuem das Uebergewicht der Waffen Frankreichs 
behauptet; ſo ward auch von ihm die, cisalpinifche 
Republik (18. un.) mit einer einftweiligen Regierung 
hergeftellt, und / nach dem Luͤneviller Frieden, Diefer 
Republik, welche zu Lyon den Namen’ der italienie 
[hen annahm ; (28. Jan. 1802) eine neue Ber 
faffung gegeben, die in manchen wefentlichen Punce 
ten von der vierten franzofifchen abwich.: Durch 
conſtitutionelle Statute im Jahre 1805 ward Napo: 
leon zum Konige von Italien ernannt, und 
dasjenige in der Verfaſſung verändert, was bei dem 
Vebergange aus der republifanifchen in Die monarchi— 
fhe Staatsform umgewandelt werden mußte, — 
Nah der Vernichtung der Macht Frankreichs in 
Stalien, und nach der Ruͤckkehr der Lombardei und 
Venedigs unter öftreichifche ‚Herrfchaft, gab Der Kaiz . 
fr Franz (24. Apr. 1815) dem lombardiſch— 
venetianifhen Konigreiche eine neue» "Ders 
faffungsform. 

Gleichzeitig mit den Folgen der. franzoͤſiſchen 
Siege durch Bonaparte in Italien ſtuͤrzte der aͤlteſte 
italiſche Freiſtaat, Venedig, zuſammen; das klei⸗ 
nere Genua hingegen rettete ſich, ward (1797) als 


94 Pofitives Staatsrecht. 


ligurifhe Republik vemofratifirt, und ers 
hiele (2. Dec. 1797 und 26. Yun. 1802) zwei ein- 
ander fchnell‘ folgende Verfaffungen unter Frankreichs 
Einfluffe, bis 1805 Genua Frankreich ſelbſt einver- 
leibt, nach Napoleons Sturze aber, auf dem Wiener 
Eongreffe, dem Konige von Sardinien zugetheilt 
ward. 

Eben fo erhielt auch der Eleine Freiftaat Lucca 
im Jahre 1799 und im Jahre 1801 zwei Verfaſ— 
ſungen, die, im verjuͤngten Maasſtabe, den in Frank⸗ 
reich wechſeinden Verfaſſungen nachgebildet waren. — 
Selbſt dem Kirchenſtaate, welchen das franzoͤſi⸗ 
ſche Directorium (1798) in eine roͤmiſ che Republik 
verwandelte, ward (20. Maͤrz 1798) eine demokratiſche 
Verfaſſung gegeben , die aber bei der Erneuerung des ' 
‘ Krieges fchnell wieder aufgelöfet ward. 

Neapel, obgleich , nach Championets fi jegreia 
chem Vorbringen bis in die Hauptftadt des Reiches, 
als parthenopeifche Republik (1799) ausges 
fprochen, erhielt damals, bei dem fchnellen Wechfel 
des Kriegsglüdes, doch feine eigene Verfaffung. Als 
. aber fpäter Napoleon feinen Bruder Sofeph (1806) 
zum. Könige beider Sicilien, und zwei Jahre darauf 
zum Konige von Spanien ernannte, welchem Joachim 
Murat auf dem Throne Neapels folgte, gab Joſeph, 
bei. feinem Abgange nach Spanien, dem K.önigrei 
‚ Neapel (20. Sun. 1808) eine Berfaffung, die 
Napoleon beftätigre. Doch band fich Murat an dies 
felbe nicht ; fie trat nicht ins öffentliche Leben. 

Dagegen ward, unter brittifchem Einfluffe, von 
dem Lord Bentind im Konigreiche Sicilien, wel- 
ches die aus Meapel verdrängte Dynaftie Bourbon 
gegen Frankreichs Waffen behauptete, (1812) eine 
der englifchen . Conftitution nachgebildete Verfaſſung 
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gegeben, die aber von dem bourbonifchen Regenten⸗ 
baufe bald wieder aufgehoben ward. 

Selbft nach der Rückkehr diefer Dynaftie nach 
Neapel (1815), ward der Verſuch, die fpanifche 
Verfaſſung in Neapel mit örtlichen Modiftcatios 
nen (1820) einzuführen, durch die fiegreichen Waffen 
Deftreichs vereitelt, 

. Den jonifchen Infeln, fruͤher der Republik 
Venedig gehoͤrend, ward bereits im Jahre 1803 eine 
unter Rußlands Einfluffe vermittelte Derfaffung er⸗ 
theilt. Als aber, nach fehnell wechfelnden Schidfalen 
diefes Freiftaates, derfelbe (1815) unter die Schutz⸗ 
hoheit Großbritanniens geftelle ward, erhielt er am 
28. Dec. 1817 eine in London entworfene und von 
dem damaligen Prinzen =» Negenten beftätigte Ver— 
faffung. 


13. | 
Die Shwei, 


Veraltet war die politifche Form der fch weizes 
rifhen Eidsgenoffenfhaft beim Ausbruche 
. der franzöfifchen Revolution; auch fehlte in ven Cana 
tonen die Einigkeit, die in den Tagen der Gefahr das 
Beftehende zu retten vermag; allein Europa fah mit 
Migbilligung, wie das franzofifche Directorium - mit 
der friedlichen Schweiz verfuhr. Mach Ueberwältis 
gung derfelben durch franzöfifche Heere ward (12. Apr. 
1798) zu Yarau-der Entwurf einer neuen: Vers 
faffung der einen und untheilbaren helvetifchen. Re— 
publif angenommen ; doc) hatte das alte Syſtem viele 
Anhänger und rüftige Vertheidiger, und die Erfolge 
Deftreichs im Kampfe des Jahres 1799 brachten beide 
Partheien gegen einander in. mächtige Gaͤhrung, bis 


\ 
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Maſſena's Sieg (Sept. 1799) bei Zürich den Aus— 
ſchlag für das neue Syſtem gab. Kine neue, zu 
Paris:entworfene, Berfaffung warb zwar. am 29, 
Mai 1801 angenommen, von den Freunden des alten 
Syſtems aber durch die Aufftellung einer Verfaſſung 
der ſogenannten allgemeinen helvetiſchen Tagſatzung 
(24. Oct. 1801) beſeitigt. Doch auch dieſer Ver— 
faſſungsentwurf mußte einem: neuen vom 27. Febr. 
1802 weichen, der aber ebenfalls weder die öffentliche 
Stimmung in der Schweiz, noch den Beifall des 
erften Conſuls von Frankreich für ſich hatte. Die zu 
Bern. verfammelten helvetifchen Notabeln gaben vie 
Berfaffung vom 20. Mai 1802. Sie ward Anfangs 
von den meiften Santonen angenommen; allein bald 
wogte, nach dem Zuruͤckziehen der franzoͤſiſchen Trup⸗ 
pen, die innere Gaͤhrung in dem ganzen Freiſtaate auf. 
Dies bewog den erſten Conſul Bonaparte, nach er— 
neuerter Beſetzung des Landes von franzoͤſiſchen Trup⸗ 
pen, Maͤnner aus beiden Syſtemen nach Paris zu 
berufen, mit welchen er die ſogenannte Vermitte— 
lungsacte (19. Febr. 1803) verabredete, welche bis 
zum Jahte 1813 als Staatsgrundgeſetz der Schweiz 
galt/ und auf eine im Öanzen fihonende Weiſe das 
Alte und Neue verband. 

> Machdem aber die Völkerfchlacht bei Leipzig über 
Napoleons Schickſal in Teurfchland entfchieden hatte, 
fprachen die verbiinderen Mächte die Auflofung der 
DVermittelungsacte aus, und: ließen durch ihre Abge— 
fandten mit den Abgeordneten der Schweiz unterhan—⸗ 
deln; worauf (8. Sept. 1814) ein neuer Bundesver= 
trag der 19 Santone, und, nach den Beftimmungen 
des Wiener Songreffes in Hinficht der Schweiz, die 
Aufnahme der drei neuen. Santone, Wallis, Genf und 
Menenburg, die Entwerfung ‚befonderer Verfaſſungen 
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fuͤr jeden einzelnen Canton, fo wie (7. Aug. 1815) 
die feierliche Annahme der neuen Bundesacte 
der gefammten 22 Santone erfolgte, 


14. = 
Die Niederlande, 


In den Niederlanden, die, nach der Eroberung 
von den Franzofen, in der damaligen Staatsgeogra= 
phie als batavifche Republik aufgeführte wur: 
den, war, unter dem Einfluſſe des franzofifchen Ges 
fandten Sacroir, (23. Apr. 1798) eine Berfaffung. 
gegeben und angenommen worden, welche. man ber 
Dritten franzofifchen (vom Jahre 1795) nachgebilvet 
hatte. Kaum war aber, in den Londoner Prälimiz. 
narien zum Frieden zwiſchen Frankreich, Großbri— 
tannien, Spanien und Batavien, die Selbſtſtaͤndig⸗ 
keit der neuen republikaniſchen Foim der letztern aner⸗ 
kannt worden, als (16, Oct. 1801) die bat avi— 
[he Republik eine zweite DBerfaffung, und — 
nach der Begründung der kaiſerlichen Macht in Frank: 
reich — (15, März 1805) eine dritte DVerfaffung 
erhielt, die einen Rathspenſionair an die Spitze der 
Regierung ſtellte und in vielfacher Hinficht den mo= 
narchiſchen Formen ſich näherte. Doch fehon im fol 
genden Jahre ward, Durch organifche Geſetze, (5. Sun. 
1806) die Kepublif für Napoleons Bruder, Ludwig, 
in das Königreich Holland verwandelt, und 
demfelben (7. Aug. 1806) eine neue Berfa fung 
gegeben. Allein dieſes neugefchaffene Königreich er: 
lofeh bereits im Sul. 1810, wo es Napoleon dem 
mächtigen Frankreich felbft einverleibte, bis, nach ven 
“ Erfolgen der Leipziger Schlacht, die Frauzofen aus 

Holland verdraͤngt wurden, eine einſtweilige aus Hol⸗ 
St. W. ate Aufl, EV. 7 
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ländern’ gebildete Regierungscommiſſion den Fuͤrſten 
Wilhelm von Oranien zum fouverainen Fürften der 
Niederlande ernannte, diefer aus England zurückkehrte, 
und, nach der Vereinigung Belgiens mit Batavien 
zum Konfgreiche der Niederlande, dem nun 
vereinigten Staate in der Berfaffung vom 24, 
Aug. 1815 ein bleibendes Grundgeſetz gab. 


J— 
Der Rheinbund. Warſchau. Spanien. 
Schweden. | 


Mit der weitern Verbreitung Der Siege und des 
politifchen Einfluffes Napoleons auf das Ausland, 
‚ gewann auch das Syſtem neuer DVerfaffungen eine 
weitere Ausdehnung. Kine Folge Des Kampfes zwis 
fehen Frankreich, Deftreich und Rußland im Spät: 
jahre 1805, und des für Deftreich nachtheiligen Fries 
dens von Preßburg (26. Dec. 1805), war die Stif: 
tung des Nheinbundes in der (12. Sul. 1806) 
zu Paris unterzeichneten Conföderationsacte, 
Sie ward, nach der Befiegung der Preußen in den 
Sändern zwifchen der Saale, Elbe, Over und Weich: 
fel, und nach dem Beitritte der nordteutfchen Fuͤrſten 
zum Rheinbunde, bald das allgemeine politifche Ge— 
feß des vormaligen Teutſchlands, mit alleiniger Aus— 
nahme der ehemals zu Teutfchland gehörenden öftrei= 
chiſchen und preußifchen Länder, Dem im Tiffiter 
Frieden neugeftifteten Herzogthume Warfchau gab 
Napoleon (22. Sul, 1807) eine neue Verfaffung, 
die bis zu-deffen Auflöfung galt. Wie er aber in der 
Mitte des Rheinbundes felbft die Begrindung neuer 
Derfaffungen meinte, erbellte aus der (15. Nov; 
1807) dem Konigreiche Weftpbalen gegebenen 
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neuen Verfaſſung. Theilweiſe ward .diefelbe 
nachgebildet in der Berfaffung Bayerns vom 
1, Mai 1808, die aber nicht ins öffentliche. eben 
frat; in den Drganifationsdecreten des Großherzog: 
thums Berg (12, Dec. 1808 und 31. März 1809), 
in der Verfaffung des Großherzogthums Frank— 
furt (16. Aug. 1810), und in der vom Herzoge von 
Anhalt Köthen (28. Dec. 1810) feinem £leinen 
Sande gegebenen Verfafjung. Die leßtere ward bereits 
im Jahre 1812, nach des Herzogs Tode, unter der 
vormundfchaftlichen Regierung des Herzogs: von Ans 
halt: Deffau aufgehoben; die übrigen erlofchen nach 
den Schlachttagen bei Leipzig, -_ | 
Eben fo beftand die, von Joſeph Napoleon 
(6. Sul, 1808) dem Königreiche Spanien mit Zus 
ftimmung des Kaifers gegebene ,. Berfaffung nur 
fo lange, als er. felbft in Spanien, unter Der Macht 
der franzofifchen Waffen, fich behauptete; denn, noch 
vor feiner völligen Rückkehr nach Frankreich, fprachen 
die auf der Inſel Leon verfammelten Cortes Spaniens, 
im Namen: des abwefenden Ferdinands7, (19. März 
1812) eine neue Verfaffung als Örundgefeß der 
Monarchie aus, die Ferdinand, nad) feiner Ankunft 
in Spanien, (Mai 1814) aufhob, und fpäter zwar 
im Drange der Berhältniffe (7. März 1820) annahm, 
fie aber, nach dem Vordringen der franzofifch= bour= 
bonifchen Heere bis Cadix, (Det, 1823) für, immer 
vernichtere, — 
Verſchieden von dieſen Verfaſſungen nach ihren 
Grundzuͤgen und nach ihrem weſentlichen Charakter, 
war die neue Verfaſſung Schwedens (7. Sun, 
1809), nachdem Guſtav 4 auf den Thron verzichtet, 
und ihn fein Oheim, Karl 13, nah Annahme 
biefer Verfaſſung, beftiegen hatte. 


d 
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16. 


Neue Berfaffungen feit Navolesne 
Sturze. 


Die mächtige Veränderung aller politiſchen Ver- 
hältniffe, welche Napoleons Befiegung und Verzicht: 
leiftung auf die Regierung (11, Apr. 1814) bewirkte, 
zeigte fich in den verfchiedenen Staaten und Ländern 
-auf fehr verfchiedenartige Weiſe. In Frankreich 
ſelbſt gab Ludwig 18 (4. Jun. 1814) die conftitus 
tionelle Charte, die auch), nach Napoleons zweis 
ter Beſiegung im Jabre 1815, das Grundgeſetz des 
Königreichs blieb. In dem Königreiche der Nies 
derlande erklärte Wilhelm 1 die den Notablen vor- 
gelegte neue Verfaſſung (24. Aug. 1815) für das 
Grundgeſetz des geſammten (aus Batavien und Bel—⸗ 
gien gebildeten) Königreiches, | 

Dem, an Deftreich gekommenen, tombarbif ch⸗ 
venetianifhen Königreiche gab der Kaifer 
Franzi (24, Apr. 1815) eine neue Verfaffung; eben 
fo der Kaifer Mlerander 1 (27. Nov. 1815) dem mit 
Rußland vereinigten Königreihe Polen. Unter Ruß: 
lands, Deftreichs und Preußens Vermittelung erhielt 
3, Mai 1815) die, durch den Wiener Kongreß als 
frei erflärte, Stadt Cracan eine befonbere 
Berfaffung; fpäter führte auch Deftreich -in dem 
Koͤnigreiche Galizien (13. Apr. 1817) ſtaͤndi⸗ 
ſche Verhältniffe ein. Norwegen, von Dänematf 
an Schweden abgetreten, erhielt vom "Könige Karl 13 
(4. Nov. 1814) vie Beftätigung der von dem 
Storthing entworfenen DBerfaffung mit wenigen Ab— 
änderungen, Für Preußen fprach der König (22, 
Mai 1815) die fünftige Einführung einer Berfaffiing 
aus, und a, fpäter (5; Yun, 1823) das ee für 
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die Bildung der Provinzialftände, welchem 
die Decrete für die Bildung der Stände in den. ein: 
zelnen Provinzen folgten. Selbſt ver Papft Pius 7 
fand e8 geratben, dem Kirchenftaate (6. Jul, 
1816) eine neue DBerfaffung zu geben. Die-joni- 
[hen Inſeln erhielten (28. Dec. 1817) eine folche 
von England; fir das Königreich beider Gieir 
lien verfindigte das Decret vom 12 Dec, 1816 eine 
neue Ordnung der Dinge, Selbſt das nach politifcher 
Gelbftftändigkeit ftrebende Griechenland gab fich 
(1, Jan, 1822) eine proviforifche Berfaffung, 
die aber (17, Mai 1827) einer feftern Staatsform 
weichen mußte. Die Berfaffung ver. Cortes in 
Portugal (23. Sept. 1822) beftand blos bis zum 
Suny 1823; doch erhielt Portugal (29. Apr. 1826) 
vom Kaifer Pedro in Brafilien eine neue Verfaffung. 

Allein am folgereichften ward die. neue Geftal- 
fung und Einführung ftändifcher Verfaſſungen für 
den, Durch die teutſche Bundesacte (8. Jun. 
1815) zu einem verjüngten politifchen Leben wieder: 
gebohrnen, teut ſchen Staatenbund, der in der 
Schlußacte der Wiener Minifterialcom 
ferenzen, welche am 8. un. 1820. zu Frankfurt 
als angenommen bekannt gemacht ward, eine Er— 
gänzung der in der Bundesacte nur furz enthaltes 
nen Grundzüge feiner gemeinfamen Verfaſſung erhielt, 
Nach dem dreizehnten Artikel der Bundesacte follten 
in allen teutfchen Bundesftaaten ftändifche Verfaſſun— 
‚gen beftehen; nur daß man zu Wien über die nähern 
Deftimmungen deshalb fich nicht vereinigen Eonnte, 
Dies hatte die Folge, daß die feit der Zeit ins innere 
Leben der einzelnen teutſchen Staaten eingetretenen 
neuen Verfaſſungen durch die Cigenthümlicheit ihrer 
Grundſaͤtze ſich wefentlih von einander unterfchieden. 
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Noch vor der Eroͤffnung des Wiener Congreſſes 
erhielt (2. Sept. 1814) das Herzogthum Naſſau 
eine neue Verfaſſung. Der Fuͤrſt von Schwarz— 
burg-Rudolſtadt erließ (8. San. 1816) eine Ver: 
ordnung wegen neuer Cinrichtung der Stände; eine 
ähnliche (15. Yan. 1816) der Fürft vos Lippe 
Schaumburg. In Tyrol ftellte der Kaifer Franz 
(24. März 1816) die vormaligen ftändifchen Der: 
haͤltniſſe her. Der Fürft von Waldeck fchloß (19, 
Apr. 1816) mit den Ständen von Walde und Pyr⸗ 
mont einen formlichen Landesvertrag. Der Groß— 
‚berzog von Weimar gab (5. Mai 1816) feinem 
Staate eine neue VBerfaffung als Grundgefeß. 
Die freie Stadt Frankfurt am Main nahm (18, 
ul. 1816) eine Ergänzungsacte ihrer — 
Stadtverfaſſung an. Darauf erhielten neue Ver— 
faſſungen: das Herzogthum Sachſen⸗-Hildburg⸗ 
hauſen (19 Maͤrz 1018); das Koͤnigreich Bayern 
(26, Mai 1818); das Großherzogthum Baden (22, 
Aug. 1818); das Fürftenthum Liech tenſtein (9. 
Nov. 1818); das Fuͤrſtenthum lippe- Detmold 
(8. Sun. 1819, nur daß die Einführung derfelben, 
Schwierigkeiten fand); das Königreich Wiürtems 
berg (25.:Sept. 1819); das Großherzogthum Hefz 
- fen (17; Dec. 1820), das Herzogthum Sadhfen- 
Eburg (8. Aug. 1821), und das Herzogthum 
Sahbfen: Meiningen (4 Sept. 1824). Zeit: 
.. Yemäße Veränderungen in den fruͤhern ftändifchen Ver: 
Haͤltniſſen bewirften im Königreihe Hannover das 
- Lönigliche Patent (7. Dec. 1819), und im Herzog— 
thume Braunfchweig das Decret Georgs +, ale 
Vormund des Herzogs (25. Apr, 1820). Für das _ 
‚Großherzogtum luremburg gilt die Verfaffung des 
Königreiches der Niederlande, In Churheſſen 
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erſchien (29. Jun. 1821 ) ein Organiſationsdecret. 
In andern teutfchen Staaten (im Königreiche Sache 
fen, it den beiden Medlenburgifchen !ändern, 
an Hothba=sAltenburg) wurden die früher vorhan- 
denen ftandifchen Derfaffungen mit wenigen Veraͤnde— 
rungen beibehalten; eben fo dauerten die aͤltern Ver— 
Hältniffe in den drei freien Hanſeſtaͤdten fort. 
Noch fehlt aber die Geſtaltung der ftändifchen Verhält- 
niffe ine Herzogthume Holftein mit dem dazu ges 
fchlagenen tauenbürg; im Churftaate Heffen, 
und in den Ländern des Herzogs von Oldenburg, 
der drei Herzoge von Anhalt, ver beiden Häufer 
Hohenzollern, der beiden Sinien des Haufes 


Reuß, des kandgrafen von Heffen- Homburg, 


fo wie im Fuͤrſtenthume Schwarzburg- Sonders- 
haufen. — — — 


17. 
Neue Verfaſſungen in Amerika. 


Das durch den Pariſer Frieden (1783) zur poli⸗ 
tiſchen Selbftftändigkeit gelangee Nordamerifa 
gab fi im Jahre 1787, als Staatenbund, eine 
Sefammtverfaffung, zu welcher im Jahre 1789 
in einem Ergänzungsftatut mehrere nähere, Beftim- 
mungen hinzufamen. Allein fchon vorher hatten die 
meiften der einzelnen 13 Staaten befondere Der: 


faffungen fich gegeben, und die feit 1783 in den 


Staatenbund aufgenommenen folgten diefem Beifpiele, 
Wenn in den beiden einzelnen Staaten Rhode-Js— 
Sand uad Connecticut die Altern koͤniglichen Frei— 
briefe ‚von den Sahren 1663 und 1674 die ‚Unterlage 
her ‚neuen DBerfaffungen, ‚mit wenigen zeitgemäßen 
Miodiftcationen, bildeten; ſo beriethen ſich Die Abge⸗ 
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ordneten der uͤbrigen Provinzen, feit dem Jahre 1776, 
über ihre befondern Verfaſſungen. Mehrere biefer 
DVerfaffungen der einzelnen amerikanifchen Staaten 
find in neuerer Zeig nach wefentlichen Beftimmungen 
theils verändert, theils fortgebildet worden; auch wird 


fein neuer Staat in den Bund aufgenommen , der 


nicht eine Verfaſſung fi) gegeben, und dieſe dem 
Congreſſe zur Anerkennung und Beftätigung vorge— 
legt hat, 

Unter furchtbaten Blutſctnen trennte ſich die ne 
ſel S. Domingo — von welcher der ſpaniſche An— 
theil 1795 an Frankreich gekommen war — von 
Sranfreih. Schon der Miulatte Touffaint, wel— 


cher den Aufftand der Neger gegen die Europier lei⸗ 


tete, gab am 20, Aug. 1801 für Domingo eine co n⸗ 


fitutionelle. Acte. Er ward nach Frankreich’ 


abgeführt und ftarb daſelbſt. Der Neger Deffalis- 
nes trat an die Spiße der Schwarzen. und der Far— 
bigen; die Europaͤer wurden ‚völlig von der Inſel 
vertrieben; er aber, im Jahre 1804 zum Kaifer 
Gacob 1) erhoben, fiel (16, Det. 1806) als Opfer 
einer Verſchwoͤrung. hm folgte (7. Febr. 1807) 
als Präfidenr, und fpäter (4 Apr. 1811) ‘als 
König (Heinrich 1) von Hayti der Neger Chris 
ftophe, gegen welchen fich aber Perhion als Praͤ— 


ſident eines Freiftaates im fübweftlichen Theile (zu 


Port au Prince) behauptete. Nach Pethions Tode 
folgte ihm (27. Maͤrz 1818) Boyer als Praͤſident. — 
Dem nordweſtlichen Theile gab Chriſtophe (28. Maͤrz 
1811) eine Verfaſſung, welche der franzoͤſiſchen 
som Jahre 1799 und 1804 nachgebildet war, Nach— 
dem aber. Chriftophe, - während eines ausgebrochenen 
Anfftandes unter feinen Soldaten, (8. Det. 1820) 
fich erfcheffen, und auch der fpanifche Theil der Inſel 


a 
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(21. Nov. 1820) ſich unterworfen hatte, ward Boyer 
Praͤſident von ganz Hayti, worauf die, im republi—⸗ 
kaniſchen Theile der Inſel bereits am 27. Dec. 1806 
eingeführte und am 2; Juny 1816 revidirte, Vers 
faffung die allgemeine —— fuͤr Hayti 
ward. — 


18. | 

Fortſetz ung. 

Die ſpaniſchen Provinzen des Feſtlandes 

von Amerika ſprachen ſeit dem Jahre 1810, wo im 
europaͤiſchen Stammlande der Kampf gegen die Nas 
poleonifihe Dynaftie fortbraufete, ihre Unabhaͤngigkeit 
von dem Murfterlande aus, und wurden, nach ver 
Vertreibung der fpanifchen . Statthälter und Heeres— 
anführer aus den meiften Provinzen, zuerft von 
Nordamerifa, und am 1. San, 1825 auch von Eng: 
land, als felbftftändige Staaten anerkannt. Sieben 
einzelne Staaten bildeten ſich auf diefe Weife: 1) 
Meriko, wo, nach dem Sturze und der Hinrichtung 
des ephemeren Kaiſers Iturbide, die Form eines 
Bundesftaates, nach dem Vorgange Nordameris 
fa’s, angenommen und (4. Oct. 1824). eme Ver 
faf f ung gegeben ward; 2) der Freiftaat Colum— 
bia (feit dem 17. Dec. 1819 aus. den vereinigten 
Provinzen Venezuela und Neu» Öranada gebildet), 
der fi) am 30. Aug. 1821 eine, in neuerer Zeit fehr 
angefeindete, Verfaſſung gab; 3) der Freiſtaat 
der vereinigten Provinzen am la Plata 
Strome,-der mehrmals (3, Dec. 1817: — 20, 
Apr. 1819. — 23. San. 1825) mit neuen Der: 
faffungen etperimentirte, ohne daß, bei dem innern 
Kampfe der Partheien, eine verfelben zur Feſtigkeit 
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und Haltung gelangte; 4) der Freiſtaat Chile, ver 
im September 1820 vom Mutterlande ſich trennte; \ 
5) der. Sreiftaat Peru, der, nach der Befiegung des 
Vieekoͤnigs von dem republikanifchen Öenerale San 
Martin, im. July 1821 bemfelben Beifpiele folgte, 
und am 9. Nov. 1822 einen Verfaffungsentwurf 
aufftellte, der aber nicht ins wirkliche Staatsleben 
eintrat; .6) der Freiftaat von Gentral-Amerifa 
(Öuatemala), welcher. fih von Mexiko, mit deffen 
Zuftimmung, frennte, und fich (22 ‚Nov. 1824) eine 
befondere Verfaſſung "gab, die aber nicht verwirklicht 
ward; und 7) der, von Peru getrennte neue, Frei 
ftaat Bolivi®, welchem (25. Mai 1826) fein Bes 
gründer, Bolivar, eine neue Verfaſſung vorfchrieb, 
Die aber for großen Widerfpruch fand, daß fie im 
Sabre 1827. nerlorfen ward. | 
| Selbſt auf Brafilien blieben die Vorgänge 
Am fpanifchen Suͤdamerika feit der Verbreitung der 
Napoleoniſchen Herrfchaft über Spanien nicht ohne 
Ruͤckwirkung obgleich der damalige. Prinz = Regent 
 (nachmalige König Johann 6) von Portugal am 
2I:N0v.41807, — beidem Vorbringen eines ‚fran- 
zöfifchen «Heeres gegen fein europäifches Stammland — 
nach Braſilien fich einfchiffte, und dieſe portugiefifche 
Kolonie am 16. Dec. 1815 zum Koͤnigreiche er⸗ 
db. Unter ven einzelnen, zu Braſilien gehörenden, 
opinzen regte (1817) zuerft in Pernambuco fid 
Das Streben nach Unabhängigkeit; andere Provinzen, 
nachdem fie Kunde von dem Zufammentreten der por= 
tugieſiſchen Cortes zu iffabon (1820) erhalten hatten, 
verlangten eine Berfaffung; fo. (1821) die Pro: 
vinz Para, fo Bahia, und auch Pernambuco. 
Der Konig ſah ſich genoͤthigt, fuͤr ganz Braſilien die 
damals noch im Werden begriffene Verfaſſung der 
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Cortes in Portugal anzunehmen, welche der Kron- 
prinz Pedro in feinem und feines Vaters Namen 
befhwor. Bald darauf ſchiffte der Koͤnig (26. Apr. 
1821) nach Europa ſich ein, worauf Brafilien 
die Trennung vom Mutterlande, die Selbſtſtaͤndigkeit 
des Staates und Die Beartindung ( einer neuen Ber: 
faffung (30. Aug. 1822) ausſprach. Der Kron⸗ 
prinz nahm (12. Det. 1822) den Titel eines con» 
ftitutionellen Kaifers und immerwäßren: Ä 
den Protectors von Brafilien an, und*er- 

Elärte (1823) in Hinfihe der neuen Berfa ffung 
des Kaiſerthums, Daß durch diefelbe eben fo den 
Defpotismus, wie der Demokratie vorgebeugt werden 
ſolle. Er verwarf aber den VBerfaffungsentwurf der 
brafilifchen, Abgeordneten vom Aug. 1822, beftätigte 
dagegen (25. März 1824) die neue Verfaffung: Bra- 
filtens und -ertheilte ſelbſt (1826) dem Königreiche 
Portugal, nad) feines Vaters Tode, eine neue Ver: 
faſſung. —— 
Paraguay wird, ohne Verfaſſung, vom 
D. Francia regiert. | 


| 19, a 
B) Chronologiſch-tabellariſche Ueberſicht 
der im europäifchen und amerikaniſchen 
Staatenfyfteme theils beſtehenden, theils 
bereits wieder erloſchenen, ſchriftlichen 
Derfaffungsurfunden, mit Nachweifung 
fammtlicher Quellen und Sammlungen, wo dieſe 

| WVerfaſſungsurkunden ſtehen. | 
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Jahr und Tag der 





| Staaten. Eee Bekanntmachung oder 
Einfuͤhrung. 
England, — 
magna charta| ‚15. Sun. 1215. 
| Si i '9 gi wien. 


d. kön. Beier 1) 10. Apr. 1606, 
2) 23. Mai 1609. 
3) März 1611. 


Marfanufsrs * 
d. ton. Feetheiisbrief 4. März 1628 

— DE F J 

— d. koͤn. Freiheitsbrieff 20. Jun. 1632, 

Rew-Mork | 


d. beiden fön. Freiheitsbriefe 10. Apr. 1641. 


Connecticut. | 
d. koͤn. Sreiheitsbrief 23. Apr. 1662. 


fee: — F — 
d. hoͤn. Brei 8. Sul. 1663. 


Daͤnemark. 
Koͤnigsgeſetz Friedrichs 9. 14. Nov. 1665. 


Schweden. Ä 
u Guſtavs 3 Conftit. 21. Aug. 1772, 
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Sammlungen, wo die Urkunde cher ‚joder erloſchen. 
ee Spras | 


che. 


» Martens, Sam. * 1. ©. 713, lat, 


Dufau, T. 1. franz. gilt. 
Wolimanns ER: — Ba 1. lat. 
S. 510. | 
Hazard, T. 1. p- 50. \ BGrundlage der 
Hazard, T. 1. P. 58s. . | engl. Verf. dieſes 
Hazard, T. 1. p.72. - Staates. 
Hazard, T. 1. p. 239. engl. Grundlage der* 
j Verf. dieſes 
Staates. 
Hazard, T. 1. p. 327. . engl. Grundlage der 
Verfaſſ. dies 
ſes Staates, 
Hazard, T. 4. p. 470. 480. engl. Grundlage ber 
Verf, diefes 
| Staates, . 
Hazard, T.2. p. —— engl. Grundlage der 
Dufau, "T, 5. P. 368 franz. | Verf, diefes 
Seidel, ©. 122, Caefdichtlich) Staates. 
Hazard, I.2. p. 612. engl. Grundlage der 
Dufau, TS. p- 350. franz. | Verf. dieſes 
Seidel, ©. 111. Cgefchichtlich.) Ä Staates, 
v.Martens, Samml. Th. 1. & 129. teutſch. gilt. 
Dufau. T.3p. 226. franz. 


v. Martens, Samml. Th.1. S. 593. | teutfch. | erloſchen. 
Dufau, T. 3. p. 280; franz. 


- 4: 


in, wel⸗ſob noch gültig ' 


5 
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Jahr und Tag ber 





5 | 2.2»: Betanntmachung. oder 
taaten. 
S nn. Einführung. 
New-Jerſey. 
| Verfaſſung 2. Sul. 1776. 
Virginien. | | 
Verfaſſung | 5. Sul. 1776. 
Maryland. Br 
— Verfaſſung 14. Aug. 1776. 
Pennſylvanien. 
a “ Verfaffung |. 28, Sent. 1776. 
——— * Jahr 
Nord» Carolin. 
Eau, -  Verfaffung | 18. Der. 1776. - 
Delaware. | 
u Derfaffung v. J. 1776. 
(verb, 12. Jun. 1792.) 
Georgien. Ä ' 
nt Verfaſſung 5. Febr. 1777. 
Cverbeffert 1798.) 
New⸗-Nork. 
' Derfaffung | 20. Apr. 1777. 
, (verbeffert im 5.1801.) 
Sid = Carolina, | 
Ä Verfaffung| 19. März 1778. 
| (verbeffert im 3.1790.) 
Maffachufets. 
I Verfaflung | 2, Maͤrz 1780, 
New = Hampfhire. 


2. Sun. 1784. 
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= in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo - die Urkunde cher [oder erloſchen. 





fteht. Spras |° 
che. 
Dufau, T. 5. p. 388. £ franz. gilt. 
Seidel, S. 140. (Auszug.) teutſch. 
Dufau, T. 5. p. 455. franz. gilt. 
Seidel, ©. 185. Auszug.) lteutſch. 
Dufau, T. 5. p. 429. franz. gilt. 
Seidel, S. 170. (Auszug.) teutſch. 
Dufau, T. 5. p. 396. (ohne die franz. gilt. 
Verbeſſ.) | 
Seidel, S. 145. (Auszug.) teutſch. 
Dufau, T. 5. p. 469. “franz. gilt. 
Seidel, ©. 192, (Auszug.) teutfch. 
A (ohne d. Verb.) franz. | gilt: 
Seidel, ©. 161. (Auszug) teutfch. | 
Dufau, T.5. p.498. (ohne d. Verb.) franz. ‚gilt. 
Seidel, ©. 217. Auszug.) teutfch. 
Dufau, T.5.p.373. (ohne d. Verb.) franz. gilt. 
Seidel, &. 127. (Auszug.) teutfch. 
 Dufau, T.5. p.481. (ohne d. Verb.) | franz. gilt. 
Seidel, ©. 202. Auszug.) teutſch. 
| \ 
Dufau, T. 5. p. 313. franz. gilt, 
Seidel, S. 69. I teutfch. 
Dufau, T. 5. p. 309. franz. 


| gilt. 
Seidel, S. 105. | teutſch. J 
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| Jahr und Tag der 


Bekanntmachung oder 
Staaten. Einführung. 
Sordamerifanifce Staa: 
tem, 
Allgem. Verfaffung 17. Sept. 1787, 
Zehn Zuſatzartikel dazu . im J. 1789. 
(von dem am 4. Maͤrz 
eroͤffneten Congreſſe 
| angenommen.) 
Schweden. | : 
Suftavs 3_Unionss und Sicher 
J heitsacte | | 21. Sebr. 1789, 
Polen, S | 
— Verfafung | 3. Mai 1791. 
Fraunkreich. | - 
Ä Erſte Berfaffung 3. Sept. 1791. 
| (13. Sept. von Luds 
\ wig 16 unterzeichnet, 
/ | 14.Sept. befchworen.) 
Frankreich. | 
Zweite Verf.| 24 Jun, 1793, ; 
Vermont, . u BE 
— Verfaſſung 4. Jul. 1793. 
Frankreich. | — | 
3 Dritte Verf. 9, Aug. 1795, ° 
| a Spt. angehommen. ) 
Tenneſſee. 


Verfaſſun 6. Febr. 1796. 
Liguriſche Republik. er 
Conv. v. Meontebello | 6. Sun. 1797. 
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5 | | in wels'ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher oder erlofchen. 
pra⸗ 


che. 






Europ. Conſt. Th.1. S. 32. teutſch. gilt. 
Seidel, Staatsverf. S. 235; teutſch. 
Seidel, S. 255. teutſch. gelten. 
v. Martens, Samml. Th.1. — teutſch. erloſchen. 
Dufau, T. 3. pP. 297. franz. 
de la Croix, T. = a 287: - franz. erloſchen. 
Dufau, T. 4. p- 5 franz. 
Europ. Conſt. Th. 2. — 16. teutſch. 

de la Croix, T. 3. p. 346. franz. erloſchen. 
Dufau, T. 1. p. * franz. | 
Europ. Conſt. —h.1 2,08: ; teutich. | 

Lüders Ardiv, Ih. 9, ©. 184 teutſch. 

de la Croix, T. 5. p. 377. franz. erlofchen, 
. Dufau, T. 1. a franz. | 
Europ, Eonft. 31 . ©, 114, teutfch. 

Dufau, T. 6. p.5. franz gilt. 
Seidel, ©. 111. Auszug.) teutſch. 
Dufan,, T. 4. franz. | erloſchen. 
Europ.. Conft. J. — ©. 137, keurre 

Dufau, T. 6. p. 20. franz | gilt. 
Dufau, T. 4. p. 33 franz. | erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 3. 6. 453. ‚| teutfch. 


St. W. ate Aufl. IV. 8 
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Jahr und Tag der 
Bekanntmachung oder 


Tisalpinifge Republik, 
Verfall. 


Roͤmiſche Republik. 
Grundzüge d. Verf. 
Schweiz 


Verfaſſungsentwurf 
Aarauer Verfaſſung 


Bataviſche Republit. 


Erſte Verf. 
Kentucky. 
Verfaſſ. 
Frankreich. 
Verfaſſungsentwurf 
| von Sieyes ! 
Frankreich. 
Ä Dierte Verf, 
Schweiz. 


Grundzüge d. Verf. 


Batavifhe Republik. / 
Zweite Verf. 


Säweiz. | 
Verf. d. allgem. helo. Tagſatzung. 
Republik Lucca. 
Verfaſſ. 
Italien iſche — — 


Einfuͤhrung. 
30. Jun. 1797. 


20. März 1798. 


15. März 1798. 
12. Apr. 1798. 


23. Apr. 1798. 


17. Aug. 1799. 


Nov. 1799. 


13. Dec. 1799, 
Ceingef. 25. Dec.) 


29, Mai 1801. 


16. Oct. 1801. 


24, Det. 1801. 
26. Dee. 1801. 


28. Jan. 1802, 


\ 
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in twelsiob Noch gültig 
Sammlungen, wo bie Urkunde | cher Joder erlofchen, 
ſteht. Spra⸗ 
che. | 
Des 2 ern Put ag 75 SEE ne 











Dufan, T. 4, p. 243. franz. | erloſchen. 

Europ, Eonft. zh. 4, ©. 813. teutfch. 

Europ, Conſt. Th. 3. ©. 530. teutſch. erlofchen. - 

Ehrmanns —— Th. 3. S. M2. teutſch. erloſchen. 

Europ. Conſt. Th. 4. ©. 365. teutſch. erloſchen. 
fehlt in allen Sammlungen. 

Europ. Conſt. Th 1, ©. 325. - teutfeh.]| erloſchen. 

Dufau, T. 6. franz..| - gilt. 

Seidel, ©. 229. —— teutſch. 


Mignet Geſch. der franz. Revolu— teutſch. ward nicht ein⸗ 


tion. (Wiesbadener Ueberſ.) Th.2. | geführt. 
©. 508. | 
Dufau, T. 1. p. 193 franz. erlofchen. 
Europ. Conſt. Th. 1. e 209. teutſch. — 
Luͤders Archiv, Th. 2. S. 243. teutſch. 
Europ. Conſt. U. 4. ©. — | teutſch. erloſchen. 
Dufau, T.3.p.19%. franz. | erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 1 ©. 438, teutſch . 
Europ. Conſt. Th. 4. ©.395. jeeutfh.| "erlofgen, 
Europ. Cont. %5.3. ©. 515. © iehtfhe] ¶ aloſchen— 
Dufau, T. 5. | ‚franz, 


p- 2 erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 3. 8 469. ge! 
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| Jahr und Tag der 
Staaten. Bekanntmachung oder 
er. Einführung. 





| Schweiz. 


Schweiz. | 
| Verf. d. Notablen.| 20. Mai 1802, 
Liguriſche Republik, 

VB 


Verfaſſung 27. Febr: 1802. 


erf. 26. Jun. 1802. 


Frankreich. 
| Organ, Senatusconf. v. 2.0.4. Aug. 1802. 
Ohio. | 

Verf. 1. Nov. 180% 
Schweiz. 


Mediattonsacte | 19. Febr. 1803. 


Joniſche Inſeln. | | 
Grundz. d. Veif.| 6. Der. 1803: 
Frankreich. 


Organ. Senatusconſ. 18. Mai 1804; 


Bataviſche Republik. 
Dritte Verf. 15 März 1805, 
Königreich Italien, | 
Conftit. Statue | 27, März 1505: 
Eonftit. Statue] 5. Jun. 1805. 
Kepublik Lucca. | 
Eonftit. Statue | 23. Jun. 1805: 


Königreihb Holland, 
Staatvertr. zwifchen | 24. Mai 1806, 
Frankr. n. Holland 


Conſtit. Statut | 10. Jun. 1806. 


Chronologifche Ueberficht. 17 











| in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde) cher joder erlofchen. 

ſteht. Spra⸗ . 

che. 

Europ. Conſt. Th. 4. S. 409. teutſch. erloſchen. 
Europ, Conſt. Th. 4. ©. 423. teutfch. | erlofchen. » 
Dufau, T. 4. p franz. erloſchen. 
Europ. Conſt. * —— 457. teutſch. 
Dufau, T. 1. p. 205. | franz. }  erlofchen. 
Europ, Eonft, J. 1. ©. 935, teutfch. _ 
Dufau, T. 6. p. 68. franz. gilt. 
Dufau, T. 2. franz. | erloſchen. 
Europ. Eonft. 3. 2 eo. 438. teutſch. 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 570. teutſch. erloſchen. 
Dufau, T. 1. p. 2 franz. erlofchen. 
Europ. Sonf, xh. 1 e 237, teutfch. 
Lüders Archiv, Th. 2.8, 979, teutfch. 
Europ. Conſt. Th. 1. ©. 469, teutfc). erlofchen. 
Europ. Eonft, Th. 3. ©. 488. teutſch. erkofchen. 
Europ. Eonft. Th. 3. ©. 4%, teutfch. | erlofchen.) 
Europ. Eonft, Th. 3. ©, 521, teutfch.| - erlofchen. 
Dufau, T. 3. 145. os franz. erloſchen. 
Europ. Conft. J. 1. S. 491. teutſch. 
Europ. Conſt. Th. 1. S. 496. teutſch.! erloſchen. 
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1004 | Jahr und Tag der 
Staaten. Bekanntmachung oder 
Einfuͤhrung. 


Teutſchland. — 
Acte d. Rheinbundes 12, Zul, 1806, 


Koͤnigreich— Solland. 
Verfaſſung 7. Aug. 1806. 
Republik — 


Verfaſſ. 27. Der. 1806. 
Crevid. 2. Sun. 1816.) 


Serzogtham Warſchau. J 
Derf.| 22, Sul. 1807, 


Koͤnigreich Beippaten. 
Berf.| 15. Nov, 1807, 


Ergänpungsfatu derfelden | 23. Der. 1808, 
B ayern. 
WVrecerfaſſuͤng, 1. Mai 1808, 


Neapel 
Verf; Cv. Ssofeph gegeben) I] 20. Sun. 1808, 
Spanien, | 

Joſephs Verfaſſung 6. Jul. 1808. 


Großbet;z hrs um Berg. 
Napeleen⸗ Organiſ. Dertete | 12. Dec, 1808. 
31, März 1809, 
Schweven. 


Verfaſſung 7. Jun. 1809. 
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in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher dder erloſchen. 
ſteht. Spra⸗ 

che. 


Martens, a . 4. p. 313. | franz. 
Dufau, T. 2. p. 8 franz. erlofchen 
Europ, Conft. —h. >. ©. 78. teutfch. ö 
(Winkopp, die rhein. Konfödera; 

tionsacte. Frankf. 1808. 8.) 


fehlt in allen. Sammlungen. holland.) erloſchen. 
Duſau, 1.3 3 franz, gilt. 
Murhards polit. Au, Th. 7, | teutjch. 
©. 275. 
Duſau, T.4. p. 73. franz. | u. 
Europ. Conſt. Th. 2. S. 34. teutſch. FARM: 
Dufau, T, 9. p. 210. | franz. |. erlofchen. 


Europ. Conſt. Th. 2. ©. 117. teutfch. | 
Europ. Eonft. Th. 2. ©. 127. teutih. | erloſchen. 


Dufau, T. 2. p. 998, (nur aus⸗ ‚franz. | erloſchen. 
zugsweiſe.) 
Europ. Conſt. —h. 2. ©, 132, teutfch. 


Europ. Conſt. Th. 3. ©. 535. teutfch.| erloſchen. 
Dufau, T. 5. p. 65. franz. |  erlofchen. 
Europ. Conft. Th. 3. ©. 6. teutſch. | 
Isambert, T. 2. p. 194. franz. 

Dufau,. T.2. 219. franz. | erloſchen. 
Dufau, T. 3. p. 305. | franz. gilt. 


Europ. Konft. Th. 2, ©. 432. teutſch. 
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Jahr und Tag der 
Bekanntmachung odev 
taaten, 
— Einfuͤhrung. 


Herzogth. Weimar⸗Eiſenach N 
Verfaſſ. 20. Sept. 1809, 
Großberzohthum Frankfurt. 
Verfaſſung 16. Aug. 1810. 
Nachtrag dazu | 10. Sept. 1810, 
Herzogth. Anhalt-Koͤthen. | 
Derfafung | 28, Dee. 1810, 
Venezuela (fpäter Beftand- 
theil d. Kepublit Columbia.) 
Derfaffungsentwurf | 23, Der. 1811. 


Louiſiana. 
Verfaſſung 22. Jan. 1812. 
Spanien. | 
Verf. der Cortes| 19. März 1812, 
Sicilien, | 


Grundzüge. der (Bentinckſchen) 1819 
Berfaflüng *) 1. Jul. 1812, 

Canton Bafel, | 2 
a; Verf. 4, März 1814, 


Canton $ucern, | 
| Verf. 29, März 1814. 


Frankreich. | 
| Fünfte Verf. (des Senats) 6. Apr. 1814, 
Ludwigs 18 Decret aus Ouen. 2, Mai 1814, 


*) vollftändig iſt dieſe, der brittiſchen nachgebildete, Verfaſſung nir⸗ 
gends IR 
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in. wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher oder erloſchen. 


ſteht. Spra⸗ 
che. 


Europ. Conſt. Th. 2. S. 312. teutſch. erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 2. S. 285. teutſch. erloſchen. 
Europ. Conſt. a 2. ©. 245. teutſch. erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 2. S. 260. teutſch. erloſchen. 


Dufau, T. 6. p. 264. franz. |  erlofchen. 
Dufau, T. 6. p. 76. franz. | gilt. 
— dipl. T. 3. p. 1. franz. | erloſchen. 
Dufau, T. 5. p. 84. franz. 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 35. ‚| teutfch. 

Lüdere Archiv, Ih. 3. ©. 104. teutſch. 

Isambert, T. 2. p. 222. franz, 

Dufau, T. 4. p. 441 “ franz. erloſchen. 


Europ. Conſt. &. 3, ©. 543. teutſch. 


Uferi, S. 321. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 532. teutſch. 


uſteri, S. 244. | teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 537. teutſch. 


Europ. Conſt. Th. 1. &.283. teutſch.erloſchen. 
Luͤders — Th. 2. S. 316. teuefh.). 
Dufau, T. 4. p. 253. | franz. 
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Sabre und Tag der 
Staaten. Bekanntmachung ober] 
Einführung. 


Canton Freyburg. 
Verf. 10, Mai 1814, 


Frankreich. 3* 
Sechſte Verf. (charte) 4. Inn. 1814, 


Canton Zürich, 
| Verf. 411. Sun. 1814, 


Fürfteneb, u. Canton Neuenburg. 
| VBeif. 18. Jun, 1814, 


Kanton Appenzell, 


Verf. der Aufern Nhoden | 98, Sun, 1814, 
Verf. der innern Rhoden | 30, Sun. 1814, 


Canton Ölarus. 
Verf. 3. Jul. 1814. 


Canton Aargau. | 
Verf. 4. Sul. 1814, 


Kanton Schafhaufen, | —— 
Verf. 12. Jul. 1814. 


Canton Thurgau. — u 
Verf. 28. Zul. 1814, 


Canton Waadt, - Beh) 4 Aug. 1814, 
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in wel:'ob noch gültig 
Urkunde | cher 


Sammlungen, mo bie 





oder verlofchen. 


ſteht. Spra⸗ 
che. 
Uſteri, S. 296. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 544, teutfch. 
Dufau, T. 4. p. 254. franz. gilt. 
Archives dipl. T. 5. p- 4. franz. 
Europ. Eonft. Th. 1. ©. 293. teutſch. 
Luͤders Archiv, Th. 2. ©. 328, et 
Uferi, S. 215. | teuefch.| gilt, 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 554, teutfch. 
Ufteri, ©. 460. teutfch, gilt, 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 562. *) | teutfch. 
Uſteri, ©. 335. Ä teutfch. gilt. 
Europ. Conft. Th. 4. ©. 572, teutſch. 
Uſteri, S. 338. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 577. teutſch. 
uſteri, S. 726. teutſch.“ gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 584. teutſch. 
Uſteri, ©. 394. | teutfch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 586. teutſch .— 
Uſteri, S. 327. teutſch. gilt. 
Europ. er Th. 4. ©. 594. |teutfch, 
Uſteri, S. 405. teutſch. . gilt. 
Eutop. Conſt. Th. 4. S. 602. teutſch. 
Uſteri, S. 440. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 611. teutſch. 


*) Ebend. ©. 567 das koͤn. Drganifationsdecret für die Landſtaͤnde 


des Surfenthumd, 


| 
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Jahr und Tag der 
Bekanntmachung oder 
Staaten. 
Einfuͤhrung. 


Canton Solothurn. 
Verf. 17. Aug. 1814, 


Kepublif u. Kanton Genf. 
u Verf. 24 Aug. 1814, 


Canton St. Öallen. Verf. 31. Aug. 1814. 


Herzogthum Naffan. 
Bef.| 2. Sept. 1814. 


| Zwei fpätere Patente dazu 3. Nov. 1815, 
Canton Zug. Verf. 5. Sept. 1814. 


Schweiz. 
Bundesvertr. d. 19 Cantone 8. Sept. 1814. 


Norwegen. | 
Verf. *) 4. Nov. 1814, 


Canton Graubindten, Verf. 11. Nov. 1814. 
(u. 19. Jun. 1820.) 
Canton Teffin, 
Derf.| 17. Der. 1814, ° 


‘ 


Schweiz. 
Erkl. d. Wien. Congr. über bie 
Schweiz] %. März 1815, 
Beitritt der Schweiz zu diefen — | 
n Befchlüffen! 27. Mai 1815. 


*) Die vom Könige beabfihtigten, und dem Storthing ‚vorgelegten, 
ri ed in der Verfaffung: in den neueften Staatsacten, 
. 7. ©. 306. 
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8 in wel⸗ ob noch zuͤltig 
‚Sammlungen, wo bie Urkunde cher doder erloſchen. 


fteht. pras 
\ che. Bi 
Ufteri, ©. 312. | teutfch. gilt, 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 621. teuefch.| 
Ufteri, S. 479. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. ẽh. 4. S. 628. *%) | teutfch. 
Uſteri, S. 346 teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 670. teutſch. 
Europ. Conſt. Th. 2. ©. 255. teutſch. gilt. 
Laders Archiv, Th. 3. ©. 499. teutſch. 
Europ. Conſt. > 3. ©. 514. teutſch. gelten. - 
Ufteri, ©. 28 teutfch. gilt, 
Europ. er 36 4. ©, 681, teutſch. 
Luͤders Archiv, Th. 1. S. 510. teutſch. — 7, Aug. 
= 815.) \ 
Dufau, T.3. p. 329. franz. | gilt. 
Europ. Conft. J 2. S. 469. teutſch. 
Luͤders —— Th. 3. S. 608. teutſch. 
Uſteri, S. teutfh.) gilt 
Europ. — * 4. ©; 69% tenefchil 
italien, 
Ufteri, ©. 425, und gilt, 
teutfch. r 
Europ; Conſt. Th. 4. S. 703. teutſch. 
Ufteri, ©. 32. teuefeh: gilt. 
Luͤders Arche, Th. 1: ©. 517. teutſch - 5 | 
Uftert, 39, teutfch: gilt, 


Luͤders Kae, %. 1. S. 535. teutfchi 








*) 2ie ustrgigen Geſetze dazu bom Jahre 1816, Ebendaſ. 
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a und Tag ber 
Staaten. Bekanntmachung oder 
| Einführung. 





Frankreich. | 
Zufagartifel zur Aten Verf. 22. Apr. 1815. 


Lombardiſch-venet. Ko: 
nigreich, — | 
iu ; Verf. 24 Apr. 1815. 


Sreie Stadt Cracau. —— 
Verf. 3. Mai 1815. 


Republik und Canton Wallis. | 
Ä Verf. 12, Mai 1815. 

Sicilien. 
Verfaſſungsentwurf des Koͤnigs 16. Mai 1815. 


Ferdinand 4. 
Preußen. | F— 
Koͤnigl. Decret 22. Mai 1815. 


Teutſchland. | | 
Die teutfche Bundesacte 8. Sun. 1815. 


Schweiz. | 
Dundesacte der 22 Cantone 7, Aug. 1815, 
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£ Jin wel:|ob nocd, gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde) cher oder erlofchen. 


ſteht. Spra⸗ 
che. 
Dufau, T. 1. p. 240. franz. |  erlofchen, 


Europ. Eonft. Th. 1. ©. 307, . teutfch. 
Liders Archiv, Ih. 2. ©. 363. teutſch. 


Dufau, T. 4. pP. 3 franz. gilt. 
Eur. Conft. Th. 3. ©. 506. teutfch. | 
Archives dipl. T. 2. p. 278. It. u. fr. 
Dufau, T.“. p. 104. franz. gilt. 
Europ. Eonft. 3. 2. &. 70. teutſch. 
Uſteri, S. 451. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 12, teutfch. 

ward nicht ei 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 560. teutfch. * — “ 


Preuß. Geſetzſamml. 1815. St. 9. |teutfch. ‚gilt. 
Europ. Conft. Th. 2. ©. 114, teutfch. 


Martens, Suppl. T, 5 P-353. | franz. gilt, 
Europ. Eonft. Th. 2. S. 93. *) teutſch. 

Dufau, T.2. p. 108. franz. 
Archives dipl. T. 4. p. 2. kauft 

Uſteri, S. 5. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. = 519, teutfch. 
Dufau, T. 2. p. 4 franz. 


Lüders Archiv, Th. f — 542. teutſch. 








*) Die teutfhe Bundesacte, zufammen mit der Wiener Congreß⸗ 
acte, gab J. Ludw. Kluͤber heraus: „Schlußacte des Wiener 
ee: ir EHEN des teutfhen Bundes.” Frankf. 

> Pr . 18 1 
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F Jahr und Tag der 
Staaten. | | Befanntmachung oder 
Einführung, 


Koͤnigr. der Niederlande. 
Verf. 24. Aug. 1815. 


Canton Bern, 
Verf. 21. Sept. 1815. 
(nebſt Nachtrag v. 26, 
Aug. 1816.) 
Königreih Polen. | 
Betfaſſung 27. Nov. 1815. 


ES hwarsbürg«Kudolftapt 
Verordn, wegen d. Stände) 8, San, 1816, 


ne ergeii 
Verordn. wegen d. Stände! 15. San. 1816, 


— — 
kaiſ. Decret wegen d. Staͤndeverf. 24, März 1816 


Gärkeneöum Walde. | 
Landesvertrag 19. Apr. 1816, 


Ganten Unterwalben. 
a) 06 dem Wald 28, Apr. 1816; 


b) nid dem Wald | "12. Aug. 1816, 


Großberzogth. Weimar. 
Verfaſſung 5. Mai 1816. 
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FE in wel⸗ ob noc gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher oder erlofchen. 
| fteht. Spras 


che. 








Dufau, T. 3. p. 166. 


franz. 1: 
Eutop. Conſt. Th. 2. S. 494, *) | 


teutich, 


Lüders Archiv, Th 3. S. 190, teutfch, 
Uferi, &. 226, — teutfch, gilt; 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 721; teutſch. 


Dufau, T: 4. p. 85. 
Europ. Conſt. Th: 2. ©, 48, 
Liders Archiv, Th. 3. S. 243. 


1 franz. gilt: 
teutſch. 

teutſch. 

Europ. Conſt. Th. 2. S. 364. teutfh.| _- gilt: 


Europ. Conſt. Th. 3. ©. 40. 


teutſch. gilt. 
Luͤders Archiv, Th. 2. S. 410. 


teutſch. 


teutſch. gilt. 
fe u. t. 


Europ, Conſt. Th. 2. S. 105; 
Archives dipl. T. 2. p. 284 - 


Europ. Eonft. Th. 3, S. 368; 


Lüders Archiv, IH. 2. ©.3, Be 


teutſch. 


teutſch. gilt. 
teutſch. 
teutſch. gilt: 
teutfch. 


teutſch. | gilt: | 
teutſch. 


Uſteri, S. 264, J 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 736; 
Uſteri, S. 268. 

Europ. Conſt. Th. 4. ©. 741. 


Europ. Conſt. Th. 2. S. 330. 
Luͤders Archiv, Ih. 1. S. 48. 


— 





*) Der erfte Entwurf zur nieberländifhen Verfaſſung vom März 
1814 (bevor noch die Vereinigung. Belgiens mit Batavien aus: 
gefproden war) fteht in den Europ, Conft. Th. 4. ©. 1029, 

St. W. ate Aufl, IV. Ä 9 .. 
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Sehr und Tag ber 
efanntmachung oder 
nn | Einführung. 


Hadyti. Berfafung| 2. Sun. 1816. 


Nordamerik. Freiftaat Indiana. | 
Verf. | 29. Sun. 1816, 
Kirhenftaat, 


Pius7 Verf.| 6. Sul. 1816, 


Freie Stadt Franffurt am Main. 
Ergänzungsacte der Frankf. 
Stadtverf. 18. Jul. 1816, 
Konigr, beider Sicilien. | 
| £ön. Deeret | 12, Dec, 1816, 
Köonigreih Öalizien. Ä 
j k. k. DVerordn, wegen d. Stände | 13. Apr. 1817, 


Nordamerif, Staat Mififfipi.| | 
i | Verf.) 15. Aug. 1817, 

Vereinigte Provinzen am la Plata. | 
Einftweilige Verf. 3. Der. 1817. 


Sonifche Infeln 
| Verf. 28. Der, 1817. 
(1. San. 1818 publi⸗ 
er). 


| Herzogthum Sachſen-Hild— 
burghauſen.“ | 
Verf. 19: März 1818 
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DE in wel⸗ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde |. cher -joder erloſchen. 
* flieht, - 1 Spras 
| che. 
franz. 


teutſch. 















mas au, I. 5, p. 239..: er Ä 
Murhards pol. Annalen, Th.7. S. 273. 


Dufau, 'T. 6. p. 9% franz. gif, 

' Dufau, T. 4. p. 391. franz. gilt. 
Europ. Eonft. Th. 4. &. 867. teutfch.| _ 

Luders Archiv, SH. 3.18.64. fang. | "Wr 
Europ. Eonft. Th. 2. S. 385. teutfch, gift, 
Luͤders Archiv, TH. 3. ©. 548, teutſch. | 
Europ. Conft. Th. 3. ©. 366. teutſche | gilt, 
Europ. Eonft. TH. 3. ©. 444. teutſch. gilt, : 
Archives dipl. T. 2. p. 292. t. u. fr. 


Dufau, T. 6. pi 115. rang. |drsscgigee ht 





Die ſpan. Conſtit. der Cortes und die pros | teutfch. erloſchen. 
viſ. Conſt. d. vereinigten Staaten von 
Suͤdamerika. Lpz. 1820. 8. 8.177. |; ae 
Dufau, T! 4. p: 472: franz. gilt. 
Luͤders Archiv, Th. 3. ©. 719. franz. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 919, teutſch. 
Archives dipl. T. 6. p. 169. franz. 
Isambert, T. 1. P» 216. n franz., sp 
Rh 
Europ. Eonft. Th. 3. S. 388, teutſch. unentfchleden , 
Lüders Archiv, TH. 2. ©. 69, teutſch. ob fie nach der 
2 Verbindung 
mit Meiningen 
J no | 1 fortdauert, 
' 9% £ 


' 
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a A — — —— —* und Tag der 
= nt > Sal Bekanntmachung oder 

Staaten. Einfuͤhrung. 
Bayern. |. | Verf.) 26. Mai 1818, 


Großherzogthum Baden. 


Verf. 22. Aug. 1818, 


..26. Aug. 1818, Dr 
9, Nov, 1818 


Nordamerik. Staat Illindis. 
Fuͤrſtenthum Liech te nſtein. 


Vereinigte Provinzen am 
la Plata 








20. A. 1 
(25. Mai angenommen.) 





- Fürfteneh. Lippe-Detmold. 
ji Verf. 


Nordamerik. Staat Maine. 
Würtemberg Verf. 


B 8. Jun. 1819. 4 





29, Sch 1819, 
25. Sept. 1819. | 
Nordamerik. Staat Alabama, 9,4819, 


Hannover. 
! tn, Patent wegen Ständeverfi 






u 


7, Dee. 1819]. 





Herzogth. Brannfchweig. —— 
Deeret wegen Staͤndeverſ. 25. Apr. 1820. 


Canton Uri *), - Berf.| . Mai 1820, 





Y „r 


uch 
le Veα— vo; 


‚*) von allen Cantonen ber Eidsgenoſſenſchaft fehlt blos der Canton 
Schwyz beim Uſteri mit einer befondern Verfaſſung. Die 


J 
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in wels'ob noch güftig 


Sammlungen, wo die Urkunde | er oder erlofchen. 


ſteht. 


Europ. Conſt. Th. 3. S. 112. 
Luͤders Archiv, Th. 1. &. 99, 
Dulau, T. 2. p232.° 


Europ. Eonft. Th. 3. S. 351. 
Lüders Archiv, Th. 1. &, 353, 
Dufau, T. 2. p. 311. 
Dufau, 'T.$. p. 139. 

Europ. Conſt. Th. 3. S. 433, 
Luͤders Archiv, Ih. 2. ©, 587. 
Dufau, T. 2. p. 354. 


Dufau, T. 6. p- 241. 


Europ, Conſt. Th. 3. S. 416, 
Liders Archiv, Th. 2. ©, 45. 
Dufau, T. 6. p. 157. 

- Europ. Eonft. TH. 3. S. 291. 
Lüders Archiv, Th. 2, ©. 101. 
Dufau, T. 2. R- 275. | 
fehlt noch in den Sammlungen, 


‚Europ. Conſt. Th. 3. S. 340. 


Lüders Archiv, IH. 2. S, 575, | 


Duſau, T. 2. p. 259. 


Europ. Eonft. Th.4 ©. 117. 
Lüders Archiv, Th. 2. ©, 679, 
Uſteri, ©, 252, . er 

Europ. Conſt. Th. 4. ©. 747. 





1% Gr undzuͤge ber Verfaſſun 
Rechen Europ. Conſt. Th. 4. ©. 749 





Spra⸗ 


che. 
teutſch. 
teutſch. 
| franz. 


teutfch. 
teutfch. 
franz. 
franz. | 
teutſch. 
teutſch. 
franz. 


franz. 
teutſch. 
teutſch. 
franz. 


teutſch. 
teutſch. 


franz. 


teutich,| _ 
teniefch.] : - 
teutſch. 


teutſch 


gilt. 


gilt. 


gilt, | 
gilt. 


franz. erloſchen. 


teutſch. noch nicht eins 
teutſch. 


gefuͤhrt. 
gilt. 
gilt. 


‚gilt. 


gilt, 


gilt. 


gseinrichtungen "diefes Cantons 


134 Pofitives Staatsrecht. 


a Jahr und Tag der 
BBBekanntmachung oder 
age Einführung. 


 Tentfhland; - | ö 
Schlußacte der Wiener | 15. Mai 1820, 
Minifterialeonferenzen | (8. Sun, publicirt.) 


Nordamerif. Staat Miffouri.| 42. Jun. 18%0, 


Großherzogth. Heſſen. | —— 
herzogth ® ſſ Verf. 17. Dec. 1820. 


Könige. beider Sicilien. j 

; Deecret des Könige | 26. Mai 1821, 
Chur-Heffen. F 
J  . Diganifationsderret |- 29. Jun. 1821. 


Herzogth. Sa en=- Coburg. | 
zogth N Berf.] 8. Aug. 1821. 


| Republik Columbia. 30. Aug. 1821. 
Öriehenland %, | | 
=. | provif. Verf. 13, San, 1822. 


/ 








*) Diefer proviforifchen Verfaſſung des Congreſſes der Griechen zur 
Epidauros, gingen die einzelnen, nicht ins Leben getretenen, 
Verfaſſungen voraus: für das weltliche Feftland von Hellas am 
4. Nov. 1821 5 für das öftliche Feitland von-Hellas am 16. Nov. 
1821, und für den Peloponnes am 1, Dee, 1821. Diefe Ent: 
würfe ſtehen in v. Orelli?’s Sammlung'der Verfaſſungsurkun⸗ 

- den des befreiten Griechenlands. «Zürich, 1822, 8. 
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iin wel⸗ ob noch gültig 


e Sammlungen , wo die Urkunde | cher oder erlofchen. 
— Spra⸗ 


F ſteht. 
| f che: P 








Martens, recueil. Suppl. T. 9. fr. u, t. 


gilt, 

p- 467. 
Lüders Archiv, Th. 2. ©. 595, teutfch. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 12, teutſch. 
Archives dipl. T. 4. p. 28. fr. u. t. 
Dufau, T. 2. p. 123. franz. 
fehlt noch in den Sammlungen. 
Europ. Eonft. Th. 4. S. 94.*) . Tteutfh. | gilt. 
Liders Archiv, Th. 2. ©. 379, teutſch. 
Dufau, T. 2. p. 331. | fran;. 
Europ. Conft. TH. 4. S. 982, teutfh.| "gilt. 
Europ, Eonft. Th. 4. ©. 150, teutſch. gilt. 
Luͤders Archiv, Th. 2. S. 480. teutſch. | 
Europ. Eonft, Th. 4.©.50, . teutfch. gilt. 
Lüdere Archiv, Th. 2. S. 441. lteutſch. 
(Ergaͤnzungsdecrete dazu: Th. 3. 

S. 520.) —— | 
Dufau, T. 6. p. 282. **) franz. gilt. 


Lüders Archiv, Th. 3. S. 206. teutſche erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 989, teutſch. 
Isambert, T. 4. p. 97. franz.. |“ 


* 


*) Dafelbft ſteht auch ©. 82 das Edict des Großherzogs vom 18, 
Maͤrz ı820 mit.einem Verfaffungsentwurfe, der von den Stäns 
deu nicht angenommen Ward. 

* Ausjugsweife fteht fie in Schoͤlls Weberfegung von Molliens 
| Neite nad Columbia. (Berl. 1825. 8,) F 267 f. 
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Jahr und Tag ber 





Defanntmachung oder 
Gitaaten, Einführung. 
Brafilien, 
. Berfaffungsentwurf | 30. Aug. 1822, 
Portugal. Berf.| 23. Sept. 1922, 
Peru. 


Verfaſſungsentwurf. 9. Nov. 1822. 

Preußen. 

k. Geſetz wegen Errichtung der 
Provinzialſtaͤnde 5. Jun. 1823. 


Preußen. 
k. Edicte fuͤr die Einkuhrung der 
Provinzialſtaͤnde 
1) in der Mark Brandenburg und 
Niederlauſitz 1. Jul. 1823. 
2) im Koͤnigreich Preußen 1. Jul. 1823. 
3) in Pommern und Ruͤgen = 1. Zul. 1823, 
4) in Schlefien | 47, März 1824. 
5) in dem Herzogthume Sachfen 17. März 1824. 
6) in den Rheinprovinzen 27. März 1824, 
7) in der Provinz Weftphalen 27. März 1824. 
8) im Großherzogtum Ppfen 27. März 1824. 


Brafilien | 
| | Derf.| . 25. März 1824. 

(25.März 1826 neue 

F Publication derfelben.) 


/ 
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in wels:ob noch guͤltig 


Sammlungen, wo die AUrkunde| cher oder erlofchen. 





fteht. Spra: 
che. 
. Isambert, T. 4. p. 454. franz. vom Kaifer Pes 
v. Schäffer, Drajilien. ©. 221. teutfch. | dro nicht anges 
genommen, 
Dufau, T. 5. p. 148. franz. erlofchen. 
Europ. Conſt Th. 4. S. 759. teutſch. 
Jsambert, T.3. p. 465. franz. | erloſchen. 


Preuß. Geſetzſamml. 1823. St. 13. | teutfch. gilt. 


Europ. Eonft. Th. 4. ©. 297, teutfch. 
Archives dipl. 1.4, u 540. t. u. fr. 
Isambert, T. 4. p. 303 franz. 
Europ. Eonft. Th. 4. S.2 299, teutfch, gilt. 
Archives dipl. T. 4. p. 544. t. u. ft. 

- Isambert, 'T'. 4 p. 309. franz. 


Europ. Conſt. Th. 4. S. 310. teutſch. gilt. 
Archives dipl. T. 4. p. 565. f. 8, TE, 
Isambert, T. 4. p. 308. franz. 


Europ. Eonft. Th. 4. S. 3%. teutfch. gilt. 
Archives dipl. T. 4. p. 578.  . It. u, fr, Eur, 


- Preuß. Staatsz. 1824. St, 90. teutfch. gilt. 
Preuß. Staatsz. 1824. St. 90. teutſch. gilt. 


Europ. Conſt. Th. 4. ©: 300, teutſch. gilt, 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 340. teutfch. gilt. - 
Europ. Eonft. TH. 4..©. 350, teutfch. | gilt. 


Meueſte Staatsacten. Th.2. S. 102. |teuf.| gilt. 
v. Schaͤffer, Braſilien, S. 424. teutſch. 
Hamb. Correſp. 1826. St. 106 f. teutſch. 
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| Jade * Tag der 
ekanntmachung oder 
Staaten. Einfuͤhrung. 


Herzogthum Sach ſen-Mei— 
ningen. 
Verf. 4. Sept. 1824. 
Mexiko. | 
Verf. 4. Det. 1824, 


Republik von Central- Ame- 


rika (Guatemala). | 
’ Grundzüge der Verf. 22. Nov. 1824. 


Bereinigte Provinzen am 
la Plata. | 
Verſ. 23. San. 1825. 


Portugal. 
Verf. des Kaiſers Pedro | -29. Apr. 1826. 
Kepublif B olivia, Een 

Verf, | 25. Mai 1826, 


Vereinigte Provinzen am 
la Plata. 


Verf. 24. Der. 1826, 


Griechenland. RR: 
‘ Verf.J17. Mai 1827, 
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| in welslob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde) cher oder erlofchen, 
fteht. Spras 

che. 





Europ. Conſt. Th. 4. S. 1005. teutſch. gilt. 


ſteht noch in feiner Sammlung *). | teutfch. gilt. 


an. 


Pol. Zonen. 1825. Th. 2. &. 905. teutſch.erloſchen. 


Neuefte Staatsacten. Th.1. ©.45. teutſch. erloſchen. 


Pol. Journ. Aug. 1826. | teutfch. gilt, 


Neuefte Staatsacten. Th.7. ©.287. | teutſqh. noch nicht güls 
| | tig. 


Die Grundzüge derſelben Hamb. Eors nicht! angenoms 


refp. 1827. St. 107. teutſch. men. 
Pol. Zonen. Sept. 1827. teeutſch.gilt. 





— 


* ) Sie erſchien ins Fram ſiſche überfeßt: constitution federative 
12. 


des £etats unis Mexsvains etc. a Paris, 1825, 
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20. — 
C) Kurze Ueberſicht der pohitiſchen 
Grundſäatze, nah welchen der Inhalt, 
Charakter und Geiſt, fo wie der ſtagts— 
rechtliche Zwed und die äußere Form dies 
fer Berfaffungen geprüft und beurtheilt 
werden muß. 


Bei einem nur flüchtigen Blide auf die ver- 
ſtehende chrouologiſch-tabellariſche Ueberficht dringt 
ſich die bedeutende Verſchiedenheit der aufge— 
fuͤhrten Verfaſſungsurkunden von ſelbſt auf. 

So giebt es Verfaſſungsurkunden fuͤr monarchi— 
ſche Staaten, fuͤr republikaniſche Staaten (Columbia, 
Sriehenland, Jonien), fuͤr Bundesſtaaten (Nord— 
amerika, Die Schweid, fuͤr einen Staatenbund (Teutſch⸗ 
land), und fuͤr freie Städte (die vier freien Städte 
Teutſchlands und Cracau). Es giebt allgemeine Ver⸗ 
faſſungsurkunden für Staaten, deren einzelne Pros 
vinzen befondere ſelbſtſtaͤndige Verfaflungen haben 
(fo die 25 nordamerifanifchen Staaten, und 
die 22 fchweiz eriſchen Cantone). Es giebt 
eine Berfaffungsurkunde ‚ welche befondere Pro— 
vinzialftände mit nicht unbedeutenden Rechten 
vorausfegt (die, des Königreiches ver, Niederlande); 
es giebt aber auch Verfaffungsurfünden für Provin— 
zialftände, wo die allgemeine Keichsverfaffung noch 
nicht erſchienen ift (im Koönigreihe Preußen). Es 
giebt Berfaffungsurfanden nach Min rein monarchi— 
ſchen Princip; fo die meiften jest beftehenvden im 
‚enropaifchen Staatenfyfteme. Es giebt aber auch eine 
DVerfafjungsurfunde im europäifchen Staatenfpfteme 
für eine fogenannte demokratiſche Monarchie (die des 
Königreiches Norwegen). Es giebt Verfaffungsurs 
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kunden nach dem republikaniſchen Princip, 
nach dem Grundſatze: majestatem esse penes popu⸗ 
lum, oder nach Rouſſeau's Lehre im contrat so- 
cial, wornach der Regent blos die vollziehende 
Gewalt bt, ohne Antheil an der gefeßgebenden Ges 
walt, und nur auf eine gewiffe Zeit gewählt wird, 
worauf er ins Privatleben zuruͤcktritt, und fogar für 
feine Regierungszeit verantwortlich bleibt. Go ver 
Präfivent des nordamerikanifchen, und der Landam— 
mann des helvetifchen Bundesftaates, und die meiften 
Präfidenten der neugebildeten mittel= und ſuͤdamerika⸗ 
nifchen Staäten. Es giebt Berfaffungsurfunden , in 
welchen die früher beftandenen ftändifchen Formen in 
einzelnen Staaten beibehalten und beftätigt, mit den= 
felben aber die neuen zeitgemäßen Bedingungen für. die 
zweckmaͤßige Geftaltung; des Ständewefens verbunden 
worden find. So im Königreihe Hannover, im 
Herzogthume Braunfchweign.a. Es giebt Ber: 
fafjungsurfunden, welche als unmittelbare Ausflüffe 
der Kegentenfonverainetät gegeben und ohne Mitbes 
rathung der Volksvertreter oder Stände eingeführt 
wurben (3. B. die Charte in Granfreich, die Ver— 
faffungen vor Polen, NRaffan, Bayern, Bas 
den u.a:); e8 giebt andere Berfaffungsurfunden, deren 
Entwurf der Regent den zufammenberufenen Ständen 
zur Berathung, Begutachtung und Annahme vorlegen 
ließ (fo die von Niederland, Weimar, Würs 
temberg, Darmftadt, Waldeck u.a.); es giebt 
wieder. andere Berfaffungsurfunden, welche Die Stände 
oder Volksvertreter entwarfen, und dem Regenten zur 
Annahme und Beſtaͤtigung vorlegten (ſo die von 
Schweden und die von Norwegen, und bie er- 
lofchenen vn Spanien, die von Portugal vom 
Sabre: 1823 u. a.). Es giebt VBerfaffungsurkunden, 
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wornach dem Regenten ausſchließend bie Initia— 
‘tive der Geſetze, andere wo dieſe zunaͤchſt den 
Ständen (z. B. in Norwegen dem Storthing), 
wieder andere, wo die nitiative dem Regenten und 
den Ständen vollig gleihmäßig, wie 3.2. in 
Großbritannien, zuftehen, wo die Bills. (Entwürfe 
zu Öefeßen) bald von dem Könige ausgehen und von 
dem Parlamente angenommen oder verworfen werden 
Eonnen, bald aber auch von dem Parlamente vorge= 
ſchlagen, und von dem Könige angenommen oder ver= 
worfen werben. Es giebt Werfaſſungen, die in Staa⸗ 
ten gegeben wurden, wo das früher beftandene Lehns⸗ 
fuftem, fo wie Die aus dem Mittelalter ſtammenden 
Corporationen, Gilden und Zünfte vollig untergegan⸗ 
gen waren, wo folglich die Mitglieder der Kammern 
oder Volksvertreter nicht nach den Ständen in der 
bürgerlichen ©efellfchaft, fondern aus der numeri— 
fhen Geſammtheit der Nation gewählt werben 
(3.3. in Sranfreich); es giebt aber auch andere Vers 
faffungen — und zwar die meiften — , wo die Volfs- 
vertreter zunächfi nach Ständen (bald nach dem 
Adel, der Geiftlichfeit, den Städten — bald aus den 
Grundbeſitzern, Gewerbtreibenden, Gelehrten) gewählt 
werden. Man fann nur die erften, genau genom= 
men, repräfentative Verfaffungen, die zweiten 
aber ftändifche Verfaffungen nennen. — Es giebt 
wieder Verfaffungen, nach welchen die Volfsvertreter 
oder Stände ſich in zwei Kammern theilen, und wies . 
"ber andere, wo fie blos in Einer Kammer zufammen= 
treten (fo in den meiften Eleinern Staaten, deren Ges 
famnıtbevölferung feine halbe Million Menfchen er⸗ 
reicht; z. B. im Großherzogthume Weimar u. a.). 
Es giebt Verfaſſungen, nach welchen die Verhaͤltniſſe 
der beiden Kammern gegen einander beinahe voͤllig 
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gleichgeordnet ſind, und wieder andere, wo die 
einzelnen Beſtimmungen der Verfaſſung bald der er- 
ften, bald ver zweiten eine Art von Uebergewicht 
zutheilen. Es giebt Verfaffungen, wo die Wahl 
der Volksvertreter an wefentliche Befchränfungen (z.B. 
des großen Grundbefißes, der jährlichen Stenerquote 
u. f. mw.) geknüpft ift; und wieder andere, wo biefe 
Befchränfungen weniger berüdjichtigt werden, Es 
giebt Verfaſſungen, wo die Form und Art der Wahl 
größtentheils von der Leitung ‚der angeftellten Staats> 
beamten abhängt, und andere, wo, diefer Einfluß der 
Regierung auf die Wahlen weniger geuͤbt werden kann. 
Es giebt Verfaſſungsurkunden, wo ausdruͤcklich der 
Bauernſtand, nach einer gewiſſen Zahl aus feiner 
Mitte, zur Vertretung berufen ift (3. B. in Schwes 
den, Weimar u.a.), und wieder andere, wo ents 
weder der Bauernftand ganz ausgefchloffen, oder une 
ter den gewählten Mitgliedern aus den Örundbefigern 
eingerechnet wird. Es giebt endlich Verfaſſungsurkun⸗ 
den, in welchen -die den Ständen oder Volfsvertretern 
zugeficherten Rechte von großem Umfange und hoher 
politifchen Bedeutung find, und wieder andere, wo fich 
diefe Rechte auf ein Minimum befchränfen, 

21. J 

Fortſetzzung. 

Wird alſo nach dem In halte, nach dem poli— 
tiſchen Charakter und Geiſte, ſo wie nach dem 
ſtaatsrechtlichen Zwecke und nach der Außern 
Form der neuen, entweder bereits wieder erlofchenen, 
oder gegenwärtig beftehenden Verfaffungen gefragt; fo 
müflen bei jeder einzelnen Verfaſſung folgende 


Puncte aus dem Inhalte derſelben bervergefjoben 
werben: 
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1) Gilt die Verfaſſung fuͤr eine Monarchie, oder 
fuͤr eine Republik? 

MGilt ſie fuͤr eine Monarchie, wo das Lehns⸗ 
ſyſtem voͤllig erloſch; oder wo daſſelbe noch in ſeiner 
vorigen Geſtalt beſteht; oder wo es nach den Beduͤrf⸗ 
niffen der Zeit- verändert und gemildert ift? | 


| 3) Iſt die Verfaffung in der Monarchie von dem 

Kegenten allein gegeben (octroyirte Verfaſ— 
fungen); ober von den Bolfsvertretern und 
Ständen allein; oder gemeinfchaftlich von 
beiden, fo daß der Verfaffungsentwurf, vor feiner 
gefeglichen Kraft als Grundvertrag des Staates, von 
dem Regenten den verfammelten Ständen zur Bera— 
thung und Begutachtung vorgelegt ward? 


. 4) Trägt die Verfaſſung in den Republiken dem 
rein demofratifchen Charakter; oder ift fe auf 
einen Bundesftaat berechnet? - 


5) Wie unterfcheivet fih die Verfaſſung eines 
Bındesftaates von den morarchifchen Verfaſſungen, 
und vor der Verfaffung eines Staatenbundes? 


6) Welches ift der unterfcheidende politifche Chas 
rakter der Berfaffung eines Staatenbundes? 


7 Beftehen neben den "allgemeinen Keichsftänden 
noch befondere Provinzialftände? und nach wel⸗ 
chen Verhaͤltniſſen? mit welchen Rechten? — Liegt 
der ln eine befondere Gemeinde Kreis- 
Verfaſſung (mie z. B. in DB : Wuͤrtemberg ꝛc.) 
zum Grunde? 

8) Wie verhält fih in einem Bund esftaate, 
oder in einem Staatenbunde die befontere Ber: 
faſſung der einzelnen Mitglieder des Bundes zu ber 
allgemeinen Verfaffung defjelben ? 
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9 Worin beſteht der politiſche Unterſchied zwi⸗ 
ſchen rein mon arch iſchen, rein republikani— 
ſchen und gemiſchten Verfaſſungen? 

10). Beruht die neue Verfaſſungsurkunde, ihren 
Hauptbeftinnmungen nach, auf. der fchon früher vorhan⸗ 
den gewefenen ftändifchen Verfaffung, oder iſt ſie, nach 
ihrem Inhalte und politiſchen Charakter, eine völlig 
neue Urkunde? 

11) Wem legt die Verfaſſungsurkunde die In i⸗ 
tiative der Sefebe bei? und in welchem Sinne 
und Umfange? 

42): Uuf welche Weiſe beſtimmt die Verfaſſung 
das, Verhaͤltniß zwifchen der geſetzs ebenden 
und vollziehenden Gewalt? — 

13) Welchen Grundſatz ſtellt die Berfaffung für 
die Ernennung der Volksvertreter auf? aus 
der numerifchen Geſammtheit des Volkes, oder nach 
Staͤnden? 

1) An welche Bedingungen iſt das Necht zu 
wählen, und das Recht gewaͤhlt zu werden 
gebunden ? 

15) Welchen Einfluß übe Die Regierung 
verfaffungsmäßig auf die Wahlen? 

16) Werden die Volksvertreter oder Stände in 
eine oder in zwei Kammern vertheile? 

17) In welchem Verhältniffe fteht die Zahl ber 
Mitglieder der beiden Kammern zu der Gef ammt— 
bevolferung des Staates? 

18) In welchem Verhältnifje.fteht die Zahl der 
Mitglieder der erften- Kammer zu der Zahl der Mit: 
glieder der zweiten Kammer? | 
19): Welche find vie ausfchliegenpen 
Rechte der erften, und welche Die der zweiten 

St. W. ate Aufl. IV. 10 


| 
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Kammer? — : Muß namentlich das Budget zuerft 
vor Die’ zweite Kanımer gebracht: werden? 

20) In welchem Berhältniffe Hehe, in ſtaͤndi— 
fchen Verſammlungen, die Zahl der gewählten Grund» 
befißer, Gewerb⸗ und Handeltreibenden, und der Öe- 
lehrten — oder ber. aus. dem Adel, der Geiftlichkeit, 
den Beamten, dem Militair,. den Gelehrten, den 
Stadträthen, aus den Bürger= und aus dem Bauers— 
ftande Gewählten zu einander?’ '- | 
21) Wie soft: verfammeln fich ‚die Stände? — 
jährlich ? dreijaͤhrig? oder noch fpäter? uni: 
22) Dauert eine geſchehene Wahl für. Mehrere 
(z. B. 7) Jahre und mehrere Zufammenfünfte "der 
Stände? oder wird jedesmal.nen gewählt? — 
23) An welche Bedingungen. ift die" Auflofung, 
oder Sufpenfion der Kammern von dem Negenten ges 
Enüpft?! , ? — 

24) Beſteht in der Zwiſchenzeit zwiſchen den ſtaͤn⸗ 


diſchen Verſammlungen ein ſtaͤndiſcher Ausſchu 


und zwar als thärig und mit gewiſſen Rechten, na— 
mentlich bei der Mitwirkung in Betreff der Verwendung 
der, bewilligten, Steuern? | J 
225) Bon wen haͤngt die Wahl und Ernennung 
der Präfidenten und der Secretaire der Kam— 
mern ab? u — 
26) Welche Rechte find den Ständen in der 
Verfaſſungsurkunde ausdruͤcklich beſtimmt? z. B. 
a) ob Antheil an der Geſetzge bung? und in 
welchem Sinne, in welcher Ausdehnung? 
b) ob Zuftimmung zu alfen feftzufegenden direc⸗ 
ten’ und. indirecten Steuern? | 
c) ob das Recht der Theilnahme an der Erbes 
bung, der gleihmäßigen Bertheilung auf die 
Pflichtigen, und der Berwendung der Stone, 
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ſo wie der Controlfe über das gefammte Staats: 
rechnungswefen ? 
qh ob das Petitionsrecht in ‚feinem ganzen 
Umfange für alle Corporationen und Individuen im 
Staate, oder blos folidarifch fir Die Kammern? 
0) — das Recht der Befhwerdeführung 
und Anklagen in Hinficht aller wahrgenomme— 
nen Mißbräuche- der. richterlichen und vollziehenden 
Gewalt? 

f) ob das Recht, daß den Ständen alle mit - 
dem Auslande abzufchliegende oder abgefchlofjene 
Verträge, vor oder nach dem Abfchluffe, vorge: 

legt werden müffen? und ob fie von den Ständen 
verworfen werden Fonnen ? 

g) ob das Necht der Oeffentlichkeit der 
ſtaͤndiſchen Verſammlungen? oder blos beider zwei— 
ten Kammer? 

‚ h) ob das Recht der perfonlihen Unver 
letz lichkeit während, der. Zeit ihrer Verfammlung, 

und der Unverantwortlichfeit für alle ihre 

verfaffungsmäßigen Anträge und Befchlüffe ? 


7) Ob die Verfaſſung die Freiheit der Preffe, 

"mit einem die Preßvergehen genau bezeichnenden Preß⸗ 
gefege, oder die Cenſur der Drudfchriften ausfpricht ? 
285) Welche außere Form und Ordnung für 

den Gefchäftsgang in den ftändifchen VBerfammlungen 
feftgefeßt ward in der Verfaffung, um Freimürhigfeit 
und Unpartheilichfeit ohne leidenfchaftliche Ausbrüche, 
Befchleunigung der Gefchäfte ohne Uebereilung, und 
den Geift vaterländifcher Geſinnung und bürgerlicher 
Tugend in den einzelnen ftändifchen Eißungen und 
— zu befoͤrdern und-aufrecht zu erhalten? 
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Zweiter Theil, 


D) Syftematifche Darftellung der wefent- 
lihen Beftimmungen der im öffentlichen 
leben der einzelnen europäifbhen und 
amerifanifchen Staaten gegenwärtig, 
geltenden fhriftlihen Verfaſſungsur— 
Funden, mitvorausgehendengefchichtlihen 
| Einleitungen in diefelben, 


ar, 
1) Sroßbritannien. 


a) Geſchichtliche Einleitung in die Ent 


x 


ftehung und Fortbildung der brittiſchen 
. Berfaffung. Ä 


Der ſuͤdliche Theil Britannien, zuerſt von 


"Stämmen ver Galen und Belgen bewohnt, dann 


von den Römern (43 v. C.) erobert, von diefen, unt 

den drohenden Stürmen der Völkerwanderung (426), 
aufgegeben, und bald darauf (449) von den Sachſen 
und Angeln befest, warb von diefen in fieben ein= 
zelne Neiche getheilt, die aber (828) von Egbert 
unter Einem Regenten vereiniget und England 
genannt wurden. Allein bald erfchienen die Dänen, 


und fpäter (1066) die Normänner, nnter Wil 


helm, Herzog der Normandie, als Eroberer des Lan— 
des. Unter ihm verbreitete fich: das Lehnsſyſtem 
in feiner ganzen Strenge über das eroberte Keich, 
welchem fpäter (1284) das Fuͤrſtenthum Wallis 
unterworfen, und (1536) völlig einverleibt ward. — 
Der nördliche Theil Britanniens, Anfangs von den 
Caledoniern, dann von den Picten und Scoten be: 


— 
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wohnt und Schottland genannt, ward in der 


Roͤmerzeit vom ſuͤdlichen Theile durch Wall und 
Maner getrennt, und Jahrhunderte hindurch von 
eigenen Konigen regiert, bis deſſen Konig Jacob 
aus dem Haufe Stuart (1603) der Elifaberh auf 
dem Throne Englands folgte, und feit dieſer Zeit 


beide Reiche unter dem Namen Großbritannien 


a) 


unter Einem Negenten, im Jahre 1707 aber au 
zu Einer DVerfaffung verbunden wurden. — Ir— 
land, ſeit 1172 den Konigen Englands unterworfen 
und als Nebenland behandelt, ward erft im Jahre 
1782 fie unabhängig von dem brittifchen Parlamente 
erklärt, am 22. San. 1801 aber mit Großbritannien 
zu Einem Parlaniente, wie fruͤherhin Schottland, 
verbunden. Die Bedingungen . Diefer Vereinigung 
waren für Irland vortheilhafter, als früher für Schott⸗ 


land; nur daß die Emancipation der irlaͤndiſchen Ka— 


choliken mehrmals an zu ſtarkem Widerſpruche des 
Parlaments ſcheiterte. Irland fenver ſeit dieſer Zeit 
ins brittiſche Oberhaus 4 Bifchöffe, neugewaͤhlt 
zu jedem neuen Parlament, und 28 weltliche Lords 
auf Lebenszeit, ins Unterhaus aber bunaent Age: 
ordnete.der Graffchaften ımd Städte, Die Landes— 
ſchuld Irlands ward nicht mit der brittifchen Natios 
nalſchuld verfihmolzen, dagegen aber ein freier Ver— 
fehr zwifchen Großbritannien und Irland feftgefeßt, 
fo weit derfelbe bei den verfchiedenen Steuerfpftemen 
in beiden Ländern möglich war, 

Bereits zur Zeit der angetfächfifchen Könige hats 


ten in England Volksverſammlungem beftans 


den. Mochte alfo auch der Normann Wilhelm 
das fand als eine Eroberung betrachten, als Militair= 
monarchie regieren, und, nach dem tehnsfnfteme, in 
60, 215 große Baronenlehen vertheilen, von welchen 
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er 1400 für fich felbft, als Kammergut behielt; ſo 
regten fich doch bald nach feinem Tode der Adel. und 
die Seiftlichfeit gegen diefen Drud von oben. Wil 
helm hatte feinen zweiten Sohn Wilhelm? zum Nach= 
folger beftimmt. Als diefer auf der Jagd erfchoffen 
ward, erhoben Robert, der ältefte Sohn und Herzog 
ber Normanbie, und Heinrich , der dritte Sohn Wils 
beims 1, Anfprüche auf den Thron. Heinrihi 
behauptete fih, indem er die Lehns- und Militair- 
defpotie des Vaters durch den von ihm gegebenen 
Freiheitsbrief (the great charte). im Jahre 
1101 milderte. Doch befchränfte fich Diefe charta 
libertatum zunächft auf die Verminderung _der 
druͤckenden Bafallenverhältniffe;- für den Bürger 
und landmann, felbft für den niedern Vaſallen, ward 
in berfelben nichts feftgefeßt; nur gewannen ‚Die Be— 
wohner Londons einige Vorrechte. | 
Als aber die folgenden Könige, - namentlich Jo⸗ 
hann (ohne land), ſich Eingriffe in diefen Freiheits— 
brief erlaubten, und Johann durch feine Grauſamkeit 
die ganze Nation, fo wie durch feine Härte befonders 
bie hohe Geiftlichkeit gegen fich erbitterte;. da ward er, 
durch einen allgemeinen Aufftand, geneigt, (15. 
fun. 1215) die magna charta *) zu unterzeich- 
nen, welche, sin Verbindung mit den Zufägen fpäs 
teter Zeiten, die Örundlage der brittiſchen Volks— 
freiheit ward. Zwar gewannen die. Öeiftlichen in Ders 
felben am meiften (denn der Erzbifchoff Langton harte 
den Aufftand geleitet); weniger: die Barone, noch 
weniger der Buͤrgerſtand; des Landmannes ward gar 








9 v. — Samml. Th. 1. 8,713; — Dufau, 
.D 362; und Boltmanns — Großbritan⸗ 
| hiens (Berl. 1799..8.) Th. 1. 510 ff. 
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nicht gedacht. Allein fehon das war großer Vortheil, 
dag Diefelben großen Rechte, welche ver Baron gegen 
den König erhielt, »auch Rechte des Lutervafallen 
gegen den Baron wurden, — daß dem Bürgerftande 
der freie Handel, fetbft mit dem Auslande verftattet, 
und dag im Allgemeinen die Freiheit der Perfon und 
des Eigenthums rechrlic) ausgefprochen ward; denn 
Niemand follte verhaftet, gefangen gefeßt, und feines 
Dermögens, oder ſogar des Lebens beraubt werden, 
als nach einem ausgefprochenen Urrheile von feines 
Gleichen (durch ein Gefchwornengericht ) nach den 
alten (angelfächfifchen) Geſetzen (weldye Wilhelm 1 
abgeſchafft hatte). An den Jahren 1225 und 1297 
ward dieſes Grundgefes von Heinrich 3 und Eduard 1 
beftätigt und erweitert; befonders erhielt es im Jahre 
1297 ven wichtigen Zufaß: daß ohne die Eins 
willigung der Abgeordneten der Srädte 
(welche 1265 vom Ufurpator, dem Örafen von Lei⸗ 
cefter, zum erftenmale, feit 1283 aber öfter zum Par= 
Lament berufen worden waren) Feine Steuern ers 
hoben werden durften. Seit diefer Beftimmung 
wirkten befonders Die Kriege, welche Eduard 3 in 
Schottland und in Frankreich führte, nach dem Gelb: 
bedürfniffe, das fie veranlaßten, bedeutend auf vie 
weitere Ausbildung der: englifchen Verfaſſung. Waͤh⸗ 
rend feiner. funfzigjährigen, Regierung gefchah es (im 
Jahre 1343), Daß das verfammelte Parlament fich 
in das Ober- und Unterhaus tbeilte, ſo daß im 
Dberhaufe die hohe ©eiftlichfeit mit dem hoben 
Keichsadel, im Unterhauſe aber der niebere fand» 
adel ‚mit den Abgeordneten der Städte zuſammen⸗ 
trat. — So wie aber jeder Bürgerkrieg auf die Ente 
wickelung des innern Volkslebens nachtheilig einwirkt; 
fo auch in England der vier und fechszigjährige blutige 


“ 
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Kampf zwiſchen der weißen und rothen Roſe (den 
Haͤuſern Mork und Lancaſter). Nur der Bauern 
fand gewann in demfelben, weil, bei der häufig" 
eintretenden Bewaffnung der Sandleute Durch den am 
Kampfe theilnehmenden Adel, allmählig die Leibs 
eigenfhaft erloſch. 


23, 
: Fortſetzung. 


Die Kirchenverbeſſerung hatte zwar fuͤr 
die veränderte Geſtaltung der brittiſchen Verfaſſung 
feine unmittelbaren wichtigen Folgen; deſto bedeuten—⸗ 
der waren aber die mittelbaren, welche in dem maͤch— 
tig beginnenden Meinungskampfe unter Eduard 6, 
Maria und Elifaberh hervortraten, und, nach der. 
feften Ausbildung der engliſchen Epiſkopalkirche, zu 
den innern Kämpfen führten, feit Das auf den Thron 
Großbritanniens erhobene Haus Stuart mit 
nur nah unumfchränfter-Regentengewalt 
ſtrebte, ſondern auch unverkennbar zum Katho— 
licismus fich Hinneigte. Im Geifte des vom Kö- 
nige Jacob 1 behaupteten Grundfaßes, daß feine 
Gewalt unmittelbar von Gott, und unum— 
ſchraͤnkt fey, erlaubte fein Sohn Karl fich die 
willführlichften Eingriffe in die Verfaffung. Allein 
das Parlament hielt ihm (1629) in der fogenannten 
petition of rights *) .alle diefe Eingriffe vor, und 
noͤthigte den König, dieſe Beflätigung der magna 
charta zu unterzeichnen. In dieſer neuen Urkunde 
wurden die Altern Beftimmungen in: Hinficht ver 
Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums feier- 


+) v. Martens, Sammlung, ©. 790. 
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lich wiederholt; die erzwungenen Gelderhebungen und. 
willführlichen Verhaftungen follten aufhören; auch 
ward darin die Unverantwortlichkeit für alles, was 
in beiden Häufern des Parlaments gefprochen worden 
war, beftimmet feftgefeßt. — Demungeachtet ver⸗ 
legte die Eigenmacht Karls 1 die von ihm befchworne 
und neu beftätigte Verfaſſung. Vier von ihm in 
feinen Geldverlegenheiten zufammenberufene Parla= 
mente löfete er jedesmal plößlich auf, fobald fie die . 
Rechte der Verfaffung zur Sprache brachten... Da 
begann endlich der wilde Sturm, welcher Karls 1 
Haupt unter das Blutbeil (1649), und den finftern , . 
Cromwell als Protector an die Spiße der britti— 
fhen Republif brachte, die aber, anderthalb Jahre 
nach feinem Tode, wieder in das Königthum vers 
wandelte ward, als Karl 2, eingeführt durch ven 
General Mon, den hergeftellten Thron (1660) beftieg. 

Allein weder Karl 2, noch fein Bruder und 
Nachfolger Jacob 7, hatten aus dem fraurigen 
Schidfale ihres Waters die Erfahrungen gezogen, 
. unter welchen e8 möglich war, den wiederhergeftellten 
Thron zu behaupten. Ein unbegrenzter Hang zur 
willführlichen Herrfchaft, ein unverfennbares Hin⸗ 
neigen zum Katholicismüs, unvereinbar mit der vom 
briteifhen Bolfe angenommenen und mit Wärme feft- 
gehaltenen Kirchenverbefferung, war der allgemeine 
Charafterzug diefer beiden Regenten ans der Dpnaftie 
Stuart. Zur Rettung der Verfaffung ward, daher 
Karl. 2 vom Parlamente genöthigt, zuerft (1673) in 
der Zeftacte die religiöfe und die Eirchliche 
Sreiheit, und dann (1679) in ver Habeas- 
Corpus-Xcte*) die-perfönliche und-bürger 








*) y Martens, Samml,8.823.u. Dufau, T.1. P. 380. 
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lihe Freiheit zu befiätigen. Die letzte Urkunde 
vernichtete in Großbritannien auf immer alle lettres 
de cachet,. indem fie feftfeßte, daß jeder Verhaftete 
die Urſache feiner Verhaftung fogleich. erfahren, oder 
wieder in Freiheit gefeßt, und daß das Verhoͤr des 
Verhafteten binnen 24 Stunden gefchehen muß. 
Wird er bei dem Verhoͤre unfchuldig gefunden; fo er— 
folgt unmittelbar darauf feine Befreiung. Iſt er aber 
ſchuldig — Doch ohne Staatöverbrecher zu fenn —; 
fo kann er auch in dieſem Falle, gegen Stellung eines 
Buͤrgen, freigelaffen werben. 

Als aber Jacob 2 die Teftacte eigenmächtig auf: 
hob, und dadurch feinen Plan verrieth, den Katho— 
kicismus in Großbritannien herzuftellen,; da wogte 
der Sinn für firchliche und bürgerliche Freiheit von 
nenem mächtig im Parlamente und im Reiche auf. 
Eingeladen von ven Whigs, landete (6. Nov. 1688) 
der Schwiegerfohn des Königs, der Prinz Wilhelm 
von Dranien, begleitet von einem niederländifchen 
Heere, welchem fich die brirtifchen Truppen anfchlofs 
fen, in England, Wilhelm verfprach, den Protes 
ftantismus im Neiche zu befchüsen; Jacob 2 aber, 
dem feines Vaters Schickſal vorſchwebte, entfloh nad) 
Frankreich. : Da erklärten die Eingländer und Schot: 
ten (13; Febr. 1689) ihren Thron für erledigt, und 
übertrugen Wilhelm und feiner Gemahlin Maria die 
Kegierung, wogegen dieſe die declaration oder 
billof rights*) anerkannten, in weldjem Grund⸗ 
gefeße ‚die Difpenfationen von den Geſetzen, die eigen= 
mächtigen Gelderhebungen, die Unterhaltung eines 
ſtehenden Heeres in Friedenszeiten, die Verhaftungen 
oder Anklagen derer, welche dem Könige Bitefchriften 
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überreichen: würden, die Unternehmungen gegen Die 
freien Parlamentswahlen, fo wie. gegen die Sprech? 
freiheit -im Parlamente, für verfaffungsmwidrig 
erklärt wurden. Diefe Bill berrachtete. man aber 
nicht als einge Veränderung der brittifchen Verfaſſung, 
fondern nur als die deutlichere und fchriftliche Feſt— 
feßung der -längft ſchon beftandenen Volksrechte, 
01.&o.ward feit den Zeiten Heinrichs 1- bis zum 
Kegierungsantritte Wilhelms des Oraniers die Vers 
faffung Großbritanniens weiter entwidelt. und fortges 
bilder, und fo beruht fie bereits feit länger als 700 
Jahren auf fehriftlihen Verträgen zwifchen 
dem Regenten und dem Volke, — Zu diefen Grund 
verträgen kamen fpäter noch hinzu: Der Act of sett- 
lement (das Succeffionsgefeß) vom 12, Sun, 
1701 *), wodurch die Dynaſtie der Stuarte für im— 
mer vom brittifchen Throne ausgefchloffen, und das 
Recht der Thronfolge auf Das Haus Hannover über: 
fragen ward, and 1707 **) und 1800 ***) vie 
Unionsurfunden, durch: welche das fchottifche 
und das irländif he Parlament mit dem engtifchen 
zu Einem Ganzen —— wurden. 


a... 
b) Giunhbiningänggn ber Beieeifgen 
Ä Berfaffung. 


Die Verfaffung Großbritanniens und Irlands 
iſt vegehl ‚niatio. Das un in n feiner Geſfanimt⸗ | 


RR 514 


# v. Martens, Sammlung. ©. 874, und Dufau, 
4.1, P- 396. 

**) v. Martene, ©. 938, Dufau, T. 1. p. 401. 
**) Dufau, T.1. p.414.. 
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heit wird vertreten durch das Parlament, und bie 
Fonigliche Gewalt ausgehbt durch. Hebertragung. 
Sie ift durch die fehriftlichen Verfaſſungsurkunden in 
ihrem Umfange befehränft, | 


Das Parlament befteht aus dem Öberhanfe 
und dem Unterhaufe. 


1) Zum Oberhauſe (dem Haufe ver Lords 
oder Peers), deſſen politifcher Schwerpunct: ‚nicht, 
wie in ant.ern Staaten, blos auf den großen Grund: 
beſitze beruht, und das gegenwärtig aus 374 Dlitglie: 

dern befteht, gehören: die volljährigen Prinzen des 
Eoniglichen Haufes; die ſaͤmmtlichen Reichs ba— 
one *) von England und Wales, nah ew 





*) Schon in dem fächfifchen und dänifchen Zeitraume der. 
Geſchichte Englands wird, wie bei allen germanifcyen 
Voͤlkerſchaften feit der Zeit des Lehnsſyſtems, der Adel 
vom Volke unterfchieden. *Der, aus der Normandie 
mit Wilhelm dem Eroberer gefommene, ‚Adel erhielt 
das eroberte Land als Baronenlehen, Die Befiger 
diefer Kronlehen waren die barones, pairs des Rei— 
ches. Später wurden Unter diefem hohen brittifchen 
Adel die erblichen Titel der Grafen, der Herzoge (feit 
1335), der Marquis (ſeit 1385), und der Viscounts 
(feit 1454) gewöhnlid. _Diefe zufammen genommen 

bilden den hohen Adel des Reiches. Zu dem nie 
dern Adel hingegen gehören die Knights bannerets, 

" Baronets, Knights. Batchelours und, die Esquires. 
+ Bei den Corporationen werden die  größern Städte 
—5*— ),. bie kleinern (Towns), und die Flecken 
Boroughs) unterſchieden. — Die bürgerliche Freis 
‚seit iſt auf den brittiſchen Inſeln fo feft begründet, 
daß felbft jeder fremde Sklave fo fange frei iſt, als 
. er den Boden Großbritanniens und Srlands betritt. — 
"Die —— Lehnsverhaͤltniſſe, ſchon durch die 
magna charta gemildert, wurden (1660) unter Karl 2 
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Sangter Volljährigkeit. (mit 21 Sahren),. doch nur 
jedesmal die Helteften, ihrer: Häufer (mithin: nad) 
dem Rechte den -Erftgeburt); ein Ausfchuß des ſchot⸗ 
tifchen (16) und irlänvdifchen (28) Adels (in 
diefen beiden Reichen gewählt von ihres: Öleichen) ; 
die ſammtlichen (2) Erzbifchoffe und. (24) 
Biſchoͤffe Englands (mit Ausnahme Yes Bir 
fchoffs von Man) *), und vier irländifhe Bis 
fchöffe. - Der König hat das Recht, die Peer⸗ 
ſchaft zu erteilen, d. h. neue Glieder in das Ober- 
haus zu ernennen; doch fo,.daß, nach dem Eintritte 
einer neuen Familie, diefelbe dieſes Rechts: nicht wies 
ver beraubt werden kann. Durch diefes Recht: kann 
fich die. Krone der Stimmenmehrheit im Oberhaufe 





völlig aufgehoben, "und alle Ritterlehen in 
free ‚soccage: verwandelt, welche zwar einen Lehns⸗ 
und Gutsheren anerkennen, aber nur zum Theile eine 
- . ‚jährliche Coft fehr unbedeutende) Geldfumme dem Lehns— 
herein bezahlen. Solche. Güter ‚können frei veräußert. 
werden; doch fallen fie bei ihrer Eröffnung oder Ver— 
wirkung dem Lehnsheren anheim. — Ueberhaupt ift 

dir Stellung des Adels zu dem Staate in der 
brittifchen Verfaſſung ein großer Vorzug derſelben. Denn 

bei diefer politifchen Stellung fucht der Adel die. übrigen 
Stände nicht zu verdunfeln, und die nahgebohrnen 
Söhne des Adels verfchmelzen theile im Eivil und Mis 
litair, theils im Handel und bei den Gewerben, mit der 
übrigen bürgerlichen Gefellfchaft. Daher auc die Ehre, 
welche in Großbritannien auf allen bürgerlichen Gefchäfs 

ten ruht. Ä 

*) Don den 25 Bifhöffen Englands fiehen DL unter 
dem Erzbifchoffe von Canterbury, und 4 unter dem 
Erzbifchoffe von York. In Schottland wird, feit 

der Aufhebung des Epiffopats, dad Regiment der Kirche 
durch die Presbyters und die Aelteften der Gemeinden 
verwaltet, | 
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verſichern. —. Das Oberhaus befteht Daher, aus: Mie 
gliedern, welche theils durch Geburt, utheils durch 
Wahl, theils durch koͤnigliche Ernennung ihre Stellen 
‚erhalten,; ‚Der Sprecher, oder der Vorfißende des 
Dberhaufes , ift der lord Großkanzler, ben der 
König ernennt, der aber, als folcher, keine Stimme 
hat, Als berathende Beifiger, doch ohne entfcheidende 
Stimme, erfcheinen im Oberhauſe die zwoͤlf Ober 
richter von England, die" Staatsrärhe- des. Königs, 
und die Affefforen des Großkanzlers. Die. Gleichheit 
der: Stimmen’ im Oberhauſe gilt fir: die Vernderfung ” 
des gemachten Antrags. : Bei dieſer Einrichtung und 
Zufämmenfeßung des Oberhanfes kann man Die Lords 
und: Bifchöffe in. demfelben ; ftreng genommen, nicht 
als Vertreter des Volkes, fondern als erb- 
liche Raͤthe des. Königs. betrachten , wie ſchon 
aus dem Berufungsfchreiben an fie hernorgehet. Gie 
werden zufammenberufen ,.. „dem Könige in einigen 
wichtigen und fehwierigen Sachen Rath zu geben.” 
Man kann daher auch nicht fagen, daß Das Oberhaus 
darauf. ehe, daß die koͤnigliche und minifterielle Ges 
walt nicht ihre verfaffungsmäßig gezogenen, Grenzen 
uͤberſchreite; es zeigt vielmehr feine Wachfamfeit in 
Beziehung auf das Unterhaus, und dieſes controllirt 
die Minifter des Königs, Bei der Abftimmung über 
eingebrachte Bills im Dberhaufe wird vom unterften 
Mitgliede zuerſt bis. zum oberſten votirt. 
©: 2) Das Unterhaus (oder das Haus der 
Gemeinen — the house of Commons‘) befteht 
aus dem niedern Adel (Gentry) und dem dritten 
Stande, und umfchließt gegenwärtig 698 Abgeord= 
nete der englifchen, ſchottiſchen und irländifchen 
Grafſchaften, Städte und Marktflecken. Es fenden 
die 40 Grafſchaften Englands jede 2 Abgeorpnete 
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(zuſammen 80); die 12 Grafſchaften in: Wales jede 
einen Abgeordneten ; die 33- fchottifchen Grafſchaften 
zufammen 30 Repräfentanten, und die 32 Grafſchaf⸗ 
ten in Irland jede 2 Abgeordnete (zuſammen 64). 

Don den 24 großen Städten mit Bifhoffsfigen 
fendet jede zwei, London aber vier Abgeorpnete 
(zufammen 50); von den 167 englifchen Landſtaͤdten 
und Marktfleden erfcheinen 334 (von jedem’Drte 2) 
Kepräfentanten; 5 Eleinere englifche Markiflecken ſen— 
der jeder nur einen Deputirten; die beiden 'englifchen 
Univerfitäten ( Orforb und Cambridge) fenden 
jede zwei Abgeordnete ; von jedem der acht privilegirten' 
Seehäfen (Dover, Sandwich, Rumney, Windel: 
fea, Rye, Hythe, Haftings, Seaford) erſcheinen zwei 
Barone; jede der gwolf Staͤdte in Wales fenver eis 
nen Deputirten; die ſchottiſche Hauprftadt Edinburg 
ſendet einen Abgeordneten ; die übrigen 64 fcho ftis 
ſchen Städte und Marftfleden zuſammen fenden nur 
14 Repräfentanten ; Dagegen ſchickt jede der 36. irläne 
difchen Städte einen befondern Abgeordneten. . Unter 
der Geſammtmaſſe der 658 Mitglieder des brittifchen 
Unterhaufes find daher. 489 Abgeordnete. von Eng: 
land, 24 von Wales, 45 von Schottland, und 100 
von Irland. Diefe Repräfentanten werben. in den 
Wahlverfammlungen der Graffchaften, Städte und ' 
Flecken zu jedem (feit 1716 aller 7 Jadıe).c erneuerten 
‚Partamenie frei gewählt, N 


25, 
Fortſetzung. | 
‚Zum. Wählen. ift,in den Graffchaften — 
Grundbeſitzer eines zinsfreien Gutes (freeholder), 


das wenigfiens 40 Schillinge jährliche reine Einkünfte 
bat, und in den Städten und: Fleden jeder: Haus: 


— 
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befiger (zum Theile auch jeder aufgenommene Bürger) 
berechtigt... Die Erneuerung der Wahl muß aller 
fieben Jahre vom Könige angeordnet werden. Wahl: 
fähig ift je — vom hohen Adel an, der noch keine 
Stelle im Oberhauſe hat, bis zum Künftler und Kauf: 
manne, der Beinen offenen laden hält, wenn er, alg 
adliher Nepräfentant, 600 (in Schottland nur 
400) ;:und als bürgerlicher Deputirter der Städte 
und Flecken 300 Pfund Sterling reine Einkünfte bes 
zieht, volljährig (21 Jahre alt), Landeseingebohrner, 
weder Geiftlicher, noch Richter, noch von der Krone 
angeftelle, oder Penfionair derfelben, und nicht Ka⸗ 
tholik iſt. — Die Freiheit der Wahlen iſt dadurch 
gefichert, daß am Wahltage Beine Truppen in der Nähe 
von zwei Meilen vom Wahlorte ftehen dürfen, - Die 
Beftechungen bei den Wahlen find mit Geloftrafen 
und mit dem Verlufte der Amtsfaͤhigkeit bedroht; fie 
find demungeachtet nicht felten. Zudem liegt eine 
unverfennbare Unvollkommenheit des brittifchen Res 
präfentativfpftemns darin, theils Daß. der Bauern: 
ftand, als folcher, gar nicht, fondern blos durch 
die reichern Örundeigenthüner aus den Gtaffchaften 
mit vertreten wird; theils daß 70 Depufirte von 
35 Marktflecken gewählt werben, die im Zaufe der 
Zeit an Häuferzahl und Bevölkerung ſehr gefunfen 
find *), während mehrere, erft in den legten Jahr— 
hunderten emporgeblübte, Handelsftädte (DB. Mans 
chefter, Birmingham u, a.) nicht das — 
beſaßen. | 


— 


*) So wählen in Grampo r Perfonen 2 Deputirte, in 
Newton 1 Perfon 2 Deputirte, in Marfbourougß 
‚3 Derfonen 2 Deputirte, in Old Sarum. 1 .. 
2 Deputirte u. |. w. a 
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Die Wähler duͤrfen' den Gewaͤhlten Eeine befon= 
dere Inſtruction geben; es betrachten fich überhaupt 
die Abgeordneten als Vertreter des ganzen Volkes, 
sicht der befondern Provinzen und Derter. Die fchot- 
tifchen und irländifchen Abgeordneten erhalten Dias 
ten, die englifchen nicht, — ' Der Sprecher des 
Unterhaufes, vom Haufe felbft gewählt und vom 
Könige beftätige, ift der Präfivent deſſelben; doch 
hat er nur im dem einzigen Falle eine Stimme, went 
Sleichheif der Stimmen eintritt. — Die Minifter 
find Mitglieder des Parlaments, Zwar verlieren fie, 
bei ihrer Ernennung zu den Minifterftellen, die durch 
frühere Wahl bekleidete Würde eines Abgeordneten ; 
fie lajfen fich aber fogleich wieder wählen, weil ihre 
Anwefenheit im Parlamente, ſchon wegen der in dem: 
ſelben beftehenden rechtlichen Form der Oppofition 
gegen ihre Verwaltung, noͤthig ift. 

Die Mitglieder des Ober» und Untethauſes leis 
ften dem Könige den doppelten Eid als Oberhaupt 
des Staates und der Kirche „ und den Tefteid, daß 
fie nicht zur Eatholifchen sid. gehören. Alle Par 
lamentsglieder aus England und Irland müffen Bes 
fenner der anglifanifchen, ‚und die aus Schoftland 
Bekenner ver presbyterianifchen Kirche fenn; die Ka— 
choliken und Diffenters find vollig ausgefchloffen. — 
Kein Mitglied des Parlaments ift für Das verantwort— 
lich), was e8 als folches gefprochen hat, und kann 
blos wegen SHochverraths verhafter werden. Die, 
weltlihen Mitglieder des Oberhauſes (nicht 
aber die Bifchoffe) koͤnnen ihre Stimme einem andern 
Lord übertragen; im Unterbaufe ift es nicht ver— 

ſtattet. 
Der Koͤnig eröffnet das Parlament mit großer 
BeierlichFeit und Durch ‚eine Rede, in welcher er ben 
et. W. ate Aufl, IV. g 11 
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Zuftand des Reiches nach deſſen innern und ausmärs 
tigen DVerhältniffen ſchildert, und dem Parlamente 
feine Forderungen und Erwartungen mittheilt. Die 
beiden Antworten ber beiden Häufer des Parlaments 
in einzelnen Adreſſen tragen das Gepräge ver üffenf- 
lichen Meinung über die vom Könige mitgetheilten 
Fröffnungen und Forderungen. _ | 
' Jedes Haus des Parlaments Fann theils felbft 
feine Verfammlungen, theils auf Begehren des Koͤ— 
nigs, eine Eurze Zeit (auf einige Tage oder Wochen) 
ausfeßen (fi vertagen — ajourniren), woburd) 
die Sitzung deſſelben nicht beendigt wird; allein dem 
Könige freht es zu, beide Häufer zu prorogiren 
(die Verſammlung derfelben auf längere. Zeit auszus 
feßen, und dadurch die Sitzungen zu beendigen, 
und die unvollendeten Bills unwirkſam zu machen), 
und zu Diffolviren, indem er dem ‘Parlamente 
anfündigen läßt, daß es gefchloffen fen, und daß 
deffen Mitglieder in ihre Heimath zurüdkehren koͤnnen. 
Dies Fann gefcheben, bevor die Zeit von 7 Jahren 
abgelaufen ift, über welche hinaus fein Parlament 
dauern darf; allein der König wird felten von diefem 
Rechte Gebrauch machen, weil alle Gelder nur auf 
Ein Jahr bewilliget werden, und weil diefelben 
Individuen zum neuen Parlamente wieder 
gewählt werden fonnen, welche Mitglieder des 
aufgelofeten waren. Nach der Verfaffung muß. das 
Parlament wenigftens aller drei Jahre verfammelt, 
oder das prorogirte wieder forfgefeßt werden, | 
Vebrigens hat das Dberhans das ausfchlies 
ßende Recht, Gericht zu halten über alle feine Mit: 
glieder, und Uber die Mitglieder des Unterhaufes, fo 
wie über die, welche das Unterhaus in Anklageftand 
verfeßt. Dagegen kann jedes eimzelne Mitglied bes 
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Parlaments von dem Haufe beſtraft werben, in wel- 
chem es etwas Strafbares gefagt oder gethan hat, 
Die Strafe felbft beftehe entweder in einem Verweiſe, 
oder im Gefängniffe, oder in volliger Ausftoßung aus 
dem Haufe; doch ift jedes Mitglied des Parlaments 
blos für das dem Parlamente verantwortlich, 
was es in der Mitte des Haufes gefagt oder ge- 
than bat. _ 

Die Redner in beiden Häufern reden blos 
ben Sprecher an, und bezeichnen die Perfonen, denen 
fie antworten, oder die fie angreifen, nie nament— 
lich; felbft ver Name des Königs wird nie von 
einem Parlamentsgliede genannt *). Kein Redner 
darf unterbrochen werden; Doch wird er von dem 
Sprecher, oder auch von andern Mitgliedern zur 

rdnung gerufen, wenn er entweder von, dem 
Hauptgegenftande fich entfernt, oder Perfonlichkeiten 
fi) erlaubt, oder den Konig, das Parlament und die _ 
Staatsverfafjung angreift. Bei großen Vergeben 
diefer Art kann der Sprecher dem Schuldigen. befeh- 
len, fußfallig um Verzeihung zu bitten; anch darf er 
ihn nach dem Tower fenden. Dei. der Ausftogung 
- aus der Verfammlung aber muß, Das ganze Haus 
entſcheiden. | 

Die Sitzungen des Parlaments waren, nad 
den Altern Gefegen, geheim; fie find aber, nach einem 
langen Herkommen, öffentlich, fo wie alle Stim— 
men öffentlich abgegeben werden. - Von den Gal- 
lerieen ift das weibliche Gefchlecht ausgefchloffen ; auch 
Fonnen, unter dringenden Umftänden, alle Zuhörer 
entfernt, und die Sißungen in gef hlof fene ver- 
wandelt werden. Die Verhandlungen des Parla- 





*) de Lolme, &. 253. > 
11 * 
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ments follen, nach den alten Geſetzen, nicht gedrudt 
werden; allein dieſe Geſetze ruhen bereits feit der 
Regierung ze des erſten. 


20, 
Borifenun 


Der König ift Repräfentant der vollziehen 
den Gewalt, doc) ‚mit einem beftimmten. und we: 
fentlichen Antheile andergefeßgebenden Ge: 
walt. Er übt gemeinfchaftlich mit den beiden 
Häufern des Parlaments das Recht der Geſetzgebung; 
denn Fein Befchluß des Parlaments hat Guͤltigkeit 
ohne Einwilligung und Beftäfigung des Königs, 
Das Recht aber, auf etwas anzutragen (eine Bill 
— d.h. einen Sef etzentwurf — einzubringen), 
fteht nicht nur dem Könige und beiden Häufern des 
Parlaments, fondern felbft jedem einzelnen Mite 
‚ gliede beider Häufer zu. Die Bills find offen t- 
liche, wenn ihr Gegenftand den ganzen Staat, und 
Privatbills, wenn ihr Gegenftand nur Indivi— 
duen betrifft. Jeder auf dieſe Weiſe gemachte An— 
trag darf nicht blos muͤndlich, ſondern er muß durch 
einen ſchriftlichen Auffaß gefchehen, in welchen 
der Antrag nach feinen Gründen motivirt wird, Nach. 
der erften Verleſung vdefjelben, wird er, fofern er 
nicht fogleich verworfen wird, nach einigen Tagen 
zum zweiten=- und zum drittenmale verlefen, und 
dann darüber abgeftimmt. Erſt nach dem zweiten 


WVerleſen darf darüber verhandelt werden, fo daß 


einzelne Mitglieder als Redner für und wider den— 
felben auftreten, die, von ihrem Sitze aus, aus 
dem Stegreife fprechen, weil das Ablefen nieder: 
gefchriebener Reden unterfagt if. Bei wichtigen 
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Bills wird ein Ausſchuß von ſolchen Mitgliedern 
ernannt ; welche von dem vorgetragenen Gegenſtande 
nähere Kenneniffe haben. Sie erftatten Bericht 
darüber, ‘bevor die Abſtimmung erfolgt. — Ent 
ſcheidet die Mehrheit‘ der Stimmen im Unterhaufe 
für ven Antrag, entweder: nach ſeinem ganzen In— 
halte, ‚oder mir einigen aufzunehmenden Abanderuns 
gen; forgeht die Bill. an was Dberhaus.. - Paffirt 
fie Hier : en fo wird fie entweder Andebiige verwor⸗ 
fen, oder man beabſichtigt die Abaͤnderung einzelner 
Stellen. Im erften Falle ft die Bill‘ verloren; im. 
zweiten verfucht man einen fogenannten Zufammens 
tritt durch Ausfchüffe son „beiden Häunfern in 
einem befondern Zimmer, um mit dem — 
eine Uebereinkunft zu treffen. 

‚Allein der erſte Antrag kann be ſo gut im 
Oberhauſe geſchehen, worauf dann. die Bill auf dies 
ſelbe Weiſe dem Unterhaufe mitgetheilt wird. Nur 
die Bills in Betreff der Peerſchaft muͤſſen zuerſt dem 
Oberhauſe, dagegen die Bills fuͤr Die Geldbewilli⸗ 
gungen (ie fogerrannten Subſidienbills) muͤſſen 
zunaͤchſt dem Unterhauſe vorgelegt werden, nach 
deren Genehmigung von demſelben das Oberhaus 
dieſe Bill entweder unbedingt verwerfen, oder 
ohne Abaͤnderung annehmen muß. Darin, und 
daß das Unterhaus die Steuern: felbft auf Koſten der 
großen Majoratsbeſitzer bewilligt, liegt das pol i— 
tiſche Gewicht des Hauſes der Gemeinen *). — 
Die Vorſchlaͤge zu Geſetzen, welche der Koͤnig dem 





9 Das Oberhaus fann die vom Unterhaife angenommenen 
Finanzvorſchlaͤge verwerfen, nicht aber verändern; das 
"gegen ift eine vom Unterhauſe verworfene Finanzsil für 
immer verworfen. 


{ 
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Parlamente vorlegen läßt, gefchehen durch einen der 
Minifter. — Hat, nach dem Ausdrude des Parlas 
ments, eine Bill beide Häufer paffirt; fo wird der 
König um. die Beftätigung derfelben erfucht, Nur 
in hoͤchſt feltenen Faͤllen verweigert er diefelbe mit 
dem ſchonenden Ausdrude: der König wird fich weis 
ter bedenken. In den meiften Fällen erfolge die Be— 
ſtaͤtigung, gewöhnlich von mehrern Bills zugleich , bei 
einer, formlichen Erfcheinung des Königs im Ober: 
baufe. Nach dieſer Beftätigung heißt die Bill Par 
lamentsfchluß (Act of.Parliament), und erhält 
gefeßliche Kraft. Zu den Eigenthuͤmlichkeiten ver 
königlichen Beftätigung oder Verweigerung ‚gehört eg, 
daß fie in franzöfifcher Sprache geſchieht, eine 
Sitte, die aus der Zeit Der normännifchen Könige 
berftamme'*). ae 1 
Inm Namen des Königs werden alle Geſetze be— 
kannt gemacht und vollzogen. Er hat das Recht, 
Verordnungen zu erlaffen, die entweder ihren 
Grund in den ſchon vorhandenen Geſetzen haben, oder 
als eine Folge der in feinen Händen ruhenden voll 
ziehenden Gewalt anzufehen find; allein in Hinficht 
der Ertheilung, von Privilegien ift die Macht des 
Koͤnigs fehrbefchränft. Er ernennt aber zu allen Hof:, 
Staats, Civil- und Militairämtern ; ihm fteht das 
Recht ver Standeserhöhungen zu. — eine Würde 
ift erblich, felbft in der weiblichen Nachkommen: 


*) Die königliche Beftätigung einer öffentlichen Bill lautet: 
le roi le veut; einer Privatbill: soit fait comme 
il est desire; einer Subfidienbill: le roi remercie 
.: ses. loyaux sujets, acceple leur benevolence, 

et aussi le veut. Die Veweigerung lautet: le 
roi s’avisera. | 
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fchaft. Er befigt die Majeftät, und ift heilig, un: 
verleslich, unverantwortlidh. Eine Verletzung 
der Berfaffung von ihm ift nicht denfbar, fondern 
fommt auf die Rechnung der von ihm ernannten ver- 
antwortlihen Minifter, neben welchen auch alle 
übrige Staatsbeamte verantwortlich find, ohne 
mit dem Vorwande höherer Befehle fich decken zu 
Dürfen... Des Konigs Yahreseinfünfte werden, bei 
der Unbedeutenheit der Domainen, durch eine Cipil- 
biſte beſtimmt. Ihm ſteht das Recht zu, alle Ge: 
fandefchaften im Auslande zu’ernennen, mit den 
auswärtigen Mächten zu un terhandeln, Krieg 
anzufündigen und Frieden zu ſchließen. 
Doch ift er in allen diefen Beziehungen von den 
Geldbewilligungen des Zune t8 ab: 


haͤngig. 


27. 
c) Ergebniſſe. 


Aus dieſen Grundbeſtimmungen des politiſchen 
Charakters der brittiſchen Verfaſſung gehen folgende 
Ergebniſſe hervor: 

daß dieſe Verfaſſung zwar auf ſchriftlichen Urs 
kunden, mithin auf einem Vertrage zwiſchen dem Re: 
genten und dem Volke, nicht aber auf einer einzigen, 
alle Regenten= und Bolksrechte gleichmäßig beftim- 
menden, Urkunde beruht; 

daß vielmehr die brittiſche Verfaſſung ie 
 mählig durch die Praris fortgebilder, und 
erft feit der Thronbefteigung Wilhelms des Oraniers 
zu ihrer gegenwaͤrtigen PO Geſtalt ausgeprägt 
worden ift; 

das, nach derſelben, die Perſon des Koͤnigs 
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heilig und unverleglich, feine Macht aber bes 
fhränft, und daß nicht blos das Minifterium , 
fondern jeder Staatsbeamte für feine Wirkſamkeit 
verantwortlich ift; 
daß der politifche Schwerpunet der Volksver⸗ 
tretung zunaͤchſt im Unterhauſe ruht; theils nach 
dem ihm, wie dem Oberhauſe, gemeinſchaftlich mit 
den Könige zuſtehenden Antheile an der Geſetz— 
gebung; theils nach dem ihm ausfchließend zu— 
Fommenden Nechte, die Befteuerung der geſamm— 
ten Nation zu bewilligen, und zwar, daß. diefe Be— 
willigung jedesmal nur auf Ein Jahr⸗geſchieht; 
daß dem Volke das Recht der Berfamme 
lungen, und felbft das Recht des Widerftandes 
zuftche 3J; und 
daß, obgleich die Leibeigenfchaft ſchon 
laͤngſt in Großbritannien aufgehoben, und der Ueber— 
reſt des Lehnsſyſtems, nach Frohnen und perfonlichen 
Dienftleiftungen, fehr gemildert ift, dennoch das 
Lehnsſyſtem in mebrern Beziehungen fortdauert; 
daß die Volfsvertretung nicht eigentlich repräfetitativ, 
ſondern zunächft ftändifch. ift; daß der Bauern 
ftand aus feiner eigenen Mitte gar nicht ‚vertreten 
wird; daß die drei vereinigten Königreiche und Wales 
nicht nach einem gemeinfchaftlichen und gleichmäßigen 
Grundſatze die Zahl ihrer Vertreter wählen, wenn 
gleich durchgehends diefelbe Wahlform ftatt findet; 
fo wie die Unvollfommenbeiten der Berfaffung 
befonders in dem fortdauernden Wahlrechte. Eleiner 
und verfallener Marktfleden, in ber Beſtechlichkeit 


— 


*) Vergl. über die brittifchen NVolfsverfammlungen, de 
Lolme, ©. 252 ff. — und über das ne des Wider⸗ 
ſtandes, ebendaſ. S. 294 ff. 
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vieler Waͤhler, und in der fehlenden Vertretung. meh⸗ 
verer großer und blühenvder Staͤdte beftehen, welche 
bei. der ehemaligen: Feſtſetzung der wahlberechtigten 
Städte und Flecken noch: nicht. beſtanden. — Da 
übrigens, die. britsifche Verfaſſung, nach ihren Ans 
fängen mit der magna charta, aus dem; Mittelalter. 
ſtammt; fo-ift auch die alte geographiſche Ein 
theitung des Landes in — unvmoͤndert 
beibehaun worden. — 


—1* e * 3*4 
* #lr # Te 


u 
Sorrfegung 


= Die: Freihe it der Preffe iff ein —— 
geſetz Großbritanniens, und beruht thieils darauf, 
daß. ‚fein Richter und. Gerichtshof im Voraus von 
Schriften Henntniß nehmen darf, welche zum. Drude 
beftinmut find; theil s daß alle Klagen uͤber Vers 
legung der Preßfreibeit nur durch Geſchworne entſchie⸗ 
den werden koͤnnen. Durch dieſe Preßfreiheit ward in 
Großbritannien die öffentliche Meinung uͤber alle Anz 
gelegenheiten des Volkslebens gebildet, die unver— 
meidliche Unzulaͤnglichkeit der Geſetze erfebt und 
jeder, welcher einen. Theil an der oͤffeutlichen Mache 
hat, innerhalb der Schranken derfelben gehalten: *). 
In Hinficht der Firchlichen Freiheit und der 
gleichen Berechtigung der Mitglieder. aller chrifte 
lichen Bekenntniſſe zu den hoͤhern Staatsämtern und 
zu dem Eintritte ins Parlament, enthält die brittiſche 


“ 


Derfaffung Beſchraͤnkungen, welche in den neueuros ö 


päifchen Verfaſſungen der legten dreißig Jahre bei- 
nahe durchgehends befeitige worden ſind. Allein Diefe 


*) So de Lofme, S. 279 fi. 
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Erſcheinung hat ihren Grund in ven langen Reli—⸗ 
gionskaͤmpfen in England waͤhrend des ſechszehnten 
und ſiebenzehnten Jahrhunderts, in den Anmaßungen 
der damaligen roͤmiſchen Biſchoͤffe gegen die Regenten 
Englands, und in der entſchiedenen Hinneigung der 
Stuartiſchen Dynaſtie zum Katholieismns und. zur 
willführlichen. Gewalt, Nur daraus läßt. ſich das 
mehrmalige Mißlingen der verſuchten⸗E mancipa— 
tion der Katholiken erklaͤren, welche ſelbſt eine 
bedeutende Zahl ver Parlamentsglieber wieberhoßie 
 beabfichtigte. 

Dagegen iſt die Theilung der Gewalten 
eine beſtimmte Eigenthümlichfeit der brittifchen Vers 
faffung. Die gefeßgebende Gewalt ftehet dem 
Könige und den beiden Häufern des Parlaments ge— 
meinfchaftlih zu; die vollziehende Gewalt geher 
unmittelbar von dem Könige aus, ohne irgend einen 
Antheil des Parlaments an verfelben ; die rich tere 
liche Gewale endlich ift-völlig unabhängig: von dem 
Könige und: dem Parlamente, -ob fie gleich in * 
Namen. des Koͤnigs geuͤbt wird *). 

— Die Ordnung der Erbfolge auf Dem 
Throne fteher beiden Gefchlechtern zu, doch fo, daß, 
in der zur Regierung gelangten Linie, ber Manns- 
ftanım. dent weiblichen, fo wie der weibliche Stamm 
der ältern Linie dem Manrieftamme der jüngern vor⸗ 
gehet, in beiden Stämmen aber das Recht ver Erft> 
geburt entſcheidet. Außerdem muß der, mit dem 
achtzehnten Jahre volljährige, Regent zur englifchen 
Kirche gehören, und darf nicht an eine Farholifche 
Gattin vermählt feyn. Doc) fonnen der Konig und 
das Parlament gemeinfchaftlich Die Succeſſionsord⸗ 


*) de Lolme, S. 34. 
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nung verändern,. und in zweifelhaften Fällen 
entſcheiden. | 


u 


29, 
S dh! uf. 


Großbritannien hat fein allgemeines , das ganze 
bürgerliche Leben umfchließendes, Geſetz buch. Es 
gelten aber: 1) ein ungefchriebenes ober ge— 
meines Necht ‚(unwritten or common -law), 
gegründer auf. uralte Gemwohnbeiten, welche zum 
Theile Ueberrefte der alten ſaͤchſiſchen Gefege fiud, 
und. auf-alte Parlamentsfchlüffe, bald nach den Zeis 
ten der normännifchen Eroberung; — 2) das roͤmi⸗ 
fhe Recht *), doch nur in einigen. Gerichtshofen 
und. in einzelnen Fällen; auch wird es unter dem 
ungefchriebenen Rechte mit ‚begriffen, weil es nur 
fo weit Gültigkeit bat, als es feit vielen Jahrhun—⸗ 
derten bereits im Gebrauche ift; — 3) das gefchries 
bene Recht (written or statute-law), ‚oder die 
Sammlungen ver verfchiedenen Parlamentsfchlüffe 


*) Weber. den großen Widerwillen des brittifchen Adels und 
Volkes: gegen die Einführung des römifchen Rechts, 
felbft zu der Zeit, wo die brittifchen Geſetze noch in _ 
ihrer Kindheit waren, vergl. de Lolme, ©. 96 ff. 
Dadurch gefhah es, daß das römifche Necht auf bie 
Hochſchulen und Klöfter ſich befchränfen mufte, und 
nur in fehr wenigen einzelnen Fällen angewandt wird. 
„Noch jest ſchreiben die englifhen Recht 
lehrer die Freiheit, deren die Engländer 
fih erfreuen, und welche andere Nationen 
niht kennen, dem Umſtande zu, daß fie 
das von bdbiefen angenommene römifde 
Neht verworfen haben.” Go mörtlih de 
Lolme, ©. 198. | | 
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(Statuten), deren Urfchriften, befonders feit der 
Regierungszeit Eduards 3, ſorgfaltig aufbewahrt wer⸗ 
den. — In Hinſicht der Gerechtigkeitspflege 
gilt die woͤrtliche Auslegung der Geſetze in den 
verſchiedenen Gerichten und Inſtanzen. Die meiſten 
unbedeutenden und kleinern Rechtsſtreite werden ent— 
weder von den Friedensrichtern, oder von den 
Sheriffs, den Friedensrichtern ganzer Provinzen, 
mit Zuziehung der Friedengrichter, und in den Staͤd⸗ 
ten von dem Manor, welcher in venfelben die Stelle 
eines Sheriffs vertritt ,. geſchlichtet. Selbft Die zwölf 
Dberrichter des Keiches find zugleich oberfte Fries 
dengrichter fir das ganze land. Die Tortur ift 
känaft abgeſchafft. Die Geſchwornen entſcheiden 
ſowohl uͤber die Thatſache, als auch über die Straf—⸗ 
barkeit des Vergehens. ie find der Stuͤtzpunct der 
bürgerlichen ‘Freiheit in der öffentlichen Meinung des 
Volkes *), — Der König übt das Begnadi— 
gungsrecht, oft felbft anf die Fürfprache der Ge— 
. fehwornen ; doch kann es nie angewandt werben, uns 
eine angebrachte Klage aufzuheben. | 

Die Polizei wird in den einzelnen Orten, be: 
fonders auf dem Lande, Durch Die Friedensrichter, in 
den Städten durch den Mayor, und in den Graf—⸗ 
‚ Ihaften durch den Sheriff, mir Zuziehung der Con⸗ 
ftablen, verwaltet; doch beftehen für befondere Poli— 
zeigegenftände auch beſondere Einrichtungen. 

Bis auf wenige Handelszweige, welche durch 
Parlamentsacten gewiſſen Sefelffhaften ausſchließend 
uͤberlaſſen worden ſind, iſt der Handel allen brit— 
tiſchen Staatsbuͤrgern, auf dem Lande und in den 
Städten, frei gegeben, . Die Stüßpuncte defjelben 


*) Vergl. de Lolme, ©. 159 ff. 
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Sind: die Navigationsacte, nad, welcher Fein 
fremdes Schiff Erzeugniffe und Manufacturgegen= 
ftände andrer Staaten nach England bringen, und 
von da Küdfracht nehmen darf; und das Gefes, 
nach welchem jeder Fremde, der nicht in England 
naturalifire ift, das Doppelte aller für ven Einge— 
bohrnen feftgefeßten Handelsabgaben entrichten muß. 
In Hinficht des Finanzwefens hat zwar dad 
Unterhaus des Parlaments das Steuerbewilligungss 
recht, und alfo das Necht, die Nothwendigkeit der 
von den „Miniftern verlangten Summen. und das 
Budget zu prüfen, die fehon_ beftehenden Steuern 
von neuem zu bewilligen, oder zu erhöhen, oder neue 
Abgaben zu ftiften, fo wie das Recht der Aufficht 
über die bewilligten Summen und über alle Staats= 
rehnungen (mit alleiniger Ausnahme der Civiltifte), 
welche ihm (feit 1689) durch den Lordkanzler vorges 
legt werden müffen; das Parlament führe aber wicht 
felbft die Kaffenverwaltung. Es werden vielmehr 
die von beiden Häufern bewilligten Steuern durch die 
angeftellten Sinanzbeamten erhoben, und von diefen 
an die Eonigliche Schatzkammer eingefandt, welche, 
unter dem Vorſitze des Lordkanzlers, von‘ Commiſſa— 
rien verwaltet, und aus welcher jede einzelne Zahlung 
geleiftet wird, | | 
In Beziehung auf die bewaffnete Macht 
betrachten e8 die Britten als’ eine Hauptftüße ihrer 
öffentlichen Freiheit, daß der König, ohne Zuftim- 
mung des Parlaments, außer zwei feibcompagnieen, 
in riedengzeiten Fein ftebendes Heer balten 
darf, Deshalb wird ihm auch nur jedesmal auf ein 
Jahr, durch die mutiny bill, das Halten und die 
DBefoldung einer ftehenden Heeresmaſſe zugeftanden ; 
denn ohne die jedesmalige jährliche Erneuerung dieſer 
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Bill wuͤrden die geworbenen Truppen factifch ihres 
Dienftes entlaffen fenn *). In Großbritannien beruht 
nämlich die Vertheidigung des Landes und die Auf- 
rechthaltung der Ordnung und Sicherheit im Innern 
auf der Landmiliz, welche (feit 1757) fo geftaltee 
if, daß in jeder Graffchaft eine beftimmte Anzahl 
Einwohner auf fünf Jahre zum Dienfte durchs Loos 
erwählt, zu gewiſſen Zeiten: in den Waffen geübt, 
und von dem Lorblieutenant der Grafſchaft, welchen 
der König ernennt, befehligt wird. - Diefe Land» 
miliz wird aber in der Regel nur innerhalb ihrer 
Grafſchaft, und blos bei einem. entftandenen Auf— 
ruhre im ganzen Konigreiche, nie aber außerhalb des 
Meiches gebraucht; auch wird fie blos, wenn fie: 
wirklich im Dienfte ift, befolder und nach den Kriegs— 
gefeßen behanbelt, | | 
| Zur Würdigung der brittifchen Verfaſſung ges 
hören folgende Schriften : 
Montesquie u, espritdesloix, L. XI. Chap.6. 
de la constilution d’Augleterre. | 
(Ramsay,) an essay on the constitution of 
England. Ed.2. London, 1766. 8. — Teutfd; 
Verfuch über die Conjtitution von England. Aus dem, 
Engl. des Herru Namfay überfegt. Frankf. und Leipz. 
1767: 8 | 
J. L. de Lolme, the constitution ofEngland; 
or. an account of the english Government; in 
which it is compared both with the’ republican 
form of Government, and the other monarchies 
in Europa. A new edition, with supplemental 
noles, and a preface biographical and eritical. 
Lond. 1816. 8 — (Diefes Wert eines Genfer 
Mechtsgelehrten erfchien zuerft 1771 in franzöfifcher 
Sprache; dann feit 1775 in mehrern Auflagen in 





*) de esime, S. 83 ff. 
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engliſcher Sprache, und fand in Großbritannien eine 
hoͤchſt guͤnſtige Aufnahme, ſelbſt vom Lord Cheſterfield, 
Camden, Chatam ꝛꝛc.). — Teutſch: Die Staats— 
verfaſſung von England, von J. L. de Lolme. Aus 
dem Engl. mit einigen Anmerkungen begleitet. Leipzig, 
1776. 8. und, nady der neueſten englifchen Ausgabe 
vom 5. 1816, in einer zweiten teutfchen Webers 
feßung,, unter dem Titel: Die Verfaffung von England, 
dargeftellt, und mit der republifanifhen Form und mit 
andern europäifchen Monarchieen verglichen, von J. L. 
de: Lolme. Mit Vorrede von F. C. Dahlmann. 
Altona, 1819. 8.  . 

Heine. Chiiph. Albrecht, Unterfuchungen über die 
—— Staatsverfaſſung. 2 Theile, Luͤbeck und Leipz. 
1794. 8. 

v. Martens, Abriß des Staatsrechts der vors 
nehmſten europäifhen Staaten. Ir Thl. Afte Abtheil. 

S. 138 ff.; — momit, in Hinſicht der großbritannis 
ſchen Reichsgrundgefege, deffelben Sammlung der 
wichtigften Reichsgrundgeſetze, ‚Ih. 1, S. 707 ff. zu 
vergleichen iſt. » 

Theod. Schmalz, Staatsverfaffung Großbritanniens. 
Halle, 1806. 8, | ' 

—2 * v. Vincke, Darſtellung der innern Ders 
waltung Großbritanniens. Herausgegeben von B. G. 
Niebuhr. Berl. 1816. 8. 

J. Millar, hiſtoriſche Entwickelung der engliſchen 
Staatsverfaſſung. Aus dem Engliſchen (von K. Ernſt 
Schmid). 3 Theile. Jena, 1819 f. 8. 

Ueber die Verfaffung von England, und die haupts 
fächlichften Veränderungen, welche fie, dem Wefen und 
der Form nah, feit ihrem Urſprunge bis auf unfre 
Tage erlitten hat. Mit einigen Bemerkungen über die 
alte Verfaffung von Frankreich. Aus dem Franz. von 
A. Grafen von Voß. Berl. 1821.85 ° 

Befhorner, Grundzüge eines Gemeinwefens; Ber 
leuchtung der englifchen Staatsverfaffung, und allge 
meine Bemerkungen über England und die Engländer, 
1r Band in 2 Theilen. In Bd8, erfter Theil. Leipz. 
1821. 8. (Falk fagt darüber in der Vorrede zu 
Th. 1 von der Ueberfegung des Blackſtone's Handb. 
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des engl. Nachts, &.-Vr „Das Bud. fcheint nur in 
der Abſicht gefchrieben zu feyn, damit, wenn die Heilige 
fprehung Englands verſucht werden follte, der advoca- 
tus diaboli nicht fehlen möge. “) 

Sohn Ruſſel, Geſchichte der englifchen Regierung 
und Verfaffung von Heinrichs 7 Regierung an bis 
auf die neuefte Zeit. Aus dem Engl. nach der en n 
bedeutend — Ausgabe uͤberſetzt von D. P. L. 
Kritz. Leipz. 1825. 8. 

v. Staels Holftein, über die Berfaffung, 
Verwaltung und den politifchen Gemeingeift Englands, 
Aus dem Franz. von D. K. Herm. Scheidler. Sena, 
1825. 8. 

Seo. Philipps, englifhe Reiche: und. Hechtöger 
fhichte feit der Ankunft der Normannen im 5. 1066 
nach Ehrifti Geburt. Th. 1. Berlin, 1827, 8, 

Geo. Tuftance, gedrängte Darftellung der engliſchen 
Staatsverfafung. Aus dem Engl. nach der dritten Aus; 
Habe in das Teutſche uͤberſetzt. Braunſchw. 1827, 8. 

Außerdem; Buchholz, über die englifche Vers 
faffung, im Journale Teutſchland, 1819. July. 

— Europ. Annalen, 1815, Th. 1. ©. 391. — 

Hermes, ©t. XII. S. 17 ff. — Murhards 

polit. Annalen, Sr Band, 48 Heft. — Oppoſitions⸗ 

blatt, 1818, N.40. ©. 316. —  befonders aber 

die beiden bereits (in der Staatsfunft, Th. 1, 

S. 412) angeführten Werke von Bentham (Tactif, 

oder Theorie des Gefchäftsganges in deliberirenden 

Holksftändeverfammlungen. Erlangen, 1817. 8.) und 

Sefferfon — des Parlamentarrechts. Berl. 

1819, 8) 


— 


30. 
2) Nordamerikantfcer Bundesſt aat. 
a) Geſchichtliche Einleitung in die Entſtehung und 
Fortbildung der nordamerikanif hen Verfaſſung. 


| Bald nach Coloms Landung auf den Antillen im 
Jahre 1492 wurden die Küftenländer Nordamerika's, 
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namentlich Newfoundland von Britten, Flo— 
rida von Spaniern, und Canada von Franzoſen 
entdeckt; allein erſt ſeit der Regierung der Koͤnigin 
Eliſabeth von England ward, als Kolonie, Vir— 
ginien, und unter ihrem Nachfolger Jacob 1 
Pennſylvanien von Britten, fo wie- (1608) 
Duebe von Franzofen begründet. Selbſt Nies 
derländer fiedelten fich (1615) an der Mündung 
des Hudfonsfluffes an. Sie vertrieben in der Folge 
die Schweden (1655) von da, die mit derfelben 
Abfihe der Anfievelung an den nordamerifanifchen 
Küften erfchienen, wurden aber bald darauf (1664) - 
felbft aus Neubelgien von den Dritten verdrängt, 
welche dieſe Kolonieen (Fort Amfterdam und Fort 
Dmnge) in die Provinzen New-York und New: 
Serfey umwandelten. Ä 

Wenn alfo auch die Bervohner der norbameri: 
Fanifchen Kolonieen aus mehrern europäifchen Voͤl— 
fern zufammenfchmolzen; fo behaupteten doch bald Die 
Britten Das politifche Uebergewicht in jenen Gegen 
den, Beſonders fehmälerte der Friede zu Utrecht 
vom Jahre 1713 durch die Abtretung Akadiens 
(Neuſchottlands), noch mehr aber der Friede zu 
Berfailles vom Jahre 1763 die franzofifchen und 
fpanifchen Befisungen in Nordamerika, feit Canada, 
Cap Breton und Florida an Eugland uͤberlaſſen 
worden waren, | 

Obgleich alle diefe Kolonieen ſeit der Zeit ihrer 
Begründung im Ganzen bedeutende Freiheiten” und 
Vorrechte Durch fogenannte Charten genoffen, 
deren fie auch zu ihrem Aufbluͤhen bedurften; fo hat: 
ten doch durch Eonigliche Freiheitsbriefe (von 
Karl?) Rhode-Island (1663) und Connecti— 
cut (1674) unter allen brirtifchen Kolonieen die groß: 

St. W. 2te Aufl, IV. 12 
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ten Vorrechte, weshalb auch beide, nach der errunges 
nen Celbftftändigkeit im Jahre 1783, auf diefe Freis 
beitsbriefe ihre neue Staatsverfaffung gründeten, 
Uebrigens ward der Drud der brittifchen Navigas 
tionsacte in Nordamerika fo lange weniger gefühlt, 
als die eigenen Erzeugniſſe der Kolonieen noch nicht 
fo bedeutend fich vermehrten, daß fie in Großbritane 
nien allein nicht mehr abgefegt werden konnten, über- 
baupt fo lange die mildern Orundfäße von Seiten Der 
brietifchen Regierung beibehalten wurden, welche der 
in einem Handelsſtaate erzogene und gebildere Wil: 
beim 3 (1689) in Hinficht der Kolonieen auf den 
briteifchen Thron mitgebracht hatte. 

As aber Großbritannien, nach dem Verſailler 
Frieden, feit 1765, um die altbrittiſchen und Die neu= 
erworbenen Kolonieen befjer für das Mutterland zu 
benutzen, ein höheres Beſteuerungsſyſtem in denfelben 

verfuchte; da regte fich der Geiſt der Unzufriedenheit 

in den Kolonieen, der, bei der wechfelnden Politik der 
brittifchen Minifter in Hinficht der Kolonieen, und 
bei der Befchränfung ihres Handels mit dent Aus— 
lande, immer höher gefteigett, und felbft von der Oppo⸗ 
ſition im brittifchen Parlamente gebilligt ward. 

Die mehrjährigen Zwifte der Kolonieen mit dem 
Mutterlande gingen im Jahre 1774 in Thätlichkeiten 
über, und bewirften, daß (4. Jul. 1776) dreizehn 
Provinzen — NRewhampf hire, Maſſachuſetts, 

"Rhode = Island, Connecticut, New - Mork, New 
Jerſey, Pennſylvanien, Delaware, Maryland, Birs 
ginien, Georgien, Nordcarolina und Südcarolina — 
für. unabhängig fich erflärten. Auch gaben dieſe 
Provinzen fich allmählig, auf die Unterlagen ihrer bis— 
herigen Berfaffungs= und Verwaltungsformen, bes 
fondere Berfaffungen, 
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Der kraͤftige Geiſt der nach republikaniſcher 
Selbſtſtaͤndigkeit ſtrebenden Kolonieen; die beſonnene 
und umſichtige Leitung ihres Kampfes durch den gto⸗ 
ßen Washington; die Unterſtuͤtzung, welche fie 
yon Frankreich und Spanien — aus verjährter Eifer- 
fucht auf Großbritannien — erhielten, nachdem beide 
Mächte (ohne Ahnung der Folgen diefes Schrittes für 
ihre eigenen amerifanifchen Kolonieen) bereits im J. 
1778 die Unabhängigkeit der vereinigten Staaten an= 
erkannt hatten; die fehler der brittiſchen, nach Ame= 
tifa geſandten, Generale, fo wie die politifchen Mip- 
griffe der brittifchen Minifter während bes fiebenjähri= 
gen Kampfes, bewirkten (1783) im Frieden zu Paris 
die Anerkennung ver Unabhängigkeit der 
13 vereinigten Provinzen von Seiten 
Örogbritanniens, 


E 31. 
Fortſetzung. 


Nach dieſer errungenen Selbſtſtaͤndigkeit be— 
durfte der nordamerikaniſche Bundesſtaat einer 
gemeinſamen Verfaſſung, weil der Congreß 
bis dahin nur der Mittelpunct fuͤr die diplomatiſchen 
Verhaͤltniſſe mit dem Auslande geweſen, die politi— 
ſche Einheit des geſammten Bundesſtaates aber noch 
nicht geſtaltet, ſondern blos von jedem einzelnen 
Staate ſeine innere Form verfaſſungsmaͤßig begruͤn⸗ 
det und ausgepraͤgt worden war. — 

Verſchieden von dieſen beſondern Verfaſ— 
ſungsurkunden der einzelnen Staaten, erſchien daher 
am 17. Sept. 1787 die allgemeine Verfaſſung 
der nordamerikaniſchen Staaten, durch welche die 
einzelnen Staaten ihrer Souverainetaͤt in allen 

12 
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den Fällen .entfagten, welche die äußern politi= 
ſchen Verhältniffe betrafen, und diefelbe auch in meh: 
rern wichtigen Gegenftänden der innern Regierung 
befchränften, indem fie die Leitung des Ganzen einer 
Unionsregierung in zweien Kammern, mit 


einem, auf vier Jahre gewählten und mit der voll: - 
/ y 


ziehenden Gewalt bekleideten, Praͤſidenten uͤber— 
trugen. 


Viel war in dieſer allgemeinen Verfaſſung des 


neuen Bundesſtaates der brittiſchen Verfaſſung nachge— 
bildet, beſonders in Beziehung auf die Theilung der 
geſetzgebenden, vollziehenden und richterlichen Ge— 
walt; allein Mehreres geſtaltete ſich auch auf ameri— 


kaniſchem Boden unter oͤrtlichen und zeitgemaͤßen 


neuen Formen. Vieles mußte, wegen des repu— 
blikaniſchen und wegen des foͤderativen Cha— 


rakters der vereinigten Staaten, ein ganz anderes Ge- 


praͤge erhalten, als auf den brittiſchen Inſeln. Nicht 
richtig wird der politiſche Charakter der Bundesver— 
faſſung als demokratiſch bezeichnet; er iſt viel— 
mehr repraͤſentativ. Dies gilt eben ſo von der 
Foͤderalregierung des Ganzen, wie von den Special— 
regierungen der einzelnen Provinzen, weil die fous 
veraine Gewalt zwar dem Volke beigelegt, niche 
aber durch daſſelbe unmittelbar, fondern Durch 


Uebertragung- ausgehbt wird, Als. nachtheilig, 
ward e8 in neuerer Zeit betrachtet, daß theils die 


zweite Kammer des Congreſſes zu drei Viertheilen 
aus Advocaten beftand, theils auch in der Geſetzge— 


bungsbehörde der einzelnen Staaten ‚meiftens Advoca- 


ten ſitzen. — 
Entſchieden war es von großem Einfluſſe auf die 


Befeſtigung des neuen politiſchen Charakters des nord— 
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amerifanifhen Bundesftaates,- Daß der Begründer, 
Dertheidiger und Retter vdiefes Freiftaates, Was 
bington, zwölf Sabre hindurch nach erfämpfter 
Unabhängigkeit und Eelbftftändigkeit, als dreimal 
auf vier Jahre gewählter Prafident an der Spiße def: 
felben ftand, bis er im hoͤhern Alter (1797) ins Pri⸗ 
vatleben ſich zuruͤckzog, und mit der Achtung zweier 
Erdtheile (1799) ſtarb. 

Da übrigens in der Geſammtverfaſſung des 
Bundesftaates Feine beftimmte Zahl ver einzel: 
nen, zu ihm ‚gehörenden, Staaten feftgefeßt worden 
ift; fo hat der Kongreß das Necht, diejenigen einzel= 
nen Öebiete als felbftftändige Staaten in die Mitte 
der bereits‘ beftehenden aufzunehmen, welche die des— 
halb feftgefeßte Bevölkerungszahl erreicht haben. Es. 
giebt nämlich drei Abftufungen, nach welchen vie fo= 
genannten Territoria allmäblig zur Selbftftändig- 
Eeit eines befondern Staates in der Union gelangen, 
Der erfte Schritt dazu iſt die Errichtung einer 
Landregierung (territorial government); ver 
zweite, fobald dem vom Congreſſe ernannten Gou— 
verneur des Gebietes eine Bolfsverfammlung 
zur Seite tritt. Bis dies gefchieht, hat der Statt: 
halter, nebft den Richtern des oberſten Gerichtshofes, 
die gefeßgebende Mache; dann aber geht dieſe 
auf die Volksverſammlung über, welche, wenn der wer- 
dende Staat bis auf 5000 weiße freie Männer ange⸗ 
wachſen ift, hochftens aus neun gewählten Repraͤſen— 
tanten beftehen kann. Derdritte Schritt ift erft moͤg— 
lich, wenn die Zahl der freien Männer, ber 25 Jahre 
alt, bis auf 60,000 geftiegen ift. Diefe Bevölke— 
rungszahl berechtigt theils zur Aufnahme in die Union 
ale befonderer Staat; theils ſich, als folchem, 
eine eigene Berfaffung zu geben, und in ber 
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. Mitte des Staates eine felbftftändige Regierung defs 
felben. (state government) zu bilden. 

Unter viefen Bedingungen find bereits feit 1783 
zwölf neue Staaten in den allgemeinen Bund aufges: 
nommen worden: Vermont, Tenneffee, Ken⸗— 
tucky, Ohio, kouifiana, Andiana, M iffis 
fippi, Iklin bis, Maine, Alabama, Mifs 
fouri und Michigan. Außerdem beftehen noch 
fünf Zerritoria: das Nor dweſt-Gebiet, Ars 
kanſas, Miffouri, Dregan und Florida, 
welche, bei hoher fteigender Bevölkerung, das Necht 
‚der Selbftftändigkeit ebenfalls geltend machen wers 
den. Der Diftrict Columbia, mit, der Congreße. 
ſtadt Washington, getheilt in zwei Grafſchaften, ges 
hört zu Eeinem einzelnen Staate, fteht aber unter 
dem befondern Schuße der Union. — Kein Staat 
der neuern Zeit hat verhältnjßmäßig fo fchnell feine 
Sefammtbevölferung fteigen fehen, wie der nordames 
rianifche Bundesftaat, welche im Sabre 17 1783 etwas 
über 2 Millionen Menfchen betrug, und jeßt, mit 
Einſchluß von ungefähr 400,000 Indianern, auf 
mehr als 10 Millionen Einwohner angewachfen ift. 
Diefe wichtige politifhe Erfeheinung wird erflärbar, 
theils aus der großen Fruchtbarkeit des früher noch 
wenig angebauten Bodens; theils aus der Einwan⸗ 

derung vieler faufend Europder; theils aus dem feit 
den Zeiten des franzofifchen Nevolutiongfrieges be— 
deutend erweiterten auswärtigen Handel; theils aus 
der zwedmäßigen Geftaltung der Verfaffungs- und 
Derwaltungsformen der einzelnen Staaten, fo wie: 
des gefammten Bundesftaates: theils aus der 
glüdlichen Wahl ausgezeichneter, umfichtiger, uns 
eigennuͤtziger und Eräftiger Männer * Wuͤrde des 
Praͤfidenten. | 
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39, 


Verhaͤltniß ber Verfaffungen der einzel 
nen Staaten zu der Öefammtverfaffung 
des Bundes. 


Jeder einzelne Staat hat feine befondere gefeß- 
gebende, vollziehende und richterliche Gewalt, wovon 
Die beiden erften in einzelnen Staaten nad) ver ſchi e⸗ 
denen Anſichten und Grundſaͤtzen geſtaltet worden 
ſind. Jeder Staat’ ordnete feine innere Regierung 
und Polizei nach örtlichen Verhaͤltniſſen, wozu von 
den Kepräfentanten die noͤthigen Steuern bewilliget 
werden, die aber nur auf eine Weife erhoben werden 
dürfen, wodurch Fein andrer Staat indirect mitbes 
ftenert wird. Deshalb darf fein Staat, ohne Zu: 
ftimmung des Congreffes, die Aus = and Einfuhr mit 
Abgaben und Zöllen belegen. Er darf Fein Geld 
münzen, Fein Papiergeld ausgeben, Feine befondern 
Unterhandlungen mit andern Staaten eingehen u. f. w. 
Die allgemeine Befchagung aller Staaten geht vom 
Congreſſe aus, welcher gleichfalls über Handel, Münze, 
Maaße, Gewicht, über Einwanderung und Einbür: 
gerung der Ausländer allgemeine Beftimmungen er: 
läßt. Zwar befißt jeder einzelne Staat die höchfte 
Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und Straffachen ; allein 
Die richterliche Gewalt der Unionsregierung entfcheidet 
nicht nur über die Streitigkeiten der einzelnen Staa— 
ten, fondern auch der Bürger verfchiedener Staaten, 
über alle Adiniralitäts- und Seehändel, und über alle 
Dergehungen gegen bie vereinigten Staaten. Ein jeder 
‚einzelner Staat ift daher ein abhängiger Theil 
des Bundesftaates, welcher laber eine befondere ge— 
ſetzgebende, vollziehende und richterliche Gewalt beſitzt, 
die zuſammen nur ſo viel Macht in ſich vereiniget, als 


154... Pofitives Staatsrecht. » 


‚erfordert wird, die Ordnung, Sicherheit, Ruhe und 
Wohlfahrt des einzelnen Staates zu erhalten und zu 
befördern, ohne. dadurch die Rechte des gefammten 
Bundes zu beeinträchtigen *). 


*) Die Verfaffungen der erſten 13, und der beiden zunaͤchſt 
. darauf in den Bund aufgenommenen Staaten (Vers 
mont und Kentudy) ſtehen im vierten Theile 
der Ueberfeßung von Dav. Ramſay's Gefchichte der 
amerifanifchen Revolution nad) den Acten des Congreſſes 

der vereinigten Staaten, von G. 8. F. Seidel (Berl. 
1795. 8.), melder Theil auch den befondern Titel 
führt: Die Staatsverfaffung der vereinigs 
ten Staaten von Nordamerika. — Vergl. 
Recueil des lois constitutives des colonies angloi- 
ses, confederces sous la denomination d’etats- 
unis de l’Amerique septentrionale. à Plhilad; 
1778. 8 — The constitutions of the several 
independent states of America, by William 
Jackson Lond. 1783. 8. — The coustitutions 

of the several united states, with the Federal 
Constitution, by Mathew Carey. Philadel- 
phia, 1792. — Constitutions des treize &lats- 
unis de l’Amerique. 2 Voll. Paris, 1792. 8 — 
The constitutions of the united states of Ame- 
rica. Philadelphia; 1818. (ein Werk, das, wie das 
folgende, im. europäifchen Buchhandel nicht aufzutreiben 
war.) — Laws of the united states of America 
from the 4 of March 1789 to tlıe 4 March 1815, 
arranged and published under the authority of 
an Act of Congress. 6 Voll. Philad. 1818 — 22. 
8. — Die Verfaffungen von 22 Staaten ftehen im 
‘Öten und Gten Theile der Sammlung von Dufau, - 
Duvergier et Guadet. — Die Zeiten der 
Einführung bdiefer Verfaffungen und die Angabe der 
Duellenfammlungen, wo fie ftehen, vergleiche 
man $. 19. in der chronologifdyen Ueberſicht. — Rob, 
Mohl, das Bundesitaatsrecdyt der vereinigten Staaten 
von Nordamerika. Ih. 4. (Verfaſſungsrecht.) Stuttg. 
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Die Verfaffungen der meiften einzelnen Staa: 
sen nähern ficy in den Hauptbeftimmungen einans 
der, befonders in Hinficht der Theilung der gefeß- 
gebenden , vollziehenden und richterlichen Gewalt, fo 
wie in der Lebertragung der geſetzgebenden Gewalt 
an den Senat und an das Haus der Nepräfentanten, 
und in der Uebertragung der vollziehenden Gewalt an 
einen frei gewählten Öouverneur; Dagegen finden fich 
viele Abweichnngen in einzelnen Beftimmungen 
(3. B. über die Dauer der Aemter; über die Summe ' 
des Vermögens, um wahlfähig zu fenn; uͤber die 
Form der Wahl; über die Zahl der Senatoren und 
Kepräfentanten u.f.w.). Einige derfelben haben Vie: 
les aus der britischen Verfaffung und aus den frühern 
Einrichtungen beibehalten , bevor fie zur Union zu: 
fanmentraten; einige fpäter entftandene Staaten ha= 
ben dagegen ihre Verfaſſuug vollig neu geftalter, doch 
mit Rücdficht auf die Gefammtverfaffung des Bun 
desftaates, und mit Nachahmung der befondern Ver: 
faſſung vieſes oder jenes Bundesſtaates. So z. B. 
naͤhert ſich die Verfaſſung von New-Hampfhire 
der von Maſſachuſetts, die von Tenneſſee der 
von Kentucky, und die von Louiſiana gleicht im 
Weſentlichen der von Tenneſſee und Ohio. Nur 
die beiden Staaten Connecticut und Rhodeis— 
land gaben ſich keine neuen beſondern Verfaſſungen, 
ſondern behielten die in den koͤniglichen Freibriefen (fuͤr 
Connecticut vom J. 1674, für Rhodeisland 
vom Jahre 1663) bei, nach welchen bereits die geſetz⸗ 
gebende, vollziehende und richterliche Gewalt den ‘Pros 


u. Tuͤb. 1824, 8, Auch vergleihe man meine „Staa: 
tenſyſteme Europa’s und Amerika's feit 
dem Jahre 1783. Th. 1. ©. 482 fi, 


t 
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vinzen felbft überlajfen worden war, — was nad) ber 
Geftaltung des Bundesftaates:nur weniger. Verändes 
rungen bedurfte. 

Unter den einzelnen Verfaſſungen ift Die von 
Maffahuferts, an welcher der ehemalige Präfis 
dent Adams befondern Antheil hatte, eine der voll- 
ftändigften und ausgebilvetften. An der Spiße des 
Staates ſtehet ein Gouverneur mit dem Titel 
Ercellenz, und ein Unter-Gouverneur mit dem 
Titel: his honour. Ihnen zur Geite ftehen neun 
Käthe, aus den Senatoren gewählt durch vereinigtes 
Ballotement der Senatoren und Kepräfentanten. Die 
gefeßgebende Gewalt beruht auf einem Senate von 
40. Mitgliedern, die jährlich in den Diftricten ges . 
wählt werden, und auf dem Haufe der Repraͤſentan⸗ 
ten, deren jährlihe Wahl nach den Ortsbezirfen fo 
beftimme ift, daß jede Ortſchaft einen Nepräfentauten 
wählen kann, in welcher wenigftens 150 fteuerbare 
Köpfe fich befinden. Die Wähler der Senatoren und 
Kepräfentanten müffen aber ein freies Eigenthum von 
3 Pfund Sterling Einkünften, oder von 60 Pfd. 

Sterl. Werth befigen. 

| Im Staate Birginien übr ein jährlich ers 
wählter Gouverneur die vollziehbende Gewalt. . 
hm zur Seite fteht ein Kath) von acht Perfonen. 
Die gefesgebende Gewalt ruht auf einem Senate 
von 24 Mitgliedern ‚- welche aller vier Jahre erwählt 
werben, und einem Haufe der Kepräfentanten, in 
welchem von jeder ver 90 Grafichaften Des Staates 
zwei Stellvertreter erfcheinen , welche jährlich von allen 
Bürgern gewählt werben, die wenigftens 25 Morgen 
sand mit. Haus und Hof, oder ein Haus in einer 
Stadt befißen, | 

Dagegen beruht in dem Gtaate Vermont, 
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beffen jegige Verfaffung im Jahre 1793 entſtand, Die 


gefesgebende Macht, ohne Senat, blos auf 
Einer Kepräfentantenverfammlung, deren 
Mirgliever jährlich von, allen freien männlichen Ein= 
wohnern, welche 21 Jahr alt find, gewählt werben. 
Die vollziehende Gewalt leiter ein Gouverneur, 
ein Untergeuverneur und. ein Kath von 12 Mitalies 
dern. Dabei hat die Verfaffung Bermonts noch 
zwei Eigenehimlichfeiten: 1). daß feine im Lande ge= 
bohrne oder eingeführte männliche Perfon länger als 
bis zum erreichten 21ften Jahre, und feine weibliche 
Perfon nach dem 18ten Jahre in Sklaverei oder Leib⸗ 
eigenfchaft , gehalten werden darf; und 2) daß aller 
fieben Jahre ein Kath von 13 Cenſoren gewählt 
wird, welche unterfuchen muͤſſen, ob die Verfaffung 
unverleßt geblieben ift; ob die Abgaben bezahlt und 
die öffentlihen Gelder zweckmaͤßig verwaltet worden 
find ; ob die Staatsbeamten ihre Pflicht erfüllt Haben, 
and die Gefeße gehörig in Ausuͤbung gebracht werben, 
Diefe Cenforen find ermächtigt, nach ihrem Ermeffen 
eine Verfammlung nach zwei Jahren zufammen zu 
berufen, um die Verfaſſung durchzuſehen und zu ver⸗ 
beſſern. Ihre eigene Gewalt beſteht aber mie Ein 


Kahr. 

Men Staat Pennſylvanien gab fh im 
Jahre 1776 eine Verfaſſung, nach welcher, wie .in 
der von Vermont, die gefeßgebende Gewalt nur auf 
Einer Kammer beruhte; allein bei der neuen Geftal- 


fung diefer Berfaffung im Jahre 1790 ward .die geſetz⸗ 


gebende Gewalt zweien Kammern, einem Senate 
und einer Kammer der Nepräfentanten, zugetheilt, deren 
Mitglieder durch jährliche Wahl erneuert werden, — 


> 


Auf ähnliche Weife, nur mit einzelnen Abweichungen 


in Hinficht der Wahlform und der Dauer ihres amt« 


# 
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lichen Berufs, beruht die geſetzgebende Gewalt auf 
zwei Kammern: in New- Hampfbire, Con: 
necticnt, Rhodeisland, New: Vor, New: 
Jerſey, Maryland, Delaware, Georgien, 

‚NRorde und Oüd=- Karolina, Kentudy, 
Zenneffee, „Ohio, Louiſiana, Indiana, 
Miffifippi, Illinois, Maine, Alabama 
und Miffouri. 

Sm Oegenfage der DBerfaffungen der: einzelnen 
Staaten, beruht die Schwerkraft.des ganzen Bundes» 
ftaates auf der Unionsregierung, welche aus 
einem gefeßgebenden Congreſſe, aus einem Prä- 
fidenten mit der ihm. übertragenen vollziehenden 
Gewalt, und aus einer, von beiden Sewalten ange: _ 
ordneten, richterlichen Macht befteher. Zwar 
wird ver Kongreß aus zwei Kammern gebildet: dem 
Senate (mit zwei Mitgliedern aus jedem befon- 
dern Staate), und ber Kepräfentantenfam- 
mer; allein diefe Einrichtung ift weniger eine Nach- 
bildung des brittifchen Parlaments, als eine north» 
wendige Bedingung jeder republifani- 
- fen Staatsform. Denn der Senat (die 
erfte Kanımer) leitete mit dem Präfidenten 
gemeinfchaftlih Die vollziehende Gewalt, 
Es bedarf nämlich der vepehfentufioe Freiſtaat eben 
fo, wie die repraͤſentative Monarchie, einer kraͤftigen 
vollziehenden Macht. Weil aber der nordamerikani⸗ 
ſche Bundesſtaat keinen erblichen Praͤſidenten hat; 
ſo koͤnnte derſelbe ſeine Macht, ohne verfaſſungsmaͤßige 
Controlle, leicht bald aus Ehrbegierde, bald aus Lei— 
denſchaftlichkeit nach den ihr gezogenen Grenzen uͤber⸗ 
ſchreiten. Deshalb ift in der Verfaffung beftimmt, 
daß der Präfident eine große Zahl der Gefchäfte ver 
vollziehenden Macht nur mit Zuftimmung der 
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Mehrheit im Senate ausuͤben kann. Der ameri⸗ 
kaniſche Senat repraͤſentirt daher nur inſoweit das 
Volk, als er den Praͤſidenten controllirt, und 
mit demfelben die vollziehende Gewalt bilver. 
Nach diefer ihm eigenthümlichen Beftinimung hat der 
Senat des nordamerikanifchen Bunbesftaates durch— 
aus feine Aehnlichkeit mit den in Europa beftehenvden 
erften Kammern, Oberhäufern, Reichsräthen und 
Herrenbänfen. | 


33. 


b) Politifcher Charakter der allgemeinen 
Derfaffung des nordamerifanifchen Bun— 
desſtaates. * 


Es gehoͤrt zu den befremdenden politiſchen Er⸗ 
ſcheinungen, daß, bald nach der von Europa (1783) 
anerkannten Selbſtſtaͤndigkeit und Unabhaͤngigkeit des 
neuen transatlantiſchen Freiſtaates, die Gaͤhrungen 
und Reibungen in ſeinem Innern ſelbſt dem jungen 
Staate die Aufloͤſung drohten. Denn jeder einzelne 
Staat glaubte, bei der waͤhrend des ſiebenjaͤhrigen 
Kampfes ſich gegebenen Verfaſſung, ſelbſtſtaͤndig be⸗ 
ſtehen zu koͤnnen, ohne daß es einer allgemeinen 
Regierung des gefammten Bundesſtaates bedürfe, wie 
fie, in. der Zeit des Krieges, von dem aus Einer 
Kammer beftehenden Congreſſe geführt worben war. 

Endlich bewirften, bei der immer höher fteigenden 
Unerdnung, Swietracht und bei der ungedeckten Schule: 
denlaft, mehrere Männer der amerifanifchen Freiheit: 
— Maddiſon, Franklin, King, Hamilton 
u.a. —, daß am 25. Mai 1787 zu Philadelphia, 
unter Washingtons Prafidvium, ein Convent zus; 
farımen trat, an welchem 12 Staaten (Anfangs mit 
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Weigerung Rhodeislands) Theil nahmen. Dieſe 
Verſammlung vereinigte ſich uͤber eine Verfaſſung, 
welche am 17. Sept. 1787 den vereinigten Staaten 
vorgelegt, allein Anfangs nur von neun Staaten an= 
genommen ward. Diefe Verfaſſung löfete die ſchwie— 
ige Aufgabe, daß, unbefchadet der befonvdern Ver: 
faffung der einzelnen Staaten, eine gemeinfame 
Geſetzgebung, und eine gemeinfame volles 
ziehbende und richterliche Gewalt für den 
ganzen Bundesftaat gelten follte. Dadurch 
ward der Congreß, gebildet aus den Abgeordneten 
aller "Staaten, der Mittelpunct des innern und 
äußern Staatslebens, indem er eben fo uͤber 
‚die höchften Angelegenheiten des Bundesftaates im 
Innern entfchied, wie er dem Ganzen eine polie 
tiſche Stellung nach außen gab, daß es dem 
Auslande nun möglich ward, mit einem feften ames 
rikaniſchen Staatsforper zu unterhandeln. Zugleich 
ward der Congreß, der bis dahin nur aus Einer 
Kammer beftanden hatte, durch die Weisheit ber 
amerikanifchen. Gefeßgeber, ‚in zwei Kamnern — 
in die. des Senats und die der Abgeordneten — ges 
theilt, und an die Spige der vollziehenden Ge . 
walt ein auf vier Jahre gewählter Praͤſident geſtellt. 

So zwedmäßig und mit hoher Umficht berechnet 
diefe Verfaſſung war; fo traten doch die einzelnen 
Staaten nur allmählig, und manche nicht ohne hart- 
nädigen Widerfpruch, der Bundesverfaffung bei, welche 
der Kongreß (13. Sept. 1788) für angenommen von 
der Mehrheit der Staaten erflärte, worauf am 4. 
März 1789 der neue Kongreß eröffnet ward und die 
neue Verfaffung ins öffentliche teben trat. Doch er: 
hielt die Berfaffungsurfunde, mit Berüdfichtigung der 
Wünfche und Forderungen der einzelnen Staaten, noch 
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(1789) zehn Zufaßartifel, weiche von dem 
Congreſſe fpäter (1794 und 1800) noch‘ durch zwei 
vermehrt wurden. — Die Bundesverfaffung 
ift, nach ihren Grundbbeftimmungen, ein Vertrag, 
welchen die damals beftehenden 13. felbftftändigen 
‚Staaten, im Namen des Volkes *) ver ver: 
einigten Staaten, abfchloffen und einführten. 


a) Geſetzgebende Gewalt 
(Allgemeine Beftimmungen.) 


Die. gefesgebende Gewalt ift einem Con⸗ 
greffe der vereinigten Staaten anvertraut, der aus 
einem Senate und einem Haufe der Kepräfen- 
tanten befteht.- 

A). Die Mitglieder des Haufes der Kepräs 
fentanten werben aller zwei Jahre von dem Volke 
der verfchiedenen Staaten gewählt. Sie müjjen 25 
Jahre alt, 7 Jahre bereits Bürger der vereinigten 
Staaten, und Einwohner des Staates feyn, in 
welchem fie gewählt werden, Die Zahl der Repraͤ⸗ 
fentanten und die directen Steuern der einzelnen Gtaa= 
ten werden. nach der Bevölkerung verfelben be= 
ftimmt, fo, daß ein Kepräfentant auf 30,000 Eins 
wohner gewählt wird, bis die Zahl der Kepräfentans 
ten auf hundert fteige **). Hierauf foll der Congreß 


*) So heißt es im Eingange: „Um eine vollkommene Union 
zu Schließen; um Gerechtigkeit und innere Ruhe zu bes 
feftigen; für die gemeinfame Vertheidigung zu forgen ; 
bie allgemeine Wohlfahrt zu fördern, und ung, fo wie 
unfern Nachkommen den Segen der Freiheit zu erhalten, 
haben Wir, das Volk der vereinigten Staa 
ten von Amerika, verordnet und eingeführt u. ſ. w.“ 


er) Die folgende Beftimmung ift aus den Zufagartiteln 
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das Verhaͤltniß alfo anordnen, daß nicht weniger als 

hundert Kepräfentanten, und nicht weniger als Einer . 
. auf 40,000 gewählt werde, bis die Zahl der Repraͤ— 
fentanten auf 200 fteigt. Alsdann foll der Kongreß 
das Verhältniß alfo beftimmen, daß nicht weniger 
als 200 Kepräfentanten, und nicht mehr als Ein 
Kepräfentant auf 50,000 Perfonen gewählt werde. 

Das Haus der Reprafentanten wählt feinen 
Sprecher und feine übrigen Beamten. Es ficht 
ihm ausfchließend das ehr der Anklage gegen 
untreue Staatsdiener zu. 

B) Der Senat wird gebilder aus zwei Se— 
natoren von jedem Staate (jebt aus 48 Indie _ 
viduen), welche die gefeßgebende Verfammlung jedes; 
einzelnen Staates quf fechs Jahre wählt, Es wird. 
aller zwei Jahre ein Drittheil des Genats durch Wahl 
ernenert. Jeder Senator muß 30 Jahre alt, I Jahre 
Bürger der vereinigten Ctaaten, und Einwohner 
des Staates fenn, von welchem er gewählt wird. — 
Der Vicepräfident der. vereinigten Staaten ift 
Prafident des Senats, hat aber feine Stimme, außer 
wenn die Stimmen im Genate gleich find. | 
Denm Senate fteht das ausſchließende Recht zu, 
jede Anklage gegen untreue Staatsdiener zu unter 
fuchen. — Keiner kann verurtheilt werden, wenn 
nicht zwei Drittheile der gegenwärtigen Mitglies 
der fir dag Urteil geftimme haben. — 

(Befondere Beftimmungen.) 


Leder einzelne Staat kann Zeit, Ort und Art 
der Wahl der Senatoren und Repräfentanten beftim= 


zur Verfaſſung. — Seit dem J. 1822 wird auf 
40,000 Einw. Ein Repräfentant gewählt, Es giebt 
jegt 212 Repräfentanten. Ä 


— 
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men; doch ſteht dem Congreſſe das Recht zu, Ver— 
fuͤgungen deshalb durch ein Geſetz zu machen und zu 
veraͤndern, mit alleiniger Ausnahme der Beſtimmung 
des Ortes, wo die Senatoren gewaͤhlt werden. 

Wer irgend ein Amt in den vereinig— 
ten Staaten bekleidet, kann, während 
diefer Dienftzeit, in keins der beiden 
Häufer gewählt werden, = | 

Der Congreß foll fich wenigftens einmal in jedem 
Jahre verfanmeln, und zwar am erften Montage im 
December, 

Jedes der beiden Häufer richtet über die Wahl 
und die Eigenfchaften feiner Glieder. — Zur Aus 
ftoßung eines derfelben geboren zwei Drittheile ver 
Stinmen. — le za | | 

Jedes Haus fuͤhrt ein Tagebuch feiner Verhand— 
lungen, und publicirt daſſelbe von Zeit zu Zeit, aus— 
genommen, was nach ſeiner Beurtheilung geheim 
gehalten werden muß. 

Keins der beiden Häuſer darf, ohne Zuſtim— 
mung des andern, ſich während der Sitzung des Con— 
greſſes länger‘ als drei Tage verfagen. , 

Senatoren und Kepräfentanten erhalten Diäten 
aus der Schaßfanmmer der vereinigten Staaten, 

Kein Mitglied beider Häufer kann während der 
Sißungszeit des Congreſſes und während der Hinz 
und Herreife zu und von demfelben — Verraͤtherei, 
Felonie, oder Brechung des Friedens ausgenommen — 
verhaftet, oder je wegen feiner Reden und 
Streitigkeiten in beiden Häufern belangt, 
werben. u 

Ale Abgabenbills gehen von vem Haufe 
der Kepräfentanten aus; der Senat kann aber 

ESt. W. fe Aufl, IV. 15 
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Verbeſſerungen vorſchlagen, und wirkt dabei auf aͤhn⸗ 
liche Weiſe mit, wie bei andern Bills. 

Jede Bill, welche von beiden Häufern angenom= 
men ward, foll dem Präfinenten vorgelegt werden, be= 
vor fie Gefeßesfraft erlangt. Billige er fie; fo foll er 
fie unterfchreiben; wo nicht, fo foll er fie, mit feinen 
Einwendungen, dem Haufe zurüdfchiden, von wel: 
chem fie ausging. Diefes foll die Bill noch einmal 
erwägen. Stimmen , nach diefer zweiten Berathung, 
zwei Drittheile dafür; fo gebt fie, mit den Einwendun— 
gen, an das zweite Haus, um noch einmal erwogen 
zu werden. Wird fie hier von zwei Drittheilen gebilli= 
get; fo erhält fie Geſetzeskraft. Wenn der Präfident 
eine ihm vorgelegte Bill nicht binnen zehn Tagen zu= 
ruͤckſendet; fo erhält fie Geſetzeskraft. 

Die Mitglieder beider Häufer ftimmen Blos Durch 

Sa und Nein; ihre Stimme wird in das Tagebuch 
jedes Haufes eingetragen, 

Der Congreß hat das Recht, Soren, Abgaben, 
Ampoften und Acciſe aufzulegen, Schulven zu bezah: 
len, und für die gemeinfame Vertheidigung und Wohl: 
fahrt der vereinigten Staaten zu forgen; es müffen 
aber alle Abgaben, Impoſten und die Ac— 
eife in. den gefammten Staaten gleidhför- 
mig fenn. Der Congreß kann Anleihen machen; 
den Handel mit auswärtigen Völkern, unter den ver- 
fehiedenen Staaten, und mit den indifchen Stämmen 
anordnen; Negeln für die Aufnahme von Fremden, und 
Geſetze über Banferotte vorfchreiben ; den Werth ber 

in= und ausländifchen Geldmünzen, und Maas und 
Gewicht feftfegen ; Poftämter und Poftftragen anlegen; 
Schriftftellern und Künftlern für ihre Schriften und 
Erfindungen aufmunternde Privilegia auf gewiffe 
Zeit ertheilen; Tribunale errichten; Krieg erklaͤ— 
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ren; Erlaubniß zu Repreffalien ertheilen; über Kape— 
reien verfügen; Deere errichten und unterhalten (doch 
‚werden die Summen dazu nur auf zwei Jahre ange- 
wiefen); Flotten anlegen und unterhalten ; die Ge— 
fege über Errichtung einer Sand» md Seemacht 
geben; die Miliz organifiren, verfammeln, bewaff- 
nen und deren Difciplin anordnen u. f. w. 

(Das Einbringen von Sklaven ward in der 
Verfaſſung nur bis zum’ Jahre 1808 verftatter, 
aber eine Tare für jede eingebrachte Perfon — bis 
10 Dollars — darauf gelegt.) 

Die Habeas-Corpus- Xcte wird blos im Falle . 
einer Rebellion, oder eines Angriffes auf die öffent- 
liche Sicherheit ſuſpendirt. 

Die vereinigten Staaten verleihen keinen 
Adelstitel. Es giebt keinen Unterſchied der Staͤnde 
durch die Geburt. Kein Beamter der Staaten darf, 
ohne Einwilligung des Congreſſes, ein Geſ chenk, 
eine Beguͤnſtigung, ein Amt, oder eiten 
Titel von irgend einem Könige, Fürften , oder aus⸗ 
‘ wärtigen Staate annehmen. 

Kein Staat darf für fi in Buͤndniſſe oder 
Verbindungen treten, Patente, Geldmünzen, Cre— 
ditbills austheilen, und, ohne Finwilligung des Con: 
greffes, Abgaben auf Einfuhr oder Ausfuhr legen, 
außer was für. die Ausuͤbung feiner Aufficht Darüber 
nötbig ift. Kein Staat darf Krieg anfangen, wenn 
er nicht wirklich angegriffen wird, Der reine Ertrag 
alfer Abgaben von Einfuhr und Ausfuhr fließt in die 
Schatzkammer der vereinigten Staaten. 


PR) Vollziehende Gewalt. 


Die vollziehende Gewalt, ift einem Präafiden: 
ten übertragen, der, wie der Vicepraͤſident, 
13 * — 
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auf vier Jahre gewählt wird. — Die Wahl 
geſchieht in den einzelnen Staaten nicht vom Volke 
ſelbſt, ſondern durch ſo viele Waͤhler, als der Staat 
Senatoren und Repraͤſentanten / zum Eongreſſe ſchickt; 
doch ſo, daß unter den Waͤhlern ſelbſt kein Sena— 
tor, kein Repraͤſentant und kein Beamter der ver— 
einigten Staaten ſich befinden darf. Die Verzeich- 
niffe der gewählten Perfonen werden dem Congreffe 
zugefandt und vom Präfidenten, in Öegenwart des 
Senats und der Kepräfentanten, eröffnet. Wer die 
meiften Stimmen erhalten hat, wird Präfidentz 
wer nach ihm die größte Anzapl der Stimmen be— 
Eommt, Vicepräfident. — Der Präfident muß 
35 Jahre alt, und 14 Jahre hindurch Bürger der vers 
einigten Staaten gewefen ſeyn. 

Wenn der Präfident von feinem Amte entfernt 
wird, flirbt, es niederlegt, oder unfähig wird, es 
zu verwalten; fo übernimmt der Vicepräfident deffen 
Geſchaͤfte. Sollte aber auch einer dieſer Fälle bei 
dem Vicepräfidenten fich ereignen; fo erklärt der Con— 
greß durch ein Gefeg, welcher Beamte die Stelle des 
Präfidenten vertreten fol. Er verwaltet diefes Amt, 
bis der Eigentliche es Amtes wieder faͤhig geworden, 
oder ein neuer gewählt ift. 

Der Jahresgehalt des Präfidenten beträgt 25,000 
Dollars, des DVicepräfiventen 5000 Dollars, . 

Der Präfident ift Oberbefehlshaber des 
Heeres und der Flotte der vereinigten Staaten, 
und der Miliz der einzelnen Staaten, — Er kann 
die Strafen fir Vergehungen gegen die vereinigten 
Staaten mildern oder erlaffen, nur niche im Falle 
der Anklage gegen die Staatsverwaltung. — Er 
bat das Recht, mit Rath und Einwilligung 
des Senats, Verträge und Bündniffe zu 


f 
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fhließen, Geſandte, Confuln, die Richter 
des Dbergerichts, und alle übrige Civil— 
und Militair-Beamte der vereinigten Staaten 
zu ernennen. Der Präfident empfängt Geſandte und 
andere öffentliche Minifter; auch ruft er den Kongreß 
jährlich zufanmen. Alle öffentliche und Staatsacten 
müflen von dem Präfidenten und dem Staatsſecretair 
unterzeichnet ſeyn. 

Der Praͤſident, Vicepraͤſident und alle Civil— 
beamte der vereinigten Staaten koͤnnen auf Anklage 
und Ueberfuͤhrung der Berrätherei, Beſtechung, oder 
andrer großer Verbrechen, ihres Amtes entfest 
werden, 


y) Kichterliche Gewalt. 


Die richterlihe Gewalt ift einem Dberge- 
richte, und den niedern Gerichten Hbertragen, 


die der Kongreß von Zeit zu Zeit anordnen wird. Alle 


Nichter behalten ihr me, fo lange fie es gut ver- 
walten. Ä | 
Sn allen Fällen, welche Gefandte, oder öffents 
lihe Minifter und Conſuln angehen, oder woran eih 
ganzer Staat Antheil hat, foll das DObergericht die 

Serechtfame ausüben. | 

Alte Procefje gegen alle Arten von Verbrechen, 
mit Ausnahme der gegen die Staatsverwaltung, wer— 
den durch Geſchworne entfchieden, Der Proceß 
muß in dem Staate geführt werden, wo das Ver: 
brechen begangen worden ift, 

+ (Verrätherei gegen die vereinigten Staaten 
befteht darin, wenn Jemand Krieg gegen fie erhebt, 
oder ſich mit ihren Feinden verbindet, oder Dies 

ſen Huͤlfe leiſtet. Nur durch eignes Eingeftänd: 
niß im offenen Gerichtshofe, oder durch zwei Zeus 
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gen der offenbaren That, - kann jemand der Ver— 

raͤtherei überführt werden. — Bei Strafen‘ gegen 

Verxrath, ‚welche der Kongreß beftimmt, kann 
Guͤterconfiſcation nur auf Lebenszeit des 
Derurtheilten verfügt werden.) 


9) Allgemeine Beſtimmungen. 


Die Buͤrger eines jeden einzelnen Staates ſind 
zu allen Privilegien und Rechten der Buͤrger der uͤbri— 
gen Staaten berechtigt. 

Der Congreß kann neue Staaten in die 
Union aufnehmen. Es kann aber Fein neuer Staat 
innerhalb der Gerechtfame eines andern Staates er= 
richtet werden; fo auch nicht durch Vereinigung zweier 
oder mehrerer "Staaten, oder einzelner Theile einiger 
Staaten, ohne Einwilligung der geſetzgebenden Ge— 
walt der dabei betheiligten Staaten, fo wie des 
Eongreffes. 

Die vereinigten Staaten —— jedem 
Staate des Bundes eine republikaniſche 
Regierungsform. Sie ſchuͤtzen jeden derſelben 
gegen Angriffe, und auf Anſuchen ſeiner Geſetzgebung, 
oder, wenn dieſe nicht zuſammenberufen werden koͤnnte, 
der ausuͤbenden Gewalt, gegen einheimiſche Gewalt: 
thaͤtigkeit. 

Wenn zwei Drittheile beider Haͤuſer es für 
noͤthig finden, fol der Congreß Verbefferun- 
gen diefer Verfaffung vorfchlagen. 

Der Präfivent und Vicepräfivent, alle Sena— 
toren und Nepräfentanten, die Mitglieder der ver— 
fchiedenen Gefeßgebungen der Staaten, und alle aus— 
übende und richterliche Beamte fowohl der. vereinigten 
als der einzelnen Staaten, leiften den Berfaffungs- 
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eid; nie aber ſoll ein Religions eid zur Faͤhigkeit 
zu irgend einem Amte gefordert werden. 

Der Congreß ſoll nie ein Geſetz geben *), wo— 
durch eine Religion zur herrſchenden erklaͤrt, 
oder Die freie Ausuͤbung einer andern verboten, ober 
wodurch die Freiheit im Reden und die Preß— 
freiheit, oder das Recht des Volles, ſich friedlich 
zu verfammeln, und der Regierung Petitionen wegen 
Abftellung von Mißbräuchen zu überreichen, ver 
mindert würde, 

Da eine gut geordnete Miliz zur Sicherheit eines 
Freiftaates nothwendig ift; fo muß das Recht des 
Volkes, Waffen zu haben, und fie zu tra⸗ 
gen, unverleßt bleiben. | 

Nie ſoll in Friedenszeiten ein Soldat in irgend 
ein Haus, ohne Einwilligung des Eigenthuͤmers, ein 
quartirt werden; im Kriege aber auf die im Ge— 
feße vorgefchriebene Art, 
| Das Recht des Volkes, feine Perfon, fein 
Haus, feine Papiere und fein Eigenthum 
gegen jedes ungerechte Einziehen und 
Durchſuchen gefichert zu wifjen, foll nicht verlegt 
werden, Nur dam kann ein Befehl dazu ertheilt 
werden, wenn fich die DVeranlaffung dazu auf- einen 
Eid, oder eine Verfiherung an deſſen Statt gruͤn— 
det; auch muß ein folher Befehl den zu dDurchfuchen= 
den Ort und bie elizugiehenten Perfonen genau 
bezeichnen. 

Es foll Niemand verpflichtet ſeyn, gegen eine 
Capitalbeſchuldigung, oder jede entehrende Anfchul- 
digung fich zu vertheidigen,, wenn er nicht vor dem 


) Vom bier an find die folgenden Beftimmungen aus den 
fpätern Anhange zur Verfaflung. 


J 
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großen Gefhwornengericht angegeben oder 
angeklagt worden ift; ausgenommen die Zeit öffent- 
licher Gefahren, oder die Kriegszeit für die tand > und 

Seetruppen und für die Miliz. 

Bei jedem peinlichen Proceffe foll der Angeklagte 
fowohl das Recht haben, fehnell und öffentlich Durch 
unpartheiifche Gefchworne aus dem Staate und dem 
Difiricte, wo das Verbrechen begangen worden ift, 
gerichtet zu werden; als auch von der Befchaffen- 
heit und der Urfache der Klage unterrichtet, mit 
den Zeugen gegen ihn zugleich verhort zu werden, und 
einen Befehl zu erhalten, Zeugen für fich vorzuladen, 
und einen Advocaten zu haben. 

Die Rechte, welche die Verfaffung den vereinig= 
ten Staaten nicht überträgt, oder die fie den Staa— 
ten nicht unterfagt, find den einzelnen Staa— 
ten ober dem Volke vorbehalten, 


34. 
3) Sranfreid. 


a) Gefchichtliche Einleitung in die Entſtehung und 
Fortbildung der Verfaſſung Frankreichs. 


a) Die VBerfaffung von 1791. 


‚Noch. nie fah die. Gefchichte das Schaufpiel, 
daß Einem Staate binnen 23 Jahren fechs ver- 
ſchiedene Berfaffungen, als Örundgefeße feis 
nes innern Lebens, gegeben wurden. ‚Dies war 
‚ der Fall in Franfreic in ben Jahren 1791 — 
1814. Die Gefchichte des europäifchen Staaten— 
fuftems hat die Aufgabe, die Berhältniffe nad 
zuweifen, unter welchen dieſe verfchiedenen Verfaſſun— 


} 
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gen gegeben wurden; das poſitive Staatsrecht aber 
gedenkt der fruͤhern, bereits wieder erloſchenen, 
Verfaſſungen Frankreichs nur in kurzen Umriſſen, 
um die gegenwärtig als Grundgefeß beftehende 
nach ihrem Inhalte und politifchen Charakter auf: 
zuftelfen. , | 
Die erfte Verfaffung Frankreichs. ward von der 
erften Nationalverfanmlung, nach dem Umfturze des 
Lehnsſyſtems am 4. Aug. 1789, bearbeitet, am 3. 
Sept. 1791 dem Könige Ludwig 16 vorgelegt, und 
von diefem am 14, Sept. in der Mitte der Nationals 
verfammlung befchworen. Hatte man gleich bereits‘ 
früher in Frankreich Die Berfaffung Großbritannieng, 
nah Montesquien’s VBorgange, hoch gefeiert, und 
beabfichtigten namentlich mehrere einfichtsvolle Mirglie=' 
der der erften Nationalverfammlung eine Verfaſſung 
mit zwei Kammern; fo hatte doch die erfte Verfaſſung 
Frankreichs mit der britifchen nur theilweif e Aehn⸗ 
lichkeit, und namentlich unterſchied ſich die franzoͤſiſche 
daburch weſentlich von der brittiſchen, daß ſie die — 
durch Roufſeau's Schriften beſtimmter ausgepraͤgte, 
und in dem amerikaniſchen Bundesſtaate im oͤffentlichen 
Staatsleben verwirklichte — Lehre von der Volks— 
ſouverainetaͤt an die Spitze ſtellte; daß fie die 
Zheilung der Repräfentation in zwei Kammern vermied, 
und daß fie den König von der Initiative der Geſetze 
vollig ausſchloß. Nach der ſtrengen Theorie von der 
Zheilung der drei Gewalten, ging diefe erfte Verfaſ— 
fung Frankreichs von Dem Grundſatze aus, daß die 
Dolfsfouveraingtät durch Uebertragung ausgeuͤbt 
werde, daß aber auch die in der Souverainetät ent= 
haltenen Rechte ſcharf von einander gefrenne, und 
deshalb. die gefeßgebende, vollziehende und 
rihterliche Gewalt genau unterfchieden: werden 
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müßten. Daher. berubte, nach diefer Verfaffung , Die 
gefesßgebende Gewalt auf der, aus der Mitte des 
ganzen Volkes auf zwei Jahre in den Urverfammlun- 
gen gewählten, Nationalverfammlung (745 
Volksvertreter, nach der Kintheilung des Reiches. in 
83 Departemente), die in Einer Kammer zufam= 
mentrat; die vollziehende Gewalt aber auf dem 
Könige, Doch nur mit einem fufpenfiven Veto, 
fo daß er einem Befchluffe der Keprafentanten in zwei 
Berfammlungen verfelben feine Zuſtimmung verfagen 
Eonnte, daß aber bei der Wiederhohlung deffelben 
Befchluffes in der dritten, diefer, auch ohne feine 
Einwilligung, Geſetzeskraft erhielt. Der König war 
Oberhaupt der fand - und Seemacht; von ihm follten 
die Geſandten im Auslande, die Befehlshaber der 
Heere und Flotten ernannt ,. und die gefanımten aus⸗ 
wärtigen Verhältniffe geleitet werden. Seine Perfon 
ward für heilig und unverleglich und die Krone 
für erblich im männlichen Stamme des regierenden 
Haufes, nach dem Rechte der Erfigeburt, erflärt;. 
ale VBerantwortlichfeit fiel auf die Minifter, 
Die Freiheit der Preffe ward ausgefprochen ; Doch mit 
Vorbehalt der Verantwortung für den Mißbrauch 
diefer Freiheit. in Den durch das Geſetz beftinmten 
Fällen. Die Befteuerung follte, nach dem Verhaͤlt— 
niffe ihrer DBermögensumftände, für. alle. Bürger 
gleich fenn. Kein Bürger durfte angeklagt, in Ver— 
haft genommen, und gefangen gehalten werben, als 
in den durch das Gefes 'beftimmten Fällen. Zu 
Staatsämtern eigneten mır Tugenden und Talente, 
Die. Staatsbürger wurden berechtigt, die Diener. ihres 
religiofen Cultus felbft zu wählen. Es follten Na- 
tionalfefte eingeführt, Anftalten fir Kranke, Ver: 
armte, und für verlaffene Kinder errichtet, und eine 
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öffentliche Erziehung organiſirt werden. Die Richter 
wurden fuͤr nnabhaͤngig und unabſetzbar erklaͤrt; ſie 
ſollten vom Volke erwaͤhlt, vom Koͤnige durch offene 
Briefe eingeſetzt werden, und das Recht umfonft 
fprechen.. Es wurden Friedensrichter,; für Cri— 
minalfäle Gefhwornengerichte, und ein Caf- 
fationshof feſtgeſetzt, fo wie Nationalgarden 
errichtet. Alle Verhandlungen der Nationalverfamm: 
lung und der Gerichte follten offentlich fern. — 


39, -- 
ß) Die Berfaffung von 1793. 


Dieſe erfte Verfaffung Frankreichs ward erfchüt- 
tert, als nach dem Angriffe auf die Tuillerien (10. 
Aug. 1792) die Eonigliche Gewalt fufpendiret 
ward. Kaum war die. dritte Nationalverfammlung 
im fogenannten Nationalconvente (21. Sept. 
. 1792) zufammengerreten; fo ward von ihm Frank: 
reich für eine Nepublif erklärt, und die ewige Ab⸗ 
ſchaffung des Koͤnigthums  ausgefprochen. Des Koͤ⸗ 
nigs Haupt fiel (21. an. 1793) unter der Guillotine. 
Eine neue, die zweite, Verfaffung, entworfen 
von Herault de Sechelles, und unterzeichnet von 
Collot D’Herbois als Präfident des Nationalcon- 
vents, ward am 24. Sun; 1793 angenommen. Sie 
ging, wie die erfte, vonder Souverainetät des 
Volkes aus, und war vollig demofratifch, mit 
Ausfchließung jeder monarchiſchen Form, und mit 
der Aufftellung der Lehre, daß das Volk, und jeder 
heil des Volkes, zur Infurrection verpflichtet 
wäre, fobald die Regierung Die Rechte des Volkes 
verlegte. Das fouveraine Volk follte in den Urver- 
fammlungen feine Repräfentanten, auf 40,000: 
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Einwohner Einen, wählen. Die Zahl der National: 
repräfentation richtete ſich daher nach der Bevoͤlke— 
rung des Staates. Meben der arfeßgebenden Ders 
fammlung , beftimmt, Gefeße und Decrete zu erlaffen, 
und alles öffentlich zu verhandeln, follte ein Vohl— 
ztehbungsrath von 24 Mitgliedern beftehen, 
gewählt von der gefeßgebenden Berfammlung aus den 
Sandidaten, von welchen aus jedem Departement 
durch Wahl Einer vorgefchlagen ward. Der Volle 
ziehungsrath follte die Aufficht und leitung der Staats— 
verwaltung führen, die Minifter und auswärtigen 
Sefandten ernennen, die. Verträge unterhandeln, 
zugleich aber verantwortlich für die Nichtwolle 
ziehung der Geſetze und Decrete der Nationalver- 
fammlung,, und für die Mißbräuche feyn, die er nicht 
anzeigte. Für die ganze Republik follten gleichformige 
bürgerliche und Straf-Geſetzbuͤcher gegeben, und 
Friedensrichter, Gefchwornengerichte, fo wie ein 
Caſſatlonshof errichtet werden. 

Allein bereits am 13. Aug. 1793, ward dieſe 
dritte Verfaſſung — bis zur allgemeinen Anerkennung 
der Unabhaͤngigkeit der Republik — ſuſpendirt, 
und eine revolutionaire Regierung in der Errichtung 
der beiden Ausſchuͤſſe des oͤffentlichen Wohls und der 
allgemeinen Sicherheit geſtaltet, weil der Kampf mit 
faſt allen europaͤiſchen Maͤchten, gleichzeitig mit dem 
Buͤrgerkriege im Innern, gefuͤhrt werden mußte. 


36. 
y) Die Verfaſſung von 1795. 
Nach den von den republifanifchen Heeren er- 


rungenen Siegen, und nach dem Sturze des bluf- 
dürftigen Robespierre, dachte man an eine neue Ver: 
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faſſung. Eilf Deputirte erhielten den Auftrag, ſie 
zu entwerfen; den Vortrag dieſes Entwurfes hielt 
(23. Sun. 1795) Boiffy d' Anglas in der Mitte 
des Nationalconvents. Die neue dritte Verfaffung 
ward am 22. Aug. 1795 beendige, am 23. Gept. 
als von dem’ Volfe angenommen erklärt, und im 
Detober "eingeführt. Sie beftand, als Grundgefeg 
der Republik Frankreich, vom October 1795 bis zum 
9, Nov. 1799, 

Sie trug, da fie, wle die beiden vorhergehenden 
Berfaffungen, von ver Dolfsfouverainetät 
ausging, den demokratiſchen Charakter, doch 
mit einigen Schattirungen von Ariftofrarismus, Ihre 
Hauptfehler beftanden in der Wahl der Volksvers 
freter in den fogenannten Urverfammlungen, in 
dem Mangel eines bleibenden Körpers unter den 
böchften Staatsbehorden, und in der völligen Aus . 
fhließung des Directoriums,- ald des Mittel- 
puncts der vollziehenden Gewalt, von dem Antheile 
an der Initiative der Geſetze. 

Nach dieſer Verfaſſung hatten alle franzofifhe 
Bürger Das Kecht, an den Urverfammlungen 
Theil zu nehmen. In diefenirverfammlungen der 
Cantone wurden die Glieder der Wahlverfammlungen, 
die Friedensrichter und deren Beiſitzer, und die Präfi- 
denten der Mumnicipalverwaltung jedes Cantons und 
jeder Gemeinde über 5000 Einwohner, fo wie in den 
Wahlverfammlungen die Ölieder des gefeß- 
gebenden Körpers, des Gaflationshofes, die Ges 
ſchwornen, Die Departementsverwalter, die Praͤſi— 
denten, die öffentlichen Ankläger und Schreiber des 
peinfichen Gerichts, und die Richter der bürgerlichen 
Gerichte gewählt. Der gefeßgebende Korper 
beftand aus 750 Perfonen, getheilt in den Rath 
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der Fuͤnfhundert, und inden Rath der Alten. 
von 250 Mitgliedern. Beide Raͤthe wurden in jedem 
Jahre durch die Wahlverfammlungen zu einem Drit- 
theile erneuert; doch Fonnten die nach drei Jahren 
abgehenden Mitglieder unmittelbar wieder für die drei 
folgenden Jahre gewählt werden. Im Rathe ver 
Fuͤnfhundert wurden alle Sefege in Vorſchlag gebracht, 
und Befchlüffe darüber gefaßt; der Kath der Alten 
aber follte diefe Befchlüffe prüfen, und fie entweder 
annehmen, oder verwerfen. Nahm er diefelben an; 
fo hießen fie Geſetze. Die Sißungen beider Käthe 
waren öffentlich. Der gefeßgebende Körper ver: 
handelte und beftimmte jährlich die off entlihen, 
Steuern, deren Grundlage die Grundftener und die 
Perfonenfteuer bildeten. Die Pref fe follte frei 
ſeyn, doch mit Verantwortlichkeit in den durchs 
Geſeb beſtimmten Faͤllen. Die beſtehenden 
Zuͤnfte wurden aufgehoben. 

Die vollziehende Gewalt ward einem Di— 
rectoriufm von fünf Perfonen übertragen, gewählt 
auf den Borfchlag des Raths der Fuͤnfhundert, und 
ernannt nach einer geheimen Stimmenfammlung im 
Kathe ver Alten. Das Directorium ward theil- 
weife, durch die Wahl eines neuen Mitgliedes in 
jedem Jahre, erneuert. Das Directorium follte für 
die innere und äußere Sicherheit der Republik forgen, 
zu den Staatsäntern ernennen, über die bewaffnete 
Macht verfügen, wenn ein Krieg auf den Vorfchlag 
des Directoriums durch ein Decret des gefeßgebenven 
Körpers befchloffen würde, die politifchen Verhaͤltniſſe 
mit dem Auslande leiten, und Friedens-, Buͤndniß-, 
MWaffenftillftands =, Neutralitäts- und "Handelsver- 
träge abfchließen, die aber erft nach Unterfuchung und 
Genehmigung des gefeßgebenden Körpers Gültigkeit 
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erhielten. Die Minifter wurden für verantwort— 
Lich erklärt, ja felbft die Directoren wegen Verräthes 
rei, wegen Dilapidation, fo wie wegen Berfuche 
gegen die innere oe der Republik und gegen 
die. Verfaffung. 
Die richterliche Gewalt beftand als unab: 
haͤngig von der gefeßgebenden und vollziehenven , ob- 
gleich ftreng an die Öefege in ihren Erkenntniffen ges 
bunden. Die Sißungen der Gerichte waren offent- 
lich; ihre Ausſpruͤche gefchahen unentgeldlic. 
In jedem Bezirke ward ein Friedensgericht, in jedem 
Departement ein Civil-, ein Handels und ein Cri— 
minal = Öericht begründet; für peinliche Fälle, welche 
Leibes- oder Ehrenftrafen nach fich zogen, beftanden 
Gefchwornengerichte‘, und für die ganze Republik ein 
Caffationsgericht. Die bewaffnete Macht warb ge- 
theilt in die ftillliegende und in die dienftlei- 
ſten de Nationalgarde. Zur erften gehörten - alle 
waffenfähige Bürger und Bürgersjohne; zur zweiten 
dag befoldete fand = und Seeheer. 


32; 
6) Die PVBerfaffnng von 1799. 


Fine Erfahrung von vier. Jahren, abgefehen 
von der Individualität der Directoren und dem mehr: 
maligen” gewaltfamen Wechfel > beurfundete 
die Unvollfommenheiten diefer Verfaffung. Im Auge 
lande hatte das Directorium durch die Revolutioni— 
rung der Schweiz, des Kirchenftaates, Neapels, 
durch / die Wegnahme Piemonts, und durch die Expe— 
dition nach Aegypten ſich verhaßt gemacht; der er: 
neuerte Krieg der europaͤiſchen Hauptmaͤchte gegen 
Frankreich ward von der Republik im Jahte 1799. 


208. Pofitives Staatsrecht. 


im Ganzen unglüdlich geführt. Selbſt der Eintritt 
des Sieyes (Mai 1799) ins Directorium vermochte 
den Staat fo wenig zu retten, als früher Neder an 
der Spiße der Finanzen, — Da flürzte. der aus 
Aegypten zuruͤckgekehrte und in Frankreich: (15. Det, - 
1799) gelandete Bonaparte am 9. Nov. (18. Brus 
maire) die dritte Derfaffung. — Die vierte 
Berfaffung, die ihn als er ſten Conſul an die Spitze 
des Staates ftellte, ward am 13. Dec. 1799 .befannt 
gemacht, trat am 25. Dec, in Wirffamfeit ; und ward 
am 18. Febr. 1800 für angenontmen erklärt, Diefe 
vierte Verfaſſung, welche den Uebergang von den’ 
republikaniſchen Verhältniffen zu den! monarchifchen 
Staatsformen: vermittelte, und durch organifche Se— 
natusconſulta in den Jahren 1802 und 1804 Ergaͤn— 
zungen erhielt, galt von 1799 bis zu Napoleons 
Thronverzichtung im Sabre 1814: Nach derfelben: 
blieb zwar- Fraukreich eine repräfentative Re— 
publik; doch ward die Macht der vollzie henden 
Gewalt, theils an fih, theils durch die ihr übertras 
gene Initiative der Öefege, bedeutend gefteigert, und 
Durch die Begründung eines Senats und eines 
Staatsratbs, fo wie durch die Errichtung. einer 
gefeglichen Oppofition im Tribunate, der ganzen 
Geſtaltung des Staates mehr Feftigkeit und Haltung 
‚gegeben, Denn daß in der Folge ver Senat als ein 
folgfames Werkzeug des Eaiferlihen Willens erfchien, 
und daß der Kaifer im Jahre 1507 das ihm laͤſtige 
Zribunat ganz auflöfete, lag nicht im- urfprünglichen 
Charakter der Verfaffung. Be | 

Der Erhaltungsfenat (sénat conser- 
vateur ) beftand, bei dem damaligen. Umfange 
Frankreichs, aus SO Mitgliedern, welche 40 Sabre 
alt feyn mußten, und ihre Würden lebenshäng: 
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ich bekleideten. Zu den in feiner Mitte erledigten 
Stellen ernannte der Senat aus Drei: Individuen, 
von welchen das eine von dem gefeßgebenden Korper, 
Das andere von- dem Tribunat, Das. dritte von dem 
erften Conſul vorgefchlagen ward. Der Senat wählte, 
aus den von den Departementen eingefandten Vers 
zeichniffen,, die Mitglieder des gefeßgebenben Körpers, 
des Tribunats, des Caffationsgerichts, die Conſuln 
und die Kechnungscommiflarien. eine Sitzungen 
waren nicht öffentlih. Er beftätigte oder ver- 
nichtete alle Verhandlungen, die ihm als verfaf- 
fungswidrig von dem Tribunate oder der Regierung 
angezeigt wurden, mit. Einfchluß der Berzeichniffe 
der Waͤhlbaren. — Kein Senator konnte zu eis 
nem andern Staatsamte ‚erwählt werden, Die Eins 
Eiinfte des Senats wurden auf Nasionaldomainen 
angewieſen. | DR | 

Der gefesgebende Korper beftand aus 300 
Individuen, die das dreißigfte Lebensjahr zuruͤckgelegt 
- haben mußten. Er ward jährlich zu einem Fünftheile 
erneuert; ein austretendes Mitglied konnte nicht eher, 
als nad) dem Ablaufe eines Jahres wieder eintreten, 
Aus jedem Departemenfe mußte wenigftens ein Bürs 
ger in demſelben fich befinden. Die DBerfammlung 
des gefeßgebenden Körpers dauerte jährlich: vier Mo— 
nate; doch Fonnte er. von ber Negierung zu einer 
außerordentlichen Sitzung berufen werben, Seine 
Sitzungen waren offentlih. Ihm ftand zu, in 
geheimer Stimmenfammlung über die Öefeßesvors 
fehläge zu entfcheiden, welche die Sprecher der Res 
gierung und des Tribunats ihm vorgelegt hatten. 
Zehn Tage nach der Annahme eines Gefeßes von dem 
gefeßgebenden Korper follte der erfte Conſul dafjelbe 
befannt machen. 

St. W. ate Auf, IV. 14 
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Bevor aber der geſetzgebende Körper über ‚ein 
ihm vorgelegtes Geſetz entjcheiden fonnte ‚mußte: ver 
Vorſchlag zu demfelben von der Regierung. , welcher 
Ausfchliegend die Initiative aller Geſetze zuſtaud, 
durch einen Staatsrath dem Tribunate vorgelegt 
werden, welches aus hundert. Mitgliedern‘ gebildet 
ward. Die Tribunen mußten 25 Jahr ale fern, 
wurden jährlich zum fünften Theile. erneuert, und 
waren wieder wählbar. Die Beſtimmung des Teis 
bunats war, ber die Vorfchläge zu den Geſetzen zu 
berathfchlagen, und über deren Annahme oder Der: 
werfung zur entfcheiden. Seine Gißungen waren 
öffentlich. Es ſchickte, nach feinen Berarhfchla- 
gungen, drei Sprecher aus feiner Mitte an den gefeg- 
gebenven Körper, welche dieſem die Beweggründe 
feines über die Gefeßesentivirrfe gefaßten Beſchluſſes 
vorlegten und vertheidigten, Es war berechtigt jfeine 
Wuͤnſche wegen gemachter oder zu machender Geſetze, 
wegen abzuftellender Mißbraͤuche, und wegen Ver⸗ 
befferungen in allen Theilen der Staatsverwaltung, 
nie aber in’ bürgerlichen und peinlichen wor den Ger 
richtshöfen anhängigen Nechtefällen, der Regierung 
mitzutbeilen; auch zeigte e8 dem Senate, doch bfos 
wegen Verletzung der Verfaſſung, Die Verzeichniffe 
der Wählbaren und die Verhandlungen des gejeß- 
gebenven Körpers, fo wie die der Regierung, kla⸗ 
gend an. 

Die Regierung ward aus dreien, auf 10 Jahre 
ernannten, Conſuln gebildet, welche aber: imber 
fchränft wieder wählbar waren. Der erfte Conſul 
verkuͤndigte die Geſetze. Er ernannte und entſetzte 
nach Willkuͤhr die Mitglieder des Staatsraths, die 
Minifter, die diplomatischen Perfonen im Auslande, 
alle Officiere der fand» und Seemacht, die Mitglieder 
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der örtlihen Verwaltungen, und die Commiſſarien 
der Regierung bei den Gerichtshofen. Er ernannte 
alle Civil- und Sriminalrichter, (mit Ausnahme der 
Friedens= und der Caffationsrichter,) doch ohne fie 
abfegen zu koͤnnen. In allen übrigen Regierungs- 
verhandlungen hatten der zweite und dritte Conful 
berathende Stimmen. Gie unterzeichneten die 
Protocolle diefer Verhandlungen, um ihre Gegenwart 
zu beweifen, und fonnten ihre Meinung darin ein= 
fragen, worauf aber die Entſcheidung des erften Con— 
fuls hinreichend war. — Die Regierung fchlug alle 
Geſetze vor, und erließ die Verordnungen, ihre Voll: 
ziehung zu fichern. Gie leitete die Einnahmen 
und Ausgaben des Staates nach der DVorfchrift 
des angenommenen Budgets. ie beforgte die po= 
litiſchen DVerhältniffe mie dem Auslande, leitete Die 
Unterhandlungen, und fihloß alle Friedensverträge, 
Bindniffe, Waffenſtillſtaͤnde, Neutralitäts-, Hans 
dels= und andere Derträge. Die Kriegserklärungen, 
Friedensſchluͤſſe, Buͤndniß- und Handelsverträge ſoll— 
ten, gleich Geſetzen, vorgeſchlagen, verhandelt, be— 
ſchloſſen und verkuͤndigt werden. 


- Der Staatsrath beſchaͤftigte ſich, unter Lei— 
tung der Conſuln, mit Abfaſſung der Vorſchlaͤge zu 
Geſetzen und Verordnungen der öffentlichen Verwal— 
tung, und mit Aufloͤſung der in der Staatsverwaltung 
entſtehenden Schwierigkeiten. Aus feiner Mitte wur: 
den die Sprecher im Namen der Regierung genom— 
men. — Die Minifter leiteren die Vollziehung 
der Geſetze und vie öffentliche Verwaltung. Kein 
Act der Regierung hatte Kraft, der nicht von einem 
‚Minifter unterzeichnet war. Alle örtliche Verwal—⸗ 
tungen, fowohl- für jeden Gemeindebezirk , als au) 

j 14 ie ; 
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für ausgebdehntere Theile des Staatsgebietes ‚. ftanden 
unter den Miniftern, 


Es beftanden Friedensrichter; für Civilfachen 
Gerichtshoͤfe erfter Inftanz und Appellationsgerichte; - 
fo wie für peinliche Fälle Gefchwornengerichte. Die 
Verrichtungen eines öffentlichen Anklägers verfahen 
die Regierungscommiffaire. Für die ganze Republik 
beftand ein Caſſationsgericht, und ein hoher Gerichts: 
hof, gebildet aus Mitgliedern des Caffationsgerichts 
und aus Gefchwornen, um: angeflagte Minifter zu 
richten. Die Minifter waren verantwortlidy; 
unverantwortlich aber die Mitglieder des Se— 
‚ nats, des gefeßgebenden Körpers, des Tribunats, des 
Confulats und des Staatsraths. | 


38. 
e) Ergänzungen derfelben \ 


Mit richtiger Würdigung der Individuen und 
Verhaͤltniſſe erklärte Sieyes bereits im Jahre 1799: 
„dieſe Verfaſſung fen noch nicht die rechte!” *) Weſent— 
liche Veränderungen erhielt fie durch das organifche 
Senatusconfultum vom 4 Auguft 1807, nach: 
dem zwei Tage früher (2. Auguft) Bonaparte zum 
lebenslänglichen Sonful, gleichfalls durch organi= 
fches Senatusconfultum, ernannt worden war. Die 
Veränderungen in der Verfaffung von 1799 betrafen 
theils die Bezirks» und Departementswahlcollegia, 


*) Freilich beabfichtigte Sie yes felbft, ſtatt biefer vierten 
Verfaffung, eine hoͤchſt ſonderbare Verfaſſung, mit des 
mokratiſchem Zufchnitte. Den Inhalt derfelden hat erft 
neuerlich Mignet in f. Gefdy. der Revolution, Th. 2. 
S. 506 (Wiesbadener Veberfekung) mitgetheilt. 
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wodurch das bisherige Syſtem der Volkswahlen auf: 
gehoben ward; theils die lebenslängliche Würde 
aller drei Conſuln; theils das Recht des erften Con— 
fuls, feinen Nachfolger entweder öffentlich zu ernen= 
nen, „oder deffen Namen im Archive der Regierung 
niederzulegen; theils das ihm übertragene Begna— 
dDigungsrecht ; theil s die Erweiterung der Nechte Des 
Senats, der — freilich an die Initiative der Regie— 
rung zu Senatusconfultis gebunden — durch organi= 
ſche Sonfulta die Verfaffung der Kofonicen, fo wie 
alles, was die Berfaffung nicht vorausgefehen hatte, 
und bei den verfchiedenen Auslegungen einzelner Artikel 
der Verfaſſung entſcheiden ſollte; theils Modifi⸗ 
cationen, welche in Hinſicht des Staatsraths (deſſen 
Zahl nie tiber 50 fteigen follte), ‘des gefeßgebenden 
Körpers (der Erneuerung nach fünf Serien), und des 
Tribunats (das auf 50 Mitglieder veducirt ward), 
feftgefegt wurden, 


Schon war durch dieſes organiſche Senatuscon⸗ 


ſultum ein Schritt weiter in der Steigerung der Macht 
des erſten Conſuls geſchehen; noch durchgreifender 
entſchied daruͤber das organiſche Senatuscon— 
ſultum vom 18. Mai 1804, durch welches der 
erſte Conſul zum erblichen Kaifer der Fran: 
zofen, mit dem Nechte ernannt ward, im Falle der 
Ermangelung eigner männlicher Nachkommenſchaft, 
Kinder oder Enfel feiner, zu Prinzen erhobenen, 
Brüder Joſeph und fudıvig zu adoptiren. eine 
Cipillifte ward auf 25 Mill. Franken beftimmt. Zus 
gleich begründete Diefes Senatusconfultum zwei beſon⸗ 
dere Sommiffionen für die perfontihe Freiheit 
und für die Preßfreiheit im Senate, wobei der 
-_ Senat berechrige ward, über die Verfaſſung zu 
wachen, | 


# 
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— 39. | 
2) Die Verfaffungen vom Jahre 1814. 


Wenn gleich Napoleon, als Kaifer, eigenmäch- 
tig (19. Ang. 1807) das Tribunat aufhob, und, 
manche Berfügung ſich erlaubte, wobei faum bie: 
außere Form der Verfaſſ ſung beobachtet ward; fo galt: 
diefe Verfaffung doch im Ganzen bis zu feiner Thron⸗ 
verzichtuug am 11. April 1814, Allein ſchon einige 
Zage vorher (2. April) verfammelte Talleyrand - 
den Eenat, der die Entſetzung Napoleons und Die, 
Anfhebung des Erbrechts in feiner Familie ausfprach, 
fo wie er das franzöfifche Volk und Heer des, dent 
Kaiſer geleifteten, Eides entband, Am 6. April 
machte der Senat eine neue Verfaſſung bekannt, 
nach welcher „das franzofifche Volk Lud wig Sta— 
nislans Kaver von Frankreich, Bruder des letz⸗ 
ten Königs, und nach ihm die andern Glieder des 
Beurbonifchen Hanfes, nach alter Ordnung, - frei 
auf: den Thron Frankreichs berief,‘ der alte Adel 
feine Titel wieder annehmen, und der neue die feis 
nigen erblich beibehalten follte.. Die vollziehende 
Gewalt follte vem Könige allein, Die geſetzgebende 
dem Könige, dent Senate und: dem gefeßgebenben 
Körper gemeinfchaftlich zuftehen, fo daß die 
Geſetzesentwuͤrfe in dem Senate und in dem gefeß- 
gebenden Körper vorgetragen werden Fonnten, bis 
auf das Budget, welches ausfchliegend vor den ge= 
feßgebenden Korper gehören follte, Doc) Eonnte der 
König die beiden Korper einladen, mit den Gegen 
ſtaͤnden, die. er für angemeffen hielt, fi) zu beſchaͤf⸗ 
tigen. Es follte 150 Senatoren zum mindeften, 
200 zum bochften geben, ihre Würde bleibend und 
in der Erftgeburt des männlichen Stammes 
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erblich ſeyn. Der König follte fie exnennen, doch. 
alle bisherige. Senatoren beibehalten, die nicht freiz 
willig ‚anf die Eigenſchaft franzöfifcher Bürger ver= 
zichten würden. — Zum gefeßgebenden Korper 


follte jedes Departement jo viele Mitglieder , wie bis⸗ j 


ber, fenden, und die: Wahl derſelben Durch die Wahl 
collegien geſchehen. Die Dauer ihrer Function ward 
auf fünf Jahre beſtimmt; Doch ſollte der Konig dem 

gefeßgebennen Korper vertagen und aufloͤſen, fo win 
außerordentlich‘ zuſammen berufen koͤnnen. 

Dem geſetzgebenden Koͤrper ward das Recht, 
zu diſentiren, beigelegt; feine Sitzungen folkten 
öffenttich ſeyn, außer wenn er fuͤr gut faͤnde, ſich 
in ein Generalconmite,; zu bilden. — Alte Auflagen 
follten nach dem Grundſatze der Sfeichmäßigkeit ver⸗ 
theilt, Religions-, Gewiffens- und Preß— 
freiheit beſtaͤtigt, die. öffentliche Schuld und die 
Käufe der Nationalpomainen anerfaunt, wie Unabs 
haͤngigkeit ver rishterlichen Gewalt garantirt, bie 
Gefdywornen, fo wie Die Deffentlichkeit der Verbands 
lungen in Criminalfällen , das bürgerliche: Geſetzbuch, 
und das Beonadigungorecht des Koͤnigs beibehalten, 
jede Guͤterconfiſcation aber, und alle außerordentliche 
Tommiſſionen und Tribunale aufgehoben werden. — 

‚Allein Ludwig 18. erklärte bereits in. feiner Pros 
clamation vom: 2. Mai’ aus: Duen,: daß er dieſen 
Berfaffungsentwurf nicht genehmigen. sonne, weil 
eine große Menge Artikel den ‚,‚ Stempel der Eile‘ 
teügen; daß ee aber. felbft eine liberale Verfaſſung 
geben wolle, weshalb er zum. 10. Juny den Senat 
und den. gefeßgebenden Körper zufommenrufe, um 
beiden: die Arbeit vorzulegen, welche er. mit einer, 
aus der Mitte maiher Corps gemäß, —— 
verfertigen werde.n 
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Doch ſchon am 4, Jun. 18T ließ der König 
Kir 18 die, conftitutionelle-Charte dem 
Senate und den 'Deparfementsdeputirten in einer 
öffentlichen  Eißung vorlegen, nachdem er am 30, 
Mai wen Frieden mit den auswärtigen Mächten unters 
zeichnet hatte. Nach. einer kurzen Anrede des Königs 
folgte die Einleitung des Kanzlers d'Ambray, 
welche dem Vorleſen der Verfaſſung vorausging. So 
wie die Verfaſſung vom neunzehnten Regies 
rungs jahre ves Königs datirt war; ſo erklaͤrte auch 
der Kanzler, daß der Koͤnig ſchon damals (nach des 
Dauphins Tode im Jahre 1795) den Thron beſtiegen 
habe, und Frankreich jetzt, durch die Schwere der auf 
iin laftenden Leiden/ zu jener’ Regierungsform zus 
ruͤckgekonmen waͤre "welche vierzehn Jahrhun⸗— 
derte hindurch feinen Ruhm ımd fein Gluͤck bes 
fordert 'hätten, Frankreich habe numdieu nerf hüts 
terlichen Pfeiler feiner altem Monarchie 
wiedergefunden ; ‚auf diefe geheiligte Grund: 
bage muͤſſe jetzt ein dauerhaftes Staatsgebaͤude her⸗ 
geſtellt werden. » Allein der Koͤnig ‚in dem vollen 
Defige ‚aller ihm auf diefes Königreich 'angeftamnıten 
Rechte!‘ wolle „der ihm von Gott und feinen 
Bätern verliehenen Macht felbft Örenzen 
ſetzen.“ Deshalb. gebe er ven Frangofen eine Staats⸗ 
- verfaffung , welche ihren Wünfchen und ihren‘ Bes 
dürfnifjen 'anpaffe. In Beziehung auf den Senat 
und den geſetzgebenden Korper erklaͤrte der Kanzler 
ſehr beftimmt: Hat auch ver Senat mit jener 
Macht, welche ihn gründete, zugleich‘ feine Exiſtenz 
serloren ; kann auch der gefeggebende Körper 
in Zukunft ohne außerordentliche Autorifation des 
Königs nur noch ſchwankende Befugnifje befigen; fo 
fahren dieſe beiden Behörden demungeachtet fort, zu 
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den gefeglichen Ausfchuffe der Notablen des König- 
reiches zu gehören. Auch hat der Konig dieſe beiden 
Behörden zu Rathe gezogen, indem er aus deren 
Mitte diejenigen lieder aushob, welche das in 
fie gefeßte Vertrauen verdienten, Durch diefe Mit: 
glieder hat der König fo zu fagen fein Confeil 
vermehrt, und verdanft ihren Bemerkungen mans 
chen müßlichen Zufaß, und manche nügliche Ein- 
fchränfungen in der neuen Verfaffungsurfunde., Was 
ich Ihnen nunmehr vorlegen werde, befteht in der 
einmüchigen Arbeit einer Commiſſion, an welcher 
auch Mitglieder des Senats und des gefeßgebenden 
Körpers Theil hatten,“ Ä | 


40 


b) Politifcher Charakter der conftifutio- 
nellen Charte *). 


+, In der Einleitung zur Iharte erklärt der 
König, „daß, obgleich in Frankreich alle öffentliche 
Gewalt auf der Perfon des Königs ruhe, er, nach 
vem Dorgange feiner DVorfahren, feinen: Anftand 
nehme, deren Ausübung nach den Zeitbedürfniffen zu 
modificiren; daß er aber die Grundlagen der neuen 
Verfaffungsurfunde in dem franzofifchen Charakter, 
fo wie in den ehrwürdigen Denfmälern der 
vergangenen Jahrhunderte aufgefucht, und 
deshalb in der Wiederberftellung ver Pairs— 


*) Die Sammlungen, wo diefe Urkunde fteht, f. 9. 19. — 
‚Außer denfelben gehört hieher: Constitutions' de la 
nation frangaise, avec un essai de traité histo- 
rique et politique sur Ja charte, et un recueil 
de pieces correlatives; par le Comte Eanjui- 


naıs, Pair de France etc. 2 T. Paris, 4819. 8. 
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wuͤrde eine wahrhafte Nationaleinrichtung erblickt 
habe. Zugleich habe er durch die Kammer der 
Deputirten die alten Verſammlungen des. Maͤrz⸗ 
und Maifeldes, fo wie die Kammer des dritten 
Standes erſetzen wollen.“ 


1) Die Staatsrechte der Franzofen. 


Die Franzofen find vor dem Geſetze gleich; 
. ihre Titel und ihr Rang feyen übrigens, welche fie 
wollen. 

Sie tragen, ohne Unterfchied , na dem 
Berhältniffe ihres Vermögens zu den 
Saften des Staates bei, 

Sie koͤnnen alle, ohne Unterfchied, zu Civil 
und Militairämtern gelangen. | 

Ihre individnelle Freiheit wird garan= 
tirt, Niemand kann verfolgt oder verhaftet werden, 
außer in den. von den Gefegen vorgefchriebenen Fällen, 
und nur nach der gefeglichen Form. 

Jeder übe feine Religion mit gleicher Freiheit 
aus, und erhält für feinen Gottesdienſt den nänı= 
lichen Schuß. Doch ift die roͤmiſch-katholiſche 
Religion die Religion des Staates. Die Dies 
ner derfelben, und die der andern chriftlichen Gottes— 
verehrungen, erhalten, allein ihre Reſones aus 
dem koͤniglichen Schatze. 

Die Franzoſen haben das Recht ihre Mei⸗ 
nungen öffentlich bekannt machen und 
druden zu laffen, wenn fie fich nach den Ges 
ſetzen fügen, welche die Mißbräuche dieſer Frei⸗ 
heit verhindern ſollen. 

Alles Eigenthum ift, ohne Ausnahme von jenem, 
welches man Nationaleigentbum nennt, 


Frankreich. 29 


unverletzlich, weil das Geſeb zwiſchen beiden keinen 
Unterſchied macht. 

Der Staat kann die Aufopferung eines Eigenz 
thums für ein gefeßlich erwiefenes Staatsinterefle ver- 
langen; doch nur nach vorausgegangener Entſchaͤdi⸗ 
gung. 

Alle Nachforſchungen uͤber Meinungen und Vota 
bis zur Wiederherſtellung der jetzigen Regierung ſind 
unterſagt. Die naͤmliche Vergeſſenheit wird den Lri⸗ 
bunalen und den Buͤrgern anbefohlen. 

Die Konfeription ift abgeſchafft. Die Art der 
Rekrutirung für die Land- und Seemacht wird von 
dem Geſetze beſtimmt. 


27 Formen der Regierung des Koͤnigs. 


Die Perfon des Koͤnigs iſt unverletzlich 
und heil ig. Ihm allein ſteht die vollziehende 
Gewalt zu. 

Seine Miniſter ſind verantworthich. 

Der Koͤnig iſt hoͤchſtes Oberhaupt des Staates; 
er befehlige die Land- und Seemacht, , erklärt Krieg, 
ſchließt Friedens-, Buͤndniß- und Handelsverträge, 
. ernennt zu alfen Stellen der öffentlichen Verwaltung, 
und erlaͤßt die: zur Vollziehung der Gefeße und zur 
Sicherheit, Des Staates nöthigen Verfügungen und 
Verordnungen. . 

Die gefesgebenvde Gewalt wird gemeins 
ſchaftlich von dem Könige, der Kammer der 
Pairs und der Kammer der Deputirten ber 
Departemente ausgehbt. 

Der König [hläge das Gefeg vor, Der 
Vorſchlag eines Geſetzes gefchieht, nach dem Gutbe⸗ 
finden des Konigs, in der. Kammer der Pairs, oder 
in der Kammer ber. Ed mit Ausnahme des 
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Budgets, das zuerſt vor die Kammer der Deputirten 
gebracht werden muß. edes Gefeß fordert freie 
Berathbung und Zuftimmung von Geiten der 
Mehrheit jeder der beiden Kammern. 
Die Kammern haben das Recht, den König zu 
bitten, über irgend einen Öegenftand ein Geſetz 
vorzufchlagen, und anzugeben, was fie glauben, daß 
das Geſetz enthalten ſolle. Ein folcher Vorſchlag 
kann von jeder der beiden Kammern gemacht werden; 
doch muß er im geheimen Ausfchuffe berathen werben. 
Er darf von. der vorfchlagenden Kammer erft nad) 
dem Verfluffe von zehn Tagen der andern Kammer 
zugeferfigt werden. Wird der WVorfchlag von der 
andern Kammer angenommen; fo wird er dem Kö- 
nige vorgelegt. Wird er verworfen; fo kann er in 
derfelben Sißung nicht wiederhohlt werden. 

Der König allein fanctionirt und promuls 
girt die Geſetze. Ä 

Die Civillifte wird durch die erfie Legislatur 
nach der Thronbeſteigung des Koͤnigs fuͤr die ganze 
Regierungsdauer feſtgeſetzt. 


3), Von der Kammer der Pairs. 


Die Kammer der Pairs ift ein: wefentlicher 
Theil der Gefeßgebung. Sie wird von dem Könige 
zu gleicher Zeit mit der Kammer der Depurirten zus 
fammenberufen, Die Sitzungen beider Kammern 
beginnen und endigen zu gleicher Zeit. — Jede Ver: 
ſammlung der Kammer der Pairs, die außer der Zeit 
der Sitzung der Kammer. der Deputirten gehalten, 
oder nicht vom Könige befohlen feyn würde, ift uner= 
laubt nnd in fich nichtig. 

Die Ernennung der Pairs fieht dem 
Könige zu, Ihre Zahl ift unbeſchraͤnkt; ver 
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König kann nah Willkuͤhr ihre Würden abwechfeln 
.Cvarier), fie auf lebeugzeit ernennen, ober 
erbiih machen. 

Die Pairs haben Zutritt in der Kammer mit 
ihrem 2öften, eine deliberative Stimme aber erft mit 
ihrem 30ften Sabre. Präfident der Kammer: ift der 
Kanzler von Frankreich, und in deſſen Abwefenheie 
ein. vom Könige ernannter Pair. | 

Die Glieder der Eoniglihen Familie und die 
Prinzen vom Gebluͤte ſind Pairs durch Geburtsrecht; 
ſie haben ihren Sitz unmittelbar nad) dem Praͤſiden⸗ 
ten, eine beliberative Stimme. aber erft mit 25 Jah: 
ren.‘ Die. Prinzen können nur Siß in der Kammer 
nehmen auf Befehl des Königs, welcher für jebe 
Sigung in einer Botſchaft ausgedruͤckt ift; bei Strafe 
der Nullitaͤt alles veffen, ‘was in’ ihrer, Öegenwart j 
gefcheben ſeyn durfte, 

Alle Berathfchlagungen. der Kammer der Pairs 
find. geheim. 

Die Kammer der. Pairs erkennt — die Ver⸗ 
brechen des Hochverraths und der Gefaͤhrdung der 
Sicherheit des Staates, woruͤber das Geſetz das 
Noͤthige beſtimmen wird. — Kein Pair kann in 
Criminalſachen anders, als. vermöge eines: Befehls 
der Kammer, verhaftet und gerichtet. werden. .. _ 


4) Von der Kammer der Deputitten der 
| Departemente, 


Die Kammer der Deputivten beſteht aus ben 
von den Wahlcollegien ernannten Deputirten. Die 
Drganifationder Wahlcollegienmwird durch 
die Gefege feitgefegt werben. jedes Departement. 
behält die Zahl der Deputirten, die es bis jebt hatte. 

Die Depntirten werben auf fünf Jahre ges 
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waͤhlt, und ſo, daß die Kammer jedes Jahr zum 
fünften Zheile erneuert wird. 

Jeder Deputirte muß 40 Jahre: alt ſeyn, 
und eine directe Steuer von 1000 Franken bezahlen. 
Wenn ſich indeflen in einem Departement Feine 50 
Perſonen finden von dem angegebenen Alter, die nicht 
wenigftens . 1000 Franken directe Steuern bezahlen; 
fo wird deren Zahl durch ſolche ergaͤnzt, welche die 
ſtaͤrkſten Steuern unter 1000 Franken bezahlen, 
die jedoch mit den — nicht zugleich erwaͤhlt werden 
koͤnnen. 

Jeder Waͤhler mit Stimmrecht bei der Er—⸗ 
nennung der Deputirten muß wenigſtens 30 Jahre 
alt ſeyn, und eine directe Steuer von 300 Franken 
bezahlen. 

Die Praͤſidenten * Wahlcollegien werden von 
dem Koͤnige ernannt, und ſind geſetzlich Mitglieder 
des Collegiums. — Wenigſtens die Hälfte der De⸗ 
putirten wird aus den Wählbaren ernannt, welche 
ihren politischen Wohnſitz in dem Departement haben. 

Der Präfidene der Kammer der Deputirten wird 
von dem Könige aus einer von der Kammer vorgeleg- 
ten: Lifte von fünf Mitgliedern ernannt. 

Die Cisungen der Kammer find öffentlich; 
das Begehren von fünf Mitgliedern reicht aber hin, 
zu bewirken, daß fie fich in einen geheimen Ausſchuß 
bildet. Die Kammer heilt fich in Bureau’s, um die 
- ihr von Geiten des Königs vorgefegten. Gefegentwürfe 
zu berathen. 

Keine Abänderung kann in einem Ges 
feße getroffen werden, wenn fie nicht in einem 
Ausfchuffe von dem Könige vorgefchlagen, in bie 
Bureaus geſchickt und darin berathen worden if. - 

Alle die Steuern betreffende Vorſchlaͤge kom⸗ 


“ 
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men zuerft in die Kammer ber Deputirten,, md 
fonnen nur, wenn fie bier für zuläffig befunden wor⸗ 
den ſind, in die Kammer der Pairs gebracht werden. 
— Keine Auflage kann ausgeſchrieben und erhoben 
werden, wenn ſie nicht von beiden Kammern 
bewilligt und von dem Koͤnige beſtaͤtigt worden iſt. 

Die Grundſteuer wird nur für Ein Jahr bewil— 
liget. Die indireeten Auflagen koͤnnen für mehrere 
Jahre bewilliget werben. 

Der König ruft in jedem Jahre beide Kam⸗ 
mern zuſammen; er prorogirt ſie, und kann die der 
Deputirten aufloͤſen; im letztern Falle muß er aber 
binnen drei Monaten eine neue Berfammlung zu= 
fammen berufen. 

Es Eann Feine Verhaftung gegen ein Mitglied 
der Kammer während der Sitzung, und in den vor- 
hergehenden ‚oder folgenden ſechs Wochen ftatt haben, 
Kein Mitglied der Kammer kann während der Dauer 
der Sitzung in Criminalfachen, ohne vorgängige Erz 
laubniß der Kammer, verfolgt oder verhafter werben; 
den Fall einer Ergreifung auf frifcher That ausge= 
nommen, 

—Jede Petition an die eine oder die andere 
Kammer muß fchriftlich. gefcheben. Das Geſetz 
verbietet, fie perfünlich und. vor ben Schranfen zu 
überreichen. 


5) Bon den Miniftern, 


Die Minifter koͤnnen Mitglieder: der Kammer 
ber Pairs und der Deputirten ſeyn. Sie haben 
freien Zutritt zu einer-oder der andern Kammer, 
und müffen gehört werden, wenn fie es verlangen, 

Die Kammer ber Depuritten hat das. Recht, Die 
Minifter-anzuklagen, und fie vor die Kammer der 
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Pairs zu ziehen, vie allein das Recht hat, fie zu 
richten. 

Sie fonnen nur wegen DVerrätherei oder Ber: 
unfreuung angeklagt werden. Beſondere Geſetze wer= 
den diefe Gattung von Verbrechen und Das dabei ein= 
tretende Verfahren beftimmen, | | 


6) Don der Öerichtsverfaffung. 


Alle Kechtspflege geht vom Könige aus. Cie 
wird in feinem Namen durch Nichter verwaltet, 
die er ernennt und einfeßt. / Die vom Könige ernannte 
ten Richter find unabfesbar. 

Beibehalten werden die beftehenden ordentlichen 
GSerichtshöte, Tribunale, Handelsgerichte und Fries 
densgerichte. Die riedensrichter, obgleich vom 
Könige ernannt, find nicht unabfesbar. 

Niemand Fann feinen natürlichen 
Richtern entzogen werden. Es duͤrfen dem: 

nach Feine außerordentlihen Commiſſio— 
nen und Tribunale errichtet werden. Doch 
* find unter diefer Benennung die Prevotalgerichte 
nicht begriffen, inwiefern deren Wiederherftellung 
nörhig erachtet werden follte. | 

Die Verhandlungen in Triminalfälfen find oͤf— 
fentlich, inwiefern dieſe Oeffentlichkeit nicht für 
Ordnung und Sitten gefährlich ift, in welchem Falle 
das Tribunal dieſes durch einen Urtheilsfpruch erklärt. 

Die Gefhwornen werden beibehalten. Die 
Veränderungen, welche eine längere Erfahrung in 
diefer Einrichtung, anrathen koͤnnte, dürfen nur vers 
mittelft eines Geſetzes erfolgen. 
| Die Strafe der Guterconfifcation ift ab- 

gefhafft, und kann nicht wieder eingeführt werben. 


pP 
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Der König bat das Recht, zu egnavigen 
und die Strafen zu mildern. 

Das bürgerliche Geſetzbuch und die bes 
fiehenden Gefege, welche diefer Urkunde nicht ent- 
gegen find, bleiben in Kraft, bis fie auf. —— 
Wege abgefchafft werben. | 


7) Befonvere vom Eis: garantirte 
Rechte. 


Die dffentlihe Schuld iſt garantirt. eve 
von Seiten des Staates gegen feine Glaͤubiger übers 
nommene Berbindlichkeit ift unverletzlich. 

"Der alte Adel nimme feine Titel wieder an; 

der neue behält die feinigen, Der König erhebt 
nach Willkuͤhr in den Adelſtand; er verleiht, aber Titel 
und Rang ohne irgend eine Befreiung von den Laften 


. und Pflichten der Geſellſchaft. 


Die Ehrenlegion wird beibehalten, und. der. 
König ihre innere Einrichtung und Decoration, bes 
ftimmen. 

Die Kolonieen follen nach befondern Geſetzen 
und Reglements regiert werden. 

Der Koͤnig und feine Nachfolger f hwören bei 
der Feierlichkeit ihrer Krönung, Die gegenwärtige Ver⸗ 
N freu zu Rue 
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c) Die fpätern Ereigniffe in Sinſicht die 
fer Berfaffung. 


- Das Wiedererfcheinen Napoleons in — 
waͤhrend der ſogenannten hundert Tage im Jahre 
1815. wirkte zwar: nur voruͤbergehend auf, die Ver— 

St. W. ate Aufl. IV. 15 
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faſſung ein; doch darf diefe Einwirfung in gefch ich: 
lich-politiſcher Beziehung nicht ganz übergangen 
werden, Er erneuerte, mit Beſeitigung der von 
Ludwig 18 ı gegebenen conftitutionellen harte, im 
Ganzen die vierte Verfaffung mit ihren. Ergaͤnzun⸗ 
gen in den Senatusconfultis vom Auguft 180%. und 
vom Mai 4804. Er verband aber damit die (von 
Benjamin Conftant entworfenen und am 22, Apr. 
1815 befannt gemachten‘) Zuſatzartikel, durch 
welche er die vierte Verfaſſung in vielen —— 
Beſtimmungen der Charte annaͤherte. 

Nach dieſen Zuſatzartikeln ward die. gef eb 98: 
bende Gewalt vom Kaifer und zweien Kam 
mern ausgeubt. Die erfte Kammer, Pairskam- 
mer genannt, follte in ihren Würden erblich ſeyn, A 
und zu derfelben vom Kaifer unwid errufl ich er⸗ 
nanut werden, Die Zahl der Pairs war va e⸗ 
ſchraͤnkt. — Die zweite Kammer, Nepr äfen 
fantenfammer genannt, beſtehend Ans 629 Mit- 
gliedern, die wenigftens 23 Jahre alt ſeyn mußten, 
follte vom Volke erwählt und aller fünf 
Jahre erneuert werden. Ihre Mitglieder konnten 
immer wieder gewählt werden. Die Sitzungen 
‚beider Kammern follten offenrlich, und Die Wür- 
den eines Pairs und eines Repraͤſentanten mit’ allen 
öffentlichen Amtsverwaltungen vereinbar ſeyn. Die 
Regierung ſollte die Geſetze vorſchlagen; die, 

Kammern konnten Zuſatze in Antrag‘ bringen. 
Wuͤrden aber dieſe Beraͤnderungen von der 

nicht angenommen; fo ſollten Die Kammern ber dag 
Geſetz ftimmen, wie es war. Dod) hatten beide 
Kammern die Befugniß die Regierung einzus 
laden, eim Geſetz über.einen befimmten 
— abzu faifen ud das —— 
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gen, was ihnen dienlich ſchien, in Das Geſetz aufge— 
nommen zu werden. Eine ſolche Abfaſſung, von der 
einen Kammer angenommen, ſollte in die andere ge— 
bracht, und, von dieſer gutgeheißen, dem Kaiſer 
uͤberreicht werden. — Jeder Vorſchlag einer Steuer, 
eines Anleihens, oder eines Maunſchaftsaufgebots 
follte zumächft in der Repraͤſentantenkammer gefchehen, 
Dahin ward auch. zuerft gebracht 1) das General— 
Staats = Budget, und 2) die Rechnung über die 
Einnahmen und Ausgaben: des vorhergehenden Jah— 
res. — Sn Hinficht der ftaarsbürgerlichen Rechte 
ward :ausgefprochen: alle Franzoſen find vor dem Ge- 
feße gleich, theils nach dem Beitrage zu den allgemei- 
nen Laſten, theils nach der Öelangung zu allen buͤr— 
gerlichen und Militairftellen ; die Freiheit des Gottes— 
dienftes ift allen zugefichert; jeder Bürger hat. das 
Recht, feine Gedanken, wenn er fie unterzeich- 
net, ohne vorhergehende Cenfur zu druden 
und befannt zu machen, mit DBorbehalt gefeßlicher 
‚ Berantwortlichfeit ‚nach der Bekanntmachung durch 
Urtheil der Gefchwornen; das Petitiousrecht ift allen 
"Bürgern zugefichert. — Der Schluß diefer Zufaßs 
artikel lautete: „„das franzofifche Volk erklärt, daß 
in ‚der von ihm geſchehenen Delegation feiner Gewal: 
ten es nicht gefonnen tft, das Recht zu ertheilen, Die 
Wiedereinfesung der Bourbone, oder irgend 
eines Prinzen Diefer Familie, auf den Thron in Bors 
ſchlag zu bringen, nicht einmal im alle, daß die 
Faiferliche Dynaſtie ausftürbe; eben ſo wenig das 
Recht, den alten Feudaladel, oder die Feu— 
dal- und herrſchaftlichen Rechte, oder die 
Zehnten, oder irgend eine privilegirte 
oder herrſchende Keligionsübung, oder 
die Defugniß, die Unwiderruflichfeit des 
15 * 
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Berfaufes der Nationaldomainen auf 
irgend eine Weife anzutaften.‘” — 1J 

Allein als nach der. Schlacht bei Waterloo ; 
‚ welche Napoleons Schidfal entfchied, Ludwig 18 nach 
Paris zurückkehrte, trat auch die von ihm ertheilte 
conſtitutionelle Charte von neuem in Wirkfamfeit nur 
daß, wegen ber Kämpfe zweier entgegengefeßter Par⸗ 
theien in beiden Kanımern, theils gegen einander felbft, 
heile gegen die Minifter, bereits am 5. Sept. 1816 
ein neues Wahlgefeß*) gegeben, dieſes aber 
theihweife ſchon Durch dag Selen vom 5, Febr. 1817; 
und noch wefentlicher am 12, sun. 1820 verändert 
- ward. 9 

Durch dieſes neue Wahlgeſetz ward:die Zahl * 
Deputirten von 258 bis auf 430 vermehrt: .. Von 
dieſer Zahl follten die bis dahin beftandenen 258 Mit⸗ 
glieder auf die bisherige Weife, nämlich von den mitt— 
lern Eigenthuͤmern — den Wahlmännern zu 300 
Franken Steuern — in den Kreisverſammlungen 
ernannt werden, doch ſo, daß ein jeder Bezirk oder 
Kreis einen Deputirten fuͤr ſich erwaͤhlte. (Blos in 
den Departementen, worin ſich nicht 300 Wahlmaͤn⸗ 
ner, oder, wenn ſie in fuͤnf Kreiſe getheilt ſind, nicht 
400 Wahlmaͤnner zu 400 Franken Steuern fanden, 
oder welche bisher nur einen Deputirten überhaupt zu 
ernennen hätten, blieben die Wahlen des ganzen. Des 
partements gemeinfchaftlicd,.) Die hinzugekom⸗ 
menen 172 Deputirten hingegen wurden: zunächft von 
den Reichern a aa gewählt, indem in jedem 


— — — — — 


#) Ueber die in Frantreich in — und neuern — Selten. bes 
kandenen Wahlformen der ehetnaligen Reichsſtaͤnde und 
= der —— Deputirten, Hol.’ a N. IX; 
S. 37 49 
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Departement das am meiſten beſteuerte Viertheil der 
ſaͤmmtlichen Wahlmaͤnner (ſelbſt in dem kleinſten 
oder aͤrmſten Departemente wenigſtens die 75 reich— 
ſten Beſitzer) wieder eine beſtimmte Anzahl Deputirte 
in einer beſondern Wahlverſammlung ernennen ſollte, 
ohne dabei ihr Stimmenrecht bei den Wahlen der 
Kreiſe zu verlieren. So gab alſo in Frankreich die 
Ariſtokratie des Vermoͤgens den Ausfihlag theils in 
der Kammer der Pairs, theils in der augfihließ- 
lihen Wahl eines Drittheils der Depntirtenfammer 
in den Departementswahlen, th.eils in der Theil 
nahme an den Bezirkswahlen, wo die Neichern wies 
der ein Viertheil der Zahl nach bilden. — Kine fp&= 
tere Veränderung der Berfaffung geſchah (1524) durch 
"Das Septennalitätsgefes, nach. welchem. vie 
Deputirtenfammer nicht theilweife, fondern vollig er- 
neuere wird, fo daß diefe Wahl dann 7 Jahre hin— 
Durch Dauert, wenn fie nicht während der Zeit vom 
Könige aufgelöfet wird (wie am 5. Nov. 1827 ges 
ſchah). — Auf ähnliche Weife ward die politifche 
Stellung der Pairsfammer durch Die königliche Er- 
nennung von 76 neuen Pairs (5. Novbr, 
1827) wefentlic) verändert. 





| | 42. 
4) Die Niederlaude. 
a) Geſchichtliche Einleitung in die Entftehung und 
Fortbildung der Verfaffung der Niederlande. 
«) Die erfte Berfaffung vom J. 1798, 


Die aus der frühern Provinzialeinrichtung her- 
ftammende Berfaffung des Freiſtaates der Mieder- 
lande, zulegt mit einem allgemeinen Erb ftatthalter an 
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der Spiße der vollziehenden Gewalt, erfihien aller 
dings im kaufe des achtzehnten Jahrhunderts als ver- 
altet, und bewirfte, in Verbindung. mit mehrern 
andern Urfachen, die bedeutende politifche Ohnmacht 
diefes Freiftaates, der im fiebenzehnten Jahrhunderte 
und bis zum Frieden von Utrecht (1713) in den euro⸗ 
päifchen Angelegenheiten nicht ſelten das Wort der 
Entſcheidung führte, 
Schon lange gährte der Kampf zwifchen der 
oranifchen und antioranifhen Parthei, bevor bie 
franzofifche Revolution die völlige Umgeftaltung des 
innert Staatslebens in den Niederlanden bewirkte, 
Dies geſchah, als die fiegreichen franzöfifchen Heere 
unter Pichegen am Anfange des Jahres 1795 in dies 
fem Sreiftaate vordrangen, und am 19, Jan, Amfters 
dam befegten , nachdem am 17. Jan, ver Erbftatt- 
halter nach England abgereifet war. Der General 
Dänvels ſchloß ſich, an der Spitze einer Legion 
bataviſcher Parrioten, den Franzofen an. Die Nie- 
Derlande wurden als batavifche Republik aus: - 
" gefprochen, und in verfelben die Erbſtatthalterwuͤrde, 
der Adel, und der Keligionsunterfchied in Hinſicht 
auf bürgerliche Rechte aufgehoben; Be 
— Nach dem damals in der Republik Frankreich 
vorherrſchenden dem okratiſchen Syſteme Eonnte 
in der, durch feierliches Buͤndniß an ſie geknuͤpften, 
batavifchen Republik die bisherige Foderativvers 
faffung nicht fortdauern: Batavien follte eine, der 
dritten Verfaſſung Frankreichs ähnliche, Conſti— 
fution erhalten. Deshalb ward zum 1. März 1796 
eine Nationalverfammlung nach dem Haag berufen, 
und aus derfelben ein Ausfchug von 21 Individuen 
mit der Eutwerfung der neuen Verfaffung beauftragt. 
Allein der won dieſem Ausfchuffe gemachte Enewurf 
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ward im Jahre 1797 von den Urverfammlungen des 
bataviſchen Volfes verworfen, worauf im September 
1797 eine. zweite Slationalverfammlung, und in 
derfelben wieder ein Ausſchuß von 21 Mitgliedern 
zur Entwerfung einer neuen Verfaſſung zufammens 
trat. Dei dem langen Anfireben dir Demokraten und 
Foͤderaliſten gegen einander, fiegte endlich Die Parthei 
ber erjten, nachdem Midderigh, der Präfivdent 
ber Nationalverfammlung, alle Mitglieder vderfelben 
verhaften- ließ, welche die feierliche Erklärung gegen 
die Statthalterwürde, gegen den Foderalismus, gegen 
die Anarchie und Ariftokratie verweigerten. De 
franzoͤſiſche Geſandte Sacroir genehmigte Diefe ges 
waltfame Maasregel. Sie bewirkte, daß Die neue 
Berfaffung am 17. März 1798 im Haag unterzeiche 
net, und am 23. Apr. 1798 ohne Widerfpruch anges 
nommen ward. — Diefe neue Berfaffung ging von 
dem Örundfage der Bolfsfouverainetät aug, 
fo Daß, weil das batavifihe Volk feine Angelegenhei= 
ten nicht in Perfon beforgen koͤnne, eine Volksregie— 
rung Durch Stellverrretung gebildet werben 
sollte. Die wichtigften Folgerungen aus dieſem 
Grundſatze waren: „Nur allein in den Urver— 
fammlungen werden alle politifche Rechte durch 
Die Bürger ausgenbt. — Aemter find Aufträge der 
Geſellſchaft für eine beftimmte Zeit. Cie find 
weder erblich, noch einer Veräußerung fähig, noch 
befondere Vorrechte derer, Die fie verwalten. — 
Jede Art des Gottesdienfbes genießt gleiche 
Sicherheit und gleichen Schuß. — Alle fogenannte 
Herrfchaftstechte und Titel find, ohne irgend 
eine. Ertſchaͤdigung, fo wie ale Zehent-, Zins, 
Nachkaufs-, Tod- uud Erbfälle, und alle aus dem 
Lehnsſyſteme abſtammende Rechte für, immer abge 


{ \ 
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Schafft; noch foll der ftellvertretende Körper den Fuß 
und die Art dev Abkaufung aller folcher Rechte 
beftimmen ‚welche als Früchte eines wefentlichen 
Eigenthums betrachtet werden fünnen, — Niemand 
Fann angeklagt oder verhaftet werden, als in Kraft 
der-Öefege, Diejenigen, die ohne Zuthun des Rich⸗ 
ers, in einem dringenden Falle verhafter werden‘, 


ſollen längftens innerhalb 24 Stunden ihrem befugten - 


Richter übergeben werden. — Die Güterconfifcation 
wird. aufgehoben. — Alle Gitven,  Corporationen 
und. Innungen von Gewerben, Handwerken und 
Fabriken werden abgefchafft. — Der Beitrag zu 
den nothwendigen Beduͤrfniſſen des Staates’ ift eine 
geheiligte Schuld für jeden Bürger, um den Schuß 


zu verguͤten, den er genießt. Diefer Beitrag wird 


von alten Bürgern nach dem Verhaͤltniſſe ihres 
Vermoͤgens geleifte. — Zur Ausuͤbung des 
Stimmenrechts der Bürger wird die ganze Republik 
in Urverfanlungen, jede zw 500 Seelen, 
und in Diftricersverfammlungen 'gerheilt, 
worin die Wähler aus vierzig Urverſammlungen 
zuſammen Fommen. — Die drei pornehmften Ge= 
walten der Republik find: die ſtellvertretende, 
die vollziebende und die richrerliche Gewalt. 
Der ftellvertretende Körper repräfentirt das 


ganze Volk, und giebt im Namen deſſelben Geſetze. 


Er zerfällt in zwei Kammern, die eine von 60, vie 


andere von 36 Mitgliedern, (Es ward auf 20,000. 


Seelen Eim Repräfentant gerechnet.) — Der Ent: 
wurf und erſte Vortrag aller Gefege und Befchlüffe 
gehört allein und ausfchlieglich. der 'erften; die Be— 
ftätigung oder Nichtbeftärigung der zweiten Kam— 
. mer zu. Alle Sigungen beider Kammern find #ffent- 

lich. Die von der zweiten Kammer beftätigten 
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Beſchluͤſſe und Geſetze werden dem Vollziehungsrathe, 
um darnach zu verfahren, und der erſten Kammer in 
Abſchrift zugeſchickt. Der Vollziehungsrath, 
beſtehend aus fuͤnf Individuen, von welchen jaͤhrlich 
eins austritt, ernennt die verantwortlichen Miniſter, 
die Sommifjarien' bei den Departementsregierungen, 


bei ven Gericheshofen, bei den Gemeinderegierungen, . 


und in Kriegszeiten bei der Kriegsmacht zu Waſſer 
und zu Lande; verfündigt die ihm von dem ftellver- 
- tretenden Korper zugefandten Geſetze binnen Ddreien 
Zagen,. und forgt für deren Vollſtreckung; er organis 
firt die bewaffnete Macht und ernennt alle hohe Offi— 
ciere; er uͤberſchickt jährlid) dem ftellvertretenden Kor: 
per einen Leberfchlag der gewöhnlichen und der außer- 
ordentlichen Staatsausgaben , fo wie eine Berechnung 
der im vorigen Jahre bewilligten Summen; er er: 
nennt alle auswärtige Ddiplamatifche Agenten, und 
leitet die Unterhandlungen mit dem Auslande; er 
vorbereitet, führe und ſchließt die Unterbandlungen 
über Frieden, Bündniffe, Freundfchafts: und Hans 
delsverträge, Doch unter nachfolgender Beftätigung 
von dem ftellvertretenden Körper. In Anfehung ver 
Entftehung eines Krieges kann er in Unterhandlung 
treten , aber feinen Beſchluß faffen, er muß deshalb 
dem ftellvertretenden Körper einen mit Gründen unter= 
füßten "Antrag machen; jedes. ausgetretene Mitglied 
des Vollziehungsrathes bleibt zwei Jahre lang nach 
feinem Austritte verantwortlich wegen feiner, in Dies 
fer Eigenfchaft verrichteten, Handlungen, — Die 
Departements» und Öemeinderegierungen 
find adminiftrative Behörden, dem Vollziehungsrathe 
untergeordnet und verantwortlih. Jedes Depar⸗ 
tement (es. beftanden 8 Departemente nach der Vers 
fafjung) har feine eigene Regierung, beftehend aus 
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ſieben in den Urverſaämmlungen jaͤhrlich gewählten 
Mitgliedern. Ueber jede Gemeinde iſt eine Ge— 
meinderegierung geſetzt, deren Zahl, Wahlform und 
Sitzungszeit, auf den Antrag des Vollziehungsrathes, 
von dem ſtellvertretenden Korper jaͤhrlich Durch ein Res. 
glement beftimmt wurd. — Die Richter find uns 
abhängig und unabjegbar. Jede Gemeinde hat einen, 
oder mehrere, in den Lrverfammlungen gewählte 
Friedensrichter. Jedes Departement hat einen. Ge— 
richtshof zur Verwaltung der bürgerlichen und. peins 
lichen Rechtspflege. Es befteht ein hoher Nationals 
gerichtshof zum Erkennen über Vergehen der Mitglies 
der des jtellvertretenden Körpers, des Vollziehungs: 
rathes, der Commiſſarien und der diplomatifchen 
Agenten.‘ | 


—— 4, 
PB) Die zweite Berfaffung vom J. 1801: 


Waren in diefer batavifchen Werfaffung Der aus 
5 Individuen beftehende Vollziehungsrarh (Staats. 
bewind) dem damaligen Directorium Frankreichs, 
und die beiden Kammern dem Rathe der Fuͤnfhundert 
und der Alten ‚nachgebilver, und mußte überhaupt 
in diefer Zeit des Weltfampfes die batavifche Repu— 
blik das Schidfal der. mächtigen Schwefterrepublif 
theilen; fo erhielt auch Batavien, nach der Einfuͤh— 
rung der. vierten (confularifchen) Verfaſſung in 
Frankreich, am 16. October 1801 eine neue — die 
zweite — Verfaffung, mit einem gefeßgebenden 
Körper von 35 Mitgliedern, und einem Staatsbewind 
von 12 Individuen. Dieſe Verfaſſung wiederhoblte, 
doch ohne Vorausſchickung des Örundfages der Volks⸗ 
fouverainetät, die. meiften . ftaatsrechtlichen Beſtini— 
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mungen der erften Verfaffung in Hinficht der Gleich⸗ 
heit vor dem Geſetze und bei der Beſteuerung, der 
völligen Aufhebung des Lehnsweſens, des. gleichen 
Schußes für alle Keligionsgefellfchaften, und ver 
Beibehaltung der Urverfammlungen für die 
Wahl der Mitglieder des gefeßgebenden Körpers, 
Allein dem Staatsbewind, aus welchem- in jedem 
Sabre ein Mitglied ausfcheiden follte, ward Die 
Initiative der Geſetze zugetheilt, fo daß er die 
Sefegesvorfchläge dem gefeßgebenvden Körper vorfra= 
gen, und die von diefem genehmigten Gefeße bekannt 
machen follte., Außerdem ftand ihm zu, alle Ver— 
träge, doch unter Vorbehalt der Genehmigung des 
gefeßgebenden Körpers, abzufchließen; nur. durfte er 
in Hinficht einer Kriegserflärung, ohne den 
Ausfpruch des gefeßgebenvden Körpers, feinen Be— 
ſchluß faffen. Ihm ward die Verwaltung der.öffents 
lichen Geldmittel, die Verfügung über die; Flotten 
und Kriegsheere, die Dberaufficht ber Die Polizei, 
und das Recht erteilt, einen Seerath von 7 Perfo= 
nen zu ernennen. — Der gefeßgebende Kor 
per, beftehend aus 35 Mitgliedern, für das erftemal 
unmittelbar: von dem Gtaatsbewinde ernannt, und 
jährlich zum dritten Theile erneuert, follte aus feiner 
Mitte durch Stimmenmehrheit zwolf Individuen, 
für die Zeit einer jeden Gißung, ernennen; beſtimmt 
für die Prüfung der von der Kegierung: vor 
-gefchblagenen Geſetze. Bei der. Abftimmung 
Darüber follten fih alle 35 Mitglieder mit einem eins 
fachen Sa oder Nein aͤnßern. Sollte ein Antrag ver- 
worfen werden; fo Fonnte die Regierung drei ihrer 
Mitglieder in den gefeßgebenden Körper aborbnen, 
um denſelben näher zu unterrichten. Ward er aber 
dann von-neuem. verworfen; fo follte er ganz unter— 
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bleiben; doch mußte der gefeßgebende. Körper feine , 
Verwerfungsgründe der Negierung mittheilen. — 
Die Departementalverwaltungen und Ge— 
meindeverwaltungen, fo wie die: Beftimmunz 
gen über die richterliche Gewalt und deren Behoͤr⸗ 
den wurden, mit wenigen Neränderungen, aus der 
erſten Verfaſſung beibehalten, — | 


4A, h 
y) Die Berfaffungen vom Sabre 1805 
und 1806. | 


Nur viertehalb Jahre blieb dieſe Verfaſſung in 
Guͤltigkeit, und Batavien abhängig von der Dictatur 
des erften Confuls. Als aber in Frankreich Napoleon 
die Eaiferliche Würde angenommen, und die vierte 
Berfaffung Durch organische Genatusconfulta der 
monarhifchen Regierungsform mehr angenäbert 
hatte; fo erhielt auch die batavische Republik am 15, 
März 1805, unfer Napoleons Einfluffe, eine dritte 
Verfaſſung, in welcher ein Rathspenſionair als 
Regent an die Spitze geftellt, und der geſetzge bende 
Körper auf 19 Mitglieder, jedoch mit der Auffri— 
ſchung der Altern Benennung: ho ch moͤgen de Re⸗ 
praͤſentanten, vermindert ward. Die Staats: 
formen ruͤndeten ſich bereits in dieſer Verfaſſung nach 
dem monarchiſchen Princip, fo daß es im Jahre 
1806, beider Ernennung Louis Napoleons zum 
erblihen Könige von Holland, Feiner neuen 
Verfaſſung,  fondern blos einer Ergänzung Diefer 
dritten. bedurfte, PER 

Diefe- dritte Derfaffung beftätigte die Vernich 
fung des Lehnsweſens, die ftaatsbürgerlichen Rechte, 
die. Eintheilung - der Republik in acht Departemente 
und ber Departemente in Diftricte. Die Sou— 


5 
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verainerät des batavifhen Volkes follte 
Durch die Berfammlungder Hochmögenden, 
mit dem Rathspenſionair, repräfentirt 
werden. Die 19 Mitglieder der Berfammlung der 
Hochmoͤgenden wurden (nicht in Urverfammlungen, ſon⸗ 
dern) von den Mitgliedern der Departementsverwals 
tungen auf.drei Jahre nach dem Maasftabe erwählt; 
daß zur Ernennung eines Mitgliedes der Verſamm⸗ 
lung der Hochmögenden die Departementsverſamm⸗ 
lung eine sifte von vier Kandidaten an den Rathspen⸗ 
fionair ſchickte, der aus biefer Lifte zwei bezeichnete, 
von welchen. ſodaun die Departementalverfanmlung 
einen wählte... Die Verfammlung der Hochmögenden 
follte nur über Die Gegenftände beratbfchlagen; welche 
ihe von dem NKathspenfionair vorgelegt 
wurden, und diefelben, ohne Veraͤnderung 
oder Mopdification, annehmen oder verworfen; 
Ward das vorgelegte Geſetz angenommen ;' fo zeigten 
fie e8 dem Rathspenſionair an, der es befannt machte 
md ausfuͤhrte. Ward der Öejeßesentwurf verworfen ; 
fo mußten dem Rathspenſionair die Gründe der 
Weigerung vorgelegt werden, worauf: derfelbe den 
nämlichen Entwurf, nur anders. motivirt oder modi: 
ficirt, von neuem vorlegen Eonnte. — Die Ver: 
ſammlung der. Hochmögenden hatte ausſchließlich 
das Recht, - über. die allgemeinen Petittoneti 
der Staatsbedürfniffe zu berarhfihlagen; vie 
Friedens, Buͤndniß- und Handelsverträge zu rafis 
fieiren, und, auf den Borfchlag des Rathspenfionairs, 
ein Decret zur Kriegserflärung zu erlaffen; auch übte 
ſie das Begnadigungsrecht, auf den Vorfchlag 
des Rathspenſionairs, und nach vorläufiger Einhoh- 
lung der Meinung des. Nationaltribunals. — Der 
Rathspenſionair, durch die abfolute Stimmen: 
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mehrheit der 19 Mitglieder der Verſammlung der 
Hochmögenden auf 5 Jahre ernannt, und immer 
wieder wählbar, follte vie vollziehende Ge— 
walt ausüben im Namen der Hochmögenpen; 
der Kepräfentanten der. batavifchen Republik; doch 
Eonnte er fein Amt zu jeder Zeit niederlegen. 
Er follte einen Staatsrath ernennen, deffen Gut: 
achten und Meinung er.über alle Gegenftände fordern 
Fonnte, über welche er ihn um Rath fragen wollte, 
Erft nach Anhörung des Staatsraths ſollte er einen 
Entſchluß wegen der Entwürfe der Geſetze faffen: 
Ihm ftand es zu, alle diplomatische Agenten; alle 
Dfficiere ‚ver fand» und Seemacht, alle. Beamtete 
des Staates und alle Mitglieder der Tribumale zu 
ernennen, fo wie die Heere und die Flotten zu leiten. — 
Die: fruͤhern Beftimmungen ‚über die richterliche 
Gewalt, ſo wie über die Departemental= und 
Öemeindeverwaltungen wurben beibehalten. — 

Obgleich der Kathspenfionair Schimmelpens . 
 nink ein rechtlicher, thätiger und umfichtiger Mann 
war;. fo fühlten doch Die Niederländer. Die drüdende 
Laͤhmung ihres Handels durch Napoleons Continental⸗ 
ſyſtem, und: den Verluſt ihrer Kolonieen in dem 
zwifchen Großbritannien und Frankreich erneuerten 
Kriege. Zunächft unter dem Vorwande der ftreitgften 
Aufrechtbaltung des Continentalfpfiems mußte: eine; 
nach. Paris berufene , niederländifche Deputation am 
24. Mat 1806 mit Talleyrand einen Vertrag unters 
zeichnen , in welchem Napoleon fürewige Zeiten 
dem Staate von Holland die Erhaltung feiner vers 
faffungsmäßigen Rechte; rfeine Unabhängigfeit, den 
unverminderten.- Umfang: feiner Befigungen in beiden 
Erprheilen, und feine politifche, bürgerliche und‘ kirch⸗ 
liche Freiheit garantirte, wogegen, auf den Antrag 
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der Hohmögenden, der Prinz Louis Napo— 
leon zum erblichen und conftitutionellen Könige 
von Holland ernannt ward ; doc) follte der König 
von Holland für innmer der Inhaber einer Großwuͤrde 
des franzoͤſiſchen Reiches, unter dem Titel Conne—⸗ 
table, fern. 

Allein Louis Napoleon, der die Krone Holz 
lands nur ungern annahm, berücfihtigre das ne 
tereſſe feines Staates fo fehr, daß er dadurch vie . 
Unzufriedenheit feines Bruders erregte, der ihm, bei 
feiner Abreife von Paris, öffentlich gefagt hatte: 
„, Hören Sie nie auf, Franzoſe zu feyn. Die 
Würde des Konnetable wird Ihnen die Pflichten, Die 
Sie gegen mich zu erfüllen haben und die Wichtig: 
feit vorzeichnen, die ich. mit der Ihnen anvertrauten 
Bewachung der, feften Pläße verbinde, welche den 
Norden meiner Staaten ſichern.“ — Durch das con= 
ftirutionelle Sefeß des Königreiches Hol— 
land vom 10. Juny 1806 ward die Verfaſſung 
vom Jahre 1805 beibehalten und beftätigt, und nur 
in den Puncten verändert, welche durch die Ver: 
wandlung der Republik in ein Königreich nöthig ges 
‘worden waren. Der. König erhielt ausſchließlich 

und ohne‘ Einſchraͤnkung die gaͤnzliche Ausuͤbung 
der Regierung und alle Macht, die Vollziehung 
der Geſetze zu ſichern, und ihnen Achtung zu ver— 
ſchaffen; ihm ward das Begnadigungsrecht beigelegt; 
ihm zur Seite ſollte ein Conſeil von Landese in— 
gebohrnen ſtehen; er ſollte vier Miniſter ernennen, 
und die Regierung der. Kolonieen ausſchließ— 
lich leiten. Der geſetzgebende Körper, be 
ſtehend aus 38 Mitgliedern, die auf fuͤnf Jahre er⸗ 
waͤhlt wurden, ſollte, gemeinfchaftlich mit dem 
Koͤnige, die Geſetze — 
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Vergrößerte gleich Napoleon das Koͤnigreich 
Holland, nach dem Tilfiter Frieden, Durch das Fürs 
ſtenthum Oftfriesland und die Herrfehaft ever; fo 
mußte dafjelbe Doch dagegen Vlieſſingen und 
andere Diftricte fchon, im Sabre 1807 an Frankreich 
abtreten, und, im Vertrage vom 16. März 1810, 
zu noch bedeutendern Abtretungen und Opfern fich 
verftehen. Bald darauf verzichtete (1. Jul. 1810) 
der König Louis auf die Krone Hollands ; angeblich 
zu Gunſten feiner Söhne. Allein Napoleon erkannte 
diefe Niederlegung nicht an, und ſprach am 9. Zul; 
- 1810 die Einverleibung des ganzen König: 
reihes Holland ins franzofifche Reich aus. 


45. | 
5) Die VBerfaffung vom Jahre 1814 und 
1815. | 


Sobald aber, nach der Völkerſchlacht bei Leipzig, 
der preußifche Heereseheil unter. Bülow der Örenze 
Hollands im. Spätjahre 1813 fich näherte, mußten 
die wenigen in Holland ‚gebliebenen Franzoſen dieſes 
Sand verlaffen. Kine aus Eingebohrnen zufammen- 
getretene. eiuftweilige. Regierungscommiſſion {ud den 
Prinzen Wilhelm Sriedrih von Naffaus 
Dranien zur Ruͤckkehr aus England ein, und legte 
idm (1. Dec. 1813) den Titel eines fouverainen 
Sürften der Niederlande bei. Der Fürft 
erſchien am 2, Dec. im Haag, nahm dieſen Zitel 
an, verfprach aber fogleich, die Regierung unter 
der Garantie einer zweckmäßigen, die 
Sreiheiten der Niederländer fichernden, 
Berfaffung zu. führen. . Deshalb berief er zum 
285. März 1814 die Notablen: ver niederländifchen 
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Provinzen zufammen, welche den ihnen vorgelegten 
Entwurf zur neuen Berfaffung fo einſtimmig annah— 
men, daß von 600 Notablen blos 25 auf einige Ab 
änderungen im Einzelnen angetragen hatten. : Doch 
verzog fich die Einführung dieſer Verfaffung its 
öffentliche Staatsleben, weil die verbiinderen Mächte, 
nach dent Abfchkuffe des erften Parifer Friedens vom 
30. Mai 1814, die Vereinigung Belgiens 
mit Holland ausfprachen; nur daß Luxemburg, 
auf dem Wiener Congreſſe, fuͤr ein beſonderes, zum 
teutſchen Bunde gehoͤrendes, Großherzogt h um, 
. und für eine Secundogenitur des oranifchen Haufes 
erklärt ward, obgleich der Regent des niederländifchen 
Staates die volle Souverainetaͤt Darüber uͤben follte, 
Der leßtere unterzeichnete am 21, Jul. 1814 die Bez 
dingungen der Bereinigung Belgiens mit Holland; 
und nahm, mit Zuftimmung der auf dem Wiener 
Congreſſe vereinigten Mächte, am 16. März 1815 
(in. derfelben Zeit, als Napoleon von Elba aus in 
Frankreich wieder erfchienen war), vie Eonigliche 
Würde, und den Titel: Wilhelm 1, König 
der Niederlande, Prinz von Naffau » Dranien 
und Öroßherzog: von Suremburg, an. Die Schlacht 
von Waterloo, aufbelgifhem Boden gefämpft 
(18. Jun.), entfchied über Napoleons Schidfal. Bald 
nach ‚derfelben berief der König die Notablen der 
belgifchen Provinzen zuſammen, damit fie gleich» 
falls die von den Holländern bereits anerkannte Ver: 
fafjung mit den Beränderungen annehmen folls 
ten, welche in verfelben durch die Vergrößerungen des 
Königreiches noͤthig geworden waren. Allein die ver- 
jährte Abneigung der Belgier gegen die Bataver und 
die den belgiſchen Katholiken unwillkommene völlige 
Gleichheit aller Ctaatsbürger ohne 2 Ss icht auf 
St. W. ate Aufl. IV. 
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die Religion bewirkte, Daß theils ein Sechstheil der 
berufenen Notablen gar nicht erfchien , ‚theils von den 
verfammelten.nur 527 Stimmen für, und 796 Stim⸗ 
men gegen die neue Derfaffung fich erklärten, . Doch 
hatten 126 der leßtern ausdrüdtich bemerft, daß ihr 
Widerſpruch zunächft nur gegen bie in ber Berfaffung 
ausgefprochene völlige Freiheit des Eirchlichen Cultus 
und, gegen die gleiche Berechtigung. aller Bürger zu 
öffentlichen Aemtern, ohne Ruͤckſicht auf Religion, ſich 
bezöge. — Der König glaubte in diefem Widerſpruche 
feinen Örund zu finden, die Einführung der neuen Ber: 
- faffung zu verzögern. Er fprach alfo am 24, Ang. 
1815 die neue Verfaſſung als Grundgeſetz des 
Königreiches aus: „theils weil die nördlichen 
I Provinzen diefes bereits angenommen hätten; theils 
weil die in Hinficht der Gleichheit des kirchlichen 
Cultus aufgeftellten Beftimmungen auf Verträge ſich 
gründeten, und nach den Srundfägen eingerichtet 
wären, welche die verbündeten Souveraine in Das 
europäifche Staatenfyften eingeführt hätten. - ie 
fönnten daher aus der niederländifchen Verfaſſung 
nicht weggelaffen werden, obme die Kriftenz Der 
Monarchie felbft in die MWagfchale zu legen. ‘ 


46. 


b) Politifcher Charakter der niederländis 
[hen Verfaffung vom 24. Aug. 1815. 


Diefe Berfaffung umfchließe in eilf Sapiteln 234 
Artikel. Der wefentliche Inhalt derfelben ift folgender : 


1) Bon dem Königreiche und deffen Eins 
wohnern 


Das Königreich der Niederlande, veffen Gren⸗ 
zen durch die Wiener Congreßacte beſtimmt wurden, 
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befteht aus folgenden Provinzen: Norpbrabant, Suͤd⸗ 
brabant, Limburg, Geldern, Lüttich, Oftflandern, 
Meftflandern, Hennegau, Holland, Seeland, Na:' 
mur, Antwerpen, Utrecht, Friesland, Oberyſſel, 
Gröningen und Drentbe. Das Sroßberzog- 
thum luremburg, fo wie es durch die Wiener 
Congreßacte begrenzt ift, fteht unter Einer Souverai— 
netät mit Dem Königreiche der Niederlande und wird 
nach demfelben Grundgeſetze regiert; unbeſchadet feis 
ner VBerhältniffe zu dem teutſchen Bunde, 
Jeder Eingebohrne des Königreiches, fo wie die 
| Natnralificten , find zu allen Aemtern fähig. Die 
“Ausübung der bürgerlichen Rechte ift Durch das Geſetz 
deſtimmt. 


2) Don dem Könige 


Die Krone iſt erblih in den rechtmäßigen 
männlichen Defcendenten des Königs Wilhelm 
nad) dem Rechte - der Exrftgeburt. ” In gänzlicher 
Ermangelung der niännlichen Defcendenten find Die 
Tochter des Königs, nach Der Primogeniturordnung, 
zur Ihronfolge berufen. - Hat aber ein Weib die Krone 
auf ein anderes Haus übergetragen; fo tritt dieſes 
Haus in alle Rechte des jest regiereriden Haufes ein. 

‘Der Konig der Niederlande kann Feine andere 
Krone tragen. Nie kann der Eiß der Regierung 
außerhalb Des Königreiches verlegt werden, 
Der Koͤnig hat eine Civilliſte von 2,400,000 
Gulden, aus dem oͤffentlichen Schatze zahlbar. Auf 

den Vorſchiag des Koͤnigs koͤnnen von dieſer Summe 
500,000 Gulden ihm in Domainen ‘zu voͤlligem 
Eigenthume angewiefen werden. Außerdem find 
mehrere Sommer = und- aeg zur Wohnung 
des Königs beftimmte. 
16 * 
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Der Konig, die Prinzen und Prinzeffinnen fei- 
nes Haufes find von allen perfonlichen und Directen 
Auflagen, von der Grundſteuer aber nur für die ihnen 
angewiefenen Wohnungen befreiet, übrigens allen 
andern Auflagen unterworfen, 

Der ältefte Sohn des Königs, oder fein maͤnn⸗ 
licher Deſcendent, als präfunitiver Kronerbe, ift-der 
erſte Unterthan des Konigs, führt den Titel 
eines Prinzen von Dranien, und genießt, nach 
zuruͤckgelegtem achrzehnten Jahre, ein Einfommen von 
100,000 Fl. aus dem öffentlichen Schatze, weldes 
nach feiner Bermählung verdoppelt wird, 

Der König ift mit erfülltem achtzehnten Jahre 
muͤndig. Während der Minderjährigfeit Des Koͤ— 
nigs, oder wenn der Konig ſich außer Stande befin= 
det, zu regieren, wird die koͤnigllche Mache von einem 
Kegenten geuͤbt. Wenn in dem leßtern Falle 
der Prinz von DOranien volle 18 Sahre alt ift; fo ift 
er Kegent von Rechts wegen, 

Der König wird, beim Antritte der Kegierung, 
in einer öffentlihen — im Freien gehaltenen — 
Sitzung der beiden Kammern inaugurirt, nachdem 
ihm, in diefer Sitzung, das Fundamentalgeſetz ganz 
vorgelefen, und von ihm der in demſelben vorgefchrie- 
bene Eid geleiftet worden ift. 

Der König hat die Leitung der auswärft- 
gen Angelegenheiten; er ernennt alle diploma— 
tifche Agenten. Er erklärt Krieg, ſchließt 
Frieden, und feßt die beiven Kammern der Gene 
ralftaaten-davon in Kenntniß., Ihm gehört das Recht, 
alle andere Verträge und Conventionen 
abzufchliegen und zu ratificiven. Er feßt die beiden 
Kanımern davon in Kenntniß, fobald er glaubt, daß 
das Intereſſe und Die Sicherheit des Staates es er—⸗ 


J 
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lauben. — Der König verfügt ber die Sand» und 
Seemacht, und ernennt die Dfficiere bei derfelben. — 
Die oberfte Leitung der Kolonieen gehort 
ausfchlieglih dem Könige. — Er hat bie 
oberfte.teitung der Finanzen; er ordnet und beftimme 
die Befoldungen der Collegien und Craatsbeamten, 
welche aus dem öffentlichen Schaße bezahlt werden, 
und fragt fie ein in das Budget der Ausgaben des 
Staates. Die Befoldungen der Staatsbeamten des 
richterlichen Standes find durch das Geſetz beftimme, 

Der König ertheilt den Adel. — Er übt das 
Begnadigungsrecht, nach Abfaffılng eines Ontach- 
tens von dem Obergerichtshofe. 
Er legt den Seneralftaaten die Ge— 
feßesentwürfe vor; er beftärigt oder ver: 
wirftdie Vorfhläge, welche ihm die Ge— 
neralftaaten thun. | 

Es beftcht ein Staatsrath aus höchftens 24 
Mitgliedern; welche der König nach Belieben ernennt. 
und entſetzt. Der König hat den Borfis im Staats— 
rarhe. Im Staatsrathe wird über alle Vorfchläge 
beratbfchlagt, welche der König den Generalſtaaten 
thut, und von dieſen an ihn gelangen; fo wie über 
alle Maasregeln für die innere Verwaltung, und für 
die Befigungen in andern Erdtheilen. — Der König 
entjcheidet allein, bringt aber feine Entfiheidungen 
zur Kenntniß des Staatsrathes, — Der Konig 
gruͤndet Mlinifterialdepartemente, und eruennt und 
entjeßt deren Chefs nad) Belieben, 


3) Bon den Generalftaaten. 


Die Generalftaaten repräfentiren die Nas 
rion.. Sie werden aus zwei Kammern gebilver. 
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Die eine Kammer befteht aus 110 Mitgliedern, 
welche von ven Staaten der Provinzen nach folgendem 
Maasftabe ernannt werden: Nordbrabant ernennt. 7,” 
Suͤdbrabant 8, Limburg 4, Geldern 6, Luͤttich 6, 
Oftflanvern 10, Weftflandern 8, Hennegau 8, Hol⸗ 
land 22,. Seeland 3,. Namur 2, Antwerpen 5, 
Utrecht: 3, Friesland 5, Oberyſſel 4, Groningen 4, 
Drenthe 1, Luxemburg 4. 

Die andere Kammer, welche den Namen der 
erften führe, befteht aus wenigftens 40, höchftens: 
60 Mitgliedern, die volle 40 Jahre alt feyn müffen, 
und von dem Konige auf Lebenszeit aus den Pers 
fonen ernannt werden, . welche durch dem Staate 
geleiftere Dienfte, durch ihre Geburt oder ihr Ver— 
mögen am ausgezeichnetften find. 

Wahlbar in die zweite Kammer find Perfonen, 
welche in der Provinz, von welcher fie ernannt wer— 
den, wohnhaft und volle 30 Jahre alt find. Land— 
und Geeofficiere find nur wählbar, wenn fie einen 
Rang über den der Sapitaine haben. Die Mitglieder 
der Kammer werden auf drei Jahre erwählt; die 
Kammer wird jährlich zum dritten Theile erneuert ; 
doch Fonnen die heraustretenden Mitglieder unmittel- 
bar darauf wieder gewählt werden. Die Mitglieder 
diefer Kammer erhalten Entſchaͤdigung. Ahr Präfis 
dent wird, für die Dauer einer Cißung, von dem 
Könige ernannt aus einer dreifachen, von der Kam: 
mer ihm überreichten, Lifte. J 

Die Mitglieder der erſten Kammer erhalten 
eine Summe von 3000 51. jährlich, und leiften den, 
für die Mitglieder der zweiten Kammer vorgefchriebe: 
nen, Eid in die Hände des Koͤnigs. Der Präfident 
diefer Kammer wird von dem Könige ernannt, 

Die Chefs der allgemeinen VBerwaltungspepar- 
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temente haben in beiden Kammern Sitz. Ein Mit 
glied der Provinzialftaaten, Das zu den 
Seneralftaaten ernannt wird, verliert 
feine vorige Eigenſchaft. ede der beiden 
Kammern führt den Titel: edle und hochmögende 
Herren. Die Öeneralftaaten verſammeln fich jährlich 
einmal; ihre Sißungen werden abwechfelnd in einer 
Stadt der nördlichen und der ſuͤdlichen Provinzen 
gehalten. Der Konig kann fie außerordentlich zu= 
fammenberufen. Bei dem Ableben des Königs vers 
ſammeln ſich dieſelben ohne vorhergegaugene Zuſam⸗ 
menberufung. 

Keine der beiden Kammern Eann. einen Befchluß 
faſſen, wenn nicht wenigftens die Haͤlfte ihrer Mit⸗ 
glieder verſammelt iſt. Jeder Beſchluß wird durch 
die abſolute Mehrheit der Stimmen gefaßt. 
Blos die Wahlen. und Vorſchlaͤge der Kandidaten 
gefchehen durch geheime Stimmenſammlung. 

Sa den Fällen, wo, nad) der Verfaſſung, 
beide Kammern vereinigt find, fißen vie Mitglieder 
ohne Unterfchied der Kammern. Der Präfident der 
erften Kammer leitet Die Berathſchlagungen. 

Die gefeßgebende Gewalt wird ge 
meinfchaftlih von dem Könige und den 
©eneralftaaten genbt. 

Der Konig richtet die Vorfchläge, welche er den 
Seneratftaaten thun will, an die zweite Kam— 
mer,. durch ein Sendfthreiben , welches die Be— 
weggruͤnde enthält, oder durch Commiſſaire. Die 
Kammer berathſchlagt in allgemeiner Verſammlung 
uͤber keinen Vorſchlag des Koͤnigs eher, als bis ſie 
ihn in Den verſchiedenen Sectionen geprüft hat. Die 
Sißungen der zweiten Kammer find öffentlich; 
* bildet ſich die Kammer zu einer Commité, wenn 
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der zehnte Theil der anwefenden Mitglieder, ober ber 
Präfident es verlange. — Wenn die zweite. Kammer, 
nach Berathfchlagung über das Öutachten ihrer Sec⸗ 
tionen, ‚ven Öefeßesentwurf annimmt; fo ſendet 
fie ihn der erften Kammer. Wenn fie ihn niche 
annehmen zu koͤnnen glaubt; fo benachrichtigt fie den 
König davon. — In der erſten Kammer wird 
über den, von der zweiten Kammer angenommenen, 
Borfchlag des Königs in den Sectionen, und fodann 
in. der allgemeinen Sitzung beratbfehlagt. Im Yalle 
der Annahme, fo wie der Nichtannahme, giebt fie dem 
Könige und der zweiten Kammer Nachricht deshalb. - 
Die Oeneralftaaten haben dag Recht, dem 
Könige Vorfchläge zu thun; doch gehört Das 
Recht, eine Beratbfehlagung über einen 
dem Könige zu machenden Vorfchlag zu 
veranlaſſen, ausſchließlich der zweiten 
Kammer Wird der Vorfchlag gebilligt; fo gehet 
er an die erfte Kammer. Genehmigt ihn diefe; fo 
legt fie ihm dem Könige vor, und benachrichtigt Davon 
die. zweite Kammer. Verwirft fie ihn; fo eröffnet 
fie dies der zweiten Kammer, . Wenn der König 
einen Vorſchlag der Oeneralftaaten annimmt; fo 
drüdt er fich. mit den Worten aus: „Der König 
willigt ein.” Verwirft er ihn; fo heißt es: „Der 
König wird in Ueberlegung nehmen.” 
Das Budget der Ausgaben muß die Bei— 
ffimmung der Generalftaaten haben. Es 
wird von dem Könige der zweiten Kammer vorges 
"Legt. Das Budget wird in zwei Theile getheilt. 
Der erfte Theil enthält alle ordentliche, fefte und 
beftehenve Ausgaben, die: fich befonders auf den Fries 
Denszuftand beziehen; der zweite Theil die außer» 
ordentlichen, unvorhergefehenen und ungewiffen Aus—⸗ 
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gaben, welche vorzuͤglich zur Zeit des Krieges nach 
den Umftänden beftimmt werden müffen. Der: erfte 
Theil ſoll, nach der Annahme von den Generalftaaten, 
auf zehn Jahr, der zweite nur auf ein Jahr gelten. — 
Der König (äßt jährlich den Oeneralftaaten eine 
genaue Berechnung der Anwendung der öffentlichen 
Gelder vorlegen. 


4) Von den Provinzialſtaaten 89. 


Die Staaten der Provinzen beſtehen aus den 
von den drei Ständen erwaͤhlten Mitgliedern: des 
Adels (oder der Ritterſchaft), der Städte, 
und der Landſchaft. Die Gefamntzahl der Mit— 
glieder der Provinzialftaaten, fo wie die von jedenr 
Stande zu erwählende Anzahl, wird von dem Könige 
nach dem Gutachten einer Commiffion beftimmt, welche 
er in jeder Provinz ernennt. 

Die Aplichen ‚jeder Provinz Fonnen, nad) 
ihrem Befinden, einen vitterfchaftlichen Verein bilden. 
Geſchieht es; fo unterwerfen fie ihre Neglements der 
Genehmigung des Königs, fo wie derfelbe über die 
erfte Zufammenberufung deffelben , und über die aus 
laffung zu demfelben ‚entfcheider. 

Jecde Stade hat ein Wahlcollegium, Das jedes 
Jahr fih verfammelt, um zu den erlebigren- Stellen 
im Staatsrathe zu ernennen... ‚Die ftimmfähigen Ein⸗ 
wohner jeder Stadt ernennen zu den erledigten: Stel: 
len in ven Wahlcollegien. Die Reglements jeder 


*) Unter allen neuen — des juͤngern Europa ſcheint 
die niederlaͤndiſche die wichtige Aufgabe: in welchem 
Verhaͤltniſſe die Provinzialſtaͤnde zu den 
Reichsſtaͤnden ſtehen follen, am umfpleßendften 
und gluͤcklichſten geloſet zu haben. 
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Stadt beftimmen die Quote der directen Steuer 
welche man bezahlen, und die andern Eigenſchaften, 
welche man haben muß, um ſtimmfaͤhig zu fenn. 

Man kann nicht zu gleicher Zeit Mitglied der 
Staaten; von mehr als einer Provinz ſeyn. | 

‚Der König ernennt in allen Provinzen 
Commif faire, die DVollziehung der Gefege zu 
fichern, und “über die Intereſſen des Königreiches und 
der Provitnzen zu wachen. - Sie haben den VBorfig 
in der Berfammlung der Proolnzialſtaa— 
ten, und der aus ihrer Mitte zu ernennenden Depu⸗ 
tationen. ” 

Die Provinzialſtaaten verſammeln ſich jährlich 
wenigftens einmal, und zwar auf Fonigliche Zufams 
menberufung. Jeder Beſchluß derſelben wird * 
der abſoluten Stimmenmehrheit gefaßt. 

Die Provinzialſtaaten unterwerfen die Koſten 
ihrer Verwaltung dem Koͤnige, der ſie, im Falle der 
Genehmigung, ins allgemeine Budget der Staats- 
ausgaben aufnimmt, 

Die Provinzialſtaaten ernennen in oder außer: 
halb ihrer Mitte die Mitglieder der zweitem Kams 
mer der Generalftaaten, Sie erwählen diefelben, fo ° 
weit, es möglich iſt, aus dem verfchiedenen heilen der 
Provinz... 

Die Drovinzialfiooten find beauftragt 
mit der Vollziehung der Gefeße, welche 
den Schuß der verfchiedenen Oattungen 
des Qultus, den öffentlichen Unterricht, 
die Wohlthätigfeitsanftalten, die Auf: 
munterung des Ackerbaues, des Handels 
und der Gewerbe betreffen. Sie haben 
alles unter fich, was mit der innern Ver: 
waltung und Defonomie ihrer Provinz zus 
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ſammenhaͤngt. Ihre Verordnungen und: Regle— 
ments muͤſſen aber, bevor fie, vollzogen werben koͤn⸗ 
nen, die koͤnigliche Genehmigung erhalten. haben. 
Sie halten daruͤber, daß die freie. Einfuhr und Aus» 
fuhr und der Tranfito der Waaren und Güter. nur 
den, in-den Geſetzen begründeten, Beichranfungen un 
terliegen, : Sie vermitteln die Streitigkeiten Der Local⸗ 
behörden. — Der König kann diejenigen Verband: 
kungen der Provinzialftände, welche den Geſetzen oder: 
dem allgemeinen ntereffe zuwider ſeyn follten , ſuſpen⸗ 
diren.oder arinulliren. — Die Provinzialftände thun 
dem. Könige Dorfchläge zur Unterhaltung oder Vollen⸗ 
dung der Arbeiten und Anftalten, welche fie ‚für. ihre 
Provinz müßlich glauben. Sie Eonnen zu gleicher 
Zeit die Mittel vorfchlagen, den Aufwand ganz oder 
zum Theile auf Koften der Provinz berbeizufchaffen. 
Im Falle der Genehmigung fteht ihnen die Leitung 
der Arbeiten and der Verwaltung der- Mittel zu, unter 
der Verpflihtung, Rech nung davon. abzulegen. 
Sie koͤnnen die, Äntereffen ihrer Provinzen und ber 
ihrer Dermaltung Anvertranten bei dem Konige- und: 
den Generalſtaaten unterfiüßen. : 

Die Provinzialftaaten ernennen aus ifren 
Mitteseine Deputation, welche fomohl wahrend 
der Dauer ihrer Sitzungen, als auch, wenn fie nicht: 
verfammelt find, im Allgemeinen mit Allem beaufs: 
tragt iſt, was zur täglichen Verwaltung und- gut Voll⸗ 
ziehung der Geſetze gehoͤrt. 

Die tocalverwaltungen haben: die. volls 
ftandige und gänzliche Leitung ihrer befondern und - 
häuslichen. Intereſſen, wie Diefe durch Reglements 
beftimmet ift, welche die Provinziafftaaten verfertigen 
laſſen, und der König. beftätigt. Die Localverwal⸗ 
tungen find gehalten, den Provinzialfteaten 
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ihr Budget der Einnahme und Ausgabe 
vorzulegen, und fih nach dem zu richten, : was 
die Provinzialftaaten deshalb vorfchreiben. Keine 
neue. Gemeindeauflage kann ohne Bewilligung des 
Königs eingeführt werben. 

Leder Einwohner des Königreiches 
bat Das Recht, gefchriebene Petitionen 
an die competenten Behörden zu fenden, 
wenn er es nur individwell, und nicht 
nomine collectivo thut. Das legtere ſteht 
blos den gefeglich conftituirten und als folchen aner= 
kannten Corporationen, und nur über. Gegenftände 
zu, welche zu ihrem Wirkungskreife gehören. 


5) Bon der Öerechtigfeitspflege. 

Es foll.fir das ganze Königreich einen und den⸗ 
felben Coder des bürgerlichen, peinlichen und Handels- 
rechts, der Drganifation der richterlichen Gewalt, und 
Des bürgerlichen und peinlichen Verfahrens geben. 

Niemand kann, ‚wider feinen Willen, feinem 
natärlichen Richter entzogen, und niemand, außer 
wenn er auf frifcher That ergriffen wird, Anders, 
als Kraft eines Befehls feines Richters verhaftet wer— 
den, welcher motivirt. feyn;, und der verhafteren Pers 
fon im Augenblide der Verhaftung, oder unmittelbar 
nachher, vorgezeige werden muß. — Wenn, bei außer 
ordentlichen Umſtaͤnden, die ‚öffentliche Behörde einen 
Bürger verhaften läßt; fo-muß der, der den Befehl 
der Verhaftung gab, binnen 24 Stunden den Richter 
des Ortes davon in Kenntniß fegen, und- fpäteftens 
in 3 Tagen die verbaftete Perfon an ihn abliefern. 

Die Confifcation des Vermögens 
fann.nie ftatt finden, um welches Verbrechens 
willen. es auch fey. | | 
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Jedes Criminalurtheil, das auf Condem⸗ 
nation. erkennt, muß das Verbrechen mit allen lim: 
fanden, welche es begründen, ausfprechen, und Die 
Artikel des Geſetzes anführen, welche die Strafe ans 

drohen. — Bei den Sivilurepeiten werden die 
Gründe angegeben. 

Jedes Uetheil wird in öffentlichem Gerichte 
ausgefprochen. 

Es giebt für Das ganze Königreich einen Ober 
gerichtshof als oberftes Tribunal. Unter der Ge- 
richtsbarkeit deſſelben ftehen Die Mitglieder der Gene⸗ 
ralftaaten, die Chefs der allgemeinen Verwaltungs⸗ 
Departemehte, die Staatsräthe und die Commiffaire 

des Königs. in.den Provinzen, wegen aller während der 
Dauer ihres Amtes begangenen Vergehungen. — 
Der DObergerichtshof bat. die Oberaufſicht uͤber die 
Verwaltung der Gerechtigkeitspflege im ganzen Koͤnig⸗ 
reiche. — Der Koͤnig ernennt zu den erledigten Stel⸗ 

Nlen des Obergerichtshofes aus einer dreifachen Liſte, 
welche ihm die zweite Kammer überreicht; auch er⸗ 
nennt er den Präfidenten vefjelben aus feiner Mitte, 
und Den Öeneralprocurator. 

Es giebt einen Gerichtshof für einen oder 
mehrere Provinzen. Der Konig ernennt zu 
den erledigten Stellen aus einer dreifachen Lifte, welche 
ihm von den Provinzialftaaten. überreicht wird; 
auch ernennt er den Praͤſidenten und die Generalpro: 
curatoren dieſer Gerichtshoͤfe. 

Die Verwaltung der Civiljuſtiz iſt den Provins 
zialgerichtshöfen anvertraut. Be 
Auf Lebenszeit werden ernannt: die Mitglieder 
des Obergerichtshofes, der Provinzialgerichtshofe und 
der Sriminaltribunale, fo wie Die Öenerälpröcuratos 
ren, Die Dauer der Functionen der andern: Richter ift - 
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durch das Geſetz beſtimmt. Kein Richter kann ſeiner 
Stelle anders, als auf ſein Anſuchen, oder durch ein 
Urtheil: entfeßt werden, 

Kriegsräthe und ein Oberkriegherichrehof erken⸗ 
nen uͤber alle Vergehungen der Land- und Seeſolda⸗ 
ten. — Die ordentlichen Tribunale erkennen uͤber alle 
wider eine Militairperſon angeſtellte Civilklagen. 


— —6) Bon dem Cultus. 


Die Freiheit der religiöfen Meinungen ift Allen 
garantirt, und gleicher Schuß. allen religiöſen Gemein: 
den im Königreiche bewilligt. . | 

Alle Unterthanen. des Königs, ohne Unterfchied 
des Eirchlichen Olaubens, genießen diefelben 
bürgerlihen und politifchen Rechte, und 
find zu allen und jeden Würten und Aemtern fähig. 

Der König wacht darlıber, daß die flr die ver- 
fchiedenen Gattungen des Cultus angewiefenen Sum⸗ 
men, welche aus dem öffentlichen Schage bezahle wer⸗ 
den, feine andere Anwendung erhalten, als die, für 
welche fie beftimme find. Der König wacht dartıber, 
daß fein Cultus in der durch die Verfaſſung geſicher— 
ten Freiheit der Ausuͤbung geftört werde, — Er wacht 
darüber, daß alle Öattungen des Cultus in dem Ge— 
horfame verbleiben, welchen ſie den Seeten des Staa⸗ 
tes ſchuldig ſind. 


7) Von den Finanzen. 
Keine Auflage kann anders, als Kraft eines Ge⸗ 
ſetzes, eingefuͤhrt werden. 
| An. Hinficht der Abgaben findet. Eein p rivi— 
legium ſtatt. 
Alile Jahre wird die öffentliche Schul, nach dem 
Intereſſe der Staatsgläubiger, in Berathung gezogen, 


f 
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Es giebt fir das ganze Königreich eine Rech: 
nungsfammer, beauftragk mit der Prüfung und 
iquidation der jährlichen Rechnungen der allgemeinen - 
DVerwaltungsdepartemente, und aller, welche dem 
Staate Rechenfchaft ablegen muͤſſen. — Der König 
ernennt zu den erledigten Stellen verfelben aus einer 
dreifachen Lifte, welche die zweite Kammer der = 
neralftaaten ihm: vorlegt. 


5) Von der Vertheidigung des Staates, | 


Zufolge alter Gewohnheit und nach den Grund» 
fäßen der Utrechter Union, ift eine. der erften Pflichten 
der Einwohner des Königreiches, zur Erhaltung der 
Unabhängigkeit und zur Vertheidigung des Staates 
die Waffen zu tragen. j | 

Der Konig forget dafür, daß eine hinreichende 
Sand= und Seemacht, welhe durch freiwillige 
Dienſtnehmung Einheimifcher oder Frem— 
der gebildet wird, beftandig unterhalten werde, um 
in oder außer Europa zu dienen. — Fremde Trup⸗ 
pen fonnen nur mit gemeinfamer Uebereinſtimmung 
des Konigs und Der Senesalflanten in 
Dienfte genommen werden, 

Unabhängig von dem ſtehenden Sand» und Ser 
heere giebt es eine Rationalmiliz, von welcher 
in Friedenszeiten jährlich ein Fuͤnftheil verabſchie— 
det wird. Sie wird, ſo weit es moͤglich iſt, durch 
freiwilliges Auwerben gebildet, in Ermange— 
lung aber der hinreichenden Anzahl freiwillig Ange⸗ 
worbener,, durch Das Lo 08 vollzählig gemacht. Alte 
am 1, Yan. jedes Jahres unverheirathere Einwohner, 
welche zu diefer Zeit das 19te Jahr erreicht und 
das. 23fte nochnicht beendigt haben, nehmen 
an ber Ziehung Theil. — In gewoͤhnlichen Zeiten wird 


256 Poſitives Staatsrecht. _ 


die Miliz jährlich einen Monat lang exercirt. Im Falle 
eines Krieges, oder bei außerordentlichen Umftänden, 
kann der Konig die ganze Miliz berufen und verfams 
melt halten, In feinem Falle ann die Miliz 
indenfolonieengebraucht werden; auch darf 
fie in feinem Falle, ohne die Einwilligung der Gene— 
ralftanten, die Grenzen des Königreiches überfchreis 
ten, außer bei dringenden Gefahren, 

Alle Ausgaben, die auf die Heere des Staates 
fich ‚beziehen, werden von dem öffentlichen Schage 
getragen. 


9) Von der Direction der Sewäffer, 
Brüden und Straßen. 


Der König hat die Oberaufjicht über die hydrau⸗ 
lifchen Werke, Bruͤcken und Straßen ohne Unter—⸗ 
fhied, Es beſteht eine Generaldirection derſelben. 
Der König beſtimmt, nachdem er die Provinzialftaa- 
ten gehört hat, und nach dem Gutachten des Staats= 
rathes, welche Arbeiten unter die leitung des Staates 
geftellt werden follen. . 

Die Provinzialftaaten haben die Aufficht über 
die Kandle, Fahrwaſſer, Scen, Gewaͤſſer, Brüden 
und Straßen, welche auf Koften der Gefellfchaften, 
Gemeinden. oder Privarperfonen beftehen. — Gie 
haben in ihren Provinzen die Aufjicht über die Bes 
nußung ‚der Torfgruben, Steinbrüche, Steinkohlen⸗ 
lager und andere Gruben und Bergwerke, fo wie uͤber 
die Wäfferungen, Eindeichungen und Austrodnungen. 
| Die an den Barrieren, Brüden und Schleufen 

bezahlten Zölle find zur Unterhaltung und DBerbeffe= 
rung der Straßen, Brüden, Kanäle und fchiffba= 
ven Slüffe beftimmt. Der Ueberſchuß, wenn einer 
da ift, bleibt für Ausgaben von derfelben 
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Beſchaffenheit in derſelben Provinz aufge: 
hoben; mit alleiniger Ansnahme der auf den großen 
Communicationswegen des Koͤnigreiches erhobenen 
Zoͤlle, deren Ueberſchuß zu denſelben Zwecken da, 
wo es der Koͤnig befiehlt, verwendet werden kann. 


10) Bon dem öffentlichen Unterrichte und 
den Wohlthätigfeitsanftalten. 


Der öffentliche Unterricht ift ein. beftändiger Ges 
genftand der Vorforge der Kegierung. Der König 
laßt jährlich Den Öeneralftaaten Rechen: 
fhaft ablegen vondem Zuftande der obern, 
mittlern und niedern Schulen, 

Da die Preffe das zwedmäßigfte Mittel ift, . 
Aufklärung zu verbreiten; fo Eann jeder derſel— 
ben fich bedienen, um feine Öedanfen mit 
zutbheilen, ohne eine vorgängige Erlaub- 
niß nothig zu haben. Allein jeder Verfaffer, 
Druder, Herausgeber oder Vertheiler ift 
für die Schriften verantwortlich, welche 
die Rechte der Geſellſchaft oder eines 
Individuums verletzen. 

Von der Verwaltung wohlthaͤtiger Anſtalten und 
der Erziehung der Armen wird ebenfalls den’ Gene⸗ 
ralftaaten jährlich Rechenfchaft abgelegt. 


11) Von den Veränderungen und Zufäßgen | 
zur Derfaffung,. 


Wenn die Erfahrung zu erkennen gäbe, . daß 
Abänderungen oder Zufäge zu der Verfaſſung noth⸗ 
wendig waͤren; fo muß ein Gefeß fie. mit Praͤciſion 
bezeichnen, indem es zugleich ihre Nothwendigkeit 
ausfpricht. 

‚Diefes Gefes wird den Zen ha zuge⸗ 
Et. W. afe Aufl. IV. 


x 
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ſandt, welche in der Frift, die es feftfeßt, den ordent⸗ 
lichen Mitgliedern der zweiten Kammer der Gene— 
ralftaaten eine gleiche Anzahl außerordents 
licher Mitglieder Hinzufügen, die auf Ddiefelbe 
Art, wie die erften, gewählt. werden, | 
Die zweite Kammer kann Feiner Entſchluß 
über eine Abänderung oder einen Zufaß zu der Der: 
faffung nehmen, wenn nicht zwei Drittheile der Mit: 
glieder gegenwärtig find. Die Befchlüffe werden nach 
der Mehrheit von drei Biertheilen der Stimmen: gefaßt. 
Keine Abänderung in ‚der Verfaſſung oder in 
der Succeſſionsordnung kann waͤhrend einer — 
ſchaft gemacht werden. | 


47. 
DEREN: 
a) Geſchichtlich e Einleitung. 


Da alle, ſeit dem Jahre 1797 bis zum Jahre 
1814 in den einzelnen italieniſchen Staaten einge— 
fuͤhrte, neue Verfaſſungen nach der Verzichtleiſtung 
Napoleons auf die Throne Frankreichs und Italiens 
(11, Apr. 1814) wieder erloſchen find, und, ſeit der 
Wiederherſtellung der vorigen Ordnung der Dinge in 
Stalien, nur im lombardifch-venetianifchen 
Roönigreiche, im Kirchenftaate und ‘in den 


jonifhen Inſeln conftitntionelle Statute beftehen; 


fo kann das pofitive öffentliche Staatsrecht jener wieder 
erlofchenen Verfaffungen Italiens blos gefhicd-t: 
kich: gedenken, und ben polififchen Charakter derfelben 
uur in furzen Umriffen angeben. 

Dazu kommt, daß, als Napoleons Herrſchaft 
ihren hoͤchſten Gipfel erreicht. Hatte‘, , ein bedeutender 


* 
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Theil Italiens dem eigentlichen Frankreiche felbft ein: 
verleibt war, — fo namentlih Savoyen, Pie— 
mont, Nizza, Öenua, Parma, Toffana 
“und ein großer Theil des Kirchenftaats, mit der 
Stadt Kom, — in welchen Ländern, als Theilen 
Sranfreichs, bis zum Jahre 1814 die vierte Ver: 
faffung Frankreichs galt, während, außer dieſen 
Frankreich einverleibten ändern, blos noch) das: Koͤ— 
nigreich Italien und das Königreich Nea— 
pel, als befondere, aber von Napoleon abhängige, 
Staaten beftanden. Selbſt die jonifchen Inſeln 
gehorchten von 1807 — 1814 dem mächtigen Kaifer, 
Mur die unbedeutende Nepublit ©. Marino und 
Das unter brittifchem Schuße fichende Königreich 
Sicilien waren im Genuſſe ihrer Selbſtſtaͤndigkeit 
geblieben, 

As im Sabre 1797 der Altefte Freiftaat Ita— 
liens, Venedig, zufammenftürzte, und feine Pro- 
vinzen im Frieden zu Campo Formio zwifchen Deftreich 
(zur Entſchaͤdigung für Belgien) und der cisalpinie 
ſchen Republik getheilt wurden, friftere der Freiftaat 
Genua, unter mehrmaligem Wechfel feiner Vers 
faffungsformen *), fein politifches Dafeyn bis zum 


*) Ueber diefen Wechfel veral. meine Europ. Conftitt, 
Th. 3. ©. 452 ff. — Die Veränderungen in der frühern 
ariftofratifhen Verfaſſung Genua’s, weldes den Namen 
ligurifche Republik annahm, begannen mit der 
von Bonaparte und drei Deputirten Genua's am 6, 
Sun. 1797 abgefchloffenen Convention von Mon 
tebello, worin die ariftofratifche Staatsform in eine 
demofratifche vertvandelt, diefe aber durd, die Verfaf 
fungen vom 2. Dee. 1797, vom 26. Sun, 
1802, und vom 1. Dec. 1802 mehrmals veräns 
dert, und namentlich durdy die letztere theilweife den 
“frühern Einrichtungen wieder angenähert ward, 

17 


% 
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4. Suny 1805, wo er Frankreich, und. fpäter 
(1814), nach den Befchläffen des Wiener Congreſſes, 
den Staaten des Königs von Sardinien auf dem 
italifchen Feftlande einverleibt ward. 


48. 


Dieverfchiedenen — wieder erlofhenen — 
Berfaffungen der cisalpinifchen Republik. 


Der Befieger Italiens, befonders feit er die 
confularifche Würde Frankreichs bekleidete, fehien mit 
den Berfaffungsformen Tiguriens deshalb fo oft zu 
erperimentiren, um den Genueſen den ihnen geblicbe: 
nen Schatten der politifchen Selbftftändigfeit zu vers 
leiden (weshalb bereits bei der DVerfammlung Der 
Gtaatsconfulta der cisalpinifchen Republik, zu Inon 
[Dec. 1801 und Jan. 1802] die dafelbft anwefenden 
ligurifchen Deputirten den erften Conſul nicht fprechen 
konnten, weil fie in die damals beabfichtigte Einver— 
leibung Liguriens in Cisalpinien nicht willigen wollten, 
bis fie drei Jahre fpäter, während Napoleons Anwe— 
ſenheit zur Konigsfronung in Mailand, um die Ein— 
verleibung Genna's in Frankreich bitten mußten). 
» Dagegen-meinte er es ernftlich mit der Selbſtſtaͤndig— 
feit, fo wie mit der politifchen Wergrößernng und 
Verſtaͤrkung feiner Lieblingsſchoͤpfung in Italien, mit 
der cisalpinifchen Kepublif, die im Yahre 18502 
den Namen italienifche Republik, und im Jahre 
1805 den Namen Königreich Italien annahm. 
Diefer Staat erhielt von 1797 bis 1805 mehrere 
Berfaffungsformen, welche zwar theilweife dem wech= 
felnden politifchen Charakter der franzöfifchen dritten 
und vierten PBerfaffung nachgebildet waren, in 
vielen wefentlichen Puncten aber von den einzelnen 
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Beſtimmungen diefer für Frankreich geltenden Con- 
ſtitutionen fich unterfchieden. 


Schon am 20. Mai 1796 hatte Bonaparte, 
nach feinen erften Siegen in Oberitalien über die Deft: 
reicher und Piemontefen, die Freiheit der Lom— 
bardei ausgefprochen, und Anfangs aus den öſt— 
reichifchen Herzogthuͤmern Mailand und Mantua 
die transpadanifche, fo wie aus den. eroberten 
päpftlichen fegationen Bologna und Ferrara die 
cispadanifche Kepublif gebildet, zu welcher er, 
nach Aufhebung des Waffenftillftandes mit dem Her— 
zoge von Modena (S. Oct. 1796), Modena und 
Reggio fhlug. Der Papſt Pins 6 mußte im Fries 
den zu Tolentino (19. Febr. 1797) vie Legationen 
Bologna, Ferrara und Romagna an die neue 
Republik abtreten, Die auch Franz 2 bereits in den 
Sriedenspräliminarien zu $eoben (16. Apr. 1797) 
als transpadanifche, und, nachdem fie am 30, Jun. 
1797 von Bonaparte ihre erfte politifche Geftaltung, 
ihre geographiſche Eintheilung in eilf Departemente 
und den Namen cisalpinifche Republik erhalten 
hatte, im Frieden zu Campo Formio (17. Oct. 1797) 
‘als cisalpinifche Republik, und zwar in dem 
Range des aufgelöfeten Freiftaates Venedig, aner= 
Fannte, Sie beftand, — bis zum. Ihalwege der 
Etſch, als der Grenze zwifchen ihr und den oftreichi= 
ſchen Befißungen in Stalin, — aus Mailand, 
Mantua, Modena, Reggio, Maffa, Tarrara, Bo— 
logna, Ferrara, Bergamo, Brefcia, Crema, und 
aus den von.der Schweiz getrennten: Jandfchaften 
Veltlin, Cleven und Bormio, 


Die Verfaffung vom 30. Juny 1797 berubte, 
wie ihr. Vorbild, die dritte franzöfifhe, auf dem 
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demofratifehen Princip, mit ausgefprochener 
Volfsfouverainetät und angenommenen Urver—⸗ 
fammlungen. Die gefesgebende Gewalt, 
ward ‚gehbt von zwei Raͤthen: einem großen 
Rathe von. 80 bis 120 Mitgliedern und einem 
Narbe der Alten von 40 bis 60 Individuen, 
welche beide Raͤthe jährlich zum dritten Theile gr: 
neuert werben follten, Dem Rathe der Alten ftand 
e8 zu, die Befchlüffe des großen Nathes anzunehmen, 
oder zu verwerfen. Die vollziehbende Gewalt lag 
in den Hänven eines Directoriums von fünf Per: 
fonen. In jedem Departement follte eine Centralver— 
waltung, in jedem ‘Bezirke eine Mlunicipalverwals 
fung organijirt werden, | 
Kaum war aber der Stifter des cisalpinifchen 
Freiftaates nach Aegypten abgegangen, als der frans 
zöfifche. Geſandte Trouve *) zu Mailand am 30, 
Aug. 1798 wefentliche Veränderungen in der Vers 
faffung -deffelben vornahm. Er erklärte, die bishes 
rige Verfaffung fey nur eine Artvon militäri- 
fher Anordnung, und von dem Volke auf Feine 
Meife, weder durch unmittelbare Annahme, noch 
durch Ernennung zu den öffentlichen Aemtern beſtaͤtigt 
geweſen. Er verminderte daher die Zahl der Depu— 
firten und der Departemente, veränderte die Beſtim— 
mungen der gefeßgebenden Käthe, die Organifation 
der Gerichtshofe u. f. w., worauf der große Rath dem 
Rathe der Alten diefe Veränderungen bekannt machte. 
Allein bald darauf (19. Det, 1798) veränderte der 
Dbergeneral Des franzöfifchen Heeres in Stalien, 
Brune, die von Trouve gemachten Einrichtun— 
gen, indem er verfchiedene Mitglieder der geſetzge— 





*) Allg. Zeit. 1798, die Nummer pom 19. Sept. 
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benden Käthe und des Directoriums abſetzte, und 
andere. an. deren Stelle ernannte, ° Doch mißbilligte 
das franzofische Directorium dieſen Schritt iffenelich, 
und der franzofifche Regierungscommiſſair Kivand 
erklärte den Cisalpiniern in einer Proclamation *): 
„Ihr ſollt unabhängig. und frei ſeyn; das iſt der 
Wunſch der Natur; das. ift der Wunfch.des franzofis 
ſchen Volkes. hr folle in Rücklicht auf die Grunde 
gefeße eurer Republik Das Recht ausüben, er euch 
eure Souverainerat ertheilt.“ 


| 49. 


Die Verfaſſung der allein Kepus 
blik vom Jahre 1802. 


Die neue policifche Geftaltung Sisafpitiene: n — 
— durch den im Jahre 1799 erneuerten Krieg 
verhindert, und die Republik ſelbſt, nach dem Vordrin⸗ 
gen der Oeſtreicher und Ruſſen in Oberitalien, aufge— 
hoben, bis Bonaparte's Sieg bei Marengo (14, Sun, 
1800) fie von neuen ins Leben rief. Deftrrich erkannte 
fie zum zweitenmale im Frieden von -süneville (9. Febr. 
1801) an, nach welchem der Thalweg der Etſch ihre 
Grenzen gegen die Beſitzungen Deftreihs in Italien 
bildete. Kine Gtaatsconfulta derfelben, beftehend 
aus 450 Perfonen und von. dem erften Konful Frank: 
‚reich nach non berufen, legte der Republik. den Na— 
men der italienifchen bei, emannte den erften 
Conſul zu ihrem Prafidenten, und gab: (28. Jan, 
1802) dem Staate eine neue Berfaffung. Diefe 
Verfaſſung unterfchied ſich von der franzöjifchen Ver: 
faſſuug des u 1799 durch viele Eigenthuͤm— 


Fr) Ag. Zeit, 1798, ver 26, Dee: 
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lichkeiten, dienin der Sefchichte der neueuropaͤi⸗ 
fchen Verfaſſungen nicht übergangen werden dürfen. 
Denn, nachdem fie Eingangsweife Die römiſch-katho— 
lifche apoftolifche- Neligion als Staatsreligieon 
aufgeſtellt, und ausgefprochen hatte, daß die.Gous 
perainetät:auf der Öefammtheit der Buͤr— 
ger berube, erklärte fie drei. Wahlcollegia, — 
das Collegium der Örundeigenthümer, dag der 
Gelehrten, und das der Kaufleute — für das 
erfte. Organ der Nationalfouveraineräf. Auf.die Eins 
ladung der Regierung verfammelten fich diefe Collegia 
wenigſtens einmal aller zwei Jahre, um ihre Zahl zu 
ergaͤnzen, und um die Mitglieder der Staats. 
confulta,. des gefeßgebenden Körpers, 
der Reviſions- und Saffationsgerichte, 
amd die Rechnungscommiſſarien zu ernennen, 
Das Collegium: der Grundeigenthuͤmer beftand 
aus 300 Bürgern, welche aus liegenden Gründen 
ein: jährliches Einfommen von 6000 Lire haben muß 
ten; das Collegium der Gelehrten aus 200 Buͤr⸗ 
gern, die unter. den beruhmteften Männern aus allen 
Arten von Wiflenfchaften und freien oder mechanifchen 
Künften, oder aus den durch ihre Lehre in Kirchen- 
fachen,, oder Durch ihre Kenntniffe in der Moral, in 
der Geſetzgebung, in der Staatskunſt und in ber 
Staatsverwaltung auggezeichnetften Männern erwählt 
wurden; das Collegium der Kaufleute aus 200, 
Buͤrgern, die unter den im beften: Eredite ftehenden 
Kaufleuten und durch die Wichtigkeit; ihres Gewerbes 
‚ausgezeichnerften : Sabricanten gewählt wurden, — 
Außerdem beftand. eine Cenſur, gebilver aus 9 
Örundeigentbümern, 6 Gelehrten und 6 Kaufleuten, 
frei gewählt von diefen drei Collegien aus ihrer Mitte, 
Diefe Cenfur ernannte, nach den von den Collegien 
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ihr zugefandten Verzeichniffen, zu den oben aufgeführ- 
ten Staatsämtern nach der abfoluten Stimmenmehr⸗ 
heit; fie unterfuchte die Anklagen der verfaflungss 
widrigen Handlungen und der Verſchwender des 
Staatsvermoͤgens, fobald zwei Collegia erklärt hatten, 
daß die Anklage berüdjichtige werden folle; auch Fonnte 
fie der Regierung unmittelbar, Doch geheim, zu er= 
fennen geben, ein Beamter habe das Zufrauen der 
Nation verloren, oder das Gtaatsvermögen ver— 
fchleudert. Es gab einen Präfidenten, gewählt 
auf zehn Jahre, einen VBicepräfidenten, einen 
Staatsrath, Minifter mit VBerantwortlichkeit, 
und einen Öefeßgebungsrath. Dem Staats: 
rathe, beftehend aus 8 Perjonen, ftand es befonders 
zu, die Diplomatifchen Verträge, und alles zu prüfen, 
‚was auf die auswärtigen Angelegenheiten fich bezog. 
Die Minifter. wurden vom Präfidenten ernannt und 
konnten von ihm entlaffen werden. Der Geſetz— 
gebungsrath, „ebilder aus 10 Bürgern und ers - 
wählt von dem Präfidenten, hatte eine berathenvde 
Stimme über jdie vom Präfidenten. vorgefchlagenen 
Sefeßesentwürfe, Die nur durch abfolute Stimmen= 
mehrheit gutgeheißen werben Fonnten, und war mit 
der Abfaffung der Sefegesentwürfe, und Der Ent— 
widelung ihrer Beweggründe beauftragte. Der ge— 
feßggebende Korper envlich beftand aus 75 Per- 
ſonen, die 30 Jahre alt ſeyn mußten, und aller zwei 
Jahre zum dritten Theile erneuert wurden. Die Re— 
gierung berief den gefeßgebenden Körper jährlich zu 
einer zweimonaflichen Eißung zufammen; fie konnte 
ihn auch vertagen. Die Mitglieder der Collegien, 
des Staatsrathes, des Gefeßgebungsrathes und Die 
Minifter hatten das Recht, den Sitzungen des gefeß- 
‚gebenden Körpers auf der ihnen "beftimmten Zribune 
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beizuwohnen. Der geſetzgebende Koͤrper ernannte 
aus ſeiner Mitte eine Commiſſion von wenigſtens 15 
Sprechern. Jeder von der Regierung uͤberſchickte 
Geſetzesentwurf ward dieſer Commiſſion mitgetheilt, 
die den Entwurf pruͤfte, daruͤber mit den Raͤthen der 
Regierung ſich beſprach, und ſodann den gefeßgebens 
den Korper ihr Votum zur Genehmigung -oder Vers 
werfung des Geſetzesentwurfes verlegte, worauf der 
Entwurf vor dem verfammelten gefeßgebenden Körper 
von zwei Sprechern befjelben und von zwei Raͤthen 
der Regierung debattirt, und tiber die Annahme oder 
Verwerfung deflelben von den gefeßgebenden Körper, 
mit geheimer Abftimmung und nach abfoluter Stim— 


menmehrheit, entfchieden ward. — Es .beftand ein 
Kaffationsgericht;  Gefchwornengerichte ſollten nah 
‚zehn Jahren eingeführt werden. — Uebrigens galt 


kein buͤrgerlicher Unterſchied, als der von: der Der: 
waltung der offentlihen Aemter ausging; es :beftand 
die freie Ausuͤbung eines jeden Gottesdienſtes; Ver—⸗ 
haftungen durften ohne den Befehl einer obrigkeitlichen 
dazu berechtigten Behörde nicht verfigt werben; es 
gab feine Privilegien für Handel und Kunftfleiß; es 
beftand ein Nationalinftirut und eine National = Ober: 
rechnungskammer; Eein bewaffnetes Corps. durfte be 
rathfchlägen; Eein Käufer von Nationalguͤtern durfte 
im Beſitze geftort werben; die nicht verfauften Natio= 
nalgüter bildeten die Grundlage der Einfünfte fir 
vie Bifchoffe, ihre Capitel, für die geiftlihen Semi- 
— und die Pfarrer. — mar 


"50, 


VBerfaffung des Königreiches Italien 
ſeit 1805. 


Dieſe ae erfuhr, nach Napoleons Er⸗ 


158 
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nennung zum Ki onige von Stalien, bereits meh: 
rere Mopificationen in dem con fitu tionellen 
Statut vom 27. Maͤrz 1805, welche Die koͤnig— 
lichen Rechte, Die Kegentfchaft und bie Öroßbeamten 
des Königreiches betrafen; noch wichtigere aber in 
‘dem conftitutionellen Statute vom 3. Juny 
1805,. durch welches die Beftimmungen der Ver⸗ 
fafjung in Hinficht der drei Collegia, der Genfur, des 
Staatsraths, des Gefeßgebungsraths und des gefeßs 
gebenden Körpers bedeutend verändert wurden. — 


Die Guͤltigkeit dieſer Verfaffung und der conftis 
tutionellen Statute beftand bis zu Napoleons Thron— 
entfagung am 11. Apr. 1814. — Das Königreich 
Stalien, wie es bis — beſtanden hatte, ward 
auf dem Songreffe zu Wien aufgelöfer; Maila nd 
ober, Mantua und Denedig kamen an Deft: 
reich zuruͤck. Der Kaifer Franz gab diefen italieni= 
fchen Laͤndern am 7. Apr. 1815 den Namen: lome 
bardifch =venetianifhes Königreich, und 
theilte dafjelbe in die beiden Gubernien von Mais 
land und Venedig. - Das cerfte Gubernium ums 
fihliegt die Provinzen: Mailand, Mantua, Cremona, 
Sondrio (VBeltlin), Como, Bergamo, Brefcia, 
Pavia und lodi; dag zweite die Provinzen: Venedig, 
Verona, Padua, Vicenza, Rovigo, Trevifo, Bel: 
hund und Üdine. 


Am 24, Apr. 1815 unterzeichnete der Kaifer 
Franz die neue Verfaffung, diefes. Königreiches, 
welche-am 17, Mai zu Mailand . mat 
word, 
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b) Politiſcher Charakter der Verfaſſung 
des lombardiſch-venetianiſchen Koͤnig— 
reiches vom 24. Apr. 1815. 


Eingangsweiſe erklaͤrte der Kaiſer, es ſey ſeine 
Abſicht, Collegia von Männern aus den verſchiede— 
nen Klaffen der Nation zu bilden, um die Wuͤnſche 
und Bedürfniffe der Nation auf regelmäßigem Wege . 
Eennen zu lernen; deshalb habe er das Königreich in 
das Territorium von Mailand und das Territorium 
von Venedig eingetheilt, und für jedes eine Cen— 
tralcongregation aufgeftellt, wovon Die eine in 
Mailand, die andere in Venedig ihren Gig haben 
folle, . Ueberdies werde in dem Hauptorte jeder Pro= 
vinz, wo fich eine Eönigliche Delegation befinde, eine 
Provinzialcongregation angeordnet, 

Die beiden Theile der Verfaffung handeln: 
1) von den Gentralcongregationen, und 2) von ben 
Provinzialcongregationen, 


Erfier Theil, 
Bon den Sentralcongregationen, 


. Sie follen a) aus adlihen, b) aus nichtad— 
lichen Süterbefißern, und c) aus den Repraͤ— 
fentanten der foniglihen Städte beftehen, 
and den Gouverneur des Territoriums, oder feinen 
Steltvertreter, zum ‘Präfidenten haben. 

Jede Provinz des Territoriums fendet einen ad⸗ 
lichen und einen nichtadlichen Oüterbefiger zur. Con 
gregation, 

Um in die Congregation eintreten zu koͤnnen, 
muͤſſen die Guͤterbeſitzer das lombarbifch = vene⸗ 
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tianifche Bürgerrecht (die Aolichen außerdem einen 
vom Kaifer beftätigten Adelsbrief), ein ſteuerbares 
Gut von wenigftens 4000 Scudi Werth, 
und 30 Altersjahre haben. — Ausgefhloffen 


find alle Staatsbeamte und Geiftlihe; 


alle ihrer DBermögensverwaltung für unfähig Erflärte; 
alle, die nicht eine im Königreiche geduldete chriſtliche 
Keligion befennen, und alle in einer beftandenen Gris 
minalunterfuchung nicht für vollig unſchuldig Erklaͤrte. 

Um in die Congregation eintreten zu koͤnnen, 
muͤſſen die Repraͤſentanten der koͤniglichen 
Städte das Buͤrgerrecht, 4000 Scudi in lies 
genden Gütern, Fabriken oder im Handel, 
feften Wohnfiß in der Stabt, und 30 Altersjahre 
haben. Ausgefchloffen find die Bankerottirer und die 
Öemeindebeamten, fo lange fie im Dienfte ſtehen. 

Der Kaifer ernennt jedes Glied der Sentralcon: 


‚gregation aus drei Perfonen, die von den bisher bevoll⸗ 


mächtigten Corporationen vorgefchlagen werden, 
Das Verfahren ver Corporationen befteht darin, 
daß die Gemeinderaͤthe (nach der Vorfchrift des Ge— 


ſetzes vom 8. un. 1805) einen adlichen und einen 


* — 


unadlichen Beſitzer aus ihrem Bezirke, die koͤnigli— 
chen Staͤdte aber drei Buͤrger aus ihrer Mitte waͤhlen, 
und das Protocoll daruͤber der Provinzialver— 
waltung einſenden, welche die Namen der Vorge— 
ſchlagenen, nach den drei Klaſſen, in Tabellen bringt, 
mit Bemerkungen begleitet, und dem Gouverneur 
der Provinz zuſtellt, der dann an den Kaiſer berich— 
tet. In Zukunft ſollen aber, im Falle der Erſetzung 
von Gliedern in der Centralcongregation, die Ge— 
meinden ihre Wahlprotocolle an die Provinzialcongres 
gationen richten, welche drei. Daraus der Central. 
congregation vorfihlagen. Die letztere legt ihre an— 
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rathende Wahl dem Kaiſer zur wirklichen Ernennung 
vor. Die Foniglichen Städte ſchicken ihre Protocolle 
unmittelbar an die Centralcongregation. 

Die Dauer der Amtsverrichtung der Congrega= 
tionsglieder ift fechs Jahre; fie find fogleich wieder 
wählbar. Doc foll, um nicht die Kongregationen 
auf einmal aufzulofen, nach den erften drei jahren 
die Hälfte der adlichen und die Hälfte der nichtadlis 
chen Guͤterbeſitzer austreten. Außerdem behält der 
Kaifer fih vor, diejenigen Glieder auszus 
ftoßen, die fich Des in fie gefesten Zus 
trauens unwürdig bezeigen würden, 

Die Glieder der Gentralcongregation heißen » 
Deputirte zur Centralcongregation, und 
erhalten, aus dem Territorio, 2000 51. jährliche 
Beſoldung. | 

Die Sentralcongregation foll fich befchäfti- 
gen: mit Vertheilung und Einregiftrirung der vom 
Kaifer ausgefchriebenen außerordentlichen Steuern; 
mit Fortſetzung des noch nicht beendigten Steueran— 
fihlags der Diftricte; mit Unterfuchung der Gemein 
deausgaben und Laften, und mit der Erörterung, 
welche taften die Städte und Gemeinden, welche vie 
Provinzen, und welche das ganze Territorium tragen 
foll; mit Vertheilung der Militairleiftungen auf das 
ganze. fand, im Kriege wie im Frieden; mit Ober- 
auflicht auf Bruͤcken, Dänme und Straßen, die nicht 
unmittelbar vom Staate verwaltet werden, fo wie mit 
der Oberaufficht Über die Wohlthaͤtigkeitsanſtalten und 
die Verwaltung ihrer Einkünfte, 

Der Kaifer erlaubt der Sentralcongregation, 
ihm die Bedtrfniffe, Wünfche und Bitten der Nation 
vorzutragen, und behält ſich vor, fie um Rath zu 
fragen, wenn es ihm gut duͤnken wird, 


\ 
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‚Die Contralcongregation kann weder Verord—⸗ 
nungen erlaffen, noch Sontributionen und Auflagen 
ausfchreiben, noch in eigenem Namen eine gefegliche, 
richterliche und vollziehende Gewalt ausüben. Cie 
muß über alle ihr anvertraute Gegenftände, fo wie 
bei Auslegung beftehender Verordnungen, das Er: 
gebniß ihrer Berathfchlagungen dem Gubernium vors 
legen, welches entweder beftätigt, oder, wo es dazu 
nicht berechtigt ift, die höchfte Beftätigung einhohlt. 
Doc) kann die Sentralcongregation in dem Falle, wenn 
das Gubernium die Beftätigung abfihlägt, fich unmits 
telbar an den Kaifer wenden. 

Die Berarhfchlagungen werden nur nach erhal: 
tener Beftätigung, und nur im Namen des Kaifers 
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Präfident beſtimmt die Sitzungen der Con— 
gregation, vertheilt die Arbeiten, übergiebt die wich- 
figern einer Commiſſion zur Beratbfihlagung, träge 
die gewöhnlichen Gefchäfte vor, und ſammelt Die 
Stimmen. Die abfolute Miehrheit entjcheidet das 
Concluſum. 

Die Provinzialcongregationen koͤnnen von den 
Centralcongregationen inſpicirt und controllirt werden, 
und muͤſſen ihnen in Verwaltungsſachen, die nicht der 
Regierung vorbehalten find, Gehorſam leiſten. Sie 
erſtatten Berichte an die Centralcongregation, und 
erhalten von verfelben Decrete, 


Zweiter Theil. 
Bon den Provinzialcongregafionen 


Eine Provinzialcongregation wird in jedem Haupt⸗ 
orte einer Provinz eingefeßt. Der dafelbft —— 
koͤnigliche Delegat iſt ihr Praͤſident. 
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‚Sie befteht, nach der Größe der Provinz, aus 
4 — 6 — 8 Öliedern, zur Hälfte aus adlichen, zur 
Hälfte aus nichtadlichen Eigenthümern, und aus einem 
Kepräfentanten für jede Eonigliche in Der Provinz ges 
legene.Stadt. 

Zur Aufnahme gehört, daß die Eigenthuͤmer 
Das Bürgerrecht (oder einen Adelsbrief), 2000 Scudi 
in liegenden Gütern, Wohnfiß in der Provinz, und 
volle 30 Jahre — die Städterepräfentanten 
aber das Bürgerrecht, Wohnfiß in der Stadt, 2000 
Scudi in Gründen, Fabriken oder im ‚Handel, und 
volle 30 Jahre haben. 

Zur Erfegung der Glieder der Provinzialcon= 
gregation reichen die Gemeinden ihre Vorfchläge an 
die ‚Prooinzialcongregration ‚ein ‚ welche daraus drei 
Namen der Gentralcongregation vorfchlägte. Hat 
diefe eine Einwendungen zn machen; fo ift der zuerft 
Gefchriebene ernannt, und das Gubernium beftätige 
ihn. Bei eintretenden Einwendungen muß Bericht 
an den Hof erftattet werben. 

In Hinfiht der Dauer, Erneuerung, Aus⸗ 
ſchließung oder Entlaffung der Glieder der Provin⸗ 
zialcongregation gelten diefelben Grundſaͤtze, wie bei 
der Sentralcongregation. 

Die Glieder der Provinzialcongregation heißen 
Deputirte zur Provinzialcongregation, 
und beziehen Eeinen Gehalt. Ihre Amtsgefchafte be= 
treffen: die Steuergefchäfte der Provinz; die oͤkono— 
mifche Verwaltung der Städte und Gemeinden, wes— 
halb die Gemeinderäthe der Provinzialcongregarion 
ihre Budgets jährlich einreichen muͤſſen; Waſſerbau— 
ten und Straßen, foweit. fie ven Provinzen obliegen, 
und die. öffentlichen MWohlthätigkeitsanftalten. — 
Ueber diefe und andere Gegenſtaͤnde der oͤffentlichen 
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Verwaltung koͤnnen die Provinzialcongregationen 
motivirte Vorſtellungen an’ Die Contralcongregation 
einſenden, und: dieſe entweder Gebrauch davon ma⸗ 
— oder als — rn. 


62. ee. te 


" Bersigniär Ueberfiht der übrigen 
italiſchen Staaten. 


— 


— Nizza und Piemont, die RER 
des Königs von Sardinien auf dem Feftlande Atas 
liens, ſtanden, fo lange fie Frankreich. einverleibt 
ware unter den wechfelnden Verfaſſungen Diefeg 
Keichesi Mach: der Ruͤckkehr des. ſardiniſchen Negenz 
tenhauſes nach: Turin im Jahre 18514, wurden fie 
aber;, wie frühet, ‚ohne eine vepräfehtative Verfaſſung 
regiert; auch ward: der Verſuch, “in Piemont die 
ſpauiſche Verfaffung im © Jahre: 1821 einzuführen, 
nach. den’ Cinrüden eines öftreichifcher Heeres aus 
der Lombardei, voͤllig zuruͤckgewieſen. 

Auf ähnliche: Weiſe wurden in Toffana md. 
Modena, nach der Ruͤckkehr der verdraͤngten Re— 
gentenhaͤuſer im Jahr 1814, die fruͤhern Formen 
hergeſtellt; daſſelbe galt von Parm a,welches ver 
vormaligen Kaiſerin Frankteichs im Sabre 1814 auf: 
—— zugetheilt ward: : j 

Der Heine Freiftaat:Succa war bis zum Jahre 
1799 den politiſchen Stürmen entgangen. Als aber 
der, Genetal' Serurier im Februar 1799. das Gebiet 
beffelben beſetzte, ward ihm eine Verfaſſung gegeben, 
welche der franzoͤſiſchem · Verfaſſung vom Jahre 1795 
nachgebildet/ war, mit zweien⸗ Raͤthen von 48 und 24 
Mitgliedern, und. einem Directorium von 5 Perſonen. 
Alleinnmit den Siegen der⸗Oeſtreicher und Ruſſen in 
St. W. ate Aufl. IV. 18 


‘ 
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Oberitalien kehrte auch für-tacca die vormalige Ord⸗ 
nung der Dinge bis zur Schlacht von Marengo (14, 
Jun. 1800) zuruͤck, nach welcher eine, unter Franka, 
reiche Mitwirkung bearbeitete, Berfaffung am 
26. Dec. 1801 als Staatsgrundgefeß eingeführt 
ward. Mach diefer Verfaſſung beſtand die Regierung 
der Republik Lucca aus einem großen Rathe, einer 
Vollziehungs- und einer Verwaltungsbe— 
hörde. Der große Kath, beſtehend aus 300 Buͤr—⸗ 
gern, wovon 200 aus. den reichften Eigenthümern und ' 
100 aus den angefebenften Kaufleuten, Gelehrten und 
Kimftlern gewählt wurden, entwarf die Geſetze, er— 
nannte die Mitglieder der Vollziehungs⸗, der Vers 
waltungsbehörde ıind der ©erichtshöfe, und ‚warb. 
aller fünf Jahre zum. dritten Theile erneuert, Die 
Bollziehungsbehörde beftand aus 12 Aelteften, welche 
aller zwei Monate aus ihrer Mitte einen Präfidenten,, 
unter dem Titel: Gonfalomiere erwählten. Ihr 
ftand die Juitiative der Gefeße, die leitung der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, und die Organifation der 
Vertheidigungsmittel zu. Sie ward jaͤhrlich zum 
vierten Theile durch den großen Rath erneuert. Der 
Verwaltungsrath fuͤhrte die Aufſicht uͤber die innern 
Angelegenheiten, uͤber Rechtspflege, Polizei Finan⸗ 
zen und bewaffnete Macht. 
Dieſe Verfaſſung in Lucca erlitt aber. eine bedeu⸗ 
tende Veraͤnderung, als, während Napoleons An⸗ 
weſenheit zu Mailand, ſein Schwager, der Fürft 
Bacciochi, Gemahl der Prinzeflin Ciifa, welchem 
er ſchon fruͤher das Fuͤrſtenthum Piombino ertheilt 
—* auch zum Fuͤrſten vom tucca ernannt, und 
deshalb vom Kaifer das: conftitutionelle Sta- 
tutvom 23. Jun: 1805 unterzeichnet ward, durch 
welches bie republikaniſche Staatsform in.eine mondik 
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chifche uͤberging, fo Daß dem Fürften ein Minifterium 
von zwei Individuen, ein Staatsrath, und ein. Ses 
nat von 36 Mitglierern beigegeben ward. — Dieſe 
Berfaflung galt.für Lucca bis zum Jahre’ 1814, wors 
auf der Wiener Congreß diefes Fürftenthum der vors 
maligen Königin von Errurien und deren Sohne zu— 
theilte. Doch ward fpäter von den europäifchen 
Hauptmächten beftimmt, daß, nach dem Tode ver 
Herzogin von Parma, Parma an das in Lucca regies 
vende Haus, Lucca aber an Zoffana fallen follte, 


| 53. 
Der Kirchenſtaat. 


Der Kirchenftaat verlor unter dem Papfte 
Pius 6 im Frieden von Tolentino (19. Febr. 1797) _ 
Avignon und Venaiffin an Frankreich, und die drei 
Segationen Bologna, Ferrara und Romagna an die 
cisalpinifche Republif; allein vie Selbſtſtaͤndigkeit 
Diefes Staates ſchien gerettet. und gefichert. - Als aber 
in Ron (28. Dec. 1797), bei einem Auflaufe des 
Pobels, ver franzofifche General Duphot vor der Woh⸗ 
nung des franzofifchen Geſandten ermordet. worden 
war, zog, befehligt von dem Directorium Frankreichs, 
der General Berthier aus Oberitalien nach Rom, und 
ftiftete Dafelbft (15. Febr. 1798) eine vömifche Res 
pubtlif, Der hochbejahrte Papft Pius 6 warb 
nach Frankreich abgeführt, und ftarb (29. Aug. 1799) 
zu Balence. Der neugefchaffene Freiftaat erbiele am 
20. März 1798 eine eigene Verfaffung, in 
welcher e8 nicht an -Auffrifchung alter Namen für die 
Nachbildung der. damals in Frankreich geltenden 
©taatsformen fehlte. Die romifche Republik, ges 
theile in acht Departemente, Br eine und 

18 * 


. 
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untheilbar erklärt. Die Uxverfanmlungen: biegen 


Comitia, die Wahlverfammlungen Tribus. Der 


gefeßgebende Korper zerfiel in zwei Räthe: den "Ser 
nat von 32 Individuen, ımd das Tribunat von 
72 Mitgliedern, fo daß die Functionen des Senats 
die des Damaligen. Rathes der Alten in Frankreich; 
und die Functionen des Tribunats die des Rathes 
der Fünfhundert waren. Die finf Mitglieder ver 
vollziehenden Gewalt hießen Confuln; die Frie— 
dengrichter Präatoren; die Polizeibeamten Tri 
bune der Cenfur. Der Nationalſchatz ſtand 
unter drei Duäftoren, Fuͤr Criminalfaͤlle galten 
Gefhworne. 
Bald aber ſtuͤrzte, bei den Siegen der Ruſſen 
und Deftreicher in Oberitalien (1799), diefe vömifche 
Kepublif zufammen. Die weltliche - Macht des Pap- 


ſtes ward hergeftellt, und Pius 7 (14. März 1800) 


von den zu Venedig verfanmelten Kardinälen ges 
wählt. Ob nun gleich Pius (2. Dec. 1804) zu Paris 
den Kaiſer Napoleon falbte; fo entriß ihm diefer Doch, 


‚nach eingetretenen Mißverftändniffen zwifchen beiden, 


zuerft (2. Apr. 1808) die Provinzen: Urbino, Ancona, 
Macerata und Camerino, welche er mit dem Könige 
reiche: Italien verband, und unter bie Derfaf 
fun gedeſſelben ftellte, ‚und fpäter (17. Mai 1809) 
ven legten Theil der weltlichen Macht, als er den Reſt 
des Kirchenftaates, mit der Stadt: Rom, Frankreich 
felbft einverleibte, fo daß die neue VBerfaffung 
Frankreichs auch auf dieſe —— Theile des 
Kirchenſtaates uͤbergetragen ward. 

Allein Repoleons Thronverzichtung bewirkte die 
Herſtellung der fruͤhern Ordnung der Dinge: im Kir— 
chenſtagte und die Ruͤckkehr Pius 7 (24. Mai 1814) 
nach Rom. Die Beſchluͤſſe des Wiener Congreſſes 
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1849.) gaben’ fogar die gefammten vormalis 
gen Beſitzungen Des Kirchenftaates, mit alleiniger 
Ausnahme von Avignem amd eines. Fleinen am lins 
Een: Ponfer gelegenen Theiles von Ferrara, dem 
Papfte-zurich;.— Weil nun alle diefe, zu dem 
politiſchen Ganzen des Kirchenftaates wieder vers 
einigten, Theile bis dahin unter Derfaffungen ges 
ſtanden hatten; fo fand es der Papft Pius 7 ge— 
rathen, dem Kierbenftaate eine neue Geftaltung 
im mern durch die, Conftitution vom 6. Jul. 
1:8 b6:, zu geben; welche zwar — fihon nach der 
ganz eigenthiimlichen. Einrichtung ‚eines geiftlihen 
Staates: —, mit’den uͤbrigen neuen Verfaſſungen in 
Erropa nicht zufammengeftellt: werden kann, die aber 
fuͤr die zeifgemäße Geſtaltung der wefenslichften 
Verhäktniffe des. innern Staatslebens fehr zweck— 
mäßige Borfchriften enthielt, und, außer der Eintheis 
lung?des Staates: in 17. Delegationen (Provinzen), 
namentlich die Einrichtuug des Gemeindeweſens, 
Ber Gerichrshöfe, und des Finanzweſens, 
: fo wie die Beftimmung der bürgerlichen und politi= 
chen: Rechte enthielt. — ‚Den Delegaten ( Statt« 
— der Provinzen) ward eine berathende Congre— 
gation von vier Perſonen zugeordnet; doch erhielt 
blos‘ Der Delegat die Ientfcheidende Stimme. Alle 
Gerichtsbarkeit der Barone hörte auf; ‚ihre Beamten 
wurden den päpftlichen Delegaten untergeordnet. Die 
Beſitzer der Güter der wiederhergeftellten Eirchlichen 
Gorporationen follten vom Staate entfchädige, und 
diefe Entſchaͤdigung zur Staatsſchuld gefchlagen wer— 
den. ;. Es wurden vier Appellationsgerichte errichtet; 
die Folter ward abgefihafft; ein neues Geſetzbuch follte 
ins teben freten. Alle Frohndienſte, Lehnsrechte und 
Lehrisabgaben folkten nicht wieder hergeſtellt, und bie 
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Fischfang», Jagd- und Bergrechte der Barone auf 
fremdem Boden aufgehoben werden. Den Delegaten 
ward die oberfte Leitung der Provinzialverwaltung 
übertragen, doch mit Ausnahme der Firchlichen und 
gerichtlihen Angelegenheiten, und der Verwaltung 
des öffentlichen Schages. — Dabei hatte der Papft 
im Eingange zu diefer Verfaffung wörtlich erklärt, 
„daß, weil die lange Trennung mehrerer, (feit 1814)’ 
wieder zum Kirchenftaate geföommenen, Provinzen ein 
Aufboren der alten Einrichtungen veranlagt habe, es 
beinahe unmöglich geworben wäre, die vormals bes 
ftandene Ordnung dafelbft wieder einzufuͤhren.“ — 
Demungeachtet erklärte der Papft eo 12 in einem 
Motuproprio, (5, Dct. 1824) die Verfaffung ſei⸗ 
nes Vorgängers in mehrern Puncten für unvolls 
fommen, worauf er die Reviſion derſelben einer 
Commiffion übertrug, deren Arbeiten von einer Cons 
gregation von Karbindlen gebildet ward. In dieſer 
neuen Form wurden namentlich dem Adel alle vie 
Vorzüge wieder gegeben, ‚welche er in allen civiliſir⸗ 
ten Staaten genieße”, befonders ' aber ward „die 
bifhofftihe Öerichtsbarfeit in ven Glanz 
und die Borrechte wieder eingefeßr, wo— 
‚mit Benedict 14 fie begabt habe.” — Die Her- 
ftellung des Ordens der Kefuiten war (7. Ang. 
1814), fo wie die Herftellung der Inquifirion im 
Kirchenftaate (15. Aug. 1814) bereits von Pius 7 
gefchehen, | 
54. 
Koͤnigreich beider GSicilien, 

#) Berfaffung Neapels vom Jahre 1808, 

Der König beider Sicilien, Ferdinand 4, ftand 


A 
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feit ven Jahre 1793 auf der Seite der Verbünderen 
gegen Frankreich, bis er, nach Bonaparte's Siegen in 
Oberitalien, einen Frieden (10. Det. 1796) mit der 
Kepublit Frankreich abſchloß, der ihm Feine Opfer 
foftetee — Er emeuerte aber den Kampf, nachdem 
Nelſon die franzöfifche Flotte bei Abukir gefchlagen 
hatte, ‚durch das DVordringen eines neapolitanifchen 
Heeres in den Kirchenftaat (Nov. 1798), welcher das 
mals von dem Directorium Franfreihs als romifche 
Republik geftaltet worden war. Allein Championet 
befiegte Die Neapolitaner, führte fein Heer nad) Neas 
pel, und ftiftere daſelbſt, nach Ferdinands Abreiſe nach 


| Palermo, (25. Jan. 1799) die partbenopeifche 
 Kepublif, die aber, nebft der von ihm eingefesten 
einſtweiligen Regierung, nach den Siegen der Ruſſen 
„und; Deftreicher in Dberitalien während des Sommers 
41799, wieder. zufammenftürzte. Ferdinand 4 kehrte 
nach Neapel zuruͤck, und ſchloß fpäter, nachdem Bo⸗ 
naparte erſter Eonful geworden war, (28. März 1801) 

hen Florenz Frieden mit Frankreich. | 
Als aber eine nene Koalition im Jahre 1805 I 


gegen Frankreich fich bildete und der Krieg im Spät 
jahre begann, ſchloß zwar Ferdinand (Sept. 1805) 


‚für. Neapel einen Neutralitätsvertrag mit Napoleon; 
‚Boch erſchienen ruſſiſch-⸗brittiſche Landungstruppen in 
Neapel, um das franzöfifche Heer in Oberitalien im 
Ruͤcken anzugreifen Deshalb erklaͤrte Napoleon, 


nach Unterzeichnung des Friedens von Preßburg, am 
27. Dec. 1805: die Dynaſtie Bourbon habe in Neas 
pel aufgehört, zu regieren. Ein franzöfifches Heer 
befeßte Neapel, und Napoleons Bruder, ofepb, 
ward von ihm (30, März 1506) zum Könige beie 
der Sicilien ernannt, während die Dynaſtie Bour⸗ 
bon Sicilien unter dem Schutze der Beitten bes 
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hauptete. Als aber Napoleon feinen Bruder Joſephh 
(6. Yun 1808) zum Könige won Spanien, und ſei⸗ 
nen Schwager Jo a chim Murgat bis dahin Große 
herzog von Berg ‚zum. Könige Bam Mean pieduldih 
Ink 1808) ernannte, unterzeichnete, Ioſeph noch zu 
Bayonne, amı20. Jun. 1808 die neu sv Vewfaſ⸗ 
fung des Koönigre iches Neapel, welthe auch 
Napoleon beſtaͤtigte, Joachim Murat aber nicht ins 
oͤffentliche Staatsleben eintreten: hieß. 19T nam Aldo . 
10 Die Hauptbeſtimmungen Liefer: Verfaſſung wa⸗ 
ren? die. roͤmiſch »Karholifche, Religion iſt Die Religion 
des Staates. Die Krone iſt erblich im der geraden 
‚männlichen Nachkommenſchaftz doch verwaltet wie 
Königin, während der Minderjaͤhrigkeit des Koͤnigs, 
bie, Regentfchafts, Es (befiehtn ein / Staat s path 
der wenigſtens aus 26-und Höchftens aus 36. Mitglie⸗ 
dern gebildet und in vier Sectionen (der Juſtiz und 
des Cultus des Innern und der Polizei, der Finau⸗ 
— —— und dev: Marine) getheilt mairbe , 
Das Rationalparlamentbefiebt-.ans 100 Mitz . 
gliedern getheilt in 5 Baͤnke: der Geiſtlich keit, 
des Adels, der Grundbeſitzer, der Örlehrs 
ten und der Kaufleute. Jeder Bankıftehen.2 
Stellen» zu. Die Mitglieder ver geiſtlichen Baı 
nd es auf Lebenszeit. Die Adlichen müffen wenig⸗ | 
fiens 10000 Ducaten jährliche. Einkünfte  habeng 
ind aber Mitglieder des Parlaments auf Lebeuszeit. 
ie Grundeigenthuͤmer werden von den Wahlcolles 
‚sion, und zu jeder Sitzung nei. ernannt) Die Mit⸗ 
glieder. der gelehrten Bank werden von dem Koͤuige, 
aus Der ihm vonder. Univerſitaͤtz den Akademien, 
dem: Caſſations hofe und den Appellationsgerichtshoͤfen 
vorgelegten dreifachen Lifte, auf Lebenszeit ernannt; Die 
Mirglieder, der Bank der Kaufleute ernennt der König 
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zu jjeder Sitzung von neuem; aus Den von den Wähle 
collegien Ders Kaufleute ihm uͤbergebenen tiften.. — 
Die, Sitzuugen des Nationalparlaments find geheim, 
Die Meinungen koͤnnen weder gedruckt, noch.sfonft - 
verbreitet werden. Jede Bekanutmachung oder Mit⸗ 
theilung, welche durch. das Parlament oder eins feis 
ner Glieder geſchäͤhe, wird alb eine aufruͤhreriſche 
Handlung ‚betrachtet. — Die Vertheilung der 
GSteiern. und die Veraͤuderungen im buͤrgerlichen 
ind peinlichen Geſetzbuche werden. den — 
— des Parlaments uhterworfen. 

F Sachs. Herrſchaft ruber Neapel —— 
Jahre 1S15,,:: ‚ohne daß Diele‘ Verfaſſung zur Guͤltig⸗ 
keit gelangt⸗ waͤre, und Ferdinand der 4kehrte, nach 
Murats Beſtegung durch die — aus — 
lermo a .. — nn Tin 
55: ze KIT BE VO RaEe 
® Berfaffung Sieifiine vom Yapte1812, 


157 ; Während der Zeit) daß Murat fiber. Neapel 
—— ) bebauptese fish die, Dynaſtie Bourbon iur 
Befiße: Si cibi ms unfer den, Schuße der, Briten. 
Doch ward der brittiſche Einfluß der regierenden Fa— 
milie ſo laͤſtig, daß die Koͤnigin Karoline (1811), 
nachdem ſich ihre Enkelin, die Erzherzogin Maria 
Luife von Oeſtreich, mit Napoleon vermählt;hatte; die 
Raͤumung Siciliens von den -RBrittensperkangte. Da . 
reiſete Lord Bentinck ſelbſt nach london, von mo 
er. im Inly 1842 eine neue Verfaſſunge für 
Siciliemw mitbrachte, die er proclamirte, ohne daß 
ſie doch, beinder Abneigung des regierenden Hauſes 
gegen dieſelbe, ins oͤffentliche Staatsleben eintrat. 

Die Grundzuͤge dieſer, der brittiſchen nach— 
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gebil deten, Verfaſſung waren: Das Lehns⸗ 
ſy ſt em hoͤrt, ohne Entſchaͤdigung dafuͤr, voͤllig auf, 
‚und mit demſelben alle Baronialgerichtsbarkeit, ſo 
wie alle Vortheile, Pflichten und Laſten, die mit dem 
Lehnsſyſteme zuſammenhaͤngen; doch duͤrfen die Fami⸗ 
lien die Feudaltitel beibehalten, und alle bisherige 
Feunda werden Allodia des jesigen Beſitzers. Alle 
Bürger Siciliens find einander gleich at Recht und 
Stand, und einerlei Geſetzen unterworfen. Jeder 
freitianifche Bürger ‚hat ununiſchraͤnkte Erlaubniß, 
ſich über ihm geſchehene Ungerechtigkeit zu. beklagen, 
‚ohne: die richterliche Sewalt, Augeberei, Spione, 

‚  roder: irgend eine Rechenfchaft au fürchten; er bat das 
Recht, ſich ‚jeder. Gewalt, die nicht von den Geſetzen 
‚ancrfaunt ift, zu twiderfegen. Jeder Bürger Sicis 

- fiens wird als Mitglied der gefeggebenden 
‚Gewalt betrachtet, muß aber die Verfaffung aner- 
kennen, und, wenn er Einfluß auf die Gefeggebung 
‚haben soill,. tefeu und. ſchreiben konnen, wozu 
ein Zeifraum von 18 Jahren verſtattet wird, fo daß 
im Jahre 1830: fein Sicilianer Wähler ſehn darf, 
der: nicht leſen amd schreiben kann. Jeder hat das 
Recht ohne Kenfwr zu fihreiben: und zu druden, 
was er irgend will; nur bleiben die Schriften ,: welche 
ı von der Keligion handeln, einer vorläufigen Cen= 
fur der Geiftlichkeit unterworfen. Ferner foll es ein 
WVerbrechen ſeyn, Schriften zu publiciren,. welche 
etwas ‚gegen die romifch = Farholifche Religion, gegen 
» den Koͤnig, welcher amverleglich ift, gegen ein Indi—⸗ 
viduum der foniglichen Familie, gegen die Grundlage 
der Berfaffung, (d.h. gegen die Trenftung der Gewal⸗ 
ten, - gegen die Eintheilung des Parlaments in zwei 
Kammern, "gegen das Kecht der Kammer-der-Gemei- 
nen, allein Steuervorfihläge zu machen, - gegen dag’ 
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Recht des Parlaments, die öffentlichen Beamten zur 
Rechenfchaft zw ziehen, und gegen das Recht jedes 
Sicilianers, nur durch die richrerliche Gewalt ver: 
haftet und. beftraft zu werden, ) enthalten. Eben ſo 
“ verbrecherifch find Schriften, welche direct zum. Unge⸗ 
horfame gegen die Gefege auffordern und verlaͤumde⸗ 
rischen Inhalts find. — Das Parlament beſteht 
aus zwei Kammern: der Pairs und der Ge—⸗ 
meinen, Die Kammer der Pairs' wird: gebildet 
ans 61. geiftlihen und 124 welttichen Pairs, 
zufammen aus 185 Perfonen. Zu den geifttichen 
Pairs gehören die 3 Erzbifchöffe, die 7 Bifchöffe, die 
Aebte x., und zu den weltlichen Pairs die Fürften, 
Herzöge, Marquis und. Barone des Königreiches: 
Dem König fteht frei, weltliche Pairs zu ernennen; 
-fobald fie einen jener Titel und ein reines Einkommen 
von jährlichen 6000 Unzen (ungefähr fo viel als Du⸗ 
caten) beſitzen. Die Kammer der Gemeinen wird 
gebildet aus den Repräfentanten ver Bezirke, der 
Städte und der Univerfiräten, - Die Anfel 
Sicilien wird in 23 Bezirke geheilt, deren jeder 
zwei. Repräfehtanten, Die Inſel Lipari aber: nur 
einen ſendet. Bon den Städten: fenden diejenigen; 
welche wenigftens 18,000 Einwohner haben, 2, Pas 
lern; 6, Meffina und Catania 3, die uͤbrigen uber 
6000 Einwohner Einen Repräfentanten.. Alle Städte 
unter 6000 Einwohner ſind in den Bezirken begrif: 
fen, Bon den Univerfitäten fender Palermo 2, 
Catania: Einen Repräöfentanten. Die Kammer. der 
Gemeinen zähle 154 Individuen. Die Repraͤſentan⸗ 
ten der Bezirke und der Städte muͤſſen ein lebens» 
langliches "Einfommen von - jährlich 18 Unzen, die 
von der Stadt Palermo aber von 50 Unzen haben. — 
Den Prälidenten der: Kammer der Pairs ernennt der 


* 


284 | Poſitives Staatsrecht. 


Koͤnig;den Praͤſidenten der — der Gemeinen 
waͤhlt diefe ſelbſt. Dem Koͤnige ſteht das Roche zu, 
das Parlament zufammen zu rufen, zu prorogiren 
und aufzuheben; doch muß: er «in jedem Jahre eins 
verſanmelna Die gef eb gebende: Gewau gehoͤrt 
ausſchließlich dem. Parlamente. Jeder Steuervor⸗ 
ſchlag kann nur von der Kammer der Gemeinen mies 
gehen and muß von der, Kammer der Pairs entweder 
angenommen oder verworfen, darf aberinicht: yon ihe 
peraͤndert » werben, . ‚Ale +ibrige Geſetzesvorſchlaͤge 
koͤnnen von beiden Kammern geſchehen, ſon daß der 
andern Kammer das Verwerfungsrecht zuſteht. — 
Alle oͤffentliche Beamte find dem Parlamente ‚vers 
antwort — Der Konig iſt das Oberhaupt 
ein Gewaln Er vertritt Die ſiciliſche 
ation bei auswaͤrtigen Maͤchten; er unterhandelt 

mit denſelben, nur ‚nicht gegen die ſiciliſche WVerfafs 
ſung; en: kuͤndigt Krieg an und ſchließt Frieden; ee 
fe Generaliſſimus aller Land⸗ und Seemacht; er 
wählt einen Kabinetsrath und Staatsraͤthe, doch nur 
as; Sicilianern; er⸗ dergiebt· alle Ehrenſtellen im 
Civil und Militair und” aller geiſtliche Wuͤrden, doch 
— er uͤbt das Begnatigungsrecht | 

KRönigsdarfsunter: feinen Vorwande aus Sici⸗ 
lien ſich entfernen, ohne Beiftinmung des Poerla⸗ 
ments Thut er es, ‚oder, bleibt er laͤnger aus, als 
der Arlaub des Parlaments verftattet; ſo iſt der Thron 
erledige), und wird Durch den Nachfolger, oder Durch 
vie Wahl der Nation befest:  Dafern der König das 
Reich won RNeapel wieder: erlangt, oder: irgend. ein 
anderes erwirbt; ſo ſoll er entwweder dahin ſeinen Erſt⸗ 
gebohrnen ſchicken, oder dieſem ſeinen Thron in Gicis 
lien. uͤberlaſſen; denn die Nation’erklärt ſich 
fire unabhängig vom Königreiche. Neapele 
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In Ermangelung rechtmaͤßiget Erben in der jegigen 
koniglichen Familie, hat die Nation das Recht, 
einen König zu wählen; 'diefer muß aber den 


Dorfchriften ſich fügen, welche ihm die Nation 
me: wird, 


56. 
Fortſetzung. 
— Ereigniffe feit dem Sahre 1814, 


Diefe von Großbritannien dem Königreiche Si. 
cilien aufgedrungene Verfaſſung mißftel der koͤnig— 
lihen Familie fo, daß die Königin über Konftantis 
nopel nach Wien abreifete, der Konig aber (16, Jan. 
1812). die Regierung niederlegte, ‚und fie feinen 
Sohne Franz übergab, Diefer ſah ſich genoͤthigt, 
dem Lord Bentinck den Oberbefehl über. die Heere 
Siciliens zu übertragen, und die neue Verfaſſ Jung 
anzunehmen. 


Als. aber Napoleon auf die Throne Frankreich⸗ 
und Italiens verzichtet hatte, uͤbernahm Ferdinand 4 
(2. Jul. 1814) die Regierung wieder, und: bob 
(23. Jul.) die von Großbritannien vorgefchriebene 
Berfaffung, zugleich mit dem bisherigen ſiciliſchen 
Parlamente, auf. — Nach Murats Befiegung Durch: 
die Oeſtreicher (1815), gab die Wiener Congreßacte 
Neapel an Ferdinand zuruͤck. Bevor er aber Pas: 
lermo „verließ, verfammelte. er die beiden Kammern 
des ſiciliſchen Parlaments, und ließ ihnen (16. Mai 
1815) den Entwurf einer neuen Berfaffung 
vorlegen‘, welche fich. theils der. conftitutionellen Charte 
Franereichs, theils der brittiſchen Verfaſſung ans 
naͤherte. Allein dieſe Verfaſſung trat, nach Ferdi⸗ 
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nands Abreiſe nach Neapel, nicht ins öffentliche 
Staatsleben ein. 

Die wefentlichften —— die⸗ 
ſes Verfaſſungsentwurfes vom 16. Mai 1815 waren: 
Die Rehigion des Staates iſt ausſchließlich die 
romifch = Eatholifche. — Es beſtehen zwei Kams 
mern: die der Pairs, und die der Gemeinen. 
Die geſetzgebende Gewalt wird gemeinſchaft— 
lich vom Könige und den beiden Kammern geübt, 
Der König hat die Initiative der Geſetze; doch 
werden die Gefeßesvorfchläge in den Kammern eroͤr⸗ 
tert, und frei nach der Stimmenmehrheit befchloffen. 
Es hängt vom Könige ab, ob der, Öefegesvorfchlag 
an die Kammer der Pairs, oder an die Kammer 
der Gemeinen gebracht werden fol. Jede Kammer 
iſt befugt, den König zu bitten, über welchen 
Gegenftand ein ©efeßesvorfchlag zu machen ſey, 
und was er enthalten folle. — Die Pairsfams 
mer befteht aus allen bisherigen Pairs. Der 
König ift berechtigt, fo viele weltliche Pair zu 
ernenrien, als ihm gutduͤnkt; nur muͤſſen fie Sicilia— 
ner feyn, und ein reines Kinfommen von 2000 Uns 
zen haben. Die Pairs haben mit 25 Jahren Eins 
tritt in die Kammer, und mit 30 Jahren’ eine berath⸗ 
fihlagende Stimme. Alle Prinzen des Haufes find 
Pairs. in der Pairsfammer follen ſechs Rechts 
gelehrte fißen, vom Könige aus der Klafje der 
böchften Magiftratur gewählt, welche auf lebens 
zeit.alle Ehren und Rechte der Pairs genießen. — 
Die Rammer der Gemeindevertreter wird 
nach ‚der bisherigen (in der Verfaſſung von 1812 
angegebenen) Art gebildet; doch ohne daß die “Bes 
amten der vollziehenden Macht ausgefchloffen werden 
konnen, wie dies auch im brittifhen Par 
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lamente ſtatt finder. Jedes Mitglied der Kam⸗ 

mer muß 33 Jahre alt ſeyn. Der Koͤnig fann das 
Parlanient zuſammenberufen, vertagen und aufloͤſen. 
Die vollziehende Gewalt ſteht dem Kinige zu, 
der heilig und unverletzlich iſt. Er iſt der Dberbes 
fehlshaber der Land- und Seemacht; er erklaͤrt Krieg, 
und ſchließt Frieden, Buͤndniſſe und Handelsvertraͤge; 
er ernennt zu allen buͤrgerlichen und Militairaͤmtern. 
Die Miniſter und Staatsraͤthe ſind verantwortlich. 
Der ausgedehnteſte und feſte Genuß der buͤrgerlichen 
Freiheit, der Sicherheit der Perſon und des Eigen- 
thums wird, vollftändig verbürge. Die Freiheit 
der Gedanken und der Preffe wird mit den 
Dorfichtsmaasregeln aufrecht erhalten, welche (1814) 
Ludwig 18 in Frankreich zur Sicherung der öffentli= 
chen Ruhe ergriff. Die Staatseinfünfte bes 
fteßen in ordentlichen und außerordentlichen 
Steuern. Die erften bilden das bleibende Staats: 
einkommen; fie dienen zur Bezahlung der Staats⸗ 
gläubiger, der Civillifte, der. Land- und Seemacht, 
der Magiftratur und Beamten. ind fie einmal mit 
Einftimmung der Kammern feftgefegt und von Koͤ⸗ 
nige beftätigt; ſo kann man in der Folge ihren Bes - 
trag nicht mehr abändern; fie muͤſſen aber aller vier 
Jahre im: den erften Sitzungen eines neuen Parlas 
ments beftätigt werden. Die Steuern der zweiten 
Art beftehen in. Hülfsgeldern, die in Sefeßesform ver: 
gebracht, und frei von den Kammern, für die von 
ihnen feftgefegte Zeit, bewilligt werden. Die Civils 
Lifte wird für die ganze Dauer der Regierung von 
dem erften Parlamente bewilligt, das nad) der Thron⸗ 
befteigung des. neuen Königs. zufammentritt. Der 
Finanzminiſter ift . verpflichtet, jährlich dem Parlas 
‚mente einen vollftändigen Bericht. über Einnahme und 
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Ausgabe "vorzulegen , welcher: gedruckt und bekannt 
gemacht werben foll. . Die, Feudalität, ifoıwie 
die feudalen Gerichtsbarkeiten and Rechte 
bleiben abgefchafft, in Folge des Parlaments: 
befihluffes vom Jahre 1812. Alle Stantsänter koͤn⸗ 
nen blos von Siciliauemn vekleieet werden. 


ui FB Br 
| Gortfegung 


Nach. der Ruͤckkehr Ferdinands 4 nach Neapel, 
erfolgte: eine Erklärung (8. Dec. 1816), : in: welcher 
er. feine: gefammten Belißungen dieſſeits und jen= 
ſeits der Meerenge von: Mefjina zu einem verei⸗ 
nigten Reiche erhob, und „in Gemaͤßheit des 
Tractats von Wien‘ :den Titel: Gerbinand 1 1; z 
König Des Reiches beider Sicilien, 

Dieſer Erklärung folgte (12. Dec. 1816) ein 
organijches Geſetz für die gefammte Monar— 
hie, worin der Konig „die von feinen erlauchten 
Vorfahren den Sicilianern verliehenen Privilegien 
beſtaͤtigte,“ und die ſaͤmmtlichen geiſtlichen und buͤr— 
gerlichen Aemter in Sicilien jenſeits der Meerenge 
ausſchließend mit eingebohrnen Sicilianern zu bes 
ſetzen, die eingebohrnen Sicilianer aber zu allen gro—⸗ 
Ben Staatsaͤmtern der geſammten ‚Monarchie zuzus 
laſſen verſprach. Zugleich enthielt dieſes Geſetz Die 
Beſtimmung: „Die Abſchaffung des Feudalismus 
in Sicilen ift beibehalten, — wie N in "den Staa⸗ | 
ten dieſſeits Der Meerenge.“ | 

- Die. Vorgänge in — „wo am m; März 
1820 der. König Ferdinand 7 genoͤthigt "warb, die 
von den Cortes am 19.. März 1812 ‚befannsigemarhfe 
Verfaſſung anzunehmen, blieben ‚nicht "ohne Rück- 
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söirfung auf Neapel. Ein Theil des neapolitanifchen 
Heeres beabfichtigte (2. Jul. 1820) daſſelbe, und 
der König Ferdinand + fah fich genöthigt, (7. Sul.) 
auf’ Treue und Eönigliches Wort zu verfprechen, vie 
VBerfaffung Spaniens, doch mit den Modi 
ficationen anzunehmen, welche die auf conſti⸗ 
tutionelle Weife zufammenberufene Nationalrepräfens 
tation des Königreiches darin zu machen für gut 
finden dürfte. — Ob nun gleich im October 1820 
das Parlament zu Neapel’zufammentrat, und die 
Movificationen beftimmte, unter welchen die fpanifche 
Verfaſſung in Neapel gelten follte; fo erklärte fich doch 
der zum Kongreffe nach Laybach berufene König Fer—⸗ 
Dinand 4 von dort aus gegen alle Schritte des Par: 
kaments, und ein öftreichifches Heer bewirkte im Früh: 
jahte 1821 die Herftellung der vorigen Ordnung der 
Dinge im Königreihe. — Nach der Rückkehr des 
Königs nach Neapel, erfchien dafelbft (26. Mai 1821) 
eine Proclamation deffelben wegen einer neuen Re— 
gierungsform. Es follte ein, Staatsrath aus 
fehs Staatsminiftern ohne Departement gebildet wer: 
den, in welchem die Staatsfecretaire oder Directoren 
mit Portefenille und Unterfchrift dem‘ Könige über vie, 
ihre Departemente betreffenden, Geſchaͤfte Bericht ers 
ſtatten, und in welchem Karhe der König‘, oder der 
Ai von Kalabrien, oder ein Minifter ven Kt 
hren ſollte. Die Verwaltung Sicillens ward vo 
der von Neapel getrennt. Unter dem Namen: Con- 
ſulta di Stato, follten zwei Staatskoͤrper bes 
Feen: der eine, gebildet aus wenigſteng Hg Indivi⸗ 
er, Fri Neapei; der andere zu Palermo, ae 
—* tens 18 Mitgliedern‘, für Sieitien Der | 
und d re dieſer Staatsverfamnlungen 
———— + ihr Gutachten * alle im 
St. W. afe Aufl. IV. 
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Staatsrathe vorgeſchlagene Geſetzesentwuͤrfe und Ge⸗ 
neralverordnungen, ſo wie über. die bereits unter— 
fuchten Einnahme= und Ausgabe « Entwürfe, über Die 
Verwaltung. und Tilgung der. öffentlichen Schuld, 
und über die Entaͤußerung, Vertauſchung u. ſ. w. in 
Betreff der Kammer» und Staatsgüter zu geben. — 
In jeder Provinz follte ein Provinzialrarh die. Summe 
der, Directen Auflagen unter bie einzelnen Gemeinden 
vertheilen, und.über audere Gegenftände berathfchlas 
gen, welche dag. Junere der Provinz, ober die üffents 
lichen und Woplthätigkeits = Anftalten betreffen. Die 
Mitglieder, des, Provinzialrathes ernennt der. König 
aus den bebeutendften Grundeigenthuͤmern der Provinz, 
jedesmal auf zwei Jahre; auch ſoll, weil der Koͤnig 
den Gemeinden die Verwaltung ihres Vermoͤgens an⸗ 
vertrauen will, ein Geſetz übe. bie # Öameinbeseiople 
— — werden, | ram or. N Ks 
| BAUER Pu 7 HR 
58. A at ...'9 


| Die jonifen Safeln. 


Die fieben jonifchen Inſeln, welche, gegenmärs 
tig eine befondere Republik bilden ,. gehörten - bis -zum 
Sabre 1797 zu. Venedig. Nach der Aufloͤſung dieſer 
| Kepublif im Frieden von Campo Formio kamen dieſe 

Inſeln an Frankreich, doc) nur auf Eure Zeit; Denn 
had) ber Ermeuerung des Krieges im Frühjahre 1799 
befeßte eine vereinigte ruſſiſch-tuͤrkiſche Flotte dieſel⸗ 
ben. Um 21. März 1500 ſchloſſen Rußland und: die 
Pforte deghalh einen Vertrag zu Konftantinepel nach) 
welchen Dig ſieben Inſeln eine beſondere Repu⸗ 
blit bilden, doch unter dem Schutz eder Pforte 
ſtehen, und; an. Diefe aller drei, Jahre 75,000 Piafter 
Schyußgeld. entrichten ſollten. Dabei uͤhernahm Ruß⸗ 


Jonien. — 291 


land die Gewaͤhrleiſtung der Integritaͤt der neugeſtif⸗ 
teten Republik, und fandte derfelben den Grafen Moces 
nigo als Bevollmächtigten, ‚Unter ruffifchem Einfluſſe 
ward am-6. Dec. 1803 die Verfaſſung dieſes reis 
ſtaates bekannt gemacht. — Nach dieſer Verfaſſung 
ſtand die Regierung der vereinigten Inſeln dem con— 
ſtitutionellen Adel auf. Corfu, Cephalonia, 
Zante, ©. Maura, Cerigo, Ithaka und Paxo zu; 
die uͤbrigen kleinen Anfeln wurden, nach ihrer Lage, 
der einen oder der andern dieſer größern AÄnfeln unter= 
geordnet. „ Die griechifch = orrhodere Religion ward 
für. die herrfchende Religion des Staates erklärt; die 
romtifch.= Eatholifche ſollte hochgeachtet und geſchuͤtzt, 
jede. übrige aber bios gedufder werden.. Die Fanis 
ien, welche bis zum Ende des July 1803 zum Adel 
gehörten, blieben im erblichen Beſitze deſſelben. Wer 
für, die Zukunft. in das Buch des Adels, eingefhrieben 
fenn wollte, mußte auf den fieben Inſeln und vor 
chriſtlichen Aeltern gebohren ſeyn, “beftinimte Ein 
kuͤufte Haben," weder Kunft noch Handwerk treiben, 
Eeinen offenen Laden halten, und fehreiben und tefen 
können! Mitglieder von’ Akadenieen, die von dem Er⸗ 
trage ihrer Selehrſambkeit lebten‘, konnten ing: Adels⸗ 
Buch ’eingefchrieben ;' oder fir regieruingsfähig erklärt 
welben. ¶ Die Souverdinet aͤt follte einer Nattysk 
verſamnilung von⸗ AW M tiraliedern ‚and das R eh t 
regieren der Gefamm heir des onſtitutionellen 
dels Zuftchen. Vier Ars bemſelben würden zur’ Be⸗ 
ſorgung der Geſchaͤfte ausgewaͤhlt; an der Spitze des 
Ganzen fand. ein Proͤſdent and; der, a 
Ruplande, — AR fi onın? 
«1 5” Der: leßte penfieisgber die jonitcher Snfela,, als 
Rußland dieſelben in de geheimen Bedingungen, Dr 
Tilſiter Friedens (1907) an Bei wor⸗ 


— 
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auf (1. Sept.) Napoleon die Bewohner derſelben fuͤr 
Unterthanen des franzoͤſiſchen Kaiſers, und die ſieben 
Inſeln ſelbſt fuͤr eine der Regierungen erklaͤrte, die 
von Frankreich abhingen. Die Verfaſſung vom Jahre⸗ 
1803 ward im Ganzen beibehalten. af 


Allein anders geftaltere ſich das Schickſal viefer 
Inſeln nach Napoleons Verzichtung auf die Regie— 
tung. Im Namen der verbünderen Mächte nahm 
(17. Sun. 1814) der bristifche General Campbell von 
ihnen Befiß, worauf ein am 5, Nov. 1815 zu Paris 
zwifchen Großbritannien, Rußland, Oeſtreich und. 
‚Preußen abgefchloffener Vertrag das politifche Ver⸗ 
haͤltniß der fieben Inſeln dahin entſchied, daß fie 
unter dem Namen: vereinigte Staaten der 
jonifhen Inſeln, einen unabhängigen, 
Doh unter dem unmittelbaren und aus 
ſchließenden Schuße A Er 
ftehenden, Staat bilden follten. 


Die Stimmung auf den jonifchen Inſeln hin 
aber der brittifchen teitung des Ganzen. durch. den 
Commiſſarius General Maitland- nicht guͤnſtig zu 
ſeyn, wie ſelbſt in dem brittiſchen Parlamente öffents 
lich zur Sprache gebracht ward, beſonders als Maite 
land, auf Befehl aus udon, (29. Mai 1816) 
der feit 1803 zu Corfu beftanbenen Senat der fieben 
Infeln auflöfete, „weil derſelbe irrig darauf beharre, 
als die repraͤſentirende Behborde * ſieben Juſela * 
anzuſehen.“ 

Spaͤter ward am W. Der. 1817 die neue, 4 
damaligen Prinz⸗Regenten Großbritanniens unter: 
zeichnietel, Gerfaffung Derüvereinigten In⸗ 
Feln bekannt "gemacht, ob fie gleich noch nicht 
eigentlich ins oͤffentliche Staatsleben dieſer Republik 
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uͤbergegangen zu ſeyn ſcheint, wie wenigſtens aus 
manchen eigenmaͤchtigen Schritten des brittiſchen 
Commiſſarius erhellte. — Nach dieſer Verfaſſung 
iſt die orthodoxe griechiſche Religion die herrſchende; 
jede andere chriſtliche Religion wird geſchuͤtzt. Die 
Civilregierung beſteht aus der geſetzgebenden 
Verſammlung, dem Senate, und der Ju— 
ſtizbehoͤrde. Den Militairbefehl führt, nach dem 
Parifer Vertrage, der Oberbefehlshaber der brittis 
ſchen Truppen. Die gefeßgebende Berfamms 
lung, beftehend aus 40 Individuen‘, wird gewählt 
von adlihen Wahlmännern;. der Senat, welcher 
die vollziehende Gewalt bildet, und aus einem Prä= 
fidenten und fünf Senatoren befteht, wird aus ber 
Mitte der gefeßgebenden Verfammlung erwählt; die 
Mitglieder der Yuftizbehörde erwählt der Senat. 
Diefe Wahlen find gültig auf fünf Jahre, Der Praͤ⸗ 
fivent des Senats wird vom Könige.von Großbritans 
nien, als Protector der Republik, ernannt, Bei 
der Wahl felbft giebt der vom Könige angeftellte Lord 
Dbercommiffarius die Zuſtimmung oder Werweiges 
rung, fo wie auch von demfelben die außerordentliche 
Zufammenberufung und die Aufloͤſung der gefeßgeben> 
den Berfammlung abhängt. 


Aut fehwer entfchloß fi) die Pforte, nach langen 
Unterhandlungen mit Großbritannien, die Einwohner 
der fieben Inſein als Schußunterthanen Großbritans 
niens in dem Vertrage vom 24. Apr. 1819 anzuer: 
fennen, wogegen Großbritannien die Feftung Parga 
und deren Gebiet der Pforte überließ. 
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Ze | | 39. 77:17) >) 26 
6) Die Eidsgenoffenfhaft der Schweiz 
a) Geſchichtliche Einleitung. nr 


Wenn auch gegen das Ende des —— 
Jahrhunderts in den 13 Cantonen der ſchweizeriſchen 
Eidsgenoſſenſchaft nicht mehr der Geiſt waltete, der 
fuͤnftehalbhundert Jahre fruͤher uͤber die pölitifche 
Bildung diefes felbftftändigen Freiftaates entſchieden 
hatte, und wenn auch unverkennbar mit dem Ders 
ſchwinden dieſes Geiftes, die Hille deſſelben, die äußere 
Form dieſes Freiftaates , veraltet war; fo .ftand doch 
den Franzofen fein Recht zu, dieſe Form eines benach⸗ 
barten Staates zu ftürzen, und in die innern Angeles 
genheiten einer als felbftftändig und unabhängig von 
ganz Europa anerkannten Republik fih zu miſchent 
Die Eidsgenoffenfihaft hatte, während ver erſten 
Jaͤhre des Revolutionskrieges, beim richtigen Gefuͤhle 
ihrer politiſchen Schwaͤche, eine Neutralitaͤt behauptet, 
die von der einen Seite eben ſo der Republik Frank⸗ 
teich, wie von der andern Seite der Eidsgenoſſenſchaft, 
in Hinſicht der faſt blos noch zwiſchen der Schweiz 
und Frankreich fortdauernden Handelsverbindungen, 
theilhaft war. Doch konnten die politiſchen Vor— 
* in aukreich nicht ohne Ruͤckwirkung und Ein— 
ßz auf Die Schweiz bleiben. Nothwendig betrachtete 
das in den groͤßern und reichern Cantonen herrſchende 
Datriciat die damals in Frankreich herrſchende „Ein— 
pa Freiheit und Gleichheit” mit Beforgniß, Erbits 
ferung und Haß; dagegen blickten die mittleren Staͤnde 
der Schweiz, die VBafallenländer, und alle, welche 
feit Jahrhunderten durch Das Patriciat zurtictgefeße 
Und gedrückt worden waren, mit Hoffnung und Ers 
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wartung auf die zu einem neuen politiſchen Daſeyn ver⸗ 
juͤngte und über ihre Feinde fiegreiche Rachbarnrepublik. 
In Augenbliden politifcher Entſcheidung iſt kein Staat 
ſchlimmer daran, als der in ſeinen Grundformen ver⸗ 
altet, und in den Anfichten feiner Bürger entzweit ift. 
Nur dies erklärt, warum die Schweiz fo bald bes 
fiegt und geplündert ; and doch nur fo ſchwer zu 
einer neuen zeitgemäßern Etaatsform genefen konnte. 

Schon hatte Bonaparte, der Befieger Italiens, 
die vormals zum Herzogthume Mailand gehörenden, 
dann aber (1513) mit Graubuͤndten vereinigten Land— 
fehaften Beltlin, Cleven und Bormio (8. Oct. 
1797) ver neugeftifteten cisalpinifchen Republik eins 
verleibt: ſchon befeßte (Dec. 1797) ver General Sf! 
Cyr das Erguel (den Eleinen, innerhalb der Gren⸗ 
zen der "Schweiz gelegenen und zu den zugewandten 
Drten der Schweiz gerechneten, Theil des Bisrhums 
Baſel); ſchon wünfchte die rings von frangöfifchem Ges 
biete umgebene Stade Muͤhlhauſen die Einverlei= 
bung in Frankreich; fehon hatte la Harpe, ein ger 
bohrner Waadtländer, gegen den Druck der Oberher⸗ 
ren des Waadtlandes, gegen die Regierungen zu Bern 
und Freyburg, ſeine Landsleute veranlaßt, Vermitte— 
lung und Schutz bei dem Directorium Frankreichs zu 
ſuchen; als man in der Schweiz an die Erneuerung 
der ewigen Buͤnde dachte, und Bern mit unzeitigem 
Stolze“ gegen das Directorium Frankreichs ſich er— 
klaͤrte. Denn unter den Einfluͤſſen der maͤchtigen 
politiſchen Bewegungen in dieſem Zeitalter hatte auch 
in der Schweiz eine bedeutende Parthei ſich gebildet, 
welche eine Durch ſicht und Verbeſſerung 
der Bundesve rfaſſung beabſichtigte. Dieſem 
innern Kampfe aber zwiſchen einer, auf Frankreich 
— — der Neuerer md der Parthei 
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derer, welche in den alten: Formen durchaus nichts 
veraͤndert wiſſen wollten, muß es zunaͤchſt zugeſchrie⸗ 
ben werden, daß keine Einheit in den Maasregeln 
der Schweiz gegen Frankreich ſtatt fand, und daß 
die vollige Befiegung der Schweiz Durch einige franz 
zöfifche Heerestheile nach einigen Monaten im Jahre 
1798 erfolgte. Senf, Biel und Mühlhaufen 
wurden darauf mit Frankreich felbft vereinigt; auch 
mußte (19. Aug. 1798) die demofratifirte Schweiz 
mit Frankreich ein Angriffs- und ‚Dertheibigungfe 
buͤndniß abſchließen. 

Allein ſchon vorher bewirkte die Drohung. des 
Generals Brune, die Schweiz in mehrere reis 
ſtaaten aufzulöfen, den Entwurf einer neuen 
Staatsverfaffung für die Eine und untheilbare 
Republik Helvetien, wobei der Kanton Bafel voran 
ging. . Unter franzöfifchem. Einfluffe ward Diefer 
Entwurf verfertigt, und am 12, Apr, 1798 als Grunde 
gefeß von mehrern Cantonen angenommen... ‚Doch 
bereits im. July 1798 brachen bedeutende Aufftände . 
aus in einzelnen Theilen der Schweiz, und mit der 
Ernenerung des Krieges von Oeſtreich gegen Franke 
- reich im Jahre 1799 ftürzte das lockere Gebäude Der 
aaa, Perfaffung.-zufanımen, ll Geniale) 
ch, 60. ur 

a) Die Berfaffung von » Japre 1798. 


Die wefentlichften Beftimmungen der 
neuen Verfaſſung waren folgende: Die helvetiſche Re⸗ 
publik macht einen einzigen und untheilbaren Staat 
aus. Es giebt feine Grenzen mehr zwiſchen den Can⸗ 
fonen und den unterworfenen Ländern, und zwifchen 
einem Canton und dem andern. Die Gef ammeheit 
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der Bürger ift der Souverain. Die Regie— 
rungsform foll eine repräfentative Dempfratie 
ſeyn. Die zwei Grundlagen des öffentlichen Wohle 
find Sicherheit und Aufklärung. Die Gewiffengfreis 
beit ift uneingefchränft ; doch muß die öffentliche Aeußes 
rung Der Neligionsmeinungen den Geſinnungen der 
Eintracht und des Friedens untergeordnet fenn.- Die 
Preßfreiheit ift eine natürliche Folge des Rechts, 
das jeder hat, Unterricht zu erhalten. . Es giebt Feine 
erbliche Gewalt, Rang und Ehrentitel. Die Steuern 
müfjen unter-den Steuerbaren nach ihrem Vermögen, 
nach., ihren Einkuͤnften und Nutznießungen verteilt 
werden, Alle wirkliche Bürger. oder Einwohner einer 
regierenden. oder Municipalftadt, und alle Einwohner 
eines unterworfenen oder freien Dorfes, - werden durch 
gegenwärtige Verfaſſung Schweizer Bürger. 
Die Bürger: haben allein das Recht, in den Urver- 
fammlungen ihrer Gemeinden zu ſtimmen, und 
zu öffentlichen Aemtern gewählt zu werden: Jeder. 
, Bürger ift ein gebohrner Soldat des Vaterlandes. — 
Die Urverfammlungen befichen aus den. Buͤr— 
gern und Bürgersfobnen, welche ſeit I Jahren in 
berfelben Gemeinde wohnen, und 20 Jahre alt find. 
Jedes Dorf oder Flecken, wo ſich hundert Bürger 
befinden, die das Stimmrecht haben, macht. eine 
Urverfammlung aus; Diejenigen Bürger, von Flecken 
und Dürfern, wo nicht hundert ftimmmfähige Bürger 
ſich finden, vereinigen fich mit. dem nächftgelegenen, 
Die ‚Städte. haben Urverfammlungen in jedem Quar⸗ 
tiere, Die Urverfammlungen werden zufammen bes 
rufen: um die Staatsverfaſſung und die neuen Fun⸗ 
damentalgefege mit Ja oder Nein anzunehmen oder 
zu verwerfen, und um aller Jahre die Glieder. der 
Vablverfammlungen bes Cantons zu ernennen, - Huf 
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hundert Perfonen, welche die erforderlichen: Eigen— 
fchaften Haben, um Bürger zu ſeyn, werden zwei 
Wahlmänner ernannt: Die Wahlmänner wäh- 
len die Deputirten fir den gefeßgebenden Körper, die 
Kichter des obern Gerichtshof, die Nichter des 
Cantonsgerichts, Die Mitglieder der Verwaltungs: 
fammer‘, die Suppleanten gedachter Nichter und Ver⸗ 
walter, und geben dem Directorium einen dreifachen 
Vorſchlag zum Statthalter. — Die gefeßges 
bende Gewalt befteht aus zwei Raͤthen: dem 
Senate, der aus 4 -Deputirten jedes Cantons 
nnd. etlichen ‚gewefenen Directoren, und dem gros 
Ben Rathe, der aus 8 Abgeordneten jedes Sans 
tons gebildet wird, Die geivefenen Directoren find 
von’ Nechtswegen 4 Jahre Mitglieder des Senats, 
wenn fie'nicht eine andere Stelle annehmen, oder ſich 
ins Privatleben zuruͤckziehen. Die Mitglieder des 
Senats werden aller zwei Jahre zum vierten Theile, 
des großen Raths aber aller zwei Jahre zum dritten 
Theile ernenert. Die Mitgkieder des Senats, welche 
ed acht Fahre gewefen find, koͤnnen erft nach einer 
Zwifchenzeit: von’ vier Jahren, und die Mitglieder 
des größen Rathes, welche es fechs Jahre geweſen 
ſind erſt nach zwei Jahren wieder erwahlt-werden. 
Die Sitzungen beider Raͤthe find öffentlich; jeder 
Kath kann fich Aber in ein geheimes Commite ver⸗ 
wandeln. Der Senat genehmigt oder verwirft die 
Beſchluͤſſe des großen Rathes. Die geſetzgebenden 
Raͤthe genehmigen oder verwerfen, auf der Vorſchlag 
des Vollziehungsdirectoriums, alles, was Penſion, 
Frieden und Krieg betrifft, koͤnnen aber, ohne einen 
Vorſchlag des Directoriums, uͤber dieſe Gegenſtaͤnde 
nicht berathſchlagen. Ferner beſtimmen fie die Art, 
wie der Narionalfcha verwaltet, Rechnung darüber 
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abgelegt; und die Schagitieifter ernannt und ver 
Antwertlich gemacht werden follen. — Die voll: 
ziehbende Gewalt ift einem Directorium von 
I Mitgliedern übertragen, unter welchen das 
Praͤſidium aller drei Monate abwechfelt. Yahrlich 
frift durch Wahl ein neues- Mitglied ins Directorium, 
Das Loos entfiheidet , welcher von beiden Raͤthen die 
jährliche -Sifte von fünf Kandidaten verferfigt, aus 
welchen Dann der andere Näth Durch geheimes Stimm= 
geben den Director wähle. Die austretenden Direcz 
toren « find. erft nach fünf Jahren wieder wählbar. 
Das Directorium forge für die innere nd’ Äußere 
Sicherheit’ des Staates, verfiigt über die bewaffnete 
Macht, und kann jeden der. beiden Raͤthe einladen, 
einen Gegenftand in Betrachtung zu ziehen. Es führe 
die Unterhandlungen mit dem Auslande; doch gelten 
die von ihm abgeſchloſſenen Verträge nicht eher, als 
bis fie von den’ gefeßgebenden Raͤthen in einem gehei— 
imen Commité unterfucht ind genehmigt worden find. 
Das Directorium legt jährlich den gefeßgebenden 
Karben Nechenfihaft ab über die Verwendung ver 
einen jeden Departemente angewiefenen Öelder. Dem 
Directorinm fteht zu: die Etnennung, Zuruͤckberufung 
und Abſetzung aller Anführer und Officiere der Trup⸗ 
pen, der Minifter, der diplomatiſchen Agenten, der 
Etatthalter in den Cantonen, ‘des -Präfideriten und 
des öffentlichen Anklägers des Obergerichtshofes ‚und 
der Obereinnehmer der Einkünfte Der Republik. — 
Der oberfte Sericheshof beſteht aus einem von 
jeden: Kanton: ernannten Richter; er wird: jährlich 
zum vierten Theile erneuert. Er -richter die Mitglieder 
der geſetzgebenden Närhe und des Directöriums er 
richtet in letzter Inſtanz in Criminalfachen, - welche 
Todesſtrafe, Einſperrung, oder Landesverweiſung auf 
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Lebenszeit nach fich ziehen; er caffirt auch in Civils 
fachen. Die Ausfprüche der untern Gerichte, welche | 
gegen die Competenz der Gerichtshofe, gegen die 
vorgefchriebenen Formen und gegen den eigentlichen 
Sinn der Geſetze ertheilt worden find. — In jedem 
einzelnen Canton find die oberften Obrigfeiten: 
der Statthalter, das Santongericht und bie 
Derwaltungsfammer. Der Statthalter 
vertritt die vollziehende Gewalt, Er hat die Auffiche 
über alle Gewalten und Beamten in der Ausübung 
ihrer Aemter; ‚er übermacht ihnen die: Öefege, wie 
auch die Befehle des Divectoriums; er nimnıt ihre 
Anmerkungen, VBorfchläge und Klagen an, kann 
aber felbft-nichts bewilligen; er beruft die Urverfanms 
lungen und Wahlförper zufammen; er hat das Recht, 
den: Berathfchlagungen der Berwaltungsfammer bei⸗ 
zuwohnen; er wacht fuͤr die innere Sicherheit, und 
übe das Recht der Gefangennehmung aus; er verfügt, 
auf den Befehl des Directoriums , über die. bewaffnete 


Macht. Das Cantongericht, befiehend aus 13 


von dem Wahlförper ernannten Richtern, von wels 
chen aller. Jahre zwei austreten, fpricht in erſter Ju⸗ 
ſtanz im Haupteriminalfachen, und in letzter Inſtanz 
in allen andern Criminalfaͤllen und: in Civil⸗ und 
Polizeiſachen. Die Verwaltungskammer bes 
ſorgt die unmittelbare Vollziehung der Geſetze uͤber 
die oͤffentliche Erziehung, die Finanzen, den Handel; 
die Gewerbe, die Lebensmittel, Das Sand; ‚und. Gorft« 
wefen, die Verpflegung der "Armen „die Unterhal⸗ 
tung der Staͤdte und der Landſtraßen. Sie beſteht 
aus einem Praͤſidenten und acht Beiſitzern, von dem 
Wahlkoͤrper erwaͤhlt. — Alle Abaͤnderungen der 
Verfaſſung muͤſſen von dem, Senate vorgeſchlagen 
darauf von dem großen Rathe verworfen -ober geneh⸗ 
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migf, und im — Falle den Urverſammlungen 
zugeſandt werden, um ſie anzunehmen oder zu ver⸗ 
werfen. Wenn die Urverſammlungen dieſelben ans 
nehmen; ſo find fie neue Bundamentalgefege der 
Siaatoverfoſſung. 


re 61. | | 
PB) Die Berfaffung vom 29. Mai 1801, 


Die Erneuerung des Krieges im Jahre 1799 
zwifchen Deftreich und Frankreich ward das Grab der 
‚Baum gegebenen Verfaſſung. Schon vorher (Det. 
1798) beſetzte ein öftreichifcher Heerestheil Graubuͤnd⸗ 
ten; welches diejenigen verließen, die zur Bereinigung 
mit Helvetien gerathen hatten. Als der Kampf felbft 
den. Boden. der Schweiz erreichte, fochten Schrweis 
zer: unter Deftreihs, und: andere Schweizer unter 
Frankreichs Fahnen. Die helvetiſche Regierung hielt 
fich; in Lucern nicht mehr ficher, und verlegte ihren 
Sitz (31. Mai 1799) nah Bern. Unter dem 
Eu der »öftreichifchen Waffen verſuchten viele der 
vormaligen Obrigfeiten die Herftellung der alten Ord⸗ 
nung der Dinge *); doch erkannte man bald, daß 
das Volk nicht nach der vorigen Unterthänigfeit ſich 
zuruͤck ſehnte. Nach Maſſena's Beſiegung der Ruſſen 
und Oeſtreicher bei Zuͤrich (25. und 26. Sept. 1799) 
behaupteten die Franzoſen in der ganzen Schweiz, 
und-felbft in Graubindten, das Uebergewicht. In 
Bern beabfichtigte die Regierung eine neue Geſtal⸗ 
tung des Ganzen; allein 'bei der unvereinbaren Vers 
ſchiedenheit vet politiſchen — der re 





*) Vergl. Heinr. Zſchokke, des — —* 
fuͤr das Scqhweijervoll. Aarau, 1822. 8. S. 277 ff. 
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Hauptpartheien ſtuͤrzten diefe sich abwechfelnd;,. -„‚alfe 
daß feine, lange am Ruder blieb, und, feine dem Bas 
terlande half *).“ AT LEITET U BEN ——— 
Der achtzehnte Brumaire, zeigte) feine Ruͤckwir⸗ 
fung auf die Schweiz; denn am 7. und 8. Jan 1800 
löfeten die gefeßgebenden Käthe zu Bern das Directo= 
rium auf, an defien Stelle ein VBollziehungs: 
ausſchuß von 7 Perfonen trat, Allein am Z7. Aug. 
1800 loͤſete eben fo eigenmaͤchtig der Vollziehungss 
ausſchuß Die beiden Raͤthe auf, und berief einen neuen 
geſetzgebenden, minder zahlreichen, Rath, Der aus 
43 Perſonen beſtand. Die Regierung beſtehend aus 
fünf Perſonen, nannte ſich Vollziehungsrathe 
Bouaparte, damals erſter Conuſul, hob (Nov 
1800) in der Nähe der Ausſoͤhnung mit Oeſtrei 
das: der Schweiz laͤſtige Buͤndniß mit Frankreich a 
und gab der Republik die Meutralitaͤt zuruͤck; allein 
im Innern derſelben dauerten die Reibungen der bei⸗ 
den Hauptpartheien fort, und allgemeiner, Mißmuth 
herrſchte uͤber den traurigen Zuſtand der. Finanzem 
Da gingen Glaire, Rengger und Stapfer (Jam, 1801) 
nad) Paris; mit, einem; vom; helverifchen> Directorium 
ausgearbeiteten neuen Berfaffungsentwurfe, „ber, aber 
Dem »gejeßgebenden Rathe vorher nicht vorgelegt wor⸗ 
den warsı ‚Der, erſte Conſul, welcher im Feieden 
von Luͤneville (9. Febr. 1801) Dies Anerkennung 
der helvetiſchen Republik von —— 
erklaͤrte den drei Deputirten, die Schweiz bei 
einer eigenehümlichen;, - ihr anpaſſenden, Werfaſſumg; 
doch werde, Frankreich indie, Bildung derſelben ſich 
nicht miſchen. Er billigte aber Den. ke) 
legten DVerfaffungsentwurf, der am. 29..Mai 1801 
Ru rare Bu ar 157 
algokte, Sa218 a che 
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vom heloetiſchen Directorium dem — Rathe | 
mitgetheilt ward. 

Nach diefem Entwurfe follte die Schweig i in. 47 
Cantone gerheilt werden, ‚und. die beſondere Verfaſſung 
der Santone neben ver allgemeinen Verfafjung des 
ganzen Freiftaates (ungefähr wie in Nordamerika) be: 
ſtehen. Bern follte die Hauptſtadt des Staates fern; 
und die höchfte Gewalt aus einer Tagfasung. von 
77 (aus den einzelnen Santonen auf fünf Jahre ges 
wählten) Abgeorbneten, nebft einem, von der Tag⸗ 
faßung gewählten, Senate von 23 Individuen, mit 
zwei abwechſelnd ihm vorſitzenden, und von ihm ſelbſt 

aus feiner Mitte gewählten, Landammaͤmnern 
beftehen. : Die Würde eines Senators ſollte fünf, 
die eines landammanns zehn Jahre dauern. Der 
-vorfigende fandanımann und vier gewählte Senatoren 
follten den ‚Eleinen Rath bilden, "und dieſem Die 
vollziehende:. Gewalt: und die Ernennung zu 
allen Staatsämtern ‚fo wie dem Senate die nie 
tiative der Geſetze, der Tagfasung aber Die Ans 
nahme oder Verwerfung derſelben zuſtehen. An bie 
Epiße der einzelnen Santone follten Präfecte ges 
ftellt werden, beauftragt mit. der Ordnungspolizei, 
der Vertheilung der Steuern, und dem Kitchen und 
Schulweſen. : Abgefchafft blieben das Patriciat, die 
gefchloffenen Zünfte, und das vormalige Verhaͤltniß 
der Unrerthanenlande;- ° Man gab vle ftrenge politifihe 
—— behielt aber hie, politifhe ne 


62. 


Y) Die Beetäffangechtwärkh vom 4, Det. 
1801 und vom Jahre 1802. 


Schien gleich die Abſicht bei biefen; ueuen Ver⸗ 
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faſſung verſoöhnend zu fenn;' fo konnte doch die Erbit⸗ 
terung der Partheien nicht beſeitigt werden. Sie zeigte 
ſich beſonders nach dem Zuſammentritte der allgemei⸗ 

nen Tagſatzung zu Bern (7. Sept. 1801). Bald 
fiegte die eine, bald die andere Parthei, wie fich in 
‚ ber wechfelsweifen Abſetzung der oberfteti Staatsbes 

hörden zeigte. Während Frankreich die Trennung des 
Walliferlandes von der Schweiz beabſichtigte 
und fpäter durchfuͤhrte, verließen (7. Dct. 1801) vie 
Häupter der ariftofratifchen Parthei, Reding, 
Mütter und von der Flue die Tagſatzung, und 
‚ wandten fich , wie die Demofratifche Parthei, mit ihren. 
Vorſchlaͤgen gleichfalls an den erſten Conful, Ob 
nun gleich, nach ihrer Entfernung, noch 13 andere 
Abgeorpnete (17. Det.) die Tagſatzung verließen; ſo 
beendigten doch die Zurücgebliebenen (24. Oct. 1801) 
einen neuen Berfaffungsentwurf *), welcher 
(26. Oct.) angenommen; uhd Darauf (27. Det.) ein 
neuer Senat erwählt ward. An diefem Tage aber 


erklärten 13 Mitglieder des bisperigen gefeßgebenden 


Rathes der Tagſatzung, fie habe ihre Beftinnmung 
überfchritten, und ließen Den Verſammlungsſaal der 
Tagſatzung beſetzen. Es folgte (28. Det.) die Auflös 
fung "der Sogſabang ©. Nov, ) die aeg des ges 
sth dı29 

Gala 

S Diefe „Berfaffung der — helveti⸗ 
ſchen Tagſatzung“ vom 24. Det. 1801, deren dar 
maliger Präfident Witeri fie unterzeichhete, ftehet volls 
ftändig in d. Europ. Conſtitt. Th.4 ©. 395. Sie 
theilte die Schweiz in 19 Cantone, unterfchied zwiſchen 

« ‚ber. befondern Verfaffung der einzelnen Kantone und der 
allgemeinen Bundesverfaſſung, beftimmte eine Tags 
fagung von 81 Abgeordneten aus allen 19 Cantonen, 

und einen Senat, der aus 2 sorge und 28 
Raͤthen Beftehen follte: er NZ 
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feßgebenden Rathes, ımd die Annahme der Verfaffung 
vom 29. Mai. Ein Ausſchuß von fünf Perfonen 
follte ven neuen Senat ernennen. Reding ward (21, 
Nov. 1801) erfter fandammann, Allein. die Bes 


ſetzung von Wallis durd) die Franzoſen veranlaßte ihn, 


\ 


nach Paris zu reifen. Getaͤuſcht durch die günftige 
Aufnahme dafelbft, ließ er durch feine Anhänger die 
Freunde der entgegengefeßten Parthei aus allen oͤffent— 
lichen Aemtern entfernen. Dies lag aber nicht in den 
Planen des erften Conſuls, der in einem Schreiben 
an die Schweizer vom 6. Sans 1802 ihnen die Bitte 
um die Vereinigung mit Frankreich fehr 
nahe legte; Denn „er habe bisher zu ihnen gefprochen, 
wie in den frühern Zeiten das Oberhaupt der gallifchen 
DVolkerfchaften gerthan haben würde, wo Helvetien 
einen Theil Öalliens ausmachte.“ 

Diefe Erklärung bewirkte, daß die einflußreich- 


ſten Männer von beiden Partheien bei der Befesung 


der Etaatsämter in der Schweiz verfihmolzen wurden, 
und dag Männer beider Partheien zu einem neuen 
Berfaffungsentwurfe (27, Febr. 1802) *) fich 
vereinigten, welchen der Senat der Republif annahm, 
Nach demfelben follte die Echweiz, mit Einfchluß 
von Wallis, in 21 Cantone getheilt, ein Senat 
aus zwei Jandammännern, zwei Statthaltern und 26 


Raͤthen gebildet, und. zur nitiative der Geſetze be= 


rechtigt werden, die Tagſatzung aber aus 52 ger 
wählten. Abgeordneten beſtehen, und diefer das Recht 


‚der Annahme oder. Verwerfung der Gefege, und die 


Erklärung von Krieg und Frieden zukommen, Die 
vollziehende Gewalt follte auf dem Fleinen Ras 


the beruhen, gebildet aus den beiden Landammaͤnnern, 








*) Europ. Conftitt. Th. 4. ©. 40, 


St. W. ate Aufl. IV. 20 
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den beiden Statthaltern und fieben aus ber Mitte des 
Senats gewählten Raͤthen. 

Allein auch diefer — — mißfiel 
beiden Partheien; nur neun Cantone erklaͤrten ſich fuͤr 
ihn. Waͤhrend Redings Abweſenheit, bewirkte Kuhn 
(17. Apr. 1802), im Einverſtaͤndniſſe mit dem frans 
zöfifchen Geſandten, in dem Eleinen Rathe die Ruͤck— 
Fehr zur Verfaſſung vom 29. Mai, worauf Neding die 
Landammannwuͤrde niederlegte, und 48 Notablen aus 
alten Santonen (30. Apr.) zu Bern fich verfammelten. 
Diefen Notablen ward von dem Eleinen Kathe (3. 
Mai 1802) ein neuer Berfaffungsentwurf 
vorgelegt, und von ihnen (20, Mai 1802) angenoms 
men. Er näherte fih ter Verfaffung vom 29, Mai 
1801 mit wenigen Abweichungen *). Nach ihm follte 
eine Tagſatzung aus den Stellvertretern aller Gans 
tone (anf 25,000 Eeelen Ein gewählter Gtellvertres 
ter), ein Senat von 24 Mitgliedern, und ein Boll 
ziehungsrath aus einem Landammann und zweien 
Statthaltern beftehen, und zwifchen der befondern 
Berfaffung der Santone und der allgemeinen Ver— 
faffung der Gefammtheit des Staates unterfchieden 
‚werden. Diefe Verfaſſung ward (2. Aul. 1802) vom 
kleinen Rathe für das Staatsgrundgefeß der 
Schweiz erklärt, worauf (3. Jul.) der Senat und der 
erwählte Landammann Dolder ihre Aenıter antraten, 
Darauf verließen (13. Jul.) die franzöfifchen Truppen 
die Schweiz, Als aber, unmittelbar nach dem Weg— 
zuge derfelben, allgemeine Unruhen, und felbft gegens 
feitige blutige Befehdungen, in den einzelnen Cantonen 
ausbrachen, in Graubuͤndten (22. Aug.) die alte Ver— 
faſſung der drei Buͤnde hergeſtellt, vom General Au⸗ 








*) Europ. Tonſtitt. Th. 4. ©. 423. 
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dermatt die Stadt Zuͤrich beſchoſſen und die neueinges 
feste Regierung nicht mehr anerfannt ward; da berief 


der erfte Konful, deffen Bermittelung die Schweis - 


zer verlangt hatten, eine Deputation von beiden Pars 
‚ theien (36 von dem neuen, 15 von dem alten 
Syſteme) nad) Paris, welche, unter feiner Mitwirs 
fung, die endliche Verfaffung der Schweiz entwerfen 
follte. Bonaparte hatte (4. Dec.) vier franzöfifche 
Genatoren (Barthelemy, Demeunier, Roͤde— 
rer und Fonche) ernannt, die mit zehn Deputirten 
der Schweiz, fünf von jeder Parthei,. die Verfaffungss 
urkunden der einzelnen 19 Cantone, und die allgemeine 
fchweizerifche Bundesacte verhandelten, welche unter 
dem Namen der Mediationsacte (19. Febr, 
1803 ,) von dem erften Conful den helvetifchen Depus 
firten mit der Erflärung tbergeben ward: „Verlaſſen 
Sie diefelbe nicht; fonft bleibe mir nichts übrig, als 
die Schweiz mit Gewalt der Waffen ‘zu bezwingen, 
oder mit Sranfreich zu vereinigen.“ 


63. 
I) Die Mevdiationsacte vom 19. Februar 
| 180: 


+ 


Die allgemeinen Verfügungen der Mediationgs 
acte, die bis gegen das Ende des Jahres 1813 als 
Bundesvertrag der fehweizerifchen Eidegenoſſen⸗ 
fchaft galt, waren folgende: Die 19 Kantone ver 
Schweiz (Appenzell, Argau, Bafel, Bern, Freys 
burg, Glarus, Graubuͤndten, Lucern, St. Gallen, 
Schafhauſen, Schwyz, Solothurn, Teffin, Ihurs 
Hau, Unterwald, Uri, Waadt, Zug und Zurich) 
find mit einander verbünder in Gemaͤßheit der 
in ihren befondern Berfaffungen feftgefesten Grund» _ 

J— — * 
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füge. Sie garantiren einander wechfelfeitig ihre Vers 
faffung, ihr Gebiet, ihre Freiheit und Unabhängig- 
keit, fowohl gegen die fremden Mächte, als gegen die 
Anmaßung eines einzelnen Cantons, oder einer be= 
fondern Faction. — Es giebt in der Schweiz Feine 
Unterthanenlande mehr, feine Vorrechte der Orte, 
der Geburt, der Perfonen und Familien, — ever 
Schweizer Bürger ift befugt, in einem andern Can⸗ 
tone häuslich fih niederzulaffen, und fein Gewerbe 
frei dafelbft zu treiben. Er erwirbt die politifchen 
Rechte, gemäß dem Geſetze des Cantons, in welchem 
er fich niederläßt; er kann aber nicht zugleich in. zwei 
Cantonen die politifchen Rechte genießen. — Die 
alten inländifchen und auswärtigen Abzugsrechte find 
abgefchafft; die freie Eirculation der Lebensmittel, Des 
Viehes und der Waaren ift garantirt; fein Dctroiz, 
Eingangs, Tranfito- oder Mauthrecht kann im In— 
nern der Schweiz eingeführt werden. Jede Allianz 
eines Santons mit einem andern Canton, oder mit 
einer fremden Macht ift unterfagt. — Die Tag: 
ſatzung wechfele von einem Jahre zum andern in 
den fechs Kantonen: Freyburg, Bern, Solothurn, 
Bafel, Zürich und ducern. Der Landammann 
oder Bürgermeifter des Dirigirenden Cantons nennt 
fich zugleih fandammann der Schweiz. Die 
fremden Gefandten übergeben ihm ihre Ereditive oder 
Zuruͤckberufungsſchreiben, und wenden ſich an ihn 
für die Unterhandlungen. Der diplomatifche Verkehr 
geht durch ihn. Bei Eröffnung der Tagfasung giebt 
er die Nachweifungen, welche ihm in Betreff der 
innern und auswärtigen Gefchäfte, die den Bund 
angehen, zugefommen find. — Jeder Canton 
fender zur Tagſatzung Einen Deputirten, 
Die Deputirten haben nftenctionen und befchränfte 
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Vollmachten, und ſtimmen nicht gegen ihre Inſtruc⸗ 
tionen, Die 19 Deputirte, aus denen die Tagfabung 
befteht, machen in den Berarhfihlagungen 25 Stim— 
men aus; denn die Deputirten der Cantone, deren 
Bevölierung mehr als 100,000 Einwohner beträgt 
Bern, Zürich, Waadt, St. Oallen, Argau und 
Graubuͤndten), haben jeder zwei Etimmen. Die 
Zagfaßung dauert einen Monat; doch Fonnen auch 
außerordentliche Tagſatzungen berufen werden, Die 
Kriegserflärungen, die Friedens» oder "Allianzvers 
träge, gehen von der Tagfaßung aus; fie erfordern aber- 
die Genehmigung von drei DViertheilen der Santone, 
Sie allein fchließt Handelsverträge und Sapitulationen. 
fir ausländifchen Dienft. Sie ordnet das Contingent 
der für jeden Canton beftinmten Truppen. Gie ers 
nennt und. fchieft Die außerordentlichen Botfchafter, 
Sie entfcheider in den Zwiftigfeiten zwifchen den eins 
zelnen Santonen, . Die Verfaffung jedes einzelnen 
Kantons *) wird im Archive der Tagſatzung nieder= 
gelegt. — 

Der erfte Conful unterzeichnete diefe Acte mit 
der Erklärung: „Wir erkennen Helvetien, der gegenz 
wärtigen Aecte gemäß conftituirt, als unabhängige 
Mache. Wir garantiren Die Foͤderalverfaſſung, und 
die Verfaſſung jedes Kantons, gegen die Feinde der 
Ruhe Helvetiens, wer fie auch feyn mögen, “ 


64, 


b) Politifher Charafter der Bundesacte 
vonr 7. Aug. 1819. 


Dald nach der Annahme der Mediationsacte 


*) Diefe beſondern Verfaſſungen der einzelnen Eantone vom 19. 
Gebr, 1803, ind. Europ. Conſtitt. Th. 4. ©. 450. 
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ſchloß die Republik ein Vertheidigungsbuͤndniß (27. 
‚Sept. 1803) mit Frankreich, und einen Dertrag 
wegen der in franzöfifchen Sold zu gebenden Truppen. 
(Anfangs 16,000 Dann, in der Folge nur 12,000 
Mann); im Innern blieben die Partheien ein Jahr⸗ 
zehend hindurch beruhigt. — ie regen fich. aber, 
von neuem, nachdem Napoleon im Herbfie 1513 den 
Boden Teutfchlands verlaffen mußte, und die. Ver—⸗ 
bündeten die von der Schweiz (18. Nov. 1813) bes 
fehlofjene, und von Napoleon anerkannte, Neutralis 
tät nicht zugeftanden. Das Heer, welches der Fürft 
Schwarzenberg führte, ging durch die Schweiz über 
den Rhein, und die zu Zurich verfammelten Gefands 
ten der Gantone Uri, Schwyz, Lucern, Zürich, 
Slarus, Zug, Freyburg, Baſel, Schafhaufen und 
Appenzell fprachen (29. Dec. 1813) die Auflofung 
der Mediationsacte aus. | | 
Je größer die Gährung war, welche unter dem 
einzelnen Partheien der Schweiz, zunächft für Die 
völlige Herftellung der alten Verhältniffe, 
aufiwogte; deſto noͤthiger erfchien der - Einfluß der 
Abgeordneten der verbündeten Mächte auf die neue 
Geſtaltung der Verhaͤltniſſe ver Schweiz, und die 
endliche Entfcheidung des Schickſals der Schweiz auf 
dem Congreſſe zu Wien. Zwar fchloffen' bereits die 
19 Santone am 8, Sept. 1814 zu Zürich einen Bun 
desvertrag; auch gaben fich Die. meiften einzelnen 
Cantone im Laufe des Jahres 1814 befondere 
VBerfaffungen*); allein es verzog fih bis zum 


*) Die vollftändige Sammlung aller zu dem gegenwärtis _ 
gen helvetifchen Staatsrechte gehörenden Urkunden iſt: 
(Ufteri’s) Handbuch des fhweizerifdhen 
Staatsrechts. 2te Ausg. Aarau, 1821. 8. wo 
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7. Aug. 1815, bevor der Bundesverfrag feierlich 
befhworen ward, weil, in der Zwiſchenzeit zwis 
fihen der Abjchliegung und Befchworung deflelben, 
theils drei neue Santene — Genf, Wallis und 
das preußifihe Fürftenehum Neuenburg *) — 
mit der Eidsgenoffenfchaft verbunden wurden, theils, 
nach der Ankunft der helvetiſchen Abgeordneten in 
Wien, (20. März 1815) die Erklärung des 
Wiener Congreffes uber die Angelegen 
heiten der Schweiz **), fo wie (29. März 1515) 
die eidsgenöffifche Beifrirtsurfunde ***) 
zuder Erklärung des Wiener Congreſſes 
erfolgte. 

Die Grundbeſtimmungen des am 7. Ang. 1815 
beſchwornen Bundesvertrages ****) find folgende: 
Die 22 fonverainen Santone der Schweiz, als Zürich, 
Bern, Lucern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, 
Zug, "Geenbing, Solothurn, Bafel, Schafhanfen, 
Appenzell beider Rhoden, St. Gallen, Graubuͤndten, 
Aargan, Thurgau, Teſſin, Waadt, Wallis, Neuen⸗ 
burg und Genf, vereinigen ſich durch den Bund zur 
Behauptung ihrer Freiheit, Unabhaͤngigkeit und 
Sicherheit gegen alle Angriffe fremder Dachte, und 
zur Handhabung der Ruhe und Orduung im Innern, 
Sie gewaͤhrleiſten ſich gegenſeitig ihre Verfaſſungen, 





nn. Die Verfaſffungen der einzelnen Cantone ſich befinden 
5 $. 49. bereits chronolog iſch nachgewieſen 

| wurden). . 

*) Diefe vom Könige von Preußen dem Fuͤrſtenthume am 
18. Jun. 1814 gegebene Verfaſſung ſteht beim Uſteri, 
©: 460. und in d. Europ. Conſtitt. Th, 4. ©. 562. 

**) Ufieri, ©. 32. 

*) Uſteri, S. 3). 

****) Uſter i, © 5. 
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fo wie dieſelben von den oberſten Behörden jedes Can⸗ 
tons, in Uebereinſtimmung mit den Grundſaͤtzen des 
Bundesvertrages, werden angenommen worden ſeyn. 
Sie gewaͤhrleiſten ſich gegenſeitig ihr Gebiet. Zur 
Handhabung dieſer Gewaͤhrleiſtung und zur Behaups 
tung der Neutralität der Schweiz wird aus der waf— 
fenfähigen Mannfchaft eines jeden Kantons, nach dent 
Derhältniffe von 2 Mann auf 100 Einwohner Bes 
volferung, ein Kontingent gebildet. — Im Falle 
äußerer oder innerer Gefahr hat jeder Canton das 
Recht, die Mirftände zu getreuem Auffehen aufzufors 
dert, Wenn in einem Canton Unruhen ausbrechenz 
fo mag die Regierung andere Cantone zur Hilfe 
mahnen; doch foll fogleich der Vorort Davon benach— 
richtige werden. : Bei fortdanernder Gefahr wird bie 
Tagſatzung, auf Anfuchen, der Regierung, die weis 
tern Maasregeln treffen. Am Falle einer plöglichen 
Gefahr von außen mag zwar der bedrohte Kanten 
andere Santone zur Huͤlfe mahnen; doch foll fogleich 
der Vorort davon in Kenntniß gefeßt werden. Dieſem 
biegt. ob, die Tagſatzung zu verfammeln, welcher alle 
Verfügungen zur Gicherheit ‚ver Eidsgenoffenfchaft 
zuftehen. — Alle Anfprüche und Streitigkeiten zwis 
fchen den Santonen über Öegenftände, die nicht durch‘ 
den: Bundesvertrag gemwährleiftet find, werden an 
das eidegenoflifche Necht gewiefen, — Es dirfen 
unter den einzelnen Cantonen feine, dem allgemeinen 
Bunde oder den Kechten anderer Cantone nachtheilige;; 
Verbindungen gefchloffen werden. — Da es, nach 
Anerkennung der 22 Gantone, Feine Unterthanen= 
lande mehr in der Schweiz giebt; fo kann auch der 
Genuß der politifchen Rechte nie das ausschließliche 
- Privilegium einer Klaffe der Santonsbürger fenn. — 
Die Zagfasung beforge, nah den VBorfchriften: 
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des Bundesverfrages, die ihr von den fouverainen 
Ständen tbertragenen Angelegenheiten des Bundes, 
Sie befteht aus den Geſandten der 22 
Cantone, welche nac) ihren Inſtructionen ftimmen, 
Sie verſammelt fich in der Hanptftadt des jedesmali- 
gen Vororts, Der im Anıte ſtehende Buͤr— 
germeifter des Vororts führe den Vorfiß, 
Die Tagſatzung erklärt Krieg und fihließt Frieden; 
fie allein errichtet Bündniffe mit auswärtigen Staa— 
ten; doch find für dieſe wichtigen Verhandlungen 
drei Viertheile der Cantonsftinmen erforderlich. 
An allen übrigen Verfügungen der Tagſatzung ents 
ſcheidet die abfolute Mehrheit. Die Tagfagung fchließe 
Handelsverträge mit dem Auslande; Doch koͤnnen 
Militaircapitulationen und Verträge über öfonomifche 
und Polizeigegenftände von einzelnen Cantonen mit 
auswärtigen Staaten gefchloffen werden. ie dürs 
fen aber weder dem Bunvdesvereine, noch beftebenven 
Bundniffen, noch verfaffungsmäßigen Rechten ans 
derer Cantone zuwider ſeyn, und müffen deshalb zur 
Kenntniß der Tagſatzung gebracht werten. Die Tags 
faßung ernennt eidsgenoflifche Geſandten, wenn deren 
Abordnung nothwendig erachtet wird. Sie trifft die 
Maasregeln für. die außere und innere Sicherheit der 
Eidsgenoffenfchaft. Cie beftimmt die Organifation 
der Contingentstrnppen;,. verfügt uͤber deren Aufftels 
lung und Gebrauch, ernennt den Öeneral, den Ge⸗ 
neralftab und die Dberften, Wenn die Tagſatzung 
nicht verſammelt ift, wird: Die Jeitung der Bundesan⸗ 
gelegenheiten dem Vororte übertragen. Der Vor— 
ort wechfelt aller zwei Jahre unter den 
Santonen Zürich, Bern und Lucern. Fuͤr 
Lebensmittel, Landeserzeugniffe und Kaufmannswaa- 
ven beftehe freier Kauf und ungehinderte Aus» und 


J 
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Durchfuhr zwifchen allen Cantonen. Die Abzuge: 
rechte von Kanton zu Kanton find abgefchafft. 

Die Beichlüffe der auf dem Wiener Gongreffe 
mit den fchweizerifshen Angelegenheiten ſich befchäftis 
genden Commiffion wurden in befondere Artifel der 
Wiener Congreßacte aufgenonmen, nach welchen, 
außer der Anerkennung der 22 Cantone „Oeſtreich an 
Graubuͤndten die Herrfchaft Razuͤns überließ, das 
Gebiet von Genf durch einige von Sardinien abge: 
tretene Bezirke erweitert, und eben jo der Reſt des 
Bisthums Baſel den Cantonen Baſel und Bern zus 
getheilt ward. Im zweiten Pariſer Frieden kamen 
noch der Bezirk Carouge und ein Theil der Landſchaft 
Ger von Savoyen an Genf; auch ward (20. Nov. 
1515) von den verbuͤndeten Mächten die immer 
währenpe Neutralitaͤt der — ausge⸗ 


ſprochen. 
65. 


c) Leber die befonvdern Berfaffungen der 
einzelnen fchweizerifhen Cantone, 


Wenn gleich die befondern Verfaffangen der 
einzelnen ſchweizeriſchen Cantone dern. allgemeinen 
politifchen Charakter tragen, . daß fie dem Bundes⸗ 
vertrage nicht widerfprechen dürfen und von der Tags 
faßung genehmigt werden müfjen; fo weichen fie doch 
im Einzelnen wefentlich von einander ab, "und nähern 
ſich in vielfachen Beziehungen. den Altern Fornen, 
fo. weit: diefelben beibehalten werden konnten * So 


*) Ueber das ältere helvetiſche Staatsrecht, vor dem Aus⸗ 
bruche der Revolution, verdient verglichen zu werden: 
Leon. Meiſter, Abriß des eidgenoͤſſiſchen Staatsrechts 
uͤberhaupt, nebſt dem beſondern Staatsrechte jedes Can⸗ 

tons und Ortes. St. Gallen, 1786. 8. 
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behielten namentlich die kleinen und demokrati— 
ſchen Cantone ihre Landesgemeinden, denen die höchfte 
Gewalt zuſteht, welche in den großern und — 
kratiſchen Cantonen dem großen Rathe gehört, i 
welchem zwar die kleinen Städte und das Land * 
Stellvertreter haben, doch fo, daß die vormals ſou⸗ 
veraine Stadt, theils durch die Zahl ihrer Mitglieder 
im großen Kathe, theils Durch Die dem großen Rathe 
zuftehenden Wahlen und Durch den Antheil an dem 
Eleinen Rathe, ein wejentliches Uebergewicht bes 
- hauptet. 

Der Canton Baf el war der erſte, welcher, nach 
der Aufhebung der Mediationsacte, bereits am 4. Maͤrz 
1814 eine neue Verfaſſung fh gab. Nach vers 
felben liegen Die Souverainetätstechte des Cantons in 
den Händen. eines großen Kathes, der aus 150 

"Mitgliedern beftcht, wovon 60 unmittelbar von den 
Zünften (d. i. Wahlverfammlungen) aus ihrer Mitte, 
und 90 von dem großen Rathe felbft gewählt werden. 
Er übe die gefeßgebende Gewalt. Er erläßt und 
giebt nicht nur Geſetze, die ihm von dem Eleinen 
Rathe vorgefchlagen werben: er hat auch das Recht, 
fie felbft in Borfchlag zu bringen; doch uͤbergiebt er 
fie vor. ihrer Annahme der Berathſchlagung des klei⸗ 
nen Raths. Der Eleine Kath wird aus 25 Mit: 
gliedern des großen Rathes gebildet, die ihre Stellen 
in demfelben beibehalten. Er ift mit der Bollziehung 
der. Geſetze ‚beauftragt; er ‚fchlägt dem großen Narbe 
die. Geſetze vor, die er für nöthig erachtet, und giebt 
demfelben. gutachtliche Vorfchläge über Gegenftände, 
die ihm der große Kath zur Berathung überweifer. 
Die Mitglieder des Eleinen Rathes werden von dem 
großen Rathe durch geheime abfolute. Stimmenmehr: 
beit erwählt. Zwei Bürgermeifter, „welche von dem 
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großen Rathe aus der Mitte des kleinen Rathes durch 
geheime abſolute Stimmenmehrheit ernannt werden, 
führen abwechfelnd, jeder ein Jahr lang, den Borjig 
im großen: und Fleinen Rathe. 

Um 29, März 1814 gab der Canton Lucern 
fih eine befonvere Derfaffung Nach derſelben 
beruht die höchfte fouveraine Gewalt auf 36 taͤg— 
lichen, und 64 großen Käthen, deren Stellen 
lebenslänglich find, präfidirt Durdy einen Schultheiß. 
Er befteht aus 50 Mitgliedern aus der Bürgerfchaft 
der Stadt Lucern, und aus 50 Mitgliedern aus der 
Sandfchaft. Der tägliche, Rath (von 36 Individuen) 
übt die böchfte vollziehende, verwaltende und richter 
liche Gewalt. Er ſchlaͤgt dem geſammten Rathe / die 
Geſetze, Decrete und Verordnungen vor, und beſorgt, 
nach erhaltener Genehmigung, von ſich aus die Voll— 
ziehung: : Zwei Schultheißen, von Kath und hundert 
aus der Mitte des täglichen Rathes gewählt, führen 
abwechfelnd jever ein Jahr lang den Vorſitz, ſowohl 
im Rathe und Hundert, als im täglichen Nathe. Die 
katholiſche Religion ift die Religion Des Cantons. 

Am 10. Mai 1814 ward die neue Verfaſ— 
fung des. Sautons Freyburg. unterzeichnet, Sie 
überting die hochfte Gewalt auf 28 Mitglieder des 
Eleinen, und 116 Mitglieder des großen Rathes, 
deren „Stellen (cbenslänglich find. Der. große 
Kath wird aus 108 Mitgliedern aus der großen 
oder fogenannten patricifchen Bürgerfchaft ver 
Stadt Freyburg, umd aus 36 Mitgliedern von den 
- Städten und der Sandfchaft zufammengefeßt. Er bes 

ſtaͤtigt oder verwirft die Gefeßesvorfchläge, die ihm 
von dem Eleinen Rathe oder von dem Otaatsrathe 
gemacht werden. Er ernennt die beiden Schultheigen 
aus den Mitgliedern des Eleinen Rathes. Er übt das 
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Begnadigungsrecht und alle Acte der ſouverainen 


Gewalt. Der kleine Rath uͤbt die höchfte volls 


ziehende, verwaltende und richterliche Gewalt. Er 
theile fich in zwei Abtheilungen. Die eine, aus 13 
Mitgliedern, bilder, unter dem Vorfiße des regieren= 
den Schuftheiß, den Staatsrath; die andere, 
unter dem Vorfiße des Altfcehultheiß, den Appellas 
tionsrath. Der Staatsrath ift mit der Vollziehung 
der Geſetze und Verordnungen, fo wie mit der Aufz 
ficht Aber die untern Behörden beauftragt. Der 
Appellationsrath beurtheilt in legter Inſtanz alle: buͤr⸗ 
gerliche und peinliche Kechtsfälle, mit Ausnahme . der 
Klagen über Verbrechen, welche die Todesftrafe nach 
fich_ ziehen, wo der ganze Fleine Kath das Urrheil 


faͤllt — Ein Cenfurgericht, befichend aus 7° 


Mitgliedern, die man Heimlicher nennt, und ges 
wählt von dem großen Rathe aus feiner Mitte, forget 
fuͤr die Aufrechthaltung der Konftitution und der guten 
Sitten. Jedem Eingriffe in diefelbe, fo wie jedem 
Misbrauche der Gewalt zu wehren, ift unerläßliche 
Pflicht für die Heimlicher. Jeder derſelben ift 
durch feinen Eid gebunden, folche Fälle dem Cenſur— 
gerichte zu überbringen. Die Heimlicher bleiben drei 
Sabre im Amte, und müflen 40 Jahr alt feyn. — 
Die Fatholifche Religion ift die Religion des Kantons. 
— Bor Verfluß von zehn Jahren kann feine Abs 
Anderung in der Verfafjung gemacht werden, 


| 66. 
Fortfeßung. 


Am 11. Juny 1814 gab der Kanton Zürich 
fich feine befondere Berfaffung. — Die evange⸗ 
liſch⸗ reformirte Religion ift Die herrſchende Reli⸗ 
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gion; den Farholifchen Gemeinden find ihre bisherigen 
Keligionsverhältniffe garantirt. Einem großen 
Rathe von 2127: Mitgliedern kommt die höchfte Ges 
walt, d. h. die Ausübung der Gouverainetätsrechte 
und die ©efeßgebung des Cantons zu. Der große 
Kath hat die ausfchliegende Befugniß, Steuern zu 
erfennen. Der große Rath wählt denjenigen Theil 
feiner eignen Glieder, welcher nicht unmittelbar von 
den 65 Zünften (MWahlverfammlungen) des Cantons 
gewählt wird; ferner die Mitglieder des Kleinen 
Raths; den Antiftes der Zurichfchen Kirche; Die welt 
kichen Glieder des Kirchenraths; die Mitglieder des 
Erziehungsrathes u. ſ. w. Der Eleine Kath bes 
ſteht aus 25 Mitgliedern des großen Rathes. Er 
fchlägt dem großen Rathe die Geſetze vor, und läßt 
fie, nach deren Annahme, vollziehen. Er leitet die 
ganze Verwaltung. Zwei Bürgermeifter führen abs 
wechfelnd, jeder ein Jahr lang, den Vorſitz fowohl 
im-Eleinen, als im großen Rathe. k 

Darauf folgte am 18. un. 1814 die, vor 
dem Könige von Preußen feinem Fürftenrhume 
Neuenburg gegebene, VBerfaffung. Der Kinig 
erklärt, daß er und feine Nachfolger: diefes Fuͤrſten— 
thum in feiner vollfommenen Unabhängigkeit, Unver⸗ 
äußerlichkeit und Untheilbarfeit behalten, ohne daß 
es jemals einem Prinzen als Leibgedinge tıberlaffen, 
oder als Sehen und Afterlehen an jemand uͤbertragen 
werden kann. Die proteftantifche und Fatholifche 
Religion wird frei geibt. Nur Landesunterthanen 
und im Fuͤrſtenthume Anfäffige konnen Civil- und 
Militairftellen bekleiden, mit alleiniger Ausnahme der 
Stelle des Gouverneurs. Die vollkommene Handelss 
freiheit im Sande und auswärts wird allen Einmwohs 
nern zugefichert, ‚fo weit fie den Verpflichtungen beim 
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Eintritte in den Schweizerbund nicht zuwider ift. Alle 
Polizeiordnungen gehen vom Fürften aus. Keine 
Abgabe darf erhoben werden, als vermöge eines Ges 
feßes. Alle Einwohner find vom 18ten bis zum 
50ſten Jahre waffendienftpflichtig; fie Eonnen aber in 
den wirklichen Dienft zu feinem andern Zwede gerus. 
fen werden, als für die-Erhaltung der offentlichen 
Drdnung, für die Sandesvertheidigung, und für die 
Erfüllung der Verträge, welche das Fürftenehum: mit 
der. Schweiz verbinden. Die Landſtaͤnde follen 
als gefeggebende Behörde und Nationales 
rath wiederhergeftelle, und die Etellvertretung jedes 
Bezirks, nach feiner Wichtigkeit und Bevölkerung, 
feftgefegt werden. 

Der Canton Appenzell ver äußern Rhoden 
gab am 28. Jun, 1814, und der innern Rhoden am 
30. Jun. ſich feine befondere demofratifche Verfaſſung. 
An der Derfaffung der aͤußern Rhoden bilder die 
tandesgem en oder die allgemeine Verſamm⸗ 
lung des Volkes, die höchfte tandesbehörte. Cie bes 
ſteht aus allen Angehörigen des Santons im Alter 
von 16 Jahren und drüber, wird jährlich gehalten, 
und erwählt durch freie Hand und Stimme die vier 
Etandeshäupter und die übrigen Beamten, doch ftets 
nur für ein Jahr, nad) deſſen DVerfluffe alle wieder 
wählbar find. Der landesgemeinde müffen alle Buͤnd⸗ 
niffe und Verträge, Kriegs» und Friedensfchlüffe , 
alle Borfchläge zu neuen Gefegen und zur Abändes 
rung der beftehenden zur Entfcheidung vorgelegt were 
den, nachdem fie vom großen Rathe geprüft worden 
find. Die Neu: und Alt-Rätheverfammlung 
ift die zweite Behörde des Cantons, und aus den 
fammtlichen Sandesbeamten, den Hauptleuten und . 
einer für jede Gemeinde beftimmten Anzahl Raths⸗ 
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gliedern zufammengefest. Cie hat die Polizei und 
Steuern unter fih. Der große Rath, gebilvet 
aus den 10 Sandesbeamten und den regierenden Haupt⸗ 
leuten der Gemeinden, uͤbt die hochfte richterliche und 
volßichende Gewalt. Die kleinen Käthe beur- 
theilen in zweiter Inſtanz alle Prozeßfachen, und find 
Auffeber über alle Zweige der niedern Polizei. Der 
regierende fandanımann ift Prafidene aller dieſer 
hohen Standesbehörden. Jede Gemeinde hat 
fir die Verwaltung ihrer Kirchen = und Gemeindeguͤ— 
ter, ihres Armenwefens und ihrer innern Anftalten, 
eigne Behoͤrden, die man Kirchhoren und Ge— 
meinderard, oder Hauptleute und Närhe nennt. Die 
Kirchhoren wählen den Gemeinderath, der, aus 2 
Hauptleuten und 5 bis 22 Mitgliedern befteht. — 
An der Verfaffung des Cantons Appenzell der innern 
Rhoden bilder auch Die landesgemeinde die erfte 
und fouveraine Behörde; Doch wird das Alter von 
15 Jahren zur Iheilnahme an derfefben erfordert. 
Die Landesgemeinde erwählt zwei Jantammänner und 
die übrigen obern Beamten auf ein Jahr; doch iſt 
jeder wieder wählbar... Die landesgemeinde beftätige 
oder verwirft die ihr vom großen Rathe vorgelegten 
Buͤndniſſe, Kriegs- und Friedensanträge. Die zweite 
oberfte Landesbehoͤrde ift der große Kath, beftehend 
aus 124 Perfonen. Er entwirft und fihlägt der Lan— 
desgemeinde die Gefege zur Annahme oder Verwers 
fung vor, beſtimmt die Erhebung von Abgaben ꝛc. Der 
Eleine Rath, beftehend aus 16 Perfonen, wird 
in drei gleichzählige Gange oder Rathsſectionen ges 
theilt. Ein foldyer Gang heißt ein Wochenrath, 
der wenigftens 4 Sitzungen hält, in bürgerlichen und 
peinlihen Fällen, mit Ausnahme. der dem großen 
Rathe vorbehaltenen Gegenftände , in erfter Inſtanz 
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ſpricht, in — Inſtanz aber bei erwieſenen Polizei 
und andern Vergehungen. 
Der Canton Glarus machte am 3. Jul. 1814 


ſeine Berfaffung befannt. Er erklärte Eingangs 


weife: „daß er zwar nie eine in Urkunde ges 
fhriebene Berfaffung gehabt habe; daß aber 
durch Jahrhunderte lange Uebung, durch allmählige 
Berichtigungen und durch Die zwifchen beiden Reli— 
gionstheilen zu Stande gefommenen Verträge, alls 
mählig diejenige Verfaffung entftanden fen, welche 
auf nachfolgenden Grundfägen berube, und die er 
auf die Nachkommen unverändert übertragen wolle,’ 
Die fouveraine oberfte Gewalt fteht der Landesges 
meinde zu. Die Sandesgemeinden jeder Religion 
treffen die ihnen zuftehenden Wahlen nach bisheriger 
Uebung, und verfügen über die Angelegenheiten jedes 
Keligionstheiles. Die gänzliche Neligiongfreiheit bei- 
der Slaubensbefenntniffe ift gewaͤhrleiſtet. Die fans 
desgemeinde ift der unumfchränfte Gefeßgeber in 
politifcher, Polizeis, Civil- und Criminalfachen; fie 
entfcheider über Bünpniffe, Krieg und Frieden; fie 
beftinmt Steuern und Auflagen. Sie überträgt die 
vollziehende Gewalt dem tandammanne, und 
neben ihm einem Statthalter und andern Beamten, 
-Diefe Berfammlung bildet, unter dem Vorfiße des 
regierenden Landammanns, den gemeinen Kath. 


67. ° 
Fortſetzung. 
Am 4. July 1814 erſchien die Verfaffung 
des Santons Aargau. — Jeder, der in einer Ge— 
meinde des Kantons das Ortsbürgerrecht befißt, ift 


auch Cantonsbuͤrger. Nur Cantonsbürger koͤnnen zu 
St. W. ate Aufl. IV. 21 
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den durch die Verfaſſung eingefuͤhrten Stellen waͤhlen 
und gewaͤhlt werden. Um bei einer Gemein de— 
wahlverſammlung ſtimmfaͤhig zu ſeyn, muß man 25 
Jahre alt ſeyn und ein ſchuldenfreies Vermoͤgen von 
300 Franken beſitzen. Zur Stimmfaͤhigkeit bei einer 

Kreiswahlverfammlung aber gehoͤrt, außer demn 
Alter von 25 Jahren, ein ſchuldenfreies Vermoͤgen 
von 1000 Franken. — Der große Rath, be— 
ſtehend aus 150 Mitgliedern (halb Katholiken, halb 
Keformirten), uͤbt die höchfte Gewalt. Er genehmigt 
dder verwirft die von dem Keinen Rathe ihm vorges 
legten Gefegesvorfchläge,, empfängt von diefem Bes’ 

richt über die Vollziehung der Gefege und über den! 
Zuftand. der öffentlichen Verwaltung, fo wie ihm ders 
felbe Rechnung über ‚die Verwaltung des Staatsver: 


muöoͤgens und der Staatseinkünfte ablegen muß. Der. 


t 


Amtsbürgermeifter führe den Vorſitz. — Der kleine 
Rath, beftchend aus 13 Mitgliedern des großen 
Rathes, von welchem fie fortdanernd einen Theil aus: 
machen, übt die vollziehende Gewalt. Er fchlägt 
dem großen Rathe die Geſetze vor, und vollzieht vie 
angenommenen, führe die Aufjicht über alle unterge— 
ordnete Behörden, legt dem großen Rathe Nechnung 
über alle Theile der Verwaltung ab, und verfügt über 
die bewaffnete Macht, um die öffentliche Ordnung _ 
aufrecht” zu erhalten. — In jedem Bezirfe ift ein 
Dberamtmann, beauftragt mit der Vollziehung 


. der Gefeße und der Aufficht über die Beamten. — 


In jeder Gemeinde ift ein Öemeinderath, der 
aus-einem Ammann und wenigftens 2, böchftens 12 
Mitgliedern befteht. Er leiter die öffentliche Polizei, 
verwaltet das Gemeinde-, Armen: und Kirchenguf, 
Das Vormundfchaftswefen ꝛc. — An jedem Kreife ift 


ein Sriedensrichter, der die vorhandenen Streits 
’ 4 Ms | 


wi sr re 
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Händel zu fchlichten ſucht, über Streitigkeiten von 
geringem Werthe entfcheivet, und bei Kreiswahlver—⸗ 
fammlungen den Vorfiß führe. In jedem Bezirke ift 
ein Gericht, und im Canton ein Appellations— 
gericht, beftehend aus 13 Gliedern. — Jeder 
Schweizerbürger im Canton kann zu Milizdienſten 
angehalten werden. | 
Die Berfaffung ———— Schafhaufen 
iſt vom 12. Jul. 1814 datirt. Der Canton iſt, fuͤr die 
Ausuͤbung der politiſchen Rechte ſeiner Bürger, in 24° 
Zünfte (Wahlcollegia) getheilt, wovon 12 in der Haupt⸗ 
ftadt und 12 in der Sandfchaft beftehen. In der Stadt 
find alle majorenne wirkliche Bürger und Bürgerfohne 
ſtimmfaͤhig; in der tandfchaft die Bürger, welche 20 
Jahre alt find, Die aus 74 Mitgliedern beftehenven 
klein und großen Käthe find der Gefeßgeber und 
die oberfte Behörde des Cantons, welcher die Aus- 
übung der höchften fouwerainen Gewalt zukommt, Sie 
genehmigen und verwerfen Die Geſetze und Verordnuns 
gen, welche ihnen von dem Kleinen Rathe vorgeſchla— 
gen werden; auch hat jedes ihrer Mitglieder das 
Hecht, Vorfchläge zu Gefesen und Verordnungen in 
Anregung zu bringen, die aber vor ihrer: Annahme, 
von dem Fleinen Rache mit einem Gutachten beglei⸗ 
tet, den klein und großen Raͤthen vorgetragen werden 
muſſen. Die klein und großen Raͤthe ſchreiben die 
allgemeinen Landesſteuern und Abgaben aus; von 
ihnen werben die Staatsrechnungen geprüft: und. ab⸗ 
genommen; fie ernennen zu den wichtigſten Stellen 
des Staates. Den Vorſitz in ihnen führen abwech— 
felnd zwei, durch klein uyd große Raͤthe aus der 
Mitte des Eleinen Rathes erwählte, Buͤrgermeiſter, 
jeder ein Jahr lang. — Der kleine Rath, be 


ftehend aus 24 Mitgliedern des großen Rathes, die 
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Sitz und Stimme in demfelben behalten, ift mit der 
Vollziehung der Gefege und Verordnungen beauftragt ; 
er beforgt die täglichen Kegierungsgefchäfte und vie 
Correfpondenz mit den eidsgenöfjifchen Ständen und 
auswärtigen Behörden, fchlägt die Geſetze vor, leiter 
die untern Behörden, urteilt in leßter Inſtanz in 
Civil- und Verwaltungsſtreitigkeiten, fo wie in allen 
Criminalfaͤllen; doch daß bei Todesurtheilen klein und 
großen Käthen das Begnadigungsrecht vorbehalten 
bleibt. Don 4 zu 4 Jahren werden Elein und große 
Raͤthe erneuert; doch Eonnen Diefelben Mitglieder 
wieder gewählt werden, — Jeder Gantonsbürger 
ift zum Militairdienfte verpflichter. — Alle Bürger 
ſtehen unter gleichen Öefegen und haben gleiche Frei⸗ 
een Die reformirte Religion ift die herrſchende 
andesreligion. — Aller 12 Jahre foll durch Elein 
und große Näthe eine Kevifion der Berfaflung 
vorgenommen werden. 
Die VBerfaffung des Santons Thurgau 
d am 28. Jul. 1814 unterzeichnet. Der Canton 
Fr 8 Amtsbezirke, dieſe find in 32 Kreife, und 
die Kreife in Municipalgemeinden eingetheilt, Alle 
Santonsbürger genießen gleiche politifche Kechte. Wer 
Santonsbürger. ift, und im Canton ein Gemeinde: 
bürgerrechs befißt, hat als Activbuͤrger Zutritt. und 
Stimme in den Gemeinden= und Kreisverfammlunz . 
gen,  fobald er das Alter der gefeglichen Boljährigkeit 
erreicht bat und wenigftens 200 Gulden Vermoͤgen 
verſteuert. — Kin großer Kath von 100 Mit— 
gliedern übe die höchfte Gewalt. Er entfcheivet über 
Annahme. oder DVerwerfung der Geſetzesvorſchlaͤge, 
die ihm vom kleinen Rathe vorgelegt werden, ſo wie 
uͤber die zu erhebenden Steuern. Ihm wird fiber die 
Vollziehung der Gefege und über den Zuftand., der 





! 
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verfehiedenen Zweige der Staafsverwaltung Nechene 
fchaft, und von dem kleinen Rathe Nechnung uͤber die 
Berwendung der öffentlichen Gelder abgelegt. Er übt 
das Begnadigungsretht. Die Amtsdaner der Mits 
glieder vdeffelben ift acht Jahre; aller 4 Jahre wird 
die Hälfte erneuert; doch find Die Austretenden wies 
der wählbar. — Kin Eleiner Rath von 9 Mit: 
gliedern ift die oberfte Vollziehungs- und Verwal: 
tungsbehirde. Er macht die Vorfchläge zu Gefegen 
und Stenerverordnungen; er leitet die gefammte Vers 
waltung, führe Die Aufficht über das Juſtizweſen, 
und die Oberaufjicht über die Verwaltung der Kite 
chen=, Schul=, Armen- und Gemeindegüter; er legt 
dem großen Rathe Rechenſchaft über atle Theile der 
Staatsverwaltung ab, und verfiigt über Die bewaff- 
nete Macht zur Handhabung der öffentlichen Ordnung. 
Der Eleine Rath wird. von dem großen Rathe aus feis 
ner Mitte gewählt, und macht fortwährend einen 
Theil deffelben aus. Die Amtsdauer der Mitglieder 
des Fleinen Raths ift neun Jahre; aller drei Japre 
wird er zum dritten Theile erneuert. Zwei Landam⸗ 
männer führen halbjährlich abwechſelnd den Vorfiß 
beim Eleinen, fo wie beim großen Narbe, — Jede 
Municipalgemeinde Bat einen ©emeinderath, bes 
ftehend aus einem Ammann und wenigftens vier Mit⸗ 
gliedern, welche durch die Verſammlung der Aetiv- 
bürger aus denjenigen von ihnen gewählt werben, 
Die ein Vermögen von meniäftens 500 Gulden ver— 
ftenern. Der Ammann und die Mitglieder bfeiben 
3 Jahre im Amte; der Gemeinderarh wird jährlich 
zum dritten Theile erneuert. — Jedem Kreife fteht 
ein Kreisamtmann als Vollziehungsbeamter der Re— 
gierung vor, den fie aus den Bürgern des Kreifes 
ernennt, welche wenigftens 1000 Gulden Vermögen 
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verſteuern. Er leitet die niedere Polizei. Bei den 
Wahlverſammlungen der Kreiſe führt es den Vorſitz. 
Er ift Vermittler in Streitigkeiten der Buͤrger. — 

. Die freie Ausuͤbung des reformirten .und des katholi— 
ſchen Gortespdienftes ift gefichert. Der Fortbeftand 
der Klöfter und Gapitel, und die Sicherheit ihres 
Eigenthumes ift gewährleiftet; ihr Vermögen ift aber, 
gleich anderm Privargute, den Steuern und Abgas 
"ben: unterworfen. Der Eatholifche, in der Volkszahl 
kleinere, Theil der Cantousburger, wird im großen 
Rathe von einem Viertheile (25 Mitgliedern), 
kleinen Rathe von einem Drittheile reprafentirt. Der 
Vorſitz wechfelt nach den Confeſſionen, fo daß der 
eine der beiden Landammaͤnner jedesmal aus den re= 
Prmirten, und der andere aus den le Mit⸗ 
gliedern gewählt werben fol, 


68. 
Sortfegung. 


| Der Canton Waadt vollendete feine Verfafz 

fung am 14. Aug. 1814, Gein Öebiet ift in 60 Kreife 
und 19 Bezirke gerheilt, Die Kreife beftehen aus 
mehrern Gemeinden, Städte, welche mehr als 3000 
Einwohner haben, bilden einen eigenen Kreis. Die 
Bezirke find aus mehrern Kreifen zufammengefeßt. 
Dei den Wahlen verfammeln fich die Bürger in 
Gemeinde = und Kreiswahlverfammlungen, ° Zur Aus⸗ 
uͤbung der Bürgerrechte in beiden wird ein Alter von 
25 Jahren erfordert, und daß man unter den Buͤr— 
gern, welche die Örundfteuer bezahlen, zu den drei 
Viertheilen der am meiften Befteuerten der Gemeinde 
oder des .Kreifes gehört. Jede Gemeinde mit einer 
‚ Bevölkerung unter 500 Seelen hat eine Gemeinde⸗ 


Schweiz. 327 


verfammfung; jede Gemeinde uͤber 500 Seelen 
einen Gemeinderath. In jedem Kreife ift ein Fries 
densrichter. Er ift mie Vollziehung der Gefege 
und mit der Aufjicht über die untern Verwaltungs: 
ftellen beauftragt. Er ift Vermittler in Streitigkeiten 
zwifchen den Bürgern, gerichtlicher Polizeibeamter, 
nit den vorläufigen Verhoͤren bei Vergehen beauf: 
fragt, und, gemeinfam mit Beifisern, Richter in bürs 
. gerlichen und Polizeifachen, Er ift Vorſitzer der 
* Wahlverfammlungen des Kreifes.. — Ein großer 
Kath, befiehend aus 180 ©liedern, die für 12 
Jahre ernannt, drittheilweife erneuert werden, und 
immer wieder wählbar find, übt die fonveraine ‚Ges 
walt. Er genehmigt oder verwirft die ihm durch den 
Staatsrath vorgelegten Geſetzesvorſchlaͤge. Ihm wird 
über die Vollziehung der Geſetze und die Verwendung 
der Staatseinkuͤnfte Rechenſchaft abgelegt. Seine 
Sitzungen find nicht oöͤffenthlich. — Ein Staats— 
rath, aus 13 Gliedern des großen Rathes beftehend, 
welche fortfahren demfelben anzugehören, und ftets 
wieder wählbar find, bat den Vorſchlag der Gefeße 
und Auflagen, Er forget für die DVollziehung der 
Geſetze, führt Die Aufſicht über alle untergeordnete 
Behörden, verfuͤgt über die bewaffnete Macht zur 
Aufrechtbaltung der offentlichen Ordnung, und lege 
bem großen Rathe über alle Theile der Verwaltung 
Rechnung ad. — Jeder Schweizer, der im Kanton 
Waadt wohnt, ift Soldat. — Die reformirte Re— 
ligion ift, die Religion des Cantons; die Verfaffung 
gewährleiftet den katholiſchen Gemeinden die Aus⸗ 
übung ihrer Religion. 

Der Canton Solothurn machte feine Ber 
faffung, — nach näherer Revifion\des Verfaſ—⸗ 
fungsentwurfes vom 8. July, — am 17, Aug. 1814 


— 
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bekannt. Die hoͤchſte Gewalt wird von einem aus 
101 Gliedern beſtehenden großen Rathe ausgeuͤbt. 
Er nennt ſich: Schultheiß, klein und große 
Käthe der Republik Solothurn. Dem gro— 
gen Rathe fteht die Gefeßgebung zu. Er erläßt dem— 
nach nicht nur die Gefeße, welche ihm vom Eleinen 
Rathe vorgefchlagen werden; er hat auch die Befug: 
niß, dieſe Behörde zur Einreichung. eines Geſetzes— 
vorfchlages über einen beftimmten Gegenftand aufzu= 
fordern. Er hat das ausfchliegliche Recht, Steuern 
und Abgaben zu erkennen, Die jährliche Staats 
rechnung ift feiner Prüfung und Genehmigung unters: 
worfen. Er uͤbt das Begnadigungsrecht bei Todes⸗ 
ſtrafen. — Der kleine Rath, gebildet aus 20. 
Gliedern des großen Rathes, von welchem ſie fort— 
dauernd einen Theil ausmachen, iſt mit dem Vorſchlage 
und mit der Vollziehung der von der hoͤchſten Gewalt 
ansgehenden Gefetze beauftragt. Er verfügt uͤber 
die bewaffnete Macht. Der kleine Rath hat das 
Recht, den großen Rath außerordentlich 
zu verſammeln, und die ordentliche Sitzungszeit 
deſſelben zu verlängern. Er übt in Abwefenheit des 
großen Rathes das Begnadigungsrecht. — Die 
Eatholifche Keligion ift die Religion des Cantons; die 
reformirte wird gewährleifter. 

Um 24, Aug. 1814 erfchien die Berfaffung 


„per Stadt und Republik Genf.‘ Die Ver: 


faffung erkennt kein Patriciat und feine privilegirten 
Klaffen an; .alle Genfer find vor den Geſetze gleich. 
Die Preßfreipeit ift anerfannt; es foll aber jede 
Drudfchrift mit dem Namen des Druders unterzeich- 
net, und biefer dafür verantwortlich feyn. Dem 


‚Kepräfentantenrathe fteht die Befugniß zu, durch be— 


fondere Verordnungen den Gebrauch jener Freiheit 
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zu befchränfen. Zur Ausuͤbung des Wahlrechts ges 


‚hört, außer dem Bürgerrechte in der Stadt oder einer. 


Gemeinde, die Volljährigkeit, oder das zurücgelegte 
2öfte Jahr, und dag man an directen Steuern die 
Summe von 20 Schweizerfranfen bezahlt, ohne des— 
halb im Ruͤckſtande zu ſeyn. Es genießen aber diefes 
Stimmrecht, ohne Rüdficht auf Steuerbezahlung, 
fammtliche lieder des Kirchenrathes, des Ehege— 
richts, der Akademie oder Univerfität, der Biblio— 
thefverwaltung, der ftaatswirthfchaftlihen Kammer, 
die Lehrer am Kollegium u. f. w. — Der Repraͤ— 
fentantenrath befteht aus 250 Abgeordneten welt 
lichen Standes, welche das 30ſte, oder, ' wenn fie 
verheirathet find, das 27fte Jahr zurückgelegt haben. 
Er wird durch. die Syndici und den Staatsrath prä= 
fidire , welche auch felbft Glieder veffelben find. Durch 
dieſen Zuſatz wird der Repräfentantenrath 278 Glie— 
der ſtark. Er ift eine berathende Verſammlung. 
Es werden jährliy 30 Stellen in demfelben erneuert. 
Die Austretenden find ein Jahr nach dem Austritte 
wieder wählbar. Diefem Rathe fteht die geſetz ge— 
bende Gewalt zu, unter Vorbehalt der Initiative 
der Syndici und des Staaterathes. hm fteht. das 
Recht zu, Abgaben zu befhliegen, aufzubeben, zu 
erhöhen, zu verändern, zu vermindern und ihre Dauer 
feftzufegen; Anleihen zu machen, oder außerordent> 


liche Steuern und Staatslotterien anzuordnen. Er. 


erwaͤhlt die Syndici, den Statthalter, den Gedels 
meifter, die Staatsräthe u. ſ. w. Er verfügt über 
das Militair, die Zeughäufer ꝛc. In allen dem 
Kepräfentantenrathe vorgetragenen Gefchäften kann 
derfelbe die Gutachten "des Staatsrathes abändern; 
er muß fich aber auf den feiner Berathung unterlegten 
Öegenftand beſchraͤnken. Der Staatsrath legt dem 


* 
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Kepräfentantenrarhe jährlih Rechenſchaft über feine 
Verwaltung ab. Inder VBerfaffungsurfunde 
ann feine Abänderung, als durch eine 
Mehrheit von zwei Drittheilender Stim— 
men in beiden Raͤthen, vorgenommen wer— 
den; doch darf der Repraͤſentantenrath, vermittelſt 
ſeiner geſetzgebenden Gewalt, die Luͤcken der Verfaſ— 
ſungsurkunde ausfüllen, ohne aber von den Grund⸗ 
lagen ‚»auf welchen fie beruht, und von den. Ver— 
fuͤgungen, welche fie enthält, abzuweichen, — Der 
Staatsrath befteht aus 28 Gliedern, mit Inbe— 
griff der 4 Syndici, des Statthalters, des Seckel— 
meifters, ‘der 2 Staatsfecretaire, ‚welche berathende 
Stimme haben, und der 5 Staatsräthe, welche im 
Dbergerichte und Civilgerichte fisen. Nur Mitglieder 
des Repräfentantenrathes und die 35 Fahre alt find, 
konnen in den Staatsrat gewählt werden, Der 
Staatsrath hat die Initiative über alle zur Berathung 
des Repräfentantenraths zu bringende Gegenftände ; 
ihm fteht die vollziehende Gewalt und die leitung der 
_ auswärtigen Angelegenheiten zu; er beforgt die Finanz⸗ 
verwaltung, und ernennt eine Kechuungsfammer, 
welche zu gleicher Zeit der Municipalrath der Stadt 
if. Die Syndici führen den Vorſitz im Staats- 
rathe; fie werden für ein Jahr ernannt, und Finnen 
ein Jahr nach ihrem Amtsauskritte wieder gewählt 
werden, — Der Kirhenrarb und das Hans 
delsgericht wählen ihre Mitglieder felbft; es wird 
aber ihre Ernennung dem Otaatsrathe, zur Beſtaͤti— 
gung vorgelegt, — Die proteftantifche Religion ift 
die herrſchende; Doch fol in Genf eine Earholifche 
Kicche feyn, Die unter. der Oberaufficht des Staats: 
rathes ſteht. 

Die Verfaſſung des Kantons St, Gallen 


* 
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ward am 31. Aug. 1814 unterzeichnet. Diefe Vers 
faffung fichert die freie Ausübung des Fatholifchen und 
evangelifchen Gottesdienſtes. Nicht nur jeder Bürger, 
fondern jeder im Cantone lebende Schweizer kann zu 
Militairdienften angehalten werden. Der Canton ift 
in 8 ‚Bezirke, diefe find in. 24 Kreife, und diefe- 
wieder in politifche und Ortsgemeinde abgetheilt. 
Jede politiſche Gemeinde waͤhlt einen Gemeinderath, 
der aus einem Ammann und wenigſtens 4, hoͤchſtens 
8, oder, wenn die Gemeinde uͤber 2400 Seelen zahlt, 
12 Mitgliedern befteht, die 6 6Jahre im Amte bleiben, . 
und aller 2 Jahre zum Drittheile austreten, aber 
wieder gewählt werden koͤnnen. Jede Ortsgemeinde, 
und in derfelben jeder Neligionstheil, der ein befon= 
deres Eigenthum befißt, bat eine eigene Verwaltung. 
— Ein bober Kath von 150 Mitgliedern übt die 
hoͤchſte Gewalt. Er beftätigt oder verwirft die ihm 
von dem Eleinen Rathe vorgelegten Gejeßesvorfchläge ; 
er läßt fi) von demfelben Rechnung über die Vers 
waltung.ablegen, und Bericht erftatten über die Voll- 
ziehung der Gefege; er bewilligt die Auflagen; er 
übe, auf den Vorſchlag des Fleinen Nathes, das 
Begnadigungsrecht; er erwählt aller 2 Jahre aus der 
Mitte des Eleinen Rathes zwei Yandammänner, 
welche von beiden Konfeflionen ſeyn müffen, und von 
‚welchen jeder während eines Jahres den Borfis im 
großen und Kleinen Rathe führt. — Der fleine 
Rath, befiehend aus 9 Mitgliedern des ‘großen 
Kathes, von welchem fie fortdanernd einen Theil aus— 
machen, und die immer wieder wählbar find, bat den 
Borfchlag der Geſotze, Decrete und Steuerverord: 
nungen. Er ift die oberfte Verwaltungs» und Polis’ 
zeibehorde, Er legt dem großen Rathe über alle 
Theile der ar — ab; er verfuͤgt 


= 
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uͤber die bewaffnete Macht zur Handhabung der oͤffent⸗ 


lichen Ordnung und innern Ruhe. Er beruft den 


großen Kath ordentlicher, und, in dringenden Faͤl—⸗ 


len, außerordentlicher Weiſe zufammen, 


69, 
Gortfesung: 


Der Canton Zug unterzeichnete feine Verfaſ— 
fung am 5. Sept. 1814. Nach derſelben ift vie 
Eatholifche Keligion die Religion des Qantons. ever 
Santönsbürger ift vor dem Öefege gleih. Es giebt 
keine Unterthanen. Das Volk ift der Sou— 
verain des Cantons; es übt feine Souverainerät 
theils durch die Zandsgemeinde, theils durch die 
verfaffungsmäßigen Gemeinden, tbeils 
durch den dreifachen fandrath aus. — Die 
Oemeindeverfammlungen beftehen aus fämmtlichen 
Gemeindebürgern, welche 19 Jahre alt find, mit 
Ausſchluß der Geiftlihen. Die Landsgemeinde 
waͤhlt die Standeshaͤupter: den Landammann (auf 
2Jahre), den andshauptmann, den Pannerherrn, 
den Landsfaͤhndrich, den Landſchreiber, und die Ge— 


ſandtſchaften zu den. Tagſatzungen. Der fandamas . 


mann ift das höchfte Standeshaupt ; er ſchwoͤrt jaͤhr— 


lich der Landsgemeinde den Eid auf die Verfaffung, 


und diefe dem tandammann, — Jede Cemeinde, 
und jeder .Gemeinderath ift befugt, Vorfchläge zur 
Errichtung neuer Gefege, oder zur Abänderung der 
beftehenden zu. machen. Die Gemeinden haben das 
ausschließliche Verwaltungsrecht ihres Gemeindegutes. 
— Der dreifache Landrath befteht aus dem Can— 
tonsrathe und 2 Gliedern, die jedem Gliede des Tanz 
tonsrach8.beigeorbnnet werben, Er bildet die ge ſe tz⸗ 
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gehende Behörde des Cantons. — Der Can—⸗ 
tonsrath befteht aus 45 gewählten Mitgliedern und 
dem Sandammanne, Der Cantonsrath ift die, oberfts 
richterliche, verwaltende und: vollziehende Gewalt; 
er beforgt die diplomatifchen Geſchaͤfte; er legt der 
gefeßgebenden Behörde die Vorfchläge zu neuen Ge— 
fegen, oder zur Abänderung der beftehenden ‚vor. — 
Es kann an der Verfaffung nichts geändert werben, 
als durch die gefeßgebende Behörde, und zwar nur 
auf den Vorfchlag des mit fünf Sechstheilen (45 
Stimmen) ausdrüdlich dafuͤr ftimmenden vollzähligen 
Cantonsrathes. . | 
Die Verfaffung des Cantons Graubündren 
ift vom 11. Nov. 1814; doch ward ihre Kevifion 
erft am 19. Sun. 1820 zu Chur unterzeichnet, Die 
Beſtimmungen diefer Verfaffung find: der Freis 
ftaat Graubündten bilder, zufolge ver 
Bundesacte, einen fouverainen Mitftand 
der fcehweizerifhen Eidsgenoffenfhaft. 
Die Souverainetät defjelben beruht auf der Gefammt= 
heit der Käthe und Gemeinden, und äußert fic) Durch 
die Mehrheit ihrer gefeßmäßig eingehohlten und aufs 
genommenen Willensmeinungen. Derfelbe ift in drei, 
Buͤndte, und diefe find in politifcher Ruͤckſicht wieder 
in Hochgerichte und Gerichte eingetheilt, die ihre Vor— 
fteher und Obrigkeiten felbft erwählen, durch welche 
die niedere Polizei und ihr Juſtiz- und Gemeinde: 
wefen verwaltet wird. — Der große Kath befteht 
aus 69 Mitgliedern, welche ein Jahr im Amte bleis 
ben, und wieder wählbar find. Er bildet in Verwal⸗ 
tungs- und Sandespolizeiangelegenheiten Die ‚oberfte 
Behoͤrde, fo wie die beratbfchlagende über die Geſetze, 
Staatsverträge und Bündniffe, Die den Gemein 
den zur Beftätigung vorzulegen find Ihm 
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(egt der Eleine Kath jährlich Rechenſchaft uͤber Amts⸗ 
fuͤhrung und Finanzverwaltung ab, wovon er den 
Gemeinden Kenntniß zu geben bat. Er be— 
ſtimmt die öffentlichen Abgaben. Er beftelle jedes 
Jahr eine Standescommiflion von 9 Mitgliedern, 
von welchen die ganze Sitzung drei aus den Buͤr— 
gern eines jeden Bundes frei erwählt, 
welche, nebft ven Bundesftatthaltern, zur Mit— 
berathbung und Erledigung der wichtigern 
Kegierungsgefchäfte einberufen werden, 
Sie ift dem großen Rathe Rechenfchaft von ihren Ver— 
handlungen ſchuldig. — Einem kleinen Rathe 
von 3 Mitgliedern find die täglichen Regierungsge— 
fchäfte übertragen. Diefe 3 Individuen werden jähr- 
lich, je eins -aus jedem Bunde, frei aus. allen Buͤr— 
gern vdefjelben, durch die abftimmenden Mitglieder 
des großen Rathes, gewählt. Sie bleiben ein Jahr 
im Amte, ſind im zweiten wieder waͤhlbar, koͤnnen 

aber jedesmal nicht laͤnger als zwei nach einander fol⸗ 
gende Jahre ihre Stelle bekleiden. Der kleine Rath 
uͤbt die Verwaltung in ihrem ganzen Umfange, und 
fuͤhrt die Correſpondenz mit auswaͤrtigen Behoͤrden. 
— Das Activbuͤrgerrecht faͤngt mit dem Eintritte 
in däs 17te Jahr des Alters.an. Zum Ein⸗ 
tritte in Standesbehoͤrden wird aber das zuruͤckgelegte 
2ſte Jahr erfordert, Jeder Einwohner iſt an dem 
Orte, wo er anſaͤſſig iſt, von dem Eintritte in das 
VNte bis nach zuruͤckgelegtem 60ſten Lebensjahre miliz⸗ 
pflichtig. — Das reformirte und das katholiſche 
Glaubensbekenntniß werden als Religionen des Stans 
des anerkannt. Bei allen Standesämtern, Come 
miſſionen und Deputationen follen zwei Drittheile der 
Stellen mit reformirten, und ein Drittheil mit katho— 
lifchen Kantonsbürgern befeßt werden, — Der. ober: 
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ſten Gewalt der Käthe und Gemeinden bleibt 
es vorbehalten, die Berfaffung zu beffern, zu erläus 
tern, zu mindern und zu mehren, F 

Die Verfaſſung der Republik und des Can-⸗ 
ons Teffin ift im Original italienifch, und vom 
17. Dec, 1814. — Die Eatholifche Religion ift die 
Keligion des Cantons. Die fouveraine Gewalt 
des Cantons gehört wefentlich der Ge 
fammtheit der Bürger an; fie wird Durch. 
ihre, den conftitutionellen Formen gemäß ernann⸗ 
ten, Stellvertreter geübt. Jeder Einwohner 
des Kantons ift Soldat. Es giebt im Kanton feine 
DVorrechte des Ortes, der Geburt, der Perfonen, 
der Stände, der Gerichtsftellen, oder der Familien, 
Die Geiftlichen koͤnnen zu Feiner Stelle der vollziehen: 
den oder richterlichen ©ewalt ernannt werden. — 
. Der Canton ift in 8 Bezirke, und diefe-find in 38 

Kreiſe geheilt. Zur Ausübung des Activbürgerrechts 
gehört ein Alter von 25 Jahren, und daß man: Eigene 
thuͤmer eines Grundſtuͤckes von 200 Fr. am Werthe, 
oder Nußnießer von 300 Fr. an Schulpriteln fen, 
die ein im Canton gelegenes Grundſtuͤck zum Unterz_ 
pfande haben. — in jeder Gemeinde ift ein Ge— 
meinderath, der aus.wenigftens 3, und hoͤchſtens 
11 Gliedern befteht, mit Inbegriff des Ammanns, 
der ihr Präfident if. Ihm ftcht Die. Oemeindever 
waltung und die Ortspolizei zu. In jedem Bezirke 
ift ein Friedensgeriht. — Die fouveratne 
Gewalt wird durch einen aus 76 Deputirten gebil: 
deren großen Kath geübt, die für 6 Jahre gewählt 
werben, und immer wieder wählbar find. Der große 
Rath genehmigt oder verwirft die ihm vom Gtaatss 
rathe vorgelegten Geſetze, laßt fih über die Volls 
ziehung Der Gefege, über die Verwaltung, und- bie 
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Finanzen Rechnung ablegen, Übt das Begnadigungs⸗ 
recht, ernennt die Mitglieder des Staatsrathes, und 
aus vdenfelben beide Landammaͤnner, fo wie er den 
GStaatsfecretair, den Staatsſeckelmeiſter und den 
Dberften der Miliz ernennt, — Ein Staatsrath, , 
beftehend. aus 11 Öliedern des großen Rathes, welche 
fortfahren, diefem anzugehören, und die ftets wieder 
wählbar find, hat die nitiative der Geſetzesvorſchlaͤge, 
der Abgaben, der Begnadigungen und Strafverwand= 


dungen; er leitet die Vollziehung der Geſetze und die 


gefammte Verwaltung; er legt dem großen Rathe 


- Darüber Nechenfchaft ab; er führt die Correſpondenz 


* 


mit den uͤbrigen Cantonen und mit dem Auslande; 
er verfuͤgt uͤber die bewaffnete Macht zur Handhabung 
der öffentlichen Ruhe; er kann die Dauer der ordent—⸗ 
lichen Sißungen des großen Rathes verlängern und 
denfelben außerordentlich zuſammenberufen. Zwei 
Sandammänner führen abwechfelnd ein Jahr hin= 
durch den Borfiß im großen Kathe und im Staats= 
rathe, find Mitglieder des Staatsraths, und blei= 
ben zwei Jahre in ihren Stellen, 


70, 
Scch huß. 


Am 12. Mai 1815 ward die Verfaſſung 
der Republik und des Cantons Wallis un— 
tergeichnet, — Die Eatholifche Religion ift aus: 
ſchließlich die Religion des Staates; dieſe 
allein hat einen öffentlichen Gottesdienſt. 


Das Wallis bildet einen freien unabhängigen Staat 


und der fihmeizerifchen Eidsgenoſſenſchaft einverleib- 
ten Canton; feine Kegierungsform ift demo— 
kratiſch. Der Canton Wallis ift in 13 Zehnen 
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eingetheilt. Sitten iſt der Hauptort; die hoͤchſte 
Behoͤrde hat ihre Gißungen, dafelbft,; Stimmfähis 
ger. Bürger ift, wer das. 18te Jahr. zurücgelegt bat. 
Niemand. aber Eann. vor erfüllten Aſten Sabre zu 
den Semeindeftellen, und vor 25 Jahren weder zum, 
Haupte des Gemeinderatheg , noch zu Zehnerämtern 
gewählt werben. Jede Gemeinde bat einen Gemein⸗ 
derath, beauftragt mit der Verwaltung der Gemeinde 
güter, Beſtimmung der Ausgaben, und der Leitung der, 


Ortspolizei. In jedem Zehnen ift ein Kath, welchen, 


zu den Stellen ernennt, die Ausgaben beftimmt, und 
überhaupt ‚alles, was den Zehnen betrifft, verordnet. 
Ein jeder Sehnen hat einen Vorfteher und Statthals 
ter, gewählt durch den Zehnenrath, — Die höchfte 
Gewalt ift einem einzigen Körper unter dem 
Namen: Sandrath- anvertraut, Der landrath bes 
fteht aus den Geſandten der Zehnen; jeder Zehnen 
bat 4 Sefandte, die durch den Zehnenrath 
ernannt werden. — Die Öefandten werben für 
zwei Jahre erwählt, und find wieder wahlfähig. Um 
zum $andrathe wählbar zu feyn, muß man 25 Jahre 


erfüllt, das Amt eines Gefeßgebers, Kichters, oder 


Derwalters in den hoͤhern Behörden, oder im Zehnen 
befeffen , oder das Amt eirtes öffentlichen Schreibers 
ausgeübt, ‚oder den Rechts- oder Medicin - Doctors 
grad erhalten, oder eine Officierftelle in den Linien— 
truppen bekleidet haben. Der Bifchoff hat Sitz 
und Stimme im Landrathe; feine Stimmezählt 
für 4Stimmen. Der tandrath hat die gefeß- 
gebende Gewalt; die Gefepesvorfchläge ; werden 
‘ Durch den Staatsrath vorbereitet, Kein Geſetz kann 
vollzogen werden, bevor es den Zehbenräthen 
vorgelegt und durch die Mehrheit derfels 
ben. .beftätigt worden ift. Die ſanigegen⸗ 
St. W. ate Aufl. IV. 
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fände, Militaircapikulationen, und die Aufnahme 


der Fremden zu Landsleuten, werden nicht nur den 
Zehenraͤthen, ſondern auch den Gemeinde— 
raͤthen vorgelegt. Der Landrath hat das Begnadi—⸗ 
gungsrecht⸗ Er nimmt jährlich die Rechnungen des 
Jandſeckelmeiſters ab und macht fie befannt. Er er 
nennt in oder außer feiner Mitte einen Landshaupt⸗ 
mann, einen Statthalter, einen Landſeckelmeiſter, 
und: zwei Staatsraͤthe. Zu dieſen Aemtern gehoͤrt 
Bas Alter von 30 Jahren, und duͤß man das Amt 
eines Geſetzgebers, Nichters oder Verwalters in den 


ebern Behörden bekleider habe. Der Sandpshaupt 


mann führt im Landrathe und Staatsrathe den Borfiß, 
Der Staatsrath, welcher im Hauptorte des Sans 
tong refidirt, befteht aus dem Landshauptmanne, dem 
Statthalter , Landſeckelmeiſter und zwei Staatsrärben, 
Der Staatsrath beruft fowohl die gewöhnlichen, als 
die außerordentlichen Landraͤthe zufammen ; er ift mit 
der Vollziehung der Gefeße und mit der gefammiten 
Verwaltung beauftragt; er führe die Correſpondenz 
mit dem In- und Auslande. Er verfügt, fobald die 
innere Ruhe und Äußere Sicherheit bedroht ift, über 
die bewaffnete Macht, ift aber ‚gehalten, die Zeh: 
nen fogleih von den getroffenen Maas: 
tegeln zu benachrichtigen, und, nad) Erfors 
derniß der Umſtaͤnde, einen außerordentlichen- Land— 
rath zu verfammeln. — Die Dauer der Amtsver—⸗ 
richtungen des Landshauptmanns, des Statthalters, 
des Landſeckelmeiſters und der Staatsrärhe ift auf 2 
Jahre beſtimmt. Der Landshauptmann kann nur 

nach zwei Jahren, die uͤbrigen aber koͤnnen ſogleich 
wieder gewaͤhlt werden. — Vor Ablauf von 5 Jah: 
ren fonnen in der Verfaſſung Feine Abaͤnderu ngen 
Hemacht werben. Diefe müffen aber in zwei auf ein- 


— 


Schweiz. 339 


ander folgenden Landraͤthen genehmigt, und durch eine 
Mehrheit von 39 Stimmen beſchloſſen worden feyn; 

Am 21. Sept. 1815: ward die Verfaffung 

des Santons Bern unterzeichnet. Ihre Form if 
aber von der Form der Verfaffungen der uͤbrigen Can— 
fone dadurch verfchieden, daß fie die Ueberſchrift führt: 
„urkundliche Erklärung des großen Ra— 
ches zu Bern,’ mit welcher-mehrere einzelne Res 

glements verbunden wurden. Die Einleitung 
zu diefer Erklärung enthält folgende Puncte: „Wir 
Schultheiß, Elein und große Käthe der Stadt und 
Kepublif Bern ꝛc. Als bereits feit bald zwei Jahren, 

nach mancherlei Verwirrungen und drüdenden aus— 
waͤrtigen Verhältniffen, auch in Unferm Vaterlande 
Die rechtmäßige landesobrigfeit und deren alte 

Derfaffung im Wefentlihen wiederher— 

geftellt worden; — fo ift endlich der Zeitpunck 

eingetreten, wo Wir Uns in der Moglichfeit befinden, 

Die Kevifion Unfrer Sundamental- oder 

Derfaffungsgefege vorzunehmen, und die 

ebrwürdigen alten Örundlagen der Repu— 

blik zu erweitern, zu befeftigen, und mit den Bes 

Dürfniffen der jeßigen Zeit in Uebereinftimmung zu 
. bringen. Wir halten uns daher verpflichter, Unſern 
lieben und getreuen Angehörigen die Grundſaͤtze feier 

lich zu erklären, nach denen Wir, gleich unfern 

Altvordern, die Kegierung von Stadt und fand 

auszunben gefonnen find; bei dieſem Anlaſſe, mit 

einiger Berüdfichtigung ganz veränderter 

Umftände, allen Städten, Landſchaften und Ge— 

meinden theils ihre ehemaligen und wirflich be= 

ftehenden Rechte neuerdings anzuerkennen, und zu 

»beftätigen, theils folche mit ueuen Öerechtfamen 
und Freiheiten zu vermehren.” — . Die 

| 20 
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reformirte Religion iſt die herrſchende; die freie Aus— 
uͤbung der katholiſchen wird zugeſichert. Die der 
Regierung zuſtaͤndig geweſenen kleinen Zehnten und 
andere unentgeldlich aufgehobene Gefälle und Leiſtun— 
gen bleiben abgeſchafft. Die Freiheit der Gewerbe 
und des Handels wird allen Landesbuͤrgern fernerhin 
garantirt. Alle in einer Stadt oder Gemeinde des 
Lrandes verbuͤrgerte Cantonsangehoͤrige ſind, gleich 
den Buͤrgern der Hauptſtadt, zu allen Stellen und 
Aemtern im Staate wahlfähig. Die Aufnahme in 
das regimentsfähige Bürgerrecht . der Stadt Bern 
bleibt (nach den Bedingungen des Decrets vom 24, 
und 26, März) allen jenen verbürgerten Cantonsan= 
gehörigen eröffnet; auch ſoll eine Landesdeputas 
tion oder Kepräfentation von 99 Mitglies 
dern von Städten und fandfchaften ange: 
ordnet.werden, welche, vereint mit den 200 
der Stadt Bern, die höchfte Gewalt aus— 
üben und gleiche Rechte im Regimente ge 
nießen follen. Diefe 99 Mitglieder werden theils 
von den betreffenden Städten und Amtsbezirken, 

theils unmittelbar von dem großen Kathe felbft, frei 
gewählt. — Jeder im Canton angefeffene Schweizer 
vom zurüdgelegten 16ten bis zum angetretenen funfs 
zigſten Sabre iſt zum Militairdienſte pflichtig. — 
Die ſouveraine, hoͤchſte Gewalt wird ausgeuͤbt 
durch Schultheiß, klein und große Raͤthe 
der Stadt und Republik Bern, beſtehend aus den 
200 der Stadt Bern und 99 von Städten und Land⸗ 
fehaften gewählten Mitgliedern. Die 200 der Stadt 
Bern werden aus der Mitte der regimentsfähigen 
Buͤrger, welche das 2Ifte Kahr zuruͤckgelegt haben, 

durch ein Wahlcollegium gewählt, beftehend aus den= 
jenigen Mitgliedern des Eleinen Rathes, welche aus 
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den .200 gewählt worden, und einem mit ihm ver- 
einigten Ausfchuffe won -16 Gliedern des großen Nas 
thes aus der Zahl der 200. Zu den II Mitgliedern 
von Städten und Landſchaften wählen die größern 
Städte jede 2 Mitglieder, die Fleinera jede ein Mit— 
glied, zufammen 17; die großern Amtsbezirfe jeder 
3, die Fleinen jeder 2 Mitglieder, zufammen 70; 
und der große Kath, aus den Municipalftädten und 
Sandgemeinden, die übrigen 12, — Alle Mitglieder 
des großen Rathes find einer jährlichen Beftäti- 
gung unterworfen. Zwei Schultbeiße führen 
abwechſelnd, jeder ein Jahr, das Prafidium ſowohl 
im großen als im kleinen Rathe. Der große Rath 
wählt und infteuirt Die Geſandten zur eidsgenoffischen 
Tagſatzung; ratificirt alle den Canton verpflichtende 
Derträge ; errichtet, ändert ab oder hebt auf, alle con- 
ftirutionelle und andere allgemeine Gefeße; uͤbt das 
Degnadigungsrecht; wählt. die beiden Schultheiße, 
den Speelmeifter, die Mitglieder des kleinen Nathes, 
des :Uppellationsgerichts,, Des Ehegerichts u. f. w., 
und fchreibt Steuern und Abgaben ans. - Die Ger 
ſchaͤfte koͤnnen nicht anders vor den großen Nach zur 
Entſcheidung ‚kommen, als nach vorheriger Berathung 
des Kleinen Rathes, oder von Kath und Eechzehn, — 
Der Eleine Kath beftcht aus dein beiden. Schul: 
theißen, 23. Mitgliedern und 2 Heimlichern, und 
wird yon dem großen Rathe aus feiner Mitte gewählt, 
Die Mitglieder des Eleinen Rathes find Der jährlichen 
Beſtaͤtigung Des großen Rathes unterworfen, ., Der 
Being Rath ftellt,, wenn er nicht mit dem großen Rathe 
pereiuigt iſt die ordentliche und gewöhnliche 
Negierung ‚des Standes Bern vor. . Die Heime 
dich ex haben Pflicht und Recht, auf die Erhaltung 
and. Handhabung „ber Verfaffung zu wachen, und 


342 Poſitives Staatsrecht. 


abfälfige Abweichungen oder Kingriffe dem großen 
Rathe anzuzeigen. — Fin aus dem’ gefammten Fleis 
nen Rathe und 16 jährlich durchs Loos gewählten 
Mitgliedern des großen Rathes, unter dem Namen 
von Raͤtheund Sechszehn, gebilveres Collegium 
hat Gewalt und Recht, jedes Mitglied des großen 
Rathes jährlich zu beftätigen, zu fufpendiren, ober 
zu entfeßen ; auch follen alle Vorfchläge zur Errichtung 
von neuen, zur Abänderung oder Aufhebung von bes 
chenden, die Verfaſſung betreffenden Satzungen nnd 
ronungen von diefem Collegium vorberathen wer—⸗ 
sen. — Für die Erledigung der unbedeutendern und 
die Vorberarhung der wichtigern Gefchäfte find Fünf 
Hanptcotlegia anfgeftellt: ein geheimer Rath zur 
Seitung der diplomatifchen Angelegenheiten und zur 
a der innern und Außern Sicherheit; ein 
nanzrath; ein Juſtiz- und Poligeirath; ein Kir 
J—— ein Kriegsrath. Gin augder 
Mitte des großen Rathes gewähltes Appellations— 
gericht beurtheilt in legter und hoͤchſter Inſtanz alle _ 
Civil: ‚und Griminalrechtsfälle. Kin oberes Ehe— 
gericht fpricht in erfter Inſtanz uͤber alle Ehe- und 
Paternitätsfäll in dem reformirten Theile des Gans 
tons. — In jedem Amtsbezirfe beſteht ein Ober— 
amtmann und ein Amtsgericht. a 
Die Verfaffung des Cantons Unterwalden 
ob dem Wald erfihien am 28. Apr. 1816, Vie des 
Cantons nid dem Wald am 12. Aug. 1816. — 
Der Canton Unterwalden ob dem Wald befteht'aus 
7 Pfarrgemeinden, Die Fatholifche Religion ift die 
Religion des Sandes; Die höchfte fouveraine 
Gewalt beruht auf ver Landpsgemeinde oder allge 
meinen Verfammlung des Volkes. Sie befteht aus 
den rechtlichen Landleuten, die das Lſte Jahr erfüllt 


habeır ‚Sie wählt: den regierenden Landammann und 
Die, übrigen Vorgefeßten des Landes. Sie ‚beftätige 
oder verwirft die. Geſetzesentwuͤrfe, die ihr von dem 
Sanbratde. vorgelegt; werden. — Der Landrath 
befteht aus den von der Landsgemeinde gewählten Vers 

gefesten und aus Hd-von.Den Pfarrgemeinden gewaͤhl⸗ 
ten Katbhegliedern: - -Er uͤbt die hoͤchſte vollziehende 
Bewalt;wer ſchlaͤgt der. Sandsgemeinde die Geſetze wor, 
und läßt die angenommenen vollziehen. "Er; prüft bie 
Kechnungen _ der "Verwaltungen. Der: vegierende 
sandammarn; führt..den. Vorſit in der Landsge⸗ 
meinde, und im Landrathe. — : Der Canton nid 
dem Wald befteht aus 6 Pfarreien. Er. befeunt 
ſich ungetheilt zur, £atholifchen Religion. „Serie 
Berfaffung if. rein demofratifh. Die 
höchſte Gewalt beruht auf dem Volke,” 
Die, sffentlichen Gewalten beſtehen in ‚Der Landsge— 
meinde, Nachgemeinde, Raͤthe und Landleuten; 
in dem. Landrathe u. ſ. w. Die Laud sgmeinde 
iſt die hoͤchſte Cantonsbehoͤrde. Sie beſteht aus 
allen. sandleuten, die das Geſetz nicht für- unfähig 
erklärt... Sie ernennt die Landammaͤnner, den Statt— 
halter, den Seckelmeiſter u. ſ. w. Sie ſchließt 
Militaircapitulationen ; fie ertheilt Inſtructionen über 
‚Krieg, Frieden” und Bündniffe, und erkennt Lan— 
desſteuern auf den Vorſchlag, des Landrathes. — 
‚Die, Nachgemeinde errichtet und veraͤndert die 
Geſetze. Sie ernennt zu mehrern Stellen, — An 
Käthen und Landleuten kann jeder wahlfähige 
‚Sandmann erſcheinen. Die Competenz derſelden iſt, 
den Ehrengeſandten auf die Tagſatzung Inſtruction zu 
ertheilen. —— Der Landrath behaudelt das, was 
ihm von der Landes- und Nachgemeinde aufgetragen 
wird, — 
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ou Die Verfäffung des Cantons Uri ward am 7. Mai 
4820 unterzeichnet," „Der Landammann und Rath 
und gemeine Sandleute des’ Kantons Uri‘ erflätten, 
in Beziehung auf die Nieverlegung der Verfaffüngen 
ver - einzelnen Kantone in das eidsgenöffifche Archiv, 
Daß fie nie eine in Urkunde gefchriebene 
DBerfaffung gehabt hätten, daß aber diefelbe durch 
Jahrhundert lange Uebung und beſtehende Geſetze auf . 
folgenden’ Grundſaͤtzen beruhe: Die Religion des 
Cantons iſt· die katholiſche. Die ſouveraine, 
oberſte Gewalt beruht auf der Geſammtheit des Vol⸗ 
kes und ſteht Der Landsgemeinde zu. Jeder Ein- 
wohner ift Soldat und nach zuruͤckgelegtem 20ften 
Fahre zum warerländifchen Dienſte verpflichten, ' Die 
Landsgemeinde, oder allgemeine: Verſammlung 
des Volkes, beſteht aus allen Sandleuten über 20 


Jahre. Sie 'erwählt den fandammann, der fandes- 


ſtatthalter, den Sedelmeifter u.f. w. Ihr muͤſſen 
alle Buͤndniſſe und Verträge, Ktiegs⸗ und Friedens⸗ 
Ichluͤſſe, alle Vorſchlaͤge zu neuen Landesgeſetzen oder 
zur Abaͤnderung der alten, nachdem ſie der Landrath 
gepruͤft hat, zur Entſcheidung vorgelegt werden. Sie 
‚erkenne die Erhebung von Steuern und Abgaben, — 
Der Landrath ift, nach der Landsgemeinde, Die 
höchfte, vollziehende, anordnende, auch ftrafende Landes⸗ 
-behörde, und befteht aus dem fandammanne, dem Lan⸗ 
desſtatthalter, Seckelmeiſter ꝛc. und 44 Rathsherren. 
Der Canton Schwyz hatte bis zum Jahre 
1821 *) feine beſondere Verfaſſung bei der Tag⸗ 
ſatzung noch nicht eingereicht, befolgte aber, ſeit der 
Aufhebung der Mediationsacte, feine alten’ Orbnun- 
‚gen, welche nie in eine formliche Urkunde vereinige 
1 ——— IH EISFUDF Nr 09 7 


*) nad) uſteri, S. 258 ff. Be 
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worden waren, fonbern auf einzelnen Grundgeſetzen 
berubten..; Mach . denfelben: befteht *) im ganzen 
Canton Die Eatholifche Religion. Seine politifche 
Verfaffungiift rein. demofrarifch,,. und die höchfte 
Gewalt: beruht auf der Geſammtheit des Volkes. 
Jeder Eingebohrne ift Soldat, und nach Zuruͤcklegung 
des bten Jahres zum Militairdienſte verpflichter. 
Die Landsgemeinde, oder die allgemeine Volks— 
verſammlung, iſt Die hochfte —— Sie 
beſteht aus allen’ Angehörigen des CTantons, die über 
16 FJahre find. ’ Sie erwählt den - Lanbammann, 
‚Statthalter, Sedelmeifter u. f.w. Sie berarhfchlagt 
‚aber ; auswaͤrtige Vertraͤge und Buͤndniſſe, - über 
‚Kriegs: "und Friedensfchlüffe; fie erläßt die Allgemei- 
nen Landesgeſetze und verändert die beftehenden. — 
Der allgemeine gefeffene Rath befteher aus 
60 Mitgliedern des Bezirks Schwyz, wozu die 6 
andern Bezirke des Cantons noch 36 Mitglieder 
‚geben. Außerdem gehören zu ihm der Sandammanti, 
‚Statthalter, ‚ Sedelmeifter ꝛc. Er befchäftige fi h 
mit Abfaſſung von Vörfchlägen - allgemeiner Geſetze 
md Verordnungen fuͤr den ganzen Canton. — Jeder 
Bezirk hat ſeinen eigenen Bezirks rath, welcher 
das Polizeiweſen und die beſondern Verhältniffe des 
Beziekes beſorgt. DetBezirksrafh von Schwyz 
leitet zügleich die allgemeinen: Sefchäfte des a: 
und'die Cotrefpondenz, und ruft in wichtigen Fällen 
den — geſcſenen Landrath zufanimen * 
it | 


= Diefe Ari. iſt * en aus utert. Darttellung 
der Bean befee Gantong, Ä 
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a, TE : 
m Der tentfie Seaatenbunn, 
a); Geſchichtliche Einleitung. 


Das teutſche Reich, wie es bis zum Jahre 1806 
beſtand, war, im publiciſtiſchen Sinne, weder ein 
Bundesftaat, noch ein Staatenbund, fons 
‚dern eine befchränfte Monarchie, Doc. näherte 
ſich dieſelbe, eit dem weſtphaͤliſchen Frieden, mehr 

der. Natur gies Bundesſtaates, als eines Staaten⸗ 
bundes. Erſt durch die Stiftung des Rhein— 
bundes, and durch die darauf folgende. Verzicht: 
leiftung des Kaifers Franz 2 auf. die ‚reichsobers 
hauptliche Würde, hörte Teutſchland auf, in politifch- 
publiciftifcher Hinficht: eine beſchraͤnkte Monarchie zu 
ſeyn; es erhielt den Charakter eines Staatenbuns 
des, wenn gleich. die vom Kaifer Napoleon, anges 
nonmene Winde eines: Protectors des rheinifchen 
Bundes,  befonders in der eintretenden: Staats: 
‚praxis während der Dauer des Rheinbundes (5. B. 
daß der_Protector im Namen. ‚des ganzen. Bundes 
‚Kriege begann; und Frieden: ſchloß u. f. w.);. mehr 
anf einen Bundesftagt hindeutete, als auf einen 
Staatenbund. Denn, dadurch unterſcheiden ſich 
Bundesſtaat und Staatenbund wefentlich! von, ein⸗ 
‚ander,; daß, bei aller Selbſiſtaͤndigkeit der eingelnen | 
Glieder, und, Theile des erfien, ‚fie dennoch eine 
gemeinfame Bundesregierung und ein gemeinfchafts 
liches Bundesoberhaupt (z. B. Nordamerika, die 
ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft) anerkennen, dage⸗ 
gen der Staatenbund einen voͤlkerrechtlichen 
Verein ſouverainer Staaten, ohne gemein— 
ſchaftliches Oberhaupt, bildet. Teutſchland iſt aber 


+ 
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gegenwärtig ein ſolche Staatenbund, ein vöoͤlker⸗ 
rechtlicher Verein *) der teutſchen ſouverainen Fuͤrſten 
und freien Staͤdte, nicht aber eine Wiederherſtellung 
des ſeit 1806 untergegangenen roͤmiſchen Reiches teut⸗ 
ſcher Nation, mit einigen aus dem Laufe der Zeit her⸗ 
vorgegangenen Modificationen und Schattirungen, 
Daraus. ergiebt fih für das offe nei be 

Staatsrecht dieſes Bundes: 

1) daß alles, was fich unmittelbar auf den 
politjfchen Charakter des teutfchen Reiches als 
einer befchränften Monarchie bezog, mit der Auf— 
löfung biefes Charakters von felbft faller mußte; 
und: 

2) daß alles, was, nach der Verwandlung der 
bis 1806 geltenden tandeshoheit und Reichsunmit⸗ 
"telbarfeit in. die Souverainetät, mittelbar 
aus den frühern rechtlichen, Berhältniffen der. teuts 
ſchen Fürften zu ihren Staaten und. den Ständen 
berfelben beibehalten werden Eonnte, entweder 

in der allgemeinen Bundesacte, oder in den neuen 

Verfaſſungen teutſcher Staaten ausdrüdlich - beftä= 
tigt werden. mußte, oder in der ununterbrochenen 
Fortfetzung der vor. der Auflöfung des. teutſchen 
Keiches im Innern der einzelnen, Staaten beftehen= 

den Rechtsverhältniffe (3. B. da, wo die frühere ftän- 

diiſche Verfaffung nicht aufgehoben, fondern ganz 
unter, deu, pormals. beftandenen Formen beibehalten 

" : ward, u, |. ws) den Rechtsgrund feiner publis, 

nn  eiftifpen Geltung: erhielt. 

(Da in der hier verfuchten Darftellung des 

'pöfltiven. Staatsrechts bei’ allen Staaten ‚der ges 


es 


5) & nennt ihn ausdrücklich die Schlußacte — Wiener 
Miniſterialconferenzen. 


l 
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ſcehichtl iche Standpunet feftgehalten ‚dd. nur 
das aufgeſtellt worden iſt, was entweder that⸗ 
u Fachlüch aus dem: fruͤhern Rechtszuſtande fort⸗ 
— dauert oder in: ſich rift lichen Urkunden 
neu gegeben worden iſt, ohne in irgend eine Docz 
triuaire Deutung, oder in eine publiciftifche Ca⸗ 
fuifbifseinzugehen ; ſo wird auch hier das offent- 
liche Recht des teutſchen Staatenbundes 
0 nach wemfelben Maasftabe — d. h. einzig 
auf dem gefchichtlihen Wege, und in wörtlichem 
Feſthalten der vorhandenen, theils allgemeinen, . 
theils befondern Berfaffungsurfunden — darge— 
ſtellt. Dabei iſt nicht die Meinung, der ſeit 
der Stiftung des teutſchen Bundes von mehrern 
berühmten Publiciften  verfuchten neuen Begruͤn⸗ 
dung der Theorie des ; teutſchen Bundesſtaats⸗ 
—rechts in den Weg zu treten, weil dieſe Wiſſen— 
ſchaft, nach akademiſcher Sitte, der jurüd i— 
ſchen Faceultaͤt ausſchließlich zufaͤllt; wohl aber 
ſollte ſo weit das poſitive oͤffentliche Recht des 
eeutſchen Staatenbundes in die geſchichtliche Ueber⸗ 
ſicht des poſitiven oͤffentlichen Staatsrechts im ges 
ſammteu europaͤiſchen Staatenſyſteme, —mithin 
— in den Kreis der Staatswiſſenſchaften 
—gehort; 3 zuerft. die reingeſchich tliche *) 
per. rote, 2 Aufaree HEYTG 
Bei leſem feftgepaltehen gefchichtlichen Standptmete 
wird ugleich das’ beobachtet; was der ‚bei der ‚hohen 
- Bundesverfammlung praͤſidirende k. &i sGefandtes am 
7 Ad DR 4323, in der. 24ften Sitzung deſſelben Jahres 
sp Arie ſich nämlid) ‚an. das zu halten, „was die 
—Bundesacte und die Schlußacte als den ge— 
meinſamen Willen aller Bundesregierun— 
—Zgemausgeſprochen hat,“ wobei er erklaͤrte, daß 
es zunaͤchſt der Bundesverſammlung zukomme, bie das 
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Unterlage des oͤffentlichen Rechts des 
teutſchen Staatenbundes *), und; weil 
dieſer Bund aus ſouverainen Mitgliedern be— 
ſteht, ſodann auch die geſchichtliche Unterlage des 
öffentlichen Rechts der einzelnen Bundes— 
ſtaaten, nach ihren ins Staatsleben eingetretenen 


neuen Verfaſſungen, in gedraͤngten Umriſſen aufs 





bei eintretenden unvermeidlichen Schwierigkeiten zu heben, 
und die Luͤcken in der Bundesgeſetzgebung zu ergaͤnzen. 
Dann faͤhrt er fort: „Es konnte nicht fehlen, und war 
bei dem, vorzugsweiſe den Teutſchen eigenen, lobenss 
würdigen Streben nach gründlicher Darftellung und wifs 
ſenſchaftlichem Forſchem zu erwarten, und verdient wohl 


auch im Allgemeinen nur unfern Beifall, daß ſich Schrifts 


fteller und Gelehrte mit Studien, des Bundesrechts, 
wie folches aus der neuern Bundesgefeßgebung hervors 
geht, befaßt haben; es kann gleichfalls nicht befremden, 
daß nebjt viel Gediegenem auch mander Irrthum und 
mandye falfche Theorieen zu Tage gefördert. wurden. 
Aber eben darum, und weil die Anwendung -der 
beftiehenden Geſetzgebung und die ferhere 
Ausbildung des teutfhen Bundes nur allein 
durch ung, und durch die Inſtructionen unfrer hohen 
Committenten bewirkt werden kann, wäre es bedenklich 
und verantwortlich, . folchen Lehren in unfrer Mitte irs 
gend eine auf die Bundesbefchlüffe einwirkende Autorität 
zuzugeitehen, und dadurdy in den Augen des Publicums 
das Syſtem jener Lehrbücher zu fanctioniren, 


*) Wenn gleih A. H. 8. Heeren in f. Schrift: Der 


% 


teutfhe Bund in feinen Verhältniffen zu 
dem europäifhen Staatenfyfteme ( Götting. 
1816. 8) S. 20 ff. auf denſelben die Benennung: 
Bundesftaat Übertrug, und den Nemen: Staaten 
Bund verwarf; fo erklärten ſich dohb Tittmann 
(Darftellung der Verf. des teutfhen Bun 
des, ©. 23) und andere für den leßtern, noch bevor 


-er in der „Schlußacte“ officiell ausgeſprochen ward. 
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geſtellt werden. — Durch dieſe geſchichtliche, 
dem Kreiſe der Staatswiſſenſchaften angehoͤrende, 
Behandlung des poſitiven oͤffentlichen Rechts in= 
nerhalb des teutſchen Staatenbundes unterſcheidet 
ſich dieſelbe weſentlich von der doctrinellen in 
folgenden Werken: 


Joh. Ludw. Kluͤber, Öffentliches Recht des teutſchen 
Bundes und der Bundesſtaaten. Frkf. am M. 1817. 
8. — Zweite ſehr vermehrte und verbeſſerte Aufl. (in 
2 Abthl.) 1822. 8. 

Fr. Wilh. Titt mann, Darſtellung der Verfaſſung 
des teutſchen Bundes. Leipz. 1818. 8. 

L. v. Dreſch, oͤffentliches Recht des teutſchen Buns 
des und der teutſchen Bundesſtaaten. Ar Theil. Tuͤb. 
1820. 8. (mehr iſt nicht erſchienen.) 

Adolph Michaelis, Entwurf einer Darſtellung des 
Öffentlichen Rechts des teutfchen Bundes und der teuts 
fhen Bundesitaaten. Tuͤb. 1820. 8. — Corpus juris 
publici germaniei academicum. Tub. 1825. 8. 

Karl Ernft Schmid, Lehrbuch des gemeinen teutſchen 
Staatsrechts. Afte Abtheil. Jena, 1821. 8. (mehr iſt 
nicht erfchienen.) 

Rudhart, das Recht des teutfchen Bundes, Stuttg. 
und Tüb. 1822, -8, 

Aug. Brunguell, Staatsrecht des teutfchen Bundes 
und der Bundesftäaten; politifdy und rechtlich erörtert, 

Ein Beitrag zu den Schriften von Klüber, und Dreſch. 
2 Abtheil. Erfurt 1824, 8. 
— Schmalz, das teutſche Staatsrecht. Berl. 


9 — 





* 


Für die ältere landſtaͤndiſche Verfaſſung in den eins 
zelnen teutfchen Staaten behauptet noc immer gefchichtz 
lichen Werth: | 

J. Jac. Mofer, von der teutfchen Reichsftände Lan⸗ 
' den, beren Landftänden, Unterthanen, Landes;Freiheiten, 

Beſchwerden, Schulden und Zufammenkünften. Frankf. 
und Leipz. 1769. 4. ' 
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m. 
Der Rheinbund. 


Das vormalige teurfche Reich hatte nur wenige 
Grundgeſetze: 1) die goldene Bulle vom 25. Dec. 
1356; 2) den ewigen landfrieden vom 7. Aug. 
1495; 3) die Eaiferliche Wahlcapitulation 
feit 1519; 4) ven Paffauer Bertrag vom 2. Aug. 
1552, und den auf denfelben am 25. Sept. 1555 zu 
Augsburg abgefchloffenen Neligionsfrieden; 5) 
den weftphälifchen Frieden von 24. Oct. 1648; 
6) den tüneviller Frieden vom 9. Febr. 1801, 
und die Folge deffelben 7) den Reichsdeputa— 
tionshbauptfehluß vom 25. Febr. 1803. 

Das feit dem weftphälifchen Frieden in Teutſch⸗ 
land beftehende politifche Enftem, bereits in den 
Kriegen des teutfchen Neiches mit Ludwig 14 mehr . 
mals. bedroht, und durch die drei fchlefifchen Kriege . 
wefentlich erſchuͤttert, ſchien Durch den Tefchner Fries 
den (1779) und durch die Abfchliegung des teutfchen 
Fürftenbundes (1785) neu geftügt zu werden. Allein 
der Gang und Erfolg des teutfchen Neichskrieges 
gegen die franzöfifche Revolntion, der Separarfriede 
Preußens zu Bafel (1795), und die zu Raſtadt 
bereits von der Neichsdeputation den Forderungen 
Frankreichs gemachten Bewilligungen (1798), führ 
ten, nach der Abtretung des ganzen linken Rheinufers 
an Frankreich im Frieden zu $üneville, und nah 
den dadurch nörhig gerdordenen durchgreifenden geos 
graphifch = politifchen Veränderungen im Reich s de⸗ 
putationshauptfchluffe, befonders aber nach 
den Beftimmungen des Preßburger Friedens 
(26. Dec. 1805), zur Stiftung des Äheinbuns 
des (12, Jul, 1806) und zur Erklärung des Kaifers 
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Franz 2 (6. Aug.), daß er die roͤmiſch-teutſche 
Kaiferwürde niederlege. 

Diefe Verzichtleiſtung erfolgte zu Regensburg ,‘ 
nachdem am 1. Aug. 1806 ver franzöfifche Gefandte 
Bacher dem Neichstage die Stiftung des Rheinbun⸗ 
des mit der Erklaͤrung angezeigt hatte, daß der Kaiſer 
von Frankreich von nun an. fein teutfches Reich aner— 
kenne. Zugleich erfihien an demfelben Tage zu Re— 
gensburg bie amtliche Erklärung der zum Rheinbunde 
vereinigten Fuͤrſten, daß fie fi) von der Verbindung 
mit dem feutfchen Keichskörper vollig trennten. 

Die Conföderationsacte des Rheine 
bundes nannte als die erften Mitglieder des Bun— 
des: die Könige von Bayern und Wirrtemberg , den 
Fürften Primas, die Großherzoge von Baden, Berg 
und Heffen (Darmftadt), die beiden Fürften von 
Naſſau, von Hohenzollern und von Salm, den 
Herzog von Ahremberg, und die Fürften von Iſen⸗ 
burg, Lechtenſtein und von der Leyen. 

Die ftaatsrechtlichen Beftimmungen diefer 
Bundesacte waren: Die Staaten der verbuͤndeten 
Fuͤrſten werben. für immer vom teutfihen Keichsgebiete 
abgefondert, und unter fich durch eine befondere Konz 
foderation,, unter dem Namen: rheinifche Bundes» 
ſtaaten, vereinigt. — Alle teutfche Reichs ge— 
ſetze, welche die Verbuͤndeten, ihre Unterthanen, 
ihre Staaten oder Theile derfelben bis dahin betrafen, 
find fürdie Zukunft nichtig, und von kei— 
ner Wirkung. Ausgenommen find davon bie 
Kechte, welche die Staatsgläubiger und Penftoniften ' 
durch den Keichsdeputationshauptfchluß vom J. 1803 
erlangt haben, und die Verfügungen des $. 39. Dies 
ſes Receſſes in Betreff der Rheinfchiffahrtsoctroi. — 
Jeder der Verbündeten verzichtet aufalle Titel, 
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welche irgend eine Beziehung auf das teutſche Keich 


ausdrüden. — Die gemeinfchaftlichen Intereſſen der 
Bundesftaaten werden auf einem Bundestage vers 
handelt, der feinen Eiß zu Franffurt hat, und 
in zwei Collegia, das koͤnigliche und fürftliche, 
ſich theilt. In dem erften führt der Fuͤrſt Primas, 
in dem zweiten der Herzog von Naſſau den Vorſitz, 
fobald jedes der beiden Gollegia über irgend einen 
Segenftand allein berathſchlagt. — Ale Streitig— 
Eeiten, die fich unter den Bundesſtaaten ergeben, 
werden von der Bundesverfanmlung entfchieden. — 
Die Zeitpuncte, wo fich entweder der ganze Bund, 
oder ein Collegium insbefondere zu verfammeln hat, 
die Are der Zufammenberufung, die Gegenftände der 
Berathung, die Art und Weife, wie Befchlüffe zu 
faffen und zu vollziehen find, fo wie der Rang der 
Mitglieder des Fuͤſtencolleglums, werden durch ein 
Fundamentalſtatut beftimmt (welches nich er= 
ſchien). — Die. Rechte der Souverainetät 
find: Gefeßgebung, obere Gerichtsbarkeit, 
obere Polizei, militärifche Confeription, 
DBefteuerung. 

| Die politifchen Beftimmungen der Bundes- 
acte waren: Der Kaifer von Frankreich if Pros 
tector des Äheinbundes, und ernennt, als ſol— 
cher, den Nachfolger des Fürften Primas. — Die 
Fürften müflen von jeder dem theinifchen 
Bunde fremden Macht unabhängig ſeyn. 


Cie konnen daher Dienſte irgend einer Art nur it 


ben rheinifchen, oder mit dem Bunde alliirten Staa- 
ten annehmen. Diejenigen, welche, ſich bereits in 
Dienſten andrer Maͤchte befinden , und in denfelben 
bleiben wollen, find gehalten, ihre Fuͤrſtenthuͤmer 
einem ihrer Kinder zu überlaffen, — ein Fuͤrſt 


St. W. ate Aufl. IV. 


354 Poſitives Staatsrecht. 


des Bundes feine Souverainetaͤt voͤlllg oder zum 
Theile abtreten; fo kann er es nur zu Öunften eines 
‘der confoͤderirten Staaten. — Zwifchen dem franz 
zöfifchen Reiche (empire frangais — nicht blos: 
Frankreich) und den rheinifihen Bundesftaaten, ſo— 
wohl in ihrer Gefammtheit, als mit jedem einzelnen, 
befteht ein Buͤndniß, vermoͤge deſſen jeder Krieg auf 
dem feften Sande, den. einer der contrahirenden Theile 
zu führen haben könnte, für alle andere unmittelbar 
zur gemeinfamen Sache wird. Im Falle, daß ſich 
eine dem Buͤndniſſe fremde und benachbarte Macht 
ehfter, follen die contrahirenden Theile, um nicht 
unvorbereitet tberfallen zu werden, auf die Anforde 
tung, welche der Minifter eines confoderirten Staa: 
tes deshalb zu Frankfurt machen wird, ebenfalls fich 
bewaffnen. (Zugleich ward das Bundescontingent 
feftgefegt.) — Die contrahirenden Theile behalten 
ſich vor, in der Folge auch andere Fuͤrſten und 
Staaten Teutſchlands in den Bund auf 
zunehmen, deren Aufnahme man dem gemeinfihaft \ 
fichen Intereſſe angemeffen finden wird. — Die 
Mitglieder des Bundes entfagen für fi und ihre 
Eiben und Nachfolger allen Rechten, welche 
fie auf die Befisungen ber andern Ölieder 
der Conföderation haben könnten. Doch 
bleibe das eventuelle Recht der Erbfolge: ausgenom— 
men, wenn das tegierende Haus eines Mitgliedes 
des Bundes erlöfchen ſollte. — | 
Durch die geographbifhen Beſtimmungen 
der Bundesacte wurden fehr viele und fehr bedeutende 
Sander bisheriger unmittelbarer Reichsſtaͤnde medias 
tifire. In Beziehung auf diefe mediatifirten 
Fuͤrſten und Örafen entſchied die Acte: Sie bei 
Dalten alle Domainen, obne Ausnahme, als Patri⸗ 
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monial⸗ und Privateigenthum, und alle Herrſchafts⸗ 
und Feudalrechte, die nicht weſentlich zur Sou— 
verainetät gehören (namentlich das Recht der 
niedern und mittlern bürgerlichen und -peinlichen Ges 
richtsbarkeit, der forfteilichen Gerichtsbarkeit und Pos 
lizei, der Jagd» und Fifcherei, der Berg= und Hüts 
tenwerfe, des Zehnten und der Fendalgefälle, das 
Datronatrecht, fo wie die aus dieſem Domainen und 
Rechten fliegenden Einfünfte). Die Domainen und 
Güter der Meviatifirten follen in Hinficht der Bes 
fteuerung wie die Domainen und Güter der Prinzen 
des Haufes behandelt werden, unter deffen Souverai⸗ 
netät fie. ftehen. Die Mebdiatifirten konnen ihre Do— 
mainen und Rechte an keinen der Conföderation frem- 
den Souverain verkaufen. In peinlichen Fällen 
genießen die jeßt regierenden Fürften und Grafen und | 
ihre Erben das Recht der Austrägalinftanz 
(d. h. das Recht, von Ebenbürtigen gerichtet zu wers 
den). In feinem Falle darf die Confifcation ihrer 
Güter erfannt, es konnen nur die Einkünfte wäh: 
rend der Lebenszeit des Werurtheilten fequeftrirt 
‚werben. | Ä Ä 


13; » 


Fortſetzung. — Verfaſſung des Könige 
reiches Weſtphalen. 


Der Rheinbund, der bei feinem Entſtehen uns 
gefahr neun Millionen Teutſche im füdlichen und weft- 
lichen Teutſchlande umfchloß, erhielt, während des 
- Krieges, welchen Preußen und Rußland : (1806) 
gegen Frankreich führten, und .nach der Beendigung 
deffelben im Tilfiter Frieden (Jul. 1807) ,. feine Aus: 
dehnung über das ganze nordliche. Teutfchland, 

EB 
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Nur H olftein verband. der König von. Dänemarf 
mit den übrigen Provinzen feiner- Monarchie, und 
die vormaligen teutfchen Länder Deftreichs ‚und 
Mreußens:gehorten in diefer Zeit zu dem-Öefanime- 
umfange beider Monarchieen. Dagegen waren: der 
‚Großherzog von Würzburg (25. Sept. 1806), 
der Churfürft von Sachfen, mit Annahme der 
koͤniglichen Würde (11. Dec. 1806), die fünf 
Herzoge des Sachfen: Erneftinifchen Haufe 
(15. Dec. 1806), die Häufer Anhalt, Schwarz: 
:burg,.tippe, Neuß und der Fuͤrſt von Wal- 
ded (18. Apr. 1807). diefem Bunde beigetreten. 
Später (1808) wurden auch die beiden Mecdlen- 
burgifchen Häufer und ber. Herzog von Dvden: 
burg in den Bund aufgenommen. 

| Der Tilſiter Friede rief in der Mitte Teutfche 
lands das neue Königreich Weſtphalen, gebilvet 
aus. preußiſchen, churheſſiſchen, churbannöverfihen 
and herzoglich = braunfchweigifihen Ländern, fo wie 
aus; einigen Abtretungen von Sachſen, und dem jüng- 
‚ften Bruder Napoleons, Jerome, beftimmt, ins poli= 
tifche Dafeyn. Diefer Staat, welder das vierte 
Königreich im Rheinbunte bildete, erhielt eine, am 
15. Nov. 1807 von Napoleon zu Fontainebleau uns 
terzeichnete, Berfaffung. Die weſentlichſten ſtaats— 
rechtlichen Beftimmungen derfelben waren: Alle Un— 
terthanen find vor dem Geſetze gleich. Dede Reli— 
:gionsgejellfihaft hat freie" Ausuͤbung ihres Gottes— 
dienſtes. Die Jandftände der Provinzen, aus wel 
schen das Königreich. befteht, alle politifche Corpora⸗ 
‘tionen: diefer Art und alle Privilegien befagter Cot— 
porationen, Etädte und Provinzen, fo wie.die Pri— 
vilegien einzelner Perfonen und Familien, find auf: 
‚gehoben, Ale Leibeigenſchaft iſt abgefchafft. 
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Der Adel befteht in feinen verfchiedenen Graden und 
Denennungen fort, ohne dadurch) ein ausfchliegendes 
Recht zu irgend. einem Amte oder einer Wuͤrde, oder 
Befreiung von irgend einer offentlichen ‚Saft zu erhals 
ten. Es foll ein und dafjelbe Steuerſyſtem für alle 
Theile des Königreiches fenn, und die. Örundftener 
das Fünftel ver Einkünfte nicht Hberfteigen Dürfen, 
Es find vier Minifter, und diefe. verantwortlich. 
Der Staatsrath befteht zum wenigften aus 16, 
und höchftens.aus 25 Mitgliedern. Das Finanz 
gefes, die Civil- und peinlihen Gefese follen im 
Staatsrathe entworfen, „und den von den Ständen 
ernannten Commiſſionen mitgetbeilt werden:  Diefe 
ſtaͤndiſchen Commiſſionen diſcutiren mit den Staats— 
raͤthen daruͤber; auch werden ihre Bemerkungen in 
dem, vom. Könige. prafidirten, Staatsrathe verlefen. 
Findet man es nöthig; fo:foll über die Mopiftcationen 
des Gefeßes berathſchlagt werden. Die definitiv ans 
genommene Nedaction des Geſetzesentwurfes wird 
durch Mitglieder des Staatsraths unmittelbar den 
Stränden überbracht, welche, nach Anhörung der 
Beweggründe jener Geſetzesentwuͤrfe und der Berichte 
der Commilfion, darüber berathiihlagen werden, 
Der Staatsrath hat, in Ausuͤbung feiner, Attribute, 
nur eine berathende Stimme. Die Stände 
des Reiches befteben aus 100 Mitgkiedern, ernannt 
durch Die Departementscollegia, und zwar 70 aus 
den Örundeigentbümern, 15 aus Kauf 
leuten und Fabrikanten, und 15 aus Ges 
lebrten und andern Bürgern, welche um 
den Staat fich verdient gemacht haben. 
Die Stände werden aller drei Jahre zum Drirtheile 
erneuert. . Die austretenden Mitglieder" Eonnen uns 
mittelbar wieder gewählt werden, . Der Präfident der 
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Staͤnde wird vom Koͤnige ernannt. Der Koͤnig be⸗ 
ruft, prorogirt, vertagt die Staͤnde, und loͤſet ſie auf. 
Die Staͤnde berathſchlagen uͤber die vom Staatsrathe 
ihnen vorgelegten Geſetzesentwuͤrfe, mit Einſchluß 
des Finanzgeſetzes, im geheimen Scrutinium durch 
abſolute Mehrheit der Stimmen, — Die Departe— 
mente werden durch’ Präfecte, die Diftricte durch 
Unterpräfecte, die Mumnicipalitäten durch Maire 
verwaltet. Es beftehen Departements=, Diftricts= 
und Mimicipafräthe, welche aller zwei Jahre zur 
Hälfte erneuert werden. — In jedem Departement 
beftehbt ein. Departementscollegium. Die 
Zahl feiner Mitglieder wird durch die Bevoͤlkerungs— 
zahl des Departements beftimmt, fo daß ein Mitz 
glievdauf 1000Bemwohner derfelben fommt. 
Die Mitglieder der Departementscollegien werden 
vom Könige ernannt und zwar $ aus den 600 
Hochftbefteuerten des Departements, J aus'den. reich- 
ften Kaufleuten und Yabrifanten, und Z aus den 
ausgezeichnerften Gelehrten, Künftlern und um den 
‚Staat verdienten Bürgern, Die Mitglieder der Des 
partementscollegien müffen 21 Jahre alt feyn. Ihre 
Sunctionen find lebenslänglich, Sie ernennen 
nicht nur die Mitglieder der Stände; fie fchlagen auch 
dem Könige zu jeder Stelle eines Friedensrichterg, 
and. der Departements-, Diftricts- und Municipals 
eäthe zwei Gandivdaten vor. — Der Coder Napo- 
leon ift das bürgerliche Geſetzbuch. Das gerichtliche 
Verfahren ift öffentlich; für peinliche Fälle beftehen 
Gefshwornengerichte. In jedem Canton ift ein Fries 
densgericht; in jedem Diftricte ein Civilgericht erfter 
Inſtanz; in jedem Departement ein peinlicher Ges 
richtshof, und für das ganze Königreich ein Appellas 
tionsgericht. Der Staatsrath vertritt die Stelle des 


l 
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Caſſationsgerichts. Der richterliche Stand iſt unab⸗ 
haͤngig. Die Richter werden vom Koͤnige ernannt. 
Der Konig uͤbt das Begnadigungsrecht. Die Mili— 
tairconſcription iſt Grundgeſetz. | 
Diefe DVerfaffung erlofch, zugleich mit dem 
Königreiche „Beftphalen ‚ mach der Voͤlkerſchlacht bei - 
Seipzig im Jahre 1813. 


74, 


Fortfetzung. — Verfaſſung des Groß 
herzogthums Frankfurt. 


Die Länder des Fuͤrſten Primas des Rheinbun- 
des erhielten im Jahre 1810, kurz vor Napoleons 
Vermaͤhlung mit der Erzherzogin Maria $nife, einen 
bedeutenden Zuwachs durch Aemter von Fulda und 
Hanau, den Namen Großherzogthum Frank— 
furt, und die Beftimmung, daß, nach dem Tode 
Des Großhergogs Karl von Dalberg, der Vicek oͤ— 
nig Eugen von Italien, Schwiegerſohn des 
Koͤnigs von Bayern, Großhergog von Frankfurt wer⸗ 
den follte. — Diefem Staate gab Dalberg am 16, 
Aug. 1810 eine neue VBerfaffung,- welche groß: 
tentheils der weftphälifchen nachgebildet war. 

Die wefentlichften. Beftimmungen diefer Ver: 
faffang waren: - Alle Untertanen find vor dem Ge— 
feße gleich; es befteht die freie Ausübung des Gottes- 
dienftes der verfchiedenen Religionsbekenntniſſe. Die 
befondern Verfaſſungen der Provinzen Staͤdte und 
Corporationen, ſo wie die Privilegien einzelner Per— 
ſonen und Familien find aufgehoben... Die Leib— 
eigenſchaft iſt abgeſchafft. Der Adel beſteht mit 
feinen verfchiedenen Benennungen, ohne daß er doch 
ein ausfchließendes Recht weder zu Aenmtern, Dienſten 
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und Würden, noch Befreiung von öffentlichen Laſten 
dadurch) erhält, — Es foll ein und dafjelbe Steuers 
foftem für alle Theile des Großherzogthums ſeyn. 
Die Grundſteuer foll nie den fünften Theil der Reve— 


muen übeifteigen. . Es giebt drei Minifter mit. 


Derantwortlichfeit. Diefe drei Minifter und fechg 
Ctaatsräthe bilden den Staatsrath unter dem 


Vorſitze des Großherzog. Alle Gefeße über Aufz- 


lagen, alle Civil=- und peinliche ©efege. follen im 
Staatsrathe vorbereitet, Difeutirt und entworfen wer— 


ben, Die in dem Staatsrathe entworfenen Gefeße 


werden den von den Staͤnden ernannten Commiſſio— 
nen mitgetheilt. Die ftändifchen Commiſſionen difcus 
tiren daruͤber mit den beanftragten- Staatsräthen, 
worauf die redigirten Gefeßesentwürfe Durch zwei . 
Mitglieder des Staatsrathes den Ständen uͤberbracht 


werden, welche daruͤber, nach angehörten Beweg⸗ 


gruͤnden, berathfchlagen. Der Staatsrath hat in 
Ausübung feiner Attribute eie berathende Stim— 


me; er vertritt die Stelle des Caſſationsgerichts. — 


Die Stände des Großherzogthums beftehen aus 
20 Mitgliedern, wovon 12 aus reihen 


» Örundeigentbümern, 4 aus Kaufleuten 


und Sabrifanten, und 4 aus vorzüglidhen 
Gelehrten von den Departementscollegien ernannt 
werden, Cie werden aller 3 Jahre um ein Drittheil 
erneuert. - Die Austretenden Fonnen unmittelbar wies 
der gewählt werden. Der Großherzog ernennt den 
Präfidenten der Stände; er verfammelt, prorogirt 


diefelben, und löfer fie auf. — Die. Stände berath» 


fchlagen über die vom Staatsrathe verfaßten Gefeßes- 
entwürfe im geheimen Scrutinium nach abfoluter 


Mehrheit der Stimmen. Ihnen werden die gedruds- 


ten Rechnungen der Minifter vorgelegt, — Das 
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Großherzogthum wird in Departemente, Diftricte 
"und Municipalitäten eingetheilt. In jedem Depar 
tement wird ein Departementscollegium gebildet, deſ— 
fen lebenslängliche Mitglieder in Z der Meiftbegüters 
ten, % aus den reichften Kaufleuten und Fabrifanten, 
und 3 aus vorzüiglichen Gelehrten und Künftlern bes 
ftehen. Auf 1000 Eimwohner wird ein Mitglied des 
MWahlcollegiums ernannt. Die Departementscollegia 
ernennen die Mitglieder der Stande. Jedes Depar: 
tement ernennt drei Güterbefißer, einen Kaufmann 
oder Fabrifanten, einen Gelehrten oder Künftler, — 
Der Codex Napoleon gilt als Geſetzbuch. Der ge: 
. richtliche Stand ift unabhängig. Der Großherzog 
ernennt die Nichter, Die Militairconfeription iſt 
Grundgeſetz. — Tedes Departement hat einen Präs 
fect, beauftragt mit der Aufſicht über Erziehung, 
Aderbau und Gewerbe, milde Stiftungen, Armen- 
anftalten, Oemeinheitswälder, Wege, Gemeingls 
ter, Sichetheit des Cultus, Mitwirfung bei Der 
Aushebung der Milizen und Sicherheit der Steuer: 
regifter.- —— 
Dieſe Verfaſſung erloſch mit der Aufloͤſung des 
Großherzogthums, deſſen Regierung Karl von Dal— 
berg, bald nach der Leipziger Schlacht, am 30. Oct. 
‚1813 niederlegte, und fich in fein Bisthum Koftnig 
zuruͤckzog. — 
Waͤhrend der Zeit des Rheinbundes gab auch 
der Herzog Auguft Chriftian Friedrich von Anhalt- 
Köthen feinem Eleinen Staate von ungefähr 30,000 
Einwohnern am 28, Dec. 1810 eine eigne Ver— 
faffung, welde aber nach deifen Tode, von dem 
Vormunde feines minderjährigen Nachfolgers, von 
dem Herzoge von Anhalt: Deffau am 24, Det. 1812 
ſuſpendirt warb. Diefe Verfaffung enthiele in . 
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verjüngtem Maasſtabe die meiſten Beſtimmun—⸗ 
gen der weſtphaͤliſchen und frankfurter Verfaſſung. 
So ward der Codex Napoleon als Geſetzbuch einge— 
führt; alle Unterthanen ſollten vor dem Geſetze gleich 
ſeyn, der Adel aber, doch ohne ausfchliegende Rechte 
auf Aemter, fortbeftehen. Die Kitterfchaft hörte auf; 
Dagegen. wurden 12 Jandftände gebildet: acht aus: 
ben Örundeigenthümern, zwei aus dem Handelsftande, 
und zwei aus dem gelehrten Stande, 


BE 78, 
b) Politifcher Charakter der teutſchen 
Ä Bundesactevom 8 Sun. 1815. 


Der Rheinbund mit feinen ftaatsrechtlichen und 
politifchen Beftimmungen ward im October 1813 in 
der Voͤlkerſchlacht bei teipzig gefprengt. Schon vor 
derfelben traten die beiden Herzoge von Medlenburg 
auf die Seite der Verbündeten gegen Napoleon, und 
der König von Bayern ſchloß (8. Det. 1813) zu 
Ried einen formlichen Vertrag mit Deftreih, in wel- 
chem er fich von dem Äheinbunde trennte. einem 
Beifpiele folgten, nach jener Schlacht, Die übrigen 
Fuͤrſten Teutſchlands. 

Nach der Verzichtleiſtung Napoleons auf die 
Throne Frankreichs und Italiens ward in dem erften 
Parifer Frieden vom 30, Mai 1814 in Hinfiche 
Teutſchlands blos im Allgemeinen feftgefeßt: daß 
nicht das vormalige teutfche Reich mit der Kaiſerwuͤrde 
hergeftellt, fondern „die Staaten Zeutfchlands 
‚umabhängig feyn und durch ein Foͤderativ— 
band vereinigt werden ſollten.“ Die nähere ' 
Beftimmung .diefer großen Angelegenheit follte auf 
dem Wiener Congreffe erfolgen, zu welchem fic) 
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feit dem Ende des Septembers 1814 die eutopäifchen 
und teutfchen Regenten und Fürften mit ihren Mini- 
ftern und Abgeordneten verfammelten. Se verfchies 
dener die Intereſſen waren, die hier befriedigt werden 
ſollten, und je mehr auf diefem Congreſſe für ganz 
Europa eine neue politifche Ordnung der Dinge, bie 
Herftellung des politifchen ©leichgewichts unter zeits 
. gemäßen Ber — nach der Aufloͤſung des Nas 

poleonifchen Gentralftaates, beabfichtige ward; deſto 
“wichtiger war auch ‚die Entfcheidung ber, eünftigen 
Stellung des teutſchen Staatenbundes in der Mitte 
des enropäifchen Staatenfuftems, und die Feftfegung 
der Orundlage für deſſen Oeftaltung im Innern. 
Nach langen Verhandlungen über diefe Angelegenheit, 
und nach der Prüfung mehrerer deshalb von Oeſtreich 
und Preußen vorgelegten Entwürfe *), ward am 8, 
Jun. 1815 zu Wien die teutſche Bundesacte**) 
unterzeichnet, beftehend aus Martikeln, von welchen 
die erften eilf wörtlich in die Wiener Congreß— 
acte vom 9. Juny 1815 aufgenommen, und dadurch 
unter die Sarantie der europäifchen Hauptmächte ges 


*) Vergl. 3. Ludw. Klüber, Acten des Wiener Con— 
greffes. SL Hefte. Erlangen, 1814 ff. .— Deffen 
Ueberficdyt der diplomagifchen Verhandlungen des Wiener 

| Congreffes. 3 Abtheil. Frankf. 1816. f. 8. 

**) Schlußacte des Wiener Congreſſes vom 9. Jun. 1815, 
und Bundesacte, oder Srundvertrag des 
teutfhen Bundes vom 8 Sun. 1815. Beide 
in der Urſprache, kritiſch berichtige, mit Vorbericht, 
Weberficht des Inhalts und Anzeige verfchiedener Less 
arten, vollftändig herausgegeben von J. Ludw, Klüber, 
2te Aufl. Erl. 1818, 8 — Vorher erfchien: Teuts 
fhe Bundesacte. Mit Bewilligung der kaiſ. öfter, 
‚Sefandtfchaft am teutfhen Bundestage. Frankf. am 
M. 1816. 4, 


% 
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ftelle worden. — Die Beftimmungen der Bundes— 


⸗ 


acte ſind folgende: 


Art. 1. Die ſouverainen Fuͤrſten und freien 
Staͤdte Teutſchlands, mit Einſchluß des Kaiſers von 
Oeſtreich, und der Könige von Preußen, Dänemarf 
und der Niederlande, und zwar der Kaifer von Defts 
reich, der Konig von Preußen, beide für ihre ge= 
fanmten vormals zum teutfihen Neiche gehörigen 
Beſitzungen, der Konig von Dänemark fir Holftein, 
der König der Niederlande für das Großherzogthum 
turemburg, vereinigen fich zu einem “m Bunde, 
welcher der teutfche Bund heißen folk. 

Ar. 2. Der Zwed veffelben ift Erhaltung 
der Außern und innern Sicherheit Teutſchlands, 
und der Unabhängigkeit und Unverletzbar— 
feit der einzelnen teutfchen Staaten. 

Art. 3. Alle Bundesglieder haben, als folche, 
gleihe Rechte. Sie verbinden fich alle gleich- 
mäßig, die Bundesacte unverbrüchlich zu balten. 


Art. 4. Die Angelegenheiten des Bundes wer 
den durch eine Bundesverfammlung beforge, in 
welcher alle Glieder deffelben durch ihre Bevollmächs 
tigten, theils einzelne, theils Gefammeftims 
men, doch unbefchadet ihres Kanges führen. Oeſt— 
reich, Preußen, Bayern, Sacfen, Hannover, 
MWirtemberg, Baden, Ehuͤrheffen Gloßherzogchum 
Heſſen, Holſtein, furemburg haben. jedes eine 
Stimme; die großberzoglich und herzoglich fächfifchen 


Haͤuſer eine; ng und Naffau eine; die 


beiden Häufer Medlenburg eine; Oldenburg, Anhalt 


“und Schwarzburg eine; Hohenzollern, tiechtenftein, 


Reuß, die beiden Häufer tippe und Walde eine; | 
die vier freien Staͤdte eine, 
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Art. 5. Deftreich hat bei der Bundesverſamm⸗ 
lung den Vorſitz. Jedes Bundesglied ift befugt, 
Vorſchlaͤge zu mahen und in Vortrag zu brins 
gen, und ber Vorſitzende ift verpflichtee, folche in 
einer zu beftimmenden Zeitfrift der Berathung zu 
uͤbergeben. 

Art. 6. Wo es auf Abfaſſungund Abaͤn⸗ 
derung von Grundgeſetzen des Bundes, auf 
Beſchluͤſſe, welche die Bundesacte ſelbſt betreffen, 
auf organifhe Bundeseinrihtungen und 
auf gemeinnüßige Anordnungen f onftiger Art ankommt, 
bildet fich die Verfanmlung zu einem Plenum, , 
wobei aber, mit Küdjiche auf die Verſchieden— 
heit der Größe der einzelnen Bundesftaar 
ten, folgende Berechnung und Vertheilung der Stime 
men ftatt findet. Deftretch, Preußen, Bayern, Sachs 
fen, Hannover und Wirtemberg haben jedes vier 
Stimmen. Baden, Churbeffen, Großherzogthum 
Heffen, Holftein und $uremburg jedes drei Stim— 
men. Draunfchweig, Naffan und Medlenburg = 
Schwerin jedes zwei Stimmen. "Die übrigen einzel- 
nen Mitglieder jedes eine Stimme. Zufanımen 69 
Stimmen. (Die 70fte Stimme erhielt der, am. 26, 
Sun, 1517 mit Souverainetät in den Bund aufgenome 
mene landgraf von Heffen = Homburg.) 

Art. 7, In der engern Verfammlumg wird 
durch) Stimmenmehrheit entfchieden, inwiefern ein 
Segenftand für das Plenum geeignet fer. Die der 
Entfcheidung des Plenums zu, unterziehenden. Bes 
fhlußgentwürfe werden in der engern Verfammlung 
vorbereitet, und bis zur Annahme oder Verwerfung 
‚zur Reife gebracht. Sowohl in der engern Verſamm⸗ 
dung, als im Plenum, werden die Befchlüffe nach 
der Mehrheit der Stimmen gefaßt; in der: erftern 
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nach der abfoluten Mehrheit der Stimmen, in ber 


legtern nach einer Mehrheit von 3. — Bei Stim- 
mengleichheit in der engern Verſammlung ftebet die 
Entfcheidvung dem Borfigenden zu. Wo es 


aber auf Annahme oder Abänderung der 
Grundgefeße, auf organifche Bundesein- 
richtungen, jura singulorum oder Reli— 
gionsangelegenheiten anfommt, kann 
weder in der engern VBerfammlung, noch 
im Plenum ein Befhluß durch Stimmen- 
mehrheit gefaßt werden. — Die Bundesver- 
fammlung ift beftändig, hat aber die Befugniß, 
wenn die ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände 
erledigt find, auf eine beſtimmte Zeit, jedoch nicht 
länger als vier Monate, fich zu vertagen. 

Art. 8. So lange die Bundesverfammlung 

mit Abfaffung der organifchen Geſetze befchäftigt. ift, 
ſoll die zufällig fich fügende Ordnung in der Abftim= 
mung feinem Mitgliede zum Nachtheile, gereichen. 
Nach Abfaffung der organifchen Gejege wird bie 
Bundesverfammlung die künftige, als beftändige 
“Folge einzuführende, Stimmenordnung in. Berathung 
nehmen, und fich darin fo wenig als möglich von der 
ehemals: ‚auf dem Reichstage, und namentlich in Ge— 
mäßheit des Neichsdeputationshauptfchluffes, — 
teten Ordnung entfernen. 
Art.9. Die Bundesverfammlung hat ihren 
Sitz zu Frankfurt am Main. Die Eröffnung iſt 
auf den 1. Sept. 1815 feftgefest. — erfolgte am 
5. Nov. 1816.) 

Art. 10, Das erſte Geſchaft der Bunbesver- 
fammlung wird die Abfaffung der Örundges 
ſetze des Bundes, und. deffen organiſche 
Einrihtung in Rüdfiht auf feine aus 


* 
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wärtigen, militairifhen und im 
nern DVerhältniffe feyn. 

Art. 11, Alle Mitglieder des Bundes verfpres 
chen, fowohl ganz Teutſchland, Als jeden einzelnen 
Bunvdesftaat, gegen jeden Angriff in. Schuß zu neh⸗ 
men, und garantiren fi gegenfeitig ihre 
fämmtlihenunterdem Bunde begriffenen 


Beſitzungen. — Dei einmal erflärtem Bundes: 


friege Darf Fein Mitglied einfeirige Unterhandlungen 
mit dem Feinde eingehen, noch einfeitig Waffenftills 
ftand und Frieden fohliegen. — Die Bundes 
glieder behalten zwar das Recht der Buͤnd— 
niſſe aller Art, verpflichten ſich jedoch, 
in Beine Berbindungeneinzugehen, welche' 
gegen die Sicherheit des Bundes oder ein— 
zelner Bundesftaaten gerichtet wären. — 
Die Bundesglieder machen fich ebenfalls verbindlich, 
einander unter Feinerlei Vorwande zu befriegen, noch 
ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern 
fie bei der Bundesverfammlung anzubringen, welche 
die Bermittelung durch einen Ausfchuß ver 
fuchen, und, dafern diefer Verſuch fehlfchlüge, die 
richterlihe Entſcheidung durch eine wohlgeordnete 
Ansträgalinftanz bewirken foll, deren Ausfpruche 
die ftreitenden Theile fich fo fort zu unterwerfen haben. 


Art. 12. Diejenigen Bundesgliever, deren 
Befisungen nicht eine Volfszahl von 300,000 See— 
len erreichen, werden fi) mit den ihnen verwandten 
Häufern oder andern Bundesgliedern zur Bildung 
eines gemeinfhaftlichen oberften Gerichts 
vereinigen, — Den vier freien Städten ſtehet das 
Recht zu, fich unter einander über Die Errichtung eines 
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gemeinſchaftlichen oberften Gerichts zu vereinigen. — 

Bei den ſolchergeſtalt errichteten gemeinfchaftlichen 
oberſten Gerichten ſoll jeder der Partheien verſtattet 
ſeyn, auf die Verſchickung der Acten an eine teutſche 
Facultät, oder an einen Schöppenftuhl, zur Abfaſ⸗ 
ſung des Endurtheils anzutragen. 

Art. 13. In allen Buͤndesſtaͤaten wird 
eine landſtaͤndiſche Verfafſung ſtatt finden, 
| Art. 14, Um den im Jahre 1806 und feitdem 

mittelbar gewordenen chemaligen Reichs— 
ftänden und Keichsangehörigen, in Gemäßheit der 
gegenwärtigen Verhaͤltniſſe, in allen Bundesftagten 
einen. gleihformig bleibenden Rechtszu— 
ſtand zu verfchaffen; fo vereinigen die, Bundesftaa= 
ten fih dahin: a) daß dieſe fürftlichen und: gräflichen, 
Käufer fortan zu dem hohen Adel in Teurfchland 
gerechnet werden, und ihnen das Recht der Eben: 
bürtigfeit in dem bisher. damit. verbundenen Bes 
griffe verbleibet; b) find die Haͤupter dieſ er_ 
Häufer die erften Standesherren in dem 
Etaate, zu dem fie gehören. Sie und ihre Familien 
bilden die privilegirtefte Claſſe in demfelben, befon- 
‚ders in Anfehung der Beftenerung; 0) es follen ihnen 
überhaupt in Rüdfiche ihrer Perfonen, Familien und 
Beſitzungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zus 
gefichert ‘werden, oder bleiben, welche aus ihrem 
Eigenthume und deſſen ungeftörtem Genuſſe herruͤh— 
ven, und nicht zu der Staatsgewalt und den hoͤhern 
Kegierungsrechten gehören (z. B. die Freiheit, ihren 
Aufenthalt in jedem zu dem Bunde gehörenden, oder 
mit demfelben' im Frieden lebenden Staate zu neh— 
men; die Aufrechthaltung- der noch beftehenden Fa— 
milienverträge; privilegirter Gerichtsftand und Be— 
freiung|von aller Militairpflichtigkeie für fih und ihre 


* 
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Familien; die Ausuͤbung der: bürgerlicher und yeind 


lichen Juſtiz, in: erfter, und, wo die. Befigung: groß 
genug iſt, in zweiter Inſtanz, der Forſtgerichtsbarkeit, 


Ortspolizei, Aufſicht in Kirchen und Schulſachen, 
doch nah Vorſchrift der Landesgeſetze 


u. ſ. — Dem ehemaligen Reichsadel werben 
Antheil ‚der Begüterten ‚an Sandftandfchaft, Patri⸗ 
monial⸗ und Forftgerichtsbarfeit ,: Dilspoligei, Kir⸗ 
chenpatronat und der privilegirte Gerichtoſtand zuge⸗ 
ſichert. Doch werden dieſe Rechte nur nach Vorſchrift 
der Landesgeſetze ausgeuͤbt. u der durch den Frie— 
den von Luͤneville von Teutſchland abgetretenen und 
jetzt wieder damit vereinigten Provinzen werden, bei 
Anwendung der obigen Grundſaͤtze auf den ehemali 
gen unmittelbaren Reichsadel, diejenigen Beſchraͤn— 


kungen ftatt finden, welche die dort beftehenden bes | 


fouben VBerfätenife noͤthig machen.. 

Art. 15. Die Fortdauer der auf die Rhein⸗ 
—— angewiefenen directen und ſubſidiari— 
ſchen Renten, und bie durch den Reichsdeputations— 
ſchluß getroffenen Berfügungen in Betreff. des Schule 
denweſens und feſtgeſetzter Penſionen an geiſtliche und 
weltliche Individuen, werden von dem Bunde garan⸗ 
tirt. (Das Uebrige des Artikels erklaͤrt ſich uͤber die 


⸗ 


Penfionen der Mitglieder der ehemaligen Stifter, 


der Mitglieder des teutfchen Ordens, und der. übers 
speinifiher Biſchoͤffe and Geiftlichen. * 

Art. 16. Die Verfchedenheit der da 
lien Keligionspartheien fannin den tanz 
dern Des teutfhen Bundes feinen Unters 
ſchiedin dem Genuſſe der bürgerlichen und 
politifchen Rechte begründen. — Die Bun— 
desverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf 
eine moͤglichſt übereinftimmende Weife:die burger 

St. W. ate Aufl. IV. 24 
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liche Verfaſſung der Bekenner des juüd 
ſchen Glaubens in Teurfchland: zu. bewirken ſey/ 
und: wie infonderheit denſelben der Genuß Der bürgers 
lichen Rechte ‚gegen. die: Uebernahme. aller Bürgers 
pflichten, - in des Bündesftaaten vwerfchafft:. und. ges 
werden koͤnne. Bis dahin werden den Beken⸗ 
nern dieſes Glaubens die denfelber von den einzelneü 
Bindesftaaten bereits : eingeräumten; Kechte: erhalten; 
nur Art. 17,.. Das. fürftliche Haus. Thurn und 
Taris bleibt.in dem, Durch den Reichsdeputations 
fchluß ;; oder in fpätern Verträgen beſtaͤtigten, Be⸗ 
fütze und Genuſſe der⸗Poſten in den verfchies 
denen Bundesſtaaten, fo lange nicht durch freie Ueber⸗ 
einkunft ne Verträge abseſchioſſen werden 
J ollten. — 
‚Art: 18. Die verbündeten Fhiften — ‚freie 
Städte fichern den. Untertbanen der teutſchen 
Bundesftaaten folgende Kecdte zu: a) Grund— 
eigenthum atıgerhalb des Staates, den fie bewohnen; 
zu. erwerben und zu beſitzen, ohne Deshalb..in dem 
fremden Staate mehrern Abgaben und Laſten unter: 
worfen zu ſeyn, als deſſen eigene Unterthanen ; b) vie 
Befugniß des. freien Wegziehens aus einem. Bundes⸗ 
fiaate in den andern, der erweislich fie. zu Untertha— 
gen annehmen. will; auch in Civil» und Militair⸗ 
dienſte deſſelben zu treten, fobald Feine) Verbinvlich- 
feit zu Militairdienften gegen das bisherige. Vater⸗ 
kind im Wege ſteht; c) die Freiheit. von aller Nach— 
feuer ,. ſofern das Vermoͤgen im einen andern teut—⸗ 
ſchen Bundesftaat- übergeht. dY Die Bundesd 
verfanmlung wird fich bei ihrer erften Zufamd 
menkunft mie Abfaffung gleihformiger Vers 
fügungen über die Preßfreibeit und mie 
Sicherſtellung der Rechte der Schrifrfreids 
KO . EARTSENT. 
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ler und Verleger gegen den Nachdruck be: 
f ch a ftigen. 

Art. 19. Die Bundesglieder behalten ſich vor, 
bei: der erften Zufammenfunft der Bundesverfamm: 
lung wegen des Handels und Verkehrs zwi— 
fhen:den verfchiedenen Bundesftaaten,. 
fo. wie wegen der Schiffahrt, nad Anleitung 
der auf dem Kongreffe zu Wien angenommenen Grund⸗ 
fäße, ‘in Berathung zu treten, 

Der 20fte Artikel betraf die Ratification der 
Bundesacte. 


76. 


Fortbilvung des Staatsrechts des teut— 

ſchen Bundes, durch die Bundesverſamm— 

lung, und die Karlsbader Beſchluͤſſe im 
Jahre 1819. 


Nach den bereits in der Bundesacte —** 
nen Andeutungen uͤber das Verhaͤltniß des teutſchen 
Staatenbundes gegen das Ausland, ward von der 
Bundesverſammlung in dem Veſchluſſe der 34ſten 
Sitzung vom Jahre 1817 feſtgeſetzt: der teutſche 
Staatenbund gelte in ſeiner Geſammtheit als Ein 
Körper, als freie und unabhängige Macht im euro— 
päifchen Staatenfufteme, und habe, als folcher, in 
allen auswärtigen Verhältniffen diefelben Rechte. und 
Pflichten, und. diefelben . politifchen Beziehungen, 
wie jede andere freie und unabhängige Macht. Der 
teutfche Staatenbund nimmt, da er an- die Stelle 
des vormaligen teutfchen Reiches getreten ift, nach 
nn Würde und Bevolferung, feinen: Plas in der 

eihe der eitropäifchen Mächte vom erften Range; 
As Gefammitheit ————— er — den auswaͤrti⸗ 
2 
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gen Mächten, ſchließt Verträge, und fuͤhrt Krieg. 
Unbeſtreitbar ſind ihm, nach den Beſchluͤſſen der 34ſten 
Sitzung vom Jahre 1817, ſo wie alle aus dem 
Weſen einer freien und unabhängigen Macht fließende 
Folgerungen, fo auch. das. active und paffive 
Gefandtfhaftsreht, Der Ddiplomatifche. Ver: 
fehr mit dem Auslande geſchieht durch die Bundes-⸗ 
verſammlung. Fremde Geſandtſchaften find bei ders 
ſelben accreditirt und angeſtellt (von Frankreich, 
Großbritannien, Rußland, Schweden); noch hat 
‚die Bundesverfammlung von dem Kechte ‚ allgemeite 
beftändige Geſandtſchaften bei auswärtigen Höfen zu 
unterhalten, noch keinen Öebrauch gemacht. Als Maag» 
ſtab fur den politifchen Rang der Geſandten des teufs 
fhen Staatenbundes ward dag auf dem Wiener, Cons 
greß feftgefeßte Reglement ang genommen, ‚Die Buns 
desverfammlung bedient fih in allen ihren Verhand- 
lungen, Befchlüffen und diplomatifchen Mittheilungen 
der teut ſchen Sprache; Doch’ wird ‚bei den legten 
da / wo es gegenſeitig gefchieht, eine Ueberſetzung in 
lateiniſcher und franzoͤſiſcher Sprache beigelegt: — 
Bei tem Bundestage ward ſpaͤter der Maasſtab der 
Bevplkerung für. die, Aufftellung des Bundesheeres 
feftgehalten., fo. daß beim Simplum auf hundert Eins 
wohner ein Mann, bei der Keferve auf 200 Einwoh— 
ner ein Mann gerechnet, und das gefammte Bundess 
heer, getheilt in zehn einzelne Corps ,: zu 300,000 
Mann, nach der Geſammtbevoͤlkerung der Bundes 
ftaaten mit 30 Millionen Menfchen ,. beftimmt warb, 
- Sp wie,in dem Zeitalter großer politiſcher Ums 
bildungen die, Erfcheinung des gegenſeitigen Anftres 
bens zweier entgegengeſetzter Anfichren ‚und Parteien 
in der-Gefchichte vieler. europäischen, Staaten. getroft 
fen wird; fo zeigte fie fih. auch in Teutſchland. Die 
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begeifterten Anhänger neuer politifcher Schren und Anz 
fichten fraten gegen die warnıen Vertheidiger Der wies 
derherzuftellenden Altern und theilmeife vernichteten 
Verhaͤltniſſe in Drudfchriften auf; befonders Fam 
das im IZ3ten Artikel der Bundesacte erthaltene 
Derfprechen landſtaͤndiſcher Verfaſſungen allgemein 
zur Sprache; in mehrern geheimen Verbindungen 
glaubte man einen Demagogifchen Zwed zu erkennen, 
Kotzebue's Ermordung durch Sand gab endlich den 
Ausſchlag. — Im Auguſt 1819 trafen ſich die 
Geſandten der ſaͤmmtlichen Mitglieder des teutſchen 
Bundes zu Karlsbad zuſammen, wo ſie uͤber 
Beſchluͤſſe ſich vereinigten, welche am 20. Sept. 
1819 zu Frankfurt amtlich befannt gemacht wurden. 
Die Hauptbeftimmungen verfelben waren: „1) daß, 
nach dem Sinne des monarchifchen Princips und zur 
Aufrechthaltung des Bundesvereins, die Bundes- 
ftaaten, bei Wiedereröffnung der Sigungen, ihre 
Erklärungen über eine angemeffene A uslegung 
und Erklärung des dreizehnten Artikels 
der Bundesacte:abgeben follten; 2) dag: inzwis 
ſchen, bis eine definitive Erecutionsordnung 
durch die beabfichtigten weitern Berathungen zu 
Stande gebracht werden koͤnne, zur noͤthigen Hand» 
habung und Ausuͤbung der, ‚nach dem zweiter Ürtikef 
der Bundesacte: zu faffenden ‚-Befchlüffe und erfor= 
derlichen Maasregeln eine proviforifhe Erecus 
tions ordnung. eingeführt werden follte; 3)-daß, 
mit Borbehalt der weitern Berathungen Des Bundes: 
tages, zur gruͤndlichen Berbefferung des ge: 
fammten Schul: und Univerfitätswefeng, 

. den Gebrechen deſſelben zunächft und ungefäumf, duch 
Ergreifüng. von proviforifchen Maasregeln, abgehol⸗ 
fen würde; 4) daß, zur nörbigen Beruf fihe 


m 
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uͤber die Druckſchriften und zur Verhuͤtung des 


ſich ergebenden Mißbrauches derſelben, in Beziehung 
auf Zeitungen, Zeit- und Flugſchriften, eine provis _ 
forifche gefegliche Verfügung allgemein eingeführt wer⸗ 


. den follte; 5) daß eine Centralbehörde ausfchließ- 


lich zur weitern Unterfuchung der in mehrern Bundeg= 
ftaaten entdedten revolutionairen Umtriebe bes 
ftelle und angeordnet werben ſollte.“ | 


J 72, 

c) Politifcher Charakter der Schlußacte 

der Wiener Minifterialconferenzen, bes 
kannt gemacht am 8. Jun. 1820, 


Bald nach dem Bekanntwerden der Karlebader 
Beſchluͤſſe zu Frankfurt, trat, für die endliche Ent— 
fcheidung aller in der Bundesacte zweifelhaft geblie— 


‚benen Gegenftände über die innern und Außern Ver— 


hältniffe Teutſchlands, zu Wien am 25, Nov. 1819 
ein Kongreß der Minifter aller Mitglieder des teuf- 
ſchen Bundes zufammen, deſſen Ergebniß am 15. 
Mai 1820 als die „Sciußacte der ber Aus— 
bildung und Befeftigung des teutfhen 
Bundes zu Bien gehaltenen. Minifterialk 
conferenzen‘ unterzeichnet, und: am 8; Juny 


1820, nach ihren: 65 Artikeln, zu. Frankfurt als 


allgemeines Geſetz innerhalb‘ des teutſchen Staaten⸗ 


bundes angenommen und bekannt gemacht ward. 


Durch dieſe Schlußacte ſollte ein Commentar 
über die Bundesacte aufgeſtellt werden, welcher 
die in derfelben. bereits feftgefegten Grundſaͤtze erlaͤu— 


terte, ſchaͤrfer beftimmte, : und. die wahrgenommenen 


hen ergänzte, — Der wefentliche Inhalt der. Bes 
ſtimmungen diefer Schlußacte ift feigeußer: — 


f 
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Der teutfche Bund iſt ein voͤlkerrechtlicher 
Vere in der teutſchen ſouverainen Fuͤrſten und freien 
Städte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit. und Un 
verkesbarfeit ihrer im Bunde begriffenen: Staaten; 
und zur Erhaltung der innern und Außern Sicherheit 
Teutſchlands (Art. 1.). — Diefer Verein beftehe in 
feinem Innern als eine Gemeinfchaft felbft: 
ftändiger unter fih unabhängiger Staas 
ten, mit wechfelfeitigen gleichen Bertragsrechten und“ 
Vertragspflichten;. in feinen äußern Verhältniffen 
aber als.eine in politifcher Einheit verbun— 
dene Geſammtmacht (Art.2.). — Die Bundes: 
acte bleibt der Grundvertrag und das erfte Grund: 
gefeß Diefes Vereins (Art, 3.). — Der Gefammes 
heit der Bundesglieder ſteht die Befugniß der Ent— 
widelung und Ausbildungder Bundesacte 
zu; doch dürfen die Befchlüffe mit dem Geifte der 
Bundesacte nicht im Widerfpruche ftehen (Art. 4.) 
— Der Bund ift als ein unauflosliher Ver: 
ein. gegründet; es kann daher der Austritt 
aus diefem Vereine feinem Mitgliede vdeffelben frei . 
ftehen. (Art. 5.). — Die Aufnahme eines neuen 
Mirgliedes kann nur ftatt haben, wenn die Gefammt: 
beit der Bundesglieder folche mit den beftehenden 
Verhältniffen vereinbar und dem Bortheile des Gan— 
zen angemefjen.finder.(Art.6.). — Die Bundesver: 
fanmlung ftellt ven Bund in feiner Geſammtheit dar, 
und ift das. beftänbige verfafjungsmäßige Organ feis 
nes Willens. und Handelns (Art.7.). — Die einzel 
nen Bevollmächtigten am Bundestage find von ihren 
Kommittenten unbedingt abhängig,.umd dieſen 
veranfwortlih (Art 8.). — Die. Wirkffamkeit 
der Bundesverfammlung ift durch die Vor— 
fchriften der Bundesacte, durch die in Gemäß: 
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heit derſelben beſchloſſenen oder ferner zu — 
den Grundgeſetze, wo dieſe aber nicht zureichen, 
durch die im Gruͤnbvertrage bezeichneten Bundes⸗ 
zwecke beſtimmt (Art. 9.). — Verfaſſungs— 
mäßige Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung find 
diejenigen, welche innerhalb der Grenzen der Compe— 
tenz der Bundesverfammlung, nach vorgängiger Des 
rathung, durch freie Abftimmung entweder im engern 
Rathe, oder im Plenum gefaßt werben (Art. 10.).— 
In der Regel werden die. Befchlüffe im engern 
Rathe nach abfoluter Stimmenmehrheit (Art. 11.), 
und nur in den in der Bundesacte ausdrüdlich bes 
zeichneten Fallen; und wo es auf eine. Kriegserfläs 
rung, oder SFriedensfchlußbeftätigung, oder auf Die’ 
Aufnahme eines neuen Mitglieds ankommt, im Phe⸗ 
sum «(Urt12.) abgefaßt. Kein Befchluß durch Stim⸗ 
menmehrheit findet ftatt: über Annahme neuer Grund⸗ 
geſetze oder Aenderung der beftehenden ;. über" orgas 
nijche d. h. bleibende Anſtalten, als Mittel zur. Erz 
füllung- der ausgefprochenen Bundeszwede; über Auf⸗ 
nahme neuer Mitglieder in den Bund, und uͤber Re— 
ligionsangelegenheiten (Art. 13.). — Beſonders 
muß über organiſche Einrichtungen im Ples 
num und durch Stimmeneinhelligkeit (Art: 
14.); entfchieden werden. Eben fo. kann (Art. 15.) 
im Fallen, wo. die Bundesglieder als einzelne, felbft= 
fländige und unabhängige Staaten erfcheinen, wo 
alfo jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen , 
Bundesgliedern eine .befondere Leiſtung oder: Verwilli⸗ 
gung für den Bund zugemuthet wird, "ohne freie‘ Zus 
fiimmung der Berbeiligten Fein dieſelben verbindender 
Schluß gefaßt werden. — Wenn die Befigungen 
eines fouverainen- tentfchen Haufes (Art. 16.) duch 
Erbfolge auf ein anderes übergeben; fo hängt es 
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von der Geſammtheit des Bundes ab, -ob und wies 
fern die auf jenen Befigungen ‚haftenden Stimmen im 
Plenum, — weil im engern Rathe fein Bundes 
glied mehr als Eine Stimme führen fann, — dem 
neuen Befißer beigelegt werden follen. — Der Bun: 
desverfammlung fteht, in zweifelhaften Fällen, die 
Erklärung des rechten Sinnes der Bun— 
desacte und der richtigen Anwendung - ihrer Vor—⸗ 
ſchriften zu (Art. 17.). — Bei Bedrohung oder 
Störung der innern Ruhe inter den Bundesglies 
dern hat die Bundesverſammlung die dazu geeigneten 
Befchlüffe zu faffen (Art. 18.). — Bei der Befürche 
fung oder wirflihen Ausübung von Thäflichkeiten 
unter den Bundesgliedern foll die Bundesverſamm— 
lung Maasregeln ergreifen, um jeder Selbfthülfe vor- 
zubeugen, oder der unternommenen Einhalt zu thin; 
befonders hat fie die Aufrechthaltung des Be— 
fisftandes zu bewirfen (Art. 19.). — Wird: die 
Bundesverfammlung von einem Bundesgliede zum 
Schutze des Befisftandes aufgerufen; fo fol 
ein nicht betheiligtes Bundesglied in der Mähe des 
zu fohüßenden Gebiets die Thatfache des jüngften Bes 
fises und Die angezeigte Störung deſſelben fummas 
rifch Durch feinen oberſten Gerichtshof unterfuchen, 
und daruͤber einen rechtlichen Befcheid abfaffen laffen, 
deſſen Vollziehung die Bundesverfammlung zu bes 
wirken bat (Art. 20.). — Die Artifel 21 — 24. 
ftellen die Bedingungen auf, wie durch Austrägals 
inftanzen die Streitigkeiten der Bundesglieder ent: 
ſchieden werden ſollen. 

Ueber die innern Angelegenheiten in der 
Bundesſtaaten beſtimmt (Art. 25.) die Schlußacte, 
daß die Aufrechthaltung der innern Ruhe 
und Ordnung den Regierungen allein zu— 
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ftehe; als Ausnahme gelte der Fall der Widerfeg- 
lichfeit der Unrerthanen gegen die Regierung, fo wie 
der Fall eines offenen Aufruhrs, oder gefährlicher 
Bewegungen in mehrern Bundesftaaten. — Tin fols 
chem Falle, wenn die Negierung felbft, nach Er— 
fhöpfung der verfaffungsmäßigen und 
gefeslihen Mittel, den Beiftand des Bundes ' 
anruft, fol die Bundesverfammlung die fehleunigfte 
Huͤlfe zur Wiederherftellung der Ordnung veranlaffen, 
und dies felbft unaufgerufen thun, wenn die 
Regierung Durch die Umftände gehindert wird, bie 
Hiülfe des Bundes zu begehren (Art. 26.. Die Re: 
gierung aber, welcher eine folche Hülfe zu Theil wird 
(Art: 27,), muß die Bundesverfammlung von ber 
Beranlaffung der eingetretenen Unruhen, und 
von den zur Herftellung der Ordnung gerroffenen 
Maasregeln in Kennmiß feßen. Wenn die öffents 
liche Ruhe und gefegliche Ordnung (Art. 28.) in meh⸗— 
rern Bundesftaaten durch gefährliche. Verbin 
dungen und Anfchläge bedroht find, und Dagegen nur. 
durch) das Zufammenwirfen der Geſammtheit zu= 
reichende Maasregeln ergriffen werden Fonnen; fo ift 
die Bundesverfammlung befugt und berufen, nad) 
vorgängiger Rüdfprache mit den zunächft bedrohten 
Regierungen, ſolche Maasregeln zu berathen und zu 
befchließen. ——" Die Art, 29— 34, erörfern die 
Faͤlle der Suftizverweigerung in einem Bundes- 
ftaate, der Nichtbefriedigung der zwiſchen mehrern 
‚BDundesftaaten ftreitigen Erörterungen von- Privat⸗ 
perſonen, und der nöthig werdenden Erecutiongs 
maaßregeln, 


. 
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_ 78. 
Sortfeßgung. 


Nach feiner Stellung gegen das Aus— 
land hat der teutfche Staatenbund (Art. 35;), als 
Geſammtmacht, das Recht, Krieg, Frieden, 
Bündniffe und andere Verträge zu be 
ſchließen. Doch übt der Bund dieſe Rechte nur 
zu feiner Selbftvertheidigung, : zur Er - 
baltung der Selbftftändigfeit und äußern, 
Sicherheit Teutſchlands, und der Unab— 
hHängigfeit und UnverleglichEeit der ein 
zelnen Bundesftaaten aus, — Alle Vers 
leßungen des einen Bundesftaates von Auswärtigen 
(Art. 36.) treffen zugleich und in demfelben Maaſe 
die Gefammtheit des Bundes. Dagegen find die ein- 
zelnen Bundesftaaten verpflichtet, den Auswärtigen 
nie DBeranlaffung zu folchen Verletzungen zu geben, 
oder fie denfelben zuzufügen. Sollte aber ein frems 
der Staat Befchwerde Uber ein Bundesglied bei der 
Bundesverfammlung führen, und dieſe gegründer 
befunden werden; fo liegt der Bundesverfammlung 
ob, das Bundesglied zur fehleunigen und genügen» 
den Abhülfe der Befchwerde aufzufordern, und das 
mit, nach Befinden der Umftände, Maasregeln zu 
verbinden,. wodurch weitern friedeftorenden Folgen 
vorgebeugt wird, — Ruft ein Bundesftaat. (Art. 
37,), bei einer zwifchen ihm und einer auswärtigen 
Macht  entftandenen - Irrung, die Dazwiſchen— 
kunft des Bundes an; fo foll die Bundesverfamms 
lung das wahre Sachverhältniß prüfen, und, wenn 
dem Bundesſtaate das Recht nicht zur Geite ſteht, 
die begehrte Dazwifchenkfunft verweigern, — Wird 

ein einzelner Bundesſtaat, oder die Öefammtheit des 
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Bundes (Art. 38) von einem feindlichen An— 
griffe bedroht; fo muß zunächft die engere Bun— 
desverfammlung, nach der abfoluten Stimmenmehr— 
heit, - die. Frage, ob die Gefahr eines folchen Ans 
griffs vorhanden ift, entfcheiden, und, bei der An- 
erfennung der Gefahr, ohne Verzug wegen der Ver: 
theidigungsmaasregeln einen Befchluß fallen, Der 
Stand des Krieges tritt aber fofort ein (Art. 
39.) wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen 
Macht feindlich überfallen wird. Eine fürmliche 
Kriegserklärung des Bundes kann nur im Ple— 
num der Bundesverfammlung nach der Stim— 
menmebhrheit von Zweidrittheilen befchlof: 
fen werden (Art. 40.). Durch die Befchlüffe der. 
Bundesverfammlung werden fammtliche Bundesglie= 
der zu den feftgefegten Maasregeln verpflichtet (Art, 
41.); doch konnen, wenn die Stimmenmehrheit vie 
VBorfrage einer vorhandenen Gefahr verneinend 
entſcheidet, diejenigen Bundesftaaten, ‘welche von 
der Wirklichkeit: der Gefahr überzeugt find ‚gemein: 
fchaftliche DVertheidigungsmaasregeln unter fich verz 
abreven (Art. 42.); auch darf, - wenn der eine ftreis 
tende Theil auf die Vermittelung des Bundes anträgt, 
deshalb der Befchlug wegen der zu ergreifenden Ders 
theidigungsmaasregeln nicht aufgehalten werden (Art. 
43.). — Bei ausgebrochenem Kriege fteht jedem Bun— 
desgliede frei, zur gemeinfamen VBertheidigung eine 
groͤ ßere Macht zu ftellen, als fein Bundescontin: 
gent beträgt; ’Voch ohne deshalb zu einer Forderung an 
den Bund’berechtigt zu feyn (Art, 44). Nenn in 
einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten eine Vers 
letzung der Neutralität des Bundesgebiets zu befuͤrchten 
iſt; fo hat die Bundesverſammlung im engern Rathe 
einen Beſchluß deshalb zu faſſen (Art. 45.). — Des 
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ginntein Bundesſtaat, der zugleich außer⸗ 
halb des Bundesgebieres Befisungen hat, 
in ‚feiner Eigenſchaft als— eutopäifche 
Macht einen Kriegz fo bleibt sein folcher, 
die Berbältniffe und Berpflichtnngen des 
Bundes nicht beruͤhrender, Krieg dem 
Bunde ganz fremd: (Art:46.) — Anden Fäl- 
len, wo ein: ſolcher Bundesftaat in feinen, außen 
dem Bunde belegenen, Befißungen bedroht oder ana 
gegriffen wird, tritt für den Bund die. Verpflichtung 
zu gemeinfchaftlichen Vertheidigungsniaasregein, oder 
zur Theilnahme:und Hülfsleiftung nur in ſofern 
ein, als derfelbe Gefahr für das -Bundesge- 
bier. erkennt (Art. 47), — Die Beltimmung der 
DBundesacte, vermöge welcher, nach einmal erflär= 
tem Bundesfriege,. kein Mitglied des. Bundes ‚ein 
feitige: Unterhandlungen mit dem Feinde 
eingeben, noch einfeitig Waffenftillftann 
oder Friede fhliegendarf, ift fuͤrſaͤmmtliche 
Bunderftaaten, fie mögen außerhalb. des 
Bundes Befisungen haben oder nicht, 
“gleich verbindlich (Art. 48.). — Bei Unterhandluns 
gen: Über. Waffenftillftand oder Frieden hat:die Bun 
desverſammlung zur fpeciellen Leitung. einen. Aus 
fhuß, zum Unterhandlungsgefhäft aber ‚eigene 
Bevollmächtigte, mit. gehörigen nftructionen, 
zu ernennen. Die Annahme und Beftätigung eines 
Friedensvertrages kann nur im Plenum gefchehen 
At. 49... — — 

In Beziehung auf die auswärtigen Vers 
Hältniffe überhaupt (Art. 50.) liegt der. Bun⸗ 
desverſammlung ob: a) für die Aufrechthaltung „Frieda, 
‚licher und. freundfchaftlicher Verhaͤltniſſe mit den aus⸗ 
waͤrtigen Staaten zu ſorgen; b) die von fremden 
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Mächten beidem Bunde beglaubigten Gefandten ante 
zunehmen, und, wenn es hörhig befunden: werden 
follte, im Namen des Bundes Gefandte san. fremde 
Maͤchte abzuordnen; c) in eintverenden Fällen Unter: 
bandlungen fin’die Geſammtheit des Bundes zu fuͤh⸗ 
ver und Verträge, für denfelben abzufchliegen ; d) auf 
Verlangen kinzelner Bundesregierungen;, für: diefel- 
ben die Verwendung des Bundes bei‘ fremden Re— 
gierungen und, in gleicher ‚Art, auf ‚Verlangen 
frember "Staaten, die Dazwifchenfunft Des Bundes 
bei einzelnen Bundesgliedern eintreten zu laffen. 
Die Bundesverſammlung iſt verpflichtet, bie 
auf das Militairweſen und die Vertheidigung 
des Bundes ſich beziehenden organifchen Einrichtuns 
gen zu befchließen (Art. 51.), die für die Angelegenz 
heiten Des: Bundes von den Mitgliedern zu. leiftenden- 
Geldbeitraͤge feftzufegen, und (Art. 52.) die Erbes 
bung, Verwendung und Berechnung derfelben zu leitens 
Was die Verfaffung und Verwaltung 
der einzelnen Bundesftaaten im Innern 
betrifft; fo. fchließe (Art. 53.) im Allgemeinen die 
durch Die Bundesacte gewährleiftete ‚Unabhängigkeit 
jede Eimmwirfung des Bundes aus. Weil 
aber (Art. 54.), nach dem Sinne des dreizehnten Ars 
tikels der Bundesacte und den darüber erfolgten ſpaͤ⸗ 
‚ten Erklärungen, in allen Bundesftaaten 
kandftändifhe Berfaffungen ftast finden 
follen; fo bat die Bundesverfammlung darüber zu 
wachen, daß diefe Beftimmung in feinem 
Bundesftaate unerfülle bleibe. Doc wird 
(Art. 55.) den fouverainen Bundesfürften 
überlaffen, diefe innere Zandesangelegenbeit, mit 
Beruͤckſichtigung fowohl der fruͤherhin 
beftandenen. ftändifehen Nechte, als der 
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gegenwärtig obwaltenden Verhäftniffe, 
zu; ordnen. Die in: anerkannter Wirkfamfeit be= 
ftehenden fandftändifchen DVerfaffungen Eonnen (Art, 
56.) nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werden. — Da der teutfche 
Bund, mit-Ausnahme der freien Städte, aus fous 
verainen Fürften befteht; fo muß, dem hierdurch 
gegebenen: Grundbegriffe zu Folge, die gefammte 
Staatsgewalt in dem Dberhaupte des Staates. ver- 
einigtebleiben, und der Souverain kann durch eine 
landſtaͤndiſche Verfaſſung nur in der Ausuͤbung 
beftiimmter Rechte an die Mitwirkung der 
Stände gebunden werden (Art.57.)— Die 
im Bunde vereinigten. fonverainen Fürften duͤrfen 
durch -Eeine landſtaͤndiſche Verfaffung in der Erfül- 
lung ihrer bundesmäßigen Berpflichtungen gehindert 
‚ oder beſchraͤnkt werden (Art. 58.). — Wo bie 
Deffentlichkeit lanpftändifher Verhand— 
lungen durch die Derfaffung geftatter iſt, muß 
durch die. Gefchäftsordnung dafür geſorgt werden, 
daß die :gefeglichen Grenzen der freien. Aeußerung, 
weder bei. ven Verhandlungen felbft, noch bei ven 
Bekanntmachungen durch den. Drud, auf eine, vie 
Ruhe des einzelnen Bundesftaates ober des gefamms 
ten Teutſchlands gefährdende, Weife überfchritten 
werden: (Art. 59.). — Die Bundesverfammlung 
ift berechtigt, die von einem Bundesgliede gefuchte 
Garantie des Bundes für die in feinem Staate 
eingeführte landſtaͤndiſche Verfaſſung zu übernehmen, 
Sie verhält dadurch die Befugniß, auf Anrufung der 
Betheiligten, die Verfaſſung aufrecht zu erhalten, und 
die her Auslegung oder Anwendung derfelben ent⸗ 
ſtandenen Irrungen durch guͤtliche Vermittelung oder 
compromiſſariſche Entſcheidung beizulegen (Art. 60.). 


t 
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— Außerdem (Art. 61;).ift aber die: Bundesver⸗ 
ſammlung en icht berechtigt, in landſtaͤndiſche Ange— 
legenheiten, oder in Streitigkeiten zwiſchen den Lan— 
desherren umd ihren Ständen einzuwirken. — Auf 
die freiem Städte find (Art. 62.) die vorſtehenden 
Beftimmungen in Beziehung auf den 13ten Artikel 
der Bundesacte infoweit anwendbar, als die befon= 
dern: Berfaffungen und Verhaͤltniſſe derfelben es zu= 
laſſen. — Die Bundesverfammlung (Art. 63.) hat 
auf die genaue und vollftändige Erfüllung des 14ten. 
Artikels der Bundesacte in Betreff der mediatiſir— 
ten’ Keichsftände und des ehemaligen unmittelbaren 
Keichsadels zu achten... Diefen bleibt, im: Falle 
der verweigerten gefeßlichen. und verfaffungsmäßigen 
Rechtshuͤlfe, oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtheile 
erfolgten legislativen Erklärung der Durch die Bun⸗ 
acte ihnen zugeficherten Rechte, der Recurs an Lie 
Bundesverfammlung vorbehalten. — Wenn. Bors 
fchläge zu gemeinnügigen Anordnungen (Ark. 
64.),. deren Zweck nur durch die zuſammenwirkende 
Theilnahme aller Bundesftaaten-vollftändig erreiche 
werden kann, von einzelnen Bundesgliedern an bie 
Bundesverfanmlung ‚gebracht werden, und. Diefe vor 
der Zweckmaͤßigkeit und Ausführbarkeit ſolcher Vor— 
fchläge im Allgemeinen fich überzeugt; fo liege. ihr ob,; 
die Mittel zur Vollführung derſelben in. forgfältige 
Erwägung‘ zu ziehen, um die erforderliche freiwillige 
Vereinbarung unter den fümmtlichen Bundesgliedern 
zu bewirken. — Die in den befondern Beſtimmun⸗ 
gen der Bundesartifel 16., 18. und 19. zur Berathung 
der Bundesverfammlung geftellten Gegenftände , biei= 
ben: verfelben zur fernern Berathung vorbehalten 
(Art. 65.). — — D— ag 
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8) Deftreihifhe Monarchie. 

Die allgemeinen Grundgeſetze der geſammten 
öftreichifchen Monarchie find: 

a). Karls 6 pragmartifche Sanction®) 
vom 19. Apr, 1713, in welcher die Unrheilbarkeit 
der öftreichifchen Monarchie ‚ und die Erbfolge in 
Be feftgefeßt ward; 

b) das Manifeft, wodurch Kaifer Franz 2: die 
erbliche Kaiferwürde von Deftreich ausſprach 
am 11. Aug. 1804; 

£) das Deeret des Kaifers Franz (1) vom 6, 
Aug. 1806, in welchem (nach Niederlegung der 
teutfchen Kaiferwiirde) die geſanmten -teutfehen 
Provinzen des Haufes Deftreih von allen ihren 
Verhältniffen Zu dem bisherigen teutſchen Reiche 

getrennt wurden. 


Zu den beſo nderu Grundgeſetzen der einzelnen 
Staaten der oͤſtreichiſchen Monarchie gehören: 
a) für Deftreich: ver Freiheitsbrief **) des 
Kaiſers Friedrichs 1 vom Jahre 1156; 

b) für Böhmen: Ferdinands 2 erneuerte Lan— 
besordnung von Sabre 1627. (Sie enthält’ die 
Eintheilung der Sandftände in 4 Klaffen; die Auf- 

rechthaltung der re Religion; bir unums 





9— Sie ſteht in ka corp. juris, gentium 
„+ 3000.12: D. 1976 sqq. 

* Er ſteht vollitändig in Franz Fed. Schrötterg 
Verſuch einer oͤſtr. Staatsgefh. (Wien, 1771. 8.) 
&; 297 ff. Ueber beide Ausgabenund über. die Inter⸗ 
polationen diefes Freiheitsbriefes vgl. Poͤlitz Geſch. des 
oͤſtreich. Kaiferfinates (Lpz3. 1817, 8.) S. 30 f. 

St. W. ate Aufl, IV. 25 
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ſchraͤnkte Gewalt des Königs, Geſetze zu geben; 
die Ordnung des Landtages 1); | 

c) für Mähren: Ferdinands 2 erneuerte Sanz 
desorbdnung vom Jahre 1628 (der boͤhmiſchen faſt 
durchgehends gleichy; 

qjh fuͤr Ungarn: der Gnadenbrief Andreas 2 
vom Jahre 1222 (die magna charta der Frei— 
| heiten. des ungarifihen Adels) *); 
e) für Siebenbürgen: das Diplom Leo⸗ 
polds 1 vom 4. Dec, 1691 (enthält das Verhaͤlt-⸗ 
niß des Großfürften und der Stände gegen einan= 
der; DBeftätigung der vier gefeßmäßig beftehenden 
2 Keligioiten [der Eatholifchen, lutheriſchen, refor— 
mirten und mnitarifchen]; Beftätigung der. Muni— 
cipalrechte der Sachen ; Ertheilung der öffentlichen 
Aemter an Eingebohrne xc.); | 
+ f) für das lombardifch = venetianifche 

Königreich die Verfaffungsurfunde vom 7. Apr. 
. 1815 **); 

g) Ständeverfaffung in Tyrol vom. 
24. Mär; 1816, 


Da in Tyrol, das im Pregburger Frieden (1805) 
von Deftreich an Bayern abgetreten und fpäter (1810) 
durch Napoleons Willen zwifchen Bayern und zwiſchen 
dem Königreiche Italien getheilte ward, Die frühere ‘ 
Händifche Verfaſſung erlofehen war; fo gab der Kaifer 

ranz 1, nach der Wiedervereinigung Tprols mit 
den übrigen Staaten der öftreichifchen Monarchie, 
dieſem Lande eine neue ftändifche VBerfaffung 
.am 24. — 1816. Die weſentlichen Beſtim⸗ 


*8) — einer Durſteluns der hurhariſchen Conſtitution. 
vz 
*) —28 — a diefem Bande s. 91. unter Iatien, 
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mungen derſelben ſind: Das Land Tyrol wird durch 
vier Stände — den Praͤlaten-, den Herren— 
und Ritter-, den Buͤrger-, und den Bauern 
ftand — repräfentirt. Alle Stifter und Gapitel, 
infofern fie noch beftehen oder wiederhergeftellt wer— 
den, wie auch alle Mitglieder des Herren-, Nitter- 
und Adelftandes und die Städte und Gerichte, welche 
vor.der Abtretung des Landes der Matrifel einverleibt 
waren, treten wieder in ihre Nechte und Theilnahme 
an der Landſtandſchaft ein. Die Führung der ftän- 
difchen Matrikel und der Vorfchlag zur Aufnahme in 
felbige wird dem tandmarfchalle und den DVerordneten 
des Herren=, Nitter= und Adelsftandes geftattet; doch 
behält der Kaifer fich die Aufnahme in die Landes— 
matrifel in Anfehung. aller vier Stände vor. — 
Trient und Briren werden als tandestheile Der 
Provinz Tyrol erklärt und in denfelben die. vier 
Stände conftituirt. Den Ständen wird die Evident: 
haltung, Repartirung und Einhebung der von der 
Regierung auf Grund und Boden gelegten Steuern, 
und der damit im Zufanmmenhange ftehenden Leiſtan— 
gen übertragen; doch ift ihnen keinesweges geftatter, 
ohne landesherrliche Genehmigung zu was immer fuͤr 
einen Zwed, Steuern und Abgaben auszufchreiben. — 
Das Recht der Befteuerung behält fich Die Re— 
gierung nach feineni ganzen Umfange vor; doch ſoll 
die befchloffene Ausfchreibungder Grund— 


ſte uer den vier Ständen, in Form eigener 


Poftulate, befannt gemaht werden. — 

Den Ständen foll das Recht unbenommen bleiben, in 

ihren gefegmäßigen Verfammlungen Bitten und 

Vorftelluugen im Namen des Landes ent: : 

weder unmittelbar an den Kaifer einzufenden, oder 

dem Fandesgubernium zu Uberreichen, Zur Abfendung 
25 t 
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von Deputationen an das kaiſerliche Hoflager wird 
die hoͤchſte Genehmigung erfordert, — Den Staͤn—⸗ 
den wird die freie Wahl der Deputirten zu den.ftändi- 
fhen Verfammlungen geftatter. Alle Befchlüffe des 
Landtages, wenn fie nicht auf bloße Vorftellungen und 
Bitten gerichtet find, muͤſſen der höchften Genehmi- 
gung vorgelegt werben, 


h) Stänveverfaffung im Koͤnigreiche 
Galizien. | 
Deftreich gab den in der erften Theilung Polens 
(1772) erworbenen Ländern den Namen: Könige 
reich Öalizien und Lodomerien. Dazu fam 
(1795) in der dritten Theilung Polens Werft: 
“galizien, das ‚aber (1809) im Wiener Frieden 
an das damalige Herzogtbum Warſchau abgetreten, 
und, nad) den Entfcheidungen des Wiener Congreffes 
(1815), an Rußland überlaffen ward, In dem, zur 
öftreichifchen Monarchie gehörenden befondern, Staate 
des Königreiches Öalizien und Lodomerien ward durch 
Eaiferliches Patent vom 13, Apr, 1817 vie lanp- 
ftändifcehe VBerfaffung, welche bereits Kaiſer 
Sofeph im Jahre 1782 bewilligt hatte, „mit den ſich 
nun als nothwendig Ddarftellenden Abaͤnderungen“ 
bergeftelle, und feftgefest, daß eine VBerfammlung 
der Stände in diefen Königreichen in der Negel jahr: 
lich einmal gehalten, und für die currenten ſtaͤndiſchen 
Gefchäfte ein aus Mitgliedern aller vier Stände. bes 
ftehender Landesausſchuß errichtet werden ſollte. — 
Darauf ward in- einem Decrete des Gubernialpräs 
fidenten zu Zemberg vom 5. Mai 1817 ausgefprochen: 
„daß, bei dem bevorftehenden Landtage, von den ver: 
fammelten Ständen die Deputirten des Landausſchuſ— 
ſes — und zwar aus jedem der Drei erften Stände, 
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dem geiftlichen, dem Herren- und dem Ritter 
ftande zwei, aus dem Stande der Städte aber 
ein Deputirter — gewählt werden follten.” Zu den 
Deputirten der drei erften Stände koͤnnen nur folche 
gewählt werden, welche zu einem dieſer drei Stände 
gehören. Won jedem. der zwei Deputirten der erften 
drei Stände wird der eine auf ſechs, der. andere auf 
drei Jahre, der Deputirte der Städte aber auf ſechs 
Sabre gewählt, | 


| 80. 
9) Preußiſche Monardie. 


Zu den Grundgefegen der preußifchen Monarchie 
gehören: 

a) Das Teftament (richtiger: die Erbverord— 
nung) des Churfürften Albrecht Achilles vom 
Sabre 1473 *), nach weldyem die gefammten Mar: 
fen ungetheilt dem jedesmaligen Churfürften ge: 
hören, in den frankifchen Fürftenthümern aber nie 
mehr als zwei Negenten (zu Anfpach und zu Cufm- 
bach) feyn follten. Diefe Beftimmungen wurden 
vom Churfürften Joachim Friedrich in feinem Ber: 
trage zu Gera (1598) mit dem Markgrafen 
Georg Friedrich von Anfpach und Bayreuth erneuert. 

. b) Das Manifeft wegen ver Annahme 
der Konigswirde «vom 16, Dec. 1700. (nad 
dem vom Churfürften Friedrich 3 mit dem. Kaifer 


*) Lenk, brandenburg. Urkunden, Th. 2. &. 676 ff. Die 
kaiſerliche Beftätigung dieſes Hausgeſetzes ſteht beim 
Geroken, Cod. dipl. Brandenb. T. 8. p. 
513 sqgq. ! 
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deshalb am 16. Nov. 1700 abgefchloffenen Ver—⸗ 
trage) *). | 

c) Die neue Städteordnung vom 19% 
Nov. 1808 **). 

d) Das Eonigliche Decret vom 22. Mai 
1815***),. Es bezieht fich Eingangsweife. auf die 
Verordnung vom 30. Apr. 1815, wodurch eine vegel= 
mäßige Berwaltung, mit Berhdfichtigung der 
frübern ‚Provinzialverhältniffe, angeordnet ward, 
„‚ Damit aber der preußifchen Nation ein Pfand 
Unfers Vertrauens gegeben, und der Nachkommen 
fchaft die Grundfäse, nach welchen Unfere Vorfah— 
ven und Wir felbft die Regierung Unfers Reiches mit 
ernftlihet Vorſorge für das, Gluͤck Unferer Untertha⸗ 
nen geführt haben, treu überliefert,  und- vermittelſt 
einer fchriftlihen Urkunde, als VBerfaffung 
des preußifchen Neiches, dauerhaft bewahrt wer- 
den, haben Wir befchloffen: 1) Es foll eine Reprä- 
fentation des Volkes gebilder werden. 2) Zu 
diefem Zwede find die Provinzialftände da, 
wo fie. mit mehr oder minder Wirkſamkeit noch. vor— 
handen find, herzuftellen, und dem Beduͤrfniſſe der 
Zeit gemäß einzurichten; wo gegenwärtig keine Pro— 
vinzialftände vorhanden find, fie anzuordnen, 3) 
Aus den Provinzialftänden wird die Ver— 


* Dieſer Vertrag in dem Supplem, 2 (von Rousset) 
zum du Mont, P.1. p. 461. are 
+) Mathis juriſt. Monatsfchrift, Bands. S.96 ff — 
Der’ befondern vom Könige gegebenen Verfaſſung des 
Cantons und Fürftenthums Neuenburg vom 18, 

„> Sun, 1814 ift bereits unter. der Schweiz gedacht... + 
**) Gefesfammlung, Jahrg. 1815. St. 9. ©; 103, 
en % im in den Europ. Conftitt. Th. 2. 
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fammlung der Kepräfentantenfammer ge— 
wählt, die in Berlin ihren Sitz haben fol. 4) 
Die Wirkſamkeit der Landesrepräfentanten erſtreckt 
ſich auf die Berathung uͤber alle Gegenſtaͤnde der 
Geſetzgebung, welche die perſoͤnlichen und Eigenthums⸗ 
rechte der Staatsbuͤrger, mit Einſchluß der Beſteue— 
rung, betreffen. 5) Es iſt ohne Zeitverluſt eine Com⸗ 
miſſion in Berlin niederzuſetzen, die aus einſichts— 
vollen Staatsbeamten und Eingeſeſſenen der Provin— 
zen beſtehen fol. 6) Dieſe Commiſſion ſoll ſich be— 
ſchaͤftigen: mit der Organiſation der Provinzialſtaͤnde; 
mit der Organiſation der Landesrepraͤſentanten; und 
mit der Ausarbeitung einer Verfaſſungsurkunde nach 
den aufgeſtellten Grundſaͤtzen.“ 

e) Das allgemeine Geſetz wegen Ans 
ordnung der Provinzialftände vom 5. Jun; 
1823 *). Die wefentlichften Beftimmungen defjelben 
find: Es follen Provinzialftände in der Monarchie 
in Wirkfamkeit treten. Das Örundeigenthbum 
ift Bedingung der Standfchaft. Die Pros 
vinzialftände find das gefeßmäßige Organ der 
verfhiedenen Stände der Unterthanen 
in jeder Provinz. Diefer Beftimmung gemäß 
follen die Gefeßesentwürfe, welche allein die Provinz 
angehen, zur Berathung an fie gelangen; auch follen 
ihnen, fo fange feine allgemeinen ftändifchen Vers 
fanımlungen ftatt finden, die Entwürfe folcher allge- 
meinen Geſetze, welche Veränderungen in Perfonens 
und Cigenthumsrechten und in den Steuern zum Ges 
genftande haben, . fo weit fie die Provinz angehen, 
zur Berathung vorgelegt werden; ferner will der Koͤ— 
nig Bitten und Befchwerben, welche auf das fpecielle 








*) Gefetzſamml. vom 5.1823. N. 13. S. 129. 
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Wohl und Intereſſe der ganzen Provinz oder eines 
Zheiles derfelben Beziehung haben, von den Pros 
vinzialftänden annehmen, folche prüfen und fie dar— 
auf befcheivden; endlich will er die Commumnalangeles ' 
genheiten der Provinz ihren Befchlüffen,. unter Vor—⸗ 
behalt feiner Genehmigung und Aufliche, überlaffen. 

Nach, diefem Gefeße, das aber auf Neufchas 
tel und Balengin Feine Anwendung findet, follte 
für jede Provinz ein befonderes Geſetz nachfols 
gen, welches die Form und die Grenzen ihres ſtaͤn— 
difchen Verbandes beſtimmt. Würde der König fünf- 
fig in diefen befondern Geſetzen Abändernngen für 
wohlthätig und nüglich erachten; fo werde er fie nur 
nach vorhergegangenem Beirathe der Provinzialftände 
treffen. „Wann eine Zufannmenberufung der allges 
meinen Zandftände erforderlich fenn wird, und 
wie ſie dann aus den Provinzialftänden here 
vorgehen follen; darüber bleiben 'die weitern Be— 
flimmungen Unferer landesvaͤterlichen Vorſorge vor⸗ 
behalten. — 

In Angemeſſenheit zu dieſem koͤniglichen Geſetze 
vom 5. Juny 1823, erſchienen allmaͤhlig die Geſetze 
wegen der Anordnung der Stände in den ein— 
zelnen Provinzen der Monarchie, So am 1, 
Jul. 1823 das Gefeg für die Provinzialftände in der 
Mark Brandenburg und der Markgraffchaft 
Niederlauſitz; an demfelben 1. Sum 1823 das 
Gefeß wegen der Anordnung der Provinzialftände für 
das Königreich Preußen; an demfelben 1. July 
1823 das Geſetz wegen Anordnung der Provinzials 
ftände im Herzogthbume Pommern und Fürs 
ſtenthume Rügen; am 17, März; 1824 das Ge: 
feß wegen Anordnung der Provinzialftände im Her⸗ 
zogthume Sachſen, ſo wie an demſelben Tage 
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wegen Anordnung der Provinzialftände im Herzog 


thume Schlefien mit der Grafſchaft Glas und 
dem preußischen Antheile an der Oberlaufiß; und 
am 27. Mär; 1824 die drei einzelnen Geſetze wegen 
Anordnung der Provinzialftände 1) in den Rheins 
provinzen, 2) in der Provinz Weſtphalen, und 
3) in dem Sroßherzogthume Pofen. 

Alle diefe Gefeße find einander in den wefent- 
lihften Beftimmungen gleich, und nur in provin= 
ziellen Verhältniffen, befonders in der Geſammt— 
zahl der Stände, verfchiebden. 

Co find 68 Mitglieder die Gefammtzahl für den 
ftändifchen Verband der Churmarf, Neumark 
und Niederlaufiß, wovon 44 auf die Churmarf, | 
12 auf die Neumark, und 12 auf die Niederlaufiß 
kommen. — Die Sefammtzaßl der Abgeordneten 
im Konigreiche Preußen ift 95; davon 60 auf Oſt- 
preußen und Litthauen, und 35 auf Weſtpreußen. — 
Fuͤr Pommern befteht die Öefammtzahl aus 48 
Mitgliedern; davon 10 für Altworpommern; 10 für 
. Reuvorpommern und Rügen, und 28 für. Hinter 
pommern. — in allen drei Provinzen befteht der 
erfte Stand aus der Ritterſchaft (mit Einfchluß 
der. Domcapitel und der Standesherren, wo fich welche 
finden), der zweite aus den Städten; der dritte 
aus den übrigen Gutsbeſitzern, Erbpaͤchtern 
und Bauern Das innere Verhaͤltniß dieſer drei 
Stände gegen einander. ift in dem ftändifchen Ver: 
bande der Marken und der Niederlaufiß folgendes: 
34 aus dem erften Stande; 22 aus dem zweiten 
Stande; 12 aus dem dritten Stande; — in dem 
ftändifchen Verbande des Königreiches Preußen: 45 
aus dem erften Stande; 28 aus dem zweiten Stande; 
22 aus dem. dritten Stande; — und: in: dem ftändi- 
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fchen Verbande Pommerns: 24 aus dem erften Stande; 
16 aus dem zweiten Stande, und 8 aus dem dritten 
Etande. — Im Herzögthbume Sachfen find vier 
Stände. Zum erften Stande gehören 6 Mitglieder 
(die Domcapitel von Merfeburg und Naumburg, die 
drei Örafen zu Stolberg: Wernigerode, Stolberg, und 
Roßla, und der Beliser von Walter: Nienburg); 
zum zweiten 29 Mitglieder der Kitterfchaft; zum drit— 
ten 24 aus den Städten; zum vierten 13 aus den 
übrigen Gursbefigern, Erbpachtern und Bauern; zus 
fammen 72. — Im Herzogthume Schlefien, mit 
Glas und ver Oberlaufiß, für den erften Stand 6 Mit: 
glieder (die Fürften von tiechtenftein, Dels und Sa— 
‚gan und die Standesherren); für den zweiten Stand 
36, für ven dritten 28, für den vierten 14 Mitglie- 
der; zufammen 84. — In den Ähbeinprovinzen 
gehören vier vormals unmittelbare Keichsftände zum 
erften Stande (Wied » Neuwied, Wied -. Kunfel, 
Solms = Braunfels, Solms = Hohenfolms = Lich); 
zum zweiten Stande 25 aus der Nitterfchaft,; zum 
dritten Stande 25 aus den Städten; zum vierten 
Stande 25 aus den uͤbrigen Grundbefißern; — zus 
fammen 79. — In der Provinz Weftphalen 
gehören 14 vormals unmittelbare Keichsftände zum 
erften Stande (Herzog von Aremberg, Herzog von 
Looz, ‚Herzog von Croy, die Fuͤrſten von Salm⸗ 
Salm, Salm- Kyrburg, Kaunitz-Rietberg, Sayn⸗ 
Wittgenſtein⸗Berleburg, Sayn⸗-Wittgenſtein⸗Witt⸗ 
genſtein, Bentheim⸗Tecklenburg, Bentheim⸗ Stein⸗ 
furt, Salm = Horftmar) ; zum zweiten Stande 20 aus 
der Kitterfchaft; zum dritten. Stande 20 aus den 
Städten; zum vierten Stande 20 aus den übrigen 
Grundbeſitzern; zufammen 71. — Im Großherzog- 
thume Po fen beftehen. 3 Stände. - Zum erften ger 


\ 
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hören: der Fürft von „bum und Taris, der Fürft 
von. Sulkowski und 22 aus der Kitterfchaft; zum 
zweiten 16 Mitglieder aus den Srädten; zum drit— 
ten 8 Mitglieder aus den uͤbrigen Öursbefißern, mit 
Orundeigenthum verfehbenen Bauern und Erbgins- 
männern; zufammen 48. 


81. 
10) Königreich Bayern. 
a) Geſchichthiche Einleitung. 


Nachdem der Churftaat Pfalzbayern, wie 
er im Tefchner Frieden (1779) anerkannt worden 
war, durch die Ereigniffe feit dem Luͤneviller Frieden 
die wefentlichften Veränderungen in feinem Länder: 
beftande erfahren, und fein Regent am 1. Jan. 1806, 
nach den Beftimmungen des Preßburger Friedens, 
die Foniglihe Würde angenommen na erhielt 
Das nunmehrige Königreich Bavern am 1, Mai 1808 
von dem Kinige Marimilian J ofeph eine, der 
Conftirution des Königreiches Weſtphalen ($. 73.) 
in vielen Puncten nachgebildere, Verfaſſung *), die. 
aber nicht ins öffentliche Staatsleben überging. Des» 
halb koͤnnen auch nur die wefentlichften Beſtim— 
mungen derfelben aufgenommen werden, um fie mit 


* Europ. Conſtitt. Th.2. 8.132 ff. — Mehrere | 
Mängel und Lücken berfelben rügte Brendel, in der 
Geſch., das Wefen und der Werth. der Nationalreprä: 
fentation, —H.1. S. 257 fe — Dagegen entwickelte 
mehrere Vorzüge derfelben vor der Verfaffung yon 1818 
der Staatsr. v. Hazzi: über die Standpuncte der 
bayrifchen DVerfaffungsurfunde von 1818, in an, 
andrer Conftitutionen. Münden, 1819. 8. 
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den Grundfäßen der fpätern Verfaffung vom 26. Mai 
1818 zu vergleichen. — Nach ver Verfaffung vom 
1. Mai 1808 wurden alle befondere Verfaffungen , 
Privilegien, Erbämter und landfchaftliche Corpora— 
tionen ber einzelnen Provinzen aufgehoben. Das ganze 
Königreich wird durch eine Nationalrepräfentation 
vertreten, nach gleichen Gefeßen gerichtet, und nach 
gleichen Grundſaͤtzen verwaltet; demzufolge foll ein 
und daffelbe Steuerfpftem für das ganze Königreich 
ſeyn. Die Örundfteuer darf den fünften Theil der 
Finfünfte nicht überfteigen. Die Leibeigenfchaft 
wird, wo fie noch befteht, aufgehoben. Der Adel 
behält feine Titel, und, wie jeder Öutseigenthümer, 
feine gutsherrlichen Rechte nach den gefeßlichen Bes 
flimmungen; in Hinficht der Staatslaften wird er 
den übrigen Staatsbürgern ganz gleich behandelt. 
Er bilder Eeinen befondern Theil der Nationalrepräs 
fentation, fondern nimmt mit den Übrigen ganz freien 
Sandegeigenthümern einen verhältnißmäßigen Antheil 
daran, Eben fo wenig wird ihm ein ausfchließliches 
Recht auf Staatsämter, Staatswürden und Staats— 
pfründen zugeftanden. Diefelben Beftimmungen tre- 
ten auch bei der Geiftlich£eit ein. Uebrigens wird 
allen Keligionstheilen, ohne Ausnahme, der aus— 
fchliegliche Befig der Kirchengäter beftätige. — Der 
Staat gewährt allen Staatsbürgern Sicherheit der 
Perfon und des Eigenthums, vollfommene Gewiffeng- 
freiheit und Preßfreiheit (nach dem Cenfuredicte vom 
13. Jun. 1803). Nur Eingebohrne ‚oder im Staate 
Begüterte, Eonnen Sfaatsämter bekleiden, — Es 
giebt 5 verantwortliche: Minifter, Es beſteht ein 
geheimer Kath, der, neben den Miniftern, 1 — 
16 Mitglieder enthält, und in 3 Sectionen (der | 
Geſetzgebung, der Finanzen, und der innern Ver: 
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walfung ‚).»gefheilt wird. Er entwirft und Difcutire 
‚alle Geſetze und Hauptverordnungen nach den Grunde 
zügen, welche ihm von dem Könige durch Die ein= 
fchlägigen Minifterien zugetheilt werden, befonders 
das Gefes über die Auflagen. - Er hat, in Hinfiche 
feiner Attribute, nur eine berathbende Stimme, — 
In jedem Kreife des Königreiches fteht ein Generals 
commiffair an der Spitze, dem wenigftens 3, höch- 
ſtens 5 Kreisräthe untergeordnet find; ferner befteht 
in jedem Kreife eine allgemeine Berfammlung 


und eine Deputation, Die erfte wählt die Natio⸗ 


nalrepräfentayten; die zweite wird vom Könige aus 
der Mitte der Kreisverfammlung gewählt. Sie bringt 
die zur Beſtreitung der tocalausgaben nöthigen Auf⸗ 
lagen in Vorfchlag, welche gefondert in den jährlichen 
Finanzetat aufgenommen werden, und läßt alle, die 
Verbeſſerung des Zuftandes des Kreifes betreffenden, 
Vorfihläge und Wünfche durch das Minifterium des 
Innern an den Ki onig gelangen. — Zu den Stellen 
bei der allgemeinen PVerfammlung ernennt der 
König auf Lebenszeit; fie werden aus denjenigen 
400 kandeseigenthümern, Kaufleuten oder Fabrifanz 
ten des Bezirks gewählt, welche die höchfte Grunds 
fteuer bezahlen, und zwar Einer auf 1000 Einwohs 
ner, — Die Kreisdeputation wird. jährlich . 
zum "dritten Theile erneuert, — In einem jeden: 
Kreife werden aus denjenigen 200 Sandeigenthümern, 
Kaufleuten oder Fabrifanten, welche die höchfte 
Grundſteuer bezahlen, von den Wahlmännern 
ſieben Mitglieder gewählt, welche zufammen die 
KReihsverfammlung bilden. Aus der Mitte 
derfelben ernennt der König den Präfidenten und 4. 
Gecretaire. Die Dauer der Junction der Deputirten 
wird auf 6 Jahre beſtimmt; doch find fie wieder wähle 


“ 
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bar. Die Reichsverſammlung Eonıme jährlich. zus 
fammmen. ° Der Konig beruft fie, vertagt fie, und 
Lofer fie auf. Die Verfammlung wählt unter fich 
Kommiffionen von drei, höchftens vier Mitgliedern 
für die Finanzen, die. bürgerliche. und peinliche Ge— 
feßgebung, die innere Verwaltung, und die Tilgung 
der Staatsfchulden. Die Conmiffionen. correfpon= 
diren mit den einfchlägigen Eectionen des geheimen. 
Rathes über die Entwürfe der Gefeße und den jähr- 
lichen Finanzetat. — Die Juftiz wird durch die, in 
geeigneter Zahl beftimmten, Dber= und Untergerichte 
verwalter. Für Das ganze Reich befteht eine einzige 
oberfte Auftizftelle. Alte Gerichtsftellen find verbunden, 
bei Endurtheilen die Entfcheidungsgründe anzuführen. 
Die Glieder der Auftizbehörden werden von dem Ko- 
nige auf tebengzeit ernannt, und koͤnnen nur durch 
einen formlichen Spruch ihre Stellen verlieren. Der 
König kann in Criminalſachen begnadigen, aber. in 
feinem alle irgend eine anhaͤngige Streitfache oder 
angefangene Unterfuchung hemmen, nody eine Parthei 
ihrem gefeglichen Nichter entziehen. Die Öütercon: 
fifcation bat in feinem Falle ftatt, den der Defertion 
ausgenommen. — Das Heer wird durch die allge— 
meine, Militairconfcription ergänzt. Die Bürger: 
miliz wird beftätigt. 

Zur Erganzung diefer Berfaffung in einzelnen 
allgemeinen Beftimmungen derfelben folgten mehrere 
organifche Decrere: ein Decret vom 4. un. 
1808 *), die Bildung des geheimen Rathes betref— 
fend; — ein Decret vom 24. Jul. 1808 **), die 
Serichteverfaffung betreffend; — ein Decret vom 


— —— 





*) Europ. Conſtitt. Th. 2. ©. 142. 
**) Ebend. S. 146, 
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28. Sul; 1808 *), deie Verhältniffe des Adels bes 
treffend; — ein Decret vom 28. Jul. 1808 **), 
die gutsherrlichen Rechte betreffend ; — ein Decret vom 
31. Aug. 1808 ***), die Aufhebung der Leibeigenfchaft 
betreffend; und ein Decret vom 8. Sept. 1808 ****), 
die Pareimonialgerichtsbarkeit betreffend. — 

Nach der Auflofung des Äheinbundes, und nach 
den Ergebniffen des Wiener Congreffes, mit. welchen 
wefentliche Veränderungen im Länderbeftande des Koͤ⸗ 
nigreiches Bayern zufammenbingen, begann in dem 
felben eine neue Begruͤndung des innern ‚Staats« 
lebens, Der neuen. DVerfaffung vom Jahre 1818 
ging ein, mit dem Papfte Pins 7 am 5. Sun. 1817 
zu Nom abgefchloffenes,, Concordat voraus, unter 
zeichnet vom Cardinale Conſalvi, und von Safimir 
Häffelin, Bifchoffe von Gherfones , und ratificirt vom 
‚ Könige am 24, Oct. 1817 zu München }). so 

Moch vor der neuen Verfaſſung des Neiches er- 
ſchien am 17. Mai 1818 vie koͤnigliche Verord— 
nung) in Hinficht der Gemeindeverfaffung, _ 
weil in dem Staatsorganismus in auffteigender Ord— 
nung die Gemeindeverfaffung, die Provinzialverfafs 
fung und die Gefammtverfaffung an einander ſich an— 
Schließen müffen. Der König erklärte in diefer Ver— 
ordnung, daß er, in folge früherer ae und 


20) Europ. Conkin Th. 2. ©. 156, 

**) Ebend. ©. 1 

***) Ebend. ©. 186. 

****) hend. ©. 183. | i 

+) Es ſteht lateiniſch und teutfh im einer Sammlung, 

. welche überfchrieben ift: VWerfaffungsurfunde 
des Koͤnigreiches Bayern. Münden, 1818, 

8) ©. 348 — 395, 

+H) ee Gefetzblatt, Jahrg. 1818. St. 5. 


* 
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ingbefondere feines Decrets vom 6. März 1817 über 
die Verwaltung des Stiftungs- und Communalvers 
mögens , ‚befchloffen habe, in den Städten. und Maͤrk⸗ 
ten die Mlagiftrate mit einem freien und erweiterten 
Wirkungskreife herzuftellen, wie auch. den Ruralge— 
meinden eine ihren Verhältniffen angemefjene ‚Ber 
faffung und Verwaltung zu geben. Zu dem Ende 
ward das uber das Gemeindewefen am. 24. Sept. 
4808 erlaffene Edict aufgehoben. Nach der neuen 
Verordnung fol in den Sräadten und großen 
Märkten die Ocmeindeverwaltung beforgt und voll- 
zogen werden: a) durch einen bürgerlichen Magiſtrat; 
b) durch einen befondern Gemeindeausfchuß, welcher 
aus. erwählten Öemeindebevollmächtigten, beſteht; ©) 
durch. Diftrietsvorfteher,.:. welche in großen Staͤdten 
dem Magiftrate beigegeben find. Der Magiſtrat iſt 
der Vorfteher ‚der; Gemeinde, und zugleich ‚der Bes 
amte für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftlichen Ans 
gelegenheiten und ihres Vermögens, EEE 2)? u 

IE B 24 —3 
82. 

— Fortſetzung. 

b) Politiſcher Charakter der bayriſchen 
Berfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


Die neue Verfaſſung Bayerns *, welche 
die Grundlage des innern Staatslebens deſſelben bil» 
det, erfchten am 26, Mai 1818, u 


*) Sie fteht tentfch in der angeführten Schrift! Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde des Koͤnigreiches Bayern, 
S. 3 ff., und in den $. 19 genannten Sammlungen, 
— In doctrineller Hinſicht verdienen verglichen 
zu werden: 1) Sul Schmelzing, Staatsrecht des 
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Der RKoͤnig gab in der Einleitung zu dieſer Vers 
faſſung folgende allgemeine Erklaͤung: „Freiheit 
der Gewiſſen und gewiſſenhafte Scheidung und 
Schuͤtzung deſſen, was des Staates und der Kirche iſt; 
Freiheit der Meinungen, mit geſetzlichen Be— 
ſchraͤnkungen gegen den Mißbrauch; gleiches Recht 
der Eingebohrnen zu allen Graden des Staatsdienſtes 
und zu allen Bezeichnungen des Verdienſtes; gleiche 

rufung zur Pflicht und zur Ehre der, Waffen; 

eihheit den Geſetze und vor dem Geſetze; 
Unpartheilichkeit und Unaufbaltbarkeit:,der. ‚Rechts: 

ge5 Gleichheit der Belegung und der 
— keit ihrer Leiſtung; Ordnung durch 
alle Theile des Staatshaushalts, rechtlicher Schutz 
des Staatscredits, und geſicherte Verwendung der 
dafuͤr beſtimmten Mittel; Wiederbelebung der Ges 
meindekoͤrper durch die Wiedergabe der Verwaltung 
der ihr Wohl zunaͤchſt beruͤhrenden Angelegenheiten; 
eine, Standſch aft, hervorgehend aus allen Klaſ⸗ 
ſen der im: Staate auſaͤſſigen Staatsbürger, — mit 
den Rechte des: Beirathes, der Zu ſt im⸗ 
mung, der Willigung, der Wuünſche, und 
der Beſchwerde führung wegen verletzter 
verfaſſungsmaͤſßiger Rechte, — betufen, um 
in oͤffent lich en Verſammlungen die. Weisheit Dee 
Berathung zu verſtaͤrken, ohne die Kraft der Regie⸗ 
sung zu ſchwaͤchen; endlich eine Gewähr der Ber 
faſſung, fichernd gegen willkuͤhrlichen Wechſel, aber 
‚nicht, hindernd das Fortſchreiten zum; Beſſern nah 


HRTOR- zart‘ minN 








Kontgreiches Bayerh, 2 Theile. (le Theil? Staatöverr 

faſſungsrecht; 2r- Theil? Staatsverwaliungsrecht.) Lopze 

4820 und 22. 8. — M 8 v. Driefch, Grundzüge 

des bayerſchen Staatsrechto. Ulm, 1823, —öäIä 
St. W. ate Aufl. IV. et 
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geprüften Erfahrungen; — Bayern! dies find die 
Grundzuͤge der aus Unferm freien Entfchluffe 
euch gegebenen’ Verfaſſung.“ — Die wefentlichen 
Beſtimmungen derſelben ſind: a 


Erfter Titel, — 

—— Yılgemeine. Beftinnmungen, a —— 

' Das Königreich Bayern in der Geſammtvereini⸗ 
gung aller Altern und neuern Gebierstheile iſt ein 
foüverainer monarbifcher Staat, nach den 
Beſtimmungen der gegenwaͤrtigen Verfaffunngenrtnnde 
Fuͤr das ganze Koͤnigreich beſteht eine allgemeine, 

in zwei Kammern abgetheilte, Sränbesetjainknäinig: 


f 


Zweiter Titel... 
Don. dem. Könige, der Tpronfelge, ,. ber Keiches 
verwefung. | 


Der König iſt das Oberhaupt des Staates, 
vereinigt in fich alle Rechte der Staats— 
gewalt, und uͤbt fie aus unter den- von ihm in 
der Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten Beftimmungeni »: 

: Seine Perfon ift- Heilig-und- unverletzlich. 39 
>. Die Krone ift erblich in den Mannsftamme 
des koͤniglichen Hauſes, nad) dem’ Rechte der Erſtge⸗ 
burt, und der agnatiſch⸗linealiſchen Erbfolge. ' Die 
Prinzeffinnen-find-von der Regierungsfolge fo lange 
ausgefchloffen, als in dem « Boniglichen Haufe 
hoch ein fncceffionsfähiger männlicher Sproſſe, oder 
ein durch Erbverbrüderung zum Thtone berech⸗ 
tigter Prinz vorhanden iſt. Mach gaͤnzlicher Erloͤ— 
ſchung des Mannsſtammes, und in Ermangelung 
einer mit. einem andern fürftfichen. Haufe ans, dem 
teurfchen. Bunde: fir diefen Fall geſchloſſenen Erbver- 
bruͤderung, geht · die Ihronfolge auf die weibliche 

hr MUS AUID 
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Nachkommenſchaft nach eben der Erbfolgeords _ 
nung über, die für den Mannsſtamm feftgefegt ift. — 
Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzeffinnen des 
koͤniglichen Hauſes tritt mit, dem zuruͤckgelegten achte 
zehnten Sabre ein. 

Die Keihsverwefung tritt ein: a) während 
der Minderjährigkeit des Monarchen; und b) wenn 
derfelbe an der Ausübung der Regierung auf längere 
Zeit verhindert ift. Das Geſammt-Miniſterium bil: 
bet den Regentſchaftsrath; der Reichsverweſer iſt ver- 
bunden, in allen wichtigen Angelegenheiten bas Gut⸗ 
uchteu veſſelben einzuhohlen. 


Dritter Titel. 
Von dem Staatsgute. 


Der ganze Umfang des ‘Königreiches Bayern 
bildet eine einzige untheilbare unveraͤußerliche Ge 
fammtmaffe aus fämmtlichen Beftandtbeilen an Lan⸗ 
den, Leuten, Herrfchaften, Gütern, Regalien und 
Renten mir allem Zubehör, — Vorzuͤglich follen alle 
Rechte der Souverainerät bei der Primogenitur unges 
theilt und unveraͤußert erhalten werden. 


Vierter Titel. | 

Don allgemeinen Rechten und Pflichten. 

Zum vollen Genuffe aller bürgerlichen , oͤffent⸗ 
lichen und Privatrechte in’ Bayern wird das ndiges 
hat (entweder Durch Geburt, oder durch Naturaliſa⸗ 
tion erworben‘) erfordert; und außerdem zu deſſen 
Ausuͤbung die gefegliche Volljaͤhrigkeit, und die Ans 
fäffigkeie tm Königreiche. Die legtere — auf 
dem Beſitze beſteuerter Gruͤnde, Renten oder Rechte, 
— auf der Ausuͤbung befteuerter Sewerbe, — und 
anf dem Eintritte in ein öffentliches — Ur —— 


404 Pofitives Staatsrecht. 


Jeder Bayer, ohne Unterſchied, kann zu 
allen Civil-, Pilitair - ‚und Kirchenämtern ‚Ober 
Pfruͤnden gelangen, | 

Sn, den Umfange des Königreiches — — 
Leibeigenſchaft (nah dem Edicte vom’ 3 ‚Aug 
1808) ‚befteben. | 

Alle ungemeffene Srohnen, follen in gemeſſene 
umgeändert werden, und auch diefe ablögbar feyn. „+ 

Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicher 
heit feiner Perfon, feines Eigenthums umnd- feiner 
Rechte. Niemand darf. feinem ordentlichen, Richter 
entzogen werden. Niemand darf verfolgt: oder.ner- 
haftet werden, als in den Durch die Geſetze beftimm= 
ten Faͤllen, und in ber gefeßlichen Form, — Jedem 
Einwohner wird vollfommene Gewiffensfreis 
heit gefichert. Die in dent Königreiche ‚beftehen= - 
den drei chriftlichen Kirchengefellfchaften- — 
gleiche bürgerliche und politiſche Rechte 
Die wicht chriftlihen Slaubensgenofjen’ haben 
zwar vollfommene Gewifjengfreiheit ; fie. erhalten: aber 
an den ftaatsbürgerlichen Rechten nur in dem Maaße 
einen Antheil, wie ihnen derſelbe in den organiſchen 
Edicten uͤber ihre Aufnahme in die Staatsgeſellſchaft 
zugeſichert iſt. Allen Religionstheilen iſt das Eigen- 
thum ihrer Stiftungen und der Genuß, ihrer Renten, 
nach den urſpruͤnglichen Stiftungsurkunden und dem 
rechtlichen Beſise, vollſtaͤndig geſichert. — Die geiſt⸗ 
Löhe, Gewalt darf in ihrem eigenthuͤmlichen Wir 
kungskreiſe nie gehenme werden; und. die, weltliche 
Kegierung darf. in rein geiſtliche Gegenſtuͤnde der. Re⸗ 
| — und des Gewiſſens nicht ſich einmiſchen, 
| als inſoweit das oberſthoheitliche Schuß = und Auf⸗ 
ſichtsrecht eintritt Die Kirchen nnd; Geiſi— 
lichen ed) in ihren bürgerlichen, Hand— 


J 
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kungen und Beziehungen, — wie auch in 
Anſehung des ihnen zuftehenden Vermögens, — den 
Geſetzen des Staates und den weltlichen 
Gerichten untergaeben; auch koͤnnen fie 
von oͤffentlichen Staatslaften feine Be— 
freiung aufprechen. 

Die Freiheit der Preffe und des Buche 
handele ift, nach den Beftimmungen des hierüber 
erlaffenen befondern Edicts, gefichert. 

Alte Bayern haben gleiche Pflichtigkeit 
zum Kriegsdienſte und zur Landwehr. 

Die Theilnahme an den Staatslaſten 
iſt fr alle Einwohner, des Neiches allgemein, ohne 
Ausnahme irgend eines Standes, und ohne Kid: 
ſicht auf vormals beſtandene Befreiungen. 


Fuͤnfter Titel. 
Von beſondern Rechten und Vorzuͤgen. 


Die Kronamter werden, als oberſte Wuͤrden 

des Reiches, entweder auf die Lebenszeit der Wuͤrde— 
traͤger, oder auf deren maͤnnliche Erben, nach dem 
Rechte der Erſtgeburt und der agnatifih- linealiſchen 
Erbfolge, als Thronlehen verliehen. — Die Kron⸗ 
beamten find durch ihre Reichswurden Mitglieder der 
erſt en Kammer der Etändeverfammlung. ' 
Die Verhaͤltniſſe der vormaligen teichefhänbiz 
ſchen Fürften und Grafen, und der vormaligen anmit⸗ 
telbaren Roichsadlichen, find durch, beſondere Edicte 
nn ee —W 


— 





») Zu — Titet OHR die Beil age 4 ber Verfaſſungs⸗ 

— urkunde, enthaltend das Ediet: die ſtaatsrechtlichen 
Verhaͤltniſſe der vormals reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten, Grafen 
und Herren betreffend. 
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Der geſammte uͤbrige Adel behaͤlt, wie jeder 
Gutseigenthuͤmer, ſeine gutsherrlichen Rechte nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen. Uebrigens hat ders 
ſelbe folgende Vorzuͤge zu genießen: ausſchließlich 
das Recht, eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausuͤben 
zu konnen; Familien-Fideicommiſſe auf Grundver—⸗ 
moͤgen zu errichten; einen von dem landgerichtlichen 
befreiten Gerichtsſtand in buͤrgerlichen und ſtrafrecht— 
lichen Faͤllen; die Rechte der Siegelmaͤßigkeit, unter 
den Beſchraͤnkungen der Geſetze ber das Hypotheken⸗ 
wefen, und bei der Militairconfcription die Auszeich— 
nung, daß die Soͤhne der Adlichen als Cadetten 
eintreten *), Einige diefer Vorzüge theilen für ‚ihre 
Perfonen die geiftlichen und die weltlichen Collegial: 
räthe, und die mit ihnen in gleicher Kategorie ftehens 
den höhern Beamten. 


Sechſter Titel. 
Don der Ständeverfammlung. 


Die zwei Kammern ber allgemeinen Vers 
fammlung der Stände des Keiches find: die der 
Neichsräthe, und die der Abgeordneten. 
Die Kammer der Reichsraͤthe iſt zufam- 
mengefeßt: aus den volljährigen Prinzen des Fonig- 
lichen Haufes; den Kronbeanıten des Reiches; . den 
beiden Erzbifchöffen,; den Haͤuptern der  ehenials 
reichsftändifchen fürftlichen - und gräflichen Samilien, 


*) Zu diefem Artikel gehören die Beilagen 5—8 ber Vers 
faffungsurfunde,,. oder die 4 Edicte: über den ‚Adels 
über die gutsherrlichen Rechte und die gutsherrliche Ges 
richtsbarkeit; über die en über die 
Siegelmäßigfeit. 
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als erblichen Reichsraͤthen; aus einem vom Könige 
ernannten Bifchoffe und: den jedesmaligen. Maͤſiden⸗ 
ten. des proteſtantiſchen Generalconfiftoriums; fo wie 
Aus; denjenigen: Perſonen, welche der Koͤnig entwe⸗ 
der, wegen ausgezeichnerer dem ‚Staate - geleifteter 
Dienfte, oder wegen ihrer Geburt, oder ihres. Ber 
moͤgens zu Mitgliedern diefer Kammer entweder de 
Ib; oder-lebenslänglich ernennt, 


Die Zahl der lebenslaͤnglichen Reichsraͤthe kann 
den dritten Theil der erblichen nicht uͤberſteigen. — 
Die Reichsraͤthe haben Zutritt in die erſte Kammer, 
nach -- erreichter Volljaͤhrigkeit; eine entſcheidende 
Stimme aber kommt den Prinzen des Eonigifchen 
Hauſes erft mit dem Iiften, den uͤbrigen Reichsrächen 
mit dem 2öften Lebensjahre zu. — Die Kammer der 
Reichsraͤthe wird eröffner, wenn ıöergfteng die Hälfte 
der ſaͤmmtlichen Mitglieder anweſend ift. 


Die zweite Kanımer. bildet fih: : aus dem 
Grundbefisern, welche eine gutsherrliche Gerichts⸗ 
barkeit ausüben, und nicht Sitz und Stimme in der 
erften Kammer haben; aus Abgeordneten ‘der Unis 
verfitäten; aus Geiſtlichen der Eatholifchen und pro— 
teftäntifchen Kirche; aus Abgeordneten der Städte 
und Märkte, und aus den nicht zu Den oben genanns 
ten, Grundbefigern gehörenden tandeigenrhümern. 

n- Die Zahl der Mitglieder richtet fich im Ganzen 
nach der Zahl der Familien im Konigreiche, fo daß 
auf 7000 Familien Ein Abgeordneter ges 
wechnet. wird. Don. der auf folche Art beftimmten 
Zahl ftelle die Klaffe der adlichen Orunpbefiger 3 45 
bie Klaffe der Geiſtlichen beider Kirchen 3; die Klaſſe 
der Staͤdte und Märkte 4; vie Klaſſe der Landeigen⸗ 
thuͤmer, welche keine ieh Gerichtsbarkeit 


1 
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aushben, % der Abgeorbnieten, und jede * drei 
Univerfi cäten Ein Mitglied *). 

Die’ jede einzelne Klaffe freffende Zahl von“ Ab⸗ 
geordneten wird auf die einzelnen Regierungen, nach 
den Beſtimmungen eines beſondern Edicts —* ver⸗ 
theilt. Nach der in dieſem Edicte vorgeſchriebenen 
Wahlordnung wählt jede Klaſſe in jedem Regie— 
rungsbezirke die fie daſelbſt treffende Zahl von Abges 
ordneten für eine fehsjährige Dauer. Die wähs 
rend dieſer Zeit erledigten Stellen werden aus denjes 
nigen erſetzt, welche den Gewählten in der Stim— 
menzahl zunaͤchſt kommen. — Jedes Mitglied. der 
zweiten Kammer. muß ein felbftftändiger Staatsbuͤr⸗ 
ger, 30 Jahre alt feyn, den freien Genuß eines ſol— 
chen im betreffenden Bezirke oder Orte gelegenen 
Vermögens beſitzen, welches feinen unabhängigen 
Unterhalt fichert, und durch Die Größe der jährlichen 
Berfteuerung beſtimmt wird, (Fuͤr die Abgeordneten 
der Städte und Märfte gilt an Haͤuſer- und 
Ruſticalſteuer ein Simplum von 10 Fl. oder an Ger 
werbfteuer ein Betrag von 30 — 40 5., und für 
die Abgeordneten aus ben Sandeigewthümern 
ein jährliches Steuerfimplum von 1051.) — Aller 
6 Sahre wird eine neue Wahl ver Abgeorbiieten 
vorgenommen, und fonft nur in dem Falle, wenn 
die Kammer von dem Könige aufgelöfet wird, “ Die 
austretenden 1 "Mitglieber * wieder — Zur 
* I. DON 
*) Bei der erſten Stänbeverfächmiiig I gahre 1819 

beſtand die zweite Kammer aus 108 Individuen (18 

Adlichen, 17 Profeſſoren und Geiſtlichen/ und — Bůt⸗ | 
—gerlichen). 

*) welches die Beilage 10 zur Verfe ſungeurrund⸗ si 
det; 5 ri angezogenen RDVETOELHRSINERRUNE 
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guͤltigen — der zweiten Kammer wird die 
Anwefenheit'von weaigtews 3 der gewählten Mitglies 
der ‚erfordert, 

| Beide Kammern werben glei zeitig beru- 
fen, ‚eröffnet und gefchloffen. — . Kein Mitglied beis 
der Kammern darf fich in der Sitzung Durch einen 
Bevollmächtigten vertreten laffen. 

Dive Anträge über die Staatsauflagen 
gefchehben zuerfi in der zweifen Kammer, 
und werden dann durch dieſe an die erfte Kammer ges 
bracht. Alle übrige Gegenftände Eonnen, nad) der 
Beſtimmung des Königs, der einen oder der andern 
Kammer zuerft vorgelegt werben. Kein Gegenftand 
fann von einer Kanmrer allein in — gezogen 
werben, - 


Gibt Titel, 
Bon "dem MWirkungskreife der Ständeverfanmlung, 


: Dhne den Beirath und die Zuftimmung 
der Stände kann fein allgemeines neues Geſetz, wel= 
ches, Die Freiheit. der. Perſonen oder das Eigentum 
der ‚Staatsangehörigen betrifft, erlaffen,. ned) ..ein 
fchon beſtehendes abgeändert, authentifch, erläutert, 
oder aufgehoben werden. — Der König erhohlt die - 
Ei der Stände zur Erhebung aller. directen 

teuernſo ‚wie zur Erhebung neuer ‚indiresten Auf⸗ 
lagen, oder zu der Erhöhung oder Veränderung der 
beftehenden.. Den Ständen wird daher, Die_genaue 
Meberficht des Staarsbedürfniffes, ſo wie der 
geſammten Staatseinnahmen vorgelegt werden, 
welche ſie durch einen Ausſchuß prüfen, und ſobanm 
uͤber die zu erhebenden Steuern in Beratung treten. 
Die zur Dedung der ordentlichen beftändigen und be— 
ftinime- vorherzuſehenden Staats ausgaben, mit. Eins 


/ 
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ſchluß des nothwendigen Neferuefondg erforderlichen 
dir ecte n Steuern werden jedesmal auf, b Jahre 
bewilligt. Den Staͤnden des Reiches wird bei einer 
jeden Verſammlung eine genaneMachweiſung 
uͤberdie Verwendung Den ⸗Staatseinnah— 
mein vorgelegt werden. Die gefammte Stan ts: 
fhuld wird unter die Gewaͤhrleiſtung der Staͤnde 
geſtellt. Zu jeder neuen Staatsſchuld iſt die Zuſtim⸗ 
mung der Stände erforderlich 13% 
Die Stände haben’ das Recht) "in Beziehung 
auf alle zu ihrem Wirfimgskreife gehörige Gegen- 
mde dem Könige ihre gemeinfamen Wünfheund 
nträge vorzubringen. Feder einzelne Ab- 
gesrdnere hat das Recht, in diefer Beziehung 
feine Wünfche und Anträge in feiner Kammer vor— 
zubringen, welche, daruͤber, ob „diefelben in nähere 
—— gezogen werden ſollen, durch Mehrheit 
t Stimmen erkennt. Die von einer Kammer über 
ſolche Anträge gefagten Befchläffe muͤſſen der andern 
"Kammer mitgetheilt, und koͤnnen erſt nach deren Bei⸗ 
ſtimmung dem Könige vorgelegt werden. Jeder 
einzelne Staatsbürger, fo wie jede Gemeinde 
kann Befchwerden über Verlegung der conſtitutio⸗ 
nellen —* an die Ständeverfanimlung, und zwar 
an jede” der beiden Kammern bringen, welche fie 
durch’ einen Ausſchuß prüft und dann in Berathung 
nimmt. FE MEER Ber OR 
Be er König wird wenigftens aller drei Jahre 
| 33 dulammen, hetuten · In e de 
Gee Pipnng mu 2 Monate, Dam Koͤnige ſteht das 
Dei » „bis. Gibung, zu verlängern, ap, Verfagen, 
oder d m! ſammlung ‚aufzuld — ui g J J su 
— ) Die Staatsminifter konnen den Sitzun⸗ 
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gen beider Kammern Beiwoßnen, weng ſe 
auch nicht Mitglieder derſelben ſind. 

Kein Mitglied der Staͤnde kann fir feine Ab 
ſtimmung anders, als durch die Verſammlung felbſt, 
zur Rede geſtellt werden. 

Ein Gegenſtand, über welchen die beiden Kam- 
mern fich nicht vereinigen, kann in -derfelden Sitzung 
nicht wieder. zur Berathung gebracht werden. 


Achter Titel. 
Von der Rechtspflege. 


Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus. Sie 
wird unter feiner Dberaufficht Durch eine geeignete 
Zahl von Aemtern und Dbergerichten in einer geſetz⸗ 
lich beftimmten Inſtanzenordnung verwaltet. — , Alle 
Serichtsftellen find verbunden ,‚- ihren Urtheilen En t= 
fheidungsgründe beizufügen. — Die Gerichte 
find innerhalb der Grenzen ihrer amtlichen Befugniß 
unabhängig. Der König kann in ftrafrechtlichen 

Sachen. begnadigen, die Strafe mildern oder er⸗ 
laſſen, aber in keinem Falle eine anhängige Streit: 
fache oder angefangene Unterfuhung hemmen, Die 
Bermogensconfifcation hat in keinem Falle 


ftatt, den. der Defertion ausgenommen. Es fol-für , : 


das ganze Königreich ein uud daſſelbe bürgerliche und 
Ends Geſetzbuch beftehen. 
| Neunter Titel, 
‚Von der Militairverfaffung, 
Je der Bayer ift verpflichtet, zur Vertheidi— 
gung feines Varerlandes mitzuwirken; nur der geift- 
liche Stand ift ausgenommen von der Pflicht, vie 


Waffen zu fragen. Die ſtehende Armee wird durch 
die allgemeine Militairconfeription ers 
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ganze Neben diefer Armee: beffehen noch: Neferve 
und Landwehr. Die tandwehr kann nur innerhalb 
der Seenzen‘ des Retches in milltairiſche Thaͤtigkeit 
tteten. 


* — Titel, 
‚ Von der . Gewähr der Verfaſſung. 


Der. König ſchwoͤrt bei dem Regierungsantritte 
den Eid auf die Verfaſſung. Saͤmmtliche Prinzen 
leiſten dieſen Eid nach erlangter Volljährigkeit. — 

Die Staatsminiſter und ſaͤmmtliche Staatsdie— 
ner ſind fuͤr die genaue Befolgung der Verfaſſung | 
Verantwortlich. 

Die Stände haben das Recht, Beſchwerden über 

die von den Minifterien oder andern Staatsbehoͤrden 
geſchehene Verleßung der Verfaffung in einem gemein= 
famen Antrage an den Koͤnig zu bringen, welcher 
denfelben auf der Stelle abhelfen, ‚oder, wenn ein 
Zweifel dabei obwalten follte, fie durch den Staats» 
rath ober die oberfte Juſtizſtelle unterfuchen und dar⸗ 
uͤber entſcheiden laſſen wird. 
Abaͤnderungen in den Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſungsurkunde, oder Zuſaͤtze zu derſelben, koͤnnen 
ohne Zuſtimmung der Staͤnde nicht geſchehen; die 
Vorſchlaͤge dazu gehen aber allein von dem Koͤnige 
aus. Nur wenn derſelbe ſie an die Staͤnde gebracht 
hat, duͤrfen dieſe daruͤber berathſchlagen. Zu einem 
guͤltigen Beſchluſſe deshalb wird wenigſtens die Ge— 
genwart von drei Viertheilen der Mitglieder einer 
jeden Kammer, und eine Mehrheit von’zivei Drit 
AS der Stimmen erfordert, = 

Unter den beſondern Edieten, welche als 
B eilagen zu diefer Verfaſſung erfchienen, hatten 
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folgende die. allgemeinfte ſtaatsrechtliche Beziehung: 
4) Ediet über die äußern. Nechtsverhältniffe iu. Bd es 
siebung.auf Neligtonsund kirchliche Ge⸗ 
ſellſchaften *), und 2) Epict aber die: Freie 
heit der: Preffe und: des Buchhandels **); 
Nach dem letztern Edicte iſt den: Verfaſſern, Ven 
legern und berechtigten Buchdruckern⸗/ v obſkommene 
Preßfreiheit geſtattet. Sie ſindenicht werbung 
den, die Schriften einer, Eenſur oder obrigkettlichen 
Genehmigung zu unterwerfen. ‚Nur. alle politiſche 
Zeitungen, und Die ‚periodifchen Schriften, politiſchen 
und ftatiftifchen Inhalts: unterliegen der dafuͤr ange⸗ 
ordneten Cenſur. Damit aber die. Freiheit der Preſſe 
nicht gemißbraucht werde, wird den Polizeiobrig⸗ 
keiten jedes Ortes über die daſelbſt „befindlichen 
Buchhandlungen, Antiquare, Leihbibliothekiuhaber, 
kefeinftitute, Buchdrudereien und lithographiſche Ans 
ſtalten die allgemeine Aufſicht übertragerr, fo. wie, den 
ordentlihen Gerichten die gefegliche - Beftras 
fung der. Durch Schriften begangenen — kant 
—. EN bleibt, er dl 
" ; Zr AM 


nt — 
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41) Köhigreih Sasfen.. 

Das Koͤnigreich Sachſen iſ eine. erbliche, bes 
fehränfte Monarchie, deren Regent, nach ſeinem 
Beitritte zum Rheinbunde im Pofener. Frieden (14, 
Dec 1806), und nach feiner Theilnahme an dem 
teutfehen Bunde durch) Unterzeichnung der BE 


*) Europ Tonſtitt. eh. 3, ©. — 
++) Ebend. ©. 158. — 
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des funfzehnten Jahrhunderts entſtehenden Territorial⸗ 
ſteuern · den Charakter dieſer Verſammlungen, nament⸗ 
lich nad) dem Zutritte der Staͤdte, weſentlich ver⸗ 
aͤnderten. Bis zur Abtretung an Preußen bildeten 
die Stände der 7 Kreiſe des Koͤnigreichs ein abges 
ſchloſſenes Ganzes; waͤhrend die Stände der. taufisen, 
des Fuͤrſtenthums Querfurt, ver Stifter ꝛc. ihre bes 
ſondern Verſammlungen hielten. Nach dieſer Abtre— 
tung aber. wurden, ſeit dem Landtaͤge im Jahre 1817, 
durch den Willen. des Konigs die: Stände des. bei 
Sachſen gebliebenen Theiles der Oberlauſitz und ber 
beiden Hochſtifter Merfeburg und Naumburg: mit 
dein allgemeinen Landtage verbunden. — : Die,erfte 
Curie der Landſtaͤnde, ehemals ausfchliegend aus. den 
Prälaten, Grafen und Herren gebildet, beſteht, feit 
dem Sabre 1817, aus ven: Abgeorbneten. ve Hoche 
ftifes Meißen, der: ‚Grafen. von Solnis⸗Wildeufels, 
der Fuͤrſten und Grafen von Schoͤnburg, und der 
Univerſitaͤt Leipzig. — Die zweite“Klaſſe der 
Landſtaͤnde wird aus der Ratterſchafft gebilper, 
Es wird dazu erfordert der Befis eines landtagsfaͤhi⸗ 
den Gutes, und in der Regel (mit einigen Ausnah⸗ 
men) alter Avel von 16 Ahnen. Zu dieſen kommen 
Cnach dem Decrete vom A6. Det, 1820) noch 29 
Wahlſt ellen in den Erblanden und 1 Nin der Ober⸗ 
lauſitz aus den Beſitzern von ſolchen ſchriftfaͤſſigen 
Ritterguͤtern, welche bis dahin wegen ihres Standes 
auf den Landtagen nicht erſcheinen durften. —Die 
dritte Klaſſe beſteht aus den aus der Mitte, der 
Staditathe ‚gewählten Abgeotdneten von 8õSt aͤ d⸗ 
ten. —Die Ritterfchaft und die Staͤdte Haben 
einen: — ** und einen weitern Ansfhüß (her⸗ 
vorgeg angen aus ehemals bei’ den Landtagen erwaͤhl⸗ 
ten Dehatauonen). In dem engern Ausſchuſſe wer⸗ 
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den alle wichtigere Augelegenheiten, im dem weitern 
die minder bedeutenden verhandelt; doch hat Die allge⸗ 
meine Verſammlung dev Ritterſchaft und der Staͤdte 
das Recht, die Beſchluͤſſe der beiden Ausſchuͤſſe ent⸗ 
weder anznehmen, oder zu verwerfen. tus, id. 
NRach den ſogenannten Landtagsreverſen ſteht 
ren Staͤnden das Recht zu, Steuern zu bewilligen, 
und bei deren Erhebung: and Werwendung mitzuwir⸗ 
Fer Mauch find: ſie, auf, Veranlaſſung des; Kegenten; 
bei allen wichtigen. Gegenftänden und Veraͤnderungen 
der Verfaſſung, bei: Abfaſſung neuer :Ögfegbicher, 
bei: der. Conſolidirung ber. Landesſchulden, ſelbſt bei 
wichtigen in das oͤffentliche und Privatrecht, ſo wie 
in dag; Kirchen⸗ amd: Schulweſen und. in die Einxich⸗ 
fing des Heeres einſchlagenden Geſetzen, mic ihren Gut⸗ 
achten gehoͤrt worden. Außerdem ſind die Landſtaͤnde 
berechtigt, nicht nur Vorſtellungen wegen allgemeiner 
tandesangelegenheiten, ſondern auch Beſchwerden eins 
zelnen Unterthanen dem _Negenren, vorzulegen, und 
um deren Erledigung: nachzuſuchen. 
Die. Form des Landtages beſteht in / der feier⸗ 
lichen Eröffnung deſſelben von dem Regenten, in 
deſſen Namen und Gegenwart der vorſitzende Minis 
ſter des geheimen Rathes eine Anrede an die Staͤnde 
Hält,: worauf ein. geheimen; Referendar dir. Prop os 
fition. des Regenten vorliefet, die den. Staͤnden 
ſchtiftlich mitgetheilt wird. Nach der Berathſchla⸗ 
gung über. dieſe Propoſition arbeitet das ſtaͤdtiſche 
Directorium (Leipzig) Die Präliminarfhriftz 
welche durch eine Deputation von Ritterſchaft und 

- Städten dem geheimen Rathe, und ſodann die Haupt⸗ 
und Bewilligungsfchrift, welche durch den 
Landtagsmarſchall und eine Deputation aus, allen. Drei 
Kiaffen der Staͤnde dem Regenten felbft überreicht. 


® 
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wird; Iſt dieſer mit den Bewilligungen einverſtan⸗ 
den; ſo wird der Landtag durch den Landtags— 
abſchied beendigt, mit welchem der vom Regenten 
eigenhändig unterzeichnete Rev ers dem sanbtagee 
marfchalle eingehändigt wird, 

Dan. Gtfr. Schreber, ausfaͤhrliche Nachricht. von 
den churfürftlich + fächfifchen Lands und Ausfchuftagen 
von 1185 — 1728. Halle, 1754. 8. — Ste Aufl. big 
1787. Dresden, 1793. 8. — Zufäge und‘ Beriche 
tigungen dazu von Ehrift. Ernft Weiße. - Lv. 1799, 8, 

Fr. Karl Hausmann, Beiträge zur Kenntniß der 
ehurfächfi En Landesverfammlungen. 4 Theile. Leipz. 


-: 1798 ff. 8 Churfächfifche Landtagsordnung, nebſt 
Beilagen, "Bemerkungen und einem Anhange. Leipzig, 
417099. 8. 


Heinr. Bluͤmner, Land⸗ und Ausſchußtags / Ord⸗ 
nung des Koͤnigreiches Sachſen vom Jahre 1728, und 
allgemeine Kreistagsordnnng vom: Jahre 1821. Mit 
Zuſaͤtzen. Leipz. 1822, 8. Centhält zugleich die neueſten 
Veränderungen in ber fächfi fchen Landtagsverfaffung.) 
Karl Heine. v. Römer, Staatsrecht und Statiftif 
sr des Churfuͤrſtenthums Sachfen. und.-der: dabei befindlichen 
-s. "Rande, > Th. ‚Halle, 1787 179% 8 (enthält blog‘ 
-. dad Staatsredt.) 
Chſti. Ernft Weiße, Lehrbuch des eis ſahſiſcen 
Staatsrechts. 2 Bände. Ende 1824 fi. 8 


- Karl Stlo, Weber, ſyſtematiſche Darſtellung des im 
Koͤnigreiche Sachſen geltenden Kirchenrechts. 1r-Band, 
Leipz. 1819, 8. (die öffentliche Kirchenverfaffung.) 





| 84. 
12) Koͤnigreich Hannover 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


— 


dem Anfange des neunzehnten Jahrhunderts, — 
St. W. ate Aufl. IV. 27 


Der Churfiaat Hannover durchging, feit 


* 
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bedeutende politiſche Veränderungen: Er ward im, 
Sabre 1801 von den Preußen, im Jahre 1803, nah 
Großbritanniens Kriegserflärung gegen. Frankreich), 
von einem franzöfifchen Heerestheile, im Spätjähre 
1805 aber wieder von den Preußen. befegt, und am 
1. Apr. 1806 nach feinem Umfange dem Konigreiche 
Preußen einverleibt. Nach der Niederlage der Preu— 
gen bei Jena, und Auerftädt nahm ihn Napoleon von 
neuem in Beſitz, und verband in —5 (1807 und 
4810) den größten Theil: deſſelben mit dem Königs 
reiche Weftphalen, bis er im December 18T0 die 
nördlichen Provinzen dem eigentlichen Srankreich felbft, 
einverleibte. Während diefer Zeit galt in diefen 
hannoͤverſchen Provinzen stheils: die, VBerfaffung 
des Königreiches Weſtphalen theils die franzöfifche. 

Die Voͤlkerſchlacht Bei Leiß ig erſtoͤrte das Kos 
nigreich Weſtphalen und. die Hertichäft Napoleons 
dieſſeits des Rheins. Die vormalige Regierung kehrte 
nach Hannover zuruͤck. Auf dem Wiener Congreſſe 
erklaͤrte eine vom hannoͤverſchen Miniſter, dem Gra⸗ 
fen von Muͤnſter, am 12, Der, 1810 überreichte Note 
des Prinz -Megenten von Großbritannien Die Er- 

bebung Hannovers zum Königreiche, mit 
welchem die Fuͤrſtenthuͤmer Hildesheim und Oft: 
friesla nd) und Theile nom Fuͤrſtenthume Müns 

fter, von der Graffchaft fingen, und vom Eich 8: 

felde, fo wie einige churheſſiſche Aemter vereinigt, 
Lauenburg aber auf dem rechten Elbufer und einige 
Hemter an Preußen überlaffen wurden, ‘ 

Gleichzeitig ward die vormalige landft ans. 
difhe Berfaffung hergeftellt; auch, verſam— 
melte fich im Jahre 1815 ein Landtag von 45 adlichen. 
und 37 bürgerlichen und geiftlichen Deputirten, auf 
welchem ber die künftige neue Geftaltung der land» 
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ſtaͤndifchen Verſammlung, fo wie über die Rechte 
berarbfchlagt ward, welche den Provinziallandfchaften 
in Zufunft verbleiben follten. Bei der Vergrößerung 
dee. Staates durch mehrere Provinzen, und bei der 
Unvollkommenheit der frühen Verfaffung, fühlte man 
das Beduͤrfniß, die Stände der einzelnen: Provinzen 
zu einem allgemeinen Landtage, fo. wie die Schul- 
den derfelben zu einer Geſammtſchuld des König: 
reiches zu vereinigen. Fuͤr Diefe Zwecke berief der 
Prinz Regent am 5. San, 1819 einen proviforie 
fhen alfgemeinen Landtag in einem Schreiben, 
worin derfelbe feine Abfichten in Beziehung auf. Die 
Einrichtung der Finftigen allgemeinen. Ständever: 
ſammlung eröffnete, und darüber das Gutachten 
der Stände verlangte. Dieſes Gutachten, als 
‚Antwort auf das Schreiben des Negenten, ward nicht 
öffentlich befannt; allein e8 erfchien am 7. Dec. 1819 
ein Patent*) des Prinz» Regenten, welches. zwar 
feine formliche neue DBerfaffungsurfunde, wohl aber 
‚eine neue Geſtaltung der Ständeverfammlung bes 
———— Hannover enthielt. 


b) Politiſcher Charakter der Staͤndever— 
faſſung des Koͤnigreiches Hannover, nach 


dem Patente vom 7. Dec. 1819 und dem Eöniglichen 
Schreiben vom 9. San. 1819, ,, 


Die allgemeine Ständeverfammlung befteht aus 
zwei Kammern, und theils aiıs perfonlich be— 
rechtigten Mitgliedern, one aus gewählten Depus 
‚ tirten, 


*) vergl. $. 19; zer 
— 
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Die erfte Kammer wird befteheu: aus ben 
mediatifirten Fürften und Grafen; dem Erblandmare 
fchalle des Königreiches; den Mitgliedern der Kitterr 
fchaft, welchen, nach gefchehbener Gründung eines 
Majorats von beftimmter Größe, eine Virilftimme 
beigelegt werden wird; dem Präfidenten des Obere 
ſteuercollegiums, und den Mitgliedern des landſtaͤndi⸗ 
ſchen Schagcollegiums von der Ritterſchaft; den Praͤ—⸗ 
fiventen der luͤneburgiſchen und bremifchen tandfchaft; 
den, 33 von der Ritterſchaft zu erwählenden Depufir- 
ten; den Fatholifchen Bifchoffen, und den —— 
ſchen Aebten der hoͤhern Stifter. 

In die zweite Kammer werden eintreten: die 
Mitglieder des Schatzeollegiums bürgerlichen Stan 
des; drei Deputirte der geiſtlichen Guͤteradminiſtra— 
tion; die Deputirten der Eleinern Stifter; ein ;Depus 
tirter von der Lniverfirät Göttingen; 29 Deputirte 
von den Städten, und 22 von den freien. Grundbe— 
ſitzern, die nicht zur Ritterſchaft gehoͤren. 

Beide Kammern follen in ihren Rechten amd: 
Befugniffen einander gleich fern, und alle Anträge, 
welche von dem Könige oder dem Kabinetsminifteriunt 
an “die Stände ergehen, follen an die gefammte 
allgemeine Ständeverfammlung gerichtet werden, 

Die Mitglieder beider Kammern muͤſſen einer 
der Drei, vermöge der Wiener Congreßacte vollig 
gleichgeftellten, chriftlichen Konfeflionen zugethan 
ſeyn; das 2öfte Jahr vollender haben; ein gewilfes 
unabhängiges Vermögen beſitzen, inſofern ihnen nicht 
vermöge Ihres Amtes ein eis in der Staͤndever— 
fammlung zugeftanden ift. In diefer Beziehung wird 
der König nur folchen als Majoratsherren ein per— 
fonlihes erblihes Stimmrecrin der erften 
Kammer verleihen, die ein Majorat errichtet haben, 
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welches aus einem im Koönigreiche gelegenen Kitter: 
ſitze, nebft anderm ebenfalls im Lande belegenen, von 
gursherrlichen Verbindlichfeiten befreiten, Grund» 
eigenthume von wenigftens 6000 Thlr. reiner Eins 
fünfte befteht, und mir Eeinen Hypotheken bejchwert 
ift.. (Während der Zeit der Belaftung mit einer 
Hypothek fann das Stimmrecht nicht ausgeuͤbt wer⸗ 
den; auch ift die Beilegung einer Birilftimme 
feinesmweges die unmittelbare Folge eines folchen er: 
richteten Majorats, fondern die Errichtung des leß- 
tem nur die Bedingung, unter welcher die Ders 
leihung eines erblichen Stimmrechts ftatt finden kann.) 

Die auf die Dauer eines jeden Landtags erwaͤhl⸗ 
ten Deputirten der Ritterſchaft müflen aus 
einem im Konigreiche belegenen Grundeigenthume ein 
reines, mit feinen Hypotheken befihwertes, Eins 
fommen von 600 Thlr. bejigen. 

: Die Deputirten der freien Örumdbefißer 
in der zweiten Kammer müffen ein reines Eins 
fommen von 300 Thlr. befigen, es fey aus im Kos 
nigreiche befegenem Örundeigentbume, oder im. Sande 
radicisten Capitalien. (Es bleibt den Wahlcollegien 
überlaffen, auf welche Weife fie fic) von dem Bes “ 
ſtande diefes Einkommens überzeugen wollen.) 

‚Die zur Ständeverfammlung berufenen. Stifter, 
fo wie die tandesuniverfität und die Confiftorien, 


ſind in der Wahl ihrer Deputirten wicht auf Mit: 


glieder ihrer Corporationen beſchraͤnkt. Kine gleiche 
Wahlfreiheit wird auch den Städten verliehen, und 
dabei beftimmt, daß die Wahl der Deputirten von 
dem. Magiftrate und den Kepräfentanten der Bürs 
gerichaft gemeinfchaftlic) vorgenommen werden, und 
die Concurrenz der legtern nach. der in jeder Stadt 
beſtehenden Verfaſſung fich richten folle. 
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Ueber alle, das ganze Königreich betreffende; 
zur ftändifchen Berathung verfaffungsmäßig gehoͤ— 
rende, Gegenſtaͤnde wird nur mit den allgemeinen 
Staͤnden communicirt; dagegen alle diejenigen An— 
gelegenheiten, welche nur die eine oder die andere 
Provinz angehen und zu einer ſtaͤndiſchen Berathung 
geeignet find, auch ferner an die betreffenden Provin— 
ziallandfchaften werden gebracht werden. 

. Die allgemeine Ständeverfammlung fol im 
MWefentlihen dviefelben Rechte ausuͤben, welche 
früher den einzelnen Provinziallandfchaften zugeftans 
den haben: namentlich das Recht der Verwilli— 
gung der, Behufs der Bedürfniffe Des Staates 
erforderlichen, Steuern, nnd der Mitverwaltung 
derfelben unter verfaffungsmäßiger Concurrenz und 
Aufficht der landesherrfchaft; das Recht der Zuras 
theziehbung bei neu zu erlaffenden allges 
meinen landesgefeßen, und das Recht, über 
die zu ihrer Berathung gehörigen Öegenftände Bor: 
ftellungen an den König zu bringen. ı- 

Der König behält fi) vor, nach den zu fam: 
melnden Erfahrungen, in der Organifation der all: 
gemeinen Staͤndeverſammlung diejenigen Modifica— 
tionen eintreten zu laffen, deren Nothwendigkeit im 
Verlaufe der Zeit fich etwa an den Tag legen möchte; 
fo wie es fich auch von felbft verfteht, Daß wenn der 
teutſche Bund fich veranlaßt finden follte, bei 
einer weitern authentifchen Auslegung des Art. 13, 
der Bundesacte, Orundfäße anzunehmen, welche 
mit den aufgeftellten Verfügungen nicht durchgehends 
vereinbar find, leßtere, den Bundestagsbefchlüf- 
fen gemäß, eine Abänderung erleiden, müflen. 

Der Erblandmarfchall, und in deffen. Abwefen- 
heit der Praͤſident des Oberftenercollegiums, wird 
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beide ‚vereinigte Kammern präfidiren; jede einzelne 
Kammer wird aber drei Eubjecte aus ihrer Mitte 
erwählen, unter welchen der König eins zum Präfis 
denten derfelben ernennt. 

Der Landtag verfammelt fich alle Nah Die 
gewählten Mitglieder treten nad) fechs Jahren aus, 
fonnen aber wieder erwählt werden. 

Zuborer werden bei den Deliberatios 
nen nie zugelaffen, 

Alle landesherrliche Propofitionen werden an 
beide Kammern gebracht. Stimmen ihre Befchlüffe 
nicht überein; fo wird eine Bereinigung Durch eine 
von beiden anzuordnende Qommiffiou 
verfucht, welcher auch landesherrlihe Commiſſaire 
beigeordnet werden koͤnnen, um die Uebereinſtim— 
mung zu befördern. Zu den ftändifchen Anträgen 
ift Uebereinftimmung beider Kammern gleichfalls ers 
forderlich. 


Auf dieſe neue Geſtaltung der Staͤndeverfaſſung 

im Koͤnigreiche Hannover, folgte am 12. Oct. 1822 
das koͤnigliche Edict *), die Bildung der kuͤnftigen 
Staatsverwaltung betreffend; — am 18. Apr. 
. 1823 die Verordnung **) für die Errichtung und 
den Gefchäftsfreis der zu Hannover, zu Hildesheim, 
zu Luͤneburg, zu Stade, zu Osnabrück und zu Aurich 
errichteten JZanddrofteien; — und. am 18. Apr. 
1823 die Verordnung ***), die in Wirkfamkeit 
tretende neue Domainenkam mer ——— — 


— — Geſetzſammlung 1822. Iſte Abthl. N. 39. 
S. 367 ff. 


+) — 1823. Iſte Abthl. "N. 10. S. 43 ff. 
***) Ebend. ©. 60 ff. 
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fo wie, gleichfalls vom 18. Apr. 1823, die Fönigliche 
Verordnung *) für die VBerfaffung der: 
Aemter. 





86. 
13) Königreich Würtemberg. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Das ehemalige Herzogthum Würtemberg harte 
eine landftändifche Verfaffung, nach welcher: 
den Ständen große Rechte zuftanden. Diefe Rechte 
berubten auf einem , zwifchen dem Regenten und den 
Ständen, — unter Vermittelung des römifchen Kai— 
fers Marimilian 1, des Churfürften Ludwig von der 
Pfalz, der Herzoge von Bayern und des Markgrafen 
von Baden — am 8. Jul. 1514 zu Tübingen ab: 
gefchloffenen feierlichen Bertrage **). Er ward im 
55 1515. vom Herzoge Ulrich, und im Jahre 
1551 von deffen Sohne und.Nachfolger, dem Her 
zoge Chriftoph, beftätigt und unterfchrieben, und bil- 
dete bis auf die neuefte Zeit die Grundlage des recht= 
lichen Verhaͤltniſſes zwifchen den Herzogen Wuͤrtem⸗ 


*) Gefeßfammlung 1823, Iſte Abthl. N. 11. ©. 83 ff. 
**) Er fteht in: J. Fr. Eiſenbach, Gefchichte und Tha⸗ 
ten Ulrichs, Herzogen zu Wuͤrtemberg und Teck ꝛc. bes 
ſchrieben und mit Urkunden belegt. Tuͤbing. 1754. 4. 
S. 209. — in: Chriſtn. Fr. Sattler, Geſchichte des’ 
Herzogthums Würtemberg unter der Regierung der Her⸗ 
zoge. Ih. 1. (Ulm, 1769. 4) S. 145. — in: Joh. 
Jar. Mofer, Sammlung vieler fowohl einzeln gedrucktz 
aber var feyender Urkunden das hocyfürftl. Hauß und 
— Wuͤrtemberg hetreffend. Tuͤb. 1736. 8. 
. ©. 266. | 


\ 
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bergs und ihren Ständen, welche allerdings, nach den 
einzelnen Beftimmungen vefjelben, einen großern Ein— 
fluß und Wirkungskreis zugefichert erhielten, als in 
den meiften übrigen teutfchen ändern. Denn wäh 
rend in den le&tern die landftändifchen Nechte meiftens 
auf dem Herfommen berubten, wurden fie in WBür: 
temberg in einer fchriftlichen Urkunde ausge- 
fprochen, deren Inhalt man nicht abläugnen und eins 
feitig deuteln, fondern nur bisweilen durch Macht: 
fprüche und Gewaltfchritte hemmen Fonnte, — Zu 
Tübingen übernahmen im Jahre 1514 die Stände 
910,000 Gulden der Schulden des Herzogs Ulrich ; 
dagegen verfprach der Herzog, ohne Willen der 
Landſchaft keinen Krieg anzufangen, Eeinen Theil 
des Sandes zu verpfänden, Feine Steuer auszuſchrei⸗— 
ben, feinen zu bindern, der das Land verlaffen wollte, 
und feinen in Criminalfällen ohne Urtheil und Recht 
zu beftrafen. In diefen "Verträge ward der Ritter— 
ſchaft zwar nicht, der Prälaten gewiffermaßen nur beis 
laͤufig, zunächft aber des dritten Standes ges 
"dacht, der die Bezahlung der herzoglichen Schulden 
übernahm. Es wurden fogar die Stadträrhe von 
Stuttgart und Tübingen berechtigt, den Herzog an 
die Haltungeines tandtags zu erinnern, 

Diefe landſtaͤndiſche Werfaffung behauptete fich 
in Württemberg; felbft unter dem Wechfel ver fir das 
"Leben. des Staates nachtheiligſten inhern und äußern 
“Stürme ‚die theils ſchon im Zeitalter der Kirchenver: 
beſſerung, theils unter der launenhaften Regierung 
einiger Herzoge im Laufe des achtzehnten Jahrhun— 
derts eintraten. 

Als aber dieſer Staat i in dem Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluſſe qm 25. Febr, 1803 durch Laͤnder be⸗ 
deutend vergrößert worden war, welche den Namen: 
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Neu-Wiürtemberg erhielten, und der Preßburger 
Friede dem damaligen Churfürften Friedrich, mit 
einem nenen Sänderzuwachfe, die Eonigliche Würde 
und die Gouverainctät zutheilte; da hob der König 
Fried rich 1. eigenmächtig die landftändifche 
Derfaffung auf, und beſtimmte in einem Organi— 
fationsdecrete vom 18, Mar; 1806 *) ven 
Geſchaͤftskreis der hoͤchſten Behörden des Königreiches. 
So regierte der König das fand ohne Stände, 

bis er, als auf dem Wiener Congreſſe das Beftehen 
landftändifcher Verfaffungen in allen teutſchen Bun— 
desftaaten entfchieden ward, Wien noch vor der Be— 
endigung des Kongreffes verließ, worauf am 11. San. 
1815 ein Manifeft **) deſſelben erſchien, in wel⸗ 
chem er feinen Entſchluß bekannt machte, eine ſtaͤndi⸗— 
ſche Verfaſſung in ſeinen Staaten einzufuͤhren. — 
Die Sitzungen der zuſammenberufenen Stände wur— 
den am 15. Maͤrz 1815 von dem Koͤnige mit einer 
Rede***) eroͤffnet, worauf den Ständen die Grund: 
zuͤge *&«*) der neuen Verfaffungsurfunde 
vorgelegt wurden. Allein die verfanmelten Stände 
verlangten die Wiederherftellung der alten Verfaf - 
fung des vormaligen Herzogthums Würtemberg , ob— 
gleich diefelbe nicht nur das Gepräge eines längft ver- 
ſchwundenen Zeitgeiftes,an fich trug, fondern auch auf 
die neuerworbenen Sander nicht übergetragen werben ' 
konnte. Schon hatte ver König, bei dieſem Anftres 
ben der Stände, fo weit nachgegeben, daß die alte 
— im v A Sergegehum hergeſtelt, 





*) Basar. Conſtitt. zh. 2 © Mi 

**) Ebend. ©. 210, 

*5*) Ebend. &.218, 

hr), Sie ſtehen in Europ. are 25, 2. S. 220, 
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in den neuerworbenen $ändern aber eine neue 
zeitgemäße Verfaſſung eingeführt werden follte, als 
er-am 30, Det. 1816 plöglich ftarb. 

Sein Nachfolger, der König Wilhelm 1, 
verfagte.die Stände bis zum März 1817, und erließ 
am 8 Nov. 1816 eine Berordnung”*), De 
Drganifation des geheimen Rathes betreffend, fo wie 
am 30. Yan. 1817 das Gefeß über die Preß- 
freibeie **), und am 3. März 1817 das Adels: 
ſtatut *x*). — Am 3. März 1817 lieg der Konig 
den Ständen einen neuen Entwurf****) zu einer 

. Berfaffung mittheilen, der [ehr ausführlich, 
- war, und namentlich viele Gegenftände der Ver— 
waltung'umfchloß, welche zunächft in organifche 
Decrete gehörten. Als nun am 2. Juny von den 
verfammelten Ständen 67 Stimmen gegen, und 
nur 42 für’ den Berfaffungsentwurf fich erklärten; fo 
bob der Konig die Verfammlung auf, und regierte 
das Neich, nach feiner Erklärung, nach den in die— 
fem Entwurfe aufgeftellten Grundfägen für die Rechte 
aller Staatsbuͤrger. 

Allein im Jahre 1818 erhielten die beiden Nach⸗ 
barftaaten Wrrtembergs, Bayern und Baden, neue 
Berfaffungen. Gelegen in der Mitte zwifchen beiden, 
konnte Wuͤrtemberg night hinter denfelben zuruͤck blei- 
„ben... "Die neue Verfaffung Würtembergs ward aber 
‚vorbereitet durch das königliche Edict F) vom 31, 
Deu, 1818, die Organifation der untern 


*) Sie ſtehet in — Conſtitt. Th. 2. © 237, 
**) Ebend. Th. 3. S. 163. 

***) Ebend. ©. 250. 

****) Ebend. S. 170 — 248, 

+) Ebend. ©.277. 
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Staatsverwaltung in den Departements 
der Juftiz und des Innern betreffend, 
durch welches, nach dem Vorgange Bayerns, Das 
Gemeindewefen neu geftalter ward. In diefem 
Edicte ward ausgefprochen: „Der Gemeindever: 
band ift die natürliche Grundlage Des Staatsver— 
bandes. Er erfiredt fich auf alles, was die Gemein 
demarfung umfchließt, und äußert feine Wirkung auf 
alle bürgerliche Verhaͤltniſſe, fo weit nicht allger 
meine Staatsgefeße, oder unftreitige befondere Rechte 
im Wege ftehen. Die Gemeinde nimmt ‘das im Ver: 
bande ftehende Privatvermögen,, Das fie in der Ent: 
richtung der Staatsfteuer vertritt, fubfidiarifch in 
Anſpruch. Die Ausuͤbung ihrer Rechte und Pflichten 
‚überträgt fie einem, durch Stimmenmehrheit aller es 
meindebürger, aus ihrer Mitte gewählten bleibenden 
Gemoinderathe. Diefer hat die ganze Gemeindever- 
waltung in Dinficht auf Defonomie, Polizei, Rechts— 
pflege und äußere Verhältniffe theils felbft zu befor- 
gen, theils unter feiner" Derantwortlichfeit durch 
andere von ihm beftellte Perſonen beforgen zu laffen, 
An jeder Stadt- oder Dorfgemeinde ſteht ein Mitglied 
des Nathes als Vorſitzer defjelben, und als erfter 
Vorftcher, an der Spiße der Verwaltung; er hat zus 
gleich Die Staatsangelegenheiten, fo weit fie die Ge— 
meinde .insbefondere berühren, zu beforgen, und ift 
in dieſer Hinfiht Negierungsbeamter.. Diefer, 
wie der Gemeinderath, hat eine feinem Berufe anges 
meffene Strafgewalt. — Ein Aus ſchuß der Bürs 
gerfchaft, deſſen Mitglieder nach periodifchen Wahten 
nothwendig wechfeln, iſt zurerhaltender Aufmerkſam⸗ 
keit auf das allgemeine Beſte verpflichtet. In wichtigern 
Faͤllen wird durch ſeinen Widerſpruch ein Beſchluß 
des Gemeinderaths in feiner Wirkung gehemmt, durch 


J 
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feine Zuſtimmung aber theils deſſen Amtsgewalt ers 
gaͤnzt, theils auch eine Cognition höherer Stellen ent— 


behrlich gemacht. Die eigenthuͤmliche Wirkſamkeit 


des Ausſchuſſes wird’ Dadurch geſichert, daß er von 
der ordentlichen Verwaltung entfernt bleibt. Das 
Aufſichts- und Leitungsrecht der Regierung äußert fich 
darin, daß fie-den erften Vorfteher auf einen Wahl: 
vorfchlag der Gemeinde ernennt, der legalen Beſetzung 
der übrigen Derwaltungsftellen fich verfichert, und fie 


durch Beftätigung beglaubigte, die Dekonomieverwals- 


fung durch ihre Prüfung in gefeglicher Ordnung ers 
hält, und ber Beſchwerden, befonders über Strei— 


‚tigfeiten zwifchen der Verwaltung und dem Ausfchuffe, 
enrfcheide. Der Staatsorganismus erfor: 


dert eine gleihe GÖrundverfaffung aller 
Gemeinden, Allein bei ihrer großen Verfthieden= 
heit an Umfang und Beftandrheilen, ift eine große 
Verſchiedenheit fowohl in der befondern Einrichtung, 
als in den Derhältniffe zu den Staatsbehoͤrden, 
ihrem Intereſſe eben fo, wie dem des Staates gemaͤß. 
Sie werden, mit vorzuͤglicher Ruͤckſicht auf Bevöl— 
kerung, in vier Klaſſen abgetheilt. — Die 
ſtaatsbuͤrgerlichen Angelegenheiten, welchen der ©e: 
meindeverband nicht genuͤgt, werben durch‘ den Bes 


-zirfsverband befördert. Der Oberamtmann 


in den gegenwärtigen Oberamtsbezirken ift nicht mehr 
Richter, auch nicht mehr unmittelbarer Vorfteher der 
Dberamtsftadt; er hat Hingegen, als Kegierungss- 
beamter des Diftriets, in allen Beziehungen, 
in welchen die ausfchliegliche Competenz seiner andern 
Stelle nicht unzweifelhaft begründet ift, Das ‚öffent: 
liche und Privatwohl zu befürdern. Hauptgegenſtaͤnde 


feines Berufes find die eigenslichen Kegierungsfachen, 
die gefammte Polizei, und die Aufficht über das . 


/ 
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‚Defonomie= und Rifnimgsweien der: öffentlichen 


Koöͤrperſchaft.“ 


Von neuem berief der König am 10, Sum, 1819 
die Stände zum 13. July zufammen; denn fein bes 
ſtimmt ausgefprochener Wille war es, ‚die Verfaffung 
MWürtembergs auf dem Wege des. Vertrages 
zu bewirfen. Deshalb ließ er den verfammelten 
Ständen einen neuen Entwurf zur Prüfung vor 
legen, der, mit wenigen nicht wefentlichen Veraͤnde— 
rungen, von den Ständen angenommen, und am 
25, Sept. 1819 als Grundgeſetz des a 
teiches befannt gemacht ward, 
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b) Politiſcher Charakter der  Berfafflag 
‚vom 25. Sept. 1519. 


Don dem Königreiche. 


. .&ämmeliche Beftandtheile des K önigreiches. find 
und bleiben zu einem unzertrennlichen Ganzen und zur 
Theilnahme an Einer wo —— Verſaſſuns ver⸗ 
einiget. 
Das Königreich Wirremberg ift ein Theit d des 
teutſchen Bundes; Daher haben alle organifche 
Befchlüffe der Bundesve rfammtiung, welche 
die -verfaffungsmäßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, 
oder die allgemeinen Verhälmiffe teutfcher Staatsbür= 
ger betreffen, nachdem fie von dem Könige 
verkündet find, auch für Württemberg ver- 
bindende Kraft. Doch tritt in Anfehung der 
Mittel zur Erfüllung der hierdurch begründeten 
Verbindlichkeiten die ee ee en 
wirkung der Stände ein, | | 


Königreich Wuͤrtemberg. 431 


Von dem Koͤnige, der Thronfolge und der Reichs⸗ 
verweſung. 


Der Koͤnig iſt das Haupt des Staates, vereinigt 
in ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und uͤbt ſie 
unter den durch die Verfaſſung feſtgeſetzten Beſtim— 
mungen aus. — Seiue Perſon iſt beitig und unvers 
letzlich. F 

Das Recht der Thronfolge gebuͤhrt dem Manns⸗ 
ſtamme des koͤniglichen Hauſes; die Ordnung derſel— 
ben wird durch die Linealerbfolge nach dem Erſtge— 
burtsrechte beſtimmt. Erloͤſcht der Mannsſtamm; ſo 
geht die Thronfolge auf die weibliche Linie uͤber, 
und zwar ſo, daß die Naͤhe der Verwandtſchaft mit 
dem zuletzt regierenden Koͤnige den Vorzug giebt. 
Doch tritt bei der Deſcendenz des ſodann regierenden 
koͤniglichen Hauſes das Vorrecht des Mannsftammes 
wieder ein. 

Der Konig ift volljährig mit zuruͤckgelegtem acht⸗ 

zehnten Jahre. 
1. ‚Der‘ ‚Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt 
dann abgelegt, wenn er in einer den Ständen auszu⸗ 
ftelenden Urkunde die. unverbrüchliche Feſthaltung der 
Landesverfaſſung bei ſenen koͤniglichen Worte zuge— 
ſichert hat. 

Iſt der Koͤnig — oder aus einer an⸗ 
dern Urfache an ver eigerien Ausübung der Regierung 
verhindert; fo fritt eine Reichs verweſung ein, 
welche von dem nach der Erbfolge nächften Ügnaren 
geführt wird, 


Von den allgemeinen Kechtsverhältniffen der Staats: 
| | bürger, 


Das Staatsbhegerwcht wird theils durch Ge⸗ 
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burt, theils durch Aufnahme, theils durch Anftellung 
in dem Staatsdienfte erworben. 

Alle Wuͤrtemberger haben gleiche ſtaats buͤr— 
gerliche Rechte, und eben fo find fie zu gleichen 
fFaatsbürgerlicen Pflihten um gleicher 
Theilnahme an den Staatslaften verbunden, 

Kein Staatsbürger kann wegen feiner Geburt 
von irgend einem Staatsamte ausgefchloffen werben. 

Die Verpflichtung zur Vertheidigung des Vaters 
landes und zum Waffendienfte ift allgemein. 

Der Staat fichert jedem Bürger Freihe it der 
Perfon, Öewiffens- und Denffreibeit, 
Freiheit des Eigenthums und Aus wande⸗ 
rungsfreiheit. 

Die Leibeigenſchaft bleibt fuͤr immer aufs 
gehoben. 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter ents 
zogen, und anders, als in den durch das Geſetz bes 
ftinnmten Fällen, und-ün den gefeßlichen Formen ver= 
haftet und beftraft, noch länger als 2+ Stunden über 
die Urſache feiner —— in ——— welaſſen 
werden. 
Jeder, ohne —* "ben geligien genießt 


ungeſtoͤrte Gemwifjensfreiheit; den vollen Genuß der 


ftaatsbürgerlichen Rechte gewähren die drei ehriſtlichen 
Glaubensbekenntniſſe. 

Die Freiheit der Preffe. und des Buchhan⸗ 
dels findet in ihrem vollen Umfange ſtatt; doch unter 
Beobachtung der gegen den Mißbrauch heſtehenne⸗ 
oder kuͤnftig zu erlaſſenden Geſetze. 

Jeder hat das Recht, uͤber gefeß = und orbnungea 
tolbtiges Berfahren einer "Staarsbehörde , oder Vers 
zögerung der Entfcheidung, bei der unmittelbar vors 

gefeßten ‚Stelle ſchriftliche —— zu er⸗ 
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eben, und nöthigenfalls ftufenmweife bis zur ‚höchften 
ehörde zu verfolgen. Glaubt der Befchwerveführer 
“auch bei der Enefcheidung der oberften Staatsbehorve 
fih nicht beruhigen zu Fonnen; fo darf er die Be— 
fhwerde den Ständen mit der fchriftlichen Bitte 
um Verwendung vortragen. 
| Der ritterfehaftlihe Adel bilde, zum 
Behufe der Wahl feiner Abgeordneten in die Stände: 
verfammlung und der Erhaltung feiner Familien, in 
jedem der vier Kreife des Konigreiches eine Korper: 
ſchaft. Die Aufnahme in eine diefer Körperfchaften 
hängt von ihrer Zuftimmung und von der Genehmis 
gung des Koniges ab, | 


Don den Staatsbehoͤrden. 


Niemand Fann ein Staatsamt erhalten, ohne 
zuvor gefeßmäßig geprüft und für tüchtig erkannt zu 
ſeyn. tandeseingebohrne find, bei gleicher Tüchtig- 
feit, vorzugsweife vor fremden zu berüdfichtigen.. 

Alle von dem Könige ausgehende Verfügungen, 
welche die Staatsverwaltung betreffen, müffen von 
dem Departementsminifter oder Chef contraſignirt 
feyn, welcher dadurch für ihren Anhalt verant— 
wortlich wird. Außerdem ift jeder Departements- 
minifter oder Chef fir dasjenige verantwortlich, 
was er für fich verfügt. Auf gleiche Weife find auch 
die übrigen Staatsdiener nnd Behörden in ihrem Ges 
fhäftskreife verantwortlich, 

Der geheime Rath bildet die oberfte, unmit— 
telbar unter dem Könige ftehende, und feiner Haupt— 
beftimmung nach blos beratbende Behörde, 
Mitglieder des geheimen Raths find die Minifter, 
oder die Chefs der verfchiedenen Departemente, und 
diejenigen Raͤthe, welche der König dazu ernennen 

St. W. ate Aufl. IV. 283 


434 Poſitives Staatsrecht. 


wird. Der König ernennt und entlaͤßt die Mitglie⸗ 
der des geheimen Raths nach eigner freier Ent: 
ſchließung. 

Alle dem Könige vorzulegende Vorſchlaͤge der 
Minifter in wichtigen Angelegenheiten, namentlich 
in ſolchen, welche auf die, Staatsverfaffung ‚ die Orga⸗ 
nifation der Behörden, und die Abänderung der 
Territorialeintheilung, oder auf die Staatsverwaltung 
im Allgemeinen und bie Normen derfelben fich be: 
ziehen, wie auch in Gegenftänden der Gefeßgebung 
und allgemeiner Verordnungen, muͤſſen (fofern nicht 
bei Segenftänden des Departements der auswärtigen 
Angelegenheiten oder des Kriegswefens die Natur 
der Sache eine Ausnahme begründer,) in dem ge- 
heimen Rathe zur Berathung vorgetragen und, mit 
deffen Gutachten begleitet, an den König gebracht 
werben. 

Die Gemeinden find bie Grundlage des 
Staatsvereins. Sämmtliche zu einem Oberamte ge: 
börende Gemeinden bilden die Amtskorperfchaft, Die 
Nechte der Gemeinden werden durch die Gemeindes 
raͤthe, unter gefeßmäßiger Mitwirkung der Bürger: 
ausjchüffe, die Rechte der Amtsbuͤrgerſchaften durch 
die Anıtsverfammlungen verwaltet, nach Vorſchrift 
der Gefege, unter der Aufficht der Staatsbehörden. 


Bon dem DVerhältniffe der Kirchen zum Staate. 


Jeder der drei im Königreiche beftehenven chrift- 
lichen Confeſſionen wird freie öffentliche Religions 
hbung, und der volle Genuß ihrer Kirchen», Schul: 
und Armen = Gonds zugefichert. 

Die Anordnungen in Betreff der innern firch- 
lichen Angelegenheiten bleiben der verfaſſungsmaͤßigen 
Autonomie einer jeden — uͤberlaſſen. — Dem 


Königreich Würtemberg. 435 


Könige gebuͤhrt das oberſthoheitliche Schutz⸗ und 
Aufſichtsrecht uͤber die Kirchen. Vermoͤge deſſelben 
koͤnnen die Veroͤrdnungen der Kirchengewalt, ohne 
vorgaͤngige Einſicht und Genehmigung des Kegenten, 
weder verkündet noch vollzogen werben. 

Die Kirchendiener find in Hinficht ihrer buͤr— 
gerlichen Handlungen und Verhältniffe der weltlichen 
Obrigkeit unterworfen. 


Bon Ausübung der Staatögewalt. 


Der König vertritt den Staat in allen feinen 
Verhältniffen gegen auswärtige Staaten, Es kann 
jedvoh, ohne Einwilligung der Stände, 
durch Verträge mit Auswärtigen Fein Theil des 
Staatsgebietes und Graatseigenthums veräußert, 
£eine neue Saft auf das Königreich und deffen Ange: 
börige übernommen, und Fein landesgefeß abgeän- 
dert ober aufgehoben, feine Verpflichtung, welche 
-den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, 
eingegangen, namentlich auch Fein Handelsvertrag 
welcher eine neue geſetzliche Einrichtung zur Folge 
haͤtte, und Fein Subſidienvertrag zur Verwendung 
der Eöniglichen Truppen in einem Teutſchland nicht 
. betreffenden Kriege, gefchloffen werben, 

Der König wird von den Verträgen und Buͤnd⸗ 
niſſen, welche von ihm mit auswärtigen Mächten ans 
geknüpft werden, die Stände in Kenntniß, feßen, fox 
bald es die Umftände erlauben, 

Ohne Beiftimmung der Stände fann 
fein Geſetz gegeben, aufgehoben, abgeän- 
dert, oder authentifch erläutert werden, 

Die Öerechtigkeitspflege wird im Namen des 
Königs und unter deffen DOberaufficht Durch colle: 
gialiſch gebildete Gerichte in gefeglicher Inſtanzen⸗ 

| 25 * 
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ordnung verwaltet., Die Gerichte, fowohl die bürs 
gerlichen als die peinlichen, find innerhalb der Ören- 
zen ihres Berufes, unabhängig. Dem Könige 
fieht das Begnadigungsrecht zu. 

Die Strafe der Vermoͤgensconfiſcation iſt alle 
gemein aufgehoben. 

Mas die Militairverfaffung betrifft; fo 
wird die Zahl der zur Ergänzung des Militairs jähr- 
lich erforderlichen Mannfıhaft mit den Ständen ver= 
abſchiedet. 


Bon dem Finanzweſen. 


Saͤmmtliche zu dem vormaligen herzoglichen 
Familien-Fideicommiſſe gehoͤrige, ſo wie die von 
dem Koͤnige neu erworbenen Glundſtuͤce, Gefaͤlle 
und nutzbaren Rechte, bilden, mit Ausfehluß des 
ſogenannten Hofdomainen + Kammergutes, das fonig- 
liche Kammergut. 

Auf demfelben haftet die Verbindlichkeit, neben 
den perfonlichen Bedürfniffen des Königs, und der 
Mitglieder des Eoniglichen Haufes, auch den mit 
der Etaatsverwaltung verbundenen Auf 
wand, fo weites moglich ift, zu beftreiten. 

Sir den Aufwand, welchen die Bedürfniffe des 
Königs und der Hofftaat erfordern, wird ‚auf Die 
Kegierungszeit eines jeden Konigs eine theils in 
Geld, theils in Naturalien beftehende Kivillifte 
verabfchiedet. 

Das Hofdomainen - Kammergut ift Privat: 
eigenthbum der Foniglichen Familie, deffen Ver— 
waltung und Benußung dem Könige zuſteht. Zu 
den allgemeinen Sandeslaften liefert daſſelbe “feinen 
Beitrag, und zwar, fo weit es bisher fteuerfrei war, 
gleich andern früher fteuerfreien Guͤtern. 
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So weit der Ertrag des Kammergutes nicht 
zureicht, wird der Staatsbedarf durch Steuern 
beftritten. Ohne Bewilligung der Stände 
fann weder in Kriegs- noch in Friedenszeiten eine 
Directe oder indirecte Steuer ausgefihrieben oder 
erhoben werden. — Dem Anfinnen einer Steuer: 
bewilligung muß jedesmal eine genaue Nachweis 
fung über die Nothwendigkeit oder Nuͤtzlichkeit der 
zu machenden Ausgaben, über die Verwendung der 
frühern Staatseinnahmen, und über die Unzuläng- 
lichkeit der KRammereinfünfte vorangehen. Deshalb 
bat der Finanzminifter den Hauptetat den Staͤn— 
den zur Prüfung vorzulegen. Der von den Ständen 
angenonmene Hanptetat ift in der Regel guf drei 
SJapre gültig. 

Die Staatsfchuld ift unter die Gewaͤhrlei— 
ftung der Stände geftellt, 


Don den Landſtaͤnden. 


Die Staͤnde ſind berufen, die Rechte des 
Landes in dem durch die Verfaſſung be— 
ſtimmten VBerhältniffe zum Regenten gel— 
tend zu machen. Vermoͤge dieſes Berufes haben 
fie bei Ausübung der Geſetzgebungsgewalt 
durch ihre Einwilligung mitzuwirken; in Beziehung auf 
Mängel oder Mifgbrauche bei der Staatsver— 
waltung, ihre Wuͤnſche, Vorftellungen und Beſchwer— 
den dem Könige vorzutragen; wegen verfaſſungs— 
vwoidriger Handlungen Klage anzuftellenz Die, 
nach gewifenhafter Prüfung für nothwendig erkann— 
ten, Steuern zu bewilligen, und überhaupt 
das unzertrenuliche Wohl des Königs und des Vater: 
landes mit treuer Anhaͤnglichkeit an bie Grundſaͤtze der 
— jung zu befördern, 


— 
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Der König wird aller drei Jahre die Vers 
fammlung der Stände einberufen, und außerordents 
lich, fo oft es zur Erledigung wichtiger oder dringens 
der tandesangelegenbeiten erforderlich ift. ie: 

Die Stände tbeilen fi) in zwei Kammern. 

Die erfte Kammer (Kammer der Standes 
herren) befteht: aus den Prinzen des Eoniglichen 
Haufes; aus den Häuptern der fürftlichen und graͤf⸗ 
lichen Familien, und den Vertrefern der ftandesherr- 
lihen Semeinfchaften, auf deren Beſitzungen vors 
mals eine Reichs- oder Kreistagsftimme ruhte; und 
aus den vom Könige erblich oder auf Lebens— 
zeif ernannten Mitgliedern. — Zu erbliden 
Mitgliedern wird der König nur folche Grundbefiger 
aus den ftandesherrlichen oder ritterfchaftlichen Adel 
ernennen, welche von einem, mit Fideicommiſſe be= 
legten, nach dem Rechte ver Erftgeburt fich vererbens 
den, Grundvermögen im Konigreiche, nach Abzug 
der Zinfen von den darauf baftenden Schulden, eine 
jäbrlihe Rente von 6000 51, beziehen. Die 
lebenslänglihen Mitglieder werden vom Könige, 
ohne Ruͤckſicht auf Geburt und Vermögen, aus ben 
wirdigften Staatsbürgern ernannt, — Die Zahl 
ſaͤmmtlicher, von dem. Könige erblich oder lebenslaͤng⸗ 
lich ernannter, Mitglieder kann den dritten Theil 
der übrigen Mitglieder der erften Kammer nicht über: 

fteigen. : 
Die zweite Kammer (Kammer der Abge- 
ordneten) ift zufammengefeßt: aus 13 Mitglies 
dern des vitterfchaftlihen Adels, welche von dieſem 
aus feiner Mitte erwählt werden; aus den 6 prote= 
ftantifchen Generalfuperintendenten; aus dem Landes⸗ 
biſchoffe, einem von dem Domcapitel aus deſſen Mitte 

gewählten Mirtgliede, und dem der Amtszeit nach 


/ 
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aͤlteſten Decan Farholifcher Confeſſion; aus dem 
Kanzler der Sandesuniverfität; aus einem gewählten 
Abgeordneten von jeder der Städte Stuttgart, Tuͤ— 
bingen, $ubwigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn 
und Keutlingen; aus. einem gewählten Abgeordneten 
aus jedem Oberamitebezirke. 

Der Eintritt in die erfte Kammer gefchieht bei 
den Prinzen des Foniglichen Haufes und den übrigen 
| erblichen Mitgliedern nach. erreichter Volljaͤhrigkeit. 
| In die zweite Kammer kann feiner gewählt 
werden, der nicht 30 Sabre alt ift. 

Staafsdiener konnen. uicht innerhalb des. 
Bezirks ihrer Amtsverwaltung, und Kirchendies 
ner nicht innerhalb des Oberamtsbezirks, in welchem 
fie wohnen, gewählt werden. Die Wahlmänner eines 
Kreifes, eines Oberamtes oder einer Stadt, find in 
Anfehung der Perſon des Abgeordneten nicht auf 
ihren Wahlbezirk beſchraͤnkt; fie Fonnen anderswo 
wohnenden Staatsbürgerir ihre Stimme geben. — 
Der Gewählte ift als Abgeordneter, nicht des einzel 
nen Wahlbezirkes, fondern Des ganzen landes anzus 
ſehen. 
Alter ſechs Jahre muß eine neue Wahl der Abs 
geordneten, welche nicht Amtshalber Sig und Stimme 
in der zweiten Kammer haben, vorgenommen wer: 
ben; die bisherigen find wieder wählbar. 

Die erfte Kammer wird durch die Anweſenheit 
der Hälfte, die zweite Kammer durch das Erjcheinen 
von zwei Drittheilen ihrer Ölieder als vollſtaͤndig bes 
ſetzt angefehen. Sollte bei Einberufung des Landtags 
eine der beiden Kammern nicht in diefer Anzahl zus 
fanmen fommen; fo wird fie als einwilligend 
in die Beſchluͤſſe der andern angeſehen. Doch ſteht 

es in dieſem Falle den erſchienenen Mitgliedern der 
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unvollzaͤhligen Kammer frei, den Sitzungen der 
„andern mit Stimmrecht beizuwohnen. 

Jede Kammer hat einen Praͤſidenten und einen 
Vicepraͤſidenten, deren Amt bis zum Ablaufe des 
ſechsjaͤhrigen Zeitraumes dauert. — Den Präfidens 
fen der erſten Kammer ernennt der Koͤnig ohne Vor— 
-fchlag; für die Stelle der Vicepräfidenten werden 
von der. erften Kammer drei ftandesherrliche Mitglie- 
der durch abfolure Stimmenmehrheit gewählt, aus 
welchen der König eins ernennt. — : Eben fo wähle 
die zweite Kammer aus ihrer Mitte drei Mitglieder 
zur Stelle ihres Präfiventen, und, wenn hierauf die 
fonigliche Ernennung erfolgt ift, auf gleiche Weiſe 
zu dem Amte des Vicepräfidenten, welchen der König 
ebenfalls aus den hierzu vorgefchlagenen. drei Mits 
gliedern ernennt, — Jede der Kammern wählt auf 
die Dauer eines Landtags einen oder mehrere Gecres 
faire aus ihrer Mitte, : 

Die Sißungen der zweiten Kammer 

find öffentlich; auch hat fie ihre Verhand— 
Iungen durch den Drud befannt zumachen. 
Von der erften Kammer muß Panigen? das Letz⸗ 
tere geſchehen. 
Die Sitzungen werden geheim; theils auf das 
Begehren der Minifter und Eöniglichen Commiffaire 
bei Vorträgen, vie fie, ihrer Erklärung: nach, im 
Namen des Königs zu machen ‚haben, und welche 
nur im Falle einer folchen Erklärung für amtliche 
Aeußerungen zu halten’ find; theils auf den Antrag 
von wenigftens drei Mitgliedern, wenn dieſen bie 
Mehrheit der Kammer beitrite. | 

"Die. Minifter find befugt, den Verhandlungen 
der beiden Kammern beizumwohnen, und an den Bes 
rathſchlagungen Theil zu nehmen. x 
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Nur den Miniftern oder koͤniglichen Commiffai: 
ren, den DBerichterftattern der ftändifchen Commiffios 
‚nen und den Mitgliedern, welche einen Gegenftand 
zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion 
zu machen) haben, ſteht die Befugniß zu, ſchrift— 
liche Reden in der Berfammlung abzulefen. Außer: 
dem finden blos mündliche Vorträge ſtatt. 

Öefegesentwürfe fonnen nurvondem 
Königean die Stände, nihtvonden Staͤn— 
den an den König gebracht werden. Den 
Ständen ift aber unbenommen, im Wege der Pe— 
tition, auf neue Geſetze fowohl, als auf Abs 
Anderung oder Aufhebung der beftehenven, 
‚ anzutragen, Der König allein fanctionirt und vers 
fündigt die Gefeße, unter Anführung der Vers 
nehmung des geheimen Naths und der erfolgten Zu— 
ſtimmung der Stände. 
| Königliche Anträge find, ehe fie zur Berathung 
in der Verfammlung kommen Eönnen, an Commif 
fionen zu verweifen, welche über deren Inhalt 
Vortrag zu erftatten haben, 

Die Befchlüffe werden nach der —— 
heit, welche nach Beſchaffenheit des Gegenſtandes 
eine abſolute oder relative ſeyn kann, abgefaßt, ſo 
daß im Falle der Stimmengleichheit der Praͤſident 
den Ausſchlag giebt. Bei der Abaͤnderung eines 
Punctes der Verfaſſung iſt aber die Beiſtimmung 
von zwei Drittheilen der anweſenden Mitglieder in 
beiden Kammern norhwendig. 

Die zam Wirfungskreife der Stände gehörigen 
Angelegenheiten werden in jeder Kammer befonders. 
verhandelt. Doch koͤnnen, um eine Ausgleichung. 
verfchiedener Anfichten zu verfuchen, beide Kams 
mern fich mit einander zu vertraulidhen 
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Befprehungen, ohne Protocollfährung 
und Beſchlußnahme, vereinigen. 

Es hängt von dem Könige ab, Geſetzesentwuͤrfe 
oder andere Vorſchlaͤge an die erſte, oder an die zweite 
Kanmer zu bringen; nur die Verwilligung 
von Abgaben Be zuerſt an die zweite 
Kammer. 

Die von der einen Kammer gefaßten Befchlüffe 
werden der andern zur gleichmäßigen Berathung mit: 
gerheilt. Nur zur Ausübung des Rechts der Petitio— 
nen. und Beſchwerden, fo wie zu einer Anklage wegen 
verlegter Verfaſſung, ift jede Kammer auch einzeln 
berechtigt. 

Die Kammer, an welche die Mittheilung ges 
fhieht, kann den Antrag der mittheilenden verwerfen 
oder annehmen, und zwar entweder unbedingt, oder 
mit beigefügten Mopificationen. Die VBerwerfung 
muß aber jederzeit mit Anführung der Öründe 
geſchehen. 

Von dieſer Regel macht die Abgabenverwil— 
ligung eine Ausnahme in folgenden Puncten: 
1) Eine Abgabenverwilligung wird in der zweiten 
Kammer in Berathung gezogen und, nach vorgängis 
ger verfraulicher Befprechung mit der erften Kammer, 
Befchluß darüber in der zweiten gefaßt. 2) Diefer 
Befchluß wird fodann der erften Kammer mitgetheilt, 
welche venfelben nur im Ganzen, ohne Aenderung, 
annehmen oder verwerfen kann. 3) Erfolge das | 
teßtere; fo werben die bejahenden und bie verneinen- 
den Stimmen beider Kammern zufammenges 
zählt, und nach der Mehrheit ſaͤmmtlicher 
Stimmen wird alsdann der Staͤndebeſchluß gefaßt. 
Würde in dieſem Falle Stimmengleichheit eintreten; 
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fo hat der Präfident der zweiten Kammer die Ent- 
fheidung. | Ä 

In allen andern Fällen gilt der Grundſatz, daß 
nur folche Befchlüffe, worüber beide Kammern, nach 
gegenfeifiger Mittheilung , einverftanden find, an den 
Konig gebracht und von dem Könige beftätigt werden 
koͤnnen. 

Der von der einen Kammer verworfene Anirag 
der andern kann auf demfelben Landtage nicht wieder: 
hohle werden. Wird aber ein folcher Antrag bei der 
naͤchſten Ständeverfammlung erneuert, und aber 
‚mals verworfen; fo treten die zwei Kammern zu 
einer vertraulichen Befprechung über den Gegenftand 
zufammen, Sollte auch hierdurch die Verfchiedenheit 
der Anfichten nicht ausgeglichen werden; fo haben die 
Kammern, wenn die Frage einen ihnen von dem 
Könige zugefommenen Gegenftand betrifft, ihre Nichte 
übereinftimmung dem Könige blos anzuzeigen, wo: 
fern fie nicht übereinfommen, die Entfcheidung dem 
Könige zu überlaffen. 

Kein Mitglied der beiden Kammern kann, wäh» 
rend der Dauer der Ständeverfammlung, ohne Ein- 
willigung der betreffenden Kammer zu VBerhaft ges 
bracht werden, den Fall der Ergreifung auf frifcher 
That wegen eines Verbrechens ausgenommen. 


Niemand kann wegen feiner in der Staͤndever⸗ 
- fammlung gehaltenen. Vorträge :und gegebenen Ab: 
fimmungen zur Werantwortung gezogen werben, 
Jedoch find Beleidigungen oder Verläumdungen der 
Kegierung, der Ständeverfammlung, oder einzelner 
Perfonen, der Beftrafung nach den beftehenden Ges 
ſetzen, in dem ordentlichen Wege des Rechts, unter: 
worfen. io 


- 
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Verfehlungen gegen die Geſetze des Anftandeg, 


oder der innern Polizei, oder gegen die Gefchäftsvors 
ſchriften, hat der Präfident zu bemerken, und, wenn 
fie bedeutend find, folche zur Kenntniß der Kam— 
mer zu bringen, welche, nach DBefchaffenheit der 
Umftände, ihre Migbilligung ausdrüden, Verweis 
erthrilen, oder auch Widerruf verlangen Eann. 
Dem Könige fteht das Recht zu, die Verſamm⸗ 
fung zu vertagen, oder ganz aufzulöfen. Im Falle ver 
Auflofung wird fpäteftens binnen 6 Monaten eine 
nere Derfammlung einberufen. Es ift hierzu eine 
nene Wahl der Abgeordneten nöthig, bei welcher jes 
dah die vorigen Mitglieder wieder gewählt werben 
Finnen. . 
| So lange die Stände nicht verſammelt find, 
beſteht, als Stellvertreter derfelben, ein Ausſſchuß 


für diejenigen .Gefchäfte, deren Beforgung von einem 


Sandtage zum andern zur ununterbrochenen Wirkfams 
feit der Repräfentation des Landes nothwendig ift. 

In dieſer Hinficht liegt dem Ausfchuffe 
ob, die ihm, nach der Verfaffung, zur Erhaltung 
derfelben zuftehenden Mittel in Anwendung zu brin= 
gen, und hiervon bei wichtigen Angelegenheiten bie 


in dem Konigreiche wohnenden Ständemitglieder in 
l 


Kenntniß zu feßen; in den geeigneten Fällen bei der 
hoͤchſten Staatsbehörde Vorftellungen, Verwahruns 
gen und Befchwerden einzureichen; und, nad) Er: 
forderniß der Umftände, befonders wenn es fih von 
der Anklage der Minifter handelt, um Einbes 
wifung einer außerordentlichen Ständeverfammlung 
zu bitten. Außerdem hat der Ausſchuß, am Ende 
der. in die Zwifchenzeit fallenden Finanzjahre, vie 
richtige Verwendung der verwilligten Steuern in dem 
verfloffenen Jahre zu prüfen, und ven Etat des fünfs 
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tigen Jahres mit dem Finanzminifterium zu berathen. 
Auch ſteht dem Ausfchuffe die Aufſicht über die Vers 
waltung der Staatsfchuldenzahlungskaffe zu. Sing: 
befondere gehört es zu feinem Wirkungskreife, die für 
eine Ständeverfammlung fich eignenden Gegenftände, 


namentlich ‘die Erörterung vorgelegter Gefeßesent- 


würfe, zur Eünftigen Berathung vorzubereiten, und 


für die Vollziehung der landſtaͤndiſchen Beſchluͤſſe 


Sorge zu fragen. Dagegen kann fich der Ausfchuß 
auf folche Gegenftände, welche verfaffungsmäßig eine 
Verabſchiedung mit den Ständen erfordern, nament= 
lic auf Gefeßgebungsanträge, Steuerverwilligungen, 
Schuldenübernahmen und Militairaushebungen,, nicht 
anders als auf eine vorbereitende Weife eins 
lafjen. — Der ftändifche Ausſchuß beftehe 
aus 12 Perfonen; nämlich den Präfidenten 
der beiden Kammern, zwei Mitgliedern 
aus der erften, und acht aus der zweifen 
Kammer Die Wahl derſelben gefchieht von den 
zu diefem Zwede vereinigten Kammern nach. relatis 
ver Stimmenmehrheit. * Sechs Mitglieder des Aus: 
ſchuſſes, die Präfidenten der beiden Kammern einges 
ſchloſſen, müffen in Stuttgart anwefend ſeyn. — 
Bei jeder Ständeverfammlung bat der 
Ausfhuß über dasjenige, was von ihm in 
der Zwifchenzeit verhandelt worden ift, 
in einem Zufammentritte beider Kam— 
mern Kechenfchaft abzulegen. Die DVerrich- 
tungen des Ausfchuffes hören mit der Eröffnung eines 
neuen Landtags auf. 


Don dem Staatsgerichtshofe, 


Zum gerichtlichen Schuße der Verfaffung wirb 
ein Staatsgerichtshof errichtet, Diefe Behörde 
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“erkennt über Unternehmungen, welche auf den Ume:- 
ſturz der Verfaffung gerichtet find, und über Ver⸗ 
leßung einzelner Puncte der Verfaſſung. Sie befteht 
aus einem Präfidenten und 12 Richtern, wovon. ver 
König den Präfidenten und 6 Richter aus den Mit» 
gliedern der höhern Gerichte, Die Ständeverfammlung 
aber die andere Hälfte, nebft drei Stellvertretern im. 
Zufammentritte beider Kammern außerhalb ihrer 
Mitte wählt.. — Kine Anklage vor dem Staats: 
gerichtshofe Fann gefchehen von der Regierung 
gegen einzelne Mitglieder der Stände und des Aus— 
fchuffes, und von den Ständen fowohl gegen 
Minifter und Departementschefs, als gegen einzelne 
Mitglieder und höhere Beamte der Staͤndeverſamm— 
lung. — Anklage und, Verteidigung gefchieht oͤf— 
fentlich. Die Protocolle werden mit den Abftims 
mungen und DBefchlüffen durch den Druck bekannt 


gemacht, 


| ss. F 
14) Großherzogthum Baden. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Wenige teutſche Staaten traten aus den Stuͤr— 
men der Zeit mit einer ſo bedeutenden Vergroͤßerung 
des Gebiets und einer ſo anſehnlichen Vermehrung der 
Bevoͤlkerung hervor, als das Großherzogthum Baden, 
das vor dem nicht volle 
300,000 Einwohner zaͤhlte, durch dieſen aber, durch 
die rheiniſche Bundesacte, durch den Preßburger 
Frieden, ſo wie durch Napoleons Verfuͤgungen nach 
dem Wiener Frieden, bis zu einer Volkszahl von mehr 
als einer Million geſteigert ward. Es behauptete ſich 
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auch bei den gemachten Laͤndererwerbungen auf und 


nach dem Wiener Congreſſe, obgleich Bayern die 


rheinifche Pfalz, welche an Baden gekommen war, 
von neuem in Anfpruch nahm. 

7 Bei den erfolgten durchgreifenden Gebietsveräns 
derungen hob der Großherzog Karl Friedrich die 
frühere, im Breisgau beftandene, ftändifche Verfaf- 
fung (5. Mai 1806) auf. Syn der eigentlichen Marf- 
graffchaft Baden waren feit länger, als einem Jahr—⸗ 
hunderte die Stände nicht zufammen: berufen wor— 
den *). — Nach dem Beitritte zum Rheinbunde 
verfprach aber der Großherzog durch Edict vom 5, 
Juny 1808 **), nach dem Vorgange der König- 
reiche Weftphalen und Bayern, feihem -gefammten 
Staate eine neue Verfaſſung. Es hieß aus- 
drücklich in diefem Edicte: ,, Die jüngften Vorgänge 
in den beiden größern Bundesftaaten, Bayern und 


Meftphalen, fprechen das Beduͤrfniß ftärfer als je 


aus, Unſerm Großherzogthume eine Grundvers 
faffung zu geben. Wir wollen ferner ein gleichfoͤr— 
miges Abgabenfyftem, und mittelft einer Landes. 


repräfentation, wie fie in. Weftphalen und : 
Bayern eingeführt worden, das Band zwifchen Uns‘ 


und den Staatsbürgern noch tiefer, wie bisher, ges 
knuͤpft wiffen u. f. w.“ 


*) J. ac, Mofer, in f. Werke: yon der teutfchen 
Keihsftände Landen, ©. 372 u. S. 463 gedentt 
der Landſtaͤnde Badens nur beiläufig, und zwar fo, 
dab in BadensBaden Prälaten und Städte, in 
BadensDurlacdy aber blos die Städte dazu gehört 
hätten. (Befannılich hatte-die zweite Linie die Kirchenvers 
befferung angenommen.) — Doch fcheinen — nad 
dem Jahre 1629 — die badenſchen Stände in feiner 
dffentlicdyen Urkunde wieder vorzukommen. 

**) Winkopps rhein. Bund, Heft 20. ©. 312. 
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Allein während der Regierung des REN 
Karl Friedrich (* 1811) erfchienen blos noch 
‘ einige organifche Decrete in Hinficht der DVorrechte 
des Adels, der Standesherren, der drei Firchlichen 
Confeffionen gegen einander u, a. So blieb es, 
felbft nach dem Negierungsantritte des Großherzogs 
Karl, bis, nach der Abfchliegung der teutſchen 
Bundesacte z auch in Baden mehrere Stimmen fuͤr 
eine ſtaͤndiſche Verfaſſung ſich erhoben *). Ob nun 
gleich ein großherzogliches Reſcript vom 16. März 
1816 die Stände auf den 1. Aug. 1816 zufammen= 
berief; fo erfolgte doch der Zufammentrift, derfelben 
nicht, — wohl aber ward, wenige Monate nach 
dem Erfcheinen der bayrifchen Derfaffung, am 22, : 
Aug. 1818 vom Öroßberzoge Karl eine neue Ver— 
faffung- als Grundgeſetz des Staates befannt ge= 
macht, und, nach des Großherzogs, baldigem Tode 
(8. Dec. 1818), von deſſen Oheim und Nachfolger, | 
rudwig, beſtaͤtigt. 


89. 


b) Politifcher Charakter der PVerfaf' 
fung **) vom 22. Aug. 1818, 


Don dem. Großherzogthume und der Regierung im 
Allgemeinen. 


Das Großherzogthum bilder einen Beftand- 
heil des teutfhen Bundes. Alle organifche 


*) Vergl. Allgemeines A he 
(Weimar, 1816.). Ir Band, 3. Heft, &.391 ff. 
**) Defonders erfchien diefe Berfaffung am Eingange folgender 
Sammlung: Die landftändifhe Verfaffungss 
urfunde für das Großherzogthum Baden. 
Nebſt den dazu gehörigen Actenftüden 
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Beſchluͤſſe der Bundesverfammlung, welche 
bie verfaſſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands 
oder die Verhaͤltniſſe teutſcher Staatsbuͤrger im Al: 
‚gemeinen betreffen, machen einen, Theil des: Baden⸗ 
ſchen Staatsrechts aus, und werden, für, alle Klaffen 
von, Sandesangehörigen "verbindlich, nachdem fie von: 
dem Staatsoberhaupte verkündet worden. find. 

„Das, Öroßberzogebum ift unt heil bar und 
hei in allen feinen. Theilen. 

Die Regierung des Landes ift erblich in der 
& jerzoglichen Familie, nach den Deftimmungen 
eclarätion vom, 4. Det, 1817. 

Der Großherzog vereinigt in ſich alle Rechte 
—B— und uͤbt ſie unter den in dieſer 
Verfaffurgsurfunde feftgefegten Beftimmungen aus, 
== Seine ’Perfon: ift Heilig und unverletzlich. 


——— und politiſche Rechte, und be⸗ 
ſondere Zuſicherungen. 


A Die ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte der Badener find 
glei: in jeder‘ Hinficht, wo die Verfaffung nicht 
bear eine Ausnahme begründen; 

"Die :Staatsminifter: und fänmtliche Staatsdie— 
ner find fir die geuaue Befoigung der Verfaſſung 
verantwortlich. 

Alle: Badener fragen ‚ohne Unterfchied zu allen 

" Kattsruhe, 1819. 8.) S.1ff. Die folgenden Au 

tenſtuͤcke find: die Wahlordnung, mit deren Bei— 

"Jagen, ©. 26: die Deelaration vom 4, Det, 1817 als 
Grundlage des Hausgeſetzes, © 58; das Ediet 

über die Berechtigungen der dem Großerzogthume ans 

gehörigen ehemaligen Reihsftände und Reichs— 
ur? trer © 71 fi. u. ſ. w. — Außerdem fteht diefe 

Verfaffung in den $.19 ‚angeführten. Sammlungen. 

St. W. ate Aufl, IV. 29 
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öffentlichen Laſten bei. Alle Befreiungen von direc⸗ 
ten oder indirecten Abgaben bleiben aufgehoben. 


Alle Staatsbürger von den’ drei chriſtlichen Eon: 
feffionen haben zu allen Civil» und Prilktalftehen 
gleiche Anfprüce. 

Unterfchied im der Geburt und der Religion bes 
gründet, mit der für die ftandesherrlichen Familien durch 

die Bundesacte gemachten Ausnahme, feine Aus: 
nahme der Militairpflicht. 

Fuͤr die bereits für abloslich erklärten Grund: 
Taften und Dienftpflichten, und alle aus der Leib— 
eigenfchaft herruͤhrende Abgaben, foll durch. ein Ge- 
ſetz ein angemeſſener Abkaufsfuß feſtgeſetzt werden. 


Eigenthum und. perfonliche Freiheit ſtehen für 
Alle auf gleiche Weiſe unter dem Schutze der Ver 
fajfung. 
— Die Öerichte find unabhängig innerhalb der 
Grenzen ihrer Competenz. — Niemand darf in Eris 
minalfachen feinem ordentlichen Richter entzogen wers 
den, Niemand fann anders, als in gefeglicher Form, 
verhaftet und länger als zweimal 24 Stunden im Ge⸗ 
fängniffe feftgehalten werden, ohne Uber den Grund 
feiner Verhaftung vernommen zu feyn. a 

Der Großherzog Fann erfannte Strafen mildern, 
oder ganz nachlaffen, aber nicht fehärfen. 

Alte Bermögensconfifcationen ſollen ab⸗ 
geſchafft werden. 

Die Preßfreiheit wird nach den kuͤnftigen 
Beſtimmungen der Bundeoverſammlung gehandhabt 
—— 


Die politiſchen — der drei chriſtlichen 
Religionstheile find gleich. 
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Staͤndeverſammlung. Rechte und oe der 
Staͤndeglieder. 


Die randſtaͤnde ſind in zwei ——— 2. 
theilt, | 
-Die erfte Kammer befteht:- aus den Prinzen 
des großherzoglichen Haufes; aus den, Häuptern der 
ftandesperrlichen Familien; aus dem Landesbifchoff 
und Einem vom Großherzoge lebenslaͤnglich ernann⸗ 
ten proteſtantiſchen Geiſtlichen mit dem Range eines 
Praͤlaten; aus 8 Abgeordneten des grundherrlichen 
Adels; aus zwei Abgeordneten der Landesuniverſitaͤten; 
Aus den vom Großherzoge, ohne Rüdficht auf Stand 
und Geburt, zu Mitgliedern diefer Kammer ernannz 
‚ten. Perfonen. — Die. Prinzen des Haufes und die 
Gtandesherren treten nad) erlangter Volljährigkeit 
in Die Ständeverfammlung ein. Während der Min- 
berjährigkeit des. Befißers einer Standesherrfchaft 
* deſſen Stimme. 

"Die Haͤupter der adlichen Fawilien, weichen 
| der Großherzog eine Würde des hoben Adels verleiht, 
treten, gleich den Standesherren, als erbliche 
anpftände in die erfte Kammer, Gie müffen ‚aber 
- ein, nach), dem Rechte der Erftgeburt und der Lineal 
erbfolge erbliches, Stamm = und Lehngut beſitzen, Das 
in der Grund» und Gefällfteuer, nach Abzug des 
Saftencapitals, wenigftens zu 300 —2 angeſchla— 
gen iſt. 

Bei der Wahl der ———— Abgeordue⸗ 
ten ſind ſaͤmmtliche adliche Beſitzer von Grundherr⸗ 
ſchaften, die das 2ifte Jahr zuruͤckgelegt und im 
Lande ihren Wohnſitz haben, ftimmfähig.. Wählbar 
find "alle ftimmfähige Grundherren, die das 2öfte 
Jahr zuruͤckgelegt haben. Jede — gilt für acht 

2 
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Jahre. Aller vier Jahre tritt die Haͤlfte der grund⸗ 
herrlichen Deputirten aus. > 

Adlichen Guͤterbeſitzern Fann. der Großherzog 
die Stimmfähigkeit und Wählbarfeit bei der Grund: 
nee beilegen, wenn fie ein Stamm: ober 
Lehngut befigen, Das in der Grund= und Gefäflftener 
nach Abzug des Laftencapitals, wenigftens auf 60, 

FU angeſchlagen ift, und nach dem Rechte der Erf 
‚gebuct nach der Lnealerbfolge vererbt wird. — 

Die zweite Kammer beſteht aus 63 Abgeord⸗ 

neten der Städte und Aemter (nach der der Verfaſ— 
füngsurfunde angehängten Vertheilungsliſte). Dieſe 
Abgeordneten werden von erwaͤhlten Wahlmannern 
irahere. 

Zum Abgeordneten kann ernannt werden, ohne 
Ruͤckſicht auf Wohnort, jeder, der einer der drei chuſt⸗ 
lichen Confeſſionen angehoͤrt, 30 Jahre alt iſt, und 
in dem Grund⸗, Haͤuſer- und Gewerbſteuer⸗ Kataſter 
wenigſtens mit einem Sapitale von 10,000 FI. einge: 
tragen ift, oder eine jährliche (ebenslängfiche Kente 
von wenigftens 1500 Fl. von einem Stamm= oder 
Lehnsgutsbeſitze, vder eine fire ftändifche Beſoldung 
oder Kirchenpfründe von gleichem Betrage als Staats⸗ 
oder Kirchendiener bezieht, auch in dieſen beiden letz— 
ten Fallen wenigſtens irgend: eine directe Steuer aß 
Algemgum bezahlt, 

‚Die Abgeordneten der Städfe und Aemter wer⸗ 
den auf acht Jahre ernannt, und fo, daß die Kame 
mer. aller zwei Jahre zu einem Viertheile erneuert 
“wird, — Jeder Austretende iſt wieder wählbar::-: 

Der Großherzog ruft die Stände zufammen, 
vertagt ſie, und kann fie auflöfen. —. Die Auf 
löfung bewirkt, daß-alle durch Wahl ernannte Mir: 
glieder Der erften und zweiten Kammer; Die Abgeord⸗ 
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neten der Grundherren, ‚der Univerſitaͤten md‘) der 
Staͤdte und Aemter ihre: Eigenſchaft verlieren.“ Erz, 
folgt die Auflofung, bevor der Gegenftand: der Be⸗ 
rathung erfchöpft.ift; ſo muß längfteng: innerhatb drei 
Monaten zu einer nenon Wahl geſchritten werben. 
- Der Großherzog ernennt für jeden Landtag den 
Präfidenten der erſten Kanımer; bie zweite Kammer 
wähle für die Präfidentenftelle drei Candidaten, wos - 
von der Großherʒog einen beſtaͤtigt. 
Aller zwei Jahre muß eine. — — 
ſtatt finden. 
Kein Staͤndeglied kanu, während der Dauer 
der Verſammlung, ohne ausdrücliche Erlaubnig der 
Kammer, zu welcher es gehört, verhaftet werden; 
den Fall der Ergreifung auf friſcher That bei begange⸗ 
nen peinlichen Verbrechen ausgenommen. 
Es beſteht ein ſtaͤndiſcher Ausſchuß aus, 
vem Ptaͤſidenten der legten Sitzung, drei Mitgliedern, 
der erften und ſechs Mitgliedern der zweiten Kammer, 
Deffen Wirkſamkeit auf den namentlich in dieſer Urs 
Funde ausgedruͤckten Fall, oder auf die, von dem letzten 
Landtage mit. Öenehmigung des Großherzog an ihn 
gewieſenen, Gegenftande befchränft iſt. — Diefer 
Ausſchuß wird vor dem Schluſſe des Landtags/ 
auth bei der Vertagung deſſelben/ in beiden Kanıs 
metnedurch relative Stimmenmehrheit ge 

waͤhlt. Jede Aufloͤſung des Landtags ‚ehe auch die 
Ä Auftbfung des Ausſchuſſes nad) ſich. 120 


Wuͤbſamteit. der Staͤnde. 


Ohne Zuſtimmung der Staͤnde tkauu 
keinenuflage era Ye und is 
beiwiwerben. 17. | | 
sn Das. Auflagengeſeb wird in der Kegel: für. swsi 


' — 
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Ba hae gegeben. Mit dem Entwurfe des Auflagen⸗ 
geſetzes wird das Sta ats bud get und eine detail⸗ 
lirte Ueberſicht uͤber die Verwendung der verwilligten 
Gelder von den fruͤhern Etatsjahren übergeben. — 
Es darf darin kein Poſten für geheime Aus⸗ 
gad en: vorkommen, wofuͤr nicht eine ſchriftliche von 
einem Mitgliede des: Staatsminiſteriums contraſig⸗ 
nirte, Verſicherung des Großherzogs beigebracht. wird 
daß Die Summe zum wahren Beſten des Landes ver 
wendet worden ſey, oder verwendet werben. ſolle. 
Ohne Zuſtimmung der Stände kann kein Ans 
been gültig gemacht werden. ek 
Es darf Feine Domaine ohne Zuftimmung 
der Stände veräußert werden. Der Ertrag‘ der Do= 
mainen ift zur Beftreitung der Staatslaſten belaffen. 
an Die Civillifte kann. ohne Zuftimmung der 
Stände nicht _ erhöht, und ohne Bewilligung. des 
Roßherzogs nicht vermindert werden. 
Jeder die Finanzen betreffende Geſetzesentwurf 
geht zuerſt an Diezweite Kammer, und kann 
nur Dann, wenn er von Diefer. angenommen worden 
iſt, vor die erfte Kammer zur Abfiimmung über 
Annahme oder. Nichtannahbme, ohne, able 
Abaͤnderung, gebracht werden. — Tritt die 
Mehrheit der erſten Kammer dem: Befchluffe der: zwei⸗ 
ten wicht, bei; fo werden die bejahenden und - 
verneinenden Stimmen beider Kammern 
zufammengezähblt, und nach ver abfoluten 
Mehrheit fammtlicher Stimmen ver Staͤndebeſchluß 
‚gezogen, De il. uan, 
Kein Geſetz, das die Verfaſſungsurkunde er⸗ 
gaͤnzt, erlaͤutert oder abaͤndert, darf, ohne Zuſtim⸗ 
nung einer Mehrheit. von zwei. Drittheilen der ans 
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weſenden Staͤndeglieder einer jeden der beider Kam⸗ 
mern, gegeben werben, 

An allen andern, die Freiheit der Perfonen oder 
dag Eigenthum der Etaatsangehörigen betreffenden, 
allgemeinen. neuen Landesgeſetzen, oder zur Abaͤnde⸗ 
rung der autbentifchen Erklärung der beſtehenden, i iſt 
die Zuftimmung der abſoluten Mehrheit einer em 
der beiden Kammern erforderlich. 

Die Kammern haben das Recht der Bor 
ſtellung und Beſchwerde. ie Fonten den 
Großherzog, unter Angabe der Gruͤnde, um den 
Vorfihlag eines Geſetzes bitten. Sie haben 
das Necht, Mißbraͤuche in der Verwaltung 
der Kegterung anzuzeigen. - Eie haben das Recht, 
Minifter und die Mitglieder der oberften Staatsbe— 
hörden wegen Verlegung der Verfaſſung oder aner—⸗ 
kannt verfaffungsmäßiger Rechte formlih an zu— 
Klagen. 

Befhwerden einzelner Staatsbürger 
eörment von den Kammern nicht anders, als ſchriftlich, 
und nur dann angenommen werden, wenn der Be— 
ſchwerdefuͤhrer nachweifer, Daß er ſich vergebens an 
die geelgneten Landesſtellen und zuletzt au: Bas Staats⸗ 
miniſterium um Abhuͤlfe gewendet hat. — Keine 
Börftelung, Beſchwerde oder Anklage kann an den 
Großherzog. gebracht werden ohne Zuftimmung der 
Mehrheit einer jeden der beiden Kammern. 


| Eröffnung der ftändifchen Eißungen; Formen: der 
Derathungen, 

Der tandtag wird vom Großherzoge, oder von 
einem von ihm ernannten Commiſſar eröffnet und ges 
— 

Kein laretenlicher Antrag kann zur Diſecuſ⸗ 


\ 
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ſion und Abſtimmung gebracht werden, bevor er nicht 
in beſondern Commiſſionen — und barüber Vor⸗ 
ag erſtattet worden ift. 

Jeder guͤltige Beſchluß einer Kammer. Pe 
wo nicht ausdruͤcklich eine Ausnahme feftgefeßt: wor⸗ 
den ift, abfolute Stimmenmehrheit bei vollzaͤhliger 
Verſammlung. — Die. erfte. Kammer wird, durch 
die Anwefenheit von 10, Die. zweite, durch die Anwe—⸗ 
hen von 35 Mitgliedern ‚vollzahlig. ö 

Die Minifter und Mitglieder des Staotsmini⸗ 
fietium⸗ und die großherzoglichen Commiſſarien haben 
jederzeit bei oͤffentlicher und geheimer Sitzung Zutritt 
in jeder Kammer, und muͤſſen bei allen Difcuffionen ' 

hört werden, wenn fie es verlangen. - Nur bei der 
finmung t treten fie ab, wenn fie. nicht. Dirglirner 
der. Kammer find. 

‚Nur den landesherrlichen Commiſſarien und 
den Mitgliedern der ftändifchen Commiffionen. wird 
geſtattet, geſchriebene Reden abzulefen; allen übri= 
gen Mitgliedern find. blos whnblie Dorint 
geſtattet. 

Die Sitzungen beider Zanımern fi nd öf f e ne 
lich. Siewerden gehe im, auf das: Begehren. der 
Regierungscommiſſarien, bei: Sröffnungen , ‚für welche 
fie, die Geheimhaltung -nöthig erachten, und auf-dag 
Begehren von ‚drei Mitgliedern, welchen wenigfiens 
ein Viertheil der übrigen Mitglieder. beitreten muß. 

Die Verfaffung wird unter die Garantie 
nes. teutſchen Bundes‘ geriet, Au ca 





— 


—5 3 * _, 
> “ 


* 15) Churftaat Heſſſen. — 
nr Die Landgrafſchaft Hefſen⸗Kaſſel, deren Regent 
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il helm 1 im Keichsdeputationshauptfchluffe die 
— Wuͤrde erhielt, hatte Landſt aͤnde 
zum Jahre 1806,, Sie beſtanden aus drei Klaſ⸗ 
— —— Ritterſchaft, und Landſchaft, welche 
durch die ſtaͤdtiſchen Deputirten gebildet ward. Zu 
den, Prälaten gehörten: der Komthur der teutſchen 
Ordensballei Heſſen, die Univerſitaͤt Marburg, und 
fünf, Obervorſteher adlicher Stifter. Die Deputirten 
der Ritterſchaft und Landſchaft waren nach den fuͤnf 
Fluͤſſen (Lahn, Schwalm, Fulda, Werra und Die— 
meh) eingetheilt. Die Grafſchaft Katzenelnbogen ver⸗ 
trat auf diefen Landtagen ein aus den Landesvorſtehern 
anäbles Individuum. Die Grafſchaft Schaumburg 
Mi rigne Stände , das Fürftenthum Hanau gar 
Bis zum, Jahre 1806, wurden. ‚Die landtage 
mejlens regelmäßig gehalten. 
Als aber im Spätjahre 1806 der Churſtaat Sef- 
A von den Frauzoſen beſetzt, und» Diefes Land. im 
iter Frieden zum Königreiche Weſt phalen ge- 
' wward;. dagalt auch die, diefem Königreiche 
ebene, Berfätfung von 1807 — 1813 in‘ dem 
Br * Allein mit der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig er⸗ 
| das Königreich Weftphalen und deſſen Verfaſ⸗ 
en. Be —— —5 Ehete nad Kaſſel 


u Ben er in ni Horigen. "Rechte eingefeßt 
ge 





‚bard, nad) welchen ber-.auch die Verfaffung, 
wir ſie im 1806.9eween. wire,ger 
‚geftielke: werden —— XRXX x 


ee Doch unterblieb dieſe Serftelling; ich in 
— Ausſchreiben vi 6 29. Ang. 1814 —— 

— ae ng. beftimme — 
rief der arfuͤrſt durch vom 
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77. Dec, 1814 3 wan zig ſtaudiſche Deputitte⸗ "joe 
Aus! den Prälaten, fünf aus der Ritterſchaft/ acht 
aus den Städten; PN fünf aus dem Battern flanve; 
Die lebhaften: ‚Streitigkeiten *) smifihen der Regierung 
und den ſtaͤndiſchen Deputirten betrafen eheits‘ die 
Segenbemerfungen der letztern gegen Den ihnen vor⸗ 
gelegren neuen Verfaſſungsentwurf the il s den Wi⸗ 
derſpruch derſelben gegen die — der Regie⸗ 
in finanzieller Hinſicht. Mochte dieſer Wider⸗ 
fptuch nicht ohne Grund ſeyn; ſo befremdete es Do, 
daß die verſammelten Stände gegen einen DBerfafs 
fimgsentwurf fich erklärten, der, fo weit er bekannt 
ward, viele zeitgemäße Beftimmungen enthielt. Es 
ſchien aber, daß die Staͤnde die neue Verfaſſung 
nur auf dem Wege des Vertrages, und nicht 
als einen Act der Regentenmacht aunehmen we woll⸗ 
ja Susi] 
3 Vergl. Beurkundete Darftelfung der hueheß 
ſiſchen Landtagsverhandlungen. 2 Abtheil. 
"8, 1. 1816. 8. (enthalten die Jahre 18415 und 16) — 
—5 die Ueberſicht der Verhandlungen der Br 
hefſifchen Landſtaͤnde in den Jahren1 
And 1816 im alle. ERBEN 
Vive ©1. St. 4. und B. 2. St. 
* Dies erhellte aus dem —— vom 2,7 
‚s2 :1816,: worin es hieß: „Wenn Se. Kön. Hoheit. ven 
Be Entſchluß gefaßt haben, eine auf fämmtlice ‚Provinzen 
a sis ſich erſtreckende Conjtitution als Landesgefeg bekannt 
‚machen; fo. hätte der natürlihe Zufammenhang der 
vB Sachen den zum Lundtage erfchienenen Standen und 
>79 Deputirten fehon die Ueberzeugung einflögen muͤſſen, daß 
bier nicht von einer vertragsmäßig einym 
Asehendene Regierungsform die Nede iſt ꝛch Was 
er Regent in dieſer landesvaͤterlichen Abſicht zu ver⸗ 
wiligen und feſtzuhalten Willens iſt, gehört nicht zu 
m folchen Gegenftänden, worüber erfi zu trartiren 
I ehe. — Was aus — lande svaͤterlichen Antriebe 
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ten’? fo wie ſie * forderten, daß. die nene Verfaſ⸗ 


ſung unter die beſondere Satantie von 2 
teut ſcheen Mächten geftellt werden ſollte. 

nun keine Vereinigung zwifchen der Regierung und 
den Ständen erfolgte; ſo vertagte Anfangs ver 
Churfinſt vie ftandifche Verfammlung, und Hob fie 
vurch Reſeript vom 2. Mai 1816 völlig auf. - Seit 
diefer Zeit iſt der Churſtaat ohne landſtaͤndiſche Ver⸗ 
faſſung regiert worden; doch erfchien, nach dem 
Kegierumgsantritte des Churfürften Wilhelms 2, fir 
die none Oeftaltung der Berwaltung am 29, Sum, 
1821 ein Organifationsdecrer *), 

Da vie von dem Churfürften Wilhelm 1 beabfich- 
tigte Verfaſſung nicht angenommen ward; fo koͤunen 
aus dem. Entmwitrfe derfelben nur Diejenigen Des 
ſtimmungen mirgerheilt werden, welche unmittelbar auf 
den Charakter der ftändifchen Vertrefung ſich beziehen, 
— Nr diefer Hinſicht follten alle. befondere Repraͤ⸗ 
fentationen der Praͤlaten und der Ritterſchaft, 
Staͤdte und der Bauern: aufhören. Sämmtlidhe 
Sandtagsdeputirte zufammen machen did 
Stände aus, und jeder Sandtagsdeputirte repräa 
fentire die Unterthanen, ohne Unterfihied ihres Stan— 
des, Die Anzahl der. Deputirten ſoll, außer dem 
Präfiventen, aus 30 Perfonen beftchen. Die drei 
voehnnten Diener der drei chriftlichen Confeſſionen 
find: ohne weitere Wahl Landtagsdeputirte Die uͤbri⸗ 
gen 27 Deputirten-follen zu + aus den Prälaten und 


" dem ftändifhen Mitwirkungsrechte Eraft. eines Landgrunds 
gefeßes unterworfen wird, iſt fortdauernd gültig, ohne 
— daß es darum einer vorgaͤngigen Unterhand— 
Ki ms als über einen abzufchließenden Bew 
trag bedarf.” 
* Lüders dipl. Archiv, Th. 2. S. 480. 
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der Ritterſchaft (und zwar ans 2 Prälaten und 7 Rit⸗ 
tern), zu + :0u8. den Stabtbewohnern (jedoch ‚mit: - 
Einfhlug des jedesmaligen Buͤrgermeiſters von Kaſ⸗ 
fel), und zu aus.den Örundeigenthümern des platz, 
ten Landes und den. übrigen Unterthanen gewaͤhlt wer⸗ 
den, welche: bei den erften Wahlen nicht zugezogen 
worden find. Zur Waͤhlbarkeit eines: Deputirten 
gehört, daß er fich zu einer der drei chriftlichen Gone 
feflionen befenne, 25 Jahre alt, in Eeiner Unteres 
fuchung begriffen, und nicht mit Gefängnißftrafe bes‘ 
legt; worden ſey. Die Wahl gilt: auf ſechs Jahre; 
doch ift jeder wieder wählbar. — Die Stände haben 
das’ Recht, jeden Staatsbeamten anzuflagen, 
weicher einer Webertretung der Verfaffung, einer Mala 
verfation oder Concuſſion fich fehuldig macht. Die 
Deputirten fonnen während der Sißungsperiode nicht 
anders, als mit Zuftimmung der Verfammlung vers 
haftet, und: zu Feiner Zeit wegen Aeußerung ihrer 
Meinung zur. Mechenfchaft gezogen werden, - Die 
Landſtaͤnde koͤnnen zu neuen. Geſetzen und. zur: Vers 
befferung der alten Anträge machen. — Die Stände 
muͤſſen ſich wenigftens aller fechs Jahre verfammeln, 
Der Regent kann die Gißung vertagen , und ‚aufs 
föfen; im letztern Falle muß er aber mie, ver Auf—⸗ 
föfung fogleih die Wahl neuer Deputirten verordnenz 
+ Kein Örundeigenthümer im Staate darf frei ſeyn⸗ 
alle. Eremtionen, auch die der, Domainen, der Kira 
hen =: und Schulguͤter werden aufgehoben...» im 


— — — 
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—. gene we 9, i at ie 
16) Großherzogtum He ffen. 
) Geſchichtliche Einleitung. 


Die Länder des tandgrafen von Heffen: Darm 
ſtadt gehörten zu denjenigen teutfchen Staaten, welche 
feit dem. Keichsdeputationshauptfchluffe im Jahre 
4803 die meiften Gebietsveränderungen erfuhren, 
wenn gleich der Umfang des Staates felbft. von 
1803 — 1810 bedeutend vergrößert ward. Dem 
Rheinbunde trat der Landgraf als Großherzog Lud⸗ 
wig 1 (12. Jul. 1806) bei, worauf er Dusch Decret 
vom 1. Oct. 1806 die (andftändifhe Berfaf- 
{ung in feinem Staate aufhob. — Go ward das 
Land ohne Stände regiert, bis der dreizehnte Artikel 
der. teutfchen Bundesacte in’ allen teutfchen Staaten 
landftändifche Verfaffungen. verlangte. Nachdem nun 
noch im Jahre 1516 bedeutende Gebistsveränderuns 
gen in dieſem Staate, befonders Durch Abtretung des 
Herzogthums Weftphalen an Preußen und durch Er 
werbung der Provinz Rheinheffen, erfolgt. waren, regte 
fich auch im Großherzogthume Heffen , das Verlangen 
nach einer ftändifchen DVerfaffung *). Namentlich 
unterzeichneten eilf Standesherren des Landes 
ein Schreiben **) an den Großherzog wegen Zu: 
Tommerberufung einer Stänbeverfamnilung. | 

Doch verzog es fich noch bis zum Fahre 1820, 
100, vom Großherzoge unterzeichnet und vom Staates 


2 Vergl. den Aufſatz: Negungen.im Großherzog— 
— Sthume Heſſen⸗Darmſtadt, ſtaͤndiſche Wer 
— faffung betreffend; im ao Staatsver— 
—faffungsarchive, 2B. S. 123 ff. 

—* Dieſes Schteiben (dom März 1816) Ebend. “Si 126 ff. 
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miniſter von Grolman contraſignirt, am 18. März 
ein Edict*) über. die landftänvifche Wer 
faffung des Großherzogthums erfchien, Ob— 
gleich im, demſelben eine foͤrmliche Verfaffung in 
27 Artikeln, als Grundgefes des Staates vom 
Regenten gegeben und befanne gemacht, enthalten 
war, welche_den im Mai 1820 zufammenberufenen 
Ständen mirgerheile ward; fo erflärten fich die letz— 
tern doch. fo ernfthaft Aber das Unzureicheude Diefi 

Verfaffung, daß, nach Tängern Unterhandlunger 
ger und den Ständen, am 17, 
Dec, 1820 vom Großherzoge die neue Verfaf 
fung befanne gemacht ward, die fogleich ins oͤffent⸗ 
liche Staatsleben eintrat. — Der Vergleicht 
wegen werden, vor der Aufftellung des politi 
Charakters diefer geltenden VBerfaffung, Die Grunde 
zůge der am 18. März 1820 bekannt gemachten Ver⸗ 
faſſungsurkunde mitgetheilt. Nach derſelben ſollten 
die Stände zwei Kammern bilden. Die erfte 
. Kammer follre beftehen: aus den Prinzen des Hauſes, 
aus den Häuptern ftandesherrlicher Familien, aus 
dem Senior der Familie von Riedeſel, aus dem Farhos 
liſchen Laudesbiſchoffe, aus einem proteftantifchen Geiſt⸗ 
lichen mit Prälatenwürde, aus dem Kanzler der Sans 
desuniverſitaͤt, und aus denjenigen ausgezeichneten 
Staatsbürgern, welche der Regent auf Lebenszeit dazu 

berufen würde, Die zweite Kammer follte gebildet 
werden: aus 6 Aolichen, welche der mit Grundeigen⸗ 
thum angeſeſſene Adel aus feiner Mitte waͤhlen würde; 





RT PET RE u ER 
*) Es iſt ‚befonders gebrudt mit dem. Titel: Landſt aͤn⸗ 
diſche Verfaſſungsurkunde für das Groß 
herzogthum Hefſen. s. 1. 1820. 8., und fleht in 
nd Europ Confitt. Ik) 8%, 7 


/ 
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aus 10 ftädtifchen Abgeordneten (von den wichtigften 
8 Städten des Landes); aus 34 gewählten. Abgeord⸗ 
neten aus den nicht mit einem befondern Wahlrechte 
begabten Städten und den Jandgemeinden. Die 
Staͤnde follten nur mit denjenigen Gegenſtaͤnden fich 
befchäftigen, welche in der Berfaffung zu ihrem Wirs 
fungsfreife verwiefen wären. Dahin gehörte das Fis 
wanzgefeß, welches immer auf drei Jahre gegeben und 
zuerft der. zweiten Kammer vorgelegt werben. follte. 
Die.erfte Kammer follte es nur im Ganzen annehmen, 
oder -verwerfen dürfen. Im Falle einer Verfchieden- 
heit ver Anfichten beider Kammern, follte das Finanze 
gefes in einer Verſammlung der vereinigten beiden 
Kammern, unter dem Vorſitze des Präfidenten der 
erften Kammer, erörtert, und der Befchluß ‚nach ab» 
folater Stimmenmehrheit gefaßt werden. " Die Staats⸗ 
ſchuld follte garantirt werden und feine Vermehrung 
derfelben, ohne Einwilligung der Stände, ſtatt fin— 
Den. Die polizeilichen Geſetze und alle: über die. ges 
faramte.Berwaltung und den Staatsdienft zu erlaffende 
Mormative und Kegulative follten ohne ftändifche 
Concurrenz erlajfen, bei allen andern neuen Gefegen 
aber follte das Gutachten der Stände vernoms 
men werden. Die Kammern durften, nach über: 
einftimmendem Befhluffe, gememfchaftliche Bes 
fhwerden und gemeinfihaftliche Bitten dem Negenten 
vorlegen, — Die Stände follten für ven Inhalt ihrer 
freien, Abftimmung ‚nicht. verantwortlich feyn. Doch 
ſchuͤhte das Recht der freien Meinungsäußerung nicht 
gegen den Vorwurf der Verlaͤumdung, welche Einzelne 
in dieſer Aeußerung etwa finden follten‘, und der Res 
gent war nicht gemeint, in folchen Fällen den Einzels 
8. —— ———— 
Verlaͤumdungen nach den Geſetzen wer: 






— 
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71 99, | — 
b) Politifcher Charakter der Berfaffung- 
u. vom 17. Dec. 18209, * 


Von dem Großherzogthume und deſſen Regierung 
— 0 Am Allgemeinen, re 
au 5 Das Großherzogehum.. bildet einen Beſtandtheil 
des teutſchen Bundes. Die Beſchluͤſſe der 


Bundesverſammlung, welche die verfaſſungs⸗ 


Anſehung der Mittel zur Erfüllung der Bundesver⸗ 
bindlichkeiten nicht ausgefchloffen. ee 


sus. 


*) Sm Eingange zu dieſer Verfaffung hieß es: „, Ldudwig x, 
N : Nachdem mir die, in Gemäßheit des Artitels 24 Unſers 
Ediets vom 18. März d. 3. über die landſtaͤndtſche Vers 

faſſung gefußerten, Wuͤnſche Unfrer Stände über die 
rouſtitutionellen Beftimmungen: vernommen, und. in: Bes 
—ziehung auf dieſelben Unſre Entichließungen gefaßt haben; 
„u. fo. finden Wir Uns nunmehr bewogen, diefe Entf lieguns 
A gen und die durch diefelben nitht abgeänderten verfaffungss 
9 mäßigen Beſtimnungen Unfers Ebicts vom 18, März UL 
in Einer Urkunde zuſammen zu fan ag 2... 


- I 
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faffung feftgefegten, Beftinmungen aus, Seine Per⸗ 
fon ift. heilig und unverleglich. 

Die Regierung ift erblich nach Erftgeburt‘ und 
Linealfolge. In Ermangelung eines durch Verwandt: 
fchaft oder Erbverbrüderung zur Nachfolge bes 
rechtigten Prinzen gehet die Regierung auf das weib« 
liche Geſchlecht über. Hierbei entſcheidet Nähe ver 
Derwandtfchaft mit dem legten Großherzoge. Nach 
dem Uebergange gilt wieder der Vorzug des Manns: 
ftammes. (Ein Hausgefes beſtimmt das Nähere, 
fo wie über die Regentfchaft während einer Minder- 
Ariel) 

Von den Domainen. 


Ein Drittheilder ſaͤmmtlichen Domai- 
nen, berechnet nad) dem Durchfihnittserfrag der rei— 
nen Einkünfte ‚ wird, nach der Auswahl des Groß— 
herzogs, anden Staat abgegeben, um, mittelft 
allmähligen Verkaufs, zur Schuldentilgung verwen⸗ 
Der zu werden. — Die uͤbrigen zwei Drittheile bil 
den das fihuldenfreie unverdäußerlihe Fami— 
lieneigenthum des großherzoglichen Haufes. Die 
Einkünfte diefes Familiengutes, woruͤber eine befons 
dere Rechnung geführt wird, ſollen jedoch in dem 
Budget aufgeführt und zu den Staatsausgaben verz 
wendet werden. Vorzugsweiſe find aber darauf die 
zu den Bedürfniffen des großherzöglichen Haufes und 
Hofes erforderlichen Summen radicirt; auch foll, ohne 
ftändifche Einwilligung, von biefen. Samitiengute 
nichts verhnpothecitt werden. 
Allgemeine Rechte. und Pflichten ber Heffen. 

Der Genuß aller bürgerlichen Rechte, ſowohl 
der Privatrechte, als der öffentlichen. (oder des 
Staats buͤrgerrechts) ſtehet nur Inlaͤndern zu. 

St. W. ate Aufl, IV. 30 


— 
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Alle Heſſen find. vor dem Geſetze gleich — Die 
Geburt gewährt Keinem eine vorzügliche Berechtigung 
zu irgend einem Staatsamte. 

Die Verfchiedenheit der anerkannten chriftfichen \ 
Confeffionen hat feine Verſchiedenheit in den politik 
fhen oder bürgerlichen Rechten zur Folge. 
| Den anerkannten chriftlichen Confeſſi ionen iſt 
vollkommene Gewiſſensfreiheit und freie und oͤffent— 
liche Ausuͤbung ihres Religionscultus geſtattet. — 

Die Freiheit der Perſon und des Eigenthums 
iſt keiner Beſchraͤnkung unterworfen, als welche Recht 
und Geſetz beſtimmen. Jedem Heſſen ſteht das Recht 
der freien Auswanderung zu, 

Die Leibeigenſchaft bleibt für inmer aufs 


gehoben. 


Ungemeffene Frohnen Eönnen nie ſtatt haben, 
und die gemeffenen find ablösbar. 

In außerordentlichen, Norhfällen ift jeder 
Heffe zur DVertheidigung des Waterlandes vers 
pflichtet, — Jeder Heſſe, für welchen nicht eine 
verfaffungsmäßige Ausnahme befteher, ift verpflichtet, 
an der ordentlichen Kriegspienftpflicht Autheil zu 
nehmen. Bei dem Aufrufe. zur, Erfüllung dieſer 
Verbindlichkeit entſcheidet unter den gleich Verpflich— 
teten das Loos, mit Geſtattung der Stellver— 
tretung. 

Alle Heſſen ſind zu gleich en ſtaatsbuͤrgerlichen 
Verbindlichkéeiten und zu ‚gleicher. Theil 
nahme an den Staatslaften verpflichter, in= 
fofern fie nicht eine —— — Ausnahme ih 


Arnſprüch zu nehmen haben. 


Niemand ſoll feinem gefeßfihen: Kiter entzogen 


werben. — Kein u darf — ‚als in Den 
—X “9 
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durch’ das Recht und die Geſetze beſtimmten Fällen 
und Formen, verhaftet oder beftraft werden, Keinet 
darflänger, als 48 Stunden, über den Grund feiner 
"Berhaftung in Ungewißheit gelaffen werden. 
Die Preffe und der Buchhandel find 
frei; doch unter Befolgung der gegen den Mißbrauch 
beftehenden , ‚ oder künftig erfolgenden Geſetze. 


Bon den befondern Kechten des Adels. 


Die Rechtsverhaͤltniſſe de Standesherren 
werden durch das Ediet von 17. Febr. 1820 beſtimmt. 
— .Die befondern Rechtsverhaͤltniſſe des Adels 
genießen den Schutz der Verfaſſung. 


Von den Kirchen‘, den Unterrichts und Wohlthaͤ⸗ 
figkeits - Anftalten. 


Die innere Kirchenverfaffung genießt auch den 

Schuß der politiſchen. 

erordnungen der Kirchengewalt Eönnen ‚ ohne . 
Einfiht und Genehmigung des Großherzogs, weber 
verfünder, noch vollzogen werben, 

Die Geiftlichen find in ihren buͤrgerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen und bei ſtrafbaren Handlungen, welche nicht 
bloße Dienſtvergehen ſind, der weltlichen Obrig— 
keit unterworfen. | 

Das - Kirchengut, das Dermögen der vom 
Staate anerkannten Stiftungen, Wohlthätigkeits =; 
fo. die der Höhern und niedern Unterrichtsanftalten, 
genießen des befondern Schußes, und konnen. unter 
Feiner Vorausſetzung dem Sinanzvermögen einverleibt 
werben. 

Don den Gemeinden. 
Die Angelegenheiten der Gemeinden, ſollen durch 
30 * 
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ein Geſetz geordnet werden, welches, als Grundlage, 
die eigne, ſelbſtſtaͤndige Verwaltung des Vermoͤgens 
durch von. der Gemeinde Gewählte, unter der Ober 
aufficht des Staates, ausfprechen wird, Die Grund: 
beftimmungen dieſes Geſebes werden einen Beſtand⸗ 
theil der Verfaſſung bilden. 

Das Vermögen der Gemeinden: kann, unter 
Feiner Vorausſetzung, dem Finanzvermögen : einver⸗ 
leibt werden. | 


Don dem Staatsdienfte, 

Niemand Eann ein Staatsamt erhalten, ohne 
feine Fähigkeit dazu, durch ordnungsmäßige Prüfung, 
bewiefen ‚zu haben, Dei folchen, welche im Aus» 
lande bereits Staatsaͤmter bekleidet, und dadurch 


ihre Faͤhigkeit bewaͤhrt haben, leidet dieſe Regel eine 
Ausnahme. 


Anwartſchaft auf Staatsaͤmter finden nicht art 
| Von den Landſtaͤnden. | Ä 


Die Etände des Großherzogthums bilden. wei 
Kammern. 


Die erfte Kammer wird gebildet: aus "den 


Prinzen des großherzoglichen Haufes ; aus den Häups 


tern ftandesherrlicher Familien ; aus dem Senior der 


* 


Familie der Freiherren von Riedeſel; aus dem 
katholiſchen Landesbiſchoffe; aus einem: proteſtanti⸗ 
ſchen Geiſtlichen, welchen der Großherzog dazu auf 
Lebenszeit, mit der Wuͤrde eines Praͤlaten, ernennen 
wird; aus dem Kanzler der Landesuniverſitaͤt, oder 
deffen Stellvertreter; aus denjenigen ausgezeichneten 


. Staatsbürgern, welche der Großherzog auf Lebenszeit 


dazu berufen wird, Doch follen dieſe Etnenhungen 


\ 


b '. 
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nicht über die Zahl von 10 Müglirverk aghedchu 
werden. 

Die zweite Kammer wird gebildet aus 6 Ab⸗ 
geordneten, welche der im Lande genuͤgend mit 
Grundeigenthum angeſeſſene Adel aus ſeiner Mitte 
waͤhlt; aus 10 Abgeordueten derjenigen Staͤdte, 
welchen, um die Intereſſen des Handels, oder alte 
achtbare Erinnerungen zu ehren, ein befonderes Wahl⸗ 
recht zuſteht Darmſtadt, Mainz [beide mit 2 Depu⸗ 
firten], Gießen, Hffenbac), Friedberg, . Alsfeld, 
Worms, Bingen); aus 34 Abgeordneten, welche, 
nach Wapiviftricten gebildet, von den nicht mit einem 
befondern Wahlrechte begabten Städten und den Lands 
gemeinden gewählt werden. (Die Art, und Weiſe 
der Uebung der Wahlrechte feßt dag. Wahlgeſetz feft.) 
Die gebohrnen Mitglieder der er ſte Kammer 
muͤſſen 25 Jahre alt feyn, um von ihrem Rechte Ge⸗ 
brauch zu machen. | 
= Die Abgeordneten der zweiten Kammer muͤſ⸗ 
fon. 30 Sabre alt fenn, und ein, zur Sicherung einer 
unabhäng igen Eriftenz genügendes;, Einkommen - bes 
ſitzen. Als ein ſolches wird fir die Wahlen des’ Adels 
betrachtet,» wenn der zu wählende adliche Grundei⸗ 
genthuͤmer 300 Fl. directe Steuern für eigenthuͤm⸗ 
liches, oder nutznießliches Vermoͤgen jährlich ent: 
richtet. Für die übrigen Wahlen wird erfordert, daß 
‚der zu Wählende 100 Fl. directe Steuern jäpetich 
entrichte, oder als Staatsdiener einen ftändigen jaͤhe 
lichen Gehait von wenigſtens 1000 Fl. — 
An den Wahlen des Adels —2 alle uche 
Grundeigenthuͤmer Theil, welche 300 FL. directe 
Steuern entrichten, und 30 Jahre alt ſind 
Die Ernennung der Abgeordneten der Städte 
und ber. Wahld iſtricte geſchieht durch Der Wah⸗ 
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Prem Die erſte Wahl beſtimmt die Bevollmächtigten; 
von diefen werden Die Wahlmänner, und vonden 
letzten die Abgeordneten gewählt. ı ı | 
vr. Ale Wahlen geſchehen auf 6 Jahre. Die Or 
BR koͤnnen wieder gewählt werden . 
In Beiden Kammern haben die Mitglieder bes 
Chnaferiniterime und Die ernannten kandtagse 
miffarien freien Zutriee o hu e Stimnirecht .· 
Der Öroßherzog hat das Recht, die ſtaͤndi 
Verfar * au berufen, zu vertagen, auf uf N 
and. au. — — Er wird die Stände wen gſtens 
drei, Jahre verfammeln, Im Falle, einer Ai uf⸗ 
— wird er, binnen 6 Monaten eine neue hl 
erfammfung. berufen. In diefem  Falfe erlofe 
ae Wahlen, und e8 moͤſſen neue Wahlen in 
ei. Doch find, die ‚früher Gewaͤhlten waͤhlbar. 


Dpne Zuftimmung der Stände, kann 
Feine directe oder indirecte Auflage. ‚ausgefchrieben oder 
erhoben, werden, +: Das Finan zgeſetz, welches aufa 
Jahre gegeben wird, ſoll wi; der, zweiten: Kam⸗ 
mer vorgelegt werden; weiche daruber n ach einer. 
vertraulichen — mit der erſten 
Kammer durch, die Ausfchüffe, ihre Be— 
ſchluͤſſe zu faſſen hat. Die Beſchluͤſſe "ber, zweiten 

ammer kaun die erſte nur im Ganzen anne 
verwer u. — Geſchieht das legtere; ſo wird 
* 5 in einer Verſammlung der vere — 
9 Kammern, unter ‚dem, Vorſitze des 
ere 


Ben diſcutirt, und dee Defhlu +4 
ufer ch ni saniadenged 
Beide Kammern find befugt, —* nur eine 


vollſtaͤndige Ueberſicht und Nachweiſung der Staats⸗ 
ei, fondern. auch eine a 
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über, die Verwendung fruͤher verwilligter Fam 
zu -begebren. 

Die Tiviiliſte kann, während. ‚der Dauer 
der Regierung eines- Sroßperzogs, - ‚ohne feine Bes 
willigung weder gemindert, noch ohne. Zuſtimmuns 
der Staͤnde erhoͤhet werden. 

Ohne Zuſtimmung der Staͤnde kann fein Ges 
feß, auch in Beziehung auf Das Sandespolizeiwefen, 
gegeben, aufgehoben oder abgeandert wers 
den, — Wenn auch nur eine Kammer gegen einen 
Gefeßesvorfchlag ſtimmt; fo bleibe das Geſetz aus— 
gefest. Wird,aber ein folhes Geſetz auf dem .nächa 
ften Landtage von der Regierung den Ständen wieder 
vorgelegt, und. wieder von der einen. Kammer abge= 
lehnt, von der andern aber angenommen; fo wers 
den, wenn die Kegierung es nicht - vorzieht, den 
Vorſchlag zurüd zu nehmen, die Stimmen für and 
wider die Annahme in beiden Kammern zufammens 
gezählt, und. die -fich ergebende - Stimmenmehrheit 
entſcheidet fuͤr oder gegen die Annahme. —— 
— Geſetzesvorſchlaͤge können nur von 
dem Großherzoͤge an die Stände, nicht 
von den Ständen.an den-Öroßherzog ge: 
bracht werden. "Die Stände koͤnnen aber, im 
Wege der Perition, auf neue Befeße, fo wie 
‚auf Abänderung ober. Aufhebung der beſtebenden 
antragen 

Aushebungen zur Vermehrung Der ——— 
— die Bundespfliht hinaus Fonnen nur 
durch ein Geſetz beſtimmt werden. 

— Die geſammte Staatsf huld, welche. ohne 
ſtaͤndiſche Einwilligung ‚nie vermehrt. werden kann, 
u durch Die Verfaſſung garantirt. 
Die Kammern haben das Recht, dem Graßs 
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F Bf 
herzöge alles dasjenige vorzufragen, - was fie,“ vers 
möge eines übereinftimmenden Befhlufß 
fes, für geeignet halten, um als eine gemeinfchaft: 
lihe Beſchwerde, oder als ein gemeinfchaftlicher 
Wunſch an 'ihn gebracht zu werden. Dies gift 
auch von den Befchwerden gegen Das — der 
Staatsdiener. 

Einzelne und Corporationen koͤnnen ſich nur 
dann an die ſtaͤndiſchen Kammern wenden, wenn 
fie in Hinſicht ihrer individuellen Intereſſen auf eine 
unrechtliche oder unbillige Art für verlegt oder gedruͤckt 
ſich halten, und wenn fie zugleich" nachzuzeigen ver— 
mögen, daß fie bei den Staatsbehoͤrden die gefeß- 
lichen Wege um Abhuͤlfe ihrer Veſchwerden vergeblich 
——— haben. 
Wenn die eine Kammer der andern in Hinſicht 
äufeine Petition oder-Befchwerdeführung nicht beis 
ſtinimt; fo bleibt es der le&fern unbenommen , bie 
böchfte Regierung von der Petition oder Befchtverbes 
führung mit dem Bemerken in Kenntniß zu feßen, 
daß diefelbe der andern Kammer, welche aber ihre 
Zuftimmung verfagt habe, mitgetheilt worden fen. 
-: Die Stände find für den Inhalt ihrer freien 
Abftimmung nicht verantwortlih. Doch ſchuͤtze das 
Kecht der freien Meinungsäußerung -nicht gegen“-den 
Vorwurf der Verlaͤumdung, welche Einzelne in dieſer 
Aeußerung finden koͤnnten. 
Waͤhrend der Dauer des Landtags find Di Mit: 
glieder der Ständeverfanmlung keiner Art von Arteft, 
als mit Einwilligung der Kammer, zu welcher: fie 
gehören, unterworfen; ausgenommtert den Fall der Er- 
greifung auf frifeher- That bei ftrafbaren Handlungen. 
Der Großherzog ernennt den erften Präfidenten 
der erften Kammer für. die Dauer des Landtags. 
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Zur Auswahl des zweiten Praͤſtdenten ſchlaͤgt ihm bie 
Kammer drei Mitglieder vor. Bei Anweſenheit der 
Hälfte ihrer Mitglieder iſt die erſte, bei Anweſenheit 
von 27 Mitgliedern iſt die zweite Kammer conſtituirt. 
Unter Leitung der Einweiſungscommiſſion ſchlaͤgt die 
zweite Kammer dem Großherzoge 6 Mitglieder zur 
Ernennung des erften und zweiten Präfidenten derſel— 
ben von 
Jedes Mitglied der Stände hat das Recht, ir 
der Kammer, zu welcher e8 gehört, Motionen 
über Gegenftände zu machen, welche zu dem Wir- 
fungskreife der Kammer gehören. — Die von einer 
Kammer abgelehnten Anträge der Negierung, oder 
der andern Kammer, oder eines Mitglieds der Kanı= 
mer koͤnnen auf demfelben landtage nicht wiederhohlt 
werden. 

Die Vorbereitung zur Berathung geſchieht durch 
gewählte Ausſchuͤſſe. 

Zu einem guͤltigen Beſchluſſe gehoͤrt in der erſten 
Kammer: die Abſtimmung von wenigftens #7, und in 
der zweiten Kammer von wenigſtens 77 Mitgliedern ; 
in. beiden Kammern entſcheidet Die Stimmenmehrbeit. 
Alle Beſchluͤſſe der einen Kammer - müflen der 

andern zur gleichmäßigen: Berathung mitgerheilt wer⸗ 
den’, mit Ausnahme ſolcher Gegenſtaͤnde, woruͤber 
derfaſſungsmaßig ein Beſchluß der einen "Kammer, 
unabhängig von dem der andern, zur Wirkfamkeit 
gelangen: kann. 

Die Kammern Gaben: ihre Verhandlungen, in⸗ 
ſofern ſie ſich nicht uͤber vertrauliche Eroffnuagen der 
Regierung, oder der andern Kammer, oder-an ſolche 
erftreden, durch den Drud befannt zu machen: 
Unter derfelben Vorausfegung haben fie auch das 
u eine beftimmte Anzahl von Zubärern N 
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> Allgemeine Beftimmungen, '-, F 


er Das ganze Grot herzogthum ſoll ein —— 
liches Geſetzbuch, ein Strafgeſetzbuch, und ein 
Geſetzbuch uͤber das Verfahren in Rech ts⸗ 
fachen eingefuͤhrt werden. 
Ausſchließliche Handels⸗ und Sewisböprivfigen 
ſollen nicht ſtatt finden, außer zu Folge eines befons 
im Sefeßes. — Patente ‚für Erfindungen, ‚Dagegen 
ann bie Kegierung auf beftinmite, Zeit ertheilen. 
Die Strafe der Aembgenschnfintien 
iſt fuͤr alle Zeiten abgeſchafft. — 


Von der Gewaͤhr der Verfaſſung. 


Jeder Regierungsnachfolger ſichert, her dem BEN 
tritte feiner Regierung, den Ständen die unverbrüchz 
fichfte Feſthaltung der Verfaſſung in einer-Urfunde zu, 
welche ven Ständen zugeftellt und in dem ſtaͤndiſchen 
Archive niedergelegt wird. 

Die Staatsminifter und fämmtliche ‚übrige 
Staatsdiener find, infofern fie nicht in Folge :vom . 
Befehlen. ihrer vorgefesten Behörden handeln, jeder 
innerhalb. feines Wirkungskreiſes für Die genane Bes 
obachtung der Berfaffung verantwortlich, Das 
Geſetz über die. Berantwortlichkeit der Minifter une 
oberften - Staatsbehörben bitdet. einen m. 
Theil der Berfaffung.) Ä 

Abändernngen und Erlaͤu terungen 
der Berfaffungsurfunde Fönmen nie’ anders, 

als mit Einwilligung beider Kammern, gefehehen: 
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DER een 93. | — 
17) "Sergoarfum Holftein mif Sanenburg 


Die Praͤlaten, die Kitterfchaft und die Städte 
Hoͤlſteins wählten im Jahre 1460 die jeßige Olden⸗ 
burgiſche Dynaftie zu Grafen von Hotftein *% 
Die Wahlcapitulation band den Regenten ſehr an die 
Zuſtimmung der Staͤnde. Sie ließ ihn aber frei mit 
den Kammerhoͤrigen ſchalten und walten; nur 
daß. er feine Domainen veraͤußern oder: verpfaͤnden 
durfte. — Die Staͤnde von Holſtein ſtanden mit 
Praͤlaten, Adel und! einigen‘ Städten von Schles⸗ 
wig in anerkannter Verbindung. , Diefe-Berbindung 
ward- auch nicht aufgelofer, . als Dänemark Schleswig 
, ganz. erwarb. Als’ es. aber feit 1717 keine Landtage 
berief, dehnten die beiden, regierenden. tandesherren 
zu Holſtein-Gluͤckſtadt and Öottorp ihre Kechte 
über die vormals bein Landtage erfchienenen. Städte 
ummer weitet aus; dagegen Die Kechte der ;privilegirs 
ten’ Prätaten: und Ritterſchaft fortdauernd an⸗ 
erkannt wurden. So lange dieſe ungekraͤnkt blieben, 
ftorten Präfaten und. Nitterfchaft Die Regierung nicht 
in ihrer Finanz= und: fonftigen: Gefesgebung. . Die 
alte Landescoutribution von 120,000 Rthir. jährlich 
fuͤr beide Herzogthuͤmer in K (öftern ‚und Ritterguͤtern 
ft noch die naͤmliche. Sie zahlen. noch jetzt bei Eins 
und Ausfuhr feinen Zoll oder Licenz. Sie und ihre 
Unferrhanen find vom Stempelpapiere freiz nur zu den 
neuen allgemeinen, Auflagen wurden fie beigezogen. 

Us im Sept, 1806 , nach Auflöfung. Des teut⸗ 
ſchen Reiches, Holftein und Schleswig mit 
Dänemark, verbunden wurden, proteftirte die, Nitter- 





*) Vergl. Halleſche Lit, Zeit. 1823, Ergänzungsbl. N.75. 
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fchaft nicht Dagegen; denn fie befand fich damals 
wohl unter dem Schuße des Hofes. Als aber auf 
dem Wiener Congreffe (1815) der König für Hole 
ſt ein dem teutſchen Staatenbunde ſich anfchloß *), 
vernichtete er die Union Holſteins mit? Daͤnemark 
materialiter wieder, wenn gleich die formliche Tren⸗ 
nung nicht ausgeſprochen ward. Allein unter dieſen 
Verhaͤltniſſen wuͤrde eine Gemeinſchaft der neuen Ver⸗ 
faſſung fuͤr beide Herzogthuͤmer große Unbequemlich⸗ 
keiten haben, weil Schleswig nicht zum teutſchen 
Staatenbunde gehört. Sollte aber Schleswig Holz 
fteimlincorporirt werden; fo begäbe fich dev Kinig 
—* Theiles der Souverainetärdrechtei in Schleswig." 

| Am-17, Aug. 1816 beftätigte der König die , 
Worrechte der Prälaten und der Ritterfchaft in Hole 
ftein. In der, ohne Erfolg gebliebenen, Commiſſion 
zur Eatwerfung einer Verfaſſung ſaßen Männer aus 
allen: Ständen, auch ein Praͤlat; die Ritte 

aber verlangre, daß ein Ausſchuß derſelben bei der 
Enrwerfung der Verfaſſung zugezogen werden möchte: 
Anf dieſen Antrag ging Die Regierung nicht ein, "und 
ihre Zögerung, Holftein eine Verfaffung zu geben, 
fcheint «nicht darin begründen zu ſeyn, die Autokratie 


bis an die Eider auszubehnen , fondern in'der Bots 


legenheit den reeipirten Adel in den Herzogthuͤmern 
zu befriedigen, und ſicher zu ſeyn, daß die uͤbrigen 
Staaten der Monarchie ſich dann nicht gleiche Vers 
faffung "wünfchen. — In tauenburg erhielt ſich/ 
nach der Abtretung an Dänemark, die treueſte Voll⸗ 
zgudenade — Verfaflung. aD 
if — +30; Fr x 
*) Bergl. re in ge ‚in —2 — ch 
auf ſtaͤndiſche BHO — alle. Staats⸗ 
lletunarhibl RE 211. re. 
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+" Zwar hatten die Prälaten und die. Nirterfchaft 
Holſteins fi) an die Bundesverfammlung, zu Franke 
fure wegen Wiederberftellung ihrer land« 
ftändifchen Verfaſſung gewendet ;: e8 faßte aber 
(Dec, 1823) die hohe Bundesverfammlung deshalb 
folgenden Befchluß: „daß, weil die alte Ber: 
faffung in Holftein in anerfannter Wirk— 
famfeit nicht beftehe, die reclamirenden Holſtei— 
nifchen Prälaten und KRitterfchaftsmitglieder mit ihrem 
Geſuche und mir ihrer Bernfung auf den I6ften Artikel 
‚der Wiener Schlußacte, als unftatthaft abge— 
wiefen würden. Doch werde den Reclamanten zu 
ihrer Beruhigung eröffnet, daß der König von Dänes 
marf, nach ber viederhohlten Erklaͤrung ſeines Bun⸗ 
Destagsgefandten, dem Herzogthume Holftein 
eine VBerfaffung zugeſichert habe, welche, 
nach Art. 55. der Schlußacte, die Altern Rechte mög: 
lichſt beruͤckſichtigen, und den gegenmwärfigen Zeitvers 
haͤltniſſen angepaßt werden folle *).“ — Fuͤr diefen 
letzten Zwed erließ. der König von Dänemark am 12, 
Dec. 1823 ein Commifforium **) an bie ſchles⸗ 
wig⸗ holſtein⸗ lauenburgiſche Kanzlei, worin er eine 
Commiſſion von 5 Mitgliedern ernannte, die in Kopen= 
hagen zufammentreten, und in Erwägung ziehen follte, 
„welche Vorbereitungen der Bollziehung der ftändifchen 
Verfaſſung des Herzogthums Holftein annoch voran⸗ 
oehen muͤßten. * 





94, | 
5 5 Sroßperzog tbum $uremburg. 
‚Da diefes Großherzogthum nach dem Örunds 


*) Allgem. Zeit. 1823. N. 350 und 351. 
**) Ebend. N. 361: | 
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gefeße des Körigreiches der Niederlande vont 24, Aug. 


1515 regiert wird; fo muß daruͤber die Entwickelung 


des politifchen Charakters dieſes Grundgefeßes ver: 
glichen werben, | J | 


ee | r 
19) Großherzogthum Sachſen-Weimar. 
a) Geſchichtliche Einleitung. — 


Der Herzog. Karl Auguſt von Sachſen-Wei— 
mar-Eiſenach trat, nach. der Aufloͤſung des teutſchen 
Reiches, am 15. Dec. 1806, mit den uͤbrigen Fuͤr— 
ſten des fächfifch = Erneftinifchen Hauſes, zu Poſen 
um Rheinbunde. Darauf erſchien am, 20. Sept, 
1809 eine „Conſtitution der vereinigten 
Sandfchaft der herzoglich Weimar: und. 
Eiſenachiſchen Lande, mit Einfchluß der 
Kenaifchen fandesportion” *).. Cie war blos 
proviſoriſch, und zunächft Dazu beſtimmt, die einz 
zelnen Beſtandtheile des Staates unter einander in 
nähere Verbindung „zu bringen, damit. die Saften, 
welche wahrend der Zeit des Äheinbundes auf denfels 
ben ruhten, gleichmäßiger vertheilt werden und. den. 
Credit des Ganzen nicht erſchuͤttern möchten, Es 
wurden Daher die drei Sandiihaften, Weimar, Eiſe— 
nach und Sena, zu Einer Landſchaft, in drei Kreis 
fen beftehend, vereinigte. Die fämmtelichen Ge⸗ 
ſchaͤfte ſollte Eine ſtaͤndiſche Deputation, unter 


2) Vergl. darüber, To wie über die frühere ſtaͤndiſche Ver⸗ 
fafung diefes Staates, das allgemeine Staats 
verfaffungsardhiv, B. 1. St. 2. S. 235; — und 
Europ. Conſtitt. Th. 2. S. 312. 2* 
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_ dem Vorfiße eines General⸗Landſchaftsdirectors, be: 
forgen. : Die Verwaltung der Steuergefchäfte aber 
ward einem -Sandfchaftscollegium uͤbertragen. Die 
Stände jedes Kreifes follten aus folchen Guts be— 
fisern und Städten beftehen, welche bis dahin 
das Recht der Standjchaft auf den allgemeinen Land⸗ 
tagen gehabt hatten; auch behielt Die Univerfitat Jena 
das Recht der Standfihaft: Die landfchaftliche 
Depntation follte aus 12 Deputirten und- dem 
Director zufammengefegt werden. Gech 8‘ derfelben 
follten Gutsbeſitzer, adlihen odet auch nicht 
adlihen Standes fern; fünf von’ den’ Stätten 
MWeimar,: Eifenah, Jena, Buttſtaͤdt und Dorn: 
burg, und eimer aus dent afademifchen Senate der 
Univerfität Jena gewählt werden. Die ordentliche 
Derfammlung diefer Deputation follte jährlich ſeyn, 
und jährlich ſollten, nach dem Looſe, zwei Drit— 
theile der Deputirten ernenert werden. 

Die nächfte Beſtimmung der Deputation follte_ 
das Durchgeben und Abnehmen der von dem laud— 
fchaftlihen Collegium geführten Rechnungen - fern. 
Dann follte fie die Etats fürs nächfte Jahr ordnen 
und deden. Die Entwürfe zu neuen Öefegen 
follten ihr vom Landesherrn zur Eröffnung ihres un: 
vorgreiflihen Öutachtens vorgelegt werben; 
auch follte ihr freiftehen, felbft Vorſchlaͤge zu 
thun. Bei diefer Einrichtung follten Eünftig. alle 
DVerfammlungen der Landftände aufhören; doch be⸗ 
hielt fich der Herzog vor, fie in einzelnen außerordent— 
tichen Fällen zu berufen ; fo wie den Landſtaͤnden ver— 
ftattet blieb, auf eine folche Berufung, unter Vor: 
legung wichtiger Gruͤnde, anzutragen. 

Nachdem aber der Herzog im Sabre 1815 dem 
tenefchen Bunde als Großherzog beigetreten war, und 


480 Poſitives Staatsrecht. J 


durch die Beſchluͤſſe des Wiener Congreſſes einen an⸗ 
ſehnlichen Laͤnderzuwachs erhalten hatte verſprach 
er, in dem Beſitznahmepatente der neuerworbenen 
Laͤnder vom 15. Nov. 1815, dieſen, gleichmaͤßig mit 
den übrigen alten Provinzen, „eine landſtaͤndiſche 
Derfaffung zu geben, welche ihnen Das Recht ges 
währen follte, durch aus. allen Klaſſen ver Staats» 
bürger ſelbſt erwählte Kepräfentanten be 
ber Gefeßgebung mitzuwirken; Gteuern, und Finanze 
maasregeln nur nach freier Prüfung zu. bewilligen; 
über Mängel. und Mißbräuche in der Gefeggebung 
oder: Verwaltung mit  gutachtlichen. Borfchlägen zur 
Abftellung derſelben Vortrag zu thun; ſo wie bei will 
£führlichen Eingriffen der, Staatsbeamten in. die gefeß- 
liche Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staates 
bürger, bei dem Großherzoge Klage zu führen.’ “ 
Am 1. Dec, 1815 erfchien die großherzogliche 
Verordnung *), die Drganifation des Staatsmi— 
niſteriums betreffend, und am 30, San. 1816 **) vie 
Derordnung, die Bildung und Zufanımenbes 
rufung einer ftändifchen Serathungsverfamnlung 
zur Entwerfung der Sanbesverfaffungss 
urkunde betreffend. — Diefe Berathungsverfanms 
lung ward am 7. Apr. 1816 eröffnet ***), und bes 


*) Allg. Staatsverfafungsarkhiv,, B. 1. St. 2. S. 254, 
**) Europ, Conſtitt. Th. 2. S. 316. —— 
***) Sie beſtand aus Abgeordneten der alten und neuen La 
destheile, und aus einigen dazu beauftragten Staats⸗ 
dienern. Der Großherzog erklärte fih, im Eingange zur 
Verfaffungsurfunde, darüber felbft: „Durch diefe abgez 
ordnete Berathungsverfammlung ift, mit Thätigkeit und 
einmäthigem Vaterlandsſinne, ein Unſern wohlgemeinten 
Abſichten angemeſſener Entwurf einer landſtaͤndiſchen Ver⸗ 
faſſungsurkunde ausgearbeitet, und zu Unſrer landes⸗ 
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reits am 5. Mai 1816 erſchien das Grundgeſetz 
über die landſtaͤndiſche Verfaſſung, fuͤr 
welche der großherzogliche Geſandte bei der Bundes⸗ 
verſammlung am 28. Nov, 1816 die nsant ie de⸗ 
Bundes nachſuchte. | rc 
i ; ‘ 213 
1 a 96, 7 7* 853 il N 
b) Politiſcher —— der R— 
RT urkunde vom 5. Mai 1816 
a 
Allgemeine. Beflinmestegen, 


eg dem Großherzogthume befteht eine landſtaͤn⸗ 
Bi e Verfaſſung welche allen Theilen derſelben, 
al, ‚einen Ganzen, gemeinfchaftlich ift, 
rei Srände find als Landſtaͤnde anerkannt: 
Di sand der Nittergutsbefißet; der Stand 
üfger, td der Stand der Bauern, 
— brei fa udftäitde, und in ihnen fAmme- 
Staatsbiürget, "werden durch Männer ver 
er u welche Aus ihrer Mitte durch freie Waͤhl 
als ta anal Abgeordnete hervorgehen, , 


ul we Rechte der Landſtaͤnde. una? 


Es ftehen den Landſtaͤnden folgende Rechte zn: . 
N Bas Recht, gemeinfthaftlich mit dem. Sanbesfürften, 
und‘ —9* von dieſem bealftragten Behörven, ‚die 
Staatsb ebtitfniffe, fo weit dieſelben aus aefch fe; 
lichen Klaſſen und aus dem „Vermögen der Staats⸗ 
rei au befteeiten fin ind, zu prüfen. und die zu ‚Ihrer 


Ban ——— ——— — 10 ben, und Wir hebr 

sign einen Anftand, folchen nur mir wenigen 4 
»oollngeiet wefentliche: Beftimmung abändernden va o di⸗ 

— fichtionen zu beſtaͤtigen“ — ib 
St. W. ate Aufl. IV. 31 
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Deckung erſorderlichen Einnahmen und Ausgaben 
feſtzuſetzen (Beſtimmungen der Etats32 
das Recht, uͤber jede Beſtenerung und audere Bez 
laſtung der Staatsbürger, foavie uͤber jede allgemeine 
Anordnung, welche darauf Einfluß haben möchte, 
ehe fie zur Ausführung kommt, gebort zu werben, der⸗ 
geſtalt, daß ohne der —— ausdrüd 


.„.„..—_.— 


und — noch Anleihen I die —— 
Kaſſen und das Vermögen dev Staatsbürger gemacht, 
ia ſonſt Sinanzmaasregeln ‚ergriffen werden Dürfen, 
wel Ice das Landeseigenthum, ‚ober, ‚das Eigene M 
der ——— in nd Allen — 


—* der 6 — ac; 


un und Mißbräudhe im der Gefeßgebung und 
Fans; des Landes, mit gutahtliben Bor 
gi — Lau 5), das, decht 
zeſchwerde and. Klage zug 

kon we = —* und andere Stone cl 
ia vr Ar: kuͤhr, ee ‚über ‚deren iffe 
rei eit, Ehre und as E ent Staa 
Bee “fo Kr in —— * da 


2 an DR — b 
nehmen, , u neu Ns, { 
‚Die | —— 


Freiheit, re en Eigentum der 
- “Vi At de ES 











Großherzogthum Sachfen: Weimar, 488 


Staatsbürger angehen, ohne der Landſtaͤnde Bei⸗ 
rath und Einwilligung nicht erlaffen werben Dürfen; 


u 7) das Recht, die landräthe zu: wählen und dem 


Fuͤrſten zur Beftätigung  vorzuftellen; fo wie zwei 
Käthe oder Affefforen bei dem Landfchaftscollegium;, , 
und den Kafliree bei der DIRPRAROHTBOEONE zu 
ernennen. 


A und Wahl der Volksvertreter aus den drei 
Landſtaͤnden. 


Fuͤr das. geſammte Großherzogthum werben 31 
— als Volksvertreter, erwaͤhlt: 
11- von dem Stande ber Kittergutsbefißer , 10: von 
dem Stande der Bürger, und 10 von dem Stande 
Der Bauern. 

Ein jeder ber drei Stände wählt die feiner Wahl 
überlaffenen Abgeorpneten aus feiner Mitte, — 
Fuͤr die Nittergutsbefiger beftehen drei Wahlbe⸗ 
ziefe in dem Weimariſchen, Eifenachifchen: und Neu 
ftädter Kreife. Aus dem erften werden4, aus: dem 
zweiten 3,:und aus dem dritten 3 Abgeordnete gewählt, 
Die Univerfirat Jena ftellt den eilften Abgeord⸗ 
neten. 
Fuͤr den Stand der Bürger beftehen sehn, | 

und eben ſo auch für den Stand der Bauern zehn 
Wahlbezirke. Aus ‚jedem diefer Bezirke wird ein 
Abgeorbneter duch Wahlmänner gewählt... ' ... 
Im : Stande der Rittergutsbefißer: ift jeder zur 
Theilnahme an der Wahl berechtigt ,. welcher ein Rit⸗ 
tergut entweder allein, oder gemeinfchafttich mit an⸗ 
bern beſitzt. Beim Stande der Bürger und Bauern 
ſtellt jeder Ort (Stadt, Flecken oder Dorf) ſo wiele 
Wahimaͤnner, als er je 50: Wohnhaͤuſer zählt, 

Die Waͤhlfaͤhigkeit zur Stelle — 
| 1 
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treters erfordert im Allgemeinen teutſche Geburt, ehe⸗ 
liche Geburt, chriftliche Geburt, IOjähriges Alter; 
und unbefcholtenen Ruf. Am: Befondern gehört zur 
Wahlfaͤhigkeit eines Abgeordneten von den Ritterguts⸗ 
befigern, daß er feit, 3 Jahren in dem Wahlbezirke 
mit einem, ihm ganz oder zum. Theile gehörenden; 
Rittergute anfäffig fey. — An den Städten ift nur 
derjenige Einwohner des Wahlbezirts wahlfähig, wel 
cher, anger dem Befiße eines in der Stadt oder Bors 
ftade liegenden Wohnhanfes, ein unabhängiges Ein— 
kommen; nachweifen fann, und zwar. muß diefes Eins 
fommen, niit Einſchluß des Ertrags von jenem. Wohn⸗ 
Haufe, in den Nefidenzftädten Weimar und Eiſenach 
wenigftens 500 Thlr., in den übrigen Städten abet 
300 Thlr. jährlich betragen. — Wer im Stande 
der Bauern wahlfähig feyn foll, ‚muß in dem.Kreife, _ 
worin. fein Wahlbezirk liegt, an Haus» und. Feld: 
gütern entweder eigenthümlich, oder als“ gefeglicher 
Mutznießer des Vermoͤgens feiner. Ehefrau, einen 
Werth von.wenigftens 2000 Thlr. befigen. — 
. Die Wahlen gelten auf: ſechs Jahre: ji Doh 
iſt jeder Gewählte wieder wahlfähig, cm wg 
sie ee 
Landtag, Rechte der. Abgeorbneten 1% i bi 
Zu einem ordentlichen Landtage werden die Staͤude 
alle drei Jahre berufen; zu einem —— 
nach dem Ermeſſen des Fuͤrſten. 
;: "Anger: den Sandtagen giebt es Beine feänbifchen 
Berfammlungen, weder: des ganzem: tanbes, — — 
Kreiſe. 
Zur ‚geitung, der Kandftänbifchen‘ Geſchafte 
durch· Stimmenmehrheit von den ſaͤmmtlichen Abge⸗ 
ordneten der Landſtaͤnde, und zwar aus der Mitte des 
Standes der Rittergutsbeſitzer, ein Landmarſchall, 


‚7 
" »5 
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aus der Mitte ſaͤmmtlicher Abgeordneten aber werben 
wer Gehnlfen « gewählt ,« weldye drei zufammen: Dei 
Borkond (das lanpftändifche Direotorium) 
bilden. Die Wahl des tandmarfihalls muß der Fuͤrſt 
betätigen. . Die Wabl der Gehůlſen wird ihm blos 
augezeigt · 

Niemand kann wegen ſeiner an in der 
ſtaͤndiſchen Verſammlung verantwortlich gemacht 
werden. Es verſteht ſich, daß jede Verunglimpfüng 
des Landesfleſten.oder cine ‚Beleidigung der Regie⸗ 
rung, bes. Landtags, oder Einzelner, ‚verboten und 
u den. Öefegen ‚irafbar iſt. 

Die Abgeordneten genießen vollige Unver⸗ 
leblih keit der Perſon vom Anfange des Landtags 
bis acht Tage nach dem Schluſſe deſſelben. Nur mit 
Einwilligung des dandtags, auf dem Wege Rechtens, 
kann in dringenden Fallen gegen. fie verfahren werden. 

Die lawbftäandifche Verſammlung bil— 
rer Bar Erw Banıes, nicht me hrere Kama 
mer 
pr He Beſchluſſe werden nach; der abfoluten Mehr⸗ 
beit der Stimmen: gefaßt. Der; Landmarſchall hat 
Feine entfcheidende Stimme; vielmehr ift, wenn Gleich: 
beit: der Stimmen eintritt, die Sache noch einmal 
in voller. Sisung in Vortrag zu, bringen . Wird auch 
ins Diefer Sitzung die. Gleichheit. der Stimmen nicht 
gehoben; fo. find die, beiderfeitigen Meinungen dem 
—— zur Entſcheidung vorzutragen. 

Die Abſtimmungen geſchehen einzeln, nie — 
Ständen, Kreifen: oder Bezirken. Doch bleibt es 
den Abgeordneten eines Standes. oder eines Kreifes 
vorbehalten, wenn fie: ihren Stand, oder ihren Kreis 
durch. den Befchluß der Mehrheit für befehwert erach- 
ten, ſich über. cin volum ſsepaxatum zu vereinigen, 
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und ſolches zum Protocolle zu geben. Eine ſolche 
Curiat-woder Provinzialſtimme hat die Kraft, 
daß fie die Ausführung des von der Mehrheit gefaß— 
ten Befchluffes aufhält, daß fie in die von dem Land⸗ 
tage an den Fürften ergebende Erklärung, neben 
dem Befchluffe ver Mehrheit, aufgenommen’ werden 
muß, und nebſt diefem der Entfcheidung des Fürften 
zu unterwerfen ift. Damit aber eine Separatftimme 
diefe Kraft erlange, iſt Einſtimmigkeit aller 
Abgeordneten aus dem Stande, oder dem Kreife, 
der Dadurch verwahrt werden foll, erforderlich, 

Außer dem Falle einer Euriatis oder Provinzial 
ftimme fann ein Befchluß des’ Landtags weder durch 
Proteftation, noch durch Berufung auf höchfte Ent⸗ 
feheidung, noch auf andere Weife gehindert: werben; 
vielmehr wird jeder Verſuch dieſer Art ſchon "im 
Voraus fir gefeßwidrig und ungültig erklärt. ° m 

Die Minvderheit muß ſich, jenen Fall ausge: 
nommen, der Mehrheit: unbedingt unterwerfen, ob⸗ 
gleich jedem Abgeordneten das Recht zufteht, feine 
Meinung entweder in dem Protocolle niederfchreiben 
zu lafen, oder im einem eignen Auffage zu Bu 
Acten zu bringen.” 

Der Landesfuͤrſt Füße Dem Landtage ſeine Anreige | 
fehriftlich miteheilen, entweder aufieinmal, oder nach 
md nad). — Sollten bei neuen Sefebesperhlägen 
oder andern wichtigen Anträgen, mündliche Er⸗ 
örterungen den Gang der Gefchäfte befördern konnen; 
fo wird’ der Fuͤrſt Minifter , oder andere Staatsbes 
ämte , als feine Commiffarien zu einzelnen Sigungen 
‚Dre fandtags abordnen, welche ven Gegenſtand nach 
feinen Beweggründen‘ zu entwiceln, jedoch der land: 
ftändifchen Abftimmung en See ng nicht 
beizuwohnenhaben, Gate Siſ u 
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Jedem Abgeordneten fteht es frei; Antraͤge an 
bie Berfammlnug. zu bringen. 
Wo die Verfammlung. es dienlich finder; kon⸗ 
new Ansſchuͤſſe zur Bearbeitung ‚einzelner. Gegen⸗ 
ſtaͤnde, zur Anſtellung von Unterſuchungen, zur Ab⸗ 
gebung von Gutachten, und zur Abfaſſung won 
Schriften niedergeſetzt werden. — Solche Aus 
fchüffe beſtehen aus drei oder fünf-Perfonen. Die 
Beſchluͤſſe derfelben werden nach Mehrheit der Stim⸗ 
men gefaßt, und fommen wieder zum mündlishen ober 
fchriftlichen Vortrage bei dem Landtage. Dei ben 
‘ Erörterungen darüber hat jedes Mitglied des Ausr 
ſchuſſes wieder feine: Stimme, als Mitglied des Saudr 
- tags überhaupt. | 
Dem Fuͤrſten ſteht das Recht zu, den Sandeng 
zu vertagen, oder aufjulofen. Geſchieht das leßtere; 
fo verlieren. fämmtliche: Abgeordnete ihre Stellen, den 
Landmarſchall anögenommen. Länaftens binnen drei 
Monaten müffen neue Wahlen verfügt werden; doch 


find: Die Mitglieder. der aufgelofeten age | 


wieder wählbar. 


"Nähere Beftimmungen über die Ausübung der den 
. Sandftänden zuſtehenden Rechte durch den Sanbtag, 


Alle landſchaftliche Kaſſen ftehen unter dem fand: 
fihaftscollegium , als der oberſten Staatsbehoͤrde. 

ı Einige Zeit vor Eröffnung eines Landtags emt- 
wirft, das. tandfchaftscollegum die Etats aller 
ihm untergeordneten Kaſſen auf Die mächften drei 
Jahre. Sind dieſe Etats gefertigt und berichtigt; 
fo:fendet Das Sandfchaftscollegum ſolche an Den Fhr- 
ſten eins zur. vorläufigen Genehmignug. + 
“Mach: erfolgter vorläufigen Genehmigung werden Die 
Etats dem Landtage. von dem Fürften unmittelbar 
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zugefertigt, damit derfelbe ſowohl uͤber die Etats an 
fih, als über die Mittel, die erforderlichen Beduͤrf⸗ 
niſſe aufzubringen‘, ſich berathen und urtheilen Eonne. 
= Diefer Beurtheilung der Etats und die als vers 
faflungsmäßig anerkannten Verwilligungen, "geben 
mittelſt einer eigenen Erklärungsfchrift an den’ Fuͤr⸗ 
ſten zuriick‘, worauf von demſelben entweder die Be⸗ 
ftätigung "der vom Landtage geſchehenen Vorſchlaͤge 
erfolgt/ oder eine nochmalige Prüfung und Eroͤrte⸗ 
ug der⸗Sache bei ſolchem veranlaßt wird. — 
Sind der Fuͤrſt und der Landtag uͤber die ſaͤmmtlichen 
fuͤr die naͤchſten drei Rechnungsjahre erforderlichen 
vffentlichen Abgaben,/ uͤber deren Betrag, Art: und 
Erhebungsweiſe einverftanden; fo werden fie, als 
won Den Landftänden vermwilligte: und von dem Landes⸗ 
fürften genehmigte, vermittelſt Parents ausgefshriebem, 
7, Die Ducchficht Pruͤfung und. Abnahme aller 
Rechnungen uber die dem: Landfchaftscollegium unter⸗ 
geordneten Kaffen geſchieht jaͤhrlich bei -DiefemColles 
‚gium und vor einem Ausfchufferaus den — 
ſchen Abgeordneten. ar 
Wenn irgend ein Staatsbürger, welcher zwar 
durch den Landtag mit vertreten wird, aber nicht felbſt 
Volksvertreter iſt, ein Gebrechen "bemerkt, deſſen 
Abſtellung das allgemeine Wohl zu erfordern. fcheine, 
oder-einen nach feiner Anficht zum Beften des Landes 
‚gereichenden Vorfchlag aufgefaßt hat; fo bleibt es 
Ahm unbenommen, davon den — oder den Vor⸗ 
ſtand in Kenntniß zu feßeni: 2. 2 nr 
Das. Sandftändifche Recht der Beſchwerde— 
fuͤhrung, oder der foͤrmlichen Klage hat nur 
die Anitsfuͤhrung des Staatsminiſteriums, der einzel⸗ 
nen Staatsminiſter in ihrem Geſchaftokreiſe, und der 


hoͤhern Landesbehoͤrden zum — — Nur 
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Beſchwerdefuͤhrung, nicht foͤrmliche Klage), 
ift zuläffig, wenn die Unzwednäßigfeit einer Vers 
ordnung, oder einer, andern Maasregel, ‚den landtag 
zum Gebrauche:feines Rechts auffordert; formliche 
Ktage darf.erhoben werben, wenn Unterfchleife bei 
öffentlichen :Kafjen,, Beftechlichkeit, abſichtlich . vers 
weigerte oder: verzögerte Nechtspflege, abfichtliche Wer: 
zögerung in der Verwaltung‘, oder andere willführliche 
Eingriffe in die Verfaſſung, oder. in. Die »gefegliche 
Freiheit, vie Ehre und das Eigenthum der Staats: 
bürger , zur Kenntniß des Landtags gekommen find. 
Der Vorfchlag zwneuen, das Allge 
meine.angehenden,. Öefesen kann ſowohl 
von dem Fürften dem Landtage, vals von 
dem Landtage dem'Fürften vorgelegt.wer 
den. Derfagt in dem letztern Falle der Fuͤrſt die 
Genehmigung; fo Darf der’ tandtag feinen Vorfchlag 
noch auf zwei: andern ſeiner verfaſſungsmaͤßigen Zur 
ſammenkuͤnfte wiederhohlen. Die ftändifche Ver—⸗ 
ſammlung hat, wenn fie ihre Zuftimmung zu einem 
ihr vorgelegten Öefeßesentwurfe verweigert, je— 
desmal die Gruͤnde ausführlid anzugeben; 
der Fuͤrſt hingegen wird auf einen, von dem Land⸗— 
‚tage. getbanen, Gefeßesvorfchlag nur die Ertheilung, 
‚ober die Vorenthaltung feiner- Sanction ausſprechen. 


Gewaͤhr der Verfaſſung. 


An dieſem Grundgeſetze und der durch ſolches 
-geftifteten Verfaſſung darf in keinem Puncte, und 
weder mittelbar noch unmittelbar, weber durch Auf: 
hebung noch durch Zufäße, etwas geändert werben 

‚ohne Hebereinftimmung des Fürften und 
des Landtags. 

Alle Staatsdiener fin auf den Inhalt diefes 
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Sr und deſſen Veſthaltung mit zu | Ders 
tem. — 
Jede abſichtliche Verletzung der Verfaſſung im 
Staatsdienſte ſoll als: Berbreihenangefeben und 
geſtraft werden. — Jede Haudlung .eines Staats: 
dieners, welche in der Abſicht unternommen wird, 
dieſe Berfaffung heimlih zu amtergraben, oder: ger 
waltfam aufzulöfen , ft Hochverrarhs ‚ 

Bei einem: Kegierungswechfel ſoll der neue Re⸗ 
gene ſich ſchriftlich bei fuͤrſtlichen Worten; und Ehren 
verbindlich machen, die. Verfaſſung nad) ihrem gan⸗ 
zen Inhalte während feiner Regierung. zu beobachten, 
aufrecht. zu-erhalten und zu führen. Diefe fchriftliche 
Verſicherung von dem Fuͤrſten, noch vor der Hulbi- 
gung, in Empfang zu nehmen, wird ein außeror⸗ 
dentlicher Landtag berufen. 

Die Sicherftellung. diefer Berfaffung wirb außer⸗ 
dem dem tentfhen: Bunde übertragen, 


— 


0) Herzoathum ——— Sorpas Alten 


An dieſen beiden bis zum 11, Febr. 1825 anter 
Einer Regierung vereinigten Fuͤrſtenthuͤmern Gotha 
und Altenburg dauerte bis auf die neuefte Zeit die 
frühere landftändifehe Berfaffung fort, wie fie feit 
dem ſechszehnten Jahrhunderte beſtand. Im Fürften> 
thnme Gotha bildeten Die SREMe *) drei Collegia: 








*) Vergl. (v. Hoff) —*8* ſtatiſtiſcher Abriß der 
Laͤnder des Hauſes Sachſen —— Linie. (Wei⸗ 
mar, 1819-8.) ©. 125. 
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der Grafen-imd Herren, der Nitter, und ver 
zevei- Eanzleifäffigen Städte (Gotha und Walters⸗ 
haufen); Jedes Collegium: führte nur. Eine Stimme, 
Zur Ritterfchaft gehörten alle Befiser landtagsfaͤhiger 
Ritterguͤter; fie. wurden auch ſaͤmmtlich zum Anhören 
der Landtagspröpofition ‚berufen; aber nur: Die. vom 
Adel konnten perſoͤnlich an den Berarhfchlagungen 
Theil nehmen, — Er | 
Im. Fürftenehume ‚Altenburg beftand die 
Landſchaft aus den zwei Klaſſen der Nitterfchaft und 


der neun Staͤdte (Altenburg, Kahla, Eifenberg, .. 


Schmoͤllen, Ronneburg, Roda, Orlamuͤnde, Cam: 


burg und Liicca). Beide Staͤnde hatten in neuerer 


Zeit in Einer Kammer zu Berarbfchlagungen fich ver 
einige. - Einige, zunächft auf das Kameralwefen fich 
beziehende, Veränderungen wurden auf dem Landtage 
vom Jahre 1818 im Fuͤrſtenthume Altenburg *) ein⸗ 
geführt, wodurch die ganze Rameralverwaltung unter 
die Aufſicht der Landſchaft geftellt ward. | 
Mit dem Tode des Herzogs Friedrich 4 (11, 
Gebr. 1825) erlofch das im Jahre 1640 von dem 
on Ernft dem Frommen geftiftete Negentenhaus 
otha ,’ deffen Söhne mehrere Nebenlinien -geftiftet 
hatten, von:welchen aber im Jahre 1825 nur noch 
die regierenden Häufer Meiningen, Hild burg—⸗ 
haufen md Coburg blühten. — Ob num gleich 
die Theilung der erledigten Länder unter Diefe drei Her⸗ 
zoge mit vielen Schwierigkeiten verbunden war; fo 
‚erfolgte doch, unter der von den drei Fuͤrſten nachge— 
fuchten Bermittelung des Königs von Sachfen 


*) Bol darüber: Vom Landtage des Herzogthums 
— Sathfen: Altenburg im’ J. 1818; in Lüders 
— | | 


Archiv, B. 4. S. 605 
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Friedrich Auguſt, als des, Seniors Des ganzen ſaͤch⸗ 
ſiſchen Hauſes, am 12. Mov. 1526 der zn Hildburg⸗ 
hauſen abgeſchloſſene und am 15. Now: — 
——— yo 

Mach adieſem —* werben den. ‚Hera 

5 — ver Hilvbarwgbanfen. anfıfeine ges 
ſammten Befisungen, und übernahm; dag: Si (her 

thum Altenburg, mit einigen Ausnahmen; }' 
Oer Herzog Genftvaon Coburg verzichtete 
auf das Fuͤrſtenthum Saalfeld und einige andere 

Parzellen, erhielt aber das Herzogthum © otha, mit 
wenigen ⸗Ausnahmen, und einige bis ‚dahin ‚zu. Hild⸗ 
urn gehörende Aomter. Er nahm den zitel 

: Herzog von Coburg und Goatbal ni m 
ee Der Herzog Dernhard von :Meiningen 
erwarb, den größten. Theil: des Fuͤrſtenthums Hilde 
burgheufen (mit Ansnahme der an Coburg fallen⸗ 
den zwei Aemter), Das von Coburg ihm abgetretene 

Sürftenthum. Saalfeld, und einige, ‚pe Par: 
sten. ne 

Kur Dinficht auf die Verf affung a. — 

Schu ſaͤchſiſchen Sander der Erne ſtiniſchen Linie ang 
dem Hauſe Gotha iſt noch keine foͤrmliche Eutſchei⸗ 
dung zur oͤffentlichen Kunde gekommen. Von dem 
nenen Herzoge Frie drich zu Altenburg ift-that 

ſachlich Die alte ſtaͤndiſche Verfaſſung des Fuͤrſten⸗ 

thums Altenburg beibehalten, allein die von ihm dem 

Fuͤrſtenthume Hil dburghauſen gegebene neue 

Verfaffung iſt von dem neuen. Befiper dieſes Landes 
öffentlich noch nicht aufgehoben, und der an den Her 

zog von Meiningen gefallene Landestheil von Hildburg⸗ 
hauſen, ſo wie Saalfeld noch nicht mit den Staͤnden 

von Meiningen, unter die von dem Herzoge i im Jahre 
1824 gegebene Veiſeſuns verſchmolzen worden. 
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Eben fo hat der Herzög von Coburg und 
Gotha noch keine öffentliche Erklärung darüber 
erlaſſen, ob die von ihm im Jahre 1821 dem Für: 
ftenthume. Coburg » Saalfeld. gegebene Verfaf: 
fungsurfunde aufgehoben, oder verändert wird, “oder 
ob die. Stände des Herzogthums Gotha mit den Stän: 
den von Coburg verfhmolzen, oder ob die bisherigen 
Stände’ in Gorha unter ihrer: Altern Form, unabs 
haͤngig von der für Coburg gegebenen Verfaffung, fort: 
dauern. sollen. 

“Unter diefen Verhaͤltniſſen muß, bis zur defi⸗ 
nitiven Entfcheidung des Schickſals der angeführten 
neuen: Berfaffungen in Meiningen, Hilvburghaufen 
und Coburg ,. der politifche: Charakter derfelben noch, 
als beftebend, in ven nachfolgenden ., ge 
—— werden. 





240) Herzogthum Sahfen- Meiningen 
Politiſcher Charakter der Verfaſſung vom 4. Sept. 


+ Bor der, von. dem Herzoge von Meiningen im 
Sabre 1824. gegebenen, nenen Berfaflung .beftanden . 
in ‚dem fogenannten Dberlande und in dem An—⸗ 
theile Meiningens an Roͤmhild Feine Landſtaͤnde *), 
weil diefe Befisungen als Domainen betrachtet wur⸗ 
den. Dagegen gab es in dem groͤßern Theile des 


9 Vergi. » Hoff 8 Abriß w. S. 4185. In dem oberlande 
waren, ſeit ſeiner Trennung von Coburg, die Stände 
eingegangen. Die Nittergutsbefiser im Roͤmhildiſchen 
‚hielten ſich zum Lhein vor dein m 1006 zur Reichs⸗ 

ritterſchaft. 
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Staates, in dem Unterlande Sandftände,; welche 
in Kitterfchaft und Städte zerftelen, ıfo-baß bie 
Kirterfchaft fechs, und die Städte ſechs Deputirte 
zum Landtage ſendeten, auf, welchen die Steuern: bes 
rathen und bewilligt wurden,: Es beſtand eine beſon⸗ 
dere landſchaftliche Kaſſe und Steuerdeputation, 'wels 
chen alle Stenereinnahmen: ımtergeorbnnet water. 
Diefe ‚veraltete. ftändifehe Form ward, von dem 
Herzoge Bernhard von Meiningen durch Das von 
ihm, als Act der Gouverainetät am 4. Sept. 1824 
unterzeichnete, Grundgeſetz über die land 
fhaftlide Berfaffuns aufgehoben. : Dieſe 
neue Verfaſſung enthielt, in den meiften Beflimmuns 
gen, eine Nachbildung. der Weimarifchen Berfaffung 
vom. Jahre 1816. — Nach diefem. Grundgefeße 
giebt es drei Stände: den Stand der Kittergutsbes 
fiser, den Stand der Bürger, und den Stand der 
Bauern. Aus jedem Stande werden fieben Depu⸗ 
tirte (zufammen 21) gewählt. — Der Regent bes 
ruft, eroͤffnet; und ſchließt den Landtag; auch kann 
er denfelben vertagen. : Er ernennt aus. jedem der drei 
Stände einen Abgeordnesen zum Landtage; auch ere 
hennt er aus dem Stande der Nittergutsbefißer den 
Landmarſchall. Diefer verliert feine Stelle, blos dann, 
wenn zwei Drittheile der gefammten Landſchaft beim | 
Regenten darauf anfragen, und ihren Antrag. mit 
friftigen Gründen unterſtuͤtzen. Die Wahlen ver 
Deputirten und der landfchaftlichen Beamten bedürfen 
der landesherrlichen Beftätigung; doch wird dieſe 
nur unfer Anführung der Gründe, verfagt. Der Res 
gene kann zu den fandfehaftlichen Sigungen ein bie 
* ag arien Anne bie. in denfelben — 
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fernen "haben. — Es: ftöhen den Landſtaͤnden, zue 
Aushbung durch ihre. Vertreter, folgende Rechte zu: 
das Recht, gemeinfchaftlich mit dem Fuͤrſten, die 
Staatsbedinfniffe, fo weit diefelben aus ; landfchafte 
lichen Kaffen. und aus dem Vermögen der Staatsbuͤr⸗ 
ger zu. beftreiten find ‚zu ‚prüfen, und die zu. ihrer 
Dedung erforderlichen Einnahmen und Ausgaben fefts 
zufegen; Das Necht, über. jede Beftenerung und. ans 
dere Belaftung der. Staatsbürger, fo ‚wie ber jede 
allgemeine Anordnung, welche Darauf Einfluß haben 
möchte, bevor fie zur: Ausführung fommt, gebort zu 
werden; das Recht, alle Steuern und Abgaben. in 
einer eigenen Kaffe zu verwalten und nur zu den im 
“ Etat angegebenen beftinmten Zweden verwenden zu 
lafien; das Recht, darüber zu wachen, daß die Sub⸗ 
ftanz des- Kammervermögens. erhalten: werde, Das 
Recht, dem Fürften Vortrag zu thun ‚über. Mängel 
‚and Migbräuche in der Gefeßgebung und Staatsverr 
waltung, mit VBorfchlägen zu deren Abftellung; dag 
KRecht, bei dem Fuͤrſten Befchwerde und Klage zu ers 
heben gegen die geheimen Käthe: und gegen die’ andern 
Staatsdiener und. Staatsbehoͤrden, uͤber berfelben 
Willkuͤhr und uͤber deren Eingriffe in. die gefegliche 
‚Sreiheit, die Ehre mid: das Eigenthum der Staats- 
bürger, fo wie über Verlegung der landfchaftlichen 
Verfaflung; das Recht, an der Gefehgebung _ 
in der Art Theil zu nehmen, daß neue Gefege, 
welche, antweber die Landesverfaſſung betreffen, ober 
die perfönliche Freiheit, Die Sicherheit und das Eigen: 
thum der Staatsbürger, “im ganzen Lande, oder in 
feinem, einzelnen Theilen, zum Gegenſtande haben, 
ohne der dand ſt o dereen Delta 
nicht erlafſen werden dürfen; dag Recht, fü 

durch einen landfchaftlichen: Vorſtand permanent ver⸗ 
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treten zu laſſen, einen landſchaftlichen Syndicus und 
einen landſchaftlichen Kaſſirer zu wählen, welche die 
landfchaftlichen: Angelegenheiten von einem tandtage 
zum andern zu beforgen haben. — Jede abſichtliche 
Verlegung der Verfaflung wird als Verbrechen: bes 
ſtraft. — Jeder Wähler muß das 2öfte Jahr er= 
reicht haben, feinen Willen felbftftändig erflären konz 
nen, fich zur chriftlichen Religion befennen, imunbes 
ſchoitenem Rufe ſtehen, und nicht in einem ſelbſtver⸗ 
ſchuldeten Concurſe befangen feyn. Die Wahlenıges 
ſchehen nach abſoluter Stimmenmehrheit der Wähler, 
Zu einer gültigen Wahl muͤſſen zwei Drittheile der⸗ 
felben verfammelt gewefenfeyn ‚und geſtimmt haben. 
Staats- und Hofdiener find von den Wahlen nicht 
ausgeſchloſſen, ſondern wählen: in, dem Stande, in 
welchen fie, nach ihren ftaatsbürgerlichen, Verhältnis 
ſen, eingereihe finds, Falle saber die Wahl: auf fie; 
fo bedürfen fie zur Annahme der Erlaubniß des fans 
desherrn. —Alle Landtagsabgeorduete werben auf 
ſechs Jahre gewaͤhlt. —Die Verfaſſung kann nur 
durch“ Uebereinſtimmung des Kegenten amd des Land⸗ 
tages abgeändert werden. Alle Staatsdiener-werben 
auf ſie verpflichtet. Die Sicherftellung der Berfafjung 
nee Bunde: übertragen. 1 . * 
NELTTIEV _— u Bra are 
u * u ur aa «P 
| ud 99. 1,30% nl 191. 
29 2 Seryegigum Sarpfen. Silpsurggaufen 
u, Ag a)- Geſchichtliche Einleitung. BE 


Es war am 15. Sept’ 1815), daß⸗ der Sec 
‚von Sachſen · Hildburghauſen in einem Refertpte 9 | 


=) Als. Zei 1816. St. 256. ©. —  g 
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erklärte: „es ſey nach der MWiederherftellung der teut— 
ſchen Freiheit eine der erften Sorgen feiner Regierung 
gewefen, die Mängel der bisherigen Verfaffung zu 
verbejfern, wo die Kitterfchaft meiftens ein entfchies 
denes Uebergewicht über die Städte gehabt habe, und 
den Bauernftand in die Landſchaft einzus 
führen.” Dadurch wolle der Herzog die landfchaft: 
lihe Verfaſſung dem Zwede einer eigentlichen 
und allgemeinen Kepräfentation mehr zu 
nähern, und zeitgemäß zu vervollfommmnen fuchen, 


Darauf erfolgte am 29. San. 1816 die Erflä- 
rung der alten Stände uͤber die in der landfchafte 
lichen Verfaffung überhaupt zu treffenden Modifica— 
fionen. Nach verfelben, die nicht amtlich bekannt 
ward, gab der Herzog der Landesregierung auf, 
ihm einen gutachtlihen Entwurf einer zeitgemäßen . 
ftändifchen Verfaffung vorzulegen. Der Herzog und 
deffen Erbprinz billigren venfelben, Der Regent 
eheilte durch Nefeript vom 27. Nov. 1817 *) dieſen 
Entwurf den Ständen zur Einficht mit, und fprach, 
nach der Annahme defjelben von den Ständen, deitz 
“ felben am 19. März 1818 als Grundgeſetz des 
Landes aus, worauf daffelbe unter die Garantie, 
des teutfhen Bundes geftelle ward, Am 1. 
Det. 1818 ward’ diefe neue Hildburghaufifche Ver— 
faffung von dem teurfchen Bunde dahin. gatantirk: 
„um in allen Fällen einzufchreiten, wo entweder ber 
Kegent, oder die Stände, wegen diefer Berfaffung au 
den Bundestag fih wenden wuͤrden.“ | 





*) Europ Confitt. 3. ©3869 © 


et. W. ate Aufl, IV. | 32 
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100. 


b) Politifher Charafter ver Berfaffungs- 
urfunde vom 19. März 1818. | 


Bon der Sandfchaft überhaupt und deren Rechten 
und Pflichten, 


Das ganze Sand und fämmeliche Unterthanen 
werden, in allen Angelegenheiten zwifchen Regenten 
und Volk, durch verfaffungsmäßige Abgeordnete ver: 
treten, deren Geſammtheit die Sandfchaft ausmacht, 


Der Landſchaft ftehen in diefer Beziehung fol - 
gende Rechte zu: 1) das Necht des Beiraths und 
der Zuftimmung bei Verträgen und Diſpoſitionen, 
wodurdy die Integritaͤt des Landes verlegt, deffen 
Einkommen gefchmälert, oder die Kegierungsverfaf- 
fung des berzoglichen Haufes verändert wird; 2) Das 
Recht der Berathung und Zuftimmung bei 
Finführung nener und bei Abänderung bes 
ftehender allgemeiner Sandesgefeße, welche 
die Grundverfaffung des Landes, bie Freiheit oder 
Das Eigenthum der Staatsbürger betreffen; 3) Das 
Keht, die Etats der Staatsbevürfniffe 
mit dem Kegenten oder der dazu beaufs 
fragten Behörde gemeinfchaftlich feſtzuͤ— 
feßen; 4) das Recht, alle, für den Staatszwed 
nöthige Abgaben und Leiftungen ver Staats: 
angebörigen zu verwilligen, dergeftalt, daß folche 
ohne diefe Bewilligung nicht ausgefchrieben und ges 
fordert werden Eonnen; 5) das Recht, die verwilligs 
ten Abgaben und Steuern , unter Controll⸗ der 
Regierung, in einer befondern Kaffe er he— 
ben, und zu den beftimnten Zweden verwenden zu 
laffen ; on das FOL, ‚bei den Verfügungen Über, bie 
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Domninen in der Art zw concursiren, daß bei 
Difpofitionen über die Subftanz, neben dem agnatis 
ſchen Confens, auch die Zuftimmung der Landſchaft 

erfordert werden. foll; 7) das Recht, bemerfre 
- Mängel in der Geſetzgebung, Ungleichheiten 
und Mißbraͤuche in der Verwaltung, dem Regen⸗ 
ten anzuzeigen, und zu deren Abſtellung Vor⸗ 
ſchlaͤge zu thun; 8) das Recht, uͤber Pflichtverletzun⸗ 
gen, Willkuͤhr, Nichtachtung der - Berfaffung:- von 
Seiten der Staatsdiener Beſchwerde und Klage 
zu führen, und auf deren —— und Beſtra⸗ 
fung anzutragen. 

Geſetzliche Anordnungen und — Be 
fhlüffe des Bundestages, wodurch dem Lande, 
als Bundesgliede, Berbindlichkeiten aufgelegt wer⸗ 
den, find von der landftändifchen Einwilligung un— 
abhängig. Nur bei der. Ausführung hat die fand» 
ſchaft über die dazu erforderlichen Mittel mitzuwirken, 


Don den Jandesdeputirten. 


In Ruͤckſicht der bisherigen vorzugsweifen Be: 
rechtigung zur Landſtandſchaft wird die Eintheilung 
der Abgeorbneten nah Klaffen oder Ständen 
beibehalten, und neben den bisherigen Ständen — 
der Kittergutsbefißer und Bürger — der 
alle Sandbewohner umfaſſende Stand der. Bauern 
tip der geiftlihe Stand. in die Sandfchaft einges 
uͤh rt. 

Die Zahl ver Deputirten wird auf 18 feftgefest: 
6 aus den Befigern der Rittergüter; 5 aus den 
Bürgern der Städte Hilpburghaufen, Eisfeld, 
Heldburg, Königsberg, Ummerftadt;. 6 aus. den 
Eingefeffenen ver Aemter — ‚Eis: 
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feld ; Heldburg , Sonnenfeld, Königeberg und Beh 
rungen; 4 aus dem geiftlichen Stände, ... x 
ir Kenne Klaſſe wähle. die ihr zufommenden. Abge⸗ 
ordneten aus ihrer, Mitte, — Die Wahl gefchieht auf 
fee Jahre; die Austretenden find wieder "wählbar, 
Die Deputicten der Städte und Aemter find bes 
* ſich in den zu ihrer Abſtimmung kommenden 
Gegenſtaͤnden von Conſulenten berathen zu laſſen, 
die aber weder eine eigne Stimme. haben, noch De⸗ 
pnirrenftünmen: ausüben koͤnnen. >) 
. Die: Deputitten ‚find in Anfehung ihrer Aeuhe⸗ 
| rungen bei ven landftändifchen Verhandlungen: nicht 
verantwortlich. ie find für ihre Perfon uns 
erleslich; nur im Falle, eines, Verbrechens od 
ehr dringender Umſtaͤnde kaun eine Verhaftung gegen 
Einzelne ftatt finden, , ** 


Von landſchaftlichen Beamten, den Aueſchußdepii⸗ 
tirten, dem Lanbrathe. 


Die Landſchaft bedarf zur Leitung und unmittel⸗ 
baren Beſorgung ihrer Geſchaͤfte gewiſſer Beamten; 
auch iſt ihr geſtattet, einzelne Gefchäftszweige und 

gewiſſe Rechte Durch befondere Bevollmächtigte wahts 
nehmen zu laffen. Zu den erftern gehören der Yands 
fchaftsdirector, der Landſchaftsſyndicus, der Land⸗ 
fchaftscaffieret, mit den Subalternen; — ztı den le: 
tern der landfchaftliche Ausſchuß md der Landrath. 
—Den Ausſchuß bilden, nebft dem Landſchafts— 
director und Syndicus, 1 Depntirter yom Stande 
der Rittergutsbeſitzer, 2 Staͤdtedeputirte, 1.Amts⸗ 
deputirter, und der Deputirte, des geiſtlichen Stanz 
des. Die Verrichtungen des Ausſchuſſes beſtehen: 
in vorläufiger Berathung und Bearbeitung: der auf 
dem Landtage zum. Vortrage kommenden Gefchäfte, 
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mid in fortwaͤhrender Vertretuůng der Staͤnde außer 
dem: Landtage. Doch kann er weder Steuern bewilli⸗ 
gen, noch ſich definitiv uͤber Geſetzesvorſchlaͤge, oder 
andere zur unmittelbaren Cognition ber. raidſdaft ge— 
eignete Gegenſtaͤnde erklaͤren. 

Der Landrath, welcher Sitz und — 
in der Landesregierung hat, iſt, als ſolcher, kein 
Mitglied der Landſchaft, ſondern 1) die Mittels! 
perfon zwifchen dverfelben und der Landes— 
regierung zur Erleichterung der Communication 
und Erziehing größerer: Öleichförmigfeit beider Bes _ 
hörden, und 2) wirkliches Mitglied der Regierung, 
und‘, Durch feine Theilnahme und Mitwirkung in dem 
Gefhäften, das Intereſſe und Die. Rechte der lands 
ſchaft beftändig wahrzunehmen. Er wird auf 3 Jahre 
gewählt, iſt aber immer wieder. waͤhlbar. 


a ion Land⸗ und. Ausſchußtagen. 


In der Regel wird aller 3 Jahre ein Landtag 
von’ dem Fuͤrſten angeorbnet. Die ‚Eröffnung ers 
folgt, wenn wenigftens: $ der Stände eingetroffen 
find; Die teitung Der Sefchäfte kommt dem Director 
zu. "Die Diſeuſſionen in der Verſammlung erfolgen 
mündlich. Es ift aber Eeinem Mitgliede verwehrt,’ 
feine Meinung fchriftlich. zu übergeben." Wichtigere 
Gegenftände, wie Gefegesentwürfe, neue WBerwillis 
gungen, Beichwerdeführnngen, werdenrin der Regel 
nicht. fofort in Der Sitzung diſcutirt, wo fie vor⸗ 
getragen: "wurden, : fondern erſt in einer folgendem 
Sitzung. Sollte es zweckmaͤßig feheinen ; dergläichen 
Gegenſtaͤnde erſt beſonders prüfen: oder bearbeiten zw’ 
laſſen; ſo ſteht es der Verſammlung fwit Dan einen 
ed niederzufeßen. font 
ern lle Beſchluͤſſe ‚werden durch —— — 
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menmehrheit gefaßt. Zur Faſſung eines guͤltigen Be⸗ 
ſchluſſes iſt aber die Anweſenheit von wenigſtens 3 
fämmtlicher. Landesdeputirten erforderlich. 

Alle landesherrliche Poftulate und Anträge, fo 
wie die landesherrlichen Entfchließungen auf die Ein» 
gaben der tandfchaft, ergehen in Reſcripten. Die lan= 
destegterung bedient fich in ihren Mittheilungen an 
die Landſchaft ebenfalls ver Reſcripfform. Werden 
bei Öefeßesvorfhlägen, oder andern wichtigen Gegen⸗ 
ſtaͤnden, mündliche Erläuterungen fir zweckdienlich er= 
. achtet; fo wird der Regent ein oder einige Mitglieder 
des geheimen Kathscollegiums oder der Regierung zu 
den Sitzungen des Landtags abordnen, welche die 
Sache nach ihren Beweggründen entwidelh, der 
kandftändifchen Abftimmung und Veſchlußnahne aber 
nicht beiwohnen. Die Landſchaft erſtattet Berichte, 
Erklaͤrungen, Vorſtellungen u. ſ. w., wobei fie ſich 
derſelben Suriafien bedient, wie nachgefeste landes= 

errlihe Behörden .bei Berichtserftattungen. Am 
alle abfälliger Erklaͤrungen über landesfürftliche 
Propofitionen Hat fie die Grunde jedesmal vollftändig 
anzugeben, worauf der Regent entweder von dent 
Antrage abſteht oder, im Falle er die Sache noch 
nicht serfchopft findet, denſelben unter weiterer me 
führung der dafür fprechenden Gründe erneuert. 
9 Der Finft kann die VBerfammlung fchtiegen‘) / 
verfagen , oder: gänzlich auflofen, Im lebten Falle 
verlieren fümmtliche Abgeordnete, den Director aus⸗ 
genommen ‚ihre Stellen, und es: muß längftens bin⸗ 
= 3 Monaten zu einer neuen Wahl gefchritten wer⸗ 
den. Erfolgt die Anordnung zur neuen Wahl in ver. 
beftimmten Zeit nicht; fo. ift bie vorige ee 
kion wieder hergeftelle. Ban 
er Der Ausſſchuß verfammele fh zut Defohgung 
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„der ihm obliegenden Gefchäfte auf die Einladung des 
Directors, fo oft e8 die vorliegenden Arbeiten nothe 
wendig machen. ° 


Nähere Beſtimmungen über die Ausübung der 
landfchaftlihen Rechte. 


Verträge und andere Beltimmungen, welche 
den Umfang der gegenwärtigen tandestheile, die Lan⸗ 
desrevenuen, oder die Kegierungsverfaffung des ber- 
zoglihen Haufes betreffen, follen den Landftänden 
entweder vor der Eingehung, oder doch noch vor deren 
Katification, zur Ertheilung ihres Rathes und ihrer 
Zuftimmung, mitgetheilt werden. i 

Das Recht des Beiraths in der Öefeg- 
gebung begreift zugleich in fih das Recht der 
Bitte und des Vorſchlags wegen ‚zu erthei- 
lender oder abzuändernder Gefeße. Verſagt der Fürft 
einem folhen Vorfchlage die Sanction; fo. kann der 
Landtag ihn noch bei zwei andern Derfammlungen 
wiederhoblen. 

Die Etats, welche von der Jinanzbehörde, un⸗ 
ter Koncurrenz : der gefammten Sandesregierung, zu 

. fertigen und in Zukunft auf 3 Jahre einzurichten find, 
- werben aus dem geheimen Kathe dem landfchaftlichen 
Ausſchuſſe mitgetheilt, welcher fie prüft, und mit feis - 
nem Öutachten an die andfchaft abgiebt. In Diefer 
Beziehung find den Ständen von den Behörden die 
erforderlichen Rechnungen, Nachweifungen und Auf: 
ſchluͤſſe mitzutheilen, und ihnen fowohl von der Noth- 
wendigkeit der. gemachten Anforderungen, als von 
der zweckmaͤßigen Verwendung der frübern Bewilli- 
gungen die vollftändigfte Ueberzeugung zu verfchaffen. 

Diejenigen Diener, welchen die Verwaltung 

ber Domainen obtiegt, find dafuͤr verantwortlich, 
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daß den Rechten der Landſchaft, ſo wie den Verpflich⸗ 
tungen gegen die Agnaten Genuͤge geleiſtet werde. 
Sollten von denſelben, und dem Intereſſe des Landes 
entgegen, Diſpoſitionen über das Domainenvermoͤgen 
getroffen werben; fo follen diefe auf bloße Einfprache 
der Sandfchaft als ungültig, und felbft für den Lan— 
desherrn unverbindlic, erkannt werben. 
Beſchwerden über die Verwaltung über 
haupt und die Handlungsweife der Staatsdiener muͤſ⸗ 
fen, vor ihren Anbringung, auf dem Landtage in Ber 
rathbung und zur Abftimmung gebracht worden fern. 
Den einzelnen Staatsbürgern ift es geftattet, 
bemerkte Gebrechen oder Mißbräuche der Landfchaft 
zur Anzeige zu bringen. 
Das Recht der Befchwerde und Klage ges 
gen Staatsdiener wird vorzüglich dadurch gefichert, 
daß alle Verfügungen des Regenten von denjenigen, 
welche ihn dabei berathen haben, contrafignirt 
werden muͤſſen, und jeder Diener für die auf feinen 
Vortrag gefaßten Befchlüffe vem Regenten und 
dem Lande verantwortlich if. Das Recht 
formlicher Klage von Seite der Landſchaft finder 
nur gegen höhere Staatsdiener in dem Falle ſtatt, 
wenn die befchwerende Handlung ein Vergehen in ſich 
enthält, welches die Entfcheidung eines Gerichtshos . 
fes erfordert. In allen andern Fällen tritt blos: B es 
ſchwerde heim Landesherrn ein, wobei es von ben 
Umftänden abhängt, ob eine Unterfuchung , oder ein 
\ blos verantwortliches Verfahren ftatt finder, In je⸗ 
dem Falle wird der Sandtag von dem Erfolge feiner 
Befchwerde in Kenntniß geſetzt. 


Gewähr der Verfaffung. 
Gegenwärtiges. Grundgefes. kann nur Durch 


- 
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Mebereinftimmung des Negenten-und des 
Landtags abgeändert werden, Alle Staatsdiener 
find auf den Inhalte und die genaue Beobachtung 
deffelben verpflichtet. Bei Regierungsveränderungen 
erfolgt ‘Die Huldigung erft, wenn der neue. Negent 
die Beobachtung, Aufrechtbaltung und Handhabung 
der Berfaffung bei feinen fürftlichen Worten und 
Ehren fchriftlich zugefichert bat. - Zu dieſem Ende 
wird ein außerordentlicher Sandtag berufen. Endlich 
wird dieſe Berfaffung unter die Öarantie des 
teutſchen Bundes geftelle. 


101. 
23) Herzogthum Sahfen- Coburg, 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Der Herzog Ernft von Sachfen- Coburg - Saal« 
feld erließ, bald nach dem Wiener Congreffe, am 16, 
März 1816 ein Decret *), in welchem. er die. 
Grundzuͤge der in feinem Staate einzuführenden neuen 
Verfaſſung bekannt machte. Er fprach darin die 
Stände als Vertreter der ſaͤmmtlichen Unter: 
thanen und als DBürgen der Aufrechthaltung der 
Verfaſſung aus, und rheilte fie in gebobrne und 
gewählte, fo daß die Rittergutsbeſitzer zu den erften, 
die Repräfentanten aber aus den Stadträrhen und aus 
dem Buͤrger- und Dasgenjlanve zu den zweiten ges 
hörten. 

Allein wenige Jahre nach dieſem bekannt ge= 
machten Umriſſe einer ſtaͤndiſchen — erklärte 


*) Europ. Eonfitt. Th.2. ©. 306. 
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der Herzog in einem Edicte *) vom 30, Oct; 1820, 
Daß er den, von der Landesregierung verfer- 
tigten, Entwurf einer neuen Verfaſſung ſowohl 
den Sandescollegien, als einigen der vormaligen Stände 
zur Begutachtung mitgerheilt habe, und daß ihm 
nun die gefammten Ergebniffe diefer Arbeiten zur Ent; 
fheidung vorgelegt worden wären. Er berief deshalb 
einen außerordentlichen Landtag zum März 1821 zuſam⸗ 
men; deſſen Wünfche in Betreff der landſtaͤndiſchen 
Verfaſſung er „vernahm und moͤglichſt beruͤck— 
ſichtigte“ (mie es im Eingange der Urkunde heißt). 
Darauf erſchien am 8. Aug. 1821 die Urkunde 
ſelbſt, als „Geſetz *), die ſtaͤndiſche Ver: 
faſſung des Herzog thuns Coburg: Gaals 
feld betreffend.” Mit diefem Örundgefege ftan- 
den drei fpecielle Verordnungen in Verbindung, 
wovon die eine die Wahlordnung ***), Die andere 
die Landtagsordnung 7) die dritte das Ver— 
hältnig der Staatsdiener tr) zum Gegenftande 
hatte. Später, am 13. Sept. 1821, erfchien auch 
ein Schuldenedict au} 


102. 
b) Politifher Be der ON 
vom 8. Aug. 1821. 


Bon dem Herzogthume und deſſen DM pWKung im 
| Allgemeinen. 


Das Herzogthum Koburg - Saalfeld, mit Ein- 


*) Luͤders — Archiv, a a ©. 520. 
**) Ebend. Th.2. S.441. 

***) Ehend. Th, 3. &.59. 

+) Ebend. Th. 3. S. 5233. 

tr) Ebend. Th. 3. = 536. 

ttr) Ebend. Th.3. ©. 544. 
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fchluß des Amtes Themar, bildet einen teutſchen Bun⸗ 
desftaat. Die Befhlüffe der Bundesver 
fammlung, welche. die verfaffungsmäßigen Ders 
hältniffe Teutſchlands, oder die Berhältniffe teutfcher 
Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, find ein 
Theildes Staatsrechts des Herzogthums; 
und haben in demfelben, wenn fie vom anbeehem 
verkündet worden find, verbindliche Kraft. 

Der Herzog ift das Oberhaupt des Staates i 
vereinigt in fich alle Rechte der Staatsgewalt, und 
übe fie in den von ihm gegebenen, in. diefer Verfaſ— 
fungsurfunde feftgefesten, Beſtimmungen aus. Seine 
Perſon ift heilig und unverleglich. 

Die herzogliche Wüuͤrde ift erblich in der dire— 
cten leiblichen und gefesmäßigen Nachkommenfchaft 
des Herzogs nach dem Erftgeburtsrechte in maͤnnli— 
cher Linie; fo wie fich überhaupt die Erbfolge in dem 
herzoglichen Haufe nach der für daffelbe beftehenden 
Prinrogenitur = Conftitution und nach den Berträgen 
in den fächfifchen Häufern richtet. 


Von. den allgemeinen Rechten und Pflichten der 
Staatsbürger. 


Der Genuß aller bürgerlihen Rechte fteht nur 
Inländern zu. — Staatsbürger find dieje— 
nigen volljährigen Inlaͤnder männlichen Gefchlechts, 
welche den Huldigungseid gefchworen haben, 

Alte Einwohner find vor dem Geſetze gleich. — 
Die Geburt gewährt feinen Vorzug zur Erlangung 
irgend eines Staatsamts, 

Die Verfchiedenheir der anerkannten chriftlichen 
Eonfeffionen hat Feine Verfchiedenheit in "ven politis 
ſchen und bürgerlichen Rechten zur Folge. — Den 
anerkannten chriftlichen Konfeffionen iſt Die geſetz⸗ 


‚508 Poſitives Staatsrecht. 


mäßige freie und öffentliche Ausuͤbung ihres Religions⸗ 
cultus geftattet, | e 
Jedem Einwohner wird der Genuß vollfommener 
Gewiſſensfreiheit zugefichert. | 
Jedem Einwohner ſteht das Recht der freien 
Auswanderung zu, —— 
Alle aus dem Lehnsverbande herruͤhrende Froh— 
nen find abloͤsbar, fo wie alle Feudallaſten uͤberhaupt. 
Jeder Staatsbürger, fir welchen feine geſetz⸗ 
liche Ausnahme beſteht, ift verpFichtet, an der ordent= 
lichen Kriegsdienftpflicht Antheil zu nehmen. 
Bei dem Aufrufe zur Erfüllung diefer Verbindlichkeit 
entſcheidet unfer den Öleichverpflichteten das to 08, 
mit Geſtattung der Stellvertretung. — Sn 
außerordentlichen Nothfaͤllen ift jeder Einwohner zur 
Vertheidigung des Vaterlandes verpflichtet. - 
1.2 Das Materielle der Juftizertheilung und dag ges 
richtliche Verfahren, innerhalb der Grenzen feiner geſetz⸗ 
lichen Competenz, Form und Wirkſamkeit find von dem 
Einfluffe Der Regierung ganz unabhängig. Es folk 
Niemand feinem gefeglichen Richter entzogen werden, . 
‚Kein Einwohner darf anders, als in den durch 
das Recht und die Gefege beftimmten Fällen und For: 
men, verhaftet, oder beftraft werden. Keiner darf laͤn—⸗ 
ger als 24 Stunden über den Grund feiner Verhaf⸗ 
tung in Ungewißheit gelaffen werden. | 5 


‚Bon den Kirchen, den Unterrichts und Wohlthätig- 
feitsanftalten. J —9J 
Die innere Kirchenverfaſſung genießt auch den 
Schutz der politiſchen Verfaſſung. ERS 
» Verordnungen der Kirchengemwalt koͤnnen ohne 
vorgängige Einficht und Genehmigung des Landes⸗ 
herrn weber verfünder noch vollzogen werden. +. 
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Die Geiſtlichen find in ihren- bürgerlichen Ver⸗ 
halmiſſen und bei ſtrafbaren Handlungen, - welche 
nicht bloße Dienftvergehen ſind, ver weltlbichen 
Obrigkeit unterworfen. 

Das Kirchengut, das Vermoͤgen der vom ai, 
anerkannten Ctiftungen der Wohlthätigkeits» und 
Unterrichtsanftalten, genießen des befondern Schutzes 
des Staates-, und fonnen unter Feiner Bedingung bem 
Staatsvermögen einverleibt werben, 


Bon den Gemeinden, 


Die Angelegenheiten der Gemeinden-follen — 
ein Geſetz geordnet werden, welches als Grundlage 
die eigene felbftftändige Verwaltung des 
Dermödgens, ‚unter der Dberaufficht des Staates, 
ausfprechen wird, — Das Vermögen der Gemein⸗ 
den kann unter Feiner Borausfegung bent Staatsver⸗ 
moͤgen einverleibt werden. 


Bon den Landſtaͤnden. 


Str alle im Herzögrhunte vereinte tandeecheile 
ſoll eine e Geſammtheit von Landſtaͤnden beſtehen, 
welche allen Theilen des Landes, als einem Ganzen, 
gemeinschaftlich iſt. | 
Diieſe Gefammtheit von Landſtanden wid gebil⸗ 
det: aus 6- Abgeordneten, welche die ſämmtlichen 
Rittergutsbeſitzer aus ihrer Mitte wählen (3 
ans dem Fuͤrſtenthume Coburg, 2 aus dem Fürften= 
thume Saalfeld, 1 aus dem Amte Themar); — ans 
2 Abgeordneren der Stadtobrigkeiten zu Coburg und 
Saalfeld, von welchen jede einen aus ihrer Mitte, — 
ferner aus’ 3 Abgeordneten der Städte Coburg, Saal⸗ 
feld und Poͤßneck, von welchen jede einen aus ihren 
Buͤrgern zu wählen bat, — und aus 6 Abgeordne⸗ 
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ten der uͤbrigen Städte und ſaͤmmtlichen Dorfsgemein⸗ 
den, ſo daß aus jedem Amte, mit Inbegriff der ein⸗ 
bezirkten Staͤdte, einer der Eingeſeſſenen gewaͤhlt 
wird. — 
Jeder Abgeordnete wird auf 6 Jahre gewaͤhlt, 
iſt aber wieder waͤhlbar. Wird die Staͤndeverſamm⸗ 
fung vor dem Schluſſe ihrer Geſchaͤfte von dem Re⸗ 
genten aufgeloͤſet; fo erloͤſchen dadurch die Wahlen, 
und es fritt vor der Wiedereröffnung: der neuen, Ständes 
verfammlung, welche in diefem Falle binnen 6 Mos 
naten gefchehen foll, eine nene Wahl ein. 

Zur Theilnahme an: der Ständewahl find im 
Allgemeinen nur diejenigen Staatsbürger. bererh= 
tigt, welche im vollen Genuſſe des Staatsbuͤrgerrechts 
fich befinden, und welche ‚niemals wegen. eines: mit 
peinlicher Strafe gefeglich bedrohten Verbrechens , 
wenigftens nicht ohne nachher erfolgte gaͤnzliche loss 
fprechung, in Unterſuchung, oder wegen Schulden, 
wenigftens nicht ohne völlige Befriedigung ihrer Glaͤu⸗ 
- biger, in Concurs befangen waren. - 

Au der Wahl der von den Kittergursbefigern zu 
mählenden Abgeordneten foll jeder Beſitzer eines im 
Sande gelegenen Rittergutes Theil nehmen, _ Mehrere 
Befißer eines Nittergutes haben einen von ihnen zue 
Stimmführung zu bevollmächtigen. Bei der Wahl 
zum Deputirten ift jedoch auch jeder der übrigen Mits 
befiger (allein aus den fämmtlichen Befigern Eines | 
Kittergutes nur Einer) wählbar. — In den Städten 
wird zur Wahlberechtigung, außer den all geme i⸗ 
nen Bebingniffen, das allgemeine Bürgerrecht, ver- 
bunden mit wefentlicher Wohnung, erfordert. — In 
den Dörfern ift zur Theilnahme an den. Wahlen das 
Nachbarrecht und der Beſitz keines Haufes noͤthig. 
Doch ftimmen die Geiftlichen auf den Lande und die 
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dafeldft fich befindlichen. Stoats diener, auch ohne dieſe 
Bedingung, mit der Gemeinde ihres Ores. 

Die Wähler wählen die Abzuordnenden aus 
ihrer Wahlklaſſe. Die allgemeinen Erforderniſſe eines 
Mitglieds der Staͤndeverſammlung find: Bekenntniß 
zur chriftlihen Religion ohne Unterfchied der Con— 
feſſion; das Staatsbürgerrecht; 30jaͤhriges Alter, — 
Unbeſcholtenheit des Rufes. 

Die Abzuordnenden von den Staͤdten und Dorfs⸗ 
gemeinden ſollen entweder den Beſitz eines im Lande 
belegenen ſchuldenfreien Vermoͤgens von 5000 Fl., 
oder ein unabhaͤngiges reines Einkommen von jährlich 
490 51. nachweifen Eonnen, 

Zur Seitung der Wahl der Abgeordneten wird 
ſowohl für die Nittergutsbefißer, als für die Stadt: 
obrigfeiten und die Städte Coburg, Saalfeld und 
Poͤßneck, ein befonderer Regierungscommiffair ers 
nannt; die Wahlen der übrigen Stände ſollen unter 
Aufſi ht und Leitung der erften Juſtizbeamten in ihren‘ 

Amtsbezirken geſchehen. | 


Von’ ven Befügniffen der Landſtaͤnde. 


Die Stände find befugt, mit denjenigen Gegen- 
ſtaͤnden fich zu befchäftigen, . welche zu ihrem. Wir 
kungskreiſe angewiefen find, und fih 1) auf die Ges 
feggebung, 2) auf die Sinanzverwaltung 
und auf Erhaltung des Landes = und Domanialeigen- 
thums, und 3) auf gemeinfhaftlihe Anträge 
und Befchwerden beziehen, 

Neue Gefese, welche die eigentfiche Landes⸗ 
verfaſſung, d. h. die Beſtimmung der gegenſeitigen 
Rechte des Regenten und der Staͤnde betreffen, ſo 
wie Abaͤnderungen und Erklaͤrung der beſtehenden, be⸗ 
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duͤrfen zu ihrer Guͤltigkeit die Zuſtimmung der 
Stände Ohne Beirath und Zuſtimmung der 
Stoaͤnde koͤnnen Geſetze, welche die perſönliche Frei⸗ 
heit und das Eigenthum betreffen, nicht gegeben, ab⸗ 
geaͤndert und aufgehoben werden. Wenn die Veir⸗ 
ſammlung gegen einen Vorſchlag ſtimmt; ſo bleibt er 
bis zum naͤchſten Landtage ausgeſetzt. | 

Der Regent ift befuge, ohne ftändifche Mit— 
wirfung, Die ‚zur Vorbereitung, Vollſtreckung und 
Handhabung der Geſetze erforderlichen, ſo wie die aus 
den landesherrlichen Rechten fliegenden Verordnungen 
und Anftalten zu treffen; auch bleiben die landesherr⸗ 
lichen Rechte binfichtlih der Privilegien, Difpenfas. 
tionen und Abolitionen unbefchränft. 

Gefegesentwürfe koͤnnen nut vom Sans 
desherrn an die Staͤnde, nicht von den 
Staͤnden an den Landesherrn gebracht 
werden. - Die Stände koͤnnen aber auf neue, 
Geſetze, fo wie auf Abänderung oder. Aufßebung 
der beftehenden, antragen. 

An Anfehung des Finanzwefens ſteht 
den Staͤnden die Steuerverwilligung, und 
bei der Verwaltung der Landeskaſſe, unter der Aufz 
ſicht des Regenten, folgende Concurrenz zu: 1). 
wird der Etat der Landeskaſſe mit Zuſtimmung der 
Stande hergeftellt; 2) find die Stände berechtigt‘, 
zu verlangen und darüber" zu wachen, ı daß’ der von 
einem tandtage zum andern geltende Finangetat puͤnct⸗ 
lich’ beobachtet werde, fuͤr welche Beobachtung die 
obern Verwaltungsbehorden verantwortlich find ; 
3)» die Stände zu allen uͤber ven Etat gehen- 
den und außerordentlichen Ausgaben ihre, befondere: 
Zuſtimmung zu ertheilen; 4) werben den Staͤnden 


die Kuſſenrapporte mitgetheilt; 5) haben * Staͤnde 
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das Recht, bei der Sandesregierung auf Kaffenftürze ans 
zutragen, und diefe hat ihnen zu willfahren,; 6) haben 
die Stände die Abnahme, Prüfung und Juſtificatur 
der Tandesfaffenrechnungen gemeinfchaftlich. mit der 
Sandesregierung zu beforgen, und 7) zur Befesung 
der Sandesfaflirerftelle dem Fürften vorzufchlagen. 
Die Stände find ferner befugt, von dem Minis 
fterium alle Subfidien zu verlangen, welche zu dieſen 
Gefchäften, insbefondere aber zur Prüfung der Etats 
und Rechnungen, fo wie zur Ueberficht der Verwen⸗ 
dung ihrer Verwilligung, und zur Beurtheilung ders 
jenigen Mittel erforderlih find, durch welche vie 
Staatsbedürfniffe gedeckt werden follen, 
Zur Landeskaſſe follen nicht ‚nur Die Directen und 
indirecten Steuern, fo wie alle noch Eünftig von den 
Staͤnden zur Dedfung der Landesbeduͤrfniſſe verwillige 
werdende Abgaben, fondern auch das Einkommen aus 
den Kegalien und alle aus Uebung der landesherr: 
lichen Gewalt entfpringende Gefälle, nicht minder der 
gefamnite Ertrag der Chauſſee- und Wegegelver, fo 
wie alle zum Behufe des Militairs von den Unters 
thanen erfolgende Leiftungen, und die von Hinter 
faffen zu zahlenden Schußgelver- fließen. 
“Dagegen foll die Landeskaſſe die fammtlichen 
Koften der Staatsverwaltung, die Unterhaltung der 
dem Staatsdienfte gewidmeten offentlichen Gebäude, 
des. Militairs, den Aufwand für Landesbehörden, 
Kirchen und Schulen, für Chauffeen und Wege, und 
. überhaupt für alles, was zur Erhaltung und Foͤr⸗ 
derung des gemeinen Wefens erforderlich iſt, beſtreiten. 
— Die Ueberſchuͤſſe ſind, nach Beſtreitung der Zin⸗ 
fen, zunächft zu dem Schulventilgungsfonds, fo wie 
auch zue Erhöhung des Fonds der Dienerpenfionen 
zu verwenden. inwiefern Die — — die Do⸗ 
St. W. ate Aufl. IV. 
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mainen radicirten Beduͤrfniſſe des herzoglichen Hau⸗ 
fes und Hofes nicht aus den Domanialeinkuͤnften voll—⸗ 
ftäudig beftrirten werden koͤnnen, treten Zuſchuͤſſe 
zu den Koften des Hofftaates aus der Landeskaſſe zur 
Hauptdomainenfaffe ein. 

Die Steuern find nur zur Beftreitung der Lan⸗ 
desbedürfniffe beftimme, zu welden alle Staatsbür- 
ger nach verhältnißmäßiger-Öleichheit, und alles 
Grundeigenthum, ohne Ausnahme, alfo auch die Do— 
mainengüter ebenfalls gleichmäßig. beizutragen haben, 

Wenn die Stände die nothwendige Verwilligung 
für die Erfüllung neuer, durch Verpflichtungen gegen 
den teutfhen Bund gegründeter, VBerbindlichkeis 
ten verweigern follten; fo ift der Zandesherr zur Aus— 
fhreibung der dazu erforderlichen, durch Erſparniſſe 
nicht aufzubringenden, Summen berechtigt, und es 
wird ber deren Verwendung öffentliche Kechen- 
fchaft abgelegt. Auch ſteht dem Sandesherrn die 
ausfchließende Verfügung über das Mili— 
tair, die Formation defjelben, die Difciplinarvers 
waltung, und das Recht, alle den Kriegspdieuft bes 
treffende Verordnungen zu erlaffen, ohne ftändifche 
Mitwirkung zu. Aushebungen zur Vermehrung der 
Zruppen über die Bundespflicht hinaus konnen nur 
durch ein Gefeß beftimmt werden, welches, wie das 
Conſcriptionsreglement, mit ftändifcher Concurreng 
erlaffen ift. 

- Die gefammte Staatsſchuld foll N ein 
befonveres Geſetz und durch die Errichtung einer, bes . 
‚ fondern Etaatsfchulven: Tilgungsanftale ficher geftelt, 
‚auch eine Vermehrung der Staatsfchulden ‚ohne 
Einwilligung der Staͤnde nicht vorgenommen: werden, 

Die Domaineneinfünfte follen für die Erz 

haltung des Regentenhauſes, für Die Adminiftrations- 
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often, und den uͤbrigen Bedarf verwendet werden. 
Zur Sicherheit und Erhaltung des dent herzoglichen 
Haufe eigenthiimlich zuftändigen Domanialvermögens 
will der Regent die Stände zur Berathung in 
Anfehung der nuͤtzlichen oder fchädlichen Berwendung 
Diefes Vermögens zugezogen, und die Stände als 
Garants des Domanialvermägens angefehen wiſſen. 

Die Stände find zum VBortrage von Bitten 
und Beſchwerden bei dent Kegenten berechtigt, 
worüber die abfolute Mehrheit der wenigftens zu 4 
verfammelten Abgeordneten einen Beichluß gefaßt 
bat. Insbeſondere haben die Stände das Recht, 
die Befchwerden gegen das Benehmen der 
Staatsdiener an den Sandesherrn zu bringen. 
Solche Befchwerden follen jedesmal zuerft dem Sans 
desheren vorgelegt, und nur dann als formliche 
Klage aufgeftelle werden, wenn fie Unterfihleif. bei 
öffentlichen Kaflen, Beftechungen, abjichtlich vers 
weigerte oder verzögerte Rechtspflege, Eingriffe in 
die Verfaffung, oder in die gefegliche Freiheit, die 
Ehre und das Eigenthum der einzelnen Unterthanen, 
oder der Behörden und Communen befreffen. 

Einzelne und Corporationen Eonnen nur dann 
an die Stände fich wenden, wenn fie hinfichtlich ihrer 
individuellen Intereſſen fich auf eine unrechrliche Weiſe 
für verlegt und gedruͤckt halten, und’ die gefeglichen 
Wege bei den Landesbehoͤrden vergeblich eingefchlagen 
haben. — Anträge Einzelner und ganzer Corpora= 
tionen hinfichtlich allgemeiner politifcher Intereſſen find 
Dagegen unzuläffig und ftrafbar, weil die Prüfung 
und Wahrung diefer Intereffen lediglich der Stände: 
verfammlung als Geſammtheit zukommt. 

In der Regel foll aller 6 Jahre ein ordentlicher 
tandtag gehalten werden. Doch hängt e8 von dem. 

| — 
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Landesherrn ab, wie oft er außerordentliche Landtage 
verfammeln will. Er hat das Recht, die ftändifchen 
Derfammlungen zu berufen, zu vertagen, aufzuloͤſen 
und zu fchliegen. Ä | 

Die Stände genießen wahrend: des Landtages 
einer völligen Unverletztheit der Perfon, und konnen 
während diefer Zeit, ohne Einwiliigung der Ständer 
verfammlung, Feiner Urt von Arreſt unterworfen 
werden; den Fall einer Ergreifung auf frifcher That 
bei begangenen Verbrechen ausgenommen. 


Bon der Geſchaͤftsordnung bei den Landtagen. 


Die Mittheilung der von dem landesheren den 
Ständen vorgelegten Anträge geſchiehet ſchriftlich, 
entweder durch Das tandesminifterinm, oder eine bes 
fondere Commiffion. Wenn diefe Anträge Durch Bes 
fehylüffe erledige find; fo werden Diejenigen Gegen 
ftände in der von dem Sandfchaftsdirector zu beftims 
menden Ordnung vorgerommen, welche von den ſtaͤn— 
difchen Mitgliedern in Antrag gebracht worden find, 

Zur Bearbeitung einzelner Gegenftände kann 
die Verfammlung einige aus ihrer Mitte Durch - die 
Wahl nach relativer Stimmenmehrheit ernennen, 
Die Commiffionen haben fich mit den Miniſte— 
rium oder den Sandfagscommiffarien zu benehmen, 
um die erforderlichen Nachrichten zu erhalten, - oder 
um zu einer Ausgleichung abweichender Anfichten zu 
gelangen. Die Befchläffe diefer Commiffionen werden 
nach abfoluter Stimmenmehrheit: gefaßt, und durch 
ein, von der Commiſſion felbft gewähltes, Mitglied 
berfelben, entweder mündlich oder fchriftlich, in der 
Staͤndeverſammlung zum Vortrage gebracht, Dei 
der Berathung daruͤber hat jedes Mitglied der Com— 
miflion feine Etimme fo gut, wie die übrigen Stände, 


% 


Herzogthbum Sachſen-Coburg. 517 


Nur Diejenigen, welche einen Antrag machen, 
oder den Beſchluß einer Commiſſion vorzutragen 
haben, find zur DVorlefung fchriftlicher Auffäge bes 
rechtigt; die übrigen Mitglieder haben fid) auf muͤnd⸗ 
liche Vorträge zu beſchraͤnken. 

Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes der Staͤnde⸗ 
verſammlung iſt die abſolute Mehrheit der Stimmen, 
bei Anweſenheit von wenigſtens 3, noͤthig, und zur 
Abaͤnderung der ſtaͤndiſchen Verfaſſung 
die Gleichſtimmung von drei Viertheilen. 


Don dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe. 


Waͤhrend der Zeit, wo keine Staͤndeverſamm⸗ 
lung ſtatt findet, werden die landſtaͤndiſchen Geſchaͤfte 
durch einen Ausſchuß beſorgt, welcher aus dem Land⸗ 
ſchaftsdirector, dem Secretair, und 4 Mitgliedern 
der ſtaͤndiſchen Verſammlung beſteht, welche von ders 
felben, während des Landtages, durch abfolute Stim» 
- menmehrbeit gewählt , und dem ie zur Ge⸗ 
rehmigung angezeigt werden. 

- Die Öefchäfte des. Ausfchuffes — 1) die Zu⸗ 
ſammenberufung der landſtaͤndiſchen Abgeordneten, 
wenn von dem Jandesheren, entweder auf Antrag des 
Ausfchnffes, oder aus eigener Beweaung, ein ver— 
tagter Landtag wieder in Thaͤtigkeit gefegt wird; 2) 
vorläufige Berathung und Bearbeitung der bei der 
ftändifchen Gefammtheit zum Vortrage Fommenden 
Geſchaͤfte (vorläufige Prüfung der Eratsberathung, 
Begutachtung mitgetheilter Geſetzesentwuͤrfe u. f. w.); 
3) fortwährende Vertretung der Stände außer. dem 
Sandtage. Doch kann der Ausſchuß weder Steuern, 
noch andere Belaftungen der Staatsbürger bewilligen, 
noch fic) definitiv über Gefegesvorfchläge erklären. 

Die Auffiche über Die. Verwaltung der Landes» 


518 .  HPofitives Staatsrecht. 


kaſſe wird von einem Mitglieve des Ausfchuffes und 
einem Mitgliede der Landesregierung beforgt. 


Don der Gewähr der Verfaſſung. . 


An diefem Grundgefege kann ohne Uebereinſtim⸗ 
mung des Negenten und der Stände, nach vorgängis 
ger DBerathung auf einem landtage, weder etwas 
aufgehoben noch hinzugefügt werden. 

Jeder Staatsdiener wird auf deffen genaue Bes 
obachtung verpflichtet,‘ und jeder Regent wird bei 
dem Antritte der Regierung die Aufrechthaltung der 
Verfaſſung durch eine fchriftliche Urkunde bei fürfte 
lichen Worten und Ehren verfichern. Kin außeror= 
dentlicher tandfag nimmt, noch vor der Huldigung, 
diefe Urkunde. in Empfang. 

Für die Verfaffung wird die Garantie des 
Bundestages nachgefucht. 


103. . 
24) Herzogtum Braunfhneig. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


0 Mährend der Minderjährigfeit des Herzogs 
Karl von Braunfchweig : Wolfenbüttel (welcher am 
30. Det. 1823 die Regierung antrat), berief ver 
Obervormund, der. damalige Prinz =» Regent von 
Großbritannien, durch Verordnung vom 6. Sept. 1819 
die Stände des Herzogthums zum 12. Oct. 1819 zus 
fanmen, welchen der Graf von Münfter den Ent 
wurf zu einer neuen Derfaffung vorlegte. Diefe 
erbaten fich eine Frift zur Berathſchlagung, und er- 
nannten 18 Mitglieder zur. Prüfung des Entwurfes, 
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und zur Unterhandlung mit der Regierung wegen zu 
machender Abänderungen und Zufäge. Die Arbeis 
ten diefer Commiffion wurden am 23. Dec. 1819 
beendigt; die Unterzeichnung der Urkunde ere 
folgte von den 18 Mitgliedern derfelben zu Braun⸗ 
fchweig am 19. Jan. 1820, und die Ratification 
. zu Sarlton= Houfe am 25. Apr. 1820, 


104. 


b) Polieifäher Sharafterder 17 
urkunde vom 25. Apr, 1820. 


Von dem Wefen und den Beftandtheilen der * 
ſchaft, den Eigenſchaften und Wahlen ihrer Mit⸗ 
glieder. 


Die vereinten Stände des Herzogthums Braun⸗ 
- fchmweig = Wolfenbüttel und des Fuͤrſtenthums Blan—⸗ 
fenburg repräfentiren die Öefammtheit der Bes 
wohner beider Länder, ohne befondere Beziehung auf 
die verfshiedenen Klaffen, denen fie angehören. 

Die gefammte tandfchaft bilder ein, aus zwei 
einander an Kechten und Anfehen völlig gleichen Se cs 
tionen beftehendes, ungetrenntes Ganzes. Die 
erſte derſelben begreift die Hälfte der bisherigen Praͤ⸗ 
latencurie, ‘und die Befiser der bisher landtagsfähis 
gen Güter, die zweite die andere Hälfte der bishes 
rigen Prälatencurie, Die Deputirten : der Städte, 
und die Abgeorbneten der Befiger ländlicher freier 
Guͤter, welche bisher nicht landtagsfähig waren. 

Zu ver Ritterfchaft-geboren alle Eigenthü- 
mer ‚der bisher mit Siß und Stimme auf den Land⸗ 
tagen berechtigten und im Beſitze der Landſtandſchaft 
befindlichen adlichen Guͤter. (Die. Verfaflung nennt 


x 


X 
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78 ſolche Güter.) Die Birilftimme auf den tandtas 
gen haftet auf dem jeßigen ganzen Umfange der tu 
die Nittermatrifel eingetragenen Zubehorungen der 
Güter, und foll eine Zerftücelung derfelben, "oder 
bie Veräußerung folcher immatriculirten Parzellen 
den Verluft des Stimmrechts zur Folge haben, wes 
fern der Befißer des Gutes davon nicht vorher bei 
dem permanenten Ausfchuffe der tandfchaft Anzeige 
gemacht, und, auf deſſen Bericht an den landesherrn, 
bie böchfte Genehmigung feines Vorhabens erlangt hat. 

Aus der bisherigen Eurie der Prälaten er: 
ſcheinen, als Mitglieder der erften Section, die Aebte 
der Stifter und Klöfter Konigslutter-, Amelungbern, 
Nivdagshaufen, die Decane oder Deputirten der 
Etifter St. Blafii und St. Cyriaci, und der Propft 
des Stiftes Steterburg; — und als Mitglieder 
der zweiten Geetion die Aebte oder Pröpfte der 
Erifter und Klöfter Marienthal, Michaelftein, Ma- 
rienberg, Lorenz, Frankenberg ‚ Clus und Brunse 


Haufen, 


WVron Seiten der Städte wohnen deren Abge— 
ordnete ‘der zweiten Gection bei, und zwar fir 


Braunſchweig 6 Deputirte, für Wolfenbüttel und 
Helmftäde 2; jede der übrigen Städte ſendet ein 


Mitglied zur Verſammlung. 
Fuͤr den Stand der nicht zu der Ritterſchaft ge⸗ 


hoͤrigen Grundbeſitzer auf dem Lande wird in 


jedem Kreisgerichte aus der Zahl der ſowohl auf dem 
platten Lande, als in den Staͤdten und Flecken an« 
fäffigen Schrift = und Freiſaſſen, ein Deputirter aus⸗ 
erfehen, und der zweiten Section zugeorbnet. Die 
Güter und Höfe derfelben dürfen in ihren. Hauptbes 
ftandtheilen Feiner Dienft- oder Meiervers 


pflichtung unterworgen ſeyn; auch haftet Das 
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Stimmrecht und die Wahlfähigkeit auf dem je tz i⸗ 
gen Umfange diefer Güter und Höfe, nnd gebt 
durch Trennung und Veräußerung der Theile derſel⸗ 
ben verloren. 

Die Städte werden durch den Vorſteher der 
die Guͤter der Stadt verwaltenden Behoͤrde (den Buͤr⸗ 
germeiſter) vertreten; daher auch in den Staͤdten 
Braunſchweig, Wolfenbuͤttel und Helmſtaͤdt der erſte 
Stadtrath oder Buͤrgermeiſter, vermoͤge ſeines 
Amtes, einer der von dieſen Staͤdten abzuordnen⸗ 
den Deputirten ift. Die uͤbrigen 5 Abgeordneten der 
Stadt Braunfchweig müffen aus der Bürger 
ſchaft gewählt werden, und zwar 2 aus den Groß— 
Händlern, Banquiers und Fabrikherren, die drei ans 
dern aber aus der übrigen Kaufmannfchaft, den Elcie 
nern Fabrikanten, Rentirern, Künftlern oder Hands 
werfern; auch muͤſſen diefe Deputirten ſaͤmmtlich 
mit Örundftüden angefeffen ſeyn. Ein Gleis 
ches gilt von den zu wählenden Deputirten der Städte 
Wolfenbüttel und Helmftäde, welche ebenfalls zu den 
Klaſſen der bürgerliche Gewerbe treibenden Einwoh— 
ner gehören muͤſſen. Diefe Abgeordneten werden für 
jeden Landtag von den Stadtdeputirten durch die Mehr- 
‚beit der Stimmen, unter Leitung der Juſtizbehoͤrde, 
gewählt, die fich aber alles Einfluffes auf die Wahl 
felbft zu enthalten hat. | 

Die Deputirten der zur zweiten Section gehöris 
gen Befiser freier Öüter werden durch freie 
Wahl von den Befißern felbiger Güter unter leitung 
des Kreisgerichts ernannt; doch koͤnnen nur folche ge= 
wählt werden, welche den Ackerbau als ihr 
Hauptgewerbe betreiben, nicht aber diejeni— 
gen, bei welchen andere bürgerliche Verhaͤltniſſe vor- 
herrfchend find. 


f 
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- Bon den Pflichten und Rechten der Sandftände. 


Da, der bisherigen Verfaffung nach, nur vie 
Reichs-, Kreis: und Prinzeffinnenftenern, fo wie 
überhaupt die zur nothwendigen DBertheidigung des 
Vaterlandes erforderlichen Auflagen, ohne vorhe— 
rige Verwilligung der Stände, aufgebracht 
werben mußten; fo erhält diefer Grundfag im Wefent: 
lichen bei der allgemeinen DBefteuerung des Landes 
auch ferner feine Anwendung. Nur verfteht es fich, 
bei den inzwifchen in. Zeutfchland eingetretenen Vers 
änderungen der Staatsverhältniffe, und da vermöge 
derfelben die Verfügungen und Befhlüffe der 
Bundesverfammlung für ſaͤmmtliche teut 
ſche Staaten verbindlich find, daß die darnach, 
und zur Erfüllung der Bundesverpflichtungen des 
tandes, erforderlichen Steuern und Laſten von den Uns 
terthanen getragen, und ftatt der vormaligen] Reiches 
und Kreisanlagen auch ferner aufgebracht werden 
müffen. 


Wenn aber zu andern Staatszweden und Eins 
richtungen neue Abgaben den Einwohnern auferlegt 
werben follen; fo kann folches nicht anders, als 
mie Einwilligung der Stände geſchehen. — 
Die verwilligten und ausgefchriebenen Steuern aller 
Art follen unter der Aufficht und feitung eines von 
dem Sandesherrn und den Ständen gemeinfchaftlich 
befeßten und abhängigen Lartvesftenercollegiums erho⸗ 
ben, verwaltet und berechnet werden. — Den vers 
fanımelten Ständen follen die Etats und Rechnuns 
gen über die Einnahme und Ausgabe der allgemeinen 
Steuerkaſſe, auch eine Nachweifung über die Ver- 
wendung der durch die ausgefchriebenen Steuern ein⸗ 
gegangenen Summen, von einem Landtage zum ans 
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dern vorgelegt werden, und koͤnnen dieſelben ſchrift⸗ 
liche Bemerkungen darlıber bei der Landesherrfchaft 
einreichen und Anträge darauf gründen, 

Die Etats über neu anzulegende Steuern wer: 
den von dem Landesherrn und den Ständen gemein- 
as regulirt. ö 

Derordnungen, welche eine Abänderung in 
den beftehbenden allgemeinen Civil- und 
Sriminalgefegen bezweden, werden, fo oft eg 
die Umftände verftatten, den- Ständen vorges 
legt, und diefelben dariiber mit ihren‘ Bemerkungen, 
Gutachten und Rath gehört werden. — Ein neues 
Civil: und Criminalgeſetzbuch, eine neue Proceß= und 
allgemeine Polizeiordnuung konnen nicht ohne Bera⸗ 
thung mit den Ständen eingeführt werden. 

Iſt von mwefentlichen Veränderungen die Rede, 
welche Die Landesverfaſſung, Jandescollegia, Gerichtss 
und allgemeine Verwaltungsbehorden, deren MWirs ’ 
Fungsfreis und Verhaͤltniſſe betreffen; foll von Bes 
ftimmungen, welche zwifchen dem Regenten und der 
Landfchaft vertragsmweife getroffen find, abge— 
wichen; follen. allgemeine gefeßliche Veränderungen 
in Anfehung der Zehnten, Dienfte, Meier- und fonz 
ftigen ‚gutsherrlichen DVerhältniffe und Gefälle vers 
fügt, oder allgemeine Geſetze uͤber die Theilung der 
Gemeinheiten gegeben werden; fo ift dazu eine Vers 
handlung und Uebereinkunft mie den 
- Ständen nötbig. 

Den verfanmelten Ständen fteht frei, dem 
Kegenten Borfchläge zu allgemeinen tandesgefeben, 
- DVerfügungen und Anftalten zu thun, und werben 
folche von der Regierung ftets mit aller Aufmerffam- 
keit aufgenommen, forgfältig geprüft und thunlichft 
berudfichtigt werden. — Nicht weniger find die Land⸗ 
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ſtaͤnde befugt, wegen bemerkter Maͤngel oder 
Mißbranche bei der Oeiebgebung, Kechtspflege 
‚ und Derwaltung, angemeffene Borträge an den 
Kegenten zu richten, und Uber deren Abftellung gu tz 
achtlich fih zu äußern. — Auch ift den Ständen 
unbenommen, dem sandesherrn Defhwerden und 
Klagen über die höhern Landesbehorden 
und Staatsdiener, wegen pfluhhvidriger Ver⸗ 
waltung ihrer Amtsgefchäfte, vorzutragen, 


| Um den verfaffungs» und ordnungsmäßigen 
Gang der Sraatsgefhäfte und Die öffentlichen De: 
amten wegen ihrer Berantwortlich£eit zu fichern, 
werden die, unter der Unterfchrift des Sandeshern 
erlaffenen, RReferipte und Verfuͤgungen jedesmal mit 
der Sontrafi ignatur eines Minifters oder Mitglieds 
des geheimen Raths verfehen. Cine mit diefer Con: 
frafignatur nicht bezeichnete Verfügung des Regenten 
in Sanbesangelegenheiten wird als erfchlichen ans 
geſehen. 

‚Die von Seiten der Landſchaft dem Steuercolle— 
gium zugeordneten 4 Mitglieder (aus jeder Section 2) 
bilden zugleich einen ‚bleibenden Ausfhuß ders 
felben für die zwifchen den Landtagen nöthig oder 
rathſam befundenen Mittheilungen. Diefer Ausfchuß 
kann, unaufgefordert, Vorftellungen und Anträge in 
landſchaftlichen Angelegenheiten bei dem Landesherrn 
machen, und feine gutachtliche Meinung daruͤber 

pflichtmäßig außern, — Außer dieſem permanenten 
Ausſchuſſe befteht noch ein groͤßerer aus 9 Mit 
gliedern beider Sectionen, welchen der erftere in allen 
zwifchen den Landtagen "verfallenden lanpfchaftlichen 
Angelegenheiten von Wichtigkeit zuguzieben hat. 
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Von der VBerfammlung der, Stände auf dem Land⸗ 
tage, und der Behandlung der Gefchäfte verfelben. 


Aller 3 Jahre wird regelmäßig ein Sandtag ges 
halten; außerordentlich, wenn Der rn befons 
dere Deranlaffung dazu findet. 

Jede Sectidn der Stände bilder für fich eine 
befondere Verſammlung, und faßt ihre Befchlüffe 
nach abfoluter Mehrheit der Stimmen. 

Jede Section wählt aus ihrer Mitte einen Praͤ— 
fidenten, einen PVicepräfidenten und einen Secretair. 
Zu den beiden erften Stellen gehört die Beftätigung 
dos Sandesherrn. 

Jede Cection Fans verhandeln bei Anwefenbeit 
eines Drittheils ihrer Mitglieder; um aber Beſchluͤſſe 
zu faſſen, muß die Hälfte derfelben verſammelt feyin. 

Ires Mitglied iſt berechtigt, Antraͤge zu machen; 
doch muß die Stimmenmehrheit der anweſenden Mit— 
glieder entſcheiden, ob der Antrag ſich zur Berathung 
eignet, auch ob die Angelegenheit einer Commiſſion 
zur vorgaͤngigen Pruͤfung und Berichtserſtattung zu 
uͤbergeben ſey. 

Alle Vortraͤge der Staͤndemitglieder muͤſſen 
muͤndlich ſeyn; nur die landesherrlichen Commiſſarien, 
und die im Namen ſtaͤndiſcher Commiſſionen auftretene | 
ven Referenten dürfen Schriftliche Auffäge ableſen. 

Die. abſolute Stimmenmehrheit entfiheidet in 
allen. Fällen, außer wenn ftändifcher Geits ein Ans 
trag an den Sandesherrn gemacht werden foll, welcher 
eine. wefentliche Abänderung. der Landes- oder Steuer⸗ 
verfaſſung enthält, wo 3 der Stimmen zum DBefchluffe 
erfordert werden, 

Die über verhandelte Öegenftände von einer 
Section befchloffenen Anträge werden fofort der ans 


u 


— 
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dern Section mitgetheilt, in welcher die vorliegende 


Sache alsdann einer Commiſſion zur vorläufigen 
Pruͤfung uͤbergeben wird. Auf den Bericht derſelben 
wird daruͤber berathen und abgeſtimmt. — Sollten 
beide Sectionen uͤber einen vorliegenden Gegenſtand 
nicht ſich vereinigen; fo findet eine Zuſammen—-, 
tretung von Commiffarien ftatt, welche aus 


jeder Section in gleicher Anzahl ernannt werben, und 


denen, wenn die Sectionen es auch nur einfeitig, wuͤn⸗ 
ſchen, landesherrliche Commiſſarien zugeordnet wer— 
den koͤnnen. 

Ueber einen Gegenſtand, in Anſehung deſſen 
eine Vereinbarung beider Sectionen nicht zu Stande 
kommt, iſt ein neuer Antrag und eine weitere Delibe— 
ration waͤhrend deſſelben Landtages nicht mehr zulaͤſſig. 
Drer Landesherr kann geheime Raͤthe oder andere 
Staatsbeamte als Commiſſarien zu einzelnen Sitzun— 
gen der Sectionen abordnen, um die on die Landſchaft 
erlaſſenen Anträge mit ihren Gruͤnden näher zu ent— 
wideln und aus einander zu feßen. Doch bleiben dies 
felben bei der Berathſchlagung und Abftimmung der 
Section nicht gegenwärtig. 

Nicht nur alle von dem Sandesherrn und von 


- einer Section an die andere erlaffene Anfräge, ſon— 


dern auch alle fonft in Erwägung kommende umfafz 
fende Gegenftände muͤſſen, vor ihrer Verhandlung 
in der ftändifchen Verfammlung , einer zu wählenden 
KCommiffion von 3, 5 oder 7 Mitgliedern über: 
geben werden. 

Die Verhandlungen der Landſchaft müffen fo 
fange geheim gehalten werden, bis die Reſultate 
derfelben gefaßt und zur Publication gelangt find. Es 
ift auch nicht erlaubt, die Meinungen und Vota ein= 
zelner Mitglieder befannt zu machen, — Der Land⸗ 
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tagsabfchied, unterzeichnet von dem landesherrn; 
und von dem Präfidenten und dem tandfyndicus der 
Stände, wird Durch den Drud * oͤffentlichen 
Kunde gebracht. 


J 


105. 
25) Herzogthum Naſſau. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Die länder des Haufes Naffau hatten durch den 
Keichsdeputationshauptfchluß und durch die Confoͤde⸗ 
rationsacte des Rheinbundes weſentliche Veraͤnderun⸗ 
gen erfahren; nicht unbedeutend waren diejenigen, 
welche nach der Aufloͤſung des Rheinbundes erfolg— 
ten, deren Ergebniſſe, nach dem Abſchluſſe der Ver: 
träge mit dem Naſſau-Oraniſchen Haufe im Königs 
reiche der Miederlande (24. Jul. 1814), und mit 
dem Königreihe Preußen (31. Mai 1815), in bie 
teutfche Bundesacte übergingen. 

MWeil das Haus Naffau-Ufingen auf dem 
Erlöfchen ftand, und deſſen Befisungen an das Haus 
Naffau- Weilburg fielen; fo war bereits bei der 
Etiftung des Rheinbundes das Naffauifche land als 
Ein politifches Ganzes, als Ein Herzogthum, auge 
gefprochen und anerkannt worden. Doch ruhte die 
herzogliche Würde bis zum Erlöfchen des Haufes 
Ufingen nur auf diefer Linie, und ging erft am 24, 
Maͤrz 1816, beim Tode des Herzogs Friedrich Auguft, 
auf die bisherige Weilburgifche Linie uͤber. | 

Bevor noch der Wiener Kongreß eröffnet ward, 
ſprachen durch Patent *) vom 2, Sept. 1814 bie 


*) Es fteht in den Europ. Conſtitt. 2,8, 295. — 
nnnd in Luͤders Archiv, Th.3. S. 40 
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damals noch lebenden beiden Fürften, der. Herzog Frie⸗ 
drich Auguft von Naffau, und der Fürft Friedrich 
Wilhelm. von Naffau, die Stiftung einer lands 
ftändifhen Verfaffung aus, der erften auf 
teutfchem Boden nach der Auflofung des, Äheinbuns 
des, und in der Zwifchenzeit zwifchen, dem erften 
Parifer Frieden vom 30. Mai 1814 und den Beftim= 
mungen der teutfchen Bundesacte von 8 Juny 1815, 
— Zwei fpätere Patente *) vom 4 Nov. 1815 
betrafen: 1) die Wahl der lanpftände, und 
2): die Bildung der ——— der Sande; 


ſtaͤnde. 
106. | * 

b) Politiſcher Bo der Berfaffung 
— vom 2. Sept. 1814. | 


Das Patent, welches die Grundzüge der Gerz 
faffung des Herzogthums enehält, zerfällt in. zwei 
Theile, Der erfte nennt die allgemeinen ſtaats— 
bürgerlichen Rechte, welche vie beiden Regen— 
ten bereits in einzelnen Edicten ausgefprochen hatten, 
und in dem Patente ihrem Lande wiederhohlt zuficherz, 
ten; der zweite bezeichnet Die neuangeordneten ftäne 
difihen Verhaͤltniſſe. 

Die Fuͤrſten erklaͤrten: daß ſie nicht nur die 
bürgerliche Freiheit ihrer Unterthanen möglichſt 
gefichert, und die politifche Gleichheit verfelben, 
vor dem Geſetze aufrecht erhalten, ſondern quch den 
Grund zu einer, auf dieſen beiden Stuͤtz⸗ 
puncten tubenden, Berfaffung gelegt hätten, 
„Von dieſer Abfiche ausgehend und von folhen Bes 
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weggruͤnden geleitet, haben Wir die vpllkommenſte 
Duldung: religiofer Dieinungen und freie. Uebung 
jedes Gottesdienſtes in Unfern landen gehanda 
habt; eben fo die freie Heußerungipokirifcher 
Meinungen, fo.weit auswaͤrtige Staatsruͤckſichten 
nicht eine Beſchraͤnkung verlangten, , Wir haben 
Unfern Unterthanen den freien Abzug mit: ihrem 
Vermögen, nach. erfüllter Militairpfliche, - in alle 
diejenigen Staaten zugeftanden, wo gleiche. Abzugs⸗ 
freiheit: in Unfer ‚Gebiet geftartet wird, Wir, haben 
die beibeigenfchaft von Grund. ans-in Unferm 
Herzogthume getilgt, den: Frohn⸗ amd. Dien ſt⸗ 
zwang unter Schadloshaltung der Dienſtherren ge⸗ 
loͤſet, koͤrperliche Zuͤchtigungen als Strafmittel abges 
ſtellt, erbliche Vorrechte auf höhere Staats 
ämter nicht auerfannt;, vielmehr, aus allen 
Ständen, gu den oberſten Civil» und Militairftellen 
berufen, wer Uns dazu tüchtig ſchien. Die Juftizr 
pflege ward, unabhängig von Uns, durch die anger 
orbneten Jaſiizbehorden verwaltet. Wir haben Un⸗ 
fern landesherrlichen Fiſeus den Gerichtshoͤfen untere 
geordnet, und. Uns des Rechts begeben, angeſtellte 
Staatsdiener willkuͤhrlich zu entlaſſen. Wir haben 
die freie Benutzung des Grundeigenthums unter den 
Schutz ſchirmender Geſetze geſtellt, das Recht der 
Wildbahn und alle; den Anbau des Bodens ftorende, 
Weidegerechtſame big zur. Unfchädlichkeit beſchraͤnkt; 
die Mblofung der Zehnten, -Grundbelaftungen und 
Servituten vorbereitet „und. für die Einführung einer 
vblligen Gewerbefreiheit vorbereitende Maasregeln ge⸗ 
troffen. Wir haben keine Abgaben von Unſern 
Unterthanen ‚erhoben ‚. außer für Beduͤrſniſſe des 
Staates; Wir haben verordnet, daß ein Jedes, 
Dazu beiträge nach: Dem Vansftabe. feines 
St. W. ate * IV. 
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warnen: Ein Böimm ensii haß einzelnen Staͤnden 
Wer Perſonen keine Beftoiungen forthin Davon er 
taſſen werden? Wir haben im dringenden: Finanzan ⸗ 
gelegenheiten Dom ainen Unfers Haufes zum Vor 
theilever Staatskaſſe veräußert. — Unfre 
Unterehänen haben: aber: auch (durch Theilnahme an 
dem Befteinngsfampfe im | Jahre’ 1813 und 1814) 
ihe Recht auf eine ferbfiftändige und ehtenhafte Stel— 
fing unter den verwandten Stämmen des teutſchen 
Volkes im kuͤnftigen teutſchen Staatenvereine ſich be⸗ 
feſtigt, und Mir finden Uns bewogen; die Anerken⸗ 
aung dieſes Rechts , Durch Wie dauerhafte Be 
gruͤndung einer eigenthüntlihen. Berfafßs 
fang, noch mehr ihnen allenthalben zw verſichern. 
Es iſt uͤbrig, Allem, was Für: die Einfuͤhrung einer 
ſiberalen, den Beduͤrfniſſen Unfrer, Zeit. und⸗Unſers 
Staates entſprechenden, Verfaſſung in Unſerm Her⸗ 
zogthume entweder ſchon geſchehen iſt, oder noch er⸗ 
forderlich ſeyn wird, auch eine gleich kraͤftige 
Gewährleiſtung im Innern zugeben, welche 
Wir in ver Errichtung vonband ſtaͤnden ge⸗ 
fnden zu haben glauben. Indem. Wir Unſeru 
Landſtäänden die Bewahrung jeneran ge⸗ 
füh rten Grundlagen ſowohl, wie die wei⸗ 
Pete Ausbildung einer ſolchen eigent hüm⸗ 
lichen Landesverfaffiing übertragen NAuͤber⸗ 
falten Wir Uns der Hoffnung dieſelben gegen den 
Wechſel aller Dinge, welchen geſetzliche Einrichtun⸗ 
gen in rein monarchiſchen Staats formen mehr, ale 
. Anbei" unterworfen find, nach Moͤglichkeit 

deigeftette zu haben. rt md nen 
= Rah dieſen allgemeinen Grundfägen: folgten als 
; elnzelne Beſtimmungen: a BI ee Er 21 
2: Bie’kandftähde find zufammengefegt aus! Mit⸗ 
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gliedern Der Herrenbanf, und Landes de⸗ 
putirten, welche in abgefonderten Sitzun— 
gen fih verfammeln. : Die Mitglieder der Herrene 
bauf werden. vom Kegenten auf Lebenszeit, 
oder erblich ermannt;. bie tandesdeputirten aber von 
den: Vorſtehern der Geiftlichfeit und Hohern Lehrau⸗ 
ſtalten, von den. beguͤtertſten Landeigenthuͤmern, und 
von. den Inhabern groͤßerer Gewerbe erwaͤhlt. < 
Die Sicherheit des Eigenthums und der perfons 
lichen Freiheit wird unter die mitwirkende Gewaͤhr⸗ 
leiſtung der Landſtaͤnde geſtellt. Sie ſohAlen dar⸗ 
über wachen, unddarauf zu halten befugt 
ſeyn, daß die freie Wirkſamkeit den. oberſten Juſtiz⸗ 
behoͤrden nie beſchraͤnkt werde; daß willkuͤhrliche Vers 
haftuugen, ohne rechtliches Verfahren nach den "bei 
ſtehenden Geſetzen, auf. feine Weife ftatt finden ;' auch 
daß fein, Unterthan: feinem durch Die Geſetze beſtimm⸗ 
ten ordentlichen Richter Durch außerordentliche Maas⸗ 
vegelit ‚entzogen: werde. : Zudem Ende: werden: Dei 
—n folgende Rechte beigeleges. u: «sr7 
Ohne ihre Einwilligung fol an. wem, im Eins 
—* dieſes Parents; erwähnten, bie: Auftechtaftung 
der bürgerlichen. und Gewerbe - "Freiheit ‚fo: wie “die 
Gleichheit der Abgaben bezwedenden, Geſetzen wit 
Eintishtiurgen-von dem Regenten .nie eine. Abändes 
rung verfügt werben. Ueberdies follen wichtige, das 
Eigenthum, die perfonliche Freiheit und Verfaſſung 
betreffende; neue laudesgefese nicht ohne 
den Kath und bie Zu ſt immung ber hing 
ſtaͤnde eingeführt werben. ' 
Sie können den Regenten Vor läge. zu 
Abänderung befteheuder und Einfuͤhrung neuer Geſetze 
überreichen ;: allgemeine umd beſondere Beſchwe r⸗ 
den einzelner Landestheile oder ER | 
3 + 
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Regenten vortragen, und fordern, "daß gegen: den 
Staatsminiſter und gegen Landescollegia wegen be— 
ſtimmter Beſchuldigungen (Verletzung der Beſtim⸗ 
mungen der Verfaſſung, Beſtechung, Concuſſion) eine 
Unterſuchungscommiſſion angeordnet werde. Solche 
Vorſchlaͤge und Beſchwerden koͤnnen von jedem ein: 
zelnen Mitgliede der Herrenbanf und der Lanz 
desdeputirten während ver Sitzung ihrer Verſamm⸗ 
lungen, in’ Antrag gebracht, dem Regenten aber 
ir nach der Zuftimmung ver Mehrheit in jeder Ab: 
heiluing ‚ vorgelegt werden. Auf gleiche Weiſe 'wers 
den die voniKegentendentandftänden zum 
Gutachten und zur Beiffimmung mitzurheis 
leuden Geſetzesvorſchlaͤge in jeder Abrheilung 
beſonders diſcutirt und daruͤber abgeſtimmt; fo daß 
nur die fuͤr ſich zaͤhlende Stimmenmehrheit in jeder 
einzelnen Abtheilung die Zuftimmung der Landſtaͤnde 
beurkundet. Herrſchen gerheilte Meinungen-in beiden 
Abtheilungen, fo wird: die : Bereinigung: derſelben 
durch eine, vom jeder Abtheilung in: gleicher Anzahl 
zu: erwählendbe, Deputation verſucht, welche: unter 
den beiden Präfidenten zufammentritt: Bei nicht ftatt 
ſindender Vereinigumg gig ſich ber‘ un * En: 
fpeidung vor. 

Alle zu erhebende Direct: md: 4 


Abga ben follen von der Mehrheitver: Lanpftände; 


wobei die einzelnen Stimmen inbeiden 
Abrheilungen zufammen zu. zählen find; 
im Voraus bewilligt. werden; alle dvirecte Abgaben 
für ven Zeitraum eines Jahres die indire ten 
sach Gutbefinden, auf ſech s Jahre. Zu dem Ende 
iſt das Beburfniß des kommenden Jahres, ſammt 
dem wahrſcheinlichen Ertrage der zu erhebenden Ab⸗ 
gaben r in — und Bed; Ueberfichten ; 
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ihnen vorzulegen; ‚auf gleiche Art auch die goſchehene 
Verwendung der bewilligten Abgaben ihnen, unter 
Einſicht der gefuͤhrten Rechnungen, mit den Belegen 
derſelben nachzuweiſen. 

Die Landſtaͤnde koͤnnen, während ihrer Sitzungs⸗ 
zeit, Vorſtellungen und Bittſchriften von 
. einzelnen Unterthanen, fo wie von Gemeinden ‘ans 
nehmen, Sie muͤſſen aber fehriftlich an die Präfie 
denten beider Abtheilungen eingefchieft werben. 

, Die Stände verfammeln fich jährlich; der Re— 
gent kann fie, nach dem es ihm erforderlich ſcheint, 
angerordentlich zufammenberufen, auc) die Berfamme 
- bung vertagen, und auflöfen. Erernennt zu den 
- Gißungen jeder Abtbeilung Commiffas 
rien, welche an allen Verhandlungen Theil nehmen, 
Se bei der Abftimmung zugegen zu ſeyn. 

Wahrend der. fHäntifchen Verſammlung * 
Mitglied, ohne Zuſtimmung der Abtheiuuns 
wozu es gehoͤrt, verhaftet werden. 

3 Bebohrne Mitglieder der Herenbank find 
alle Prinzen des Haufes nach zuruͤckgelegtem Aſten 
Sabre: Erblihe Mitglieder derſelben find die jedes⸗ 
maligen Befißer der im Herzogthume beftehenden Stanz: 
desherrfchaften : der Grafſchaft Holzappel und Herrfchaft 
Schaumburg, der. Graffchaft Wefterburg, der Herr⸗ 
frhaften Reiffenberg und Gransberg, der (fürftlich 
genenfchen) Grundherrlichkeiten zu Fachbach und Nie- 
ern, fodann die. gräfliche Familie von Walderdorf, 
und die freiherrliche Familie. vom Otein, Sie haben 
das hä ven Verfammlungen vom Eintritte din’ 
She an perſoͤnlich beizuwohnen, und koͤn⸗ 
ag ch Gutbefinden, auch durch Bevollmach⸗ 

a laſſen. — Außer. diefen,. gebohenen 
ee Mitgliedern find den adlich en Guts⸗ 


J 
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eigenthämern in dem Herzogthume ſechs Viril— 
ſtimmen bei der Herrenbank verliehen, welche ſie 
durch Deputirte vertreten laſſen, die von ſaͤmmtlichen, 
wenigſtens 21 51. zu jedem Grundſteuerſimplum ent 
richtenden,, adlichen Gutsbefigern aus ihrer Mitte zu 
jeder ftändifchen Verſammlung erwählt werden 
Die Verſammlung der Landesdeputirten 
beſieh⸗ aus 22 Mitgliedern, welche das 25ſte 
Jahr zurückgelegt Haben ‚müffen, und durch abſolute 
Stimmenmehrheit auf die Dauer von 7 Jahren ers 
wähle werden, . Sie befteben aus. 2 Aufpectoren der 
esangelifchen und 1.Dechant der katholiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit; aus einem Mitglieve aus ven Dorftehern der 
böhern Lehranſtalten; aus 3-von den Höchftbeftenerten 
Gewerbebefißern; welche wenigſtens einen, dem Ge⸗ 
werbeſteuerſimplum der gewaͤhlten Klaſſe aleichftehen“ 
den, Steuerbetrag entrichten; und aus 15’ von den 
meiftbegüiterten Landeigenthuͤmern, welche zu jedem 
Grundſteuerſimplum wenigftens: 2151. beitragen. "' 
“+ Den Präfiventen der Herrenbank ertierint Der 
Hezeg für jede Sitzungszeit aus der Mitte derfelben; 
den Präfidenten. der Depufirten aüs 3 von denſna 
vorgeſchlagenen Mitgliedern. 
Die Sitzungen der Landes depurtrtei⸗ 
find öffent}, — Die —— — 
in, 29 ae 
2 Durch bieſe chei⸗ Bettmmurg;' ish in, dem angeführten 
‚ Patente vom 4. Nov. 1815 enthalten ift, ward m 
m" in dem Verfaffungspatente vom 2. Sept. 1814 moͤdifi 
br Im Patente vom 2. Set. 1814 hieß es: „die Sitzungen 
ſind nicht oͤffentlich; doch. können, die Deputirten durch 
Stimmenmehrheit die Öffentliche, Bekanntmachung I“: 
“ Rerhandlungen, mittelft Abdrud und Ver gen 
"Iung’ von25 Eremplären an jedes ihter tits‘ 
* sc berördfienit — Später ward aber BEUDEFR 
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der. Kammern werden dung Deuck zurtoͤffentlichen 
Kenntniß gebraht.. . REN 


— | — — 
! 3 


ie Zr 7 107. a er 4 EU HL WER 
26) Fuͤrſtent hum ippe-Schäumburg 
Mit Beziehung auf die Verhandlungen und Be⸗ 
ſchluͤſſe auf dem Congreſſe zu Wien, ſptaͤch Der Fuͤrſt 
Georg Wilhelm von Yippe- Schanmbirrg in einem Re⸗ 
ferip re vom 15. Jan. I8 16 die Grundzuͤge Der (ande 
ſtaͤndiſchen Verfaffung-in ſeinem Staate au _ 
H&R ertheilte ihnen folgende Rech re: das Recht, 
die ir Staatsverwaltulig noͤthigen Alusg aͤben hady 
den ihnen vorzulegenden Berechnungen“ zu’ prüfen? , 
mit dem Regenten uͤber das! Maas mad die Urtider 
Beſtuerung fich zu vereinigen, und dien darnach Lts 
forde lichen Steuern zu :wermwilligelnöflin welcher 
Hinſiht ver Landesvergleich vom 3. Dec. 1792 
beftätge ward); — das Recht, uͤber die zu erlaffen« 
den abllgemeinen Land esgefesd die Gutach- 
ten, und, wenn ſie auf die Jandesverjaffung einen 
weſentlchen Einfluß haben, ihre Fin wilkigung 
zu’ erehileitt — das Recht, Bon Br Berivendung 
der Lamesſteuern Kenucliiß zu nekitteit und jãhrlich 
die Reguüngen Ber Landesſteuerkaͤſſe za Einficht gie 
erhalten; ⸗¶das Recht) Tüber Gegenftände-ter all⸗ 
gemeiner· Wohlfahrt dent Regenten Vobſchlaͤge Zi 
machen fo wie ihre Beſthiberden ber Mißbraͤuche 
uünd Umwegelmaͤßigkeiten kt Sffentlichen Dienſte, mit 
Beweien belegt, bei ihm- auzubringen. "4 
Afert uicht et der Sitzungen der zweiten Kammer 
5 förmlich ausgefptmden: want Do 2.2 ARE 
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Alle Uwe der Schaumburgiſchen Laube 
find zur Sandftandfchaft berechtigt, dergeſtalt daß 
die wirflihen Befiker adliher Guͤter, bie 
Deputirtender Städteund Sleden, J Ri 
Deputirten der Amtsu hifä gain auf 
andtage e zu er befugt ſeyn Ki & Fi 
ftände” von der Ritterſchaft ——;5** ein adliches 
freies Gut beſiten, und 25VJahré alt ſeyn. Die 
Städte, ‚Bireburg ‘ und: Stabthagen,;, du 
Flecke n Steinhude und Hagenbuͤrg ‚fenden | 
einen, Deputirten, welchen Der Magiftrat 
Mitte, oder aus der Buͤrgerſchaft beftellen: tan 
Aus den, wirklichen Beſitzern von, DBanergüter 
welche 30 Jahre zuruͤckgelegt haben muͤſſen, 
erſcheinen ang; dem Amte Büceburg 2, aus) x 
Amte Stadthagen 2, aus dem Amte Hagenburg.ei 

















un aus dem, Amte Arengburg einer. — D—— 
Ken 9 ein tandfag gehalten, Beet 

er? NAEREREEEL STERN; Aali2e, 
15 .NI m 4 | 4 2 ph 


—— 1 Kipper Decmalts * 


Verfaſſung vom 8 sun, 1819, ae 


3 ana 
* Als Vormuͤnderin ihres Sohnes, des um re⸗ 
gierenden Fuͤrſten Leopold, gab die vervittwete 
(min verewigte) Fürftin Pau. (ine am 8, Su. 4819. 
ihrem . Staate eine Verfaſſung, welche, ‚nach 
einer offentlichen Beurtheilung. derfelben in de: Dal! 
le’fhentiteraturjeitung 1820. St, M, aus 
der Feder der Fuͤr ſtin ſelbſt gefloffen amd. 
von dem Fürften Leopold; mit unterzeichnet vorden 
fe, die aber big jegt noch nicht ins öffentlich: Leben 
weil, nicht nur: die alten Landſtaͤnde * Ritter⸗ 


far und Städten, ſondern auch der Sn von. 


| 
| 
| 


\ 


Fuͤrſtenthum Sippe : Detmolo, 537 


Sippe: Schaumburg, als Agnat, (2. Ang. 
1819) Widerfpruch gegen diefelbe bei der Bundess 
verfammlung zu Frankfurt erhoben. : - | 


Die wefentlichften Beftimmungen derfelben find — 


| Die bisherigen Stände von Kitterfchaft und 
Städten im Fuͤrſtenthume Lippe werden aufgehoben , 
und Durch, eine Vertretung aller tandeseinwohner 
erſetzt. Diefe Volksvertretung ruhet auf Grund— 
eigenthum, und bilder ſich aus den drei Klaf- 
fen der fchrifefäffigen Srundbefißer, des 


Buͤrgerſtandes, und des Banernftandes. 


Jede diefer drei Klaffen wählt aus ihrer Mitte ficben 
Abgeordnete, welche den Landtag bilden. 


Dieſe Stände follen bei Einführung neuer , 


oder Abänderung früherer Sandesgefege ihr Gut— 


achten, und, wenn jene Verordnungen auf die 


andesverfaſſung weſentlichen Einfluß haben, ihre 


Zuſtimmung geben, — Ohne Berathung und Bei⸗ 


ſtimmung der Staͤnde kann keine neue Steuer 
aufgelegt, und keine Anleihe auf den Credit land⸗ 
ſchaftlicher Kaſſen gemacht werden. Die bisherigen 
Steuern bleiben vorerſt noch in gewohnter Art. — 
Die Regierung legt auf dem Landtage den Etat der 
noͤthig erachteten Bewilligungen den Staͤnden zur 
Prüfung vor. — ai 

. Den Ständen fteht das. Recht des Borfchlas 
988, der Anzeige und ver Erinnerung. bei 
Öegenftänden zu, welche die Wohlfahrt des Landes, 
Verpollkommnung der, Geſetzgebung, Mißbraͤuche Der 
Verwaltung, und Verbrechen einzelner Staatsdiener 
umfaflen:.. | SE " 

"r Außer. dem Sandtage beftehr ein Ausſchuß 
aus dem Landſchaftsdirector, dem Landſyndicus, und 


. 
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3.Deputirten;, von welchen aus — Sue einer 
gewählt wird. 

Ein Deputirter muß, 30 apre alt ſeyn, * ein 
Grundvermoͤgen von 3000 Thalern haben. — Er. 
wird auf 6 Jahre gewählt, Die Mitglieder der Regie⸗ 
rung, der Reutkammer, des Conſiſtoriums, der obern 
Juſtizhoͤfe und die, welche Hofchargen oder Militair⸗ 
bienfte bekleiden, eönnen feine Deputirten feyn. 

"Die orbentlichen Sandtage werben aller zwei . 
Jahre gehalten. Eh 

Die Deputirten berafhfchlagen in Einer Kam 
ner. — Die Berathichlagungen geſchehen öffe t 
fich; doch kann die Kammer das Abtreten der Zu⸗ 

hörer verlangen. Die Kefulrate des Fandragee 
- folfen "in paßlicher Form "und Kürze durch den 
D eu ck bekannt gemacht werden, 

Su’ einem guͤltigen Beſchluſſe es Ber 
—* von wenigſtens 3 der’ Deputirten. 
Stimmenmehrheit entſcheidet; doch ſteht jedem 
geordneten frei, ſeine abweichende Meinung in einem 
befondern Aufjage zur Kentiniß des Regenten 
bringen. 

Die —— re ee iöler Auer 
rungen in det Standebetſamnilung nicht‘ ——— 
lich, und waͤhrend der Daner des Landtages, 

Lich unverletzlich. Nur die Begehung eines 
brechens tane Bechafubgizujiähen, aD A 


3 BRIAN — se ee ‚a9 






er) Shrkenepim RR Dorn a 
Verfaſſung vom 19. Apr. 1816. * 


Das Fuͤrſtenthum Wabded (nicht: de Por 
mont) are. bei. fi — Stände, ger 
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bildet aud der Kitterfchaft und ven Städten, Weil 
aber dieſe ſtaͤndiſche Verfaſſung den Verhältniffere 
einer jüngern Zeit nicht zu entfprechen fchien; fo erließ 
ber, am 9. Sept. 1813 zur Regierung gefommene, 
Fuͤrſt Georg Heinrih am 18. San, 1814 ein 
Berfaffungs: und Organifationsdecret*), 
welches nicht nur dem Lande, fondern auch der Ber 
faffung, ſo wie zugleich der. Berwaltung eine 
neue Geftaltung gab, die zeitgemaͤßer, alsıdie frühere 
war, freilich aber, der Form nach, ſehr breit ge= 
haften und: in einem — Ausdrucke erſchien. 
Das Ganze, Das nicht ohne Lücken, und. wahrſchein⸗ 
lich das Werk: einer eiligen Bearbeitung war, enthielt 
weder eine eigentliche Verfaſſungsurkunde, noch ‚eine 
erfchöpfende Werwaltungsctöhung,; ‚fondern ‚beides 
zugleich in nachtheitiger Mifchung. Der. wefentliche 
Dorrheil dieſes Deorers schien auf das Fürftenehun 
Pyrmont zu fallen, rbeil "diefes dadurch berechtigt 
ward’; zu den ftändifchen. Nepräfentanten des Fuͤrſten⸗ 
chums Waldeck vier Deputirte zu ſenden, die 
daſſelbe beſonders vertreteh /Aund. aus zwei⸗ Grundbes 
figerm, seinem Deputirten ans:sdem. Öewerbeftande , 
und einem Gelehrten beſtehen Folktens 
I Allein die bisherigen Staͤnde des sandes zogen 
das Alte vor; theils weil auch fie beſteuert werden 
foltten ;; theils weit das Fuͤrſtenthum Pyrmont in die 
ftändifche Vertretung aufgenommen worden war **): 
Die Befchwerdeis varlıber gelangten‘ bis in das 
Hauptquartier ber —— — — Eine 


— — 
Bs ſteht in * Europ C⸗ aſtiet. T 6,376... 4.7 
8 So ſich daruͤber der uni. Warn ! 


x bageh in Lüders chi 
* — Klüber, Senatear iv des — "Sins 
rd), 166. ®, 244. 


CC. 44) 


540 Poſitives Staatsreht: 


vorläufige Convention vom 3. July 1814 befriebigte 
die Forderungen der Altern Stände nicht. ) Da berief 
der Fürft zum 28. März 1816 die Stände nach; Arol⸗ 
fen, wo am 19, Apr. 1816 ein Yandesvertrag 
zwifchen dent Negenten und den Ständen abgefchloffen 
ward, welcher die neue Verfaſſung, Doch mit 
Einſchluß vieler Berwaltungsgegenftände: (3. B. der 
Eintheilung des Landes in 5 Oberjuſtizaͤmter, im eben 
ſo viele Rentämter, der Vaipepeltuug der —— — 
gerichtsbarkeit —* enthielt. (Es heißt in der Eins 
leitung dazu, der Fürft habe, „im Einverftändniffe 
mit den: Ständen, der bisherigen Sandes = und ſtaͤn⸗ 
diſchen Verfaſfuns folgende naͤhere Einrichtung ge⸗ 
geben.“) — —— 

Die weſentlichſten Beſtimmungen derſelben find: 
Die Repräfentarion der Unterthanen wird bewirkt 
1) durch die Ritterſchaft, oder Dusch die Befiser 
bisheriger landtagsfähiger Ritterguͤter; D Durch Die 
Städte, oder den Bürgerftand;) 3) durch 40 
Kepräfentanten des Banernftandes (aus jedem 
Oberjuſtizamte zwei). In den drei deputirten Staͤd⸗ 
ten wird das Repraͤſentationsrecht durch: ven erſten 
Bürgermeifter und Stadtſecretair, in ben nicht: depu⸗ 
tirten Stuͤdten durch den Burgermeiſter allein ; U: 
bisperiger: Meife, ausgenbt. 

Die allgemeinen: Eigenfchaften : eines Reproͤ⸗ 
ſentanten find, daß er zu einer der chriſtlichen Con 
feſſionen gehöre, 25 Jahre: alt, eigenen Rechts, 
Landesunterthan, der DMifiteirpflicht nicht mehr unter: 
worfen, und unbefcholtenen Kufes fen, auch Ge 
fohriebenes lefen föhhe, und feine Gedan— 
fen gehörig niederzufchreiben vermöge. 
Suede ondere wird erfordert, bei Kepräfentanten 

des Bürgerftandes, umnverfehuldeter Beſitz von 
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unverſchuldeten Gütern, die wenigftens einen’ Werth 
von 500 Thalern h haben, und des Bauernftandes, 
Eigenthum eines schagungspflichtigen nicht verfchuldes 
ten Gutes von wenigftens 30 Morgen, in dem Amts» 
diftricte »belegen, aus welchem: er als Kepräfentant 
gewählt werden foll. 

Staatsbeamte koͤnnen an der — — 
tion keinen Theil nehmen, 
| Es befteht'ein engerer Ausfchuß aus zwei 
eitterfchaftlichen Deputirten, aus den. Abgeordneten 
Der drei deputirten Städte, und aus einem Deputirten 
des Bauernftandes. Die Gewalt und die Gefchäfte 
deflelben beftehen: auf die Ablegung der landfchafts 
lichen Rechnungen zu dringen, und Erinnerungen das 
gegen .aufzuftellen; die Landtagsabſchluͤſſe ſowohl, als 
auch die von ſaͤmmtlichen Landftänden entfchiedenen 
Angelegenheiten in Bollziehung zu bringen; den Ans 
trag neuer Steuern vorläufig zu prüfen, ‚und: den ges 
fanmten Ständen zur Abftimmung vorzulegen; zu 
etwaiger: Berbefjerung bewilligter Steuern Borfehläge 
zu niachen, und eingefchlichene Mißbraͤuche zu’ ruͤgen; 


die: Angelegenheiten, welche:eine nothwendbige, 2000. 


Thaler nicht überfteigende, Ausgabe erfordern, fuͤr 
fi) — mit Vorbehalt der fürftlichen Genehmigung — 
zu befchließen ; Erlaßgeſuche der Unterthanen zu ptuͤ⸗ 
fen, und im Fällen, bie eine.eilige Entfcheidung ers 
fordern , im :Einverftändniffe mit dem Fuͤrſten zur be⸗ 
ſchließen, — welche Befchlüffe ſaͤmmtliche — 
als guͤltig und als von ihnen ſelbſt ausgegangen an⸗ 
erkennen. 

—Die ordentliche Verſammlung des Ausſchufſes ift 
jährlich. Eine allgemeine Landtagsverſammlung 
kann nur in befonders wichtigen Fällen, entweder auf . 
VBeranlaffung, des. Fürften, ober :auf Antrag) der 
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. Stände, erfolgen, Zu diefen Fällen gehören: 4) 
die Veränderung der Verfaſſung und der Grundge⸗ 
ſetze, und 2) die as ie einer neuen Steuer⸗ 
educas⸗ 

Den: kandftä nkten! fiehen folgenbe. Rechte zu: 
die Verwilligung und Regulirung ſaͤmmtlicher ſowohl 
ftändiger: als unſtaͤndiger, zur Staatsverwaltung 
nothwendiger Steuern; Die. Verwaltung der Landes— 
kaſſen, ſo daß die. Steuern nur zu. den,. voh dem 
Fürften und den Landſtaͤnden beſtimmten, Zwecken ver 
wenber werden; bie Berathung und Einwilligung bei 
allen Geſetzen und Anordnungen, welche auf die fans 
besverfafjüng und deren Veraͤnderung Beziehung 
haben. Bei allen übrigen Gefegen: wird der Regent 
den Kath. und das Gutachten der Stände. einhohlen ; 
auch dürfen diefelben VBorfchläge zur Abaͤnderung bes 
ſtehender und zur Einführung neuer Geſetze einreichen, 
Die Stände. haben darauf zu wachen, daß von 

den Juſtizbehoͤrden eine untadelhafte Juſtizpflege ges 
handhabt werde; fo’ wie ihnen auch Das Necht der 
Befchwerdeführung, befonders in Fallen: der Malver: 
fation der Staatsdiener und: bei fich — Miß⸗ 
braͤuchen jeder Art, zukommt. | 
an den Fällen, wo Die Erklaͤrung derr Stände 

af die Borfchläge und: Anträge, welche der. Kegent 
durch die Landesregierung an. fie. gelangemiläßt, abs 
lehnend ift, muͤſſen die Gruͤnde dazu angegeben 
werben. Dabei behält: ſich der Regent vor, Den: ges 
machten Vorſchlag oder Antrag, unter Auseinander⸗ 
feßung aller: dafuͤr fprechenden Gründe, durch Die 
Regierung wiederhohlen/ und allenfalls, bei be- 
hartlicher Ablehnung, den: befragten Gegenftand zur 
Berathung an die gefammren Staͤnde gelangen 
zu laſſen. Sollte auch hierdurch Der Zweck nicht 
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erreicht werden; fo fol eine Commiſſion ade einem 
fürftlichen. Diener und einem landfchaftlichen: Mit⸗ 
gliede niedergeſetzt werden, welche Die Sache prüft, 
and, wo, möglich, eine Vereinigung: zu Stande bringt; 
Wuͤrde aber auch dieſer Verſuch fehlſchlagen; ſo wer⸗ 
den die Verhandlungen, inſofern ſie Sieuern und 
Verwilligungen nicht betreffen, an eine auswärtige 
Auriftenfaculeät, oder an das Xppellätionsgericht 
eingefandt. Die Wahl. einer dieſer Behörden bleibt 
den Sandftänden überlaffen. - | 

Bei eingetretener Stimmengleichheit giebt das 
Botum des Landſyndicus den Ausfchlag. 

Kein ftändifches Mitglied ift für. feine Aeußes 
rungen verantwortlich; vorausgeſetzt, Daß es die dem 
Regenten fchuldige Treue und Ehrfurcht, fo wie die 
den Landesbehoͤrden zu — Aciuis nn ver⸗ 


letzt bat. 


| 110, | rn 
29) Fürftentyum fiehtenflein. 
Verfaſſung von 9. Nov. 1818. 


Das fonveraine Fuͤrſtenthum Siechtenftein, 
Bilder aus den beiden Herrfchaften Vaduz und Seh 
kenberg;,. welche kaum 3Quadratmeilen mit 5 — 
6000 Einwohnern umſchließen, :“ ward bereits im 
Sabre 1806 in den Rpeinibund, und: 1815 in 'den 
teutſchen Staatenbund- aufgenommen. Der Fuͤrſt 
Johann Joſeph gab. dieſem Staate am 9 Nov; 
1818 eine ſtaͤndiſche Verfaffung. Er er— 
blaͤrte in; der Einleitung: ,, Nachdem wir j: feit- Hufe 
loͤſung Des teutſchen Reichsverbandes, die oͤſtr eich i⸗ 
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ſchen bürgerlichen und peinlichen Gefege und. Ches 
richteorbnung in Unſerm fouverainen Fuͤrſtenthume 
tiechtenftein eingeführt, und: Uns bei Conſtituirung 
‚einer dritten und oberften ‚Gerichtsftelle an die dies⸗ 
falfige : öftreichifche Geſetzgebung angefchloffen haben; 
fo nefmen Wir nun gleichfalls die in den 
oftreihifchen teutfchen Staaten beſtehende 
lanpfiändifhe VBerfaffung in ‚ihrer Weſen⸗ 

heit zum Mufter für Uinfer Fürftenedum an. 

Die Landſtaͤnde beftehen: aus der Geiſtlich— 
feit, und aus der landpmannfchaft. Unter der 
Geiftlichte it werben alle Befiser geiftlicher Beue⸗ 
ficien, und alle geiftlihe Communitäten begriffen, 
Diefelben. erwählen, durch abſolute Mehrheit der 
Stimmen, aus ihrer Mitte auf Lebenszeit drei 
Deputirte, zwei. für die Geiftlichkeit der Grafz 
fchaft Vaduz, und einen für die Grafſchaft Schellen« 
berg. — Die tandpmanufchaft wird durch Die 
zeitlichen Vorfteher oder Kichter, und durch die Alte 
geſchwornen oder Sedelmeifter einer jeden Gemeinde 
vorgeftell.. Das Recht der Sandftandfchaft Haben aber: 
auch alle übrige Unterthanen, die für ihre Perfon an 
liegenden Gründen einen Steuerfaß von 2000 Fl. 
ausweifen, 3O Jahre alt, von unbefcholtenem und 
wneigennüßigem Rufe, und verfräglider 
Gemuͤths art find. 

Den geiſtlichen tandſtaͤnden ſoll in allen amt⸗ 
lichen ſchriftlichen oder mündlichen Anreden das Praͤ⸗ 
dicat Herr, und, im Falle der perfönlichen. Erſchei⸗ 
nung, von ben Landesbehoͤrden die Auszeichnung eines 
anjutragenden Sitzes zu Theil werben. Nichts 
unterthänige Guͤterbeſitzer, oder deren Kepräfentanten, 
welche: den ſtaͤndiſchen Derfammlungen beiwohnen 
wollen. ‚haben auf die dem geiftlichen Stande 


Br; 
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snerfannte Auszeithnung Anſpru ch, und 
mit dieſem gleichen Rang. 
Jaͤhrlich wird ein Landtag gehalten. 


„Unſern auf dem Sandtage verfammelten getreuen 
Ständen werden Wir durch Poftulate den Bes. 
darf jedesmal vorlegen, und da Wir davon- nichts 
für Uns behalten, fondern lediglich jene Ausgaben 
Darunter begriffen werden, welche zur innern Vers 
waltung, und eücdfichtlic der Außern Ber 
hältniffe erforderlich find; fo haben Unfre getreuen 
Staͤnde fih nur über die Einbringlichfeit 
der pofiulirten Sum men zu berathfchlas 
gen, und dafür zu ſorgen.“ 


Alle liegende Befigungen, ohne Unterſchied des 
Eigenthuͤmers, ſollen nach einem gleichen Maas— 
ſtabe in die Steuer gezogen werden. 


Jedem Landſtande iſt die Befugniß eingeraͤumt, 
auf dem Landtage Vorſchlaͤge zu machen, die auf 
das allgemeine Wohl abzielen. Dem Fürften fteht 
Das Recht der Genehmigung oder Verwerfung zu. — 
Bei Einführung neuer allgemeiner Abgaben 
foll die ftändifhe Berathung vorausgehen. 

Dorfchläge im bürgerlichen, politifchen 
und peinlihen Fache, und Vorfchläge, die 
äußern Staatsverhältniffe betreffend, 
find den Ständen nicht erlaube. 


Die abſolute Stimmenmehrheit der am Land⸗ 
tage gegenwärtigen Stände bilden einen Landtagsbe⸗ 
ſchluß, welcher durch die fürftliche Genehmigung Ges 
feßesfraft erhält, 
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30) Die Großherzogthuͤmer Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg-Strelis. 


Menn gleich die beiden Häufer Mecklenburg: 


‚ Schwerin und Streliß, welche auf vem Wiener Con: 


greffe die großberzogliche Würde erhielten, in ihren 
Landestheilen vollig unabhängig von einander regieren; 
fo Haben fie voh gemeinfhaftlihe Strände, 
welche: begründet und eingerichtet wurden durch die 
Union von 1523 und den landesgrundgefeßlichen 
Erbvergleich vom Sabre 1755 *). Diefen Stän- 
den ftehen, nach den zwifchen den Regenten und den 


Ständen in den Jahren 1572, 1621 und 1765 ers 


richteten Vertraͤgen, bedeutende Kechte zu. — Die 
Sandfchaft bilder nur Einen Körper. Der Stand der 
Prälaten ift erloſchen. Die beiden Stände find: die 
Kitterfehaft und die (44) Städte, Gefeb: 
ebung und Steuern gehören. zum. Wirfungsfreife 
Berfeiben. Es befteht ein enger Ausfchuß, aus 
2 tandräthen, 3 Deputirten der Nitterfihaft, und 
4 ftäptifchen Deputirten. 

Als die Hauptpuncte der Medlenburgifchen Staͤn⸗ 
deverfaffung gelten = „Gleichheit der Staatsbürger 


‚vor dem Gefege und im Gerichte, Unabhängigkeit des 


richterlichen Ausfpruchs von der fürftlichen Gewalt, 
Coneurrenz der Landftände an der gefeßgebenden und 


*) Er ſteht in Fabers europ. Staatskanzlei, Th. 109. 
- 8.169, und im Anhange zu C. ©. Jargom, vom 
den Regalien, Raſt. 1757. 


*0) ©o lautet eine Stelle in der Abhandlung: Vorl aufi ige 


Nachrichten über die verbefferte Organiſa— 


tion der Herzogthämer Medlenburg, in 


Winkopps rhein. Bund, Heft 53. S. 278. 
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Beſteuerungsgewalt, Theilnahmefaͤhigkeit aller Staͤnde 
an Stagtsaͤmtern; fo wie, daß jeder vollkommene Ei— 
genthümer eines Grundftüdes, ohne Ruͤckſicht auf Ge— 
burt und Stand, und jeder, der ein ftädtifches Ge: 
werbe treibt, einen unmittelbaren oder mittel- 
baren Antheil an der Repräfentation har.‘ — Nach 
dem Beitritte der Herzoge zum Rheinbunde im Sabre - 
1808. ward die ftändifche Berfaffung nicht aufge: 
hoben; vielmehr ließ der Herzog von Medlenburg- 
Schwerin auf dem, am 1. Gept. 1808 zu Koftod 
eröffneten, Sandrage den Ständen einen Entwurf *) 
zur Fortbildung der Verfaſſung vorlegen, deffen Ans 
nahme aber von den Ständen ausgefegt ward. 

Diefe Berfaffung ward auch nach dem Bei: 
tritte Medlenburgs zudem teutfher Bunde (1815) 
beibehalten; doch erichien am 23. Nov, 1817 eine 
Defanntmahung* 9 des Großherzogs von Meck⸗ 
lenburg⸗Schwerin, worin er, in Uebereinftim: 
mung mit dem Großherzoge von Mecklen— 
burg-Strelitz, ſich daruͤber erklaͤrte: „bis dahin, 
daß von Seiten der teutfihen Bundesverfammlung 
deshalb allgemein gültige Einrichtungen getroffen wer— 
deu möchten, den getrenen Unterthanen befriedi- 
gende Mittel und Wege zu eroffnen, um 
bei ftreitigen Fallen in Angelegenheiten, ' welche die 
Landesverfaſſung betreffen, zu» rechtlichen. Ensfchyeidung 
zu gelangen. *' 

Darauf hoben im Februar 1820 beide Groß- 
berzoge, nach eingegangenem Gutachten der Kitter- 
und Landſchaft, die Leibeigenfchaft und Guts— 
unterthänigfeit, mit ihrem Namen und Wefen 








*) Winkopps rhein. Bund, Heft 53. ©. 28t. 
**) Sie fteht in den Europ. Conſtit — 3. ©, 438, 
3 38 
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und mit allen aus ihr. herrührenden wechfelfeitigen 
Rechten und Derbindlichkeiten der Gutsherren und 
bisherigen Gutsbehörigen, auf. Doch ward die Frei« 
zügigkeit, für die gemeinfchaftlihe Wohlfahrt ver 
Gutsherren und der freigelaffenen Familien, vorerft 
dahin befchränft, „daß fie bis zum 24. Oct. 1821 
ganz verfage bleibe, fo daß die erften Kündigungen 
Dftern 1821 voraufgeben, und daß am 24. Det. 
1821 nur der vierte Theil. aller in einen Gute 
wohnenden teibeigenen abziehen kann, und fofort bis 
zum 24. Det, 1824; doch unbefchadet andrer 
wechfelfeitiger Uebereinfommen.‘ — (Wie 
wenig die Mehrzahl ver Stände »einer zeitgemäßen 
Geftaltung der Verfaffung geneigt war, erhellte ſchon 
daraus, Daß, als ein Mitglied derfelben un. Jahre 
1818 auf Vertrerung auch der untern Stände ans 
trug, daſſelbe nachdruͤcklich zur Ruhe verwiefen, und 
die Frage aufgeworfen ward, ob daſſelbe nicht dadurch 
das Recht der Landſtandſchaft verwirkt habe.) 


112. 
31) Fuͤrſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt. 

Staͤndiſche Verfaſſung vom 8. Jan. 1816, 

Der Fuͤrſt Friedrich Guͤnther von Schwarz— 
burg-Rudolſtadt erließ am 8. Jan. 1816 eine 
VBerordnung*), im welcher er folgende Grunde. 
züge einer ftändifshen Verfaſſung feſtſetzte. | 

Es foll eine Repräfentation des; Volkes 
gebildet werden, deren Wirkfamkeit fich auf die B e- 


*) Sie fieht in den Europ. Conflitt. Ih.2. S. 304. 
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rarhung über alle Gegenftände der Geſetzgebung 
erſtrecket, welche die perfonlichen und Eigenthums— 
rechte der Staatsbürger, mit Einſchluß der Bes 
ftenerung, betreffen. 

Die Volksrepräfentation foll aus 18, durch 
freie Wahl zu ernennenden, Sandesrepräfentanten be= 
ſtehen: aus 6 Kittergutsbefißern ; 6 Einwohnern von 
Städten, und 6 mit Sandeigenthume angefeffenen 

Unterthanen. 

Die Repräfentanten werden auf 6 Jahre ges 

wählt, find aber wieder wählbar. 


| 113. 
32) Die übrigen teutſchen Staaten. 


Der (Groß) Herzog *) von Oldenburg ift völli- 
ger Souverain. Er regiert fein land ohne Stände, 
Laßt aber alle im Lande beftehende Rechte der Exemten 
und Privilegirten fortdauern. 

Die drei Herzoge des. Haufes Anhalt (Deffau, 
Bernburg und Köthen) ftehen fowohl nach den über 
Die gegenfeitige Erbfolge vorhandenen Hausgefegen, 
als nach) einer ihren tändern gemeinfhaftfihen 
Standſchaft, in genauer Verbindung; doch , ift 
feit 1698 E£ein eigentlicher Landtag in den Anhaltis 
fhen Staaten gehalten worden, Nur fogenannte 
Deputationstage find zu Stande gefommen; denn 
nad) dem vom Kaifer und Keiche beftätigten Land— 
tagsabfchiede vom Jahre 165% dürfen ohne Bewilli= 
gung der Stände Feine Steuern ausgefihrieben wers 


*) Der Wiener Congreß beftimmte dem Fürften die groß 
er Würde; er hat fie aber nicht. angenommen. 
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den. Die Landſtaͤnde beftehen aus ‘Prälaten, ber 
Nitterfchaft und den vier Städten Deffan, Zerbft, 
Bernburg und Köthen. Ein enger Ausfchuß wird 
aus 4 Mitgliedern ver Kitterfchaft und den 4 älteften 
Bürgermeiftern der 4 Kefidenzftädte, ein weiter 
Ausſchuß von 12 Mitgliedern der Nitterfchaft und 
8 Bürgermeiftern der 4 Kefidenzftädte gebildet. 

Das Fuͤrſtenthuum Schwarzburg: Son 
dershaufen (welches der altern Linie des Haufes 
Schwarzburg gehört, und mit der jüngern zu Nudol: 
ftade durch Hausgefese, namentlich durch die ewige 
Dereinigung vom Jahre 1713 über Erfigeburts: 
recht, Erbfolge und Geniorat in genauefter Verbin: 
dung fteht,) hat bis jeßt noch Feine ftändifche Ver: 
faffung. 

Auf gleiche Weife regieren die Fuͤrſten von 
Hobenzollern= Hechingen und Hobenzob .; 
lern: Sigmaringen ohne ftändifche Verfaffung.“ 

Das fürftlihe Geſammthaus Neuß bat 
gemeinfchaftliche ältere Landftände, welde 

aus Nitterfchaft, Erädten und Pflegen beftanden, 
und fich zu Gera zur Bewilligung der Steuern und 
zur Abnahme der Rechnungen verfammelten. Geit 
der Stiftung des feutfchen Bundes ift Feine ftändifche 
Verfaſſung begründer worden, | 

Der fandgrafvon Heffen= Homburg, 
erft im Jahre 1817 mit Souverainetätsrechten in den 
teutfchen Bund aufgenommen, regiert fein Land oh 
ſtaͤndiſche Verfaffung*). u 


*) Nach einer im Nuͤrnb. Correfpondenten 1819, ©. Sl. 
mitgetheilten Nachricht, erklärte der (am 21. Jan. 1820 
verjtorbene) Landgraf Friedrich Ludwig Wilhelm Chriftian: 
„er babe, weil es noch Niemanden eingefallen wäre, 


\ 
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33) Die vier freien Städte Teutfchlands, 


Die Stadt Frankfurt am Main, welche im 
Sabre 1806 bei der Stiftung des Rheinbundes dem 
Fürften Primas zugetheilt ward, und die drei Hanfe: 
ftädte, Hamburg, Bremen und tübed, welche 
Napoleon im Jahre 1810 dem franzöfifchen Reiche 
felbft einverleibte, erhielten, nach dem. Sturze det 
Napoleonifchen Herfchaft, ihre Selbftftändigkeit und 
Unabhängigkeit zuruͤck, und wurden im Sabre. 1815 
als. integrirende Mitglieder und freie Städte in 
den teutfchen Bund aufgenommen , ud in der Bun⸗ 
desacte vom 8. Jun. aufgefuͤhrt. | 
Auf gleiche Weiſe nahmen die, freien Stätte 
Theil an der Schlußacte des reutfihen Bundes am 
15; Mai 1820, wo derfelben, in Beziehung anf 
Das Berfaffungewefen, im Artikel 62 ausfchließend 
gedacht wird. Denn nachdem die Bundesacte 
vom 8. Sun. 1815 im dreisehnten Artikel ausdritd- 
lich feftgefegt hatte, daß in allen teutfchen Bundes» 
ſtaaten ftändifche Verfaſſungen beftehen follten; ſo 
ward dies in der Schlußacte (Artifel 54 — 61.) 
naͤher beſtimmt, worauf der 62fte Artikel alfo lautete: 
„Die vorftehenden Beftimmungen in Bezug auf 
den dreizehnten Artikel der Bundesacte find auf 
die freien Städte infofern anwendbar, 
als die befondern Berfaffungen und 
Berhältwiffe derfelben es zulaffen.‘ 

Bereits vor diefer Schlußacte hatte Franke 


Landjtände nachzuſachen, der Einführung derfelben nod 
zur Zeit Anftand gegeben, bie die ——— 
Laͤnder vorangingen.“ | 
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furt am Main ($. 116.) eine neue Verfaſſung 
fih, auf die Unterlage der frühern, gegeben; allein 
in den drei Hanfeftädfen ward, mit wenigen Modifi— 

eationen, die ältere Verfaffungs = und Regierungsform 
beibehalten, ed 3a 

„Der politifche Charakter der Verfaſſung ber vier- 
freien teutſchen Städte kann nicht beftimmter und Fürs 
zer bezeichnet werden, ‚als in folgender Darftellung 

yon Klüber*): „In den vier. freien Städten ftehe 
bie, Staatshoheit, ihrer Subſtanz nach, der 
Stadtgemeinde zu. Ausgeuͤbt wird dieſelbe 
pon, dem Rathe oder Senate (Bürgermeifter und ' 
Kath), als der höchften, ſowohl obrigkeitlichen, als 
auch Die ganze Stadt repräfentirenden Staatsbehoͤrde; 
jedoch für beftimmte Gegenftände,, namentlich bei Er: 
richtung der -Gefege, und bei Feftfeßung der öffent: 
lichen Abgaben und Ausgaben, unter verfaffungs« 
mäßiger Mitwirkung der. Bürgerfchaft, 
eder eines ftelivertretenden Ausſchuſſes derfelben. 
Einem Ausſchuſſe diefer Art gebührt, nach der beſon— 
dern Stadtverfaffung, die Sorge fir Aufrechtbaltung - 
der Etadtverfaffung, und Mitwirkung felbft bei mans 
chen laufenden Öefchäften, namentlich die Gegenaufſicht 
der Finanzverwaltung. Bei Errichtung, Kevikon, 
Aenderung oder Aufhebung der Staatsgrundges 
feße tritt das Stimmrecht aller activen Bürger, oder 
ihrer Stellvertreter ein, TE 
In Einzelnen unterfcheidet ſich die Negierungs- 
form der drei Hanfeftädte dadurch, voneinander , daß 
in Hamburg jeder Bürgermeifter und jedes Mitglied 
des Rathes zum proteftantifchen Bekenntniffe gehören 





— — — — 


*) Oeffentliches Recht des reutfchen Bundes und 
dber,Bundesftaaten; Ae Aufl. Th.2. ©. 382. 
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muß, was in Bremen und tübe nicht gefordert. wird; 
daß in Hamburg unter den vier ‘Bürgermeiftern 3 
Kechtsgelehrte und 1 Kaufmanı, und unter den 24 
Senatoren 11 Rechtsgelehrte und 13 Kaufleute fenn 
muͤſſen; wogegen in Bremen diefe Nüdficht gar nicht 
ſtatt findet, in tübed Hingegen unter den vier Bürgers 
meiftern drei Rechtsgelehrte und unter den 16 Sena— 
toren fünf Gelehrte ſeyn muͤſſen. Außerdem ſind in 
allen drei Hanſeſtaͤdten einige Syndici Mitglieder des 
Senats, mit dem Range nach den Buͤrgermeiſtern, 
zwar nur mit berathender Stimme, doch beauftragt 
mit der Leitung der innern und auswärtigen. Angele— 
genheiten. 


115. - 
a) Die VBerfaffung der drei Hanfeftädte, 


Die Verfaffung der freien Stadt Hamburg 
beruht zunächft auf vier Grundgeſetzen: 1) auf dem 
Reglement der Rath- und Buͤrgercon— 
‚ vente vom Jahre 1710; 2) auf dem Unions: 
teceffevom Jahre 17 10; 3) auf dem Unions: 
zeceffe der Collegien. vom Sabre 1712; 
und 4) auf dem Hauptreceffe vom Ya hre 
1712. Die erften beiden Geſetze waren die Folge 
der Ausgleichung der ftreitigen Intereſſen zwifchen dem 
Rathe und der Bürgerfchaft, nachdem der Zwift zwis 
ſchen beiden einen fo ernfthaften Charakter angenom— 

men hatte, daß eine Faiferliche Commiffion, und eine 
beträchtlihe Zahl niederfächfifcher Kreistenypen in 
Hamburg erſchienen. 

Nach dieſen Grundgeſetzen beruht die hoͤchſte 

Gewalt zugleich auf dem Rathe und der erbge— 
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ſeſſenen Buͤrgerſchaft. Der Rath beſteht aus 4 Vir⸗ 
germeiſtern und 24 Senatoren, Die erbgeſeſſene Buͤr⸗ 
gerſchaft (d. i. die eigentlichen activen — zur Theil 
nahme an der Regierung berechtigten — Buͤrger), 
geheilt im fünf Kirchfpiele, befteht „theils *) aus 
ordentlichen, Hierzu ermählten, Mitgliedern, die jedes— 
mal bei Strafe zur Buͤrgerverſammlung Eommen muͤſ⸗ 
fen ; theils aus freiwilligen, die darin zu erſcheinen 
befugt find, entweder wegen eines bürgerlichen Amtes, 
oder wegen fogenannter Erbgefeflenheit, d, h. wegen 
des’ Beſitzes eines freien Vermögens in Häufern oder 
Grundftücten von 1000 Thalern in der Stadt, von 
2000 im Stadtgebiete. Beeidigte Staatsdiener und 
fremde Keligionsverwandte find ausgefchloffen. Die 
bürgerlichen Collegien find die der Oberalten (15 In— 
dividuen), der Sechziger, der Hundert und achtziger, 
und-die Verordneten der Rämmerei. Den Dberalten 
fteht e8 zu, für die Aufrechthaltung der Verfaffung zu 
wachen, — Mach der Räumung Hamburgs von den 
Franzoſen warb von dem Senate und der Buͤrger⸗ 
fchaft am 27. Mai 1814 befchloffen: ,, die weſent— 
liche alte Verfaffung der Stadt herzuftellen , doch mit 
Vorbehalt derjenigen Modificationen, Yenderungen 
und Verbefferungen, in Anſehung der einzelnen Zweige 
‚der öffentlichen Einrichtungen, welche man verfaffungs- 
mäßig gut finden werde, “ 
Seo, Sartorius, Gefdichte Dr Sanetiigen Bus 

ir des, 3 Thle. Götting. ‚1802 ff. 8 
4. . Charles de Villers,, constitwtionä des trois 
‚5 Yilles libres - — Lubeck, Bremen, Ham- 

bourg. Leips. 1814. 8 

© 2% 0. Meß, Unwidereufliches Sundamentalgefeß , Ker 





H Klübder, a. a. O. S. 387. 


Die freien Städte Teutſchlands. 355 


gimentsform, oder Kauptreceß | der Stadt Hamburg. Mit 
einer Einleitung. s. 1. 1782, 8, 

(Joh. Klefeker) a der Samburgifchen Se; 
fege und Verfaſſungen, ſammt hiſtoriſchen Einleitungen, - 
12 Theile. Hamb. 1765 ff. 8. Regiſter dazu, mit 
Vorrede von Stfr. Schuͤtze. Hamb. 1774. 8, 

Meuer Abdruck der vier Hauptgrundgefege der Hams 
burgifchen Verfaſſung, mit vorausgeſchickter erläuternder 
Ueberſicht. Hamb. 1923. 8. Centhält die im $. genanns 
ten vier Grundgeſetze.) 

Nachtrag zum neuen Abdrucde der vier Hauptgrund⸗ 
geſetze der Hamburgiſchen Verfaſſung. Betreffend: 1) 
die ältern Receſſe, 2) die Buhrſprache, und 3) Zus 
fäge zu der den vier Hauptgrundgefegen vorausgefchickten 
erläuternden Ueberſicht. Hamb. 18525. 8. (Die abyes 
druckten Altern Receffe gehen vom jahre 1410 bis zum 
Anfange des achtzehnten Jahrhunderts.) 

Supplementband zu dem neuen Abdzude der Grunds 
gefeße der Hamburgifchen Verfaffung und deffen Nach— 
trage... Mit einer Anlage, die Verhandlungen über die 
Verfaffung der freien Hanfeftadt Bremen betreffend, 
Hamb. 1825. 8. 

Aler. Müller, Einleitung zum Studium der Vers 
faffungsgefchichte der vier freien Städte des teutſchen 
Bundes. Hamb. 1525. 8. 


Die Verfaffung der freien Stadt Bremen bes 
ruhte, vor der franzöfifchen Befisnahme auf zwei 
Receſſen zwifchen dem Rathe und der Bürgerfchaft 
yon den Sahren 1453 und 1534, nach. welchen ver 
Senat berechtigt war, die ihm angemeffen fcheinens 
den Gegenftände mit einigen, von ihm felbft ausges 
wählten, Bürgern zu verhandeln. In Bremen bes 
ftand daher ein Gewohnheitsrecht, während Ham⸗ 
burg, feit der Zeit der Faiferlichen Commiſſion, vier 
Örundgefege erhalten hatte. In Bremen ftand dem 
Senate (gebildet aus 4 Bürgermeiftern und 24 Ges 
naforen) die vollziehende, dem Bürgerconvente, 
(in vier Kiechfpiele getheilt,) deſſen Mitglieder vom 


’ 
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Senate aller zwei bis drei Monate zufammen berufen 
werden, die gefeßgebende Gewalt zu, 

Sobald im, Jahre 1813 die Franzoſen Die Stadt 
Bremen verlaffen hatten, ward eine Deputation er= 
nannt, welche mit der Kevifion der Derfaffung fich be= 
fchäftigen, und darüber ein ausführliches Gutachten 
aufftellen follte. Der Hauprgegenftand betraf vie 
Feſtſetzung des Antheils der Buͤrgerſchaft an der Re— 
gierung. Das Gutachten fhlug vor: „den Bewoh⸗ 
nern des Gebietes der freien Hanſeſtadt Bremen einen 
conſtitutionellen Antheil an dem, auch fie mit betref- 
fenden, Geſetzgebungs- und Befteuerungswefen des 
Bremiſchen Etaates in denn Maafe zuzugeftehen, daß 
vor der Hand, und bis,dahin, daß diefelben, 
einen noch directern Antheil an den Stagtsverhand- 
lungen zu nehmen, hinreichend cultivirt' er— 
achtet werden follten, fo oft von jenen, Bürs 
ger und Landleute gemeinfchaftlich betreffenden, Gegen= 
ftänden die Rede wäre, einige von dem Senate auszus 
mittelnde Deputirte der Bewohner des Gebietes, von 
Commiſſarien des Senats tiber die auch das Gebiet ’ 
betreffenden Geſetze, Steueranlegungen und Vertheis 
kung der auf das Gebiet fallenden Quoten gehört wers 
beit ſollten, worauf der Senat die etwaigen Erinneruns 
gen und Bemerkungen der Landleute, mit feiner Ans 
ficht begleitet, an den Convent bringen würde, ‚Nicht 
minder follte den Bewohnern des Gebietes eine jähr- 
lich wiederhohlte ausdruͤckliche Veranlaſſung darge— 
boten werden, einer ſolchen Commiſſion des Senats 
ihre Wuͤnſche, Antraͤge und Beſchwerden in Betreff 
der oͤffentlichen Angelegenheiten vorzulegen.‘ — Ob 

nun gleich der Senat diefe Vorfihläge an die Bir: 
gerfchaft brachte; fo behielt fich doch dieſe ihre Er— 
Elärung vor, und hat noch bis jegt keinen Befchluß 
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darüber ‚gefaßt. — Es beruht jest die Berfaffung 
Bremens auf einem Collegium von 17 Aeltermännern 
und einer proviforifchen Kegierungscommiffion, gebildet 
aus 8. Mitgliedern des Senats und 25 Nepräfentans 
ten der Bürgerfchaft. Von den leßtern find vier vom 
Senate und 12 von den Nepräfentanten in der pro= 
viforifchen Finanzdeputation. Außerdem beftehen bes 
fondere Deputationen für Erhebung des Schoffes, für 
den Schuldentilgungsfonds, für fromme Stiftungen, 
zufammengefeßt aus Mitgliedern des Rathes und 
der Bürgerfchaft. 
Gerd. Delrihs, Sammlung alter und neuer Gefeßs 
bücher der Stadt Bremen. Bremen, 1771. 4, 
Srundgefege der Eaiferlichen und reichsfreien Stade 
Bremen. Aus der niederfächfifchen Urſchrift überfegt, 
mit Vorbericht und Sachregifter von C. N. Roller, 
_ Bremen, 1798. 8. 


Verhandlungen über die Verfaffung der freien Hanſe⸗ 
ftadt Bremen. Bremen, 1818, 4. — Fortſetzung. 
1521. 4. 

Vergl. den bei Hamburg angeführten: Supples 
mentband, deffen „Anlage“ (&.327— 392) die 
Verhandlungen über die Ausbildung und Sertemena⸗ der 
Bremiſchen Verfaſſung enthaͤlt. 

Die Verfaſſung der freien Stadt Luͤbeck gruͤn—⸗ 
det fih auf die Bürgerreceffe vom Jahre 1665 und 
vom Jahre 1669, Die Bürgerfchaft,: getheilt 
in zwoͤlf Collegia, welche von ihren Aelteften zuſam— 
menberufen und geleitet werden, hat Antheil an der 
Sefeßgebung und der Befteuerung. Von den zwölf 
Dürgercollegien werden das erſte aus Patriciern, 6 
aus Groghändlern, 2 aus Detailhändlern, und 3 
aus Handwerkern, Schiffern und Bauern gebildet. 
Der Senat, beftehend aus 4 Bürgermeiftern und 
16 Senatoren, übt die vollziehende Gewalt und ift 
die höchfte Verwaltungsbehörbe, Außerdem beftehen 
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lichen Ausuͤbung ihres Gottesdienſtes; bei der Erwer⸗ 
bung oder Veraͤußerung von Gebietstheilen; und bei 
den Beſtimmungen uͤber die Fonds der Armenanſtalten 
und deren Verwaltung. — Fuͤr alle Angelegenheiten 
des Handels beſtehen in den drei freien Staͤdten be⸗ 
ſondere Deputationen. 





116. 


b) Die Verfaſſung der freien Stadt Frank— 
furt am Main. 


Derfchieden von den Hanfeftädten, bildete bie 
freie Stadt Frankfurt am Main — die bereits 
durch ein Decret *) des Fürften Primas vom 10, 
Dct. 1806 eine neue Organifation erhalten hatte — 
ihre Berfaffung auf die Grundlage der Altern, 
nachdem die verbünderen Mächte am 14. Dec. 1813 
ausgefprochen hatten: „daß die Stadt Frankfurt, von 
dem fogenannten Großherzogthume Frankfurt getrennt, 
vorläufig in ihre eigene ftändifche vormalige 
Municipalverfaffung zurücdtreten ſolle.“ — 
Für die neue Verfaffung der freien Stadt erfchienen, 
unter fortdauernden getheilten ntereffen, von den 
dazu ernannten Commifjionen, drei Entwürfe, welche 
aber nicht befriedigten, fo wenig wie der vierte 
Entwurf **), welcher unter dem Einfluffe des Staats— 
minifters von Stein, als Haupt des oberften Ver— 
waltungsrathes in den von den Werbiindeten erober- 


*) Es fteht in den Europ. Conſtitt. Th.2. ©. 372. 
**) Er erfchien unter dem Titel: Conftitution der 


freien nen Frankfurt. Frankf. bei — 
berg, 1814. 8. 
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ten Laͤndern, entſtanden, und von dieſem am 19. Jul. 
1814, doch mit mehrern vorgeſchlagenen Berichti— 
gungen, empfehlen worden war *). 

Als aber in der Wiener Congreßacte-vom 9. Jun. 
1815 keiner von den in Vorſchlag gekommenen vier 
Verfaſſungsentwuͤrfen anerkannt und beſtaͤtigt, ſon— 
dern ($. 46.) ausgeſprochen ward: „daß eine Ver: 
faffung feftzufegen fey, deren Einrichtungen auf gleis 
chen Anfprüchen der Bekenner der chriftlichen Con— 
feflionen auf alle, bürgerliche. und politifche Rechte in 
allen Beziehungen der Regierung und DBerwaltung 
gegründet werben ſollten;“ fo ward, durch Befchluß 
des Magiftrats am 15. San. 1816, eine Commif: 
fion von 13 Mitgliedern **) zur, Entwerfung 
einer Ergäanzungsacte zu der alten Frankfurter 
Stadtverfaffung ernannt, welche, mit. Berudfichti= 
gung von 96 bei ihr eingereichten Monitis, dem Ges 
nate die Ergänzungsacte am 29. un. 1816 vorlegte, 
Diefe Acte ward am 18. Sul. 1816 von 5000 ftimms 
fähigen Bürgern, mit 2700 Stimmen gegen 47, 
angenommen ***); doch proteftirten Dagegen 
der Adel, das Bürgercollegium, die Katholiken und '. 
die Süden, obgleich, wegen der entfchiedenen Stim—⸗ 
menmebrheit, dieſe Proteftation nicht berüdfichtige 


*) Vergl. die Entfcheidung des oberften Verwals 
tungsdbepartements, ald Anhang zur Conſtitution, 
S. 59 — 69. 

**) Darſtellung derjenigen Anſichten und Gründe, welche 
die unterzeichneten, von der löblichen Bürgerfchaft zur 
Commiffion der XIII ermwählten, Deputirten bewogen 
haben, dem von diefer Commiſſion abgefaßten Buts 
achten beizuftinmen. Franffurt, bei Brönner, im July 
1816. 8, 

we#) Ueber die Sammlungen, wo die ee ſteht, 


ſiehe $. 19. 
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werden konnte. Es trat daher dieſe Ergaͤnzungsacte 
ins oͤffentliche Leben. Nach derſelben erloſchen die 
vormaligen Rechte der patriciſchen Geſchlechter; 
die ganze Buͤrgerſchaft wird durch den g.efeß- 
gebeuden Körper repräfentirt, der für Gefeßges 
bung, Kriegswefen und, Bewahrung der Verfaſſung 
forgt;.dem Senate aber ift die vollziehende Gewalt, 
Die geſammte Verwaltung, des. Gemeindewefens, und 
die Rechtspflege übertragen. 

Die wefentlichften Beſtimmungen  biefer Urs 

kunde find: 

. Die Bürgerfchaft wird in den volfften Genuß 
aller und ‚jeder, ihrer alten Privilegien, Nechte, Frei— 
heiten und. Gefeße wieder eingefeßt. Es beſteht das 
freie Wegʒugsrecht, mit der Freiheit von der Nach— 
ſteuer. Die Bürger haben Feine öffentlichen Abgaben 
und Laſten zu entrichten, welche nicht von den compe⸗ 
tenten Staatsbehörden beſtimmt und formlich-ausges 
fchrieben worden find, Doch ſollen alle außerordent— 
liche Abgaben i im Voraus nie länger als 3 Jahre be— 
Rimny werden. 

Die Pregf reiheit wird der geſetzgebende Koͤr⸗ 
per gieichformig mit demjenigen reguliren, was, nach 
Art. 18. der teutſchen Bundesacte, auf der teutfchen 
Bundesverfammlung feftgefeßt werden dürfte, 

Alle der freien Stadt Frankfurt zuftehende Ho— 
heits= und Selbftverwaltungsrechte beruhen auf ber 
Geſammtheit ihrer chriftlihen Bürgers 
fhaft. Die kirchliche Verſchiedenheit der drei chrift 
. Fichen Confefjionen hat auf die Rechte und Verhaͤlt— 
niffe, welche aus dem bürgerlichen Staatsverbande 
entftehen, fernerhin nicht den geringften Einfluß. Im 
Senate müffen fortwährend mehrere Mitglieder aller 
drei chriftlihen Eonfeffionen wirklich jean. | 

St. W. ate Yufl, IV. 36 
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Da es, was die Einwohner juͤd iſch er Re⸗ 
figion Betrifft, einen Zweifel leidet, daß jeder 
ehriftliche Staat nicht nur die, Befugniß, fonbern 
äuch vie Pflicht Bat, die biirgerlichen Rechte ſeiner 
juͤdiſchen Einwohner nach den eigenen Localitaͤten ſo 
zu reguliren, daß der Nahrungs» und Gewerbeftand 
der chriftlidhen Bürgerfchaft, als des mefent: 
tihften Beſtandtheils des chriftfihen 
Staates, darneben beftehen kann; fo foll der Se: 
nat, Durch eine aus Gliedern feiner Mitte und aug 
einer des beftändigen Bürgerausfchujfes zuſammenge—⸗ 
ſetzten Commiſſion, ein dem Zeitgeiſte und der 
Billigkeit entfprechendes Regulativ der 
biirgerlichen Rechte der Einwohner juͤdi— 
ſcher Confeffion entwerfen laffen, und folcheg 
den gefeßgebenden Körper in feiner erften Zuſammen⸗ 
künft zur Deliberation und Sanctionirung vorlegen. 

Die chriſtliche Buͤrgerſchaft Frankfurts kann 
die, aus der ihr zuſtehenden Hoheit fließenden, 
echte in ihrer Geſammtheit nich e felbft ausüben. 
Cie uͤbertraͤgt daher. deren Aushbung auf Drei, 
aus ihrer Mitte und Autoritaͤt ausgehende, Bes 

oͤrden: 
1) auf die geſetzgebende Verfammlung, 
oder den gefeßgebenden Körper; 
2) den Senat, als obrigfeitliches Collegium, und 
3) den ftändigen Buͤrgerausſchuß. 

Der geſetzgebende Körper beſteht aus 20 
Mitgliedern des Senats, aus 20 Mitgliedern des 
ſtandi gen Bhrgerausſchuff es, und aus 45 aus der 

ditte der uͤbrigen Bürgerfchaft gewählten Perfonen. 
Der Senat und der frändige Btrgerausfhug wählen 
zu jeder jährlichen gefeßgebenden Verſammlung ihre 
Mitglieder ſelbſt. Die 45 Mitglieder aus der uͤbri⸗ 


! 


Die freien Städte Teutſchlands. 563 


gen Buͤrgerſchaft aber werden jaͤhrlich von der ge— 
ſammten chriſtlichen Buͤrgerſchaft durch Bildung 
eines Wahlcollegiums von 75 Buͤrgern gewaͤhlt. — 
Der geſetzgebende Koͤrper dauert in der Regel 6 
Wochen. An ihn gelangen alle Vortraͤge von dem 
Senate. Findet die Verſammlung es noͤthig; fo 
werden befondere Ausſchuͤſſe zur Vorbereitung der 
einzelnen Gegenftände ernannt, welche ſodann Bericht 
daruͤber .erftatten, Bei allen Deliberationen ſteht es 

jedem Mitgliede frei, feine Gründe für und wider die 
Annahme mündlich vorzutragen, 

Zum Wirkungskreiſe des geſetzgebenden 
Körpers gehoͤrt: die Geſetzgebung überhaupt, 
beſonders die Beſteuerung, und die Anordnung und 
Einrichtung der bewaffneten Macht; die Sanction 
aller Staatsvertraͤge; die Ueberſicht über den gefanıni= 
ten Staatshaushalt; die Einwilligung zur Veraͤuße— 
rung ftädtifcher Gemeindegüter; die Mitwirkung bei 
Miederbefeßung vacanter Stellen im Senate und in 
dem ftändigen Ausſchuſſe; die Bewahrung und Er— 
Haltung der Verfaſſung. 

— Der Senat beſteht aus 42 Perfonen , mit 
Einfchluß der vier, welche das Syndicatsamt verfehen, 
Er theile fi, wie von Alters ber, ‚in drei Ord— 
nungen oder Bänke: 1) in die Hrdnung der ältern 
Senatoren oder Schöffen, beftehend aus. 14 Perfo- 
en; 2) in die der jüngern Senatoren, gleichfalls 
14 Mitglieder zaͤhlend; und 3) in die der Kathsver- 
wandten"dritter Bank von 14 Mitgliedern. — Aus 
der erften Ordnung wird jährlich der ältere, aus 
ver zweiten Ordnung der jüngere Bürgermeifter ges 
wählte. — Zu zwölf Plägen der dritten Raths— 
ordnung wird aus allen zunftigen Handwerkern. ohne 
Unterſchied ‚gewählt, doch jo, Daß von einem und 
36 
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demſelben —— oder Zunft nie mehr als ein 
Genoſſe im Rathe ſeyn darf. Zu den zwei andern 
Plaͤtzen der dritten Rathsordnung wird aus ‘Der ge— 
ſammten nichtzuͤnftigen chriſtlichen Buͤrgerſchaft, ohne 
Beruͤckſichtigung des Gewerbes, gewaͤhlt. — Auf 
bie erſte Rathsordnung wird von der zweiten nach 
dem Dienſtalter fortgeruͤkt. Zur zweiten Raths— 
ordnung koͤnnen durch Wahl und Kugelung gelangen: 
Gelehrte, Adliche, Militairperſonen, Kaufleute, und 
andere angeſehene Buͤrger, wie auch verdiente Man⸗ 
ner der dritten Katheordnung. Doch muß jeder 30 
Jahre alt feyn, darf nicht in Dienften eines andern 
Staates ftehen, und muß, nach gefchehener Wahl, 
folchen und allen fremden Titeln entfagen. — Bei 
erledigten Rathsſtellen gefchieht die Wahl durch 6 
MWahlherren aus der Mitte des Senats und 6 Wahl- 
herren aus Der Mitte des gefeßgebenden Körpers; 

Dem Cenate ift die vollziehbende Gewalt, 
und im Allgemeinen die Stadt = und Suftigverwaltung 
anvertraut, — 

Der ftändige Bürgerausfhuß (ehe: 
‚mals Buͤrgercolleg) befteht aus 51 Bürgern‘, ge= 
waͤhlt aus allen Ständen der chriftlichen Bürgers 
schaft mit Beruͤckſichtigung aller drei chriftlichen 
Confeſſionen. Sein Wirkungskreis verbleibt derfelbe, 
wie er durch kaiſerliche Reſolutionen in der alten 
reichsſtaͤdtiſchen Verfaſſung ſich beſtimmt findet, in— 
ſofern nicht durch Einrichtung der jährlichen gefeß- 
‚gebenden DVerfammlung eine Abänderung darin bes 
wirft. worden ift. 

Soll in den, in der alten Stadtverfaffung 3 
in der Ergänzungsacte enthaltenen, organifchen Ge— 
ſetzen eine Abänderung vorgenommen werben; fo 
wird, um darüber beratbfchlagen zu koͤnnen, erfor 
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dert, Daß der Senat und der gefeßgebende Körper 
beide, und zwar durch eine Mehrheit der Stimmen 
von 3 in jedem Korper, für deren Zuläffigkeit vor= 
erft bejahend entfchieden haben, Iſt nicht bejahend 
entfchieden worden; fo kann der Öegenftand erft nach 
drei Jahren wieder in Vorſchlag gebracht werden. 
Am Gegenfalle wird über ven Gegenſtand im geſetz- 
gebenden Koͤrper daruͤber berathſchlagt; zur Annahme 
gehört eine Stimmenmehrheit von 3. — 

Die autbentifche Erklärung aller Artikel diefer 
Verfaffungsacte gehört vor Die gefeßgebende Ders 
tentmlung, 


— 





ar 
34) Koͤnigreich Dänemarf; 


Wenn gleich das Lehnsſyſtem in Dänemark nie 
allgemein *) eingeführt ward; fo gab es doch da- 
felbft, wie in Norwegen, von den früheften Zeiten 
wi zwei Stände: Freie und Unfreie. Unter den 

reien hatten die Landeigenthuͤmer, vor den andern 
Freien, große DVorrechte. Die Befiser großer Höfe 
bildeten den Adel, aus welchem die Könige ihre 
Statthalter. und Hofbeamte wählten, Andere, zumal 
unangefeflene Freie, zogen ſich in "die entftehenden - 
Städte, wo fie den Bürgerftand bildeten. Mit 
der Verbreitung des Chriſtenthums wurden Bisſthuͤ⸗— 
wer errichtet, und die Vorrechte des geiftlichen 
Standes begründet. — Die teibeigenfchaft, die 
in Dänemark nie auf Gefegen beruhte, ward durch - 


*) Vergl. v. Martens Abriß des Staatsrechts der vors 
nehmften europ. Staaten. Ir Th. Afte Abth. ©&.%0. 
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koͤnigliche Verord nung Friedrichs 4 vom 21. Febr: 
1702 *) aufgehoben, und am 20. Jun. 1788 durch 
Verordnung Chriftians 7 **) das Band gelöfet, 
welches in Dänemark ven Bauernſtand an a 
Geburtsort band, 

An ältern Zeiten war in Dänemarf die Kegene 
tengewalt befchränft, und die Krone nicht vollig erbs 
lich; denn auf den Keichstagen ward über die Wahl. 
und über die Beftätigung der Könige, über Gefege, 
Auflagen und Kriegsankfündigungen entfchieden. Noch 
größer ward die Macht der Geiſtlichkeit und Des 
hoben Adels feit der Zeit des Lehnsſyſtems, weil 
diefe zur ausfchlieglihen Wahl und Beftätigung des 
Konigs gelangten, feine Macht durh Capitula— 
tionen (fogenannte Hanpdfeften) befchränften, 
und feit Einführung des Unterfchiedes zwifchen Reichs— 
und Herren = Tagen, auf deren erften nur die Bürger 


and Bauern erfcheinen durften, und feit Einführung 


des Neichsrathes, der nur aus Adlichen beftand, 
den Bürger= und Bauernftand faft ganz von 
der Theilnahme an ben Staatsangelegenheiten ver= 
drängten, 

Fine druͤckende Adelsarifiofratie bildete 
ſich befonders feit der Zeit der Kirchenverbefferung, 
felbft mit Unterdruͤckung der Eöniglichen Vorrechte. 
Als aber diefe Dligarchie in allen inländifchen, und 
felbft in den auswärtigen Verhältniffen, beſonders 
nach dem Abfchluffe des Kopenhagener Friedens 7. 
Mai 1660), die allgemeine Unzufriedenheit im Lande 


. erregte; da gefchah es, auf dem am 10, Sept. 1660 


— — — — 


*) v. Martens Samml. der wichtigſten Reichsgrundgeſetze. 
Th. 1. S. 188. | 


**) Ebend. ©, 282. 
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exbffneten Reichsſstage, daß aufe den — der Geiſt⸗ 
lichkeit und des Buͤrgerſtandes, welchem nothge⸗ 

drungen der, Adel beitrat, zuerſt (13. Der. 1660) das 
Wahlrecht des Königs aufgehoben und ihm Die 
Erbfolge für feine männlichen und weiblichen Nach= 
Fommen augefichert, fodann, sap der Erklärung eines 
ftändifchen Commité (14, Set.) ‚dem Könige allein die 
kuͤnftige Einrichtung. Der Regierung überlajfen,, (16, 
Het.) die Eönigliche Capitulation ( Handfefte) 
feierlich. vernichtet, und in der Urkunde nom 10, 


San, 1661 *) die. Erbgerehtigfeit und Sou— 


verainetät des Koͤnigs von den beiden Stäns 
den der Geiftlichfeit und der Bürger unterzeichnet und 
bem Konige.übergeben ward. 


In dieſer Urkunde ward dem Könige Friedrich 
3, als einem abfoluten, fouverainen Erbherrn, die 
höchfte Gewalt für fich und feine rechtmäßigen Nache 
fommen von männlicher und weiblicher Linie 
übertragen, und dabei die Erbfolgeordpnung, 
welche er feftfegen würde, als Grundgeſetz anerkannt. 
Zugleich enthielt diefe Urkunde die Beftimmung, daß 


, Diefe Urkunde daͤniſſcch und teutſch In vw. — 


Sammlung der wichtigſten Reichsgrundgeſetze zc. Th. 1 
S. 113. (Es hatten 987 Geiſtliche, und aus 55 Städs 
ten 390 vom Bürgerftande unterzeichnet.) — Ueber 
dieſes wichtige Ereigniß giebt es drei Monographieent 
) Franz Domin. Häberlin, umſtaͤndliche hiſtoriſche 
Nachricht von Einführung der Souverainetaͤt und Erbs 
| gerechtigkeit im Königreighe Dänemark... Wolfenb. 1760, 
4.2 So. Fr. Joachim, hiſtoriſche Nachricht von der 
im Koͤnigreiche Daͤnemark im J. 1660 eingefuͤhrten Sou⸗ 
verainetaͤt. Halle, 1701. 8. — .und die wichtigſte 3) 
Spittler, Geſchichte der daͤniſchen —— im 
4660. - Berlin, 4796. 88. 
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der König weder durch einen Eid, noch durch eine 
gefchriebene Zufage zu irgend etwas verpflichtee werden 
koͤnnte. — Seit diefer Zeit erlofchen in Dänemarf 
die Neichstage, die Keichsftandfchaft und die koͤnig⸗ 
lichen Capitulationen; denn Dänemarks Verfaſſung 
und Regierungsform erhielt den Charakter einer er b. 
lichen und unumſchraͤnkten Monarchie. - Aus 
Erkenntlichkeit fr den geiftlichdn Stand und für die 
Stadt Kopenhagen erließ darauf der König am 24, 
Juny 1661 zwei Urkunden *), wovon die eine Pri- 
vilegia fürden geiftlichen Stand, die zweite - 
Privilegia für die Kefidenzftade Kopen- 
hagen enthielt, I — 23 — 
Noch bis jetzt bildet dieſe Urkunde das erſte 
und wichtigſte Grundgeſetz der daͤniſchen Monar— 
chie. Doch kamen zu demſelben zwei fpätere hinzu - 
das fogenannte Konigsgefeß vom 14 Nov, 
1665 **) und das Gefeß über das Indigenat— 
recht vom 15. San, 1776 **8x). 
Das Koͤnigsgeſetz ward von Friedri 3 ge⸗ 
geben, und bilder ‚gleichfam einen «Commentar über” 
die Erbgerechtigfeits- und Souverainetätsacte, Der 
Concipient war der Kammerfecretair Peter Schu— 
macher, nachmaliger Graf von Greifenfeld. Schu: 
mächer fchrieb es eigenhändig auf Pergament, ver 
König unterzeichnete es am 14, Nov. 1665, wor⸗ 
auf es bei den Keichsfleinodien — o hne Bekannt—⸗ 
machung — aufbewahrt ward, Erſt bei der Kroͤ— 


a 
*) Sie ſtehen in v. Martens Sammlung. ©. 121. und 
ES 14 Rt —* — 


**) Es fieht teutfch in v. Martens Samint. Th.1. " 
S. 12. — und franzöfife beim Dufan, T. 3; 
Pr p- 226. J . 4 * E + | } — 
**) Es ſteht teutfch beim v. Martens, ©, 258... 
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nung Chriſtians 5 warb es uffentlich verlefen , 
und: dadurch bekannt. Der; König Friedrich 4 ließ 
es in Kupfer ftechen, und am 9. Sept. 1709 mit - 
einer Verordnung zur Publicität bringen, worauf 
auch, die auswärtigen Mächte davon benachrichtigt 
wurden, — Diefes Konigsgefeg enthält als Haupts 
befimmungen: 1) daß der Konig der Augsburgiſchen 
Confeſſion vom J. 1530 zugethan feyn müffe; 2) 
daß die Gewalt des Konigs in weltlichen und geifts 
lichen Angelegenheiten uneingeſchraͤnkt, und er blog 
an das Konigsgefeß gebunden fey; er kann Geſetze 
und Verordnungen nach feinem Willen und Gutduͤn- 
Een geben, fie erklären, vermehren, vermindern, ja 
auch — doch mit Ausnahme der" Grundgefeße — 
bie von ihm und feinen Vorfahren gegebenen Geſetze 
wieder aufheben; 3) Daß der Konig zwar gefalbt 
werben, aber feinen Eid ablegen, noch fonft eine 
mündliche oder fihriftlihe Verbindlichkeit eingehen 
folle; und 4) daß die Foniglichen Neiche und Sande 
unzertheile bleiben ſollen. Zugleich ward über vie 
Thronfolge, die Dormundfchaft, die Negentfchaft 
und die Volljährigkeit entfehieden, welche auf dag 
zuruͤckgelegte 14te Jahr geſetzt ward. 

Das Geſeb ü in Hinficht des Indigenatrechts 
erfchien am 15. San, 1776 *), um die Unzufriedens 
heit der Dänen über die Aufnahme und Anftellung 
von Ausländern zu heben, Es ward deshalb verord> 
net, daß nur Jandeseingebohrne zu Aemtern und 
Ä Stellen gelangen follen, ausgenommen in den Fällen, 
wo das ndigenatrecht auch verdienftvollen Ausläns 
dern ertheilt werden kann. | 


*) (G. B. v. Sqirach) uͤber das roͤnigliche daniſche In⸗ 
digenatrecht. Hamb. 1779. 4. 
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118. - 
3 ——S——— ——— TITLE, 
„a) Geſchichtliche Einleitung. - 


So wie in andern von teutfchen Voͤlkerſchaften 
geſtifteten Reichen, frat auch in Schweden der Unter 
ſchied zwiſchen Freien und Leibeigenen hervor; 
allein frühzeitig ward dafelbft die Leibeigenfehaft 
abgefchafft*). Dagegen zerfielen die Freien bald 
in Adliche (Odelsman, Bonde) mit großem Grund—⸗ 
eigenthume, und. in freie Landbauern, fo wie 
wieder unter dem Adel bis ins 14te Jahrhundert zwi⸗ 
ſchen Jarlar und Herser, und feit dem Sabre 1561 
zwifhen Grafen und Freiherren und demübris 
gen (feit 1617 in Ritter und Knappen getbeilten) 
Adel unterfihieden ward. Neben dem Adel gelangte, 
feir Einführung des Chriftenthums, die Geiſtlichkeit 
zu großem Reichthume und politifehem Gewichte. Die 
Städte verniehrten fich nach Zahl und. Wohlſtand 
“ erft feit den Zeiten Karls9 und Guftav Adolphs. Bon 
den freien Reichsbauern blieben die Zinsbauern 
wefentlich ‚verfehieden, — Seit den früheften Zeiten 
war die Kegierungsform in Schweden befchränft 
momarhifch, und nicht vollig erblich. Auf den 
Reichs- und Wahltagen erfchien wahrfcheinlich 
in älterer Zeit jeder adliche Grundeigenthuͤmer. Dier 
fes Recht ward aber in der Folge auf die Angefehenfteit 
aus dem Adel und der Geiſtlichkeit befchränft, big, 
_ während der Zeit,. wo noch die Calmariſche Union 

galt, der große Keichsvorfteher, Sten Sture (1471 
bis 1504), zur Schwächung der beftehenden Adelsari⸗ 


) Vergl. v. Martens Abriß des Stantöiechts, S. 80 2 
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ftofratie, auch Die Deputieten der Städte und die 
freien Reichsbauern auf ‚die Reichstage ‚berief. 
Diefe vier Stände dauerten als Reichsſtaͤnde fort, 
als Guftav Wafa (6. Kun. 1523) auf dem Reichs— 
tage zu Strengnäs zum Könige gewählt ward. 
Der neue Regent führte die Kirchenverbefferung im 
Reiche ein, und bereicherte Die während der Calmari— 
ſchen Union ſehr gefchwächten Kroneinkünfte durch 
Kirchen und Kloftergut, worein auf dem Reichstage 
zu MWefteras (1527) der Adel und die verfanmelten 
Deputirten der Städte und der Bauern willigten, fo 
daß auch die anwefenden Bifchoffe zur Unterfihrife 
des Reichstagsſchluſſes fich genoͤthigt ſahen. Auf einem 
ſpaͤtem Neichstage zu Weſteraͤs (1544) erklärten 
fammtliche vier Keichsftände Schweden fir ein Erb: 
reich im Mannsftamme des Guſtav Wafa,  Diefe 
Beftimmung ward, nah Entfernung Sigismunds 
von dem ſIwediſchen Throne, auf dem Reichstage 
zu Norkoping (1604) für den neuen Konig Karl 9 
Dahin erweitert, daß das Reich ein Erbreich nicht 
nur der männlichen, fondern auch der weiblichen, 
unvermählten, Nachkommen von ihm und von 
feinem Vetter, dem Herjoge Johann von Oſtgoth⸗ 
land, feyn follte, | 

"Nach den wechfelnden DVerhältniffen der durch 
die Adelsariftofratie zu wiederhohlten malen fehr bes 
fchränften Macht des Konigs, gelang es endlich (19, 
Aug. 1772) dem Könige Öuftav 3, die Macht des 
Keichsraches zu brechen, der in Zufunft nicht mehr 
regieren, fondern blos rathen follte, Doch blieb dabei 
die ältere Form des Keichstages nach den vier Ständen 
unverleßt, und der König hatte felbft nicht durch die 
bewirkte Revolution unumfchränkter Regent werden 
wollen. Dies bewies die am 21. Aug, 1772 unter: 
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zeichnete Urkunde: des Königs und der Reichs. 
ftände feftgeftellte Kegierungsform ®). 
Nachdem aber Guftav 3 im Jahre 1788 plöß: 
fich einen Krieg gegen Rußland und nicht ohne Erfolg 
eröffnet hatte, fand er fich in feinen Maasregeln ges 
hindert; als der ſchwediſche Adel, der in der Marine 
diente, die Waffen niederlegte, weil der König ohne 
Zuziehung der Stände feinen Krieg anfangen koͤnne. 
Guſtav fah fich Dadurch zur Abſchließung eines augens 
blidlichen MWaffenftillftandes mit Rußland genöthigt, 
worauf er (Febr. 1789) auf einem zu Stodholm vers 
fammelten Reichstage, durch die zunächft von den drei 
Ständen ver Geiftlichfeit, der Städte und ver 
Bauern unterftügte Bereinigungs=- und Gicher- 
- heitsacte des Königs und der Keichsftände 
(vom 28. Febr. und 3: Apr, 1789 **}), ein Webers 
gewicht über die von neuem fich regende Adelsariftos 
fratie behauptete, und nicht nur das Kecht erhielt, 
ohne Einwilligung der Stände einen Krieg zu eröffnen, 
fondern auch dadurch beinahe die völlige Souveraine— 
tät erlangte, Für die Zuftimmung des Bürgerftandes 
ward dieſem Der Zutritt zu den meiften Stellen des 
Staates, ind Gleichheit mit den Adlichen in Anfehung 
ber Befißerwerbungen gewährt ***), | 
Schon im IIften Artikel der Urkunde vom 21. 
Aug. 1772 waren „alle feit 1680 bis dahin als 


*) Sie fieht teutfh in v. Martens Sammlung ıc. 
25.1. ©. 593; frangöfife beim Dufau; T. 3. 


p- 280. 
** Sie fteht beim v. Martens, ©. 655. 
***) Die Eönigliche, für die Bürgerfchaft und Städte aus; 
gefertigte, DVerficherung vom 25. Febr. 1789, Ebend. 
\ ®&eite 660, Be u 
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Srundgefese ergangerie Verordnungen abges 
Schafft und verworfen worden.‘ BE 
Zwar fiel der König Guſtav 3 durch Anker 
ſtroͤms Ermordung (16. März 1792) als ein Opfer 
der unverföhnlichen ariftofratifchen Parthei; allein 
fein Sohn, Guftav 4, ließ fih, mach erreichter 
Voltjährigkeit, auf dem Neichstage. zu Norkoͤping 
(1800) die Souverainetät- fo beftätigen, wie fie feinem 
Vater zugeftanden hatte, wobei die Geiſtlichkeit und 
die Städte den Ausfchlag gaben, der Adel aber feine 
Unzufriedenheit nicht verbergen Fonnte, wie mehrere 
Zhatfachen bewiefen, Ben 
| Doch nicht blos das Mißvergnügen des Adels, 
fondern auch die allgemeine Stimmung im Keiche 
erklärte fich gegen den König, als er, nad) mehr: 
jähriger ungünftiger Theilnahme an den europäifchen 
- Kämpfen (von 1805— 1807), Rußland und Däne: 
marf durch fein Betragen zur Kriegserflärung (1808) 
berausforderte, in welchem Kampfe Finnland ver: 
loren ging, die Schweden aus Norwegen zuruͤckge— 
wiefen wurden, und die Schuldenlaft, welche diefer 
Krieg nöthig machte, der brittifchen Subſidien ungez: 
achtet, ſchwer auf das arme land drückte. Dies alles 
führte zu der Revolution vom 13. März 1809, in’ 
welcher Guftav. des Thrones beraubt, und fein Oheim, 
Karl von Süpdermannland, ſchon früher. Regent 
des Reiches während Guſtavs Minderjährigfeit, von 
neuem zum Neichsregenten ernannt ward, . Bereits 
am.29. März 1809 hatte Guſtav, auf dem Schloffe 
zu Gripsholm, in einer Thronentfagungs: 
urkunde *) auf die Regierung verzichtet, welche 
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am 10. Mai dem vom Regenten zuſammenberufenen 
Keichstage vorgelegt ward, worauf⸗ an demfelben Tage, 


die schwedischen Keichsftände in einen, Acte ihm - - 


den Gehorfam auffagten, und ihn und feine Er 
ben. der Krone und der Kegierung Schwe 
dens für jest und für immerwährende Zei 
ten verluftig erklärten, — Der Herzog von 
Süpdermannland nahm, als Karl 13, die ihm von 
den Ständen angebotene Krone: (6, Jun 1809). am. 
Mir Aufhebung aller. bis dahin in Schweden gelten⸗ 
den Grundgeſetze, ‚felbft der-Acte-vom 21. Aug: 1772, 
ward am 7. Jun, 1809 eine neue VBerfaffung 
(aus. 114 Artikeln beftehend) bekannt gemacht, welche 
der König und die Deputitten der vier Reichsſtaͤnde 


unterzeichnet hatten.  « f 


| 119. TE 
b) Politifcher Charakter der ſchwediſchen 
i Derfaffung vom 7. Sun. 1809, 
| Die wefentlichften  Beftinmungen dieſer Urs 
funde find: Fir DPF 5 
ESchweden foll ein Erbreich nit einer Succefe 
ſionsordnung, welche die Stände des Reiches feftfeßen 
werden, für die männlichen Nachkommen des 
Königs feyn. Der König foll der evangelifchen Lehre, 
nach der unveränderten Augsburgiſchen Confeſſion, 
zugerhan feyn. Die Maäjeftät des Königs folf Heilig 
und in Würden erhalten werden; feine Handlungen 
find Feiner offentlichen Genfur unterworfen, 
*Es ſoll ein Staatsrath aus neun Mitglies 
dern beftehen, wozu der König einſichtsvolle, erfahrne, 


I 


ET ET u je 
*) polit. Journal, 2809 Jun. S. 608. -i-: 
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rebliche und allgemein geachtete, gebohrne ſchwebi⸗ 
ſche Maͤnner von der reinen evangeliſchen Lehre er 
wählt, fie mögen Adliche oder Nichtadliche ſeyn. Der 
Staatsrath hat das Recht, "über “alle vorkommende 
Sachen zu verhandeln. Zu ihm gehören: ein Juſtiz⸗ 
frdatsrhinifter, der zugleich beftändig Mitglied des 
böchften Tribunals des Königs feyn ſoll; ein Staats: 
minifter fir die auswärtigen Geſchaͤfte; ſechs Staats- 
raͤthe, nebſt einem Hofkanzler. — Es giebt 4 
Staatsfecretaire (einen fuͤr das Kriegsweſen; 
eihten fir die Finanzen; einen für Cultus, oͤffentliche 
Etziehung imd das Armenweſen; und einen“ für die 
Kamerallandhaushaltung, das Bergweſen .n. f. w.); 
Jever Staatsſecretair hat Sitz und Stimme im 
Ertaatsrathe. — Der König läßt fih im Staats: 
rathe alle Regieringsangelegenheiten vors 
tragen. Er darf feinen Beſchluß über "etwas faſſen, 
woruͤber ‘der Staatsrath ort werden muß, went 
nicht drei Mitglieder des Staatsrathes, nebft dent 
behörigen Staatsfecretait, zugegen find. Die Minis 
fter und Staatsräthe find verbunden, ihte Meinuns 

gen zu aͤußern und zu erklären; doch fteht dem Könige 
‚ allein zu, zu beſchließen. Sollte irgend eintre— 
ten, daß der Beſchluß des Königs offenbar gegen vie 
Megieringsform, oder die öffentlichen Geſetze des Neiz 
ches ftritte; fo liegt €8 den Mitgliedern des Staates 
tathes ob, Eraftige VBorftellungen dagegen 
ju machen. — Die Mitglieder des Staatsrathes 
find fir ihre Vorfchläge verantwortlih.. 
Die minifteriellen Gegenftände mag der 
König bereiten und handhaben laſſen, ſo wie es ihm 
am ſchicklichſten duͤnkt. Der Staatsrhinifter fir die 
auswärtigen Angelegenheiten trägt dem Könige dieſe 
Gegenftände in. Gegenwart des Hofkanzlers, odet 
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‚eines andern. Mieglides des Staatsrathes vor. Nach | 
dem der König den angeführten Rath diefer Beam: 
ten, für welchen fie verantwortlich ſind, hat protos 
colliren laſſen; ſo faßt er im ihrer Gegenwart den 
Belhluß. Von viefem Beſchluſſe kann der Koͤnig 
dem Staatsrathe Kenntniß zukommen laſſen, je va 
dem es ihm nüßlich. fcheine. — 
Der König hat das Recht, „mit fremden. Mic 
ten Unterhandlungen und Bindniffe einzus 
eben, nachdem er ben Pinifter der auswärtigen. ‚Ans 
yaraenbeiten und den Hofkanzler daruͤber gehoͤrt hafg 
il der Koͤnig Krieg anfangen, oder Frieden 
fehließen; fo ruft er einen außerordentlichen Staates 
rath von S taatsminiftern, Staatsräthen, dem Hofkanz⸗ 
fer und den Staatsfecretairen zuſammen, ſtellt ihnen 
die Urſachen und Umſtaͤnde vor, hört ihre Meinung, 
die jeder, mit Verantwortlichkeit Dafür, zu Protos 
colle giebt, worauf er den Befchluß faßt und. aus⸗ 
führe, welchen er für des Reiches Beſtes findet. hit 
-  Meber bie Kriegsmact zu sandg und a 
See befigt der König den höchften Befehl. > 4,03 
Der Koͤnig muß. befordern, was recht un 
wahr iſt; Falſchheit und Unrecht hindern und ver— 
bieten; keinen verderben, noch am deben, an Ehre, 
perfönlicher Freiheit und Wohlfahrt jemanden vers 
berben laffen, ohne gefegmäßig überführt und geriche 
tet zu fenn; auch feinem weder bewegliche noch unbes 
wegliche Güter ohne Unterfuchung und Urtheil abhaͤn⸗ 
den oder abhänden laſſen; Niemands Frieden in deſ⸗ 
ſen Hauſe ſtoͤren oder ſtoͤren laſſen; keinen von einem 
Orte zum andern verweiſen; Niemands Gewiſſen 
zwingen oder zwingen laſſen, ſondern einen jeden bei 
freier Ausübung feiner. Keligion. ſchuͤtzen, inſofern er 
dadurch nicht die efensige Ruhe ſtoͤrt. Der wenig" 


Königreich Schweden. \ 577 


laßt jeden von dem Tribunale pr unter m 
er rechtlich gehört. 

: Der König hat bei Berbrechen das Be gn — 
gun gsſrecht; doch müß beim Anſuchen um Begna⸗ 
digung der hoͤchſte Gerichtshof gehört werden, und 
der König faßt darauf feigen nz im Staats» 
— 

Der Koͤnig beſitzt das Recht, wadige Maͤnner, 
die durch Treue, Tapferkeit und Tugend, durch Ge⸗ 
lehrſamkeit und eifrige Dienſte um den Koͤnig und 
das Reich ſich verdient gemacht haben in den Adel 
fand zu erheben, | 


Will der König ins Ausland veifen; fo 
theile er, dem Staatsrathe in pleno dies fein Vorha- 
ben mit, und entnehme deffen Gedanken daruͤber. 
Beſchleßt der Koͤnig hierauf ſolche Reiſe und ſtellt 
ſie ins Werk; ſo befaßt er ſich nicht mit der Regie— 
rung des‘ Reiches noch uͤbt er die konigliche 
Macht aus, fo lange er im Auslande, vers 
weikt. Der Staatsratl führt, fodann,, 
während, der Abwefenheit des Konigs, in deſſen Nas 
men Die Regierung mit allem demjenigen Rechte, wel⸗ 
ches, die Regierungsform. des Landes dem Könige beis, 
legt... Doch darf der Staatsrat) Adel und Würden 
nicht ‚ertheilen ; ; auch ‚werden alle erledigte Aemter nur 
ad interim von ihm beſetzt. — Eben fo verwaltet, 
Der Staatsrath die Regierung, „ wenn der König fo o 
krank iſt, daß er die Regieiundegeſchaͤfte nicht wahr⸗ 
nehmen kann. 

Der Koͤnig wird muͤndig mit zurruͤckgelegtem 
20ften Jahre. 

Wenn das koͤnigliche Haus von mannlicher 
Seite ganz ausginge;..fo, ‚verwaltet der Stgatsrath 
St. W. ate Aufl, IV. 37 
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mit Föniglicher Macht bis zur Bufemenhunfe ber 

Keichsftände die Regierung. 791 
Gehet der Konig-zu Felde, oder ceifet. er nad) 
abgelegenen inländifchen Dertern; fo verorbuet: er vier 
Mitglieder Des Staatsraths, und unter dieſen Dem 
Juſtizminiſter, um. auf die Weiſe, wie fie dersKönig 
vorfchreibt, Die Regierung zu führen, — dia 

Die Stande des Reiches follen jedesmal 
nach eingm Zeitraume von fünf Jahren zufammenz 
Eonmen, De jedem Reichstagsſchluſſe -follen , Die 
Stände. den Tag beftimmen, ‚wenn fie zufolge, deſſeu 
wieder zuſammen treten; doch kann der König, waͤh⸗ 
rend der Zeit die Stande u. ‚einen außeroͤrdenllichen 
Reichstage berufen. 

Der Koͤnig ernennt ven Garda” den 

Sprecher fir den Bürger» und Bauernftand, und 

die Gecretaire für den Banernftand. Der Erz⸗ 

iſt beſtaͤndiger Sprecher für den. ‚Eifligen 
tand. 

"Bei Eröffnung des Neichstages etwaͤhlen die 
Stände fogleich die Ausſchuͤſſe, welche die Ange: 
fegenheiten vorbereiten follen. Diefe Ausſchuͤſſe find: 
ein Conftitutionsausfhuß, um Fragen zu 
veranlaſſen und aufzunehmen, welche Veraͤnderun— 

en in den Grundgeſetzen betreffen, und ihr Gutach— 
ei darüber an die Staͤnde des Neiches zu geben; 
ein Staatsausfehuß, um vor ben Keichsftäne 
den den Zuftand,. die Verwaltung und den Behuf 
des Beftandes der Finanzen und der Reichsſchulden 
darzulegen; ein Bewilligungsausfchuß, um 
die Vertheilung der bewilligten Steuern vörzufchlas 
gen; ein Banfausfhuß, um die Verwaltung 
der Bank und ihren Zuftand nachzuſehen, auch Vor: 
ſchriften zur Verwaltung berfelben zu gebeit „ein Ges 
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fetzausſchuß, um Vorſchlaͤge zur’ Werbeffering - 
per Civil-, Criminal- und Kiäcchengeſetze auszuar— 
beiten; ein bkonomiſcher Ausſchuß, um die 
Mängel bei den “öffenittichen Oekonomieanſtalten "zu 


bemerketi, und Abanderungen’dabei' dotzüſchlagen. 


Forben der- König von dei Ständen des Net: 
ches einen befonderti Ausfchnß, um mie ihm 
uͤber Sachen zu berathſchlagen, womit die andern 
Ausſchuͤſſe flch nicht befaſſen konen, und wenno die 
Verhandlungen geheim gehalten werden muͤſſen; fo 
errichten die Neichsftände einen ſolchen. Doch befige 
derfelbe nicht Die Macht, einen Beſchluß zu -faffen, 
fondern blos dem Koͤnige feine Meinung über Die Ges 
genftänbe mitzutheilen, die dieſer ihm vorlegt. 
Die Keicheftände duͤrfen bei dem Zugegenſeyn 
des Königs uͤber keinen Gegeüſtand etwas beſchließen. 
tagen, welche den Staat betreffen, und in 
pleno ver Reichsſtaͤnde vorkommen, ditfen nicht uf: 
mittelbar abgemacht, ſondern mühffen einem Ausſchüſſe | 
übergeben werden; ivelcher dieſelben zu unterſucheg 
und ſich daruͤber au äußern hat: | 

Das uralte Recht der ſchwediſchen Nation, Fich 
ſelbſt zu beſchatzen, wird von’ den Ständen 


ällein beim allgemeiiten Keichstage ausgeuͤbt. ¶ Auf 
jedem Reichstage laͤßt der Koͤnig den Zuſtandber 


Finanzen in allen ihren Theilen, ſowohl in Anſehun 
der Einkuͤnfte, als der Ausgaben, Forderungen uf 
Schulden, Ber von den Sfänden erwaͤhlten Staats- 
ausfchuffe vorlegen, Sollten durch Tractaten mit 
ftemden Mächten dem Reiche einige Mittel zufließen ; 
ſo ſollen diefe auf gleiche Weife nachgewiefen werden‘ 
Reine öffentlichen Abgaben koͤnnen oßne Ein: 


willigung der Reichsſtaͤnde erböher werten, aus— 


genonmen der —— für einkommendes und ais 
5* 


J 
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gehendes Korn. Eben ſo wenig darf der Koͤnig die 
Einkuͤnfte des Staates verpachten, oder zum ps 
winne für ſich, für die Krone, oder fuͤr einzelne Per 
fonen und Corporationen MonopioLe errichten. — 
‚Nachdem der, Bedarf der Finanzen von bem 
Staatsausfihufle unterfucht und von den Neichsftän- 
den geprüft, worden, ift, ‚Fommt- es auf die Stände 
des Reiches an, eine. dem entfprerhende, Bewilligung 
feftzufegen, . und.-dabei zu beftimmen, wie befonberg 
Summen. davon. zu. befondern Zwecken angewendet, 
und unter beftimmten. Hauptnamen im Reichsetat 
angefchlagen werben follen. BE, 
Außerdem muͤſſen für unvorbergefebene 
Faͤlle zwei befondere Summen, angejegt und anges 
fchlagen werden; die eine, Die, der König benutzen 
mag, wenn ge ‚fie zur Vertheidigung Des Reiches, 
oder zu andern. hoͤchſt wichtigen Zweden, nachdem 
er darüber den Staatsrath vernommen. hat, unum⸗ 
gänglish nothwendig findet; die andere, Daß der 
König: bei entftandenem Kriege aus der. DBanf, der 
Keichsftände Hebungen mache, nachdem der Staats⸗ 
rath in pleno darüber. gehört worden ift.. 
+. Die ‚gefammten Staatsmittel dürfen. nicht, an— 
ders verwendet, werden, als fefigefeßt worden iſt, ins 
dem die Mitglieper des Etaatsrathes verant wort⸗ 
lich find, wenn fie eine Abweichung.davon ſtatt fine 
den laſſen. ne ae Bu 
Das Reichsſchuldencomtgix verbleibt un⸗ 
ter der Leitung, Einſicht und Verwaltung: der Reichg⸗ 
ſtaͤnde. Da übrigens die Staͤnde die Vertretung dgF _ 
Reichsſchulden auf ſich nehmen; ſo haben fie auch,;—F 
nach der Erklaͤrung des Staatsausſchuſſes uͤber den 
Zuſtand und. den Bedarf des Comteirs, — Durch 
befondere Bewilligungen die Mittel zuſammen zu 
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ſchießen, die jur Bezahlung der Schuld, der Zin- 
fen und des Capitals nöthig befanden werden. — 
Die zum Keichsfchuldenwefen veranfhlagten Mittel 

birtfen unter feinem Vorwande zu einem 'andern Bes’ 
hufe verwender werden. eve Verordnung, Die da⸗ 
gegen ftreitet, ift kraftlos. 

Die Bank der Keihsftände bleibt, wie 
bisher, unter der eigenen Garantie und Aufſicht der 
Reichsſtaͤnde. 

Keine neuen Auflagen, Ausſchreibungen an 

Mannſchaft oder Geld und Waaren, dürfen ohne Ein⸗ 
willigung der Neichsftände aufgelegt, gehoben und 
gefordert werden. — Eben fo darf der König, ohne 
Einwilligung der Keichsftände, Leine Anleihen in 
oder. außer dem Neiche machen, und dafjelbe mit 
‚neuen Schulven befaften. 
Die Domainen, ' die Kronwaͤlder, Parks, 
Thiergärten, Kronwiefen, nebſt Lachsfang und an⸗ 
derer Kronfiſcherei, wie auch die übrigen Kronbene⸗ 
ficien, darf der König, ohne Finwilligung der Reiches 
ſtaͤnde, ‚weder verkaufen, noch verpfänden, noch vers 
fhenfen. Sie folten fo, wie ee die Keichsftände be= 
ftimmt haben, verwaltet werben, 

Kein Theil des Reiches darf davon durch 
Verkauf, Verpfändung, Verſchenkung, oder auf 
eine andere Art, "getrennt werben. | 
I Die feftgefegte Regierungsform, fo wie Die abri⸗ 

gen Grundgeſetze des Reiches koͤnnen nicht ohne des 

Königs und aller Reichsſtaͤnde gemeinſchaftlichen Bes 

ſchluß geändert oder aufgehoben werden, Jede Anz 

frage. deshalb wird Den, bei jedem Reichstage ge— 
wählten: Conftitneionsausfchuffe übergeben, Dieſer 

Ausfehnß iſt berechtigt, Deshalb Vorſchlaͤge zu ma— 

hen; doch dürfen die Neichsftände nicht auf dem 
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Reichstage, wo ein folcher Vorſchlag gefihieht, ſon⸗ 
dern erft auf dem nächftfolgenden daruͤber einen Be— 
ſchluß faſſen. Sind ſodann alle Stände über die Ab— 
aͤnderung einig; fo uͤbergeben ſie durch ihren. Spre 
cher den Vorſchlag dem Koͤnige mit dem Begehren, 
daß der Koͤnig ſeinen Beifall dazu geben moͤge. Der 
König hoͤrt daruͤber das Gutachten feines Staatsra- 
thes, und theilt den Reichsſtaͤnden feine Einwilligung, 

oder auch die Urſachen mit, warum er in ihr Vers 
fangen ‚nicht. einwilliget. — Will, der König den 
Ständen dine Abänderung: in den Grundgeſetzen vor⸗ 
ſchlagen; fo- hört er Deu Staatsrath, und übergiebe 
ſodann feine Propofition mis dem Gutachten des, 
Staatsrathes den Ständen, welche die Propofition, 
ohne vorherige Beratbfchlagung Darüber, dem. Con⸗ 
ftirutionsausfchuffe vorlegen. Tritt der Ausſchuß dem 
Borfihlage- des, Koͤnigs bei; fo wird beim. nächften 
Keichstage, daruͤber ein Befchluß gefaßt, Verwirft 
der Ausſchuß die Propofition Des; Königs; dann Fon 
nen die Neichsftände entweder fogleich dieſe Propofi= 
tion, ahſchlagen, oder beftimmen, daß fie über folche 
beim, nächfifolgenden Reichstage befchliegen wollen 
in welchen Falle die Meinung dreier Stände gilt, 
Stehen zwei Stände: gegen zwei; fo. iſt der Beſchluß 
—— Nehmen die Reichsſtoaͤnde gemeinſchaft⸗ 
ich des Königs Vorſchlag nicht an; ſo iſt er: abge⸗ 
ſchlagen, und die Reichsſtaͤnde laſſen ihren Abſchlag 
wie der Urſache dazu beim Koͤnige ſchriftlich durch ihnen 
Sprecher uͤberreichen. A RE DE "0 AR, 
Was zur Abänderung und. Verbeffenng: der 
Grundgefeße auf diefe Weiſe die Reichsſtaͤnde einhel⸗ 
lig befchliegen und, der. Koͤnig genehmigt, oder: maß 
der König vorſchlaͤgt und die Reichsſtaͤnde einhellig ans 
nehmen, bat die Kraft eines Grundgeſetzes 
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MB Grundgefesße follen angefehben 
werden: diefe Berfaffung, nebft ver Reichs» 
tagsordnung, die Succeffiongordnung, 
und die Verordnung einer allgemeinen Drudfreis 
heit, welche die Stände und der König gemeinfchaft: 
lich feftftellen. 

Unter Drudfreiheit wird das Recht eines 
jeden Schweden verftanden, ohne von der öffentlichen 
Macht ihm in den Weg gelegte Hinderniffe, Schrifs 
ten herauszugeben, fo daß diefe nur. von einem geſetz⸗ 
mäßigen Richterftuhle ihres Inhalts wegen in Ans 
fpruch genommen und im feinem andern Falle mit 
Strafe belegt werden fonnen, als wenn der Tinhalt, 
gegen ein deutliches Geſetz ftreiter. Alle Acten und 
Protocolle, — ausgenommen diejenigen, welche 
man im Staatsrathe und bei dem Könige in miniftes 
riellen Angelegenheiten und in Commandofachen führt, 
— : fonnen duch den Druck bekannt gemacht: wers 
den. Die Protocolle und Acten, welche Sachen der 
Dank und des Keichsfchuldenwefens betreffen, die 
heimlich gehalten werden muͤſſen, dürfen nicht ges 
druckt werden, 
Wenn der König ſtirbt und der Thronfolger noch 
nicht mimbdig ift; fo haben die vom Staatsrathe zus 
ſammen :berufenen Reichsſtaͤnde, ohne Hinficht auf 
irgend ein Teftament des. verftorbenen Königs, wels 
ches die Neichsverwaltung betrifft, einen oder 
mehrere Bormirnder zu verordnem, welche die 
Negiernng : bis zur Miündigfeit des Königs, in def 
fen Ramen, dieſem Grundgefege nach, ausüben, 
Wenn der König fein achtzehntes Jahr erreicht har; 
fo darf. er in ven Staatsrath, ins Höchfte Tribunal, - 
in die Hofgerichte und Coflegien eintreten, doch ohne 


an irgend einen Befchluffe Theil zu nehmen. x»: 
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Sollte der unglüdliche Fall eintreten,’ daß die 
fonigliche Familie, der das Erbrecht zum ‚Reiche 
aufgetragen ift, von männlicher Seite ausginge; fo 
follen die vom Staatsrathe zuſammen berufenen 
Reichs ſtaͤnde ein neues Königshaus, mit 
Beibehaltung dieſer Kegierungsform, ers 
wählen und. verorbnen. 

Die Stände des Reiches ſollen jedem Reichs⸗ 
tage einen geſetzkundigen, durch ausgezeichnete Red— 
lichkeit anerkannten, Mann verordnen, der, als 
Sachwalter derfelben,: Auffiche über Die Bes 
folgung der. Geſetze bei. den Richtern und Beamten 


‚Babe, auch bei. den Richterſtuͤhlen diejenigen zur Rede 


ſtelle, welche aus Partheilichfeit ,  Anfehen der Per: 


fonen u. ſ. w. irgend etwas: gegen die Geſetze began-⸗ 
gen oder unterlaffen ‚haben. —* Diefer Yuftizfach- 
walter der Keichsftände wird. durch Wahlherren ges 
wählt, wozu jeder Stand: eine gleiche Zahl ‚ernennt. 


Ihm liegt ob, auf jedem .Reichstage den Reichsftän- 


den eine allgemeine Kechenfäyaft: von der Verwaltung 
feines Amtes abzulegen, und dabei den Zuftand ver 
Derwaltung der Gefege im Reiche darzuthun, vie 
Mängel der Gefege und Verfaſſungen anzumerken, 
und Borfchläge zu deren Berbeflerung zu ‘geben. : Er 
ift auch ſchuldig, zwifchen: den. Neichstagen jährlich 
eine. Darftellung über * Öegenftände — den 


| Oruck bekannt zu machen. 


Sollte der Fall eintreten , "daß entweder Das yes 
fanımte höchfte Tribunal des Kötrige;, ober ‚eines: ober 
mehrere, von deſſen Mitgliedern "gefunden : wuͤrden, 
ans: Eigennutz, Partheilichkeit: oder: Verſaͤumniß ſo 
unrecht geurtheilt zu haben, daß dadurch irgend‘ je 
mand, gegen deutliche Sefeße,. umd:gegen ein gehörig 
unterfuchtes und bewieſenes Verhalten. der Sache, 
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fein Leben, feirte perfonliche Freiheit, Ehre und Eigen: 
thum werloren hätte ‚oder verlieren koͤnnte; fo iſt der 
Juſtizſachwalter der Reichsſtaͤnde, ſo wieder Juſtiz⸗ 
kanzler des Koͤnigs berechtigt, bei dem Reichs ge⸗ 
rich te den Fehlenden in Anſpruch zu nehmen und zur 
Verantwortung zu ziehen. Dieſes Reich sgericht 
ſoll beſtehen aus dem Praͤſidenten des Reichshofge— 
richts, aus den Praͤſidenten aller Reichscollegien, den 
vier Alteften. Staatsraͤthen, dem hoͤchſten Befehls: 
haber über. die in der Hauptſtadt dienenden Truppen, 
dem höchften Befehlshaber ver bei der Hauptftadr fta= 
tionirten Esfadre der Seemacht, aus zwei der. Älteften 
Raͤthe des ſchwediſchen Hofgerichts,, und Dem älteften 
Rathe alter: Reichscollegien. Diefer Kichterftuhl Hat, 
nachdem die Unterfuchung gefcheben und das Urtheil 
den Gefegen’gemäß gefprochen worden ift, - Daffelbe 
bei offenen Ihren bekannt zu machen. - Keiner hat 
die Mache, ein folches Urtheil zu ändern; doch kann 
der Koͤnig begnadigen; nur daß der Verurtheilte nicht 
wieder im Dienſte des Reiches eingeſetzt werde. 
NAuf jedem Reichstage ſollen die Reichsſtaͤnde 
zwoͤlf Mitglieder aus jedem Stande zu 
Geſchwoͤrnen erwaͤhlen, welche zu urtheilen haben, 
inwiefern die ſaͤmmtlichen Mitglieder des hoͤchſten Tri⸗ 
bunals ſich verdient gemacht haben, in ihrem wichti⸗ 
gen Amie beibehalten zu werden, oder ob; der eine und 
ber andere‘, (ohne beweislich begangenen Fehler, wo⸗ 
von das Vorhergehende handelt, )  fich dennoch den 
Verdacht zugezogen, wegen Partheilichfeit oder Unge- 
ſchicktheit das öffentliche Zutrauen verwirft zu Haben. 
Zur Auffihe der‘ Den Efreiheit ſollen die 
Keichsftände anf jedem Reichstage fe ch 8 Durch; Kennt: 
niffe und. Gelehrſamkeit bekannte Männer, nebft dem 
Suftizfachwalter, der unter diefen das Wort führe, 


* 
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verordnen. Dieſen Committirten liegt es ob, Daß; 


wenn irgend ein Verfaſſer oder Buchdrucker ihnen 


eine Schrift vorlegt und ihre Aeußerung verlangt, in- 
wiefern nach) den Öefesen der Drudfreiheit hierin ‚eine 
Cenſur ſtatt finden kaun, der Juſtizſachwalter und 
wenigſtens drei der Committirten ſolche Aeußerung 
ſchriftlich abgeben ſollen. Erklaͤren ſie, daß die Schrift 
gedruckt werden kann; ſo iſt ſowohl der Verfaſſer als 
auch der Buchdrucker von aller Verantwortung: feei, 
die nun auf den Committirten. beruht. . Diefe Coms 
mittirten ſollen von den Reichsſtaͤnden durch. fechs 
MWahlherren aus jedem Stande erwaͤhlt werben. 7 

Kein Reichstagsmitglied darf, feiner Handlun⸗ 
gen oder Aeußerungen wegen im Reichsſtande oder in 
irgend einem Ausfchuffe, zur Rede geftelle, oder. feis . 
ner Freiheit beraubt werden, ohne dag derjenige 
Stand, zu welchem er gehört, e8 durch ausdruͤcklichen 
Beſchluß zuläße. Eben fo wenig darf irgend ein Mits 
glien des Keichstages von dem Drte, wo der Keichss - 
- tag gehalten wird, verwiefen werben. Sollte ein 
Einzelner, oder ein Corps, e8 fey militair oder civil; 
den Keichsftänden , oder deren Ausſchuſſe, oder irgend 
einem einzelnen Neichstagsmitgliede, entweder aus 
eignem Antriebe oder: auf Befehl, Gewalt anthun; 
oder deren Freiheit bei ihren Beratbfchlagungen und. 
Beſchluͤſſen ftoren; fo.ift es. als Verrärberei ams 
zufehen, und es kommt auf die Reichsſtaͤnde an, ein 
ſolches Verbrechen geſetzmaͤßig zu ahnden. 
Wird irgend ein Neichstagsmitglied;; während 
Des Neichstages oder auf feiner Neife, nach: oder vor 
dem Neichstage mit Wort oder That beleidigt, wenn 
es ſich als Mitglied Des; Neichstages zu erkennen gege⸗ 
ben hat; fo folk folches als Hochverrarh angefehen 
und. beftxaft werden. —— — © 


— 
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Der König läßt den ſaͤmmtlichen Ständen des 
Keiches den Genuß ihrer Privilegien, Vorrechte, 
Gerechtſame und Freiheiten. Es beruht auf der Ueber- 
einkunft der ſaͤmmtlichen Neichsftände uud ter Zus. 
ſtimmung des Konigs, Veränderungen und Ausgleis 
ungen darin vorzunehmen, welche das Wohl des 
Reiches erfordern. Keine neuen Privilegien ‚- welche 
irgend einen Reichsſtand betreffen, koͤnnen ohne Eins 
willigung des Königs und aller Reichsſtaͤnde gegeben 
werden. 





| 120, | 
36) Koͤnigreich Norwegen. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Norwegen ftand viele Jahrhunderte hindurch 
mit Daͤnemark unter Einem Koͤnige; erſt im Jahre 
1814 ward daſſelbe von dem Koͤnige Friedrich 6 an 
Schweden abgetreten, nachdem der räthfelhafte 
Gang der Weltbegebenheiten - in den letzten zwanzig 
Jahren auch die nordischen Reiche berührt hatte. 
Nah ver Thronveränderung vom Jahre 1809 
in Schweden und nach der Einfuͤhrung der neuen 
Verfaſſung in dieſem Reiche, dachte man daran, dem 
kinderloſen Könige Karl 13 einen Thronfolger zu er⸗ 
„nennen; Die Wahl der ſchwediſchen Reichsſtaͤnde 
fiel. (18. Jul. 1809) auf: den Prinzen Ehriſtian 
Auguſt von Schleswig-Holſtein, welcher in 
Dem, noch. nicht beendigten, , Kriege das von den 
Schweden angegriffene: Norwegen mit Umſicht und 
Nachdruck gegen die Schweden vertheidigt hatte. Er 
nahm aber dieſe Wahl nicht eher an, als nach Unter⸗ 
seihnung bes Griebens (10. De. 1809): zwiſchen 
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Schweden und Daͤnemark. Darauf erſchien der Prinz 
in Stockholm, ward (24. Jan. 1810) von Karl 13 
adoptirt, ſtarb aber ploͤtzlich (28. Mai 1810) bei 
einer Mufterung anf der Haide bei Quiddinge in- 
Schonen. 
Eine Wahl der Keichsftände ernannte den fran. 
zöfifchen - Marfchall Bernadotte, Fürften von 
Ponte Corvo, (28. Aug. 1810) zum Kronprinzen, 
der ‚ebenfalls von Karl 13 adoptirt ward. Zwar 
erklärte bald, nach feiner Ankunft in Schweden die— 
fes Reich (17. Nov. 1810) den Krieg an England; 
allein die Politik Schwedens änderte fich, als Schwe— 
den, zum Erfage für das an Rußland verlorne Finnz 
land, Norwegen verlangte, und Napoleon Dies, 
als Dänemarks Dundesgenoffe, verweigerte, wo= 
gegen Napoleon Schweden veranlafte, Finnland wies 
der zu erobert. — Schweden fand es unter diefen 
Berhältniffen gerathen, bei dem bevorftehenden. Rie— 
ſenkampfe zwjfchen Sranbreich und Rußland, (2 
März 1817) mit Rußland einen geheimen Vertrag 
abzufchliegen, in welchem Rußland die Vereini— 
gung Norwegens mit Schweden entweder 
Durch Waffengewalt ; oder durch Unterhandlungen zu 
bewirken verfprah. Wenige Monate darauf, (12, 
Jul. 1812) ward auch der Friede zwifchen Schweden 
und Größbritannien abgefchloffen. Doch erſchien der 
Kronprinz erſt im Jahre 1813 mit einem ſchwediſchen 
Heere, das ſich den Verbuͤndeten anſchloß, auf teut⸗ 
ſchem Boden. | 
ESchon im. Kahre.1812. tnuͤpfte Dänemark zu 
London über einen Frieden: niit -Öroßbritannien Unter: 
handlungen an, die ſich aber im Jahre 1813. zer= 
fehlugen , weil Großbritannien , außer andern druͤcken⸗ 
den Forderungen ‚ auf der freiwilligen: Abtretung Nor⸗ 
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wegens an Schweden vom Könige Friedrich h beharrte: 
Darauf erneuerte Dänemark. (40. Sul. 1843.) das 
Buͤndniß mit Frankreich, in, welchem beide Mächte 
einander; ihre. Belisungen gegenſeitig gewährfeifteren, 
Nach diefem Vertrage erklärte Srankreich an: Schwez 
den, und Dänemark an Schweden, Rußlaud und 
Preußen den Krieg. 
Die Vvoͤlkerſchlacht bei Leipzig entſchied tiber den 
Charakter des ernenerten Weltkampfes. Nach Diefer 
Schlacht folgte der Kronprinz von Schweden ‚den 
Verbündeten nicht nach Frankreich, fordern, brach mit 
einem aus Schweden, Hannoveranern, ‚Dritten, 
Ruſſen, „Medlenburgern und Hanfeaten zuſammen— 
gefebteu Heere gegen die daͤniſchen Herzo gthuͤmer auf, 
und nöthigte den König von Dänemark, im Fries 
- den zu Kiel (14. San, 1814) auf Norwegen 
zu verzichten, wogegen Schweden an ‚Dänemark 
Schwediſch- Pommern überließ, das in der Folge 
von Preußen, gegen Lauenburg, eingetauſcht ward. 
Während diefer Zeit ftand der Prinz: Chris 
ftian Friedrich von Holftein- Schleswig, 
der nächfte Erbe "des daͤniſchen Thrones, an der 
Spige des daͤniſchen ‚Heeres in Norweger Die 
Normaͤnner waren der Vereinigung mit Schweden 
abgeneigt, und wollten, nach der Verzichtung Däne- 
marks auf‘ Norwegen, ihre vormalige Selbſtſtaͤndig⸗ 
feit und Unabhängigkeit heiftellen, Mit Zuſtimmung 
Des — Volkes nahm daher der Prinz zus 
erſt (19, Sehr, 1814) den Titel eines Prinz: Ne 
gehfen, und darauf (29. Mai) die Winde eines 
Königs von Norwegen an, nachdem der nor— 
wegiſche Reichsſstag (Storthing) au Eidswold, deſſen 
Praͤſident der Profeffor Svertrup von Chriftiania 
war, am 17, Mai 1814 eine VBerfaffung für 
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dieſes Reich aufgeftellt, und der ping. Chriſtian 
Friedrich dieſelbe beſtaͤtigt hatte. CDieſe Verfaſſung 

beſtand aus 110 Artikeln, und ſteht vollſtaͤndig Pi 
politifchen Sonrnale 1814, Spt. S: OR 
und Dt. ©. 880.) - "a 


Allein die Normaͤnner vermöchten "nicht, en 
Selbſtſtaͤndigkeit gegen das vordringende ſchwediſche 
Heer zu behaupten, weil die geſammten verbuͤndeten 
Si die Vereinigung Norwegens mit Schweden 
beſchloſſen und beſtaͤtigt hatten, und well ſelbſt in 
Norwegen eine Parthei, geleitet von dem Grafen 
edel - Jarlsberg, dem Intereſſe des Prinzen ent— 
gegen wirkte. Go gelang es den Schweden, der 
meiften wichtigften Pläße Norwegens fich zu bemäch- 
tigen, Gleichzeitig erklärte der Kronprinz von Schwer | 
ben, er wolle die Berfaffung von. 17. Mai’ 
mit denjenigen Modificationen annehmen, welche 
die Vereinigung Norwegens mit Schweden noͤthig 
machten. Unter diefen Verhältniffen legte (16. Aug. 
1814) ver Prinz die Eönigliche Würde nieder, und 
Echrte nach Dänemark zurüd. Doc hatte er- no. 
den. norwegifchen Keichstag nad) Chriftiania berufen, 
der am 7. Oct. zufammentrat, am 21. Oct. die 
Vereinigung Norwegens mit. Schweden, 
und am 4, Nov. die neue Verfaffung mit den 
Veränderungen, welche die ‚Bereinigung Rorwegens 
mit Schweben herbeigeführt hatte, als Örundges 
ſetz Norwegens ausſprach. Der Kronprinz von 
Schweden -traf darauf (9. Nov,) in Rip ‚ein, 
und helzatzate die Verfaſſungng.. 
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b) pettifäer Shärafter t der Berfäffung 
vom 4. Nov. 1814. 


Ueber die Staatsform und die Religion. 


Das Königreich Norwegen ift ein freies, felöft- 
ftändiges, untheilbares und unabhängiges Keich, mif 
Schweden unter einem, Könige vereinigt. Seine 
Regierung ift eingefhräntt, und erblich mo— 
narchiſch. 

Die evangeliſch— luͤtheriſche. Otrliaten 
bleibt Die öffentliche Religion des Staates. Die Ein- 
wohner, die fich zu  derfelben befennen,; find vers 
pflichtet, ihre Kinder in derfelben zu erziehen, Je fufs 
ten und Moͤnchsorden werden nicht geduls 
det. Die Juden m vom: Zugange — ins —— aus . 


geſchloſſen. 


Ueber die ausübende Macht, ‚den König 
— und deſſen Familie. | 


Ä Die aushbende Macht iſt bei dem Könige: Der 
König ſoll fich zur evangelifch = Iutherifchen ‚Religion 
bekennen, fie aufrecht erhalten und beſchuͤtzen. — Die 
Perſon des Königs ift heilig. Die VBerantworte 
lichkeit liegt feinem Kathe ob. — Die Erbfolge ift 
Lineal und agnatiſch, nach der ſchwediſchen Guccefs 
fionsordnung vom 26. Sept. 1810. — Die Voll« 
jährigkeit des Konigs wird. durch ein Gefeß feftgefeßt, 
welches. nach, Lebereinfunft ‚zwifchen dem norwegifchert 
Storthing und den fehwedifchen Ständen gegeben wird; 

' Jedes Jahr Hält fi der König, wenn nicht 
wichtige Hinderniffe entgegen ſtehen, Ange Zeit in 
Norwegen auf. 
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Der König wählt, felbft einen Staatsrath ' 
aus noxwegiſchen Bürgern, welche nieht, jum 
. als 36 Jahre ſind. ‚Diefer Rath) ſoll wenigfteng aus 
einem Staatsminifter und fieben andern Mitgliedern 
beftehen, , Eben for kann der" König :einen Vioekoͤ⸗ 
nig oder Statthalter beftellen, Während feiner Abwes 
ſenheit tiberträge er dem Vicekbnige oder Statthalter, 
zugleich mit wenigftens fuͤnf Mitgliedern des Gtaa 
raths, die innere Verwaltung des Reiches. "Di 
follen in Des Koͤnigs Namen und at feiner Skatt die 
Regierung führen. - Cie follen fowohl den Boſtim⸗ 
wungen dieſes Grundgeſetzes Miverbrüchtiih nachleben 
als den beſondern damit uͤbereinſtimmeuden Vorfi Hi 
ten, Die der König ihnen als Inſtruction ertheilt. 
Ueber die entſchiedenen Sachen haben fie denn Könige 
Bericht: zu erftatten. Die Gefchäfte werden "bitch 
Stimmenmehrheit 'entfehieden,“ U me 

Vicekoͤnig kann nur der Kronprinz, oder 


letztere jährlich umwerhfeln » Sie haben vieſelben 
- Pflichten und Diefelbe conftitutionelle Verantwortlich 
keit, als. die in Norwegen fich befindende Regierung⸗ 
In ihrem Beiſeyn allein follen die norwegifchen Anz » 
‚gelegeuheiten vom Könige, entfchieden werden. Alle. 
Anträge norwegifcher Bürger an den Koͤnig ſollen 
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erft bei der norwegifchen Regierung eingeliefert, und 
mit deren Öutachten verfehen werden, ehe fie abge- 
macht werden. Ueberhaupt dürfen Feine norwegifchen 
Sachen erledigt werden, ohne daß das Öutachten der 
norwegifchen Regierung eingehohle worden ift, wo— 
fern nicht wichtige Hinvderniffe folches verbieten, Der 
norwegifche Staatsminifter träge Die Sachen vor, 
and. bleibe für die Uebereinftimmung der Ausfertigung 
mit den gefaßten Befchläffen verantwortlich, 

Der Konig kann Anordnungen geben und aufs 
heben, die den Handel, den Zoll, die Nahrungs: 
zweige und die Polizei betreffen; doch dürfen fie nicht 
der Derfaffung und den vom Storthinge gegebenen 
Geſetzen widerſtreiten. 

Der Koͤnig laͤßt uͤberall die Schatzungen und 
Abgaben eintreiben, welche das Storthing auflegt; 
Die norwegifche Staarstaff e verbleibt in Norwegen, 
und ihre Einkünfte werden allein zu den Beduͤrfniſſen 
Norwegens verwendet, 

Der König hat das Recht, im Staatsrathe 
Derbrecher zu begnadigen, nachdem das Urrheil 
des höchften Gerichts geſprochen, und deſſen Beden— 
fen eingezogen worden ift, 

Der König erwählt und. beftellt, nachdem er 
den Staatsrath vernommen hat, alle Civil: ‚ geifts 
liche und Militairbeamten. | 

Der Statthalter Des Reiches, der Staatsmi— 
nifter und die übrigen Mitglieder des Staatsrathes, 
fo' wie die Beamten, welche bei deſſen Comtoiren ans 
geftellt find, Geſandte und Conſuln, bürgerliche und 
geiftliche, höhere obrigkeitliche Perſonen, Regierungs⸗ 
chefs und Chefs anderer Militaircorps, Comnmandag⸗ 
ten in den Feſtungen, und Oberbefehlshaber auf den 
Kriegsſchiffen konnen ohne vorgängiges. nn von 
St. W. ate Aufl, IV. 38 | 
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Könige verabſchiedet werden, nachdem er hieruͤber 
das Öutachten des Staatsrathes gehört hat. Inwie⸗ 
fern den folchergeftalet verabfchiedeten Beamten Pen— 
fion zu bewilligen ift, entfcheidet das nächfte Store. 
thing; inzwifchen genießen fie 3 ihres gehabten Ge— 
halts. Andere Beamten koͤnnen vom Könige fufpen= 
dire, und follen ſodann fogleich vor die Richterftühle 
geftellt werden ; fie dürfen aber nicht anders, als nach 
Urtheil abgefeßt, auch nicht gegen ihren Billen vers 
feßt werben. 

Der König kann nach Öutbefinden, zur Bes 
lohnung für ausgezeichnete Dienfte, die öffentlich be— 
kannt gemacht werden muͤſſen, Orden” ertheilen, 
aber feinen andern Kang und Titel, als 
den, den jedes Amt mit fih führe. — Keine 
perfönlichen oder erblihen Vorrechte duͤr— 
fen irgend jemand für bie Zufunft ver 
lieben werden. 

Der König bat den: Oberbefehl über die Sand» 
und Seemacht. Sie fann ohne des Storthbings 
Einwilligung nicht vermehrt noch vermin= 
dert werden. Sie darf nicht zum Dienfte fremder 
‚Mächte überlaffen werden, und fein Kriegsvolf einer 
fremden Macht, mit Ausnahme von Hülfstruppen gegen 
feindlichen Ueberfall, darf ohne die Einwilligung des 
Storthings in das Keich gezogen werden. Tin Fries 
dengzeiten follen Feine andere als norwegifche Truppen 
in Norwegen, und eine norwegifchen Truppen in 
Schweden ftationirt- ſeyn. Doch kann der König in 
Schweden eine norwegifche Garde und norwegifche 
Freiwillige haben; auch kann er auf hoͤchſtens 6 Wo⸗ 
chen im Jahre die nächfter Truppen von der Krieges 
macht beider Reiche zu Waffenübungen innerhalb ver 
Grenzen eines der beiden: Reiche zufanmenberufen. 
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Zum Angriffsfriege dürfen Norwegens Truppen 
und Ruderflottille nicht ohne Einwilligung des Store 
things gebraucht werden. Die Landwehr und die übris 
gen norwegifchen Truppen, die nicht zu den Sinien 
truppen gehören, dürfen nie außer Norwegens Gren⸗ 
zen gebraucht werben. 

Der König bat das Recht, Die Truppen zufam: 
men zır berufen, Krieg anzufangen und Fries 
den abzufchließen, Verbindungen ein 
zugeben und aufzuheben, Geſandte zu 
fhiden und anzunehmen Will der König 
Krieg ankündigen; fo foll er der Negierung in More 
wegen feine Gedanken mittheilen, und ihr Bedenken 
daruͤber einhohlen, zugleich mit einem vollftändigen 
Berichte über den Zuftand des Reichs in Hinſicht ſei— 
ner Sinanzen und feiner Vertheidigungsmittel, Nach— 
dem dies gefchehen ift, beruft der König den noriwes 
gifchen Staatsminffter und die norwegifch en, 
fo wiedie ſhwediſchen Staatsräthe zu einem 
außerorbentlichen Gtaatsrathe, in welchem ein Be: 
richt über den Zuftand Norwegensund Schwes 
dens vorzulegen ift. Leber diefe Öegenftände giebt 
jeder der Staatsraͤthe fein Öutachten zu Protocol, 
unter der Derantwortlichkeit, Die das Grundgefeg 
beftimmt. Dann hat der König das Recht, feinen 
Beſchluß zu faſſen und auszufuͤhren. 

Im Staatsrathe wird uͤber alle verhandelte Sa⸗ 
chen ein Protocoll gefuͤhrt. Ein jeder, der Sitz im 
Staatsrathe hat, iſt verpflichtet, ſeine Meinung mit 
Freimuͤthigkeit zu ſagen, welche der König verbun⸗ 
den ift zu hören. Indeß iſt es dieſem vorbehalten, 
ſeinen Beſchluß nach eigenem Ermeſſen zu faſſen. — 
Findet irgend ein Mitglied des Staatsrathes, daß 
des Koͤnigs Beſchluß den ae, viderſtreitet, 
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oder augenfcheinlich fir Norwegen fchädlich ift; fo ift 
es feine Pflicht, kraͤftige Vorſtellungen dagegen zu 
machen, und feine Meinung im Protocolle beizufügen, 
Derjenige, der nicht folchergeftalt" profeftirt bat, 
wird angefeben, als wenn er mit. dem Konige- einig 
gewefen, ift Dafür verantwortlich und kann 
vom Odelsthing vor dem Reichsgerichte zur Rechen— 
fehaft gezogen werden, - 

. Ale vom Könige felbft Aausgefertigre Befehle 
(mit Ausnahme der militairifchen Commandoſachen) 
- follen von dem norwegiſchen Staatsminiſter contra= 
ſignirt werden. 

Alle Vorſtellungen uͤber norwegiſche Sachen, 
fo wie die Ausfertigungen deshalb, werden in nor— 
wegifher Sprache abgefagt. | 

Sobald der Thronerbe fein 18tes Jahr vollendet 
bat, ift er berechtigt, Sitz im Gtaatsrathe zu neh— 
men; Doch ohne Stimme und Verantwortung, 

Der norwegifche Staatsminifter And die beiden 
norwegifchen Staatsräthe haben Sitz und berathſchla— 
gende Stimme in dem fchwebifchen Gtaatsrathe, 
wenn in demfelben Gegenftände verhandelt werben, 
welche beide Reiche betreffen, 


Ueber Bürgerrechte und die gefeßgebende 
| Mat. 


Das Volk übt die gefeßgebende Macht 
Durch das Storthing (Reichsverſammlung) aus, 
welches aus zwei Abtheilungen befteht: dem La = 
thing (gefeßgebeuden Körper), und dem Odels— 
thing (den Örundeigenthümern). 

Stimmberechtigt find nur norwegische Bürger, 
welche 25 Jahre alt, 5 Jahr im Lande wohnhaft ge: 
wefen, und entweder Beamte find. oder geweſen find, 
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Landbeſitz haben, oder länger als 5 Jahre matricus 
lirtes fand gebaut haben, oder Bürger in Handels— 
ftädten find, oder in einer Kauf- oder Landſtadt einen 
Grundbefiß haben, deſſ en Werth wenigſtens 300 Tha⸗ 
ler betraͤgt. 
Die Wahl- und Diſtrictsverſammlungen wer: 
den jedes dritte Jahr gehalten. Die Wahlverfammz . 
lungen werden auf dem Sande von dem Prediger und 
feinen Gehülfen, in den Städten von den Magiftra- 
ten und Vorftehern geleitet. — Tin den Städten 
wird für jede 50 ftimmberechtigte Einwohner ein 
Wahlmann ernannt. Diefe Wahlmaͤnner ernennen 
darauf entweder aus ihrer eigenen Mitte, oder unter 
den übrigen Stimmberechtigten in ihrem Wahldi— 
ſtricte, ein Viertheil ihrer-cigenen Anzahl, um auf 
den Storthing zu erfcheinen,, fo daß 3 bis 6 einen 
wählen, 7 bis 10 zwei, 11 bis 1& drei, 45. bis 18 
vier, welches die höchfte Anzahl ift, die ein Ort fen: 
den kann. — in jedem Kirchfpiele auf dem Sande 
ernennen bie ftimmberechtigten Einwohner die Wapl- 
männer bergeftalt, daß bis 100 einen wählen, 100 
bis 200 zwei, 2300 bis 300 drei, u. ſ. w. Diefe 
Wahlmanner erwählen darauf ein Zehntheil ihrer: 
eigenen Zahl, um auf dem Storthing zu erfcheinen, 
-fo. daß Ibis 14 einen wählen, 15 bis 24 zwei, 25 
bis 34 drei, 35 und druͤber vier, welches die größte 
Anzahl ift,. | 
“+ Keiner kann zum Repräfentanten gewählt 
werben, der nicht 30 Jahre alt ift, und fich 10 Jahre 
im Reiche aufgehalten hat. — Die Mitglieder des 
Staatsrathes, Hofbediente und Penſioniſten des Ho— 
fes koͤnnen nicht zu Repraͤſentanten erwaͤhlt werden. 
Die Repraͤſentanten ſind auf ihrer Reiſe zum 
und vom Storthing, fo wie während ihres. Aufent— 
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balts bei demfelben, von aller perfünlichen Haft befreit, 
wenn fie nicht in öffentlichen Verbrechen ergriffen wer= 
den; auch koͤnnen fie nicht, außer von der Verſamm⸗ 
(ung des Storthings, zur Verantwortung wegen ihrer 
dafelbft geäußerten Meinungen gezogen werben, 

Das Storthing wird in der Kegel jedes Dritte 
Jahr in der Hauptftadt Des Keiches eröffnet. Dee 
Konig kann es außerordentlich berufen. 

Kein Storthing kann „gehalten werben, went 
nicht 3 4 feiner Mitglieder gegenwärtig find, 

In des Königs Gegenwart darf Feine Berath⸗ 
ſchlagung ſtatt finden. 

Das Storthing erwaͤhlt unter feinen 
Mitgliedern ein Viertheil, welches das 
Lagthing ausmacht; die übrigen drei Vier— 
theile bilden das Odelsthing. 

Jedes Thing hält feine Berfammiun 
gen abgefondert, und ernennt feinen eigenen. 
Präfidenten und Secretair. 

Es kommt dem Storthing’zu: Geſetze zu ges 
ben und aufzuheben; Schaßungen, Abga— 
ben, Zoll und andere öffentlihe Laſten 
aufzulegen; Anleihen auf den Credit des Reiches 
zu eröffnen; Aufficht über das Geldweſen des Neiches 
zu führen; die zu den Staatsausgaben nöthigen Geld- 
fummen zu bewilligen; zu beftimmen, wie viel dem 
Konige und dem Vicefonige jährlich für ihren Hofe 
ftaat ausbezahlt. werben foll, und die Apanage der 
föniglichen Familie feftzufegen, welche aber nicht in 
feſtem Eigenthume beftehen darf; ſich das in Norwe⸗ 
gen criftirende Kegierungsprotocoll und alle öffentliche 
Berichte und Papiere (mit Ausnahme militairifcher 
Commandofachen) vorlegen zu laffen; fich die Bünde 
niffe und Verträge mittheilen zu laffen, 


J 
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die der Konig für den Staat mit fremden Mächten 
eingegangen ift, mit Ausnahme der geheimen Ars 
tikel, die jedoch den offentlichen nicht widerftreiten 
dürfen; jeden aufzufordern, vor dem Storthing zu 
erfcheinen, mit Ausnahme des Königs und der Fönigs 
lichen Samilie; die inzwischen beftandenen Gehalts— 
und Penfionsliften zu revitiren, und darin die Der» 
änderungen zu machen, die fir nöthig befunden wer= 
den; ‚fünf Reviſoren zu ernennen, die jährlich die 
Kechnungen des Staates Durchfehen, und Auszüge 
aus denfelben durch den Druck bekannt machen follen; 
und Fremde zu naturälifiren, 

Jedes Gefes foll aufdem Odelsthing 
entwedervon deffen eigenen Mitgliedern, 
odervonder Kegierung durcheinen Staats 
rath zuerft vorgefchlagen werden, ft der 
Vorſchlag dafelbft angenommen; fo wird er an daß 
Lagthing gefandt, welches ihn entweder genehmigt 
oder verwirft, und im letztern Falle ihn mit beigefig- 
ten Bemerkungen zuruͤckſchickt. Diefe werden vom 
Dvelsthing in Erwägung gezogen,‘ welches entweder 
den Öefeßesentwurf hinlegt, oder ihn wieder mit oder 
obne Veränderung an das Lagthing ſendet. ft ein 
Vorſchlag vom Odelsthing dem Lagthing zweimal 
‚vorgelegt, und von dieſem zum zweitenmale mit einer - 
Zuruͤckweiſung zuruͤckgeſandt; ſo tritt das ganze 
Storthing zufammen, und dann wird mit $ 
feiner Stimmen über den Vorſchlag entfchieden. 

Hat ein vom Opelsthing vorgefchlagener Ente 
wurf die Zuftimmung des Lagthings oder des verfam= 
melten Storthings erhalten; fo wild er Durch eine 
Deputation von beiden Abtheilungen des Storthings 
an den König gefandt, wenn er gegenwärtig ift; — 
oder, im entgegengefegten Falle, an den Vicekoͤnig, 
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ber. an bie norwegifche Regierung, mit dem —— 
auf Ertheilung der koͤniglichen Sanction. 

Bewilligt der Koͤnig den Beſchluß; ſo unter— 
ſchreibt er ihn, wodurch er Geſetz wird. Genehmigt 
er ihn nicht; ſo ſendet er ihn an das Odelsthing mit. 
der Erklärung zuruͤck, daß er es nicht dienlich finde, 
den Beſchluß zu ſanctioniren. 

In dieſem Falle darf der Beſchluß nicht mehr 
von dem Storthing dem Koͤnige vorgelegt werden. 
Der König kann auf dieſelbe Weiſe ſich benehmen, 
wenn das naͤchſte ordentliche Storthing denſ 
ben Beſchluß aufs neue vorſchlaͤgt. Wird er aber, 
nachdem er abermals erwogen worden, von dem drit— 
ten ordentlichen Storthing wieder auf beiden Thin— 
gen unverändert angenommen, und dann dem Koͤ— 
nige mit dem Begehren vorgelegt, daß er feine Gans 
ction einem Befchluffe nicht verweigern möchte, wel- 
chen das Storthing, nach reiflichfter Ueberlegung, 
als nüßlich anfebe; fo wird er Geſetz, wenn auch 
des Königs Sanction nicht erfolgt, che Das Stor- 
thing fich rennt. 

Das Storthing bleibt fo lange verfammelt, als 
es für nothig findet; doch nicht uber 3 Monate ohne 
des Konigs Erlaubuiß. Beim Schluſſe deſſelben er— 
theilt der Koͤnig ſeine Reſolution auf die noch nicht 
abgemachten Beſchluͤſſe, indem er ſie entweder beſtaͤ— 
tigt oder verwirft. Alle die, welche er nicht ausdruͤck— 
lich annimmt, werden angefehen ; als ob fie von ihm 
verw orfen wären, 

Die Sanction des Konigs ift nicht erforderlich 
zu den Befchlüffen des Storthings, wodurch es fich 
4) als Storthing- nach der Verfaffung -verfammelt 
erklärt; 2) feine innere Polizei beftinmt; 3). die 
Vollmachten der anwefenden Mitglieder annimmf oder 
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verwirft; 4) Erkenntniſſe über Wahlftreitigkeiten bes 
ftätige oder verwirft; 9) Fremde naturalifire, und 
6) wodurch das Dvelsthing den Staatsrat oder Anz 
dere unter Verantwortung ſetzt. 

Das Storthing wird bei offenen Thuͤren 
gehalten; ſeine Verhandlungen werden durch den 
Druck bekannt gemacht, außer in den Faͤllen, “wo 
das Gegensheil Durch Stimmenmehrheit befchloffen 
wird, 

- Mer einem Befehle gehorcht, deffen Abficht da— 
hin geht, die Freiheit und- Sicherheit des Storthings 
zu flören, macht fich der Berrätberei gegen das 
Vaterland fchuldig. 


Leber die richterliche Gewalt. 

Die Mitglieder des Lagthings machen, zugleich 
mit dem höchften Gerichte, das Keihsgericht 
aus, welches vom Ddelsthinge gingelgitet wird, ent— 
weder gegen die Mitglieder des Staatsrathes oder 
des höchften Gerichts wegen Amtsverbrechen, oder 
gegen die Mitglieder des Storthings wegen der Der: 
brechen, vie fie als folche begeben möchten. Im Reichs: 
gerichte hat der Präfident des Lagthings den Vorfiß. 

Der Beklagte kann, ohne eine Urfache anzuge— 
ben, von den Mitgliedern der Neichsgerichts bis zu 
einem Drittheile perborrefeiren, doch fo, Daß das 
Gericht nicht weniger als 15 Perfonen ausmacht. 

Das höchſte Gericht urrheilt in leßter In— 
ftanz. Don feinen Urtheilen findet Feine Berufung 
ftatt; auch Eonnen fie, feiner Reviſion unterzogen 
werden. | 


Allgemeine Beftimmungen. S 


Zu Staatsäntern dürfen allein norwegifche Bürz 
ger ernannt werden, welche fich zur evangelifch = luthe⸗ 
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rifchen Religion bereuen, der DBerfoffung und dem 
Könige Treue gefchworen haben, und Die Sandesfprache 
reden, Doch Eonnen Fremde zu Sehrern bei der Unis 
verfität und den gelehrten Schulen, zu Aerzten und 
Conſuln an fremden Orten beftellt werden. Keiner 
kann zu. einem Oberbeamten ernannt werden, ehe er 
30 Jahre alt ift, nach zu einer Magiftratsperfon, 
- zum Unterrichter und Voigt, bevor er 25 Sabre 
alt ift. 

Norwegen haftet für feine andere Schuld, als 
feine eigene Nationalfchufv. 

Auf dem zweiten allgemeinen Stortbing foll ein 
neues allgemeines Civil- und Criminal— 
gefeßbuch gegeben werben. 

Keiner Darf gerichtet werden, als nach dem Ges 
feße, und nicht anders, als nach Urtheil beftraft 
werden. 

Keinem Gefege darf ruͤckwirkende Kraft gegeben 
werben, U 
Mit den Sporteln, die an die Bedienten des 
Gerichts erlegt werden, duͤrfen keine Abgaben an die 
Staatskaſſe verbunden ſeyn. | 

Keiner kann eingezogen und gefangen gehalten 
werden, außer in den vom Gefege beftimmten Fällen, 
und auf, Die durch Die Gefege vorgefchriebene Weife. 
Die Drudfreiheit foll ftart finden. Keiner 
kann wegen irgend einer Schrift, die. er hat druden 
oder herausgeben lafjen, von welchem Inhalte fie auch 
feyn mag, geftraft werden, wofern er nicht felbft vor= 
fäßlich und offenbar Ungehorfam gegen die Gefege, 
Geringſchaͤtzung der Religion, Sittlichfeit, oder der 
conftitutionellen Gewalten, oder Widerſetzlichkeit ge- 
gen deren Befehle an den Tag gelegt, oder andere 
Dazu .gereizt, oder falfche und ehrenkraͤnkende Beſchul⸗ 
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digungen gegen jemand vorgebracht hat. Freimüthige 
Aeußerungen über die Verwaltung des Staates oder 
irgend einen andern Gegenftand find einem jeden er= 
laubt. 

Neue und beftändige Befchränfungen der Nahe 
rungsfreiheit dürfen für Keinen erlaffen werden. 

Hausinquifitionen dürfen nur in Criminalfällen 
ftatt finden. — Eigenthum und Örundbefig fann in 
feinem alle verwirft werden. — Das Cigenthum 
milder Stiftungen fann nur zu deren. Nußen verwen 
det werden. | 

In Zukunft follen feine Öraffchaften, 
Baronieen, Stammbänfer und Fideicoms 
miffe errichtet werden. 


Jeder Bürger des Staates ift im Allgemeinen: 


gleich verpflichtet, eine Zeitlang fein Vaterland zu 
vereheidigen, ohne Rüdjicht auf Geburt und Bers 
mögen. Die Anwendung diefes Grundfaßes, und 
die. Einfchränfungen, denen fie unterzogen werben 
muß, fo wie die Beftimmung, inwiefern er für das 
Reich dienlich ift, daß die Vertheidigungs- 
und Wehrpflicht mit dem 25ſten Sabre 
aufhoͤre, wird der Entfcheidung des erften ordent⸗ 
lichen Storthings überlaffen, 

Norwegen behält feine eigene Bank, fein eignes 
Muͤnzweſen, und feine eigene Kauffahrteiflagge. Die 
Kriegsflagge ift. eine Unionsflagge. 


Zeigt die Erfahrung, daß irgend ein Theil Dies 


ſes Grundgefeßes verändert werden muß; fo foll der 
Borfchlag dazu auf einem ordentlichen Storthing 
yorgelege und durch den Drud bekannt gemacht 
werden. Allein es kommt erft dem nächften ordent⸗ 
lichen Storthing zu, zu beftimmen, ob bie, vorge= 
fchlagene Beränderung ſtatt finden foll, oder nicht. 


4 


- 
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Doch Darf dieſe Veränderung nie den Prineipien 
dieſes Grundgeſetzes widerftreiten, fondern 
allein Modiftcationen in einzelnen Beftimmungen bes 
treffen, Die den Geiſt dieſer Berfaffung nicht 
verändern; auch müffen F des Storthings über die 
Veränderung einig feyn. 
(Auf dem Storthing des Jahres 1824 verlangte 
der König (4. Aug.) eine Veränderung der Ver: 
" faffung in den beiden wefentlichen Punctens daß 
dem Könige ein abfolutes Veto zugeftanden, 
und in Norwegen der Adel eingeführt würde, 
Allein der Storthing beharrte bei der Weigerung, 
die Verfaffung zu verändern, und gab darüber eine 
im Einzelnen durchgeführte Erklärung. — Vergl. 
Heinr. Steffens, der Norwegifche Storthing 
im Sabre 1824. Sefchichtliche Darftellung und 
Actenſtuͤcke. Berl. 1825. 8. — Auf dem Stor— 
‚thing von Jahre 1827. ernenerte der Konig denfel= 
ben Antrag, theils in feiner Cröffnungsrede. des 
Storthings am 12. Febr. ; theils in der Foniglichen 
Borfchaft vom 26. Febr.; Doch erklärte er felbft, 
daß die Entſcheidung noch. ausgefest bleiben follte, 
— Diefe Actenſtuͤcke — und die vom Storthing 
1524 — ſtehen in den neueften Staatsacten, 
—— u. Tuͤb. 1827. 8.] Th.7. S. 356.) 


122. 
37) Kaiſerthum Rußland *). 


Das ruſſiſche Reich iſt ſelbſt nach ſeinen Orund- 
geſetzen, vorzüglich, dem Wahldiplom des Czars 


*) Die Darſtellung in dieſem $. iſt, den Hauptpuncten 
nach, entlehnt aus dem Werke eines Ruſſen: B. v. 
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Michael Romanow, eine unumfchränfte Mo— 
natchie, deren ne durch Feine Kapitulation, 
feinen Vertrag und Feine Verpflichtung mit und gegen 
feine Stände eingefchränft worden if. - In Altern 
‚ Zeiten fihbeinen zwar Keichstage gehalten 
worden zu feyn, die aber nach dem Jahre 1613 
unnörhig geworden waren. Won Alters her ift dem 
nach dem ruffifchen Kaifer Die Ausübung aller Rechte 
ber höchften Gewalt, ohne Einfhränfung-und 
mit vollig unbegrenzter Autofratie, fo 
wohl in weltlichen als. geiftlichen Dingen, allein über- 
tragen, Er ift das Oberhaupt der Kirche und die 
- Duelle der Geſetze; feine Perfon ift heilig und unvers 
letzlich, und Fein Ruſſe zweifelte chedem an den Wor: 

gen: „Recht ift, was der Souverain befiehlt, — 
nicht, was das Geſetz beſtimmt.“ Merkwuͤrdig war 
der Verſuch, welchen im Jahre 1730 einige Große 
machten, die Ariftofratie der Monarchie an die. Seite 
zu ftellen, und die gewählte Kaiferin Anna zu einer die 
Autofratie einſchraͤnkenden Capitulation zu noͤthigen; 
ſie hatte damals blos eine ephemeriſche Dauer. Was 
dort nur Privatſtreben Weniger war, die Willkuͤhr 
des Monarchen zu mildern, ſeine Gewalt. nicht über 
das Gefeg fich erheben zu laſſen, fondern Durchs Ges. 
ſetz zu gruͤnden, hat Aleander 1 zum eigenen 
und oͤffentlichen Streben emporgeboben: Das Ge— 
fes, verhieß er und hielt es, fol vie hoͤchſte 


Wichmann, Darftellung der rufjifchen Monarchie nad) 
ihren wichtigften ftatiftifch : politifchen Beziehungen. 2 Abs 
theilungen. Leipz. 1513. 4 (aus der 2ten Abth. 
&. 247.) — Auf dem Titelblatte der eriten Abtheis- 
lung iſt ausdrücklich bemerkt; „Zum Drucke ers 
laubt St. Petersburg d. 5 Der. 1311, Hofrath und 
Cenſor Sohn.“ 


606 Pofitives Staatsrecht. 


Gewalt regieren, und dieſer mein freier, vernünftiger 
Wille in dem begonnenen Gefeßbuche rechtskräftig 
gemacht werden, 

Mehrere vormals fchmedifche und polnifche Pro- 
vinzen, fo wie einige durch Capitulation unterworfene 
Voͤlkerſchaften haben ihre Freiheiten, Geſetze und 
Vorrechte unter geringen Mobdiftcationen beibehalten; 
dem auf dem Wiener Congreffe an Rußland gefom= 
menen Königreihe Polen gab Alerander felbft im 
J. 1815 eine befondere Verfaffung. — 

Man hat lange darüber geftritten, ob Ruß: 
land Keihsgrundgefeße habe, oder nit. 
Doch koͤnnen folgende Gefege und Conſtitutionen, in= 
foweit fie die Neichsverfaffung Rußlands zum Gegen» 
ftande haften und noch haben, als Reichs grund⸗ 
geſetze betrachtet werden *): 

a) das Geſetz Iwans 1 über die Untheilbar- 
feit des Neiches vom Jahre 1475. Beweifen läßt 
fich zwar nicht, daß unter Swan 1 diefes Geſetz wirf- 
lich gegeben worden fen; allein muthmaßen läßt 
ſich deſſen Dafeyn, weil feit dieſem Regenten Feine 
weitere Theilung des Reiches ausgeführt worden ift. 
| b) Die Urkunde über die Wahl Mi- 

— Romanow's zum Czar des ruſſiſchen 


*) Der Necenfent der erſten Auflage diefes Bandes in: den 
Heidelberg. Jahrb. 1825. N.58. S. 920 ff. ift 
gegen die von mir aufgeftellte Lehre, dag Rußland 
Reichsgrundgeſetze habe. Er fagt: „In einem Staate, 
deſſen Regent durch keine Verfaſſung beſchraͤnkt iſt, und 
deſſen Wille Geſetz iſt, kann wohl von Reichsgrundge⸗ 
ſetzen nicht die Rede ſeyn, wie ſich ſchon daraus ers 
giebt, daß Peter ein angebliches Reichsgrundgeſetz 
Er Sahre 1613, und Paul 1 Peters 1 Thronordnung 
aufhob.“ 
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Keiches im Jahre 1613 *), worin die verſam⸗ 
melten und unterzeichneten ruffifchen Stände ihm vie 
uneingefchränfte Gewalt für fi und feine Nachkom⸗ 
men ertheilten. 

c) (Die Succeſſionsordnung Peters 1 
vom +4 Febr. 1722, Sie hob die letzte Beftimmung 
der genannten Urkunde’ über die Erbfolge in der Dy: _ 
naftie Romanow auf, und ftellte es dem ruffifchen 
Kegenten frei, beliebig und ohne Ruͤckſicht 
auf die Primogenitur, feinen Thronnachfolger 
zu ernennen, Die Kaiferin Anna beftärigte im J. 
1731 viefes Thronfolgegefeß, das aber Paul 1 auf 
Hob. Seit diefer Zeit ift es blos ein gefchichtlich 
wichtiges Actenftüd.) 
| d) Die teftamentarifhe Verordnung 
der Raiferin Katharina 1 vom 4 Mai 1777, 
nach welcher jede ſchon ſouverain regierende Perfon 
vom Throne Rußlands ausgefchloffen, und feftgefegt 
ward, Daß Rußlands Beherrſcher zur griechifchen 
Religion fich befennen müffe. 

e) Die Ernennungsacte des Herzogs 
Karl Peter Ulrich von Holftein - Öottorp zum Groß— 
fürften und Thronfolger von Rußland vom Spa 
1742. "Weil mit Peter 2 der männliche. Stamm des 
Haufes Romanow erlofchen war; fo übertrug die 
Kaiferin Elifaberh durch diefe Acte die Thronfolge auf 
den Mannsftamm der weiblichen Linie, in welchem fie 
ſeitdem forterbt. 

f) Panls1 Gefes wegen der Throne 
folge, entworfen im J. 1788, publicirt am 5. Apr, 
1797. Diefes Gefeß hob Peters 1 een 





*) Unter diefem Titel Kruse herausgegeben von B. v. 
Wichmann. Leipz. 1819. 4 


608 Pooſitipes Staatsrecht. 


nung anf, wie dies fhön Durch ein Manifeſt der 
Kaiferin Katharina 2 vom % ul. 1762 gefcheben 
war, in welchem die Kaiferin ausprüdlich erklärte, 
daß Fein Regent Rußlands einen Fremden zu feis 
nem Nachfolger ernennen Eonnei Zugleich beftätigte 
Pauls 1 Geſetz das Kecht der. Erftgeburt, und zwar - 
daß, nach völliger Erlöfchung des männlichen Stam: 
mes, die Erbfolge übergeht auf’ die weibliche Nach— 
fommenfchaft vom Stamme des. älteften Sohnes, 
und nach deffen Erlöfchen auf die weiblichen Stämme 
der übrigen Söhne x. Die Volljährigkeit ward darin 
auf das fechszehnte Jahr gefeßt. 

g) Das Manifeft Aleranvders 1 vom 
20, Di 1820, nach) welchem nur die Kinder aus 
einer von dem Kaifer anerkannten ftandesmäßigen 
Ehe für thronfähig erklärt werden, fo daß eine Prin⸗ 
zeſſin, die nicht in Purpur gebohren ift, dem Reiche 
feinen DBeherrfiher geben EFanın - 

M.Morgenstern, jus publicum Russprum. 
Halae, 1737. 8. 

Aug. Ludw. Schlözer, hiſtoriſche Unterfuhung ber 
Rußlands Neichsgrundgefeke. Gotha, 1758. 8, 

>> 2. W. Hupel, Verſuch, die Staatsverfaffung des 
ruſſiſchen Reichs darzuftellen. 2 Theile. Riga, 1791 
und 93. 8. 

Freih. DB. v. Camvenhaufen, Elemente des rufjis 
fchen Staatsrechts, oder Grundzüge der Grundverfaffung 
des ruſſ. Kaiſerthums. Goͤtt. 1792. Fol. 

(Ueber die ſtaatsbuͤrgerliche Einrichtung in 
Rußland — uͤber Adel, Clerus, Buͤrger, freie 
Landleute, Koloniſten, Freigelaſſene und 
Leibeigene, vergl. Haſſels vollſtaͤndige und 
neueſte Erdbeſchreibung des ruſſiſchen Reiches in Eu— 
ropa nebſt Polen. Weimar, 1821. 8. Liſt auch der 
eilfte Band — oder der Iten Abtheil. Lter Band — 
des vollſtaͤndigen Handbuches der neueſten Erdbe— 
ſchreibung. ) 


Königreich Polen. 609 
13. 0.0 
38) Königreich Polen. 
a) Geſchichtliche Einleitung), 


Wenn gleich in Polen Keichstage in Angemeſ⸗ 
fenheit zur alten DVerfaffung der Republik beftanden, 
und bie fönigliche Gewalt Durch die fogenannfen pacta 
conventa, die Wahlcapitulation der polnifchen Koͤ⸗ 
nige, bedeutend befchränfe ward; fo lag doch theils 
eben darin, daß Polen feit dem Ertöfchen des jagel- 
lonifchen Kegentenhaufes (1572) ein Wahlreich 
ward und blieb, ' theils in den ausgeartefen und ver= 
alteten Formen ſeines Neichstages, mit Beibehaltung 
des fogenannten liberum Veto, theils in dem Gtill- 
ftande der wefentlichften Bedingungen des innern 
Staatslebens und in der Fortdauer der druͤckendſten 
Leibeigenſchaft, der Grund des Veraltens und der 
endlichen Auflbſung des Staates ſelbſt. Die erſte 
Theilung Polens im Jahre 1772, mit den dieſer 
Thatſache vorausgehenden und nachfolgenden Ereig— 
niſſen, war der vollguͤltigſte Beweis dafuͤr. Selbſt 
ein Theil der gebildeten und für Die Sache des Vater⸗ 
landes begeifterten Polen fühlte das Beduͤrfniß einer 
Verjuͤngung des innern Staatslebens, um nicht hinter 
dem fichern Fortſchreiten der übrigen geſitteten Staa⸗ 
ten Europa's in Hinſicht auf Landbau, Gewerbsfleiß, 
Handel, Wiflenfchaft, Kunft und Erziehung zuruͤck 
zu bleiben. Befonders blieb der Anfang der franzo- 
fifhen Revolution nicht ohne Ruͤckwirkung auf Polen; 





*) Vergl. meine Einleitung in die polniſche Verfaſſung vom 
27. Nov. 1815, in der Fortſetzung von vübers * 
mat. Archiv, Ih.3. S. 243. | 
St. W. ate Aufl, IV. | 39 


— 
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fo wie, gleichzeitig mit diefem Ereigniffe, die dama— 
lige Stellung der europäifchen Hauptmächte,. bei dem 
im Sabre 1787 ausgebrochenen Kriege Rußlands 
und Deftreichs gegen die Pforte, den innern Verhält: 
niffen Polens günftig war. Denn Preußen beobachs 
tete damals nicht ohne Eiferfucht die innige ‚Verbin: 
dung der beiden Kaiferhöfe, und ſchloß Am 29, März 
1790 einen Vertrag mit Polen, in welchem beide 
Mächte ihre Belisungen fich garantirten, zur Gtel- 
fung eines Hülfsheeres, im Falle eines Angriffes, 
gegerifeitig fi ſich verpflichteten, und Preußen die Ver— 
bindlichkeit uͤbernahm, bei der Einmiſchung einer 
fremden Macht in die innern Angelegenheiten Polens 
zuerſt durch Unterhandlungen, und, waͤre dieſes ver— 
geblich, durch Stellung eines Heeres eine ſolche Eins . 
mifchung zu Bintertreiben. | 

Ä Diefer Dertrag zwifchen Polen und. Preußen 
ward unterzeichnet, ‚ nachdem bereits der am 6. Octo— 
ber 1788 zufammengetrerene polnifche KReichstag das 
liberum Veto aufgehoben, das polnifche Heer bis 
auf 100,000 Mann vermehrt, und über die Grund» 
lage einer neuen Verfaſſung fich vereinigt hatte, die 
am 3. Mai 1791 — nachdem vorher am 14, Apr, 
1791 den polnifchen Städten vom Neichstage ein 
Freiheitsbrief ) ertheilt worden war — mit 
großer Stimmenmehrheit vom Keichstage angenom= 
men und vom Könige unterzeichnet, beſchworen und 
öffentlich bekannt gemacht ward. 


124, Ä 
b) PVBerfaffung vom 3. Mai 1791. 
Diefe Verfaffung erklärte den romifch = Fatholis 


*) Er fieht in. den Europ. Conftitt, Th. 2. ©. 6, 
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fhen Glauben für die herrfchende Nationalreligion, 
ficherte aber die Freiheit aller veligiofen Bekenntnifſe 
und Gebräuche. Sie beftätigte die Oerechtfame, 
Freiheiten und Prärogative des Adels, zugleich aber 
auch den FFreiheitsbrief ver Städte vom 14, Apr. 
Sie milderte das 2008 der Bauern und der Dorfge— 
meinden durch Das Recht, Verträge mit den Grunde 
berten einzugehen, und ftellte das ganze Landvolk un: 
ter den Schuß des Gefeßes und der Sandesregierung. 
Sie erklärte in Beziehung auf die Theilung der Gewal- 
ten: „Jede Gewalt in der menfchlichen ©efellfchaft 
entfpringt aus dem Willen der Nation. Um nun die 
bürgerliche Freiheit, die Ordnung in der Gefellfchaft 
und die Unverleglichkeit der Republik auf immer ficher 
zu ftellen, foll die Negierungsform der polnifchen 
Nation aus drei Gewalten beftehen: aus der geſetz— 
gebenden Gewalt bei den verfammelten Ständen; 

aus der höchften vollziehenden Gewalt bei dem 
Könige und dem Staatsrathe; und aus der 
richterlichen Gewalt bei den niedergefeßten Ge— 
richtöftellen. Der Neichstag, oder die verfame 
melten Stände, wurden in zwei Stuben ges 
theilt: in die Landbotenftube, und Senatoren» 
ftube unter dem Vorfiße des Königs. ‚Die land: 
botenftube fol, als Kepräfentant und ne 
begriff der © ouverainetät der Nation, 

das Heiligthum der Gefeßgebu ng ſeyn.“ Daher 
ſollen in ihr „alle Projecte decidirt“ werden in Rick 
fiht der allgemeinen Civil= und Criminalgefege, und 
in Rücficht der Keichstagsbefchlüffe, d. h. der Bes 
fhlüffe über Steuern, über den Muͤnzfuß, über 
Staatsanfeihen, über die Eintheilung der Ausgaben, 
über Krieg und Frieden, über die Katification der ' 
Allianz und Handelstractate, und über alle aufs 

39 * 
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Vilkerrecht ſich — diplomatiſche Acten und 
Verabredungen. — Die Senatorenſtube, welche, 
unter dem Vorſitze des Konigs, aus dem Bifchöffen, 
Woywoden, Kaftellanen und Miniftern gebildet 
ward, follte jedes durch die Landbotenſtube gegangene 
Geſetz entweder annehmen, oder durch die gefeßlich 
vorgefchriebene Stimmenmehrheit der fernern Delibe- 
ration der Nation vorbehalten, — fo wie über jeden 
Reichstagsbeſchluß über die oben angeführten Mate- 
rien, der ihr von der Landbotenſtube zugeſchickt wird, 
zugleich mit der Zandbotenftube nach der 
Stimmenmehrheit decidiren, 

„Alles und allenthalben foll nach der Stimmen: 
mehrheit entfchieden werben. Deber heben wir das 
liberum Veto, alle Arten von Confoͤderationen und 
die Confoderationg = Keichstage, als dem Geifte ge— 
genwärtiger Conftitution zuwider, die Regierung zer— 
truͤmmernd und Die Geſellſchaft vernichtend, auf im= 
mer auf. indem wir auf der einen Seite gewalt⸗ 
thaͤtigen und oͤftern Abaͤnderungen der Nationalcon— 
ſtitution vorzubeugen ſuchen, erkennen Wir auf der 
andern die Nothwendigkeit ihrer Vervollkommnung, 
wenn man ihre Wirkung auf das allgemeine Wohl 
erfahren haben wird. Wir beſtimmen demnach alle 
25 Jahre zur Kevifion und VBerbefferung 
der Verfaffung.” 

Die vollziehende Gewalt Fam dem Könige 
in feinem Staatsrathe zu, der aus dem Primas 
des Reiches, aus 5 Miniftern und 2 Gecretairen 
beftehen follte, Die vollziehende Gewalt follte über 
die Geſetze und deren Erhaltung wachen. ,‚Sie foll 
aber weder Geſetze geben noch erflären, Peine Abga— 
ben und Steuern auflegen, Feine Staatsanleihen ma— 
chen, die vom Neichstage gemachte Eintheilung der 


/ 
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Schageinkfünfte nicht abändern, Feine Kriege er 
flären, Eeinen Frieden, einen Tractat und Feine diplo⸗ 
matifchen Acten definitiv abfchliegen koͤnnen. Es 
folt ihr blog freiftehen, einftweilige Unterhands 
lungen mit den auswärtigen Höfen zu pflegen, ins 
gleichen einftweiligen Bedürfniffen zur Sicherheit 
und Ruhe des Landes "abzuhelfen; fie ift aber ver 
pflishtet, dem nächften Keichstage Davon “Bericht zu 
erftatten.” 

Zugleich ward der Thron für einen Familien⸗ 
wahlthron erklärt, und die Thronerbfolge 
dem Churfuͤrſten von Sachfen und deffen männlichen 
Nachkommen, in deren Ermangelung aber der Tochs 
ter des Churfürften zugefprochen, mit der Bedingung, 
daß deren Gemahl mit Genehmigung der verfammels 
ten Stände gewählt würde, 


125, | 
co) Verfaffung vom 22, Jul. 1807, 
Segen diefe Verfaffung bildete fich, unter ruffis 


ſchem Schutze, ein Bund mißvergnuͤgter Polen zu 


Targowicz, und ſchon am 29. Sept. 1792 ward — 
felbft unter Beiftimmng des von Rußland geleiteten 
Königs — auf dem Keichstage zu Grodno die neue 
Derfaffung aufgehoben und die Herftellung der 
alten ausgefprochen. Bald darauf erfolgte (März 
1793) die zweite, und im Jahre 1795 vie dritte 
Theilung Polens, nach welcher der polnifche Name 
ans der Reihe der europäifchern Staaten und Mächte 
verſchwand. 

Allein eilf Jahre fpäter, nachdem Napoleon im 
Dctober 1806 die Preußen in Thüringen beſiegt und 
den Krieg in Die Länder zwifchen der Oder und Weich- 
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ſel verſetzt hatte, riefen, auf Napoleons VBeranlaf- 
fung, Dombrowski und Wyohbicki ihre Lands— 
leute, die Polen, zur Wiederherſtellung ihrer Na— 
tionalunabhaͤngigkeit auf. Ein polnifhes Heer ver⸗ 
band ſich mit den Maſſen der Franzoſen. * 
Friede zu Tilfit (7. und 9. Jul. 1807), v 
Napoleon mit Rußland und Preußen abgefchloffen, 
gab dem neuen Staate des Herzogtdbums Wars 
fchau fein politifches Dafeyn, welches aus dem groß: 
ten Theile der an Preußen gekommenen polnifchen 
Provinzen (mit Ausnahme des Departements Bialy- 
ſtock) gebildet, und zu deſſen Kegenten der Konig 
von Sachfen ernannt ward. 

Diefer Staat erhielt am 22. Sul, 1807, wäh: 
rend Napoleons Anwefenheit in Dresden, “eine neue 
repräfentative Derfaffung, welche zum 
heile auf die Vorzeit Polens und auf einzelne Be— 
flimmungen der Verfaffung vom 3. Mai 1791 Ruͤck— 
fiht nahm. — Diefe neue DVerfaffung fprach die 
Fatholifche Religion als Staatsreligion aus; doch foll- 
ten alle Arten von Gottesdienft frei und öffentlich 
feyn. Dieteibeigenfchaft ward abgefchafft; 
alle Bürger follten gleich feyn vor dem 
Geſetze. Die Erblichkeit der berzoglichen "Krone 

.- ward in der Dynaftie des Konigs von Sachfen, nach 
der im Haufe Sachfen beftehenden Succeffionsorb= 
nung, beſtimmt. Dem Regenten ward die Initia— 
tive der Öefeße, und die vollziehende Ge— 
walt übertragen. Er Eonnte einen Vicekoͤnig 
ernennen. Es follte 5 Minifter und einen Minifter = 
Staatsfecretdir geben, ımd diefe follten verantworts 
lich feyn, Der Staatsrath follte aus den Mini: 
ftern beftehen, die Entwürfe zu Geſetzen difcutiren, 
redigiren und beſchließen. Ihm wurden 4 Kequeten: 


i 
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meifter beigegeben; theil s zur Inſtruction der Bers 
waltungsangelegenheiten und derjenigen, worin der 
Staatsrath als Caſſationsgericht ſprach; theils 
zum Behufe der Mittheilungen an die Commiſſionen 
der Landboteukammer. er allgemeine Reſich s— 
tag ward aus zwei Kammern gebildet: der Kam— 
mer der Senatoren mit 18 Mitgliedern (6 Bis 
ſchoͤffen, 6 Woywoden und 6 Gaftellanen), und 
lebenslänglicher Würde, — und der Kammer 
der Sandboten mit 100 Mitgliedern (60 von den 
Derfammlungen der Adlichen jedes Diftricts ernannt, 
and 40 Abgeordneten der Gemeinden). Der allge 
meine Neichstag follte fich aller 2 Jahre verfammeln, \ 
und feine Sißung nicht über 15 Tage dauern. eine 
Geſchaͤfte beftanden in Berarhfchlagung über das Fi— 
nanzgefeß (Budget), und über die Gefeße in Be— 
ziehung auf die in der Civil- oder Criminalgefeßges 
-bung, oder im Muͤnzſyſteme vorzunehmenden Aende— 
rungen. Die im Staatsrathe verfaßten Gefeßesent- 
wuͤrfe wurden auf Befehl des Königs der allgemeinen 
Keichsverfammlung überfandt, in der Landbotenkam— 
mer Durch geheimes Scrutinium und nach der 
Mehrheit der Stimmen berathen, und dem Genate 
zur Sanction überreicht. Der Senat fonnte diefe 
nur in den Fallen verweigern: wenn über das Gefeg 
nicht nach den durch die Verfaffung vorgefchriebenen - 
Formen berathfchlagt, oder die Berathfihlagung durch 
gewaltfame Handlungen geftort worden war; wenn 
der Senat wußte, daß das Gefes nicht Durch Stim— 
menmehrheit angenonmen war; wenn er dafür hielt, 
daß das Gefeß entweder der Sicherheit des Staates, 
oder den Borfchriften der Berfaffung zuwider fey. — 
Die Mitglieder der Landbotenfammer follten. 
9 Jahre im Amte bleiben, und aller drei Jahre zum 
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britten Theile erneuert werden, Sie berarhfchlagten 
über -die Öefeßesentwürfe, welche dem Senate zur 
Sanction zugefandt wurden. Sie ernannten bei jeder 
Sitzung drei Sommiffionen, jede von 5 Perfonen, 
aus ihrer Mitte: eine Finanzcommiffion, eine Coms 
miffion für die bürgerliche, und eine für die peinliche 
Geſetzgebung. Die Mitglieder des Staatsrathe foll- 
ten gebohrne Mitglieder der Landbotenkammer und 
zur berathenden Stimme berechtigt feyn. — Fuͤr die 
innere Verwaltung wurden, nach der Verfaſſung, 
Präfecte, Präfecturräthe, Unterpräfecte und Maires 
ernannt. Als bürgerliches Gefeßbuch galt der Code 
Napoleon. Das Verfahren follte- in bürgerlichen 
und peinlichen Sachen öffentlich feyn. Es beftan- 
den SFriedensrichter in jedem Diftricte. Der Gtaats- 
rath bildete das Kaffationsgericht. Der König übte 
das Begnadigungsrecht, 

Das Herzogthum Warſchau, dem diefe Ver: 
faffung gegeben ward, erhielt zwar im Wiener Fries 
den (14. Det. 1809) noch einen bedeutenden Zuwachs 
durch ganz Weftgalizien, und einen Theil von Oft: 
Halizien, mit Einſchluß der Stadt Cracau; auch bes 
ſtaͤtigte Napoleon, nach der Eröffnung des Krieges 
gegen Rußland im Jahre 1812, die von dem nach 
Warſchau zufammenberufenen Reichstage (28. Jun. 
1812) ausgefprochene Wiederberftellung des 
Königreihes Polen nach allen den Provinzen, 
welche in den drei Theilungen an Rußland gefommen 
wären; allein der Ruͤckzug des franzofifchen Heeres 
aus Rußland entfchied das Schidfal Polens. Auf 
dem Congreſſe zu Wien ward feftgefest, daß — mit 
Ausnahme des an Preußen gegebenen Großherzog: 
thums Pofen, und der unter ruffifchen, preußifchen 
und öftreichifchen Schuß geftellten freien Stadt Cra⸗ 
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can — das übrige Herzogthum Warfchau mit Ruß⸗ 
land als. Königreich Polen auf ewig vereinigt 
werden follte. — Der Kaifer Alerander 1 verband 
(30, Apr, 1815) mit feinen übrigen Würden den Titel 
eines erblichen Königs von Polen, und unferzeichnete 
am 27. Nov. 1815 die neue, vonihm gegebene, 
Verfaſſung dieſes Königreiches, welche in 7 
Bücher (Abfchnitte) und 165 $%, zerfällt, 


\ 


126. 


d) Politifcher Charakter der Derfaffung 
vom 27. Nov. 1815. 


Don den politifchen Berfättniffen des 
Königreiches, 


Das Königreich Polen ift auf ewig dem ruffie 
ſchen Kaiferreiche einverleibt. . Die Krone Polens ift 
erblich nach der für den Eaiferlichen Thron von Ruß— 
Land eingeführten Erbfolgeordnung. Der König er: 
nennt, im alle. feiner Abweſenheit, einen Statt- 
halter (Lieutenant), der im Konigreiche wohnen, 
und ein Eingebohrner oder ein Naturalifirter, feyn 
muß, wenn der Kaifer nicht einen Eaiferlichen Prin— 
zen dazu ernennt. Die auswärtigen politifchen 
Derhältniffe des Kaiferreichs werden dem Koͤnigreiche 
Dolen gemeinfchaftlich feyn. Das polnifche 
Heer wird nie außer Europa verwendet werben. 


Allgemeine Oarantieen, 


Die romifch » Eatholifche Religion, zu 
welcher fich die Mehrheit der Einwohner des Koͤnig— 
reiches bekennt, wird der Gegenftand der befondern 
Sorgfalt der Regierung feyn, ohne daß fie dadurch. 
der Freiheit der andern Öottesverehrungen 
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wird Abbruch thun, welche fämmelich frei und 
öffentlich gehalten werden fünnen. Der Uuterfchied 
zwifchen den chriftlihhen Ölaubensbefenntniffen 
begründet Feinen Unterfchied im Genuſſe der bürgers 
lichen und politifchen Rechte, 


Die Preßfreiheit ift zugefichere. Das Ge: 
feß wird die Mittel anordnen, um den Mißbraͤuchen 
derſelben Einhalt zu thun. 

Das Geſetz beſchuͤtzt auf gleiche Art alle Buͤrger, 
ohne Unterſchied ihres Ranges und Standes. 


Das alte Grundgeſetz: „Neminem captivarı 
permittimus, nisi jure victum‘“ wird auf die Eins 
wohner, von welchem Range fie feyn mögen, nad 
folgenden Beftimmungen angewandte. Niemand 
kann verhaftet werden, ausgenommen nach DVorfchrift 
des Gefeßes und in den von ihm bezeichneten Yälten, 
Man muß fogleich und ſchriftlich dem Verhafteten die 
Urfache feiner Verhaftung bekannt machen. Jedes 
verhaftete Individuum wird, fpäteftens innerhalb drei 
Tagen, vor das conipetente Gericht gebracht, um das 
felbft nach den vorgefchriebenen Formen unterfucht 
und abgeurtheilt zu werden. Wird es Durch die Unter: 
fuchung ale ſchuldlos erkannt; ſo wird es ſogleich in 
Freiheit geſetzt. In den durch das Geſetz beſtimmten 
Faͤllen muß man denjenigen, der Buͤrgſchaft leiſtet, 
vorlaͤufig in Freiheit ſetzen. Niemand kann geſtraft 
werden, als in Gemaͤßheit der beſtehenden Geſetze, 
und in Folge eines von der competenten Obrigkeit 
erlaſſenen Urtheils. Jeder Verurtheilte wird ſeine 
Strafe im Koͤnigreiche empfangen. Niemand ſoll 
daraus fortgeſchafft werden koͤnnen, außer in den 
vom Geſetze beſtimmten Verbannungsfaͤllen. 


Jedem Polen ſtehet frei, feine Perſon und fein 
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Eigenthum, unter Beobachtung der vom Gefeße be— 
ftimmten Formen, anders wohin zu frangferiren. 

Alle öffentliche Verwaltungs =, gerichtliche und 
militairifche ©efchäfte werden in der polnifhen 
Sprache verhandelt. 

Die öffentlichen bürgerlichen und militairifchen 
Aemter konnen nur von Polen befleidet werden. 
— Alle Beamte find für ihre Amtsführung ver: 
an tw. ortlich. 


Von der — 


Die Regierung iſt ein Attribut der Perſon des 
Koͤnigs. Er uͤbt in ihrem ganzen Umfange alle 
Verrichtungen der vollziehenden Gewalt aus. 
Die Perſon des Königs iſt heilig und unverleglich. 
Die Leitung der bewaffneten Macht im Frieden, wie 
im Kriege, ſtehet ausschließlich ihm zu. Ihm ift das 
Recht vorbehalten, Krieg zu erflären, und Verträge 
und Conventionen, von welcher Art fie feyn mögen, 
abzufchließen. 

Der König verfuͤgt ber die Einkuͤnfte des 
Staates in Gemäßheit des Budgets, das daruͤber 
entworfen und ihm zur Beftätigung vorgelegt wird, 

Der König ernennt die Senatoren, die Minis 
fter, die Staatsrärhe, die Nequetenmeifter, die Präs 
fidenten der Palatinatcommiffionen, die Präfidenten 
und Richter der Gerichtshöfe, die diplomatifchen und 
Handels » Agenten, die Erzbifchöffe und Bifchöffe, 
die Suffragane, die Prälaten und Domberren u. f. w. 
Er ertheilt ven Adel, naturalifirt Fremde, und vers 
leidet Orden und Titel, 

Der König hat das Begnadigungsrecht. 

Alle Befehle und Decrete des Königs werben 
von dem Minifter contrafignier, der an der Spiße 


620 Poſitives Staatsrecht. 


eines Departements ſteht, und fir alles verant— 
wortlich ift, was jene Befehle und Decrete der 
VBerfaffung und den Gefegen Zuwiderlaufendes ent: 
halten koͤnnten. 

Die Falle der Regentſchaft, die fir Rußland 
anerfannt find oder feyn werden, werden dem König- 
reiche Polen gemeinfchaftlich feyn. 

Der Staatsrath, unter dem PVorfiße des 
Königs oder feines Statthalters, befteht aus. den 
Miniftern, den Staatsräthen, dem Maitre des 
requetes, und den Perfonen, die der Konig befon- 
ders dazu berufen wird. Der Staatsrath theilt 
fih in ven Berwaltungsratb, und in die allge» 
meine Verſammlung. Die Glieder des Ver: 
“ waltungsraths haben berathende Stimmen. 
Die Meinung des Statthalters allein entſcheidet; doch 
muß jedes feiner Decrete von einem Minifter, der ein 
Departement hat, contrafignirt werden, Der Wir- 
- Eungskreis der allgemeinen Berfammlung ift: 
alle Sefeßesentwürfe zu erörtern und abzufaffen; über 
die gerichtliche Anklage aller vom Könige ernannten 
Verwalgingsbeamten zu entfcheiden; uͤber die Fälle 
des Collidirens der Jurisdictionen zu erkennen; jaͤhr— 
lich. die von jedem Haupfzweige der Verwaltung ab» 
gelegte Rechenfchaft zu prüfen, und über die Miß— 
bräuche zu. wachen, welche die Verfaffungsurkunde 
verlegen. konnten, 

Die Vollziehung ver Geſetze ift fünf Commiſ— 
ſionen anvertraut: der Commiſſion des Cultus und Des 
öffentlichen Unterrichts; der Commiſſion der Juſtiz; 
der Commiſſion des Innern und der Polizei; ver 
Commiffion des Krieges, und der Commilfion der 
Finanzen und des Schaßes. Jede dieſer Commiffio- 
en wird von einem Minifter präfidirt und geleitet. 


Königreich Polen. 621 


Es giebt einen Miniſter Staatsſecretair, der 
beſtaͤndig bei der Perſon des Koͤnigs ſich befindet. 
In jedem Palatinate beſteht eine Palatinatcom⸗ 
miſſion, beauftragt, die Befehle der Regierungs⸗ 
commiſſion nach einer beſondern Vorſchrift zu volls 
iehen. 
An den Städten giebt es Municipalobrig— 
keiten. Ein Schultheiß iſt in jeder Gemeinde 
mit der Vollziehung der Regierungsbefehle beauftragt. 


Von der Nationalrepräfentation, 


Die polnifche Nation wird auf ewige Zeiten eine 
Nationalrepräfentation haben, die in einem 
Sandtage befteht, der aus dem Könige und 
zwei Kammern zufammengefeßt if. Die 
erfte Kvmmer wird vom Senate, die zweite von 
den Sandboten und den Abgeordneten der 
Gemeinden gebildet, Diegefeßgebende Ges 
waltruhtinder Perfon des Königs undin 
den beiden Kammern: | 

Der Landtag verfammelt fih aller 2 Jahre zu 
Warſchau auf 3O Tage. Der König kann ihn pros 
rogiren und auflofen. Er beruft einen außerordent⸗ 
lichen Landtag, ſobald er es dienlich findet. 

Ein Mitglied des Landtages kann, waͤhrend der 
Dauer deſſelben, weder verhaftet noch von einem Cri— 
-minalgericht gerichtet werden, ohne ausdrüdliche Ber 
voilligung der Kammer, zu welcher er gehört. 

Der Landtag berathfchlagt über alle Entwürfe 
bürgerlicher, peinlicher oder Derwaltungsgefeße, die 
ihm von Geiten des Konigs durch den Staatsrath 
zugeftelle werden. Er beratbfchlagt, in Folge der 
Mittheilungen des Souverains, über Vermehrung 
oder Verminderung der Steuern, Abgaben und andrer 


\ 


tung des Münzfpftems; über die 
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öffentlichen Laſten; über die Abanderungen, die’ Da= 
mit vorzunehmen wären ; über die befte und gerechtefte 
Art der Vertheilung; über die Abfaffung des Bud— 
gets der Ausgaben und Einnahmen; über die Einrich- 

Yushebung der Re⸗ 
kruten u. ſ. w. 

Nachdem uͤber alle dieſe Gegenſtaͤnde ein Be— 
ſchluß gefaßt worden iſt, empfaͤngt der Landtag auch 
die Eroͤffnungen, Bitten, Vorſtellungen und Ber 
ſchwerden, die von den Landboten und Abgeordneten 
der Communen fuͤr das Wohl ihrer Committenten 
eingebracht werden. Er uͤberſchickt dieſelben dem 
Staatsrathe, der fie dem Souverain vorlegt. Darauf 
berathſchlagt der Landtag uͤber die Geſetzesentwuͤrfe, 
wozu jene Beſchwerden Veranlaſſung gegeben haben. 

Die beiden Kammern beratbfchlagen öffent 


Sich. Sie können fich jevoch in einen befondern Coms 


mite, auf Verlangen eines Zehntheils der anweſen— 
den Mitglieder, verwandeln. | 

Es hängt vom Könige ab, die Öefeßesentwürfe 
entweder vor Die Kammer des Senates, oder: vor die 
Kammer der Sandboten bringen zu laffen. Ausgenom— 
men find die Entwürfe zu Finanzgefegen, welche vor 
läufig in die Kammer der Sandboten gebracht werden 
müffen. 

Zur Erörterung der Entwürfe wählt jede Kam— 
mer durch Abftimmung drei Commiffionen. Sie 
beftehen aus drei Gliedern im Senate, und aus 
fünf der Kammer der tandboten. Diefe Conmilfios . 
nen find die Commiflion der Finanzen, die Comes 


miſſion der bürgerlichen und peinlichen,, und die Com= 


miffion der organifchen und abminiftrativen Gefeßges 
bung. Die Commiffionen treten mit dem Staates 
rathe in Mittheilung. 
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Die Glieder des Staatsrathes in den beiden 
Kammern und die Commiſſionen der Kammern haben 
allein das Recht, geſchriebene Reden zu halten. 
Die andern Glieder koͤnnen nur Reden aus dem Steg— 
reife halten. 

Die Glieder des Staatsrathes haben das Recht, 
in den beiden Kammern Sitz zu nehmen und : das 
Wort zu begehren, wenn über die Entwürfe der Res 
gierung berathfchlagt wird. Sie haben fein Stimms 
recht; ausgenonmen wenn fie Senatoren, gpcrn 
oder Abgeordnete find. 


. Die Entwürfe werden na Stimmenmehrheit 
entfchieven. Man giebt fein Votum mit lauter 
Stimme, in Gefeßesentwurf, der auf. diefe Art 
von einer Kammer mit Stimmenmehrheit angenoms 
men ward, wird an die andere Kanımer gebracht, 
welche auf Diefelbe Art berathfchlagt und beſchließt. 
Die Gleichheit der Stimmen hat die Annahme des 
Entwurfes zur Folge. 

Ein Entwurf, der von einer Kammer angenome 
men worden ift, kann von der andern” nicht abgeaͤn⸗ 
dert werden; er muß fimpliciter angenom— 
men oder verworfen werden, | 

Ein von beiden Kammern angenommener Ent— 
wurf wird, dem Könige zur Sanction vorgelegt. 
Wenn der Konig die Sanction ertbeilt; fo wird der - 
Entwurf zum Geſetze. Wenn der König die Beftä= 
tigung verweigert; fo fällt der Entwurf durch, 


Der Oeneralbericht über die tage des Landes 
wird im Staatsrathe abgefaßt, dem. Senate übers 
ſchickt, und in den vereinigten Kammern verlefen. 
Jede Kammer wird diefen Bericht durch .ihre Some . 
miſſion prüfen laſſen, und darüber ihre DMnung bem 
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Koͤnige vorlegen. Der Bericht fann gedeudt 
werden — 
Der Senat befteht aus den Prinzen von. kai⸗ 
ferlihem und Eöniglichem Geblüte, aus den Bifchöfz 
fen, den Palatinen, ven Caftellanen. ‘Die Zahl 
der Senatoren kann nicht die Hälfte der. Zahl ver 
Landboten und Deputirten hberfchreiten. Der König 
ernennt die Senatoren. Ihre Würde ift lebensläng- 
lih. Der Senat fchlägt dem Könige durch den Statt: 
haltex zwei Qandidaten für jeden erledigen Platz 
en Senators, Palatins oder Caſtellans vor. 
Um als Sandidat für die Stelle eines Senators, . _ 
Palatins oder Caſtellans erwählt werben zu fönnen, Ä 
muß man 39 Jahre alt ſeyn, eine jährliche 
Steuer von 2000 51. polnifeh bezahlen, 
und die Durch die organifchen Geſetze erforberten Be— 
dingungen in fich vereinigen. Die Prinzen vom Ge= 
blüte erhalten mit 18 Jahren Sitz und Stimmrecht 
im Senate. 
| Der Senat entfcheidet über den — zur ge⸗ 
richtlichen Verfolgung der Senatoren, der Miniſter, 
die ein Departement haben, der Staatsräthe und.) 
Kequetenmeifter, in Betreff welcher, wegen Vergeſ⸗ 
fenheit in Anfehung ihrer Amtspflicht, von Geiten 
bes Königs oder des Statthalters, und Ar Folge einer 
Anklage der tandbotenfammer jener Antrag gefchehen 
ift. Der Senat entfcheidet auch über die Legitimitaͤt 
der Provinziale und ber Comumunalvetſammlungen 
und uͤber die der Wahlen. 1)” 
Die Kammer der Sandboten beſtehte aus 
77 Landboten, die von den Provinzialverſamm⸗ 
lungen der Abdlichen zu Landboten fuͤr einen Bezirk‘ 
ernannt werden, und aus 51 Abgeordneten der 
Kommunen, Sn der Kammer-führt.ein Marfchall 


er 
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ven Vorſitz, der aus ihren Mitgliedern. ertvähle und 
vom Könige ernannt wird. — ; Die Mitglieder dies 
fer, Kammer bleiben 6 Jahre in ihrer Function. Alter 
2: Sabre wird : ein. Deittheil davon erneuert. Die 
Mitglieder dieſer Kammer müfjen 30:Jahre: alt feyn, 
alle Bürgerrechte genießey, und eine Steuer von 
100 Fl. .polnifch jährlich. bezahlen. 

Der ‚König hat das Recht, die Landbotenkam⸗ 
mer saufzulöfen,.. worauf, er binnen 2 Monaten neue 
Wahlen. von Landboten und Abgeordneten anordnet, 

Auf den Prowinzialverfammlungen. des 
Adels werden die Landboten, und anfıden Commus 
nalverfammlungen die Abgeordneten zum Land— 
tage ‚gewählt; auch werben die. Palatinatsräthe von 
den ‚Provinzial unb Sommunakverfanmelungen: ges 
wähle, 
In jedem Palatinate beſteht ein Palatinatsrath 
Der ältefte Rath führt den Vorſitz. Die vorzuͤglich⸗ 
ſten Befugniſſe des Palatinats ſind: die Richter für 
die erſten beiden Inſtanzen zu waͤhlen; zur Entwere 
fung: der DVerzeichniffe der Kandidaten. zu den adinis 
ftrativen Stellen mitzuwirken, und das Bus bes 
Palatinats zu beſorgen. | 


‚Bon der gerichtlichen, ee” 


Der Stand: der. Richter iſt —— 
unabhaͤngig. Unter der Unabhaͤngigkeit der 
Richter wird die Faͤhigkeit verſtanden, feine Meinung 
beim Urtheile frei Zu äußern ,- ohne babel weder durch 
bie, oberfte Marht, noch durch minifterielle Gewalt, 
nöch durch eine Nebenruͤckſicht geleitet‘ zu werben; 
Jede andere Erklärung oder Auslegung von der Uns 
abpängigfeit der Richter wird für Mißbrauch erkläre; 

Die vom Könige: ernannten: ar find: untib⸗ 

et. W. afe Auf, IV. 
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ſetzbar und auf Lebenszeit. Die gewaͤhlten Richter 
find gleichfalls unabſetzbar fuͤr die Dauer ihrer Fune⸗ 
tions — Kein Richter kann abgeſetzt werden/ als 
durch Beſchluß einer gerichtlichen, dazu befugten In⸗ 
ſtanz, im Falle Kines Verbrechens. ober einer bewie⸗ 
fenen Pflichrüergeffeubeit .. Be 7 
Es giebt; Bitedensrih ter: fuͤr alle Klaſſen 
ders Bewohner.» Ihre Function iſt die eines Ders 
fohnungsmagiftrats — Keine Streitſache farm wor 
ein buͤrgerliches Bericht erſter Juſtanz· gebracht wer⸗ 
den, wenn ſie nicht vorher dem — —— 
eichter vorgelegt‘ ward. y 
: Es giebt Gerichtshöfe e — Jaſtan * — 
ſachen, welche nicht 500 Fl. polniſch uͤberſteigen. Es 
giebt: Hanbelsgerichte. Fuͤr Criminal⸗ und; Zucht 
polizeifälle werden in jedem Palatinate mehrere Cri⸗ 
minalgerichtäfjöfe: befteben. Es: giebr wenigfteng zwei 
en im Koͤnigreiche, welche in. zweiter 
Zee die. won. ‚den. Kipil-, Criminal» und 
—* ———8 in erſter Juſtanz abgeurtheilten 
lle enefcheiden. =... Es beſteht zu Warfchaursein 
oberfter Gerichtshof, der in letzter Inſtanz uͤber 
alle bürgerliche und Criminalfaͤlle, Staatsverbrechen 
ausgenommen, entſcheidet. Ein hoher National» 
bof,' "beftehend‘ aus allen: Gliebern des Senats, 
entſcheidet uͤber die Etaatsverbrechen und die von den 
großen: Beamten begangenem: Pengeßtn. 


— 


—* Ron, ‚der bewaffnetgn) Madıt.. a. 


19) 

Die bewaffuste Macht beſteht aus elnnem ſteh en⸗ 
beſoldeten Heere, und aus Mil iz een welche 
daſſelbe noͤthigenfalls verſtaͤrkenuDie Staͤrke 
des Heeres, das auf Koften des Landes erhalten wird, 
beſtimnmt der — mit, Kidlicht: ‚auf DAB Be⸗ 
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duͤrfniß, und im DVerhältniffe zu den im Budget ba 
ausgeworfenen Summen, 

Allgemeine Berordnungen. 

Die Güter und Einkünfte der Foniglichen Krone 
beſtehen: in den Krondomainen, in dem koͤniglichen 
Pallaſte von Warſchau, und in dem fächfifchen Pæ 

laſte. 

Die oͤffentliche Staatsſchuld iſt verbuͤrgt. 
Die Strafe der Confiſcation iſt aufgehoben und 
kann in keinem Falle wieder eingefuͤhrt werden. 

Die Verfaſſungsurkunde wird durch organiſche 
Statuten weiter entwirfelt werden. — Alles, was 
nicht der Gegenftand eines organifchen Statut oder 
eines Cover ift, fo wie alles, was nicht der Berath⸗ 
fchlagung des. Sandtages in Folge feiner Befugniffe 
unterliegt, ‚voird Durch Decrete des Königs oder durch 
DVerordnüngen der Kegierung geregelt. "Die organis 
ſchen Statute und die Codices fonnen nur von dem 
Souverain und den beiden Kammern des Landtages 
abgeändett werden. 


| 7, nz 

39) Die: freie Stadt: Cracau. 
Berfaffung vom 3. Mai 1815. 

Die Stadt Cracau, die alte Hauptftadt Polens, 

Fam in der dritten Theilung des Reiches (1795) an 

Deftreich, und ward von diefem im Wiener Frieden 

(1809). an das Herzogthum Warfchau abgetreten! 

As aber, .. nach Napoleons Sturze, auf dem 

Wiener. Congreffe das Schickſal Polens entſchieden 

40 * 


| 
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ward, erklärte, der f echfte Artikel der Congreßacte 
die Stadt Cracan für eine freie Stadt, bezeich⸗ 
nete im fiebenten Artikel den Umfang ihres Gebiets, 
und ſtellte ſie unter ven gemeinfchäfsfichen 
Schutz Rußlands, Oeſtreichs und Preußens; 
— Diefer kleine Freiſtaat erhielt am 3.Mai 1815 
eine befondere Verfaſſung, welche der Fuͤrſt 
Metternich, der Fuͤrſt Hardenberg und der Graf von 
Raſumoffsky an demfelben Tage unterzeichneten, an 
welchem fie zu. Wien, im Namen ihrer Dionarchen 5 
den Vertrag. in Betreff der - freien Stadt Cracau und 
der gemeinfchaftlichen Gewährleiftung der Derfaffung 
derfelben unterfchrieben hatten. | Ä 

Die wefentlichften Beftimmungen ber, Be tfaf 
fung der freien Stadt Cracau vom, 
1815 find folgende: 

Die Eatholifche Religion” wird, als Kelig 
Sandes, in Kraft erhalten, Jeder "chriftliche 
dienſt ift frei, und. begründet Feinen Unter * in 
‚den gefelffchaftlichen Rechten. HR 

Die gegenfeitig beftehenven Rechte — | 
leute werden in Kraft erhalten. Vor dem 
find alle Bürger gleich. Er Of 

Die Kegierung der. freten Stadt Cracau und 
ihres Gebiets wird einem Senate beiwohnen, der 
aus zwölf Mitgliedern, die Senatoren heißen, 
und einem Präfiventen befteht. Neun- Senatoren, 
den Präfidenten mit einbegriffen, werden von der 
Kepräfentantenverfammlung gewaͤhlt. Die übrigen 
- vier werden von Domcapitel und von der Uniwer: 
firät Aauserfehen, welche Korperfchaften: das Recht 
haben, jede zwei ihrer Mitglieder dazu, daß 
fie Sis im Genate haben, zu. ernennen. 

Sehe Senatoren find es auf Lebenszeit. 





— 


ke 
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Der Präfident bleibt 3 Jahre im Amte, kann aber 
wieder erwählt werden. Won den übrigen Senatoren 
tritt jährlich Die Hälfte aus dem Senate, Was die 
von dem Domcapitel und der Univerfität angeftellten 
vier -Genatoren betrifft; fo bleiben zwei davon 

lebenslänglich im Amte, die beiden andern wer=' 
den jährlich durch neue erfeßt.- | 

Die Mitglieder der Weltgeiftlichfeie und: der 
Univerfität, desgleichen die Eigenthuͤmer von Laͤnde— 
reien, Käufern, oder fonft einem vergleichen Beſitz⸗ 
thume, wenn fie SO Fl. polnifch Grundftener bezah— 
len, — die Inhaber von Fabriken und Manufactus 
ren, die Großhändler und alle diejenigen, welche als 
Borfenmitglieder eingefihrieben find, Die ausgezeich- 
neten Künftler in. den ſchoͤnen Künften und die Schuls 
profefforen follen das ftaatsbürgerliche Recht haben, 
. zuwäbhlen. Sie fünnen auch erwählt werden, 
wenn fie fonft den tibrigen vom Gefege vorgefchriebe- 
nen Bedingungen Genüge leiften. 

Der Senat befeßt "Die DBerwaltungsftellen ; er 
vergiebt auch alle geiftliche Pfründen, vier Dom: 
berrenftellen ausgenommen, die den Facultätgdoctoren, 
welche Lehraͤmter befleiven, vorbehalten- bleiben und 
von Der Univerfität befegt werden, 

Die Stadt Sracan mit ihrem Gebiete wird in 
Stadt» und Landgemeinden eingerheilt. Jede dieſer 
Gemeinden hat einen Gemeindevorſteher, der frei er- 
wählt wird, und dem die Vollziehung der Befehle 
der Regierung obliegt. | 

Im Monate December jedes Jahres wird eine. 
vierochentliche Kepräfentantenverfammlung 
gehalten. Diefe uͤbt alle Befnguiffe der gefeßges 
‚benden Gewalt aus; prüft die Jahresrechnungen 
der. öffentlichen ——— und ſtellt die Etats 
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fuͤr jedes Jahr feſt. Sie waͤhlt die Glieder 
des Senats, und die Richter. Sie iſt berechtigt, 
die oͤffentlichen Beamten, wenn fie fich der DVerun: 
freuung, der Erpreffung, oder des Mißbrauches in 
Verwaltung ihrer Stellen verbächtig gemacht haben, 
Durch eine Stimmenmehrheit von 3 in Anflageftand 
zu feßen, und bei dem oberften Gerichtshof zu be= 
langen. 

Die Repräfentantenverfammlung be- 
fteht: aus den Abgeordneten der Gemeinden, deren 
jede einen wählt; aus drei vom Senate abgeorbneten 
Mitgliedern ; aus drei vom Dontcapitel abgeordneten 
Prälaten; aus drei von der Univerfität abgeordneten 
Facultätsdoctoren; aus fechs im Amte ftehenden Fries 
densrichtern. Der Präfident der Verfammlung wird 
aus den drei, vom Senate abgeordneten, Mitglies 
dern gewählt. 

Kein Gefeßesentwurf, welcher eine: Verande: 
rung an einem Geſetze beabfichtigt,, darf der Neprä- 
fentantenverfammlung zur Berathſchlagung vorgelegt 
werden, bevor er nicht dem Senate mitgerheilt wor= 
den ift, und Diefer Die Vorlegung des Entwurfes durch 
Stimmenmehrheit genehmigt hat. | 

Die Kepräfentantenverfammlung. wird mit ber 
Abfaffung eines bürgerlichen und peinlichen Geſetz— 
buches, und einer Ordnung für das: gerichtliche Ver— 
fahren fich befchäftigen. Sie wird einen Ausſchuß 
zur Vorbereitung diefer Arbeit ernennen, bei wel- 
herdieortlihe Befchaffenheit des Sandes 
und der Geift feiner Einwohner beachtet 
werden müffen. Zwei Senafsglieder find Mit— 
glieder des Ausfchuffes. 

ft ein Geſetz nicht von z der Kepräfentanten 
angenonimen worden, 'und ber Senat finder, durch 


Die freie Stadt Cracqu. 631. 


eine Mehrheit von 9: Stimnien, daß Gruͤnde der 
öffentlichen: Wohlfahrt vorhanden find, es einer noch» 
maligen Berathung der. Öefeßgeber zu: unferwerfen ; ‘fo 
wird es an die Verſammlung des nachfifolgenden Jah— 
tes zur Entſcheidung gewieſen. Betrifft der ‚Gegen: 
ftaud das Finanzweſen; ſo bleibt, bis zur Einführung 
Des neuen Geſetzes, Das zuleßt beftandene in Kraft, 
Jeder Bezirk von wenigftens 6000 Einwohnern 
foll einen Friedensrichter haben, den die Kepräs 
fentantenverfammlung ernennt, und der drei Jahre 
im Amte bleibt. Außer feiner Obliegenheit als Ver: 
mittler, foll er, von Amtswegen, über die Anges 
legenheiten der Minderjaͤhrigen, ſo wie uͤber die 
Rechtshaͤndel wachen, welche die dem Staate oder 
den oͤffentlichen Anftalten gehörigen Gelder und Be⸗ 
ſitzthuͤmer betreffen. 
Es ſoll ein Gerichtshof erſter Inſtan und ein 
Appellationsgeyichtshof beſtehen. 

Das Derfahren. in bürgerlichen. und peinlichen 
Rechtsſachen iſt öffentlich. — Bei der Inſtructlon 
der Prozeſſe, namentlich der peinlichen, ſoll die 
Geſchworneneinrichtung ſtatt finden, welche 
der Ortsbeſchaffenheit des Landes, dem Glade der 
Bildung und der Sinnesart feiner Bewohner anges 
eignet wird, — Die Rechtspflege ift unabhängig. 

Um Senator werden zu fönnen, muß mar 
Das 35ſte Lebensjahr zurückgelegt, feine Studien 
auf. einer. hoben Schule beendigt, :das Amt eings 
Gemeindevorſtehers, das Richteramt und das Amt 
eines Kepräfentanten, jedes 2 Jahre, befleivet haben, 
- und ein unbewegliches Grundeigenthum beſitzen, defs 
fen. Grundſteuer 150.51. polniſch betraͤgt. 

Um zum Repraäſentanten einer Ge— 
meinde gewaͤhlt zu werden, muß man 26 Jahre 


! 
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alt: ſeyn, die vollftändige, Studienlaufbahn auf der 
Cracauer Univerfität zuruͤckgelegt haben, und ein un⸗ 
bewegliches Eigenthum, mit einer, Grundſteuer von 
90.81: beſitzen. { | a 
Ale Handlungen der Regierung, der Gefegs 
gebung und der Gerichtshoͤfe werden in polniſcher 
Sprache abgefaßt: aut: | E 





Bee 128, Er 
40 Dsmanifhes Reich. 


In den Reichen, wo Mohameds Religion herrſcht, 
beſteht eine Doppelte Gefetzgebung *): die veli- 
‚giöfe, gegründet auf. den Koran und die Sunna; 
und die politifche — Kanun — d. i. ein. Durd) 
dos More und den Willen des. Regenten gegebenes 
Keihsgrundgefeg. — Die erfte Gefeggebung 
iſt eigentlich der nbegriff aller religiofen und 
aller bürgerlichen Geſetze zugleich, wie fie 
indem Geifte und aus den Quellen des Islams von 
den. vorzüglichften Imans und Lehrern in den erften 
Sahrhunderten der Hegira zufammengetragen wurden. 
"Denn Mohamed gab feinem Volke nicht nur eine 
neue Religion, fondern auch neue bürgerliche Gefege; 
deshalb umfaflen der Koran und die Sunna, fo wie 


*) Zunähft nach dem Meifterwerke: Joſeph v. Hammer, 
des osmaniſchen Reiches Staatsuerfafung und Staats⸗ 
u. „verwaltung, dargeſtellt aus den Quellen feiner Grund⸗ 
‚ gefeße. 2 Theile. Wien, 1815. 8. — Die eigentliche 
religiöfe Gefeßgebung der mohamedaniſchen Staaten 
enthält das Werk von Muradgea d’Ohffon, allgemeine 
"Schilderung des othomaniſchen Reiches. Th. Aus dem 
Franz. v. Bed. Leipg. 1708 u. 179.8 5 421°. 
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die darauf gegruͤndeten allgemeinen Entſcheidungen 
und Analogieen, nicht nur die ganze Theologie, ſon—⸗ 
dern auch Die ganze Kechtswillenfchaft des Islams, 
welcher Eeinen Unterfchied zwiſchen einem Doctor der 
Theologie und der Rechte kennt. — Die zweite 
Geſetzgebung ift der Inbegriff aller politifchen Gelege, 
welche den Staat insbefondere. betreffen, und, als. 
unvorbergefehen, von der religiofen Sefeßgebung der 
politifchen überlaffen worden find, Umſchließt daher 
die religiofe Geſetzgebung zugleich das allgemeine 
Staats= und Völkerrecht derjenigen Regierungen, 
welche Mohameds Glauben folgen; fo enthalt die 
politifche ©efeßgebung die Militair-, Finanz-, 
chns=, Straf= und Polizeigefeße, und bildet Dadurch 
das befondere Staatsrecht des einzelnen mohamedani—⸗ 
frhen Reiches, welches aber mit dem allgemeinen A 
durch die Religion geheiligten, Staatsrechte nicht im 
Widerfpruche ftehen darf. 


Die wichtigften Kanun Name (oder Samm— 
lungen der von den Gultanen gegebenen Gtaatsregeln) 
find: 


| 1) das Kanın Name Murads 2 vom 
Jahre 1375, in welchem die Errichtung der Miliz 
der Janitſcharen (Jeni-Tſchery d. i. neuer Soldaten) 
aus jungen in der mohamedaniſchen Religion erzoge— 
nen Chriſten, und die Stiftung der Sipahi Oglu, 
oder der Lehnsreiterei, verordnet ward; 


2) das Kanun Name Mohameds 2, wel⸗ 
ches die Grundlage der ganzen folgenden Geſebgebung 
im osmanifchen Reiche, und namentlich die Claſſi— 
fication ber Staatsbeaniten, die Rangordnung und 
bie Titel der. Staatswirden, fo wie das Ceremoniel 
des Hofes und des Divans beſtimmte; 
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3) das Kanun Name Suleimang? *), 
welches theils die von Suleiman neu gegebenen, theils 
die von ihm beſtaͤtigten Geſetze enthält, Es ward von 
dem Mufti Ebu Suud und dem Großvezier Lu fi 
Paſcha bearbeiter, die ſich durch Gelehrſamkeit aus: 
zeichneten, iſt noch jest die Grundlage der osmaui— 
ſchen Staͤatoverwaltung , und umſchließt die Geſetz— 
gebung der Finanzen, der Strafen, des Ceremoniels, 
beſonders aber des Militair- und Lehnsweſens. E⸗ 
zerfaͤllt, nach den verſchiedenen Gegenſtaͤnden der Ge: 
feßgebung, in verfchiedene Theile, oder befondere 
Geſetzbuͤcher *8): vie Straf: und Polizeigefeße: 
Kanuni Dſcheraim (Kanon der Strafen); — 
die Militairgefeße: Kanuni Sefer (Kanon des 
Krieges) ;. — die Lehnsgeſetz; Kanuni Siamet 
und Timar (Kanon der großen und £leinen leben); 
— die Finanzgefese: Kanuni Raaja we Rußum 
(Kanon der Unterthanen und Steuern); — die Cere— 
monialgefege: Kanuni Tefchrifat (Kanon der 
Eprenbezeugungen). 

Diefe Gefeßfammlungen haben gültige Kraft 
für das ganze osmanifche Keich mit Ausnahme 
von Aegypten, melches, als ein neuerobertes 
und in mancher Hinficht von den übrigen Provinzen 
verfchieden zu behandelndes fand, eine befondere Ein- 
richtung. und ein befonderes politisches Geſetzbuch — 
Kanuni Mißr (Kanon Aegyptens) — erhielt, 

(Den Inhalt dieſer fech s einzelnen Geſetzbuͤcher 

vergleiche man im erſten Theile des Werkes von, 
v. Hammer.) 


*) Diefer Sultan erhielt den Beinamen AlsRanuni (d. i. 
des Geſetzgebers). Unter ihm erreichte die politiſche 
Macht des osmanifchen — * höchfte — 

Bel. v. Hammer, Th. 1 Af i 
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129. 
41) Griechenland. 
a) Gefhichtliche Einleitung. 


| Wenn gleich, die Selbftftändigfeit und Unab— 
hängigfeit Griechenlands noch von feiner europäifchen 
Macyt anerkannt worden ift, und es fogar denkbar 
bleibt, daß ©riechenland wieder in feine vorigen Ab» 
hängigfeitsverhältniffe zur Pforte zurückgebracht wer— 
den koͤnnte; fo find Doch die beiden, mehrern neu: 
europäifchen, befonders aber der nordamerifanifchen 
nachgebilveten, Berfaffungen Griechenlands 
an fich fehon eine in fraatsrechtlicher Hinficht über: 
rafchende Erſcheinung, die in einer Ueberficht über das 
pofitive Staatsrecht nicht übergangen werden Darf. 
Der Kampf, welchen die Griechen in Morea 
und auf den Inſeln im März 1821, gleichzeitig mit 
dem von Dpfilanti begonnenen Aufftande in der 
Moldau und Walachei, gegen die Osmanen began= 
nen, gebört der Gef hichte an *); allein in der 
Wiſſen ſchaft des poſitiven Staatsrechts muß berichtet 
werden, was die Griechen fuͤr die feſte Geſtaltung des 
innern Staatslebens durch Aufftellung einer 
Derfaffung bereits im Jahre 1821 verfuchten. 
Anfangs wurden von den einzelnen Mittelpuncten der 
Regierung in den einzelnen griechifchen Provinzen 
mehrere Berfaffungen **) aufgeftellt.- Co am 


I) 


*) Eine kurze Ueberſicht diefes Kampfes, wobei Naffe 
nels Wert zum Grunde liegt, enthält meine Eins 
leitung zur proviforifhen Verfaſſung Sri 
henlands, in Lüders Arhiv, Th. 3. S. 277. 


— 


— 


*2*) Diefe Verfaſſungen ſtehen, aus dem Neugriechiſchen uͤber⸗ | 


fegt, in Jo. Caſp. v. Dreili’s Sammlung. der. Vers 


— 
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4. Nov. 1821 in Meſolongion die Verfaſſung des 
weſtlichen Feſtlandes von Hellas, welches Akar— 
nanien, Aetolien und Epirus umſchließt; fo am 11; 
Nov. 1821 zu Salona in Phocis die Verfaſſung des 
oͤſt l ich en Feſtlandes von Hellas, zu welchem Attika, 
Boͤotien, Euboͤa, Phocis, Lokris, Doris und die bes 
freiten Striche von Theſſalien und. Macedonien gerech⸗ 
net wurden; und ſo am 1. Dec. 1821 zu Argos die 
Staatsverfaſſung des Peloponneſus, wo an der 
Spitze derer, die ſie unterzeichneten, der Fuͤrſt Deme— 
trius Yſilanti ſtand. — 
Als aber die einſtweilige Regierung des ganzen 
Griechenlands von Argos nach Epidauros vorlegt, 
und dahin die geſammte Nationalverſammlung der 
Griechen berufen, ſo wie von derſelben daſelbſt am 
1. Jan. 1822 die politiſche Exiſtenz und Un— 
abhängigfeit der griechiſchen Nation aus: 
gefprochen ward; fo erfchien auch zu Epidauros, uns’ 
‚terzeichnet am 15. San. 1822, der Entwurfeiner 
proviforifhen Verfaffung für Griechen: 
land *) in 110 Paragraphen. Unterzeichnet 
ward diefer Entwurf von Maurofordato, als 
Präfidenten der griechifchen Nationalverfammlung. 
Doch zeigten fich bald darauf Mißverftänpniffe ſelbſt 
unter den Anführern der Griechen, als im Januar 
1825 die einftwweilige Regierung eine zweite Natioz 


faffungsurfunden des befreiten Griechenlands. Zürich, 
1822, 8, ö 


45 Sie fleht-in Orelfi’s Sammlung, ©. 79. — fehlers 
haft (und nur 102 $$. enthaltend) im polit. Sonrnale » 
1822, — nad) D. Ikens Ueberſetzung aber, und nad) 
‚dem zweiten griechifchen Driginalabdrude, in Lüders 

Archiv, Th. 3. ©. 296. a 


— 
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nalverfammlung der Hellenen nach Aſtro *) berufen 
hatte. Nachdem aber in Griechenland die Erklärung 
der auf dem Congreſſe zu Verona **) (1822) 'ver- 
einigten Monarchen befannt. geworden war ,: „daß die 
Griechen ihrem rechtmäßigen Herrn, dern Cultane, 
ſich zu unterwerfen, und von ihm Gnade fir Recht 
zu erwarten hätten; da wurden Die eingetretenen 
Mißverftändniffe unter den Hänptern der Griechen 
befeitige, die zweite Nationalverfammlung 
am.14. März 1823 zu Aſt ro eröffnet , und von vers 
felben das organifche Öefeß von Epidaurog; nach einis 
gen ‚Berichtigungen, ‚welche eine aus>7 Mitgliedern 
beſtehende Commiſſion gemacht hatte, zur u n wan⸗ 
delbaren Verfaſſung für ganz Griechen— 
fand erklaͤrt. Zugleich hob dieſe Nationalverſamm⸗ 
lung alle Provinzialregierungen mit der Beſtimmung 
auf, daß die verſchiedenen Provinzen Griechenlands 
durch Praͤfecte regiert werden ſollten, welchen in 
jeder Provinz zwei Regierungsraͤthe beigegeben wuͤr⸗ 
den; für die Land- und Seetruppen nahm ſie, mit 
einigen. Modificationen, den franzöftfchen. Militair⸗ 
coder an; auch ernannte fie eine Commiſſion, um 
eine ‚Auswahl aus den Verfügungen der: vormaligen 
griechiſchen Kaiſer als Criminalcoder. zu veranſtaltem 


..% 4 3 5 2 130. un BEE ERETE u 
b) Proviforifhe Berfaffung vom 15. Jam 
ln RED . er Baus er 

Die weſentlichſten Beftimmungen ber Berfa ſ⸗ 


Vergl. Zſchokke's Ueberlieferungen, 183, Auguſt⸗ 

be, S. 878 ff. Bi Fe | 
**) Die Veroneſiſche Note gegen’ die Griechen in der Allg. 
ßzedt. 1823. St. 164. re ne u FE TEE νν 
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fung Örtedenfande vom :15, Jan. 1822 find | 
folgende: » ; 

Die herrſchende Religion im geiechifchen: —*8 
iſt die der morgenlaͤndiſchen orthodoxen chriſtlichen 
Kirche. Es duldet jedoch die Regierung jede andere 
Religion, und die heiligen Gebraͤuche einer jeden der⸗ 
ſelben werden ausgeuͤht. 

Alle eingebohrne chriſtliche SR des Staa⸗ 
tes find Griechen, und: genießen ohne irgend einen 
Unterfchied alle bürgerliche: Nechte. — Alle Griechen 

‚find. gleich. vor dem Geſetze, ohne irgend eine Aus⸗ 
nahme, oder Stufe, oder. Klaffe, oder. Anſehn. — 
Alle Griechen haben bafjelbe Recht zu allen Würden 
und Ehren. 

Die Regierung wird mit uUmſicht ein Geſetz uͤber 
die Einbuͤrgerung der Fremden: erlaſſen, — den 
Wunſch haben, Griechen zu werden. 

Eigenthum, Ehre und Sicherheit eines jeden 
Griechen ſtehen unter dem Schutze der Geſetze. 

Alle Steuererhebungen ſollen unter alle Staͤnde 
und Klaſſen auf eine gerechte Weiſe vertheilt werden. 

Die Regierung beſteht aus zwei Kör— 
pern: dem:berathenden und dem vollziehen 
den. Beide Korper ftehen: fich gleich, in Betreff ihrer 
gegenfeitigen Theilnahme an der Abfaffung der 
Gefese, weil weder die Befihlüffe des berathen- 
den "Körpers Geſetzeskraft haben ohne; die; Öenehntis 
gung des vollziehenden;. noch die Gefeßesentwürfe, 
die von dem vollziehenden Korper dem berathen= 
den vorgefchlagen werden, "Kraft haben, wenn fie 
nicht von dem berathenden Körper angenommen werden, 

Der berathende Körper befteht aus bevoll— 
mächtigten gewählten Repraͤſentanten der. verfchies 
denen Theile von Griechenland. ; Die. ae 
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muͤſſen Griechen, und 30 Jahre alt ſeyn. (Ein pro⸗ 
viſoriſches Wahlgeſetz wird bie Regierung ;erlaffen.) 
Der berathende Korper hat einen Präfidenten und 
einen VBicepräfidenten, Die. durch Stimmenmehrpeit 
gewählt werden, und deren Antegpwaltung ein. 
Jahr dauert. 

Der vollziebende Körper beſteht aus fünf 
Sliedern,, welche aus den Öliedern nes be- 
ratbenden Körpers von der Nationalver— 
fammlung gewählt werden. Der voltziehende 
Koͤrper hat einen Präfidenten und Vicepräfidensen, 
die gewählt werden und ein Jahr lang im. Amte find, 
Der wollziehende. Körper wählt 8 Minifter (der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, des Innern, der Finanz 
zen,. der Juſtiz, des Kriegsweſens, des Seeweſens, 
des Cultus, und der Polizei). 
| Der beratbende Körper gilt als vollzaͤhlig, 
wenn 3 feiner Mitglieder zugegen find. Seitie Be⸗ 
ſchluͤſſe —— — durch Stimmenmehrheit: Der Praͤ— 
ſident ſendet die Beſchluͤſſe des berathenden Körpers 
an den vollziehenden; ſobald bieſer ſe gzeueh⸗ 
migt, haben ſie Geſetzeskraft. 

Wenn der vollziehende Koͤrper die Genehmigung 
verweigert oder theilweife Ausftellungen mache, wo⸗ 
bei cr die Gruͤnde der. Verweigerung oder der Aus⸗ 
ſtellungen anzugeben hat; ſo wird die Sache, mit 
den Bemerkungen des vollziehenden Körpers‘, noch 
einmal an den berathenden Körper yueigefaiber 
und "in demfelben von neuem diſcutirt. Entwieder 
die gänzliche Verweigerung oder die theilweiſen Aus⸗ 
ftellungen: deß wollziehenden: Körpers : werden: Dann ‘ges 
nehmigt, — oder im: Falle der berathende:. Körper 
auf. feiner Meinung befteht ; fo wird: die Sache, zum 
zweitenmale im vollziehenden Korper unrerfucht,; and 


) 
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wenn dieſer auch dann wie — ” — 
bas Gefetz durch. 

Der berathende Körper. nimmt Aber: alte: Arten 
don Gegenftänden Peritionen an, nnd: beraff 
ſchlagt über digfelben. Er ernennt ang Teiner' Mitte 
fo viele Commiffionen, als Minifkerien find,‘ 
unter welche der Präfident die eigenthumlichen, einer! 
jeden zukommenden, Sachen vertheilt.: Eine jede ders’ 
felben arbeitet die Gefegesentwürfe über: die Gegen: 
fände aus, welche * betreffenden — 
angehen. 

Jedes der Mitglieder des berathenven abtpetg 

at das Recht, ſchriftlich der Verſammlung durch den 
Dei denten Gefeßesentwürfe vorzufihlagen, 

Die von dem vollziehenden Körper vorgeſchla⸗ 
genen Geſetze nimmt der berathende eutweder an, ober 
er. bearbeitet fie weiter, nr 

Weder eine Kriegserklaͤrung, ‚noch ein, Frigdengs - 4 
vertrag wird befchlofjen ohne Die ; uftimmung Des. bern, 
rathenden Körpers; eben fo genehmigt, er vorher, die 
Vertraͤge, die der vollziehende Körper mit andern 
Maͤchten abfchließt. Ausgenonmen Davon find die; 
Vertraͤge, die Eeinen langen Aufſchub leiden... 

Der berathende Körper genehmigt, am Aufange, : 
- eines jeden Jahres, den. muthmaßlichen /Anſchlag der 
Einnahmen und Ausgaben. (Budget) -melchen. der; 
vollziehende Körper ihm zur Beftätigung;vorlegt. Ups, 
Schluffe des Jahres unterfucht er die allgenwine. Kesde f 
nung der Einnahmen und Ausgaben 5 >; 

In den ordentlichen und — — * 
gen des: berathenden Körpers: hat der Zeifungsa.: 
fhreiber dies&rbaubniß: zumsEimneräften 
— wird er aber von den ve heime n 
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— ‚welche ſtatt ſinden, ſo ſie von fünf 
Mitgliedern des Körpers nachgeſucht werden. 
Wenn ein. oder mehrere Mitglieder des bera 
thenden Korpers -eines Staatsverbrechens anges 
klagt find; fo wird eine Commiffion.von 7 Mitglies 
dern. aus: diefem Körper niebergefeßt, welche, nachs 
dem: fie. unterfucht. hat, ob die Klage zulaͤſſig ſey, 
ſchriftlich ihren Ausfpruch vorlegt. Wird. ver Anges 
Flagte durch 3 der Stimmen des berathenden Körpers 
für ſchuldig erklärt; fo wird vom Praͤſidenten erklärt, 
daß er feiner Würde: enrfegt fey. Als gewoͤhnlicher 
Bürger wird. er dann dem oberſten Gerichtshofe von 
Griechenland uͤbergeben, in welchem der Grad des Betz 
bacchens und die angemeflene Strafe beftimmt. wird: : 
Keins von, den Mitgliedern des berathenden 
Körpers kann vor feiner Abfesung verhaftet werden; _ 
Wenn eins von - den Mitglieder. des voll: - 
ziebenden, Körpers: eines Staatsverbrechens von 
dem berathenden Körper angeklagt wird; ſo wird eine 
Commiſſion von "I Mitgliedern aus ‚diefem Körper 
niedergefegt, welche, nachdem fie unferfucht hat, 6b 
die. Klage zuläifig fen, ihren Ausfpruch fehriftlich vor— 
legt. Iſt Der Angeklagte von. #. der Stimmen des 
berathenden Körpers für ſchuldig erklärt; fo macht 
ben Peäfivent des berathenden Koͤrpers bekannt; daß 
‚jener feiner Würde entſetzt ſey. Dann wird er ds 
gewoͤhnlicher Bürger dem oberften Gerichtshofe uͤber⸗ 
geben ‚;:in welchem. der Grad des Verbrechens. und 
bie angemeſſene Strafe näher beftimmt wird. - 
Wenn sein oder. mehrere von:den 8 Miniſtern 
vor dem heratheuden Korper eines, — 
angeklagt ſind; fo werben ſie auf dieſelbe Weiſe 
die Mitglieder des berathenden Koͤrpers, fuͤr —** 
erklaͤrt t nnd gerichtet. — 
St. W. ate Be IV. 41 | 
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1. Dervollziehende Körper iſt als. voͤllig uns 
verleglich anzufehen. Er vollzieht die Geſetze durch 
feine verſchiedenen Staatsdiener. Er beftätigt die: 
vom ‚berathenden Körper vorgefchlagenen Gefege,'cher 
er: verweigert: die Beſtaͤtigung. Er hat das Recht, 
Geſetzesentwuͤrfe dem beräthenden Kor. 
ven vorzwfichlagen; welcher fie weiter: bearbeireni 

. Die fammtliche Land⸗ und Seemacht ſteht unter 

dem. vollziehenden Körper. — Er hat das: Recht) 
Weifungen zugeben, nnd Gefeße, die vorher 
über allgemeine Dinge erlaffen worden find ‚' auf bes 
ſondere Fälle anzuwenden... Errhat das Recht, ‚bei 
alter Sachen ; ‚welche die Polizei amd. die allgemeine 
Sicherheit des Staates betreffen: Die nothwendigen 
außerordentlichen Maasregeln zu ergreifen, muß aber 
unmittelbar au den berathenden Körper von- benfelben 
Vericht erſtatten. 

Der vollziehende Koͤrper ernennt die Geſandten⸗ 
er alle: diplomatiſche Beamten: der: Regierung au 
fremden Hoͤfen. — Er iſt verpflichtet, von den 
Verhaͤltniſſen Griechenlands zu den fremden Mächten 
und von dem Zuſtande der Dinge innerhalb Griechen⸗ 
lands den berathenden Körper genau in Kenntniß zu 
ſetzen. — Er hat das Recht, die Miniſter zu ver⸗ 
ändern, und den berathenden Körper zü — 
lichen Verfammlungen zu berüfen. F 

Wenn das Verbrechen des Hochverraths gegen 
die. ‚Regierung ‚begangen iſt; fo. hat der vollziehende 
Körper. Las: Recht, die noͤthigen außerordentlichen 
Maasregeln zunehmen, welches Grandes: auch Die 
Verbrecher. ſeyn mögen. Doc) muß: er binnen zwei 
Tagen dem berathenden Körper die: Urfadhun angeben, 
die ihn genoͤthigt haben;, — Maasregeln 
zu nehmen. FE: Lee 

}. Pr Mus te 7 
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m°r Er kann nur allein die "Verträge; Idie feinen 
langen Auffchub leiden, nach eigettem: Willen abfchlie: 
fen, ift aber auch dann verbunden, den berathenden 
Körper Davon in Kenntnig zu fegen. — Er muß, 
zum  Anfange eines jeden. Jahres, Dem ‚beratanden 
Körper das Budget, und am Ende des Jahres eine 
— Rechnung der Einnahmen und Ausgaben vor⸗ 
Dieſe beiden Rechnungen ı werden nom Fi 
— mit den ſpẽclellen Belegen aller übrigen Dt 
niſter verſehen. 
Die Beſchluͤſſe des vollgichenden Koͤrpers ge⸗ 
ſchehen durch Stimmenmehrheit. — — ni aan 
——MDas Juſtizdepartement iſt unabhängig 
von den beiden andern Gewalten, der vollziehenden 
amd. berathenden. Der Umfang und der Sitz seines 
jeden: Gerichts wird durch ein Geſetz näher beſtimmt 
Das Hochfte. Öericht foll da errichtet werben, wo bie 
allgemeine. Regierung ihren Sitz hatz. nes follen ‚in 
demfelben die Civil» Be Criminalprögeffe in hochſter 
Inſtanz entſchieden werden. — In jever Gemeinde 
ober Ortſchaft ſoll ein Fr iedende ichter angeſteilt 
werben ; ber in Sachen bis zu 100 Piaſtern zu eut⸗ 
ſchewen, und uͤberhanpt in jeder⸗ vorfallenden — 
ſache einen Vergleich zu verſuchen Hab: „u an 
Ano Der vollziehende Körper folk ine Commiſſi iu 
ernennen, die: aus den: erleſenſten und einſichtsvollſten 
Bhrgern von : Öriechenland beſtehen wird/ um Ge⸗ 
ſetzbuͤch er von Civil⸗, Criminalzund Han 
deisgefeßen. zu verfaffen , "welkhe;, » fo:: wie: jedes 
andre Befeß ji..ber- Beurtheilung: und Genehmigung 
des berathenden und vollzieheuden Körpers unterlie⸗ 
gen. Bis zur Bekanntmachung dieſer Geſetzbuͤcher 
haben vie Civil⸗- und Criminalgeſetze zur Baſis vie 
Geſetze der vormaligen 
1 
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ten und. die von dem beratheuden und wollziehenden 
Koͤrper erlaſſenen Geſetze. Imn Hanbelsfachen,;gilt 
das Handelsgeſetzbuch von Franbreihi «> a ur 
ann Die Folter und die — der Guͤtercan⸗ 
fifeation wirr —— Band ν. m 


ji’ et’ j 334” 4 r, 17370. 
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Bei dem kamen a —“ 
Griechen und Tinker, ind beiiden Zwiſten der Grie⸗ 
chen unter ſich ſelbſt und zwiſchen ihren Oberhaͤuptern 
eins die. neue Verfaſſung nicht ins oͤffentliche Staats⸗ 
eben ber... Db esmun gleich moch nicht an Dee Zeit 
iſt, uͤber die Stellung: der! europaͤiſchen Hauptmaͤchte 
gegen Griechenland ein geſchichtlich beglaubigtes Ei 
gebniß aufzuſtellen; ſo duͤrfen doch folgende Thatſachen 
nicht uͤbergangen werden. : Der Capitain Kiefala ‚sein 
angeblicher griechiſcher Specialeommiſſarius in Romj 
verlangte von dem; Papſte Leo 412 (6. Jun. 1825) ), 
daß derſelbe bei Oeſtreich und Frankreich vermitteln 
moͤchte, daß die Griechen: einen kathobiſchazapo⸗ 
ſtohiſchen Koͤnigaus einem der in dem, Antrage 
genannten butholiſchen Regentenhaͤuſer erhielten⸗ Die: 
ſen Antrag verwarf aber die Regierung Griechenlands 
zu Napoli di Romania, als nicht on ihenangs 
gegangen, und beſchloß, auf den Antrag: Maaij⸗ 
vofordato’ß,. am 26, Jul. 1825 dem; aus; 
ſchließe aden Schutze Großbritanniens 
— als. der” größten: Seemacht — auf diiefelbien 
Vedingungen, wie die Pe engen DZ 





1 Hamburger — —— 5* '&; 10. . Fr 
“) — Staatsacten. Th. 1: ©, u: FE, 
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ſach zu unterwerfen. Allein gegen diefen Be— 
ſchluß erklaͤrten ſich nicht nur einige griechiſche Häupks 
linge (Koletti und Theodoki), ſondern auch der frau⸗ 
zoͤſiſche General Roche, und der Mordamerikaner 
Washington am 28: Jul, obgleich beide nur mit: Deu 
richtigen Verwendung der‘ AN Frankreich und Nord⸗ 
amerika für die Griechen geſammelten Gelder/ "nicht 
mit diplomatiſchen Sendimgen ‚beauftragt ‚waren: ı:: 
In s&elbft: von! ‚Seiten Großbritanniens: ward: der 
Beſchluß der grieshifchen. Regierung: n icht angenom⸗ 
meh ;ı vielmehr faßtes der geiechifche Kongreß: zu Epi⸗ 
dauros: am 21. Apr. 1826: den Beſchluß, : fir, Gries 

cheuland eine "onftitmeion eblamon — 
Berfaffung anzunehmen, und einen Auslaͤnder 
mit den hoͤchſten Würde: zu bekleiden 9); 1» Dach: Diefen 
Beſchluß blieb gleichfalls ohne Erfolgzrdenm am 14. 
Apr. 1827 ernannte die dritte griechifihes National⸗ 
verfanmlung zw Teozen: den Grafen Johaun 
Capoed' Iſtria zum Gouverneiit won rien 
dientand. In dem deshalb erkaffereitDerrdto#t)) 
‚weiches der Praͤſident des Narionateöhgreftes Siſſini 
unterzeichnete, ward ansgejprochen, daß dem erugund 
ten Gouverneur die vollziehende Gewalt anver⸗ 
traut werben, werfelbe Griechenland mach den be 
ficheinden Gef egen regieren/ und ſeine Gewalt; . 
som 14. Apr BSR an gerechnet rufſie ben 
Jahrenbeſchraͤnket fern follte.) © Im folgenden 
Monate Mai 1827uerſchien daraufıdie nene Veer⸗ 
fä f f ung: Griechenlauds Br weicher der ei der 

— — — 
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Nätionalverfamnlung Siſ ſini am 17. Mai 1827 
als angenommen, in einer oͤffentlichen Erklaͤrung *) 
bekannt machte und zugleich in derſelben/ Die Auf⸗ 
loͤſung der driffen Nationalverſammlung und die 
legung des Sitzes der ſtellvertretenden Regierungscomn⸗ 
miſſion nach Napoli di Romania ankundigte. Weber 
das Verhaͤltniß der neuen Verfaſſung Griei enlands 
zu der fruͤhern von Epidauros ſprach der P ſich | 
dahin aus: Griechen! Die Nationalverſamm lung hat 
das Geſetz von Epidaurbs, dt die proviſoriſ 
Verfaſſung Griechenlands, modifit irt hat: fie 
vervollfommmer, und tauglicher gemacht, um, 
durch Euere Regierung: "vollzogen das allgemei 
der Nation zu bewirken. Euere neue Verfaſſung with 
genannten Holit iſche Verfaffung Grieche 
lands (wolirmoniodvrayne +55 "EMadas), Surch 
ſie werden euere Rechte gegruͤndet * geheilig 
Dreien Gewalten dem’ Semnate, dem R — | 

| nnd: der. Ya fig: iſt euet® Herrſchaft an * 
iere⸗ bevollmaͤchtigten Senatoren bilden bereits 
Se nat, und ſollen der Nation die franzöfif ik) 
Geſetzgebung anpaſſen, inſofern fie. mie t 
seneund' den Verhaͤltniſſen dev —— * 
Die aufgeſtellte ftellvertretende Regierungscor io 
wird ihre Pflichten erfuͤllen, bis der Regent fel 
unſerm Vaterlande kommt. Zum Sihe der. | 
ſchaft iſt Napoliivi Romania ı —— ui 
In Verbindung mit dieſen beiden wichtigen B 
.. gen ſtand der am 64 Jul. 1827 zu London von Gre oß⸗ 
ANAL Frankreich. und — 
ſchloſſene V Be — rir g Nur Pacl —V —— * 4 Eich s hide 


BT ir 35j 1‘ zäh, 


*) Neuefte Staatsarten „Th, a NED Ede 
*) Ehend, Th. 9. ©. 81. SE 
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A 


peihifher Charakter der Verlaſfan 
vom 17. Mai 1827. 


| Die griechifche Nation verkuͤndigt, im Nationoks 
congrejfe verfammlet, zum drittenmale, im Angefichte 
Gottes und der Menſchen, ihr Daſeyn und ihre 
Un abhängigkeit, und conftituirt folgende Grand 
principien ihrer Verfaſſung. 

Jedermann in Griechenland bekennt frei feine Re⸗ 
ligion, und hat zu ihrer Ausuͤbung gleichen Schutz. 
Die Staatsreligion aber ift Die der- orientalis 
ſchen orthodoren Kirche. . . er 

Der griechiſche Staat ift einer und u utbeil« 
bar. , Er beſteht aus Eparchieen (Provinzen); Epar⸗ 
chieen Griechenlands find fo viele, als ihrer ‚die 
Waffen ergriffen Haben gegen” die oemaniſche 
Oberherrſchaft, und fie noch ergreifen werden. 
Die Sonverainerät berubtsauf Dex 
Nation. Jede Gewalt fließt aug der Nation, und 
beſteht für fie. — Griechen find: 1) die Einge⸗ 
“bohrnen des. griechifchen Staates, die an Chriſtum 
glauben; Malle, ‚die an Shriftın glauben, aus dem 
osmaniſchen Joce in den griechiſchen Staat gefoins 
„meay ind und kommen werden , um mitzußänipfen, oder 
dariu ſich aufzuhalten; 3) alle, die in einen fremden 
Staate von einen griechifchen Vater gezeugt wurden; 
4 alle Eingebohrne, oder auch nicht Eingebohrne, 
und deren Nachkommen, die. vor: der Kundmachung 
der gegenwärtigen Verfaſſung in fremden Staaten ein⸗ 
gebuͤrgert waren, nach dem griechiſchen Staate kom— 
men, und den griechiſchen Eid leiſten; 5 alle Fremde⸗ 
F kommen und naturaliſirt werden, : Ä 

Alle Griechen find gleich vor den Gefegen, und; 
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nach dem Maaße ihres perfonlichen Werthes, fähig 
— aden, Pisurlichen Dienften, —... Das; Recht den, 
Kepräfentanrfchaft wird. in einem beſondern Wahigeſetze 
geordnet werden. — Die Fremden, welche in Gries 
chenland ſich niederlaffen, oder nur daſelbſt verweilen, 
ſind gleich ‘wor, ven Gefeßen. — Die Abgaben 
werden "auf alle Einwohner des Staates, gerechtiin 
ndch vem Maasſtabe des Vermögens 
Jeden, vertheile. Keine Abgabe finder ſtatt ohi 
ein vorhergegangenes Geſetz. Kein Abgabengefeß gile 
länger; als auf ein Jahr. — Das Geſetz ficherf 
eines Jeder perfonliche Freiheit: Niemand Eann ver? 
haftet werden, als nach den Gefeken. "Das Leben, 
die Ehre und das Vermögen eines jeden, ‚der im 
Staate lebt, ſteht unter dein Schutze der Geſetze. — 
Sir allen Crininalfaͤllen hat jeder das Recht, die Ur⸗ 
ſache und die Natur der gegen ihn eingeleiteten An⸗ 
klage zu verlangen, mit ſeinen Anklaͤgern und ihren 
Zeugen confrontirt zu werden, Zengen fuͤr ſich zu ſtel⸗ 








—— 





len, Sachwalter zu Hüͤlfe zu nehmen, und fchnelle 


Erledigung von dem Gerichte zu verlangen. Up 
ber Verurtheilung wird nienand als ſchuldig betradhd. 
1er — ‚Niemand wird, zweimal. wegen eines und 
deſſelben Vergehens gerichtet, noch jemand: verurtheilt/ 
oder proviſoriſch feines Vermoͤgens beraubt, ohne vor⸗ 
hergegangenen Prozeß. Ohne vorhergegangene Ent⸗ 
ſchaͤdigung kann von Keinem das Opfer ſeiner Be⸗ 
Hung für die Zwecke des Staates gefordert werden, — 
Die Folter und Eonfiſcation find unterfage, + Reid 
Geſetz kann eine ruͤckwirkende Kraft Haben. — NE 
dem griechifchen Staate wird weder ein Men: 2 
gekauft, noch verkauft. Ein um Geld Erkauf⸗ 
ter, oder Sklave, wird, ſobald er den griechiſchen 
Beoden betritt, frei, und kann von feinem Herrn nicht 
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reclamirt werden. Miemand kann ſeinem comt 
petenten Richter entzogen werden. —“ Miemiand kam 
24 Stunden im Haͤfte Bleiben, ohne die Utſachen 
feiner Verhaftung zw erfahren, wid nicht länger als 
drei Tage, ohne Daß die Unterfuchung begintit.- 


EM Der Klerus kann, nach den Vorſchriften der 
griechiſchen Kirche, Beinen oͤffentlichen Dienft annebz 
men; nur die Plesbyter (Pfarrer) habe, das —* 
Mahhnänner zu ſeyn. 


den, um ſein a. über ar Sende Auge⸗ 
legenheit abzugeben. 

Die Griechen haben das Recht, ohne Sen 
fur, ‚frei - zu. fehreiben and. drucken zu laſſen, oder 
fonft bekannt zu machen, ‚ihre Gedanken und Mei— 
mungen, wenn fie folgende Beſtimmungen beobachten? 
V daß ſie nicht gegen die Principien der ‚chriftlichen 
Religion fehreiben ; 2) Daß. fie wicht gegen die Deveng 
verſtoßen 73) Daß fie alle perfönliche ee: 

uyd Verkaͤumdungen vermeiden. 

Rein Adelstitel wird von den vgrie 
— —— gegeben; und kein Grieche in 
demſelben kann, ohne un. des- Prafidenten, 
einen Dienft rein: Geſchenk, Wuͤrde oder Zitel von 
einen Monarchen , Sürften; oder einem auswärtigen 
Staate annehmen. —1,Die Praͤdicate Erlaucht, 
Excellenz u. a. werben feinen Griechen innerhalb des 
Staates gegeben. Nur. dem Praͤſidenten wird der 
Titel Exeellenz gegeben; — hoͤrt aber mit ſeiner 
—— auf. ji 

Kein gebohrner oder vehäehfhenter Siehe, der 
* —*— — wohnt: und die Rechte eines Buͤr⸗ 
gers genießt kann ſich unter den Schutz einer frem: 
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den Macht, begebenz,,.fonft Bor er auf ——— 

Staats buͤrger gu ſeyn ·. 3 — 
Die Souperainetaͤt des Voltes, theilt ſich in 
drei. Gewalten: die geſebbgeb ende, bier voll⸗ 
DAL die rich te ski ches. „Die geiet 
bende G eiwake; * dem eu der S olksr en: 
fäntelt zu, — enat, —T „Die vollzi en 
gebt einem heit Einzigen, der nbermat egent, 
Prafident) heiße, und. verſchiedene Srnats 
taire unter fich hat, Die rigterlice Teig 
derſchiedenen Gerichten. 
Der Senat befteßt ısden — her 
‚perfchiedenen Provinzen Öriechenlands. 
femanten werden vom Volke gewaͤhlt/ "ig Km 
‚Madigefege) Der Senat/ als ein altjeg" etrach⸗ 
seh, iſt umverletzlich Dir Senat hat einen 
denten einen Vicepraͤſtdenten / einen erſten und zwei⸗ 
ten Sedelaie mit den nerhigen Unter 
Der Prafidene und Vicepraͤſident werden vom’ 
durch Samnmenmehrheit · gersäßlt,, Die Pan ex des 
Amtes beider iſt einjaͤhrige Die R ai 
werben auf drei Wahre! said Da Drit 
derſelben wechſelt jährlich.» » Das erfte und }ı n 
Jahr geſchieht ‚der. —— aͤm— 
liche Karin nicht zweimal, nach einander 4 
ſentanten gewählt: werden. = Die/Siguing 
Senats beginnen am ‚erften Monaterbei 31 Octobe 
amd. dauern wien bie fuͤuf Monate. Die. S oa j — * 
ſchluͤſſe werden durch Stimmenmehrheit gef 
gleicher Babe sgiebe die Stimme des Präfivente 
Ausſchlag. — Es iſt feinem — 
‚laubt, ‚einen andern Staatsdienſt R =. 
* Er aichtung t Staats 

————— Die ‚Senatoren 
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halten die beſtimmte Beſoldung aus dem National· 
ſchatze, ſo lange fie an dem Orte der Senatsſitzungen 
auweſend find; die ganze; ſo lange die Sitzungen 
dauern ;i mach deren Beendigung die halbe. Ein 
Kepräfeutant"darf nicht ‚verhaftet ‚werden‘, fo ‚lange 
‚die Senatsſitzungen danernz auch, nicht: wien Wochen 
"Bor und nach. Denfelben, · Doch, Fonnen:fie im dieſer 
Zwiſchenzeit gerichtlich belangt werben. Die Des 
wäfentanten find nicht verautwortlich fuͤr Das‘, was 
fie in Senate geſprochen haben. — Die Sitzungen 
des Senats find oͤf fen thich / and num gebeiny, weun 
‘die Mehrzahl der Mitglieder)es für gut achtet. — 
Die Mitglieder des Senats werben, nach den Be⸗ 
duͤrfniſſen des Staates, in permanente Commiſſionen 
vertheilt,, Der Senat: bat Das Geſchaͤft einer jeden 
derſelben zu beſtimmen. Kür jeder der Repraͤſentan⸗ 
ten kann durch den Praͤſidenten ſchriftlich dem Senate 
einen Geſetzesvorſchlag uͤberreichen. —⏑⏑ ⏑⏑—— 
Ein jeder Senatsbeſchluß wird dem Praͤſid 
tiberreicht: Genehmigt ihn dieſer; ſo beſtaͤtigt er ihn 
binnnen 15 Tagen, vom Tage der Ueberreichung an 
Dis ie, und publicirt ihn. Von da an iſt er Ge⸗ 
feße Genehmigt er ihn nicht; ſo ſendet er ihn bin⸗ 
‚nen, 15 Tagen an den Senat zurück mit ſeinen Modi⸗ 
ficationen und Bemerkungen. Dieſe ſendet der, Senat 
‚der betreffenden permanenten Commiſſion zu, um fie 
zu erwaͤgen, und abermals’ der Reviſion des: Genats 
zu unterweifen. Findet der Senat das «fo; mepifis 
Kill; — für gut fo ſendet er es in ſeiner 
Geſtalt ein zweitesmal dem Praͤſidenten zu 
Zerweigert dieſer abermals die Beſtaͤtigung; ſo ſen⸗ 
et er es binnen 15: Tagen zuruͤck an den Senat, 
mit den Beweggruͤnden feiner Weigerung. Der 
nat es nun neuerdings diſ 
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mie · Stimamenmehrheit auf dem Senatsbeſchluſſe be: 
harrt ſo ſchickt er ihn zum vrittenmale an den 
ſidenten > er ihn nam ittelb ar darauf breſta— 
rigen und publichren: muß, und dann wird 
er zum Gefope. == EinNGrfegesertmurf, vom 
Präfiehren dent Senate vorgefchlagen fältenur db, 
wen er dreimal vom Eenare'Bifchtiet ‚und Breimat 
dem Präfidenten als nnanuehmbar jutiehacfe nder wa 
But Anfang 
— — vorgelegte · hypothetiſche Bunde 
—— "hat; Bewsilligt‘ er ie die jur Bere tung 

s moͤthigen· Gelder. Er im Ein⸗ 

zelnen die Rethuungen der. Einnahme und —5 
Des vorhergehenden Jahres eilt ——— 
Sladtes die von dan Etaatoſecreran Sr 
vorgelegt werden, und befichlt, die — 
Buch Ben Druck bekanne'zu nahen. —- | hi. 5 
bie ri tige: ——— g der 
legt: "Er beftinhir durch ein Gefep bit Ab 
gaben; Zolle und andern Steuern di 
— ** gleich yen — 


Eu 


—— — 


— 
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der Wiſenſchaften und gemeinnuͤtzigen Kuͤnſtez und 
die Induſtrie. Er ſichert auch den. Erfinderun uud 
Schriftſtellern fuͤr einen gewiſſen Zeitraum das aus⸗ 
ſchließende Recht auf Den Gewinn, Der von der Erfin⸗ 
dung und den Schriften herruͤhrt. — Exr⸗macht Ge⸗ 
ſetze über Priſen und gegen den Seeraubs;ı Er mänhit 
Geſetze uͤber die Recrutirung im Wege ver Conſegip⸗ 
tion. Er ſorgt für Erbeiung. und Aukauf von Na⸗ 
tienalfchiffen.; Er giebt Geſetze uͤber Berparbiung:der 
Mationaleinkünfte und Guͤter. Er beſtimmt die Ge⸗ 
halte des Praͤſidenten, ber Staats ſecretaire und der 
Richter. Er beſtimmt durch: ein Geſetz Die, Grenzen 
der Eparchieen. 7,130 
au: Ohne Genehmigung des. Senats Kann. Dep, Phaͤ⸗ 
ſident weder eine Kriegserklaͤrung und 
einen Friedens, Allianz-, Srenndfihaftsz, 
Handels und Neutralitäts  Bertzag 
ſchließen. Ausgenommen ſind befondere Waffen⸗ 
ſtillſtandsconventionen; doch anf er auch, Bine lnakei 
bem Senate anzeigen. —6 
Der Senat. empfängt » eriti p nen: ‚aller Art⸗ 
Die ‚ welche. er annehmbar findet, weiſet er vn 
fie gehören, ‚ohne. feine Meinung, ‚abzugeben | HALIt 
4 Im, alte Eibungen des Senats, mit Angnahue 
Der-geheimen, ‚hat der Zeitungsfipreiber freien Zut gaa | 
in Der-Senat forgt dafuͤr, daß ein Civih⸗, 2Crie 
minal = und Militair + Öefegbuch: ausgearbeitet werde, 
die: insbeſondere die, fran zoͤſiſche Gejebgebung, zur 
Grundlage. haben ſollen. 
45h Dem Präfidenten:ift, die ollziehenbe Gewalt 
anvertraut. ; Er iſt unyerletzlich; die Staatsſecretaire 
find verantwortlich für ihre Ants handlungen. 
Durch ſie pollzieht der; Maͤſident Die Geſetze im gau⸗ 
zen Umfange des Staates. Er ſetzt AR Kand« und 
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Seemacht in Bewegung. Er macht Geſetz an⸗ 
traͤge ſan den Senat, und beauftragt einen odet 
mehrere Staatsſecretaire bei der Verhandlung daruͤber 
im Senate gegenwärtig zu ſeyn. Der Praͤſident ſorgt 
für die innere und aͤußere Sicherheit Des Staates. Er 
ſtellt an und wechſelt die Staatsſecretaire und alle 
Aemter der Regierung. Er beſtimmt die Pflichten 
eines jeden derſelben. Er correſpondirt mit 
den fremden Mächten. Er erklaͤrt Krieg, ſchließt 
Frieden und Vertraͤge, nach den oben genannten Be⸗ 
ſtimmungen· Er ſolet Geſandte, Conſuln, Agenten 
u⸗ſcw nach fremden Staaten, und —3 — dieſelben 
von, ihnen. — Er kann, im Nothfalle, den Senat 
A wencich verſammeln. — Er iſt ——— ; 
einen Geſetzautrag uͤber Organiſirung der Nationale, 
gärde zu machen. — Der Präfident har, feinen. 
ai inden Senat, außer beim Unfange u — 
Schluſſe der Sitzungen. ‚Beim Anfänge. einer. jeden 
Sitzung fpricht er über die auswärtigen Verhäftniffe, 
den innern Zuftand des Staates, befonders aber über; 
die Einnahmen und Ausgaben, tiber den Bedarf des 
naͤchſten Jahres und uͤber die moͤglichen Verbeſſe⸗ 
en der öffentlichen Angelegenheiten. — Das 
—*5 Praͤſidenten dauert ſieben Jahre. Er 
kann; Hai Menſchenliebe und aus ſtarken Gründen _ 
bie To des ſt ra fe abändern, nach Berathung mit 
ven Staatsſecretairen, auf Empfehlung des Ges 
Fichte. — Es iſt dem Praͤſi denten und dem Senate 
—** verboten, ſich in irgend: einen Vertrag 
einzulaſſen der die Aufhebung der politiſchen 
Exiſtenz und Ungbbaͤngigkeit der Nation 
sum Zwecke hätte. ABER. 
Es giebt fechs Staniöfecteralre? für vie —* 
wartigen —E fuͤr das Innere und Die 
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Polizei; fir die Finanzen; fir den Krieg fſte die 
Marine: ‘Fire die Juſtiz und den’ Unterricht. Le Die: 
Staatsfecretaice haben freien Zutritt zu den Sitzungen 
des. Senats, und werden angehört, wenn fie "dad 
Wort verlangen. Die Staassfecreraite ſind verant⸗ 
wortlich, und werden vor dem Senate verklagt · wegen 
Verrath, wegen Mißbranch der Staatsgelder, und 
wegen: Unterſchrift von Verordnungen, die den Brund⸗ 


geſetzen zuwider ſind. 


Die richterliche Gewalt iſt mnabhehig in 
ihren Ausfprüchen von der gefeggebenden ünd voll: 
iehenden. ie richtet nach den gefhriebenen 
Gelesen der Nation. Es giebt Sriedensgerichte, . 
Landgerichte, und Obergerichte. Es’ befteht, 
beim Sitze der Regierung, din Caffarionsgerict, & 
— Es ſollen Geſchw ornengerichte eingefuͤhrt 
werden. Außerordentliche Conimiſſionen find in der. 
Folge verboten. Die Proceffe werben öffentlich", vers 
handelt, “außer wenn die Deffentlichfeit gegen dei. Anz 
ftand verftögt. — Die Urtheilsfpriiche der Gerichte 
erfolgen öffentlich. Die Richter ſind verantworts 
lich für Betrug, Beftechung, Partheilichkeit und Weis 
Bee gegen das Geſet der Drganifirung ber Ger, | 





t 


433. . . 
2). Königreid Spanien. J 
vdinuaa. ſtaͤndiſche —2 
Die aliere Verfaſſung Spaniens hate, ihren 
Grund theils in dem mit, den Weftgothen: über die : 


Pyrenaͤen gefommenen Lehusſyſteme, t.heslssin:dem 
Berhältniffe, in welchem vie eingelnen- ehriftfichen ° 


! 


4 
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Reiche Spaniens zu den, ſeit dem Auſang⸗ des 
Jahrhunderts daſelbſt geſtifteten, arabifhen Staaten 
fianden. Denn in dieſen Zeiten des Kampfes zwi⸗ 
ſchen dem Chriſtenthume und dem Islam Diaz 
ſchem Boden. bildete ſich in den: chriſtlichen Reichen 
Spaniens,namentlich in Kaftikien,früberijaber 
noch in Aragonien, eine ſt aͤn d i ſſch e⸗Verfaſſung 
aus wo bereits im. Sabre 1116 ven Buͤrgern von 
Saragoſſa ſchrif tliche Privilegia enheiun ⸗ 
N —7 daß damals ſchon der. —* IR el 
—74 Städten Aragoniens bedeutend Ne re 
une, Es erſchienen auch, bereits, vor der Mitte 
8 ‚zwölften, Jahrhunderts —3 on,& 2 en 
uf. en. Reichstagen. —Die Verfa 4 * it 
kiens. EN erſt im „Löten Jahrhunderte T bei # 
doͤnige erdinand 3 ihre politische Ge alt 195.6 uch 
gelangte hier der dritte stand er erſt ums Jah 5 
alſo * Jahrhunderte ſpaͤtet als in Nagenien, 
Reichsſtaudſchaft, und nie zu ba) 59— Ye hten t, 
wie it, Aeagshien Mc | if M 
| Sb nun gleich die lange und Auf 
Spaniens ſeit der Vermaͤhlung der Iſab⸗ * | 
Kaſtilien mit Ferdinand von Aragon n u. I v 
Eroberung des legten aräbifchen Sta a ani⸗ 
ſchem Boden, des Koͤnigreiches — (1492), 
gewann; fo ſant doch 38 ereits ſeit dieſer Zeit das, 
große politiſche Gewicht d Keichsftände, ob ſie gleich 
noch unter der —— pie J 
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ſetzülig des bourb ontfchren: Haufes nah Spanien 
mit: Philipp di. zum: Unbedeutenheit herabſanken. 
Denn ſeit diefer Zeit verloren Aragonien, Cara: 
bonien und Balencia, weil’fie mit Philipps‘ 5 
Gegenkoͤnige, Karl von Deftreich, zufanımengehalten 
hatten, ihre feuern großen Rechte; in den übrigen 
Königreichen ward ein Reichstag, als. bloße Forma⸗ 
litaͤt, zur Anerkennung des neuen bourboniſchen Erb⸗ 
folgefeges zufammenberufen; und nur Biskaja, Nas 
varra und Aſturien behielten einige, auf das De 
—— gegruͤndete, Freiheiten. 

Bis auf die Zeit der neueſten großen politifchen 
Veränderungen galten daher in Spanien’ nur -wes 
nige Reihsgrundgefeße. Dahin gehörten das 
Geſetz von ver Untheilbarkeit des Reſiches 
Kaſtilien;zund das Gefes von dent Nechreiver 
Er ſt ge burt auf dem Eaftilifchen Throne, Dieſe bei⸗ 
den; Geſetze wurden (1252) von Ferdinand dent‘ — 
——* von Alphons 10 dent Geſetzbuche | 

einverleibt, darauf von den Staͤnden ——— — 
von Iſabella and ‚Ferdinand beim Antritte ihrer ges 
nteinfchaftlichen Regierung (1475) beftätigt, und von 

Katl 5.1523 und 1554), ſo?wie von Philipp 3 

| —— (1595) auf die geſammten ſpa⸗ 
niſchen Staaten ausgedehnt. Zu dieſen Geſetzen kam 
(42) Mai 1718) das inter Philipp 5 gegebene und 
von den Reichsftaͤnden angenommene Erbfolgeg& 
fegıhitps, wodurch die vorigen theils erlaͤutert, theils 
abgeaͤndert wurden, Denn dieſes letzte Geſetz behielt | 
zwar die in den beiden frühen Gefegen ausgeſprochene 
Untheilharkeit, und die Erblichkeit des Thrones in 
maͤnnlicher und weiblicher Linie nach dem Rechte der 
Eeſtgeburt bei, entſchied aber dahin, daß der weib⸗ 

liche Stamm erſi nach vhlligem ae Des 

St. W. ate Aufl. IV. 
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männlichen zur Thronfolge gelangen follter Noch 
beſtimmte die  pragmatifche : Canction Karls 3 vom 
Jahre 1776, daß die Kinder; derjenigen ‘ Foniglichen 
Prinzen, welche ieh .unftandesmäßig verheirathes 
ten, von den Thronfolge ausgefchlöffen werden ſollten. 
=. Die Cortes des kaſtiliſchen Reiches beſtanden 
aus det Geiſt lich keit, dem. hohen. Adel, und. den 
Deputirten der - Städte, wozu auch die Drei 
Kitterorden, mit. dem Kange vor den Grädten; 
gerechnet wurben. Doch war. ihre Gewalt, dem: koͤnig⸗ 
lichen Willen zu widerfprechen , laͤngſt erfofchen ; denn 
der Reichstag ward: blos noch bei Huldigungen und 
bei. der Anerkennuug neuer  Thronfolgegefege: zuſam⸗ 
men ‚berufen, Gewiſſermaßen vertrat der Rath von 
Kaſtilien, als das hoͤchſte Juſtizcollegium, die Stelle 
der Keichsftände, inſofern Durch a. der koͤnig⸗ 
liche Wille feierlich beſtaͤtigt ward . RER 


Petr. Joseph. Perez Valiente, apparatüs 
. juris publici hispanici. 2 -Voll. Madrit. 17581. 4 
... (Er hat Vol. 2: p. 385 das Gefeg vom 12. Mai, — 


134. 
JJ * 
b) Die Verfaſſung vom 6. Jun. 1808. 


So hatte die frühere: Berfaffung: der waniſchen 
Cortes geruht, als Napoleon, nachdem er zu Bayonne 
(Mai 1808) den Koͤnig Karl 4 und deſſen Sohn, 
Ferdinand 7, aut Verzichrleiftung auf ‚die. Kronen 
Spaniens und Indiens gebracht hatte, am Lãd Mai 
1808 eine. Verfammlung, der fpanifhen Mord 
blen nach Bayonne berief, um ‚ihrer altgewordeien 
Monarchie‘ cine newe VBerfaffung zu geben. 
Nah den: Willen: des Kaiſers beſtand dieſe Ver— 


un 
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fammlung aus 150 Perfonen; 50 aus dem geift« 
lichen Stande, 100 aus den weltlichen Stän- 
den.. Obgleich bereits in Spanien der. Kampf gegen 
die Franzofen begonnen hatte; fo wurden doch die 
Sitzungen diefer Junta am 15. Juny 1808 eroͤffnet, 
der Entwurf der neuen Verfaſſung derfelben vorgelegt, 
und Ähr zur forgfältigen Prüfung und freimuͤthigen 
Beurtheilung empfohlen. Bereits am 6. July be: 
ſchworen der nenernannte König Spaniens, Joſeph 
Napoleon, und die zu Bayonne verfammelte Junta 
die neue Berfaffung *), die nur fo lange dauerte, 
als Joſephs Herrfihaft in Spanien, und nur in den- 
jenigen Theilen der Monarchie, welche durch Das 
‚Gewicht der franzofifchen Waffen dem Könige Joſeph 
unterworfen waren. 

Die weſentlichſten Beſtimmungen dieſer Ber: 
faſſung waren: Die katholiſche Religion iſt in’ Spa⸗ 
nien und in allen ſpaniſchen Beſitzungen die Religion 
des Koͤnigs und der Nation; es iſt keine andere 
erlaubt. Die Krone iſt erblich in der directen 
maͤnnlichen Rachkommenſchaft, nach dem Rechte 
der Erſtgeburt. Sie kann nie mit einer andern Krone 
‚auf dem naͤmlichen Haupte vereinigt werden. Es 
giebt. 6 Großbeamte des Reiches, und neun Miniſte⸗ 
‚rien. Die Minifter find für die. Vollziehung der 
Geſetze und koniglichen Befehle REANIOUMEG, 





| ip! Die Sammlungen, two fie fieht, veral. $.19. In ihrem 
Eingange beißt. es: „Don Joſeph Napoleon v. Nach: 
dem Wir die Nationaljunta vernommen haben, welche 
z Bayonne verfammelt war, haben Wir befchloffen , daß 
, „bie, gegenwärtigen Eonjtitutionsjtatuten als ein Grund 
geſeß Unſerer Staaten und als Grundlage des 
Vertrages, der Unfere Völker an Uns, und Uns an 
2. Unſere Völker — vollzogen = er 
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Es giebt einen Senat. Der Senat fell: be 
ſtehen aus den Infanten von Spanien, die ihr 18tes 
Jahr erreicht haben; aus 24 Mitgliedern , die Der 
König aus den Miniftern , den Genetalcapitainen der 
‚See = und Landmacht, den Botfchaftern,, den Staats: 
‚räthen und den Mitgliedern des Raths von Kaftilien 
rauf. Lebenszeit ernennt. Jeder Senator muß 40 
Jahre ale fern. — Im Falle einer bewaffneten 
Empoͤrung, oder auch wenn innere Unruhen die 
Sicherheit des Staates bedrohen, kann der Senat, 
‚auf den Vorfchlag Des Königs, die Herrfchaft des 
conftitutionellen Statuts an beftimmten Orten und 
fir eine beftimmte Zeit fufpendiren. — Es liegt dem 
Senate ob, über die Erhaltung der individuellen 
and der Preßfreiheit zu wachen. Fuͤr jede von 
“beiden befteht im Senate eine befondere a 
von fünf Mitgliedern. — 


Es giebt einen Staats rat h unter dem Bor 
ſitze des Königs. Er befteht aus wenigftens 30, und 
hoͤchſtens 60 Mitgliedern, und wird in. 6 Gectionen 
(der Juſtiz und des Cultus, des Ännern und der 
MDolizei, der Finanzen, des Krieges, Des Seeweſens, 
und für Indien) eingetheilt. Die Minifter und der 
Praͤſident des Rathes von Kaftilien find von Rechts— 
‚wegen Mitglieder :des Staatsraths, gehören aber zu 
feiner Section. — Es beftehen bei dem Staatsrathe 
‚Requetenmeifter, Auditoren und. Conſulenten. — 

Die Entwirfe von Civil- und Criminalgefegen, und 
‚bie allgemeinen Staatsverwaltungsanerdnungen. wer⸗ 
den von dem Staatsrathe erwogen und abgefaßt. Er 
erkennt über die Surisdictionsftreitigkeiten zwiſchen 
‚den verwaltenden und richterljichen Behoͤrden, tiber 
ftreitige Verwaltungsſachen, Yund-Avenn Beamte der 

Us 


Königreih_ Spanien 661: 


Staatsverwaltung vor Gericht gezogen. en: —* 
* Staatsrath hat nur con ſulta tive Stimmen 

Es giebt Cortes, oder eine Botdenainien: 
6 ‚nam bu: ug, beftehend aus 172, Mitgliedern , und 
abgerbeilt in.3. Bänke: Die Bank der Seifttihkeit; 
Die: Banf des Adels, und die Bank des: Balfes 
Die- Bank der Geiſtlichkeit beſteht aus 25 Erz⸗ 
biſchoͤffen und Biſchoͤffen. Die Bank des Adels 
beſteht aus 25 Adlichen, welche Gran dem der Cor⸗ 
tes heißen. Die Bank des Volkes beſteht aus; 62 
Deputirten der Provinzen, ſowohl von Spanien 
als von Indien; aus 30 Deputirten der Hauptſtaͤdte; 
aus: 15 Kauf-, Handels- und Gewerbsleu— 
ten; und aus 15 Deputirten der Un iverſit aͤ tzen, 
Gelehrten, ober. durch ihr perſoͤ nlides: Ders; 
dienſt in den Wiſſenſchaften oder Kuͤnſten ausgezeich⸗ 
neten Maͤnnern, — Die. Adlichen muͤſſen, um: 
zum Range der Granden erhoben zu werben ein Ein⸗ 
kommen yon wenigſtens 20; 000, Piafen: beſitzen 
cher/ in Cipil⸗ und, Militairſtellan lange, und, wichtige 
Dienfiegeleiftet . haben, — Die Deputirten⸗ Der 
Pro vang en werben von, den Provinzen ernannt, fo 
Bag Einer auf ungefähr, 30,000 Einwohner konm 
Die Provinzen werden fuͤr biefen Zwei 
bezirke. eingetheilt — Die Depytitten der 30 
Hau ptſt aͤdt e werden von den Municipalitäten ;jes; 
der dieſer Staͤdte ernaunt. Die Deyputirten der 
Provinzen und; den Städte koͤunen nur anter den, 
Ei ioenrbünsen, von Örandgütern gewaͤhlt 
en — Die 15 aaif⸗ und Handels heute 
en aus den Mitgliedern der Handels kamniern und 
den reichſten und augeſehenſten Kaufleuten des Konig⸗ 
reiches gewaͤhlt. Sie werden vom Koͤnige ernannt 
nad) „einer, von jedem Handelsgerichte und jeder Dans 
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delskammer gemachten Vorſchlagsliſte von ann 
viduen. — » Die Deputirten der -Umiverfit en; 


Gelehrten und der durch perförtliches Verdienft in 
den Wiſſenſchaften oder Kuͤnſten ansgezeichneren Män- 
ner werden von dem Könige ernannt nach einer Lifte) 
von 15 Candidaten, die der Rath von Kaftilien, und! 
von 7 Candivaten, die jede der Univerſitaͤten vors 
ſchlaͤgt — Die Bank des Volkes wird fir jede 
Sitzung erneuert. Ein Mitglied diefer Bank kann 
für die naͤchſte Sitzung wieder gewaͤhlt werden. Wenn 
es aber 2 Sitzungen nach einander beigewohnt hat 
Bann es erſt nach 3 Jahren wieder: — 
Der König beruft die Cortes; er kann ſie ver⸗ 
tagen y protogiren und auflöfen, Det Präfidene Ders 
felben wird von dem Könige ernannt aus’ drei Can⸗ 
didaten, welche von den Cortes durch geheime Wahl 
und nit abſoluter Stinmenm⸗ dhen erwaͤhlt werden 
— Die Sitzungen der Cortes ſind nicht ffentlichke 
Die Meirtimgen und Beſchlüfſe Dürfen we der be⸗ 
kbanmnt gemacht, no ch gebruckt werden. 1 Year 
Bekanntmachung vrch Druck ever Anſchlag von Sch 
eh Der Verſammtlung der’ Esrtesoder eines“ 
Mirgtievder, wird als eine aufehpterifgge 
Sa adluwg angeſehen. ": gen 
Das Geſetz beſtimmt von vie REIT: 44 
ren den Betrag der jährlichen! Einnahmen und Aus⸗ 
gaben des Staates. Dieſes Geſetz ſoll von den Nas 
netn des Staatsraths vor die Cortes zut Berathſchla 
gung und Genehmigung gebracht werden; und auf 
gleiche Weiſe - die‘ in? dem" buͤtgerlichen md‘ pein⸗ 
lichen Gefetzbuche/ in dem Auflageſhſteme und in dem 
Mumgweſen zu machenden Veraͤnderungen.nDie Ge⸗ 
—— werden vorläufig” von den Secktionen 
——— von den Lortes etnaunten/ 
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Commiffionen mitgetheilt. — Die nach den ges 
wöhntichen Einuahmen und Ausgaben eingerichteten, 
und: jedes Jahr durch den Druck öffentlich: bekannt ges 
. machten, Finanzrechnungen werben ven Cortes ** 
den Sinangminite zur Prüfung vorgelegt. 

Wenn die Cortes erhebliche und begrimdete Ras 
gen uͤber das Betragen ‘eines Minifters vorzubringen 
haben, wird die Adreſſe, welche dieſe Klage und die 
Auseinanderfegung ihrer Beweggruͤnde enthält, durch 
eine Deputation dem Könige — und, auf 
deſſen Befehl, von einer aus 7 Staatsrauͤthen und 6 
Mitgliedern Des Raths von Kaftilien u. 
Commiſſion unterſucht. 

Die ſpaniſchen Hoͤnigreiche und: Pro⸗ 
vinzon in Amerika und Aſten ſollen Urt 
naͤmlichen Rechte, wie Das Mutterland, 
genießen. Alle Arten von Cultae: md Anduftrie 
follen in diefen Koͤnigreichen und Provinzen Frei feyn, 
Der wechfelfeitige Handel: verfelben unter einander‘, 
und mit dem Mutterlande iſt erlaubt. Es darf kein 
beſonderes Ausfuhr⸗oder Einfüßrpriviteglam nach 
gedachten Königreichen oder ‘Provinzen ſtatt finden, 
Gedachte Königreiche und Provinzen haben beider 
Kegierung 22 (von den Municipalitäten gewählte) 
beftändige Deputirte, die beauftragt find, für 
Abe Intereſſe zu ſorgen, und ale Kepräfentan 
ten derfetbeu der Berfammlung;der Cor: 
res beizuwohnen. Dieſe Abgedrdneten, gewählt 
aus den Eigenthuͤmern liegender Gruͤnde, bekleiden 
ihr Amt 8 Jahre: — Aus denſelben wählt der Koͤnig 
& Deputirte, welche dem Staatsrathe, td zwar der 
Abtheilnng von“Indien, beigefuͤgt warden: ESie 
haben ir allen die Kolonieen — — 
heiten eine berathende Stimme · 
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86 ESpanien And Indien ſollen nach: einer einzigen 
Civilgeſetzb uche regiert; werden Die: Gerichte 
nd nnabbängig, -Alloıgrampherrlicheiump 
beſondere Gerichts barkeiten find aufge— 
hoben. Es beſtehen Frieden siri ch t er Awelche 
ein guͤtlich ausgleichendes Gericht bilden; Gerichte 
erſter -Snftanz;. Appeliationsgerichte,; sein Caſſations⸗ 
bof für das ganze: Königreich, und ein Eonigliches 
Obergericht. Der Rath von Kaftilien verrichtet die 
enſte des Caſſationsgerichts. — Das peinl iche 
Benfabrennift oͤffentliche Die Ei 








TRUG WITH BIER 


fonen find aufgehoben; doch wird. einesEnsfchäs 
digung für die Aufhebung derjenigen Privilegien. zu— 
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geſtanden, die: mit ne Auen — 
erworben wurden. —ñ 2224 
Das Haus eines, jeden —— iſt ein er 
es Aſyl. Keine auf ſpaniſchem undeindifchen 
Boden ‚mohnende Perfon kann verhaftet werben, es 
fey denn, daß fie mitten in der Begehung eineg Ber- 
rechens. ertappt würde, ober daß eine gefegmägige 
ünd (cdriftliche Ordre dazn vorhanden waͤre. 


fx 


"Die Folter Aa abgefchafft. — Alle beſtehende 


— — Majsrate, oder Subſtitutionen anf 
Guͤter, welche weder einzeln noch vereinigt jaͤhrlich 
5000 harte Piafter tragen, find abgeſchafft. Nur 


dent gegenwärtigen Velier Fommen fie zu gute; in 


der Folge fallen fie in die Klaffe der freien. Güter, 
Die Befiser von folhen Gütern, die mehr als 50 

barte Piafter tragen, koͤnuen ‚verlangen; DAR dieſe 
Güter frei gemacht werden. — Cs. darf, kein: Fidei⸗ 
commiß, Majorat oder Subftitution gemarht werden, 
es ſey denn, Daß, der: König: folche wegen. geleifterer 
Dienfle,; und um die ben Familien errheilten Wuͤrden 


zu erhalten, purch: Patentbriefe bewilligt: In feinen 


Galle: :darfı die jährliche: Rente folcher Güter: :20,000 
- harte. Piaſter uͤberſteigen, aber aueh nicht uvler⸗ aa 
betragen . 

3. Die perfchiebenen, Grade nah, Kloſen vw bes 
ſtehenden Une ts follen:beibehalten werden, doch ohne 
von ben oͤffentlichen dLaſten und. Verbindlichkeiten zu 
befreien, und ohne daß es in Zukuuft ‚jemals. erfor⸗ 
derlich ſeyn ſoll, zum Adel: zu: gehoͤren, um zu einer 
weltlichen "oder, geiſtlichen Stelle ‚befördert, ‚gber im 
Heere und. bei. der Flotte angeſtellt zu werden! — : Ger 


leiſtete Dienfte ‚find Die ; einzigen Gruͤnde des ar 


ſpruchs auf Befürberung. 
Ju der Mein: Verfonmlung der Cotles *— 


* 
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dem Yahre 1820 fol, auf Befehl‘ des Königs, 
iiber die Zufäße, Modificationen und: Berbefferungen 
berathſchlagt werden, welche man bei der ung 
— noͤthig erachten wird. — 


' Später hob Napoleon (4 Dir, 1808) ‚ Na) 
der Einnapme Madrids, die Inquiſition, zwei Drits 
teile aller Kloͤſter, und alte tehnsredte mit 
ber. Partimonialgerihtebatkeit und dem. Innungs— 

zwange. auf; alle Gewerbe wurden frei aigcbe. 
— — 135. 
f —Fortſetz ung. 
9 Die Berfaffung vom 19, März 1812, 


: Während der blutige Krieg der Spanier gegen 
Frankreich fortdauerte, und Ferdinand 7 zu Valengay 
als’ Mapoleons Sefangener bewacht ward, „bildeten 
fich in den einzelnen Provinzen: Spanieng‘ Junten, 
welche unabhängig von einander und nach den Um⸗ 
ſtaͤnden handelten. Doc empfand man bald das 
Beduͤtfniß einer Centraljunta, welche aus den 
Abgeordneten der Provinzialjuuten beſtehen und Die 
allgemeinen Angelegenheiten des Staates leiten ſollte! 
Sb trät bereits im September 1808 eine, aus 36 
Abgeordueten der Provinzialjunten beſtehende, Cen⸗ 
traljunta zu Uranjuwez' zuſammen, welche bald dar⸗ 
anf ihren Sitz nach Sevill a, und, nad: den wech⸗ 
ſelnden Erfolgen Des Krieges im Februar 1810 auf 
die InſelLeon bei:Cadir' verlegtei Moch berief 
ſie Jum März 1810 die Cort e s des Reiches zu. 
ſammen, uͤbertrug aber darauf ihre Gewalt einer 
Regentſchaft von fünf Perſonen. Diefe Regent⸗ 
ſchaft verſanimelte am 24: Sept ABl Ordier allge: 
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weinen und außevrordentlihen Cortes des 


Reiches anf ver Inſel Leon, welche t hei bs aus den 
Abgeordneten der Provitgiatjunten, theilsaus den 
Deputirten derjenigen Staͤdte und Flecken beſtanden 
die bereits bei den altem Cortes Sitz und Grimme 
gehabt: harten, theils nach dem, vonder Central⸗ 
junta gentachten, Wahlgefege ernannt worden: waren; 
Der erſte Beschluß dieſer Cortes war die Abfaſſung 
einer. Urkunde, worin der Vertrag von Bayonne) fü 
nichtig erklärt, und Ferdinand” als verein: 
figitechtmäßige Regent Spantensianer 
kannt ward. Darauf ward aus den Cortes ein 
Ausfhüg von 15 Mirgliedern erwähnte, (wels 
cher den Entwurf einer Verfaſſung bearbei⸗ 
tete, die ſodann von den geſammten Cortes berathen, 
und von denſelben an 19. Mätg 1812nals Giemnd« 
gef eitz angenommen, ſo wie von emehrern auswaͤr⸗ 
tigen Mächten, bei der —— er Buͤnd niſſe 
mit Ver Regeniſchaft Spaniens‘ gegen Map 
anerkannt und garantirt ward* "Asaber erw 
nand7i nah Spanien if März 1814)zuruckt 
venvarf' ar diefe Verfaſſung / ließ den’ · Verſanmlungs⸗ 
ort · der Regentſchaft und der Cortes militairiſch um⸗ 
mu ‚die Cortes zerfprengen;, und ‚Die bedeutendſten 
eirkerkern, > Das von’ ihm gegebene Ver⸗ 
— * eine Verfaſſung mit den won ihm zu 

| Ela SER PR Beraran. Ba amt 
Doch ein mit: ve Anfange des Jahres 1820-auf der 
Inſe Irene gie ker Auer: nn Ä 


pen fett = e Sa 
ete, 
den, Se Ferdinant Ei 55 826 


zu erklaͤren, daß er die wenn ent wi 
On Verfaſſung a a 
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ten! wofles So galt dieſe Verfaſſung, bis, nach den 
Ergebniffen) Des Feldzuges der Franzofen in Spanien 
im! Nahre 1823, den König · Ferdinaud am Luder 
1823. auß Puertd Santa Maria „alte Aete der ſoge⸗ 
nannten conſtitutionellen Regierung, die vom 7. Maͤtz 
1820 bis zum·AOoet. 4823 fein: Bold heherrſcht 
füͤr wich tig und ohne alle Guͤltigkeit er— 
klaͤrte,“ worauf Spanien; ſeit dieſer Zeit 
Reichsgrundgeſetze, nach dem unumiſchraͤnkten 
des ſorwerainen Koͤnigs regiert ward. 
Die Verfaſſung der: Cortes vom; 19 März 1 
trug allerdings das demo fratifiche —— 
gleich bereits von den Cortes der Name Ferdinands 7 
an die Spitze derſelben geſtellt wardz + auch war in 
——— die —— der Cortes nur in Einer 
Kamnte v ausgeſprochen · Sie beſtand aus aus 184 69. 
in 10 Titeln/ und enthielt, nicht ohne Breite in 
| Darfielling; Vieles was nicht — 
ie: im, rn —— —— 
er einz ige 
nn ann —— rf an un gidrei 
ER EZB NZ Pe nıdern 
ven Palin —— Sehen) König mer 
auf)zubigrer fe, Cadix vom tt. Aug. I819, welche 
bie Ruͤckſichten auf die aͤbt er e ſpaniſche Verfaſſun⸗ 
eg mare Nov, 181 1welch 
neue Geſtaltung dert chterlichen Gewalt feſtſetztz 
hl sun nnd — vcæ 
ren In ee 
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und die dritte, Cadix vom 24, Dec: 1811}, — 
über das ſich verbreitet, was auf die innere Regierung 
der Provinzen: und Santone; ‚auf die. Abgaben, . die 
bewaffnete Macht, den Bolksunterricht Die: Beob⸗ 
achtung der Verfaffung, und auf das Verfahren :bei 
etwaigen Veränderungen in derſelben fich bezieht. 
Diie weſentlichſten Beftimmungen dieſer Verfaſ⸗ 
ſung ſelbſt waren folgende: die ſpaniſche Nation bes 
fteht aus allen Spaniern beider Halbkugeln. Das 
panifche Volk ift frei und unabhängig; es iſt und 
kann nicht das Erbrheil irgend einer Familie, noc) 
ärgend- eines einzelnen Menfchen feyn. Die Sous 
verainetät wohnt ihrem Wefen nad‘ im 
Bolkez eben deshalb ſteht ihm ausfchließ 
lich das Recht zu, feine Örundgefege aufs 
zuftellen. Jeder Spanier ohne Unterfchied iſt ge⸗ 
hälten, im Verhältnifje feines -‚Wermögeits -zu den 
Ausgaben des Staates beizutragen. * Eben foliftijeder 
Spanier verpflichtet, zur Vertheidigung des. Waters 
landes die. Waffen zu ergreifen, wenn er durch: das 
Geſetz dazu aufgefordert wird. — Die katholiſche 
Religion iſt und bleibt die Religion des ſpaniſchen 
Volkes; das Volk ſchuͤtzt fie mittelſt weiſer und ges 
rechter Geſehe, und — die Ausübung 
jeder andern, 

Die Regierung des pantfchen Volkes ift eine 
erblihe, gemäßigte Monarbie Die Kor 
tes haben mit dent Könige'vereint die ge= 
feßgebende: Gewalt : Die-Gewalt ‚die Gefege 
in Ausübnng bringen * (offen r wohnt. dem Kö 
nige bei. 

Die Cortes find die Vereiniginig der von den 
Blrgem ernannten Deputirten, welche :das Volk 
repraͤſentiren. Die Baſis fuͤr Die Mationalrepraͤſen⸗ 
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tation ift für beide Halbkugeln die nämliche; dieſe 
Baſis iſt die Bevölkerung. Für jede 70,000 
Seelen Bevölkerung erfheint: Ein Depus 
tirter:bei.den Cortes. Um die Deputirten zit 
den Cortes zu wählen, follen Wahlverfammlune 
geu nach den Kirhfpielen, Diftricten und 
Prosingen gehalten werden. Um Deputirter bei 
den Cortes zu werden, muß man Buͤrger, 25 Jahre 
alt} in der Provinz gebohren oder daſelbſt wohnhaft 
feyn Aund ein verhältnigmäßiges jährliches Einkommen 
vom: ihm eigenthuͤmlich zuſtehenden Gütern befisen. — 
Die-Minifter, Staatsräthe nd. beim Hofhalte des 
- Königs Angeftellte koͤnnenen icht zu den Cortes er⸗ 
waͤhlt werden; auch kann kein von der Regierung ers 
nannter Staatsbeamter für die Provinz, in. welcher 
er fein Amf ausübt, zum Deputirten ernannt werben. 
— Die Cortes verfammeln fih jährlich in ver 
Hauptftadt zu einer dreimonatlichen Sitzung. Aller 
2 Jahre werden fammtliche Deputirte er 
neuert. Sie konnen nicht, wieder‘ erwählt‘ werben, 
wenn nicht eine andere Depntation zwifchen den beiden, 
wozu. fie gewählt wurden, ftatt gefunden hat. — Die 
Cortes koͤnnen nicht in Gegenwart des Königs berath⸗ 
fchlagen.: Die Staatsfecretaire machen den Kortes 
Vorfchläge im Namen des Königs, dürfen aber bei 
der Abftimmung nicht zugegen feyn, — Die Sitzun⸗ 
gen der Cortes find offenelich; nur in Fällen, wo 
Geheimhaltung noͤthig ift, follen geheime Sitzungen 
ftatt finden. Die Deputicten koͤnnen wegen ihrer 
geäußerten Meinungen: zu. Eeiner Zeit und in Feine 
Halle in Unterfuchung gerathen. Bu 
Diie Cortes find ermächtigt: Gefese in Vor 
Thlag zu bringen und zu befchließen, fie - 
auszulegen, und erforderlihen Falls ab» 
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zufchaffen; den Ein. des Königs, des Prinzen von 
Afturien (und der Regentſchaft) zu empfangenz alle 
factifche und rechtliche Zweifel zu. heben, . welche: in 
Hinfiht der Ordnung der Thronfolge entftehen;: Die 
offenfiven Allianztractaten , die Subſidien-⸗ und fper 
ciellen Handelstractaten vor. ihrer Ratification zu «ger 
hehmigen ; die Zulaffung fremder Truppen ins. Könige 
reich zu geftatten oder.zu verhindern; jährlich, auf den 
Vorfchlag des Königs, die Land =. und: Eermacht zu 
beftimmen , und für die "Armee, die Flotte imd Ratio: | 
nalmilig Verordnungen zu erlaffen; die Ausgaben 
der Staatsverwaltung feftzufesen; jähr— 
lich die Steuern und Auflagen zu beſtim— 
men; im falle es noͤthig ift, auf den Credit der 
Nation Anleihen zu machen; die Vertheilung der 
Steuern auf die Provinzen zu genehmigen; die Rech» 
ungen über die Verwendung der. Staatsgelder cin: 
zuſehen und zu genehmigen; die Zoͤlle und die Zoll⸗ 
‚tarife feftzufeßen; Werth, Gewicht, Gehalt, Ger 
präge und Namen der Münzen zu beftimmen; ben 
allgemeinen ‚Plan für den Volksunterricht in der gan⸗ 
zen Monarchie zu entwerfen, ımd, was fin die Er 
ziehung des Prinzen von Afturien” gefchieht , : zu ger 
nehmigen; die, politifche Preßfreiheit zu ber 
fhüsen, und dafuͤr zu forgen, daß die. Minifter 
und andere Staatsbeamte wirklich zur Recheufchaft 
gezogen werben. 

Jeder Deputirte ift befugt, den Cortes ſcheift⸗ 
liche Geſetzesentwuͤrfe vorzulegen. Die Abſtimmung 
geſchieht nah Mehrheit der Stimmen. Verwerfen 
die Cortes einen Geſetzesentwurf; fo kann er in Demfel- 
ben Jahre nicht wieder in Vorſchlag kommen: : Wird 
er angenommen; fo wirb. ee durch eine Deputation 
bem Könige überbracht. Dem: Könige ftehe die Sauc⸗ 


— 


672 Poſitives Staatsrecht. 


tion der Geſetze zu. Er vollfuͤhrt fie mit: der eigenhaͤn⸗ 
dig geſchriebenen Formel: „Soll als Geſetz öffentlich 
bekannt :gemacht werden.” Er verweigert :fie mit der 
Formel: „an die’ Cortes zuruͤckgewieſen“, und fügt 
eine Darftellung der Gründe bei, warum er die Sancs 
tion verweigert hat. Der Konig hat 30 Tage. Zeit, 
um dieſes Borrechts fich zu bedienen, Wenn er ins 
nerhalb derfelben feine’ Sanction weder ertheilt, noch 
verweigert: hat; fo wird es angefehen, als. ob er 
fier gegeben hätte. Verweigert der König feine 
Sanction; fo darf dieſer Gegenftand in demfelben 
Jahre nicht wieder in den Cortes verhandelt werden; 
Wird der nämliche Gefeßesentwurf in Den Cortes des 
fülgenden Jahres von neuem vorgefchlagen und geneh⸗ 
migt; fo kaun der König. demſelben zum zweitenmale 
die Sanction verweigern. In diefem Falle wird. der 
Gegenftand: in demfelben Jahre nicht weiter verhans 
delt. Wird aber der nämliche Geſetzesentwurf in ven 
Cortes des folgenden Jahres zum drittenmale in Vor⸗ 
ſchlag gebracht und genehmigt; fo verſteht esfich 
von felbfi, daß der Konig feine Sanction 
ertheitt. Gollte vor Verlauf der 30 Tage, waͤh⸗ 
rend welcher Zeit der König feine Sanction zu ertheis 
len ober: zu verweigern. hat, ‘der Tag eintreten, wo 
Die Cortes. ihre. Sigungen beendigen ſollen; fo wird 
Der König diefelbe in dem erften 8 Tagen ver Sitzun⸗ | 
gen der folgenden Cortes ertheilen .oder verweigern, 
Verſtreicht auch dieſe Friſt, ohne daß er ſie ertheilt; 
fo wirdes ſo angesehen, als ober fie: ers 
ade babe. ne re 

‚Bevor die, Cortes aus einander gehen, erwählen 
fi aus ihrer Mitte eine. „permanente Deputas 
tion der Cortes“, welhesaus 7 Mitgliedern bes 
ſteht. Dieſe Deputation Foll auf die Beobachtung 
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der Verfaſſung und der Geſetze ſehen, und den naͤch⸗ 
ſten Cortes Rechenſchaft von den Verletzungen able⸗ 
gen, welche fie wahrgenommen bat, und ſoll in den, 
in der Berfaffung angegebenen, Falien die außeror— 
dentlichen Cortes berufen. Dies geſchieht bei Era 
ledigung. der Krone; wenn der König aus irgend einem 
Örunde die. Regierung nicht führen kann, oder zu 
Bunften feines Nachfolgers der Krone entfagen will; 
und wenn der König unter bedenklichen Umftänden 
die Zuſammenkunft verfelben bei ver perwaneng 
Deputation der Cortes veranlaßt. — 

Die Perſon des Königs iſt heilig, —— 
lich und unverantwortlich. Er hat ausſchließlich die 
Macht, die Geſetze in Vollziehung bringen zu laſſen, 
und alles, nach der Verfaſſung und den Geſetzen, 
zu bewirken, was auf die Erhaltung der Ordnung im 
Innern und der Sicherheit nach außen ſich bezieht, 
Außerdem ſteht ihm zu: die Decrete auszufertigen, 
die er zur Vollziehung der Geſetze für zuträglich. hältz 
Krieg zu erklären, oder Frieden zu fchlies 
ßenund zu vatificiren, und dann den Cortes 
eine mit. Documenten belegte Rechenſchaft daruͤber 
abzuftatten;. auf Vorfchlag -des Staatsrathes alle 
Biichöffe und die Beamten bei allen Civil- und Eris 
minalgerichten zu ernennen; alle. Civil- und. Militairz 
ſtellen zu:befegen; tiber die bewaffnete Macht zu vers 
fügen ; die - Diplomatifchen und. Handelsverhältniffe 
mit andern Mächten zu leiten, und Botfchafter, Ges 
fandte und Conſuln zu ernennen; den. Gefeßen gemäß 
Verbrecher zu begnadigen; die Sfaatsminifter frei zu 
waͤhlen, und den Cortes folhe Öefege und 
Verbefferungen vorzufckhlagen,- die er für 
Das Wohl des Volkes. znträglich hält. — Die Bes 
fihränfungen ber königlichen Gewalt finds 

St. W. afe u. IV. 43: 


’ 
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der König“ kann. unter feinem Vorwande did "Zus 
ſammenkunft der. Cortes zu der in der Verfaſſung 
beftimmten: Zeit hindern, fie weder fufpendiren; 
noch. auflofenz — er kann fih, ohne Cimvilligung 
der Cortes, nicht aus dem Koͤnigreiche entfernen, und 
thut er es, ſo wird es angeſehen, als ob. er der Krone 
entſagt habe; — er kann die koͤnigliche Gewalt weder 
abtreten, noch auf einen Andern uͤbertragen; — er 
kann feine Provinz, keine Stadt und Ortſchaft ver 
äußern, abtreten oder vertauſchen; er kann, ohne 
Einwilligung der. Coxtes, mit keiner fremden Macht 
ein, Offenſivbuͤndniß, oder ‚einen Handelsverfrag ab= 
ſchließen, oder Subfidien an. eine auswärtige Macht 
bewilligen ‚ ‚oder Domainen abtreten und veraͤußern; 
— ern kann, ohne Beſchluß der Cortes, beine Steuern 
ausschreiben: oder erheben, noch; einem Einzeluen oder 
einer Corporation. ein ausfchließliches: Privilegium 
ertheilen. — Der König wird‘, bevor er eine Che: 
verbindung fchließt, folches den Cortes anzeigen, um 
ihre, Einwilligung dazu zu erhalten. Thut er Dies 
nicht; fo ſoll es angefehen werden, als ob er der Krone 
eutfage. | 

Das Königreich beider Spanien ift untheilbar. 
Die Ihronfolge geht, nach der Erſtgeburt und Erb; 
folge, auf: die legitimen männlichen und- weiblichen 
Defcendenten über. Im Fall ein Weib zur Negierung 
gelangt, erhält ihr Gemahl keine Gewalt, noch irgend 
einen Antheil an der Verwaltung. — Die Cor 
tes fonnen alle und jedevon der Thronfolge 
ausfihließen, die nicht fähig find zu regieren, 
oder Acte begangen haben, wodurch fie fich der Krone 
unwuͤrdig gemasht: Der König wird. mit 18 Jahren 
volljährig. Die Cortes fegen, beim Anfange jeber 
- Regierung, für den Hofhalt des: Königs eine Jahres⸗ 
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fumme aus, welche der hohen Würde feiner Perfon 
entfprichr. Eben fo beftinnmen fie die Summen für 
den Unterhalt der Prinzen und Prinzefjinnen, und, 
die Penfion für die verwittwete Königin. 

Es beftehen 7 Minifter. Gie find ven Cor 
tes verantwortlich, ohne daß fie zu ihrer Neches 
fertigung den Befehl des Königs vorfchhgen koͤnnen. 
— Der Sraatsrarh enrhält 40 Mitglieder. Sie 
werben, auf DVorfchlag der Cortes, von dem Könige 
ernannt. Der Staatsratly ift. der alleinige Rathgeber 
des Königs, der ihn befonders wegen zu ertheilender 
oder zu verweigernder Ganction der Gefeße, wegen 
Kriegserklärungen und Abſchluß von Verträgen hören 
wird, 

So lange, bis nicht die Verfaffung 8 Jahre 
lang in allen ihren Theilen in Wirkſamkeit gewefen - 
ift, darf feine Abänderung, fein Zufaß, Feine Um— 
wandlung irgend eines Artikels derſelben in Vor— 
fchlag gebracht werden. Kin folcher Vorſchag muß 
ſchriftlich geſchehen, und wenigftens von 20 Depu⸗ 
tirten unterzeichnet feyn. Die vorgeſchlagene Reform, 
nachdem bei ihrer Diſcuſſion derfelbe Gang feftgehal- 
ten worden ift, der für die Abfaffung der Geſetze vor— 
ſchriftlich befteht, kann nur durch Einwilligung von 3 
der Depntirten conftirutionelles Gefeß werden. — —¶— 

Wie wenig aber der König Ferdinand 7 ges 
meint ift, feiner Monarchie überhaupt eine Berfaffung, 
als Örundgefeß, zu geben (ob er dies gleich im Jahre 
1814, nach feiner Ankunft auf fpanifchem Boden, 
feierlich verfprach),, erbellte aus dem Decrete vom 
15. Aug. 1826 *), worin er erklärte: „daß er, in 


Neueſte Staatsacten, Th. 6. ©. 76. — Hamb. Cor⸗ 
refp. 1826. St. 141. 43 * 


J 
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ber Ueberzeugung, die alte fpanifche Geſetzgebung 
fen vor allem pafjend, Die Reinheit der Religion und, 
die wechfelfeitigen Rechte eines väterlichen Königs und. 
getreuer Vaſallen anfrecht zu erhalten, und fie. ents 
fpreche den fpanifchen Sitten und. der Erziehung am. 
beften, ‚für, dienlich erachtet, feinen Unterthanen das 
Verſprechen zu ertheilen, nie eine Beränderung 
mit der geſetzlichen foniglichen Regierungs— 
form vorzunehmen, noch die Errichtung. 
von Kammern, oder irgend eine andere 
Inftitution, we Namen fie. feyn möge. 
zu geftatten.” (Diefes Decret war vom Herzoge 
von Infantado gegengezeichnet, der aber an dem— 
felben Tage feine Entlajfjung nahm.) .» => mit 


136, | 
43) Königreich Portugal. 
a) Die ältere ftändifche Verfaſſung. 


Das Konigreih Portugal hatte in "älterer | 
Zeit nur zwei Neichsgrundgefeße: | 

1) das auf dem Neichstage zu Lamego im 
Jahre 1143 von dem erften Könige Portugals Als 
phons (Heinrich) 1 mit feinen verfammelten 
Ständen abgefchloffene Grundgeſetz in 22 Artis 
Feln *), in welchem die CEelbftftändigfeit und Unab— 
hängigfeit Portugals ausgefprochen, die. Erbfolge 


*) Es ſteht franzöfifd (in 20 Artikeln) im corps uni- 
versel diplomatique des Dumont, im Suppl. 1. 
‚(von Rousset) Part. 1. p. 37. und lateiniſch Cin 

. 22 Artikeln) in Schmaufsii en jaris — 
acad. T. 1. P. 4 sqq. 
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der Krone, und vieles ber den Aoelftand und das 
Gerichtswefen feftgefegt ward. Mach diefem Grunds 
gefege war der Thron erblich in abfteigender maͤnn⸗ 
licher Linie; auch konnte Der Bruder des Königs den 
Thron erben, doch blos für feine Perfon; der Sohn 
Des Bruders mußte die Zuftimmung ver Stände bei 
feiner Thronfolge erhalten. Eine Prinzeffin » Tochter 
war zwar erbfähig ; fie verlor aber ihr Erbrecht durch 
Vermaͤhlung mit einem Ausländer. 

2) das Manifeft der Keihsftände Por: 
tugals (aus Geiſtlichkeit, Adel und Bürgers 
ftand- beftehend) vem 28. Nan. 1641 *), worin 
fie, nach der Losreißung Portugals von Spanien 
Durch die Revolution vom 1. Dec. 1640, das Haus 
Braganza, mit der Ihronbefteigung Johanns 4, 
auf dem Sortiigtenichen Throne anerkannten, fich aber 
auch das Kecht beilegten, tyrannifche Könige 
abzuſetzen **. — Thatſachlich übten die Reichs— 
ftände Portugals, nad) ver Anerkennung des Haufes 
DBraganza auf dem Throne, ein halbes Jahrhundert 
hindurch große Vorrechte aus; denn fie hatten weſent— 
lichen Antheil an den in nern Regierungsgeſchaͤften, 
ſo wie an Kriegserklaͤrungen und Friedensſchluͤſſen. — 


*) Dieſe denkwuͤrdige und ausfuͤhrliche Urkunde, mit der 
namentlichen Auffuͤhrung der Unterzeichnenden aus der 
Geiſtlichkeit, dem Adel, und dem Vuͤrgerſtande, ſteht 
franzoͤſiſch beim Dumont, corps univ., Tom. 6. 
Part. 1. p. 202 sqg. und gleichfalls franzoͤſiſch beim 
Schmaufs, Tom. 2. p. 2290. 

**) Das Manifeft fagt: „Quand les sujets sant traités 

| tyranniquement par leurs Souverains, ıl est en 
leur pouvoir de leur öter la couronne. * — 
Auch haben die Reichsitäude mirklich den Sanctius 2, 

Philipp 4 und Alphons 6 (den erſten mit Zuziehung 
des Papſtes) abgeſetzt. 
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Allmaͤhlig ſank aber ihr Einfluß fo, Daß, befonbers 
feit den Zeiten des Minifters Pombal, der König, 
ohne Die Keichsftände zu berufen, die unbefchränfte 
Gewalt in Hinficht auf Gefesgebung und Verwal⸗ 
tung, fo wie in Hinficht der Außern Staatsverhäle 
niffe übte; nur daß er die Steuern, ohne Einwilligung 
der Stände, nicht erhöhen durfte. Die letzten 
Neichstage waren, der Thronfolge wegen, in den 
Sahren 1679 und 1697 gehalten worden. Dem 
Namen nach beftand zwar fpäter noch ein Kath der 
drei Stände (junta dos tres estados); allein nicht 
die Cortes, ſondern der König ernannte deffen Mir 
glieder. Fo 


Ernft Muͤnch, Grundzige einer Gefchichte des Repra— 
fentativfpftems in Portugal. Leipz. 1827. 8, | 


137. 
Fortſetzung. 
b) Die Verfaſſung vom 23. Sept. 1822. 


Bei der genauen Verbindung Portugals mit 
Großbritannien wirkte der Sturm der franzoͤſiſchen Res 
volution in feinem erften Zeitabjchnitte weniger nach» 
theilig auf Portugal, als auf andere Staaten; allein 
feit dem Jahre 1807, wo Napoleons Plane auf die 
pyrenäifche Halbinfel fich richteten, erlitt auch ‘Pors 
fugal mächtige innere Erfchütterungen *), Bevor 
das franzöfifche Heer unter Junot Liffabon erreichte, 
ſchiffte fich der Prinz Regent Johann mit feiner Mut: 
ter, mit feinen Schäßen und vielen Großen des Rei— 


2 Vergl. Poͤlitz, die Staatenſyſteme Europa’s 
— Amerika's ſeit dem Jahre 1783, Th. 3. 
‚259. 
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bes, auf brittifchen Schiffen (29, Nov. 1807) nad) 
Braf ilien ein, und fchien felbft, nach Napoleons 
Sturze, nicht geneigt, diefes Sand: zu verlaffen, das 
er (16. Der. 1815) zum Königreiche erhob. Nach 
dem Tode feiner Mutter (20. Diärz 1816) nahm er, 
mit der Konigswürde, den Namen Johann 6 an; 
In Portugal leitete der brittifche Marſchall Beres— 
ford die Staatsangelegenheiten, der eine gegen 
die brittifche Uebermacht beabfichtigte Verſchwoͤrung 
(1817) mit blutiger Strenge abndete. — Als aber 
die Dorgange in Spanien feit dem 1. Jan. 1820 
auch auf Portugal nicht ohne Ruͤckwirkung blieben, 
ſchiffte Beresford (4. Apr. 1820) nach Braſilien ſich 
ein. Der am 24. Aug. 1810 zu Oporto für bie 
Annahme einer neuen Berfaffung erfolgte Auf: 
ftand eines portugiefifchen Heerestheiles, führte ‚, bei 
deffen Vordringen ‚gegen Liſſabon, zu einer völligen 
politifchen Veränderung, .als die Hauptſtadt des Rei⸗ 
ches fich gleichfalls für eine neue Verfaſſung erklärte, 
Die fpanifhe Verfaffung vom 19. März 
1812 follte die Örundlage der portugiefis 
ſchen ſeyn; doch mit den für Portugal nöthigen 
Modificationen. Diefe neue, noch nicht verfertigte, 
Derfaffung ward bereits am 15. Sept. 1820 zu Liſſa— 
bon befchworen, Die einftweilige Negentfchaft rief 
die Cortes P ortugals zufammen , und diefe Cors 
tes ernannten (27, Ian. 1821) für die Zeit der Ab- 
weſenheit des Königs eine Regentſchaft von 5 
Perfonen. Der König aber, der, bei der entitan- 
denen Gahrung in Brafilien , dafelbft fich genoͤthigt 
gefehen hatte, die künftige Berfaffung Portugals auch 
für DBrafilien anzuerkennen, ſchiffte fich (26. Apr. 
1821) nach Portugal ein, und leiftere (4. ul.) den 
Eid in der Verfammlung der Cortes auf die neue 
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Berfaffung, die am 23, Sept. 182 beendigt, 
und am 1. Det. ‚feierlich vom Könige angenonmmene 
ward. Sie glich in den wefentlichften Beftimmumgen 
der fpanifchen ‚ ftellte, wie diefe, nur Eine Kammer 
der Cortes auf, und befchränfte die Fonigliche 
Macht fehr:beventend, weil fie von dem Gtundfage 
der Bolksfouverainetät ausging, und ben 
Cortes die geſetzgebende Gewalt ausfchliegend 
beilegte. 

Allein, während die franzöfifchen Heere im Früh: 
jahre 1823 über Spanien fich verbreiteren, um bie 
Verfaffung der fpanifchen Cortes aufzulofen, ward 
von dem zweiten Sohne des Königs, dem Infanten 
Michael, unter Mitwirkung feiner Mutter, der Koͤ— 
nigin, einer Schwefter Ferdinands 7 von Spanien, 
die neue portugiefifche Berfaffung (3. Jun.) 
ploͤtzlich, und noch: früher, als die fpanifche, aufge: 
hoben, Der König beftätigte (5. Jun.) diefe Auf: 
hebung derſelben, und befchloß (18. Jun.), daß eine 
Sunta von 14 Perfonen .zufammentreten follte, um 
den Entwurf zu einer neuen Charte als 
Grundgefeß des Reiches, unter dem Vorſitze des 
Minifters Grafen von Palmella, zu verfertigen. 

Wenn die vormaligen Kortes Portugals aus 
drei Ständen, der Geiftlichfeit (Erzbifchöffen und 
Bifhöffen), dem oben Adel, und den Deputirten 
der Städte, mit Einſchluß des niedern Adels, bes 
ftanden hatten; fo waren zu der neuen Cortesverſamm⸗ 
lung Abgeordnere aus allen Klaffen der Staatsbür- 
. ger berufen worden, Die neue, von ihnen gegebene, 
Berfaffung *) befand aus 229 Artikeln, in 6 


*) Vergl. die Sammlungen $.19. 
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. Titel getheilt, und warb von 136 anwefenden Cortes 
unterzeichnet. 

| Der. erfte Titel handelte von den Rechten und 
Pflichten der Portugieſen; der zweite von der pors 
tugiefifchen Nation, ihrem. tandgebiete, ihrer Reli⸗ 
gion, Kegierung und von der Dpnaftie; der dritte 
von der gefeßgebenden Gewalt, oder den Cortes; der 
vierte von der vollziehenden Gewalt, oder dem 
Könige; der fünfte von der Geftaltung der Gerech- 
tigkeitspflege, und der fechfte von der Verwaltung 
und Kegierung der Provinzen (nach den Municipali- 
täten, den Derwaltungsbehorden, den Unterrichts = 
und Wohlthätigkeitsanftalten). Die wefentlichften 
Beſtimmungen diefer, nach einer halbjährigen Dauer 
‚wieder erlofchenen, Verfaſſung waren folgende: Alle 
Bürger haben ven freien Gebrauch der perfunlichen 
Kechte und des Eigenthums. Niemand: kann anders, 
als nach einem richterlichen Urtheile, verhaftet werben, 
Der Richter ift verpflichtet, den Grund der Verhaf— 
fung fihriftlich anzugeben. Die Preßfreiheit wird 
verbürgt; doch find die Schriftfteller für ihre Schrif⸗ 
ten verantwortlich. Die Cortes werden dafuͤr ein 
beſonderes Tribunal ernennen. Den Biſchoͤffen ſteht 
die Cenſur der Schriften zu, welche Religion und 
Sittenlehre betreffen. — Alle Buͤrger ſind vor dem 
Geſetze gleich; es finden weder in buͤrgerlichen, noch in 
peinlichen Rechtsfaͤllen Vorrechte ſtatt. Niemand 
kann ſeinem natuͤrlichen Richter entzogen werden. Es 
kann kein Specialgerichtshof errichtet werden. Folter, 
Infamie, Staupbeſen, Brandmarkung und Guͤter⸗ 
confiſcation, find auf immer abgeſchafft. Alle Staats⸗ 
bürger, oßne Unterfchied, find zu allen Aemtern be: 
rechtigt; Tugend und Talent entfcheiden dabei. Ein 
jeder Bürger kann den Cortes oder der Regierung 
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feine Petitionen und Befchwerben mittheilen, die un: 
terfucht werden follen. Das Geheimniß der Briefe 
ift unverletzlich, und die Verwaltung der Poften fir 
jede Verlegung dieſes Geſetzes fireng verantwortlich. 
Die katholiſche Religion ift die Religion der Nation; 
boch fönnen Ausländer ihren beſondern Keligiongs 
euftus ausüben. | | 
Die Nation befteht aus allen Portugiefen beis 
der Halbkugeln. Die Souverainetät beruft 
auf der Nation; doch kann fie nicht anders, als 
durch die geſetzmaͤßig erwählten Nepräfentanten vers 
felben ausgeibt. werben. Die Nation ift frei und 
zmabhängig; fie kann nie das Eigenthum einer 
Perfon werden. Der Nation ſteht das Recht zu, 
durch ihre gefeglich erwählten Reprafentanten Geſetze 
zu geben. Die Regierung der Nation ift eine con 
ftitutionelle erblihe Monarchie, nach ven 
Grundgefeßen, welche die Ausübung der drei Ges 
walten befiimmen. Diefe Oewalten find Die ge— 
ſetzgebende, vollziehende und richterliche, 
Die gefesgebende Gewalt beruht bei den Corteg, 
doch in Abhängigkeit von der Sanction des Königs. 
Die vollziehende Gewalt fteht dem Könige und 
feinen Miniftern. zu, die fie ‚unter feiner Autorität 
üben. Die richterliche Gewalt beruht auf ven 
Richtern. — Die regierende Dynaftie ift vie 
des Haufes Braganza, in ver Perfon Johannsb. 
Die portugiefifhe Nation wird durch ihre Cor: 
tes repräfentirt; d. h. Durch die Vereinigung ber 
‚von ihr gewählten Abgeordneten, mit Berüdfichti- 
gung der - Gefammebevolferung der portugiefifchen 
Laͤnder. Die Zufammenfunft der Cortes ift jährlich 
zu Liſſabon. Ihre Sitzungen find. öffentlich. Der 
König kann nur bei der Eröffnung und bei dem 
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Schluſſe der Sigungen der Cortes gegenwärtig ſeyn. 
Die Minifter koͤnnen, von ihm beauftragt, in diefen 
Sitzungen erfcheinen, dürfen aber nicht der Abſtim⸗ 
mung beimohnen. Die Cortes find in Hinficht ihrer 
geäußerten Meinungen unverantwortlich und perſoͤn⸗ 
lich unverleglih, außer im Falle, daß fie auf einem 
Verbrechen ergriffen würden. Die Cortes haben das 
Recht, Geſetze zu geben, zu erklären und abzufchaffen, 
Sie feßen jährlich die Abgaben und Steuern feft, 
und prüfen die Rechnungen der legten Jahre. ihnen 
find die Minifter. und übrigen Staatsbeamten vers 
antwortlid. — Dem Konige ftcht (wie in der 
fpanifchen Verfaffung) in Hinfiht der Sanction der 
von den Cortes gegebenen Gefeße fein abfolntes, ſon⸗ 
dern nur ein fufpenfives Veto zu. Der Konig kann 
die Cortes weder vertagen, noch auflofen. Sie Eüns 
nen Veränderungen in der Verfaſſung vornehmen ; 
doch erft 4 Sabre nach deren Verkündigung. Zur 
Annahme diefer Veränderungen gehört eine Stim⸗ 
menmehrheit von 3 der anmwefenden Cortes. — In 
der Hauptftadt bleibt eine permanente Commifs 
fion der Cortes, welche aus 7 aus ihrer Mitte 
erwählten Mitgliedern befteht, und die außers 
ordentlichen Cortes zu berufen berechtigt ift. — 
Die Steuern und ihre Vertheilungsart wird durch ein 
Geſetz der Cortes beftimmt. Es kann fein Indivi⸗ 
duum und Feine Korperfchaft davon. befreit feyn. — 
Die Sand» und Seemacht foll im Verhältniffe zur 
Bevölkerung des Königreiches ftehen. Der Soldat 
ift Bürger und foll alle Bürgerrechte genießen, Die 
Staatsſchuld wird garantirt, 

Die Autorität des Königs geht von der Nas 
tion aus; fie ift untheilbar und unveräußerlich. Seine 
Gewalt befieht. im. Allgemeinen darin: die Geſetze 
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vollziehen zu laſſen, die deshalb mehigen —* 
geben, und, nach. der Verfaſſung, über. ‚alles zu 
wachen, was auf die innere und Außere Sicherheit des 
Etaates fich bezieht. Der König kann feine Minifter 
frei ernennen amd entlaffen;. auf den Vorſchlag des 
Staatsraths die Bifchöffe und die Magiftratspers 
foren, überhaupt zu allen Civil- und Mititairftellen 
ernennen, die nicht durch Wahlen befegt werben; nach 
Anhörmg des Staatsraths die Gefandten und Diplo- 
matiſchen Agenten ernennen; die diplomatifchen und 
Hanvelsverhältniffe mit dem Auslande leiten; den 
Geſetzen gemäß begnadigen; Krieg erklären und Fries 
pen fchliegen, Doch muß er den Cortes: Nechenfchafe 
von ten Grinden ablegen, die ihn dazu beftinnme 
haben; er kann Offenſiv-, Defenfiv-, Gubfidien- 
md Handelsverträge ſchließen, allein mit Genehmis 
gung ver Cortes. — Die Minifter find verant— 
wortlich. Es befteht ein Staatsrath aus 13 
Perfonew, welche dem Könige die VBerzeichpiffe zu 
den zu befeßenden Aemtern vorlegen, und ihn in allen 
wichtigen Kegierungsangelegenheiten, befonders bei der 
Berweigerung der Sanction der Gefeße, bei. Krieges 
erklärungen, bei Friedensſchluͤſſen und bei der Unter— 
handlung von Verträgen berathen. Alle Staates’ 
raͤthe find verantwortlich für Die Ratbfchläge, welche 
fie dem Könige. thun, und welche gegen die Geſetze 
— werben, Zar 


138. u 
Fortſetzung. 

c) Politiſcher Charakter der Verfaſſung 
vom 19. Apr. 1826. 


Nach der militairiſchen Aufhebung dieſer Ber 
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faffung Durch. ven Infanten Michael ward Portugal 
ohne Cortes regiert, und die Intereſſen Portugals 
und Braſiliens blieben einander entfremdet, bis der 
brittiſche Geſandte Charles Stuart einen Vers 
trag *) zwifchen Braſilien und Portugal vermittelte 
(29. Aug. 1825), nach welchem der König Johann 6 
die Unabhängigkeit und, Selbftftändigkeit. des Kaifers 
reiches Brafilien, und deſſen völlige Trennung: von 
Portugal, fo wie feinen Sohn Pedro als Kaifer Bra⸗ 
filiens anerfannte,, ſich aber für feine Perfonven 
Baiferlichen Zitel vorbehielt. Diefer Titel aber.erlofch 
bald darauf. bei dem Tode des Kaifers und Königs 
Johann 6 am 10. März 1826 , nachdem er noch, auf 
den Kath feiner Minifter, feine.dritte Tochter, J fas 
bella, zur Kegentin von Portugal ernannt hatte: 
Unter brittifcher Vermittelung erkannte der Kaifer Don 
Pedro von Brafilien dieje Kegentfchaft an, gab am 
19, Apr. 1826, als König von Portugal, dem Königs 
reihe Portugal eine neue Berfaffung, (wie er 
ſchon im J. 1824 in Brafitien gethau hatte) und vers 
zichtete in einem: Decr.ete vom... Mai 4826 **) 
unter ven Bedingungen auf die Krone Portugals, daß 
er ferne Tochter Donna-Maria da Gloria zur 
Konigin Portugals ernannte, welche fich mit 
ihrem Oheime, den Infanten Michael, vermählen 
follte.- : Doch follte die Prinzeflin Brafikien nicht eher 
verlaffen, bis die vom Kaifer gegebene Verfaſſung in 
Portugal befchworen, und die Vermählung abgeſchloſ⸗ 

ſen worden waͤre. „Und meine Entſagung, wie die Ab⸗ 
tretung meiner Rechte, werden nicht gültig-feyn, wenn » 
‚eine biefer beiden Bedingungen mangelt.” 


+) Reuene Staatsacten, Th. 2 ©. 149, | 
**) Ebend. Th. 5 S. m: ar 
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Die neue Verfaffung. *), gegeben und: unter: 

zeichnet. von: dem Kaifer von Brafilien und Könige 
von Portugal und Algarbien, Don Pedro, 
am 19. Apr. 1826, als Uct der Souverainetät, und 
am 13. Jul. 1826 zu tiffabon bekannt gemadht, * 
folgende weſentliche Beſtimmungen: 
Das Koͤnigreich Portugal iſt die politiſche Ber: 
bindung aller portugiefifchen Bürger; fie machen eine 
freie. und unabhängige Nation aus. Ihre Regierungs⸗ 
form ift monarchiſch, erblich und. repräfens 
tativ. — „Die regierende Dynaftie wird fortges 
fegt in dem durchlauchtigften Haufe Braganza), 
und in.der Perfon der Prinzeffin Donna Maria 
da Öloria, in Folge. der Abdankung und. Abtres 
tung ihres Eöniglichen Vaters, Don Pevro’s 1, Katz 
fers von Brafilien, legitimen Erben und Nachfolgens 
Johannes 6. 

Die. römifch - katholiſch ⸗ apoſtoliſch⸗ an 
wird fortwährend die Religion des Königreiches ſeyn. 
Alte übrige Religionen. find den Fremden mit: haus: 
lichem Gottesdienſte geſtattet, ohne aͤußerliche Zeichen 
und Tempel. 

„Die Trennung und die Harmonie der 
politiſchen Gewalten find das erhaltende Prin⸗ 
cip Der Rechte der Bürger, und: das ſicherſte Mittel, 
die Buͤrgſchaften wirkſam zu machen, welche die Ver⸗ 
faſſung ihnen darbietet“ **). Es giebt vier. aner⸗ 





*) in d. neueſten Staatsacten, Th. 5. S. 2265 und in Ernſt 
Muͤnchs Grundzuͤgen einer Geſch. des Repraͤſentativ⸗ 

ſſſtems in Portugal. (Leipꝛ 1827. 8.) ©. 244 

**) Es darf in geſchichtlicher nf ht nicht überfehen werden, 
daß, fo wie in mehrern Puncten, namentlich auch in 
der Aufftellung von vier Gewalten, die portügiefifcye 
Verfafung eine Nachbildung der Werfaffung 
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kannte Gewalten: die gefesgebende, die ver⸗ 
mittelude (oder leitende) *), die vollzie— 
hende und die richterbiche Gewalt... Die Repraͤ⸗ 
ſentanten der portugieſiſchen Mation ſind der Ro nig 
and Die. allgemeinen Cortes. 

Die gefesgebende Gewalt ſteht ben Cortes 
unter Sanction des Königs zu... Die. Corres. bes 
fieben aus zwei: Kammern: der Pairskammer amd 
der Kammer: der Abgeordueten. 

Es gehoͤrt zu den Befugniffen ber Con 
ses: 1) den Eid des Königs, des Kronprinzen, des 
Kegenten und der Regentſchaft zu empfangen; 2) ben 
Kegenten, oder die Regentſchaft zu erwähler, und 
die Örenzen ihrer Macht zu bezeichnen ;: 3) den Kron⸗ 
peinzen als Erben des: Thrones in der erften Sitzung, 
die. nad). feiner Geburt ftatt haben wird, anzuexfen- 
nen; 4) dem minderjährigen Könige einen Vormund 
zu ernennen, wenn deilen Vater in feinem Tefta- 
mente feinen ernannt hat; 5) beim Tote des Königs; 
oder bei Erledigung des Thrones ‚einen Berwaltungs- 
rath zu bilden, ‚der die Mißbränche auffuche und ab⸗ 
ftelle, welche in die Verwaltung fich eingefchlichen 
haben koͤnnten; 6) Geſetze zw geben, fie aus« 
zulegen, zu fufpendiren, zu widerrufen; 
7) über.die Erhaltung ber Verfaſſung zu — 





Brafiliens vom Jahre 1824 iſt, welche unter 
Braſilien, nach ihrem pofitifchen Charakter, entwickelt 

— wird, und- zwei Jahre früher, als die portugiefis 
ſche, vom bemfelben, Regenten gegeben und unters 
zeichnet. ward, — 

*) In. politifcher Hinſicht unterfcheiden fich die portugiefifche 
and braſiliſche Werfafung von allen andern’ neuen Ver—⸗ 
faffımgen, daß ſie vier Gemwalten aufftellen, und die 
vermittelnde von der nn tremen. 
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für das — Wohl der Nation zu. ſorgen; 8) 
die Staatsausgaben jährlich feſtzuſetzen, 
und die directe Steuer zu vertheilen; 9) den Eintritt 
fremder Land- und Seemacht in das Innere des 
Reiches, oder in deſſen Haͤfen zu verweigern; 10) 
jaͤhrlich, nach dem Berichte der Regierung, die Staͤrke 
der ordentlichen und außerordentlichen Land⸗ und See⸗ 
macht feſtzuſetzen; 11) die Regierung zu ermaͤchtigen, 
Anleihen aufzunehmen; 12) die Huͤlfsquellen aufzu⸗ 
ſuchen und zu eröffnen, um die Zahlung; der Staats⸗ 
fihuld zu fichern; 13). die Verwaltung der Staats 
bomainen zu leiten und deren Veräußerung anzuord- 
nen; 14) öffentliche Aemter zu fchaffen oder. aufzus 
heben, und. deren Befoldungen zu beftimmen;. 15) 
Gewicht, Gehalt, Werth, Umfchrift, GSepräge und 
Benennung der Münzen, fo wie bie, Norm * Magte 
und Gewichte, zu beſtimmen. 

Jede Legis latur dauert vier und. jede 
jaͤhrliche Sitzung drei Monate. Die Ernennung des 
Praͤſidenten und des. Vicepraͤſidenten Dex; Pairsfams 
ner ſteht dem Konige zu. Zur Beſetzung derſelben 
Stellen in der. Deputirtenkammer wählt; der Koͤnig 
unter den: ihm von der Kammer vorgeſchlagenen In⸗ 
dividuen. — Die Sitzungen beider Kanmern ſind 
öffentlich, mit Ausnahmevder Fälley wo das 
Staatswohl erfordert, fie geheim zu halten. —Die 
Gefchäfte „werben durch. abfolute — se 
der anweſenden Glieder, entfchieden. — Die M 
glieder beider Kammern ſind unverletzlich wegen * 
Meinungen, die ſie in Ausuͤbung ihrer Berufspflich⸗ 
ten aͤußern. Sie koͤnnen nur verhaftet werden, wenn 
fie auf einer. That ergriffen, wuͤrden, welche die Todes⸗ 
ſtraſe nach ſich zieht. .. Werden;ofenin Unflageikand) 
gefeßt; fo wird der Dichter alle; en 
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‚Schritte einftellen und der betreffenden: Kammer Be 
richt erftatten. Die Kammer entfeheidet darauf, ob der 
Proceß fortgeführt und das angeflagte Mitglied von 
feinen Berrichtungen fufpendirt werden foll, oder nicht. 

Die Rammerder Abgeordneten ift wähl: 
bar und temporair (zeitlich), hr ſteht die Initia— 
tive zu über die Auflage, und über die Rekruti— 
rung. Ihr ſteht ferner zu: 1) die Prüfung der vor: 
bergegangenen. Staatsverwaltung, und die Abftellung 
der Migbräuche,‘ die ſich in dieſelbe eingefchlichen 
haben, 2) fo wie die Erörterung der. von der vollzie— 
henden Gewalt geftellten Anträge. Sie kann befchlie= 
fen, daß Grund zur Anklage gegen Staatsminifter 
und Etaatsräthe vorhanden fey., — Die Deputirten 
erhalten Gelventfchädigung während der Zeit ihrer 
zu: und ihrer Her» und Hinreife. 

Die Pairsfammer befteht aus lebensläng« 
lichen und erblichen Mitgliedern, die vom Könige in 
unbeftimmrer Zahl ernannt werden. Der Kronprinz 
und die Infanten find Pairs von Rechtswegen, und 
nehmen näch erreichtem 2öften Jahre Sitz in der Kam: 
mer. Die ausfchlieglichen Befugniffe der Pairskam⸗ 
mer find: „über die perfonlichen Vergehen der Glieder 
der föniglichen Samilie, der Staatsminiſter, Staats: 
räthe und Pairs, fo wie Uber die Vergehen zu erkens 
sten, welche von den Deputirten während einer Sitzung 
der Segislatur begangen werden ; ber die Verantwort⸗ 
lichkeit der Minifter- Staatsfecreraire und Staatsräthe 
zu erfennen; und bei dem Tode des Königs die Cortes 
zuſammen zu rufen, um eine Negentfchaft zu ernenhen, 
wenn eine.nöthig feyn follte, © 

Der Borfchlag, bie Oppoſitida und die 
Gene hmigung der Öefeßesentwäürfe fteht jeder der 
beiden Kammern: zu. Die vollzichende Gewalt läßt, 

St. W. ate Aufl. IV. 44 
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durch einen der Staatsminifter, den. An tra g’machen, 
der ihr bei Abfafjung der Geſetze zufteht; er kann aber 
erft, nachdem eine Commiſſion der Deputirtenfanımer, 
von welcher der Borfchlag ausgehen muß, ihn ges 
prüft bat, in einen Öefeßesentwurf verwandelt 
werden. — Die Minifter Eonnen den Antrag, nach 
dem Berichte der Commiffion, unterftüßen und eroͤr⸗ 
tern; fie fonnen aber weder abftimmen, noch bei der 
Abftimmung gegenwärtig feyn, außer wenn fie Pairs 
oder Abgeordnete find. Nimmt die Deputirtenfammer 
den Antrag an; fo fender fie ihn der Pairsfammer, 
Nimmt fie ihn nicht an; fo berichtet fie deshalb an 
ven König vermittelt einer Deputation von fieben Mike 
gliedern, Nimmt die Pairsfammer den DVorfchlag 
nicht ganz, fondern mit Amendements und Zuſaͤtzen 
an; fo fender fie ihn der Deputirtenkammer zurüd, 
Daffelbe gefchieht, wenn die Pairsfammer ihn ganz 
verwirft. — Auf gleiche Weiſe wird verfahren von 
der Deputirtenfammer, wenn der Öefebesantrag von 
der Pairskammer ausgeht. — Genehmigt die Depu⸗ 
tirtenfanımer die Amendemente oder Zufäse der Pairs⸗ 
fammer nicht, oder umgekehrt, und befchließt die Kam⸗ 
wer, ungeachtet der Verweigerung der andern, von 
neuem die-Genehmigung des Antrages; ſo wird. eine 
Sonunifjion von einer gleichen Anzahl Pairs und. Des 
irten ernannt, und was dieſe entfcheidet, gilt entwes 
R ale Geſetzesvorſchlag, oder als. gänzliche Verwer⸗ 
deffelben. — Wird der Gefeßesvorfchlag der einen _ 
er von der andern angenommen ;.fo faßt ihn dieſe 
Feines Decrets, und bittet den Köuig um deſſen 
sanction. Verweigert der Koͤnig feine Genehmigung; 
# hat diefe Verweigerung eine a b J oln te: —2 > 
2. Anders iſt dies in der Verfaffung, Sa jens. 
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Die Ernennung der Abgeordneten zu den allge 
meinen Cortes gefchieht Durch indirecte Wahlen, 
Die Mafle der activen Bürger vereinigt: fich in 
den nach Pfarreien abgerheilten Verſammlungen, und 
ernennt die Wähler der Provinzen, und diefe ers 
nennen die Stellvertreter der Nation. (Ausge⸗ 
fchlofjen von: den Primairwahlen find: die Mindere 
jährigen unter 25 Jahren; die Bebdienten; vie 
Mönche, alle die in einer Elöfterlihen Gemeins 
fchaft leben, und alle, die nicht ein jäbrliches Eine 
fommen von 100,000 Milreis [ungefähr 300 Fl.] 
aus liegenden Gruͤnden, Anduftrie, Handel oder Amt 
haben.) Wähler fonnen feyn, welche ein jähr- 
liches Einfommen von 200,000 Reis (600 Fl.) aus 
Grundbefis, Gewerbsfleiß, Handel, oder Amt bes 
fisen.. Alle Perfonen, welche Wähler ſeyn koͤnnen, 
find. auch fähig, Deputirte zu werden, wenn fie 
ein reines. Einfommen von - 400,000 Keis (1200 
51:) haben, Ä — * 
Die vermittelnde Gewalt. iſt der Schluß— 
ſtein der ganzen politiſchen Organiſation, und gehoͤrt 
urſpruͤnglich dem Könige, als hoͤchſtem Oberhaupte 
der Nation, damit er beſtaͤndig uͤber die Handhabung 
und Erhaltung der Unabhängigkeit, ‚des Gleichge— 
wichts und der Harmonie der andern ‚politifchen, Ges 
walten: wache. — Die Perfon des Königs iſt hei⸗ 
fig «und unverleglich; er ift unverantwortlich..: Der 
Körig übt: die, vermittelnde Gewalt aus: 1) indem 
er die Pairs in unbeſtinunter Zahl ernennt;. 2) ine 
dem er die allgemeinen, Cortes, und während der Zwi⸗ 
ſchenzeit ihrer Sitzung, im Fall Daß es das Staats» 
wohl erfordert, die außerordentlichen Cortes zufams 
men beruft; 3) indem er. die Decrete und Beſchluͤſſe 
ber Cortes ſanctionirt, damit ſie Giefepestraft erhals 
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ten; 4) indem er die Staatsminifter ernennt oder 
abfeßt; 9) indem er Amneſtie ertheuen — und das 
Begnadigungsrecht uͤht. 

Der Koͤnig iſt das Oberhaupt der vollziehen 
den Gewalt, und übt folche durch feinen, Staats: 
minifter. Ihre vorzuͤglichſten Befugniſſe ſind: nach 
vier Jahren die neuen allgemeinen Cortes zuſam⸗ 
men zu berufen; die Biſchoͤffe, und zu allen welt 
fichen und geiftlichen Aemtern zu ernennen; die Bes 
fehlshaber der Land- und Seemacht, die Gefandten, 
Conſuln und alle diplomatifche Agenten zu ernennen; 
die Unterhandlungen mit dem Auslande zu leiten; 
Allianz, Offenſiv⸗, Defenfio-, Subfidien- und Hans 
delsverträge zu fihließen, fie, nad) deren Abfchluffe, 
zur Kennmiß der allgemeinen Cortes zu bringen, 
wenn das Üntereffe und Wohl des Staates es vers 
ftatten; Krieg zu erklären und Frieden zır fchließen, 
und dabei den Gortes Diejenigen Mittheilungen zu 
machen, welche mit dem Intereſſe und Wohle des 
Staates vereinbar find; Naturalifationsdiplome , Ti⸗ 
tel, Ehrenſtellen, Militairorden und Belohnungszeis 
chen für dem Staate. geleiftere Dienfte zu ertheilen; 
die Decrete, Inſtructionen und Reglemente für die 
Bollziehung- der Geſetze auszufertigen; die Verwen⸗ 
dung der durch die Cortes bewilligten Einkünfte - für 
die verfchiedenen Zweige der Verwaltung zu decretis 
ten; das Erequatur der Conciliendecrere; 
apoftolifhen Briefe, und. aller andern 
firhlichen Conſtitutionen, wenn fie der 
Berfaffung nicht zuwider find, zu bewils 
ligen oder zu verweigern, wobei immer die 
Öenehmigungder Cortes vorangehen muß; 
überhaupt für alles, was Die innere Ruhe des Staa⸗ 
tes betrifft, in den durch die Verfaſſung vorgefchries 
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benen Formen zu forgen. — Der König, che er 
als folcyer ausgerufen wird, ſchwoͤrt in die Hände 
des Präfidenten der Pairsfammer, bei verfammelten 
beiden Kammern, den Eid auf die Berfaffung. Der 
König kann, ohne die Erlaubnig der allgemeinen 
Cortes, nicht ans dem Konigreiche Portugal gehen, 
und wenn er es dennoch thut, fo foll es angefehen 
werden, als habe er der Krone entfagt. — 
Die Cortes feßen, fobald der Konig zur Regierung ges 
langt, ihm, feiner Gemahlin, dem Kronprinzen und 
den Infanten, von dem Tage ihrer Geburt an, eine 
Dotation aus. 

Die Koͤnigin Donna Maria 2, von Gottes 
Gnaden und durch die Abdaukung und Abtretung des 
Herrn Pedro 1 Kaifers von Braſilien, wird immer 
in Portugal herrſchen. Die legitimen Nachkommen 
derfelben werden auf dem Throne nach der Ordnung 
der Erftgeburt folgen ,- ſo daß immer vie Aftere Linie 
der juͤngern, in derfelben linie der naͤhere Grad dem 
entferntern, in demfelben Grade das männliche Ges- 
fehlecht dem weiblichen, und in demſelben Gefchlechte 
die ältere Perfon der jüngern vorgezogen werde, — 
Kein Fremder kann in der Krone von Portugal nach» 
folgen. — Die VBermählung der murhmaßlichen 
Thronerbin kann nur 'mit Einwilligung des Koͤnigs, 
und nie mit einem Fremden vor ſich gehen. Iſt der 
Koͤnig, bei dieſer beabſichtigten Vermaͤhlung der 
Thronerbin, verſtorben; fo kann fie nicht ohne Ein— 
willigung. der Cortes geſchehen. — Der Gemahl 
nimmt keinen Theil an der Regierung, und traͤgt den, 
Ditel Koͤnig erſt dann, wenn bie Koͤnigin ihm einen 
Sohn oder eine Tochter gebohren hat: | 
 . Der König ift minderjährig bis zum zuruͤckgeleg⸗ 
ten achtzehuten Sahres (Darauf folgt die weitlaͤufige 


— 
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Auseinanderſetzung Über Die Regentſchaft während 
der Minterjährigfeit.) 

Die Minifter unterzeichnen jeden Act ber 
vollziehenden Gewalt. Ohne dieſe Foͤrmlichkeit koͤn⸗ 
nen jene Acte nicht vollzogen werden. Die Ctaats= 
minifter find verantwortlich: wegen: Beftechlich« 
keit; Anftiftung von Verbrechen ; wegen Erpreflung ; 
wegen Mißbrauchs der Gewalt; megen gefesmidriger 
Handlungen; wenn fie auf irgend eine, Art: gegen 
die Freiheit, Eicherheit und das Eigenthum der Buͤr— 
ger handeln; wenn fie auch nur Die geringfte Ver⸗ 
ſchwendung der Staatsgelder begehen. — Der muͤnd⸗ 


liche oder fchriftliche Befehl des Konigs rettet die 


Minifter von der Verantwortlichfeit nicht. — -. Kein 
Fremder, auch. wenn er naturalifirtmäre, Bann Staats: 
minifter werben, 

Die Staatsräthe werden vom Könige er⸗ 
nannt, und bleiben es lebenslaͤnglich. Sie ſollen 
bei allen wichtigen Angelegenheiten und bei den all= 
gemeinen Berwaltungsmaasregeln,. befonvers über 
Kriegserflärungen, und bei. allen Angelegenheiten.ge= 
hört werben, wo der König die Befugniffe der ver— 
mitteluden Gewalt ausüben will, Die Staatsrärhe 
find für die von ihnen ee Rathſchlaͤge verant⸗ 
wortlich. 

Alle Portugieſen ſi nd verbunden, die Waffen zu 
ergreifen, um bie Unabhängigkeit und Integritaͤt des 
Königreiches, gegen innere und äußere Feinde 
zu vertheidigen. Der vollziehenden Mache fteht 
es zu, die See- und Landmacht fo zu gebrauchen, 
wie fie es zur Sicherheit und Vertheidigung bes Kö: 
nigreiches für zweckmaͤßig halten wird. 

Die gerichtlihe Gewalt ift unabhängig, 
und foll beftehen aus Richtern und Geſchwor⸗ 
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nen, welche letztere fowohl in.bärgerlihem 
als Sriminalfällen ſtatt haben follen. Die Ge: 
ſchwornen fprechen über den Thatbeſtand; die Richter 
wenten das Geſetz an. Die Richter koͤnnen ihr Amt 
nur durch ein Urtheil verlieren. Alle Richter md 
alle Juſtizaͤmter find für die Mißbräuche ihrer Ge— 
walt und für Amtsvergehen verantwortlich. — In 
Eriminalfällen find das. Verhör .der Zeugen, und 
Das ganze Proceßverfahren von der Befchuldigung an, 
öffentlih. — Sn Civil- und Sriminalfachen koͤn— 
nen die Partheien Schiedsrichter ernennen, deren 
Urtheile ohne Appellation vollzogen werden, wenn die 
beiden Partheien darüber überein fommen. Man Fann 
feinen Proceß anfangen, ohne bewiefen zu haben, daß: 
man’das DBergleichemittel verfucht hat. - Zu diefem: 
Ende werden Friedensrichter beftelle, welche ges: 
wählt werden wie die Mitglieder der Municipalitäten, 
In der Hauptftadt befteht ein.b och ft es Juſtiz⸗ 
gericht, deſſen Mitglieder nach der. Antiennetaͤt aus: 
ven andern Gerichten ‘gezogen werden. Diefem Ges 
richte fteht zu: in den durch ein Geſetz zu beftimmen=' 
den Sachen und Formen die Zulaffung zur Caſſa— 
tion zu geftatten, oder zu verweigern; uͤber die Ver⸗ 
gehungen und Irrthuͤmer der Richter in ihren Amts—⸗ 
verrichtungen, der Oberrichter, und der Angeftellten- 
bei dem diplomatifchen Corps zu erferinen; in Sachen 
ftreitiger Gerichtsbarkeit und Competenz der Provin⸗ 
zialgerichte zu erkennen und zu entjcheiden. | 
In alten Städten und Marktfleden follen Mus 
nicipalitäten beftchen, welchen die Wirchfchaft 
und Verwaltung derſelben zukommt. Die Municie 
palitäten werden gewählt. Das Mitglied, welches: - 
die meiften Stimmen fir fih bat, wird Praͤſident. 
Die Einnahme und Ausgabe der öffentlis- 
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hen Einkünfte wird durch eine Behoͤrde beſorgt, 
welche ven Namen: offentliher Schaß, führt. 
Einzelne Abtheilungen deſſelben beforgen die Ber: 
waltung, und die Rechnungen. Alle directe Steuern, 
ausgenommen diejenigen, welche zur Bezahlung der: 
Zinfen. und Tilgung. der Staatsfchuld beſtimmt find, 
follen, jedesmal auf ‚ein Jahr Durch ‚die: Cortes bes 
ſtimmt werden, aber fo lange fortdauern, bis fie’ 
öffentlich. fr abgefchafft erklärt, oder an deren Stelle 
andere. eingeführt worden find. — Der Finanzminis, 
ſter, nachdem. er von den andern Miniftern die Minis: 
ſterialbudgets ihrer Ausgaben erhalten hat, foll jähre 
lich der Deputirtenfammer eine. allgemeine Bilanz 
aller öffentlichen Ausgaben des bevorftehenden Jahres 
und den Betrag aler Abgaben und offentlichen Ein⸗ 
kuͤufte vorlegen. 

Die allgemeinen Cortes unterſuchen Ana: 
fange ihrer Sitzungen, ob die Berfaffung genau beob= - 
achtet worden ift.. Wenn nach Verlauf von vien 
Jahren, von der Beſchwoͤrung der Verfaſſung an: 
gerechnet, anerkannt würde, Daß einer ihrer Artikel— 
abzuändern wäre; fo foll der. Antrag ‚deshalb fchrifta: 
lich gemacht werden, Diefer muß von der Deputir⸗ 
tenkammer ausgehen und von. einem Deitspeibe Meer 
Mitglieder unterftüßt werben. 

Die Verfügung eines Sefeßes ann, £eine. —— 
wirkeude Kraft haben. Jeder kann ſeine Gedanken 
entweder mündlich, oder ſchriftlich, oder im Drucke 
bekannt machen, ohne einer Cenfur unterwore- 
fen zu fenn; doch ift er für ven Mißbrauch, nachi 
den Durch das Geſetz beſtimmten Fallen und Formen, 
verantwortlih, — Niemand’ kann. aus Keligin 
onsgründen belangt werden, fo. lange. er; Die- 
Religion des Staates ehrt, und die oͤffentliche Moral 


Königreich Portugal. 697 


nicht verlegt. Jeder kann im Königreiche bleiben, 
oder es verlaffen, wie es ibm beliebt, und fein gan 
3.8 Eigenthum mitnehmen, nur muß er fich nach 
den Polizeiverfügungen richten, und Die Anfprüshe 
der Dritten befriedigen. Jeder Bürger hat in feinem 
Haufe ein unverlegliches Afyl. Bei Nacht darf mar 
es ohne feine Einwilligung nicht betreten, außer im 
Falle einer Hülfsforderung von innen, "oder einer 
Feuers = oder Waſſersnoth von außen her. Bei Tage 
fol der Eineriet in das Haus nur in den durch dag 
Geſetz beftimmten Fällen und Formen, erlaubt ſeyn. — 
Niemand kann ohne gegen ihn eingereichte 
Klage verhaftet werden, außer in gefeßlich beſtimm— 
ten Fällen, und in diefen Fällen foll der; Richter 
binnen 24 Stunden den VBerhafteten, durch eine 
unterzeichnete ‚Note, den Grund feiner Verhaftung, 
die Namen der Ankläger und der Zeugen, wenn er 
fie kennt, Fund thun. Selbſt in Griminalfällen darf 
Niemand ins Gefängniß geführt, oder in demfelben 
zurück gehalten werden, wenn er in den Fallen, wo 
es das Geſetz verftatter, Bürgfehaft leiſtet. Mic 
Ausnahme der Ergreifung auf frifcher That, kann 
Niemand ohne fhriftlichen Befehl der rechtmäßigen 
Behörde ins Öefängniß gebracht werden, Niemand 
kann verurtheilt werden, als Durch die gehörige Bes 
hörde. Keine Behörde darf eine anhängige Sache 
vor ein anderes Gericht bringen, fie unterdrüden,' 
oder abgemachte Procefje wieder ins Leben rufen. — 
Jeder Bürger Fann zu jeder öffentlichen 
bürgerlichen, politifhen und militärifchen 
Stelle gelangen, ohne allen Unterfchiep, 
außer dem feiner Zalenfe und Tugenden, 
— . Niemand ift von der, nach dem Verhaͤltniſſe feis 
ner. Habe ‚berechneten, Beifteuer zu den Staatsaus- 
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gaben entbinden. Alle Privilegien find: abgefchafft,; 
die nicht weſentlich und wegen Des gemeinen Beften 
nit den Aemtern verbunden find, Es giebt Feine pris 
vilegirte Gerichtsbarkeit, feine ES pecialcommiffion, 
Es foll baldigft ein Gisil- und Criminalgeſetzbuch ab⸗ 
gefaßt werden. Staupbeſen, Tortur, Brandmarkung, 
und "alle andere grauſame Strafen find abgeſchafft. 
Keine Strafe ſoll fich weiter erftrecken, als auf die Pers 
fon des; Verurtheilten. ‘Die. Güterconfifcation ift auf- 
gehoben, — Die Sraatsfchuld ift geſichert. Die 
Berfäflung garantirt den Erbadel und deſſen Rechte, 
"Das Geheinniß der Briefe iſt ımverleglich. — 

Diefe Verfaffung Portugals befchwor *) ver, 
unter diefer Bedingung von feinem Bruder, dem 
Kaifer, zum Regenten des Königreiches ernannte In— 
fant Don Miguel zu Wien am 4. Der. 1826, 


139. 
44) Brafilien. 
a) Gefhichtliche Einleitung. 


Brafilien gewann feit der Zeit **), daß der Prinze 
Megent von Portugal (1808) den einftweiligen Re⸗ 
gierungsſitz nach Rio Janeiro verlegte, an Wohl— 
ſtand, Reichthum und Bevoͤlkerung, ſo wie an be— 
deutend erweiterten Handelsverbindungen. Zugleich 

wurden aber auch die politiſchen Grundſaͤtze, welche 
waͤhrend dieſer Zeit abwechſelnd in Europa herrſchten, 
in Braſilien bekannter und verbreiteter, und Bra— 
ſilien fuͤhlte, ſeitdem es von dem Regenten (1815) 


*) Neueſte Staatsacten, Th. 6. S. 198. 
*Vol. Poͤlitz, die Statenfyreme Europa’ sund 
-Amertta’s, Th. ©. 355. 
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zum ſelbſtſtaͤndigen Köhigreiche erhoben worden 
= aus den fruͤhern druͤckenden Kolonialverhältniffen 
bervorgetreren war, fein ‚geftiegenes politifches Ge— 
wicht. Doch jeigte fi fi) die erfte bedeutende politifche 
Bewegung nicht früher, ‚Als ‚nachdem die (1820) 
in : Portugal zufanniengefrötenen anßerordenffichen 
Cortes die Entwerfung einer neuen, auch- für Bra— 
fifien geltenden, Verf af ſu ung ausgeſprochen hat⸗ 
ten. Da erklärten fi) im San, und Februar: 1821 
Die braſilianiſchen Provinzen Pata und Bahia, 
and im März auch Pernambuco fir die Verfaſ— 
fung Portugals, und. bildeten einftreiltge' Junten 
in ihrer Mitte. Die Anfel Madeira folgte dieſem 
Beiſpiele. Schon hatte der Koͤnig Johann 6, bes 
nachrichtigt von den Vorgaͤngen in Para und Bahia, 
 (18.- Febr. 1821) befohlen; da Abgeordnete aller 
Provinzen Braſiliens, ſo wie von den Azoren und Ma— 
deira, zu Rio Janeiro ſich verſammeln ſollten, um 
zu berathſchlagen uͤber Abaͤnderungen und Verbeſſe⸗ 
rungen in der Verfaſſung der portugieſiſchen Cortes, 
nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen und VBedarfniſfen 
Braſi liens, als (26. Febr.) die Beſatzung von Rio 
Janeiro den Beitritt des Koͤnigs zur portu— 
gieſiſchen Verfaffung verlangte, welchen ſogleich 
(26. Febr.) der Kronprinz Don Pedro verſprach 
und beſchwor, und (28. gebt.) der König“ in einem 
Decrete beftätigte. ———— | 

Bald darauf (7. Milz 1821) achte der König 
durch ein Decrer feine bevorſtehende Ruͤckkehr nach 
tiffabon bekannt, worauf er (21, Apr.) den Kronprin: 
zen zum Pring-Regenten und zu feinem Stell- 
vertreter mit den ausgedehuteften Vollmachten in 
Drafilien zuruͤckließ, und a Apr.) na Portugal 
ſich einſchiffte. 
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War ſchon am 21. Apr. 1821, bei der militat- 
rischen Aufloͤſung einer auf der-Borfe zu Rio Janeiro 
gehaltenen Wahlverfammlung,; Blut gefloffen; fo 
zeigte. fich,, nach der Abreiſe des Koͤnigs, Das Otre= 
ben der Brafilianer immer ftirfer, von Portugal 
fi) zu trennen und zur-volligen Selbſtſtaͤndig— 
keit und Unabhängigkeit von Europa zu 
gelangen. Diefe unruhige Stimmung. der Brafilianer 
ward gefteigert, als man die Abreiſe Des Prinz = Res 
genten nach Europa, und fodann die Behandlung 
Drafiliens als einer Kolonie Portugals von dem Minis 
fterium zu Liffabon befürchtete. Als nun dem Prinzs - 
Kegenten- erklärt ward, feine Abreife werde die Folge 
haben, daß Brafilien zu einer unabhängigen 
Republik fich geftalte; fo befchloß er, dafelbft zu 
bleiben. Zugleich mußte er dem Verlangen des Senats: 
von’ Brafilien nachgeben, indem er theils Hundert 
Deputirte aus den einzelnen Provinzen 
Brafiliens zur Entwerfung einer befondern 
Berfaffung fir diefes Reich berief, theils verſprach, 
nicht nach Europa zuruͤckzukehren, fondern in; Bra⸗ 
filien zu. regieren, und den Titel: Beſchuͤtzer und 
Vertheidiger des Königreiches Braſilien annahm. 
Darauf fprachen (1. Aug. 1822) die verfammielten: 
brafilifchen Kortes die Trennung Braſiliens 
von Portugal aus, ımd ernannten (12. Oct.) den⸗ 
Prinz⸗ Regenten zum conftitutionellen Kaifer: 
von Brafilien. . Der Prinz nahm dieſen Titel, 
zugleich mit dem eines im merwährenden Be 
fhüsersvon Brafilien an, und erließ eine Erz 
Elärung über die dem neuen Kaiferreiche zu gebende: 
Verfaſſung, „durch welche eben ‚fo dem Defpotismus; 
wie der Demofratie vorgebeugt werben follei‘ Eine 
Commifjion, beauftragt mit den Entwurfe einer; bes’ 


— 
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ſondern, für Brafilien beſtimmten, Ver— 


faſſung, beendigte am 30. Aug. 1823 ihr Geſchaͤft. 


Dieſer Entwurf umſchloß, in 15 Titeln, 272 Artia 


fel. — Der politifche Charakter diefes Verfaſſungs⸗ 
entwurfes erhellt aus feinem wefentlichen Inhalte: 
Das -Kaiferreich Braſilien ift eins und untheils 
bar. (Daranf folgte die Gebietseintheilung deffelben, 
mit moͤglichſter Berheffichtigung der natürlichen Grens 
zen und der- Gleichheit der Bevölkerung in den eins 
zelnen Provinzen.) DBrafilier find alle freie Mens 
fhen, welche Brafilien bewohnen, und daſelbſt gez 
bohren find; alle Portugiefen, welche vor dem 1%; Dr 
1822 fich dafelbft aufgehalten haben; Sklaven, welche 
einen. Freibrief erhalten; die im Reiche - gebopenen 
Kinder von Ausländern, wenn ihre Aeltern nicht im 
Dienfte- der Stammnatien fteben ; naturalifirte: Aus⸗ 
länder. von jeder Nation. — Die Verfaſſung vers 
bürgt allen - Brafiliern folgende Rechte: perſoͤnliche 
Freiheit; Gefchwornengerichte, Doch nur auf Crimi— 
nalfälle beſchraͤnkt; Neligionsfreiheit, Doch wird die 
römifch = fatholifche Religion für Staatsreligion erflärt 
(Nichtehriften werden gedulder, find aber von dem, 
Genuffe der politifchen Rechte ausgefchloflen); : Ge— 
werbefreibeit; Alnverlegrbeit des Eigenthums; Preße 
freiheit (Doch haben die Bifchöffe die Cenſur der moras 
liſchen und religiofen Schriften). — Das Reich iſt 
eine repraͤſentative, in der Dynaſtie des Kaiſers 
Don Pedro, erbliche Monarkhie. Die aner« 
kannten Staatsgewauen ſind die geſetzgebende, 
vollziehende und richterliche. Dieſe werden 
von Der Nation verliehen, Jede Ausuͤbung Ders 
felben ‚ohne diefe Verleihung, wird als Gewaltanmas 
ßung betrachtet. — Die Gefeßgebung fteht dem Kais 
fer und der Nationalverfammlung gemeinfchaftlich. 
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zu. Die Nationalverſammlung beſteht aus zwei— 
Kammern: dem Senate und der Deputirtenkanmer. 
Alle Geſetze müffen, in der Regel, oͤffentlich verhan- 
delt werben. - Zur Saffung eines gültigen Befchluffes 
muß mehr, als die Hälfte der Mitglieder eines Hauſes 
anwefend; ſeyn. Jede Öeneralverfammlung Dauert 
vier Jahre. Die jährlichen Sitzungen währen vier 
donate und beginnen am 3. Mai. Kein Beamter, 
mit Ausnahme der Minifter und Staatsrärhe, kann 
Mitglied der Kammern werden. 
Alle Geſetzesvorſchlaͤge über Einnahme und —* 
gabe, uͤber das Militair, und uͤber die Verleihung der 
Vollziehungsgewalt, gehen von ber Deputirtenfammer 
aus. Der Senat kann fein Steuergefeß ‚verändern, 
fondern blos annehmen oder verwerfen, — ‚Alle 
vom Kaifer ausgehende Anträge werden 
zuerfi in der Deputirtenfammer verhan— 
delt. Die Mitglieder derfelben werden auf vier 
Jahre — als tie Dauer Einer Legislatur — er⸗— 
wählt; die Senatoren auf Lebenszeit. — 
Zum erftenmale geht die Wahl ver Senatoren und 
Deputirten von den Provinzen aus; der Kaifer ers 
nennt fie aber aus einer dreifachen Liſte. Bei ſpaͤtern 
Erledigungen im Senate wählt der Kaiſer aus ‚einer 
a von ber Deputirtenfammer ihm vorgeleg⸗ 
Liſte. 
Wenn ein Geſetz beide Haͤuſer paſſirt hat, wird 
es dem Kaiſer vorgelegt, der innerhalb eines Monats 
daruͤber entſcheidet. ft dieſe Zeit verfloſſen, ohne 
daß dies geſchah; fo erhält das Geſetz ohne weis 
teres offentliche Gültigkeit... Der Kaifer kann 
zweimal -feine Zuftimmung. verweigern. Wenn aber 
das Gefes zum drittenmale in beiden 
Haͤuſern durchgeht; fo wird es güktig. 
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Die große Maffe der Bürger. erwählt zuerſt Wahl 
herren ; diefe wählen fodann die Deputirten. Minders 
jährige, Dfficiere, Weltgeiftlihe, Mönche, Bediente 
und Tagelohner koͤnnen nicht wählen. Um Wahl⸗ 
herr zu werden, muß man ein jährliches Einfonmen 
am Werthe von 250 Alqueires Mandiocca = Mehl, 
um Deputirter zu werben, ein jährliches Einkom- 
men am Werthe von 500 Alqueires Mandiocca 
Mehl befisen, und 25 Jahre alt feyn. Ein Ser 
nator. muß ‚40 Jahre alt feyn, und jährlich ven 
Werth von 1000 Alqueires befigen. 

Die Perfon des Kaifers ift heilig und unvers 
leglih. Er ernennt und entläßt die Minifter und 
GStaatsräthe, ernennt Geſandte, erklärt Krieg und 
ſchließt Frieden. Die Civillifte wird beim An— 
fange jeder Regierung feftgefegt, und bleibt, während 
der Dauer derfelben, unverändert, Erhaͤlt ein Kron— 
erbe von DBrafilien Unfprüche auf eine fremde Krone; 
fo kann er nicht beide befigen, fonvern muß die eine 
ober die andere wählen. | 

Die Minifter und fämmtliche Staatsbeamte find 
verantwortlich. Kein muͤndlicher oder fchriftlicher 
Befehl des Kaifers Fan fie vor Verantwortlichkeit 
ſchuͤtzen. Die.Staatsräthe find verantwortlich für Die 
Gutachten, die fie abgeben. — 

Diefer Verfaffungsentwurf ward zwar von der 
Nationalverfammlung angenommen, vom Kaijer aber, 
wegen zu großer Befchränfung der Kegentengewalt, 
verworfen. Als daher die Nationalverfammlung bei 
diefer Berfaffung bebarrte und am 11. Nov. 1823 
füo permanent fich erklärte, ließ der Kaifer fie 
(12, Nov.) militärifch auflofen, und einige Mite 
glieder. derfelben verhaften; Doch bereits am 16. Noo. 
- erließ ‚er eine Erklärung, worin er. den Braſilianern 
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eine eigne Derfaffung verfprach, welche, nach ihren 
Grundbeſtimmungen, am 11. Dec, 1823 der weis 
ten, von ihm zufammenberufenen , Nationalverfamm= 
fung vorgelegt ward. Durch Sammlung der Stim: 
‚ men in der Hauptftade und in den Provinzen ward 
diefe Verfaffung angenonmen, und am 25. März 
1824 vom Kaifer der Eid auf diefelbe geleiftet. Doch 
erfolgte am 25. März 1826 ein neues Publicas 
tionsdecret derfelben, contrafignirt von Joao Ges 
veriano. Maciel da Coſta, welcher zuerſt — mit den 
übrigen Miniftern und Staatsräthen — den Berfaf- 
——— vom Sabre 1823 —— hatte. 


140. 


Fortſetzung. 
b) Verfaſſung vom 25. Maͤrz 1824. 


Der weſentliche Inhalt der 179 Artikel der 
neuen Verfaſſung Braſiliens vom 25. Maͤrz 184 iſt 
folgender: Das Kaiſerreich Braſilien iſt der politiſche 
Verein aller braſiliſchen Buͤrger. Sie bilden eine 
freie Nation, die kein Band einer Union oder Foͤde⸗ 
ration verſtattet, das dem Grundſatze der Unabhän= ' 
gigkeit entgegen iſt. Die Regierungsform iſt eine 
erbliche, conftitutionelle-und repräfentas 
tive Monarchie. Die regierende Dynaftie ift die 
des Don Pedro, Kaifers und beftändigen Vertheidi—⸗ 
gers von DBrafilien. Die Staatsreligion iſt die 
roͤmiſch⸗ Earholifche. Die Ausuͤbung andrer Neligio- 
nen ift erlaubt, doch ohne aͤußeres Gepränge. Die 
Zheilung und. Lebereinftimmung der politifchen Ge⸗ 
walten ift das erhaltende Princip dee Bürgerrechte, 
und das ficherfte Mittel, die wahrhaften, ‚von der 
Verfaſſung angebotenen, Bursſchaften zu — Es. 
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werden durch die Verfaſſung vier politiſche Ge⸗ 
walten anerkannt: die geſetzgebende, die ver 
mirtelnde (Poder moderador), die vollziehende 
und Die-richterliche,. Die Repräfentanten der bra> 
filifchen Nation find: der Kaifer und die Ge— 
neralverfammlung. — Alle Gewalten: im bra— 
filifchen Raiferreiche werden von der Nation uͤber— 
‚tragen (sao delegagoes da Nacäo), Die gefehge- 
bende Gewalt iſt, mit Sanction des Kaifers, 
der Generalverſammlung bertragen. Die 
Generatverfammlung beftebt aus zwei. Kammern: 
die der Deputirten, und die der Senatoren. 
Der: Öeneralverfammlung ftehen ‚folgende Befugniffe 
zu: 1) den Eid, ‚des Kaiſers, des Kronprinzen, ‚des 
Kegenten, oder der Regentſchaft entgegen zu nehmen ; 
2). den Regeuten, „oder die. Regentſchaft zu erwählen, 
und die Grenzen ihrer Machtbefugniffe zu beftimnien ; 
3): den : Kronprinzen + als: Thronerben in der - erften 
Sitzung nach. feiner Geburt anzuerkennen; 4) ven 
Vormund eines: minderjährigen Kaifers in dem Falle 
zu ernennen, wenn ihm ber Vater Durch. Teftament 
keinen beſtellt haben / folkte; - 5). die Zweifel zu lofen, 
die in Betreff der Shronfolge fich erheben koͤnnten; 6) 
‚nach dem Dode des Kaiſers, und während der Erledi— 
gung Ddes·· Throneseine Unterſuchung über Die vor⸗ 
hergehende Verwaltung anzuordnen, und, Die Miß— 
braüche abzuſtellen die ſich eingeſchlichen haben duͤrf⸗ 
sten; A im Falle des Ausſterbens der regierenden 
Dynaſtie eine neue zu waͤhlen; 8) Geſetze zu ge⸗ 
ben, zaus zulegen und zu ſuſpendiren; 9) 
‚aber , die Verfaſſung und das Staatsintereſſe zu 
wachen; 10) able. Jahre die öffentlichen: 
Abgaben zu beſtimmen und die directe 
Steuer zu dwertheilen; 2) die ordentliche und 
St. W. ate Aufl, IV. 45 
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Außerordentliche Sand =» und Seemacht — nach 
dem Berichte der Regierung zu beſtimmen; 12) frem⸗ 
den Truppen den Eingang in Das Gebiet. amd die 
Häfen des Neiches zu verfagen, oder zu geftatten; 
13) die Regierung zu ermächtigen, Anleihen zu 
machen; 14) die Mittel zur Abzahlung der Staats: 
fchuld zu beftimmen; 15) die Verwaltung der Natid- 
naldomainen anzuordnen und deren. Veräußerang zu 
verfügen ; 16) öffentliche Aemter zu errichten oder. ab- 
zuſchaffen, und für die Befoldung der errichteten Stel⸗ 
len zu forgen; 17) Schrot und Korn ver Münzen, 
Maas und Gewicht zu befiinmen. Jede Legislatur 
währt 4 Jahre, und jede Sitzung 4 Monate. — 
Die Kammer der Abgeordneten ift wählbar 
und temporair. ie hat. ausfchließlidy die Initia— 
tive in Berreff der Steuern, der Rekrutenaushebung, 
und der Wahl der Dynaſtie im Falle des Ertöfchens, 
Eie unterfircht die Verwalting, md erklärt fich über 
bie Reformen der bei derfelben eingeriffenen Mißbräuche. 
Cie decretirt, wenn die Minifter und Sraarsrärhe in 
Anklageftand gefept werden follen. ‚Der Senat be: 
ſteht aus Mitgliedern, die auf Lebenszeit erwaͤhlt wer: 
den. Gere Provinz hat halb fo viel Senatoren. zu 
wählen, als die Zahl ihrer Deputirten beträgt, wenn 
die Zapl gerade ift; im entgegengeſetzten Falle: aber 
die Hälfte weniger einen; fo daß eine Provinz, die 
11 Deputirte fender, nur 9 Genatoren ernennt, Hat 
eine Provinz nur einen Deputitten; fo wählt fie 
auch einen Senator. Die Wahlen finden auf: Die 
felbe Weife ſtatt, wie für die Deputisten ; nur 
wählt fie ver Kaifer nach einer dreifachen, : ihm 
vorgelegten, Lifte.’ Um fir die Kammer der Depu- 
tirten wählbar zu ſeyn, muß man. ein jährliches Ein- 
kommen von 23500 Sr; (400: — haben Ä 
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Die Sisungen beider Kammern find öffentlich, mic 
Ausnahme der Fälle, wo es das Wohl des ‚Staates 
fordert, ‘daß fie gebeim find. — Die Mitglieder: der 
Kammern find. in Hinſicht der Meinungen, vie fie 
bei der Ausübung ihrer Functionen Außern, unver 
deslih. Kein Mitglied der Kammern kann anders, 
als Durch eine Verordnung der Kammer, welcher es 
angebert, verhaftet werden. — Der Antrag, die 
Dppofition und die Billigung der Gefeßesvorfchläge 
ſteht einer jeden der beiden Kammern zu. Der Anz“ 
trag geſchieht Durch einen Staatsminifter im Namen 
der vollzichenden Gewalt, Diefer Antrag wird Durch 
eine Commiſſion der Deputirtenfammer unterſucht, 
von welcher er ausgeben muß, um in einen Geſetzes⸗ 
vorfchlag verwandelt: zu werden. Die Minifter koͤn⸗ 
men’ den Verhandlungen über den Antrag beimohnen 
und- Theil daran nehmen, fobald der Bericht der 
Commiſſion erfolgt iſt. Doch Fonnen fie nicht ſtim⸗ 
men, hoch bei ‚der Abftimmung gegenwärtig ſeyn, 
Ausgenommen, wenn fie Senatoren oder Deputirte 
find. » Hat die Kammer: der Deputitten einen: Ent- 
Wurf angenommen; fo: überfendet fie denfelben ber 
Kammer der Senatoren. Wird ver Antrag n üche 
angenommen; fü wird Diefes Dem Kaiſer durch eine 
Deputotion von 7; Mitgliedern: der Deputirtenfammek 
bekannt gemacht. Wenn die Kammer ver: Senatoren 
ven Entwurf der Deputirtenkammer ganz verwirft, oder 
ihn veraͤndert, oder: Sufäße macht; ſo geht er an bie 
Deputittenfomner zuruͤck. Auf. viefelbe Meile ver⸗ 
fährt die Kammer der Deputirten gegen den Senat, 
wenn sein Geſetzeseutwurſ von vemſelben ausgeht. — 
Wenn die Depultirtenkammer. Die Verbeſſerungen oder 
Zuſaoͤtze des Senats (oder vide versa) nicht billigt, die 
Kamen aber doch der Meinuug ieh * der, aivuif 


1 


708 Dofitives Staatsrecht. 


an ſich vortheilhaft fen; fo kann fie durch eine Deputa⸗ 
tion die Zufammenfunfr beider Kammeru 
fordern, wodurch ein Reſultat der Diſcuſſion erfolgt. 
— Wenn in einer der. beiden Kammern ein Entwurf, 
welcher von der andern Kammer eingefandt ward, voll⸗ 
ftändig angenommen wird; fo wird’er in die Form 
eines Decrers gebracht, und dem Kaifer zur Sanction 
vorgelegt. . Verweigert der Kaifer feine Zuftimmung; 
fo hat diefe Verweigerung nur eine zoͤgernde Wirfung. 
Denn wenn dieſe Berweigerimg zweien -gefeßgebenden 
Berfammlungen, welche den Entwurf gebilligt haben, 
gegeben wird; dann verſtehen fie diefelbe fo, daß 
der Raifer feine. Sanction ertheilt habe 

: Die vermittelnde Gewalt des Kaifers 
befteht darin, die Senatoren zu ernennen ‚ die Geſetze 
zu. genehmigen, die Generalverſammlung aufzulöfen 
‚oder außerordentlich zu. berufen, die Minifter zu ernen⸗ 
nen, obrigkeitliche Perfonen und gerichtliche Verfol—⸗ 
gungen zu fufpendiren, zu beanadigen;7 und. Anureftie 
zu bewilligen.: Die. Perfon des Kaiſers ift heilig und 
unverletzlich. Er.ift unveranmwortlich. ——- : Der Kai⸗ 
fer ift das DOberhanpt der voll zie henden Gewalt, 
und uͤbt dieſe durch Die Minifter. Zur vollziehenden 
Gewalt. gehört die Ernennung der Bifthöffe, die Ver 
feihung kirchlicher Pfruͤnden, die Ernennung zu Staats⸗ 
aͤmtern, zu den. Befehlshaberſtellen der Land⸗ and 
Seemacht, zu den Geſandtſchaften; die Abſchließung 
der Verträge mit dem Auslande; die Kriegserklaͤrungen, 
- Sriedensfhläffe.n: a.ı: Außerdem: ſteht der vollziehen⸗ 
den Gewalt zu:die Genehmigung /apoftoifcher Bre⸗ 
ven , oder: die Werweigerung, fobald Die. Breven der 
Verfaſſung zuwider find. ⸗Die Prinzen: des Hau⸗ 
ſes ſind Senatoren dem Rechtemachzuerhalten aber das 
Stimmrecht ar has re 
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Senate ſtehet zu: uͤber die individuellen Vergehungen 
der Mitglieder der kaiſerlichen Familie, der Staats⸗ 
miniſter, der Staatsraͤthe, der Senatoren, der Depu⸗ 
tirten, und uͤber die Verantwortlichkeit der Staatefectes: 
taire und Sfaatsräthe zu erkennen. Der. Senat be⸗ 
ruft Die Nationalverſammlung, ſobald Der. Kaiſer Dies 
zwei Monate nach) der in der Berfaffung beftinmten 
Zeit unterläßt. — Die Verfaffung erkennt und ges 
währleiftet jeder Hauptftadt der Provinzen das Recht 
der Mitaufficht über die Angelegenheiten ihrer Provinz. 
Diefes Recht wird durch die Bezirfsfanımern geuͤbt. 
— Der Kaifer darf, ohne Einwilligung der Öenerals 
verſammlung, Brafilien nicht verlaſſen. Geſchieht es; 
fo, wird es betrachtet, als babe er der Krone entfagt. 
In der Thronfolge gebt das männliche Gefchlecht, in 
demfelben Grade, dem weiblichen vor, Kein Frem⸗ 
der kann die, Krone Brafiliens fragen. — Niemand 
darf- verhaftet werden ohne:bewiefene Schuld; und 
felbft: in dieſem Falle darf er nicht: gefangen gefetzt wer- 
den, wenn er in Fällen, die das Geſetz zuläßt, hin- 
längliche Bürgfehaft leiſtet. — Deber Bürger kann 
zu allen offenslichen. bürgerlichen . Staats: und Milis 
tairitellen gelangen, ohne allen Unterfchied, als den 
feiner Taiente und Tugenden. Alle Privilegien find 
abgefchafft; . eben: fo, die Peitfche, die Folter, das 
Brandmarfen u. a.; die Conftfeation der Güter ift 
aufgehoben. Die Staatsſchuld wird garantirt. Alle 
Gilden find abgefchafft. Das Briefgeheimniß iſt un— 
verleßlih. — Die Minifter find verantworte 
bich für Hochverrath, Beſtechung, Aufwiegelung, 
Erpreſſung, Mißbrauch der Gewalt, Nichtbeachtung 
der Geſetze, Handlungen gegen. Freiheit, Sicherheit 
und Eigenthum Ber Bürger ,: und Verfihleuderung Des 
‚Staatsvermögens. — Uuter den anerkanuten bürger- 
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Ulichen Rechten iſt auch die Pubtication von Schriften 
ohne vorgaͤngige Genfur ; doch mit Verantwortlichkeit 
für: die Dadurch verleßten: Rechte. — Die rich ters 
lich e Gewalt ift unabhängig, und befteht in Richtern! 
und Geſchwornen. Die Geſchwornen fprechen. über 
den Thatbeſtand; die Richter wenden das Geſetz an, : 





2. 14. | 
45) Sreiftaat Hayti (Domingo. ) 
a) Gefchichtliche Einleitung. 


Wenn in den mittel=: und füdamerifanifchen 
Provinzen Epaniens die Trennung vom europdifchen 
Stammlande erft feit dem Jahre 1808 befchtoffen, 
und die Unabbängigkeitserklärung und Selbſtſtaͤndig⸗ 
keit dieſer Kolonieen noch fpäter von den Congreſſen 
derfelben ausgefprochen ward; ſo trennte‘ die Inſel 
Domingo, von welcer der fpanifche Antheil im 
Jahre 1795 an Frankreich abgetreten ward, bereits 
während der erften Stuͤrme der franzöfifchen Revo— 
lution fi) von Europa. . Denn mächtige Leidenſchaf⸗ 
ten wurden auf diefer Inſel aufgeregt, als das Decret 
der erſten franzoͤſiſchen Nationalverſammlung vom 15. 
Mai 1791 die Freiheit der Neger ausſprach, 
weil die Fortdauer der Sklaverei im Intereſſe der wei⸗ 
ßen Pflanzer lag. Ein blutiger Kampf begann, den 
ſelbſt Napoleons dorthin geſandtes Heer nicht zu be⸗ 
endigen vermochte, weil, nad) Herftellung der Skla⸗ 
verei, die Neger und die Farbigen gegen die 
Weißen fich vereinigten, und den alten Namen 
Haptier ernenerten. - Bon Deffalines, ver fie 
leitete und die Franzoſen von der Inſel vertrieb, ward 
(1. Jan, 1804) die Infel Hayti als Freiſt aat aus- 
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gefprochen; doch nahm er, aus Nachaͤffung Napoleons, 
am 8. Det. 1804 als Jakob 1 die Kaiferwürde 
an. Unter ihm hatten Perbion und Chriftopbe 
die Truppenmaſſen befepligt, Beide; harten- Antheil 
an. der Ermordung des Deffalines (16. Det. 1806), 
worauf Chriftophe (21. Det. 1806). zum Praͤ⸗ 
fideuten von Hayti ernannt ward, Pethion 
aber, unzufrieden über Diefe Vorgänge, zu Port« 
ausPrince, im füdweltlihen Theile der Juſel, 
einen befondern Freiftaat bildete, und Denfels 
ben gegen Chriftopbe's Angriff behauptete. Nach 
Perhions Tode folgte ihm (27, März 1818) der Ges 
neral Boner als Präfident. 

Alein zu Cap Frangois gab Ehriftophe dem - 
Etaate, den er regierte, am 28. März 1811 eine 
Derfaffung, in welcher eine Monarchie, mit 
der Erblichfeit der auf Chriftophe (nun: Heiss 
rich 1) übergetragenen Eonigliben Würde, bes 
gruͤndet ward. Die Form der Verfaffung und Re: 
gierung. Diefes Etaates war großtentheils eine Nach⸗ 
bildung der Verfaſſung Frankreichs unter Napoleons 
Kaiferregierung (feit 1804); felbft dem von Negern 
bearbeiteten Code Henri lag der Code Napoleon 
zum Grunde. Kaum hatte aber Heinrich I neun 
Jahre die Eonigliche Regierung nach europäifchen 
"Formen, doc nicht frei von einzelnen Sonderbar⸗ 
Feiten und willkuͤhrlichen Handlungen, geführt, als 
(6. Det. 1820) eine fo bedenkliche, und längft ‚im 
Grillen vorbereisete, Verſchwoͤrung Des Heeres gegen 
ihn aus brach, 2} er am 8. Dit. 1820 ſich ſelbſt 


voͤdtete. 


Schon am 2. Rev. 1820 kung der General 
Boyer, als nunmehriger Präfident Des geſaͤmm⸗ 
ten vormaligen franzoͤſiſchen Antheils an Domingo , 
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auch auf: dert notdweſtlichen Theil der Inſel, den bis 
Bahin Chriftophe‘ regiert Hatte, mit Aufldſung der 
monarchiſchen Staatsform, die republikaniſche 
Verfaſſung des ſuͤdweſtlichen Theiles uͤber welche, 
(zum Theile eine Nachbildung der franzoͤſiſchen vierten 
Verfaſſung von 1799 ,) - bereits- unter Pethion am 
27. Dec. 1806 begruͤndet, am 2. Sun. 1816 aber mit 
mehrern bedeutenden Modificationen von nenem bes 
kannt gentacht worden war. Dieſe Berfaffung 
ward, nachdem Boy er aud) den öftlichen,, vormals 
fpänifchen‘, Antheil der Anfel’ unter feiner Kesierung 
vereinigt, und als Lebenslänglicher Präfivenr 
von ganz Hayti (2, Febr. 1822) feinen Einzug 
in der Stadt. Domingo gehalten hafte, das Staats- 
grundgeéſetz“ für den, die ganze Juſel umſchließen— 
den, Freiſtaat Endlich erfolgte, nachdem Groß: 
britännieh am 1. San. 1825 mit der Anerkennung der 
Unabhaͤngigkeit der vormaligen ſpaniſchen Kolonieen 
vorangegangen war, vom Könige Karl LO von Sranfs 
reich, Durch Decret®) vom 17. Apr. 1825, die 
Anerkennung der GSelbftftändigkeit und Unabhängigkeit 
des vormaligen franzoſiſchen Antheils an ber. he 
Er. ‚Domingo, 


MAD, nr hen; 


149. s 


b) Potitifer Charakter der Berfaffung 
dom 2, Jun. 1816, . 


| Die weſentlichſten Beftimmungen der 242 Arti⸗ 
kel dieſer Verfaſſung ſind: Auf’dem Gebiete ver Ne: 
en kann feine Sklaverei ftatt finden; dieſelbe 
ſt für immer rbeſchafft. Sede Degen —— 
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kauf contrahirte Schul :ift auf immer: erlofchen. 
Das Recht der Zuflucht Gus asyli) ift heilig-und uns 
verleßlich, mit Ausnahme der durchs Geſetz beftimms 
ten Fälle; Die Regierung von Hayti iſt nicht erb⸗ 
lich ‚Sondern wird durch Wahl augeorbnet. . Die 
Republik wird nie eine Unternehmung in der Abfiche 
machen, fih durh Eroberungen zu.vergros 
Kern, oder den Frieden und die innere Einrichtung 
fremder Staaten oder Inſeln zu ſtoͤren. 


Die Rechte der Menfchen im firtlichen Ver 
bande find Freiheit, Gleichheit, Sicherheit 
und Eigenthum. Die Freiheit befteht in dem 
echte, alles dasjenige thun zu Dürfen, wodurch die 
Kechte Feines Andern gekränft werden. Die Gleich: 
heit darin, daß das Geſetz für Alle gleich if. Die 
Gleichheit geftatter keinen Unterfchied der Geburt, und 
feine Erblichkeit der Gewalten. Die Eicherheit be- 
ſteht in der Zufammenwirkung Aller, um die Nechte 
eines Jeden zu fibern. Das Eigenthum ift das 
Kecht, über feine Einkiinfte, fein Vermögen, und 
über Die Früchte feines Fleiges und feiner Gefchiclich- 
keit zu verfügen. Das Eigenthum ift unverleglich und 
heilig. — Das Öcfes ift der allgemeine, durch die 
Mehrheit der Bürger oder ihrer Stellverfrefer aus— 
gedruͤckte, Wille, Kein Civilz ober Criminalgefeg 
kann ruͤckwirkende Kraft. haben. | 


Die Sonverainetät woßhntwefentlich 
der Öefammtheit:der Bürgeribei; kein 
Individuum, eine theilweife Berfammlung. der Bier 
ger, kann fich diefelbe beilegen. Die gefellfchaftliche 
Oarandie kann nicht ohne Theilung.der Öewal- 
‚ten, ohne: Beftimmung ihrer Grenzen; ‚und, ohne 
Derantwortlichkeit „der. Staatsdiener beſtehen. 
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ever Bürger ift feine Dienfte dem Vaterlande ſchul⸗ 
dig, fo oft ihn das Geſetz zur Vertheidigung deſſelben 
aufruft. Das Haus eines jeden Bürgers ift ein un⸗ 
verleglihes Heiligthum. Keine Hausſuchung Eann 
ohne cin Geſetz, oder einen hoͤhern Befehl ſtatt finden, 
Niemand kann verfolgt. oder verhafter werde, außer 
in den Durch Das Geſetz beftimmten Fällen. — Einem 
Seven ftcht frei, feine Gedanken zu fagen, zu. fehreis 
ben und befannt zu machen. Drudfchriften fon 
nen vor ihrer Bekanntmachung feiner 
Cenſur unterworfen werden. Niemand ift 
verantwortlich für das, was er bekannt macht, außer 
in den durch das Geſetz vorbergefehenen Fällen. — 
Mit allen öffentlihen Aemtern ift Vers: 
antwortlichfeit verbunden — Die Berfaf: 
fung verbürgt Die Aufeehfhaltung der Veräußerung 
von Nationalgütern. Es werben für die ganze Ne: 
publif gleich verbindliche Civil-, Griminal-, Proceß- 
und Handels = Gefegbicher entworfen werden, Kein 
Weißer, von welcher Nation er auch ſey, kann 
in der Eigenfhaft als Herr oder Guͤterbe— 
ſitzer den Fuß auf dieſes Gebiet ſetzen. Alle 
Afrikaner, Indianer, und die aus ihrem Blute Ent: 
ſproſſenen, fie mögen in den Kolonieen, oder in frem— 
den Laͤndern gebohren feyn, werden, wenn fie ihren 
Wohnſitz in der Republik auffchlagen, als Haytier 
‚betrachtet, Eonnen aber erft ein Jahr nach ihrer Nie: 
derlaffang die bürgerlichen : Kechte genießen. Die 
Ausuͤbung der bürgerlichen Rechte geht Dunch ‚die Ber» 
urtheilung zu koͤrperlichen oder infamireuben Strafen 
un. 

Die katholiſche Religion iſt die Religion des 
— jeder andere Gottesdienſt iſt erlaubt. Der 


Praſident iſt befugt, vom Papfte Die Reſidenz eines 
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Biſchoffs nachzujuchen, Damit derſelbe die: jungen, 
dem geiftlichen Stande gewidmeten, Haytier zu Pries 
ftern weibe. Die Öeiftlihen koͤnnen in feinem Falle 
eine Corporation im Staate bilden. 

Die gefesgebende Gewalt liegt in den 
Händen einer Kammer der Kepräfentanten der 
Gemeinden und des Senats. Jeder Ge 
feßesentwurf muß durch die ausübende 
Gewalt vorgefhlagen, durdh die Kammer 
der Kepräfentanten beratben und anges. 
nommen, und durch den Senat decretirt 
worden fenn. — Die Kammer der Kepräfentan- 
ten ift zufammengefegt aus 3 Mitgliedern für. die 
Hauptſtadt der Republik, 2 für den Hauptort jedes 
Departements, und einem Mitgliede von jeder Ges 
meinde, Sie fegt die öffentlihen Abgaben 
nach ihrer Natur, Höhe, Dauer und Erbebungsart 
feft ; fie befchließt in Verwaltungsſachen; fie bildet 
das Heer; beftimmt Maaße, Gewichte und. Münzen; 
erläßt alle Geſetze, welche zur Ausuͤbung aller durch 
die Verfaſſung beftehenden und delegirten Gemalten 
noͤthig ſind; beſtimmt die Zuſammenkunft und den 
Wirkungskreis eines Rathes der Notabeln in jeder 
Gemeinde, u. ſ. w. Die Mitglieder dieſer Kammer 
muͤſſen Grundeigenthuͤmer und 25 Jahre alt 
ſeyn. Sie werden gewählt; ihre Function Dauert 
> Jahre. Die Kammer der Kepräfentauten erhält 
jährlich Dur ‚den Präfidenten die von dem Staats» 
fecretaire abgelegte Rechnung zugefendet; fie diſcutirt 
darüber und verordnet deren Bekanntmachung. — 
In dringenden Fällen kann der Präfivent die Kammer 
außerordentlich berufen. Die Sißungen der Kammer 
find öffentlich; doch fann fie auch bei verfchloffenen 
Thuͤren berarbfchlagen. Ihre Berathungen werden 


ca 
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vermittelſt eines Gef rn dur Publicitaͤt 
gebracht. 


Die Kammer der —— fenbet die von 
ihr erlaffenen Geſetze dem Senate. Jedes von dem 
Senate nicht angenommene Geſetz kann erft nach Abs 
lauf eines Jahres in der Kammer wieder vorgebracht 
werden. — Kein Mitglied der Kammer der’ Repraͤ⸗ 
ſentanten und des Senats kann wegen deſſen, was 
fie in der. Ausuͤbung ihres Amtes geſprochen der ges 
fehrieben Haben, in Unterſuchung gerathen, angeklagt 
oder gerichtet werben; mit Ausnahme des Ergriffene 
werdeng auf einem Verbrechen. 


* 
Der Senat befteht aus 24 Mitgliedern, die 

von der Kammer der Kepräfentanten, aus 
einer ihr von: Prafidenten. vorgelegten. 
dreifachen Lifte gu-jeder Scnatorftelle, ers 
nauntwerden. Ihr Amt dauert. 9 Jahre. ever 

‘ Senator muß. 30 Jahre ale ſeyn. Der, Senat iſt 
mit Bewahrung der Berfaffung beduftragt.. Die 
Sitzungen find offentkidy; Doch. kaun er auch bei 
verfchloffenen. Thuͤren berathſchlagen. Der. Senat 
benimmt jid) unmittelbar. mit dem Präafidentem: wegen 
‚alter Gegenftände,, ‚welche. die Verwaltung der üffents 
lichen: Angelegenheiten; betreffen. Dem Genate 
ablein ſteht das Recht zu, den Präfidenten 
zu ernenneu. Der Senat erlaͤßt, zauf die Anzeige 
des. Praͤſidenten oder: der Gemeindekammer, die Anz 
Flagedecrete gegen die Agenten: Der. Verwaltung. Der 
Genat:hat die Befugniß,, alle durch den Praͤſidenten 
mit. fremden Mächten abgefihlofiene, Allianz» und 
Handelsvertraͤge, fo: wie die Kriegserklärungen, zu 
genehmigen, oder zu verwerfen. . Der Senat deere⸗ 
tirt Die fir jeden Ziprigdes oͤffentlichen Dienſtes er⸗ 
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forderlichen Summen nach dem son dert Staatsſeere⸗ 
taire eingereichten "Budget; 

Die aushbende Gewalt ift einer Magiſtrats⸗ 
perſon uͤbertragen, welche den Titel: Prafident 
von Haytt, führt. Dieſe Stelle iſt lebenslaͤnglich. 
Der Praͤſident / muß 35 Jahre alt ſeyn. Jeder Bir: 
ger von Hayti iſt zum Präfiventen erwaͤhlbar. Der 
Prafident trifft, im Gemaͤßheit der Geſetze, alle die 
aͤußere und innere Sichetheit des Staates. betreffenve 
Maasregeln. Er befehligt Die bewaffnete Land- und 
Seemacht. Er ſchlaͤgt die Geſetze wor, mit 
Ausnahme derjenigen, welche die Vertheilung/ Größe, 
Dauer md ‚Erhebungsart ver. Steuern, ihre Ders 
mehrurig oder Verminderung, betreffen. Edne Ge⸗ 
ſetzesentwuͤrfe werden inter Kammer Der Gemeinden 
diſeutirt, Angenommen oder‘ verworfen; im letztern 
Falle giebt die Kammer: ihre Beweggrimde an. Er 
kann. Handels-, Buͤndniß⸗ md: Sriedensverträge 
mit: dem fremden: Nationen abſchließen, fo wie auch 
Kriegserklärungen erlaſſen; doch erhalten: "Diefelben 
ihre Gültigkeit erft durch Die Beftärigung des /Senats. 
Er ernennt die Agenten beiden frenden Mächten ‚und 
rufe fie zuruͤck nach Belieben ; auf gleiche: AWerfe: er 
nennt er alle Civil = amd Militairbeamte.: "Nenn: der 
Praͤſtdent benachrichtigt wird, daß fich eine Verſchwoͤ⸗ 
tung gegen die innere Sicherheit des Staates bildet; 
fo kann er Verhaftsbefehle gegen die! Aunſtifter und 
Mitſchuldigen erlaſſen; ersift aber „bei den auf 
das Verbrechen wällkührlicher Werd aft— 
nehmung gefesten Sitteafen, werbunden‘, Dies 
felben binnen 2 Tagen vor das comperente Gericht 
zu ſtellen. — Dem Cenate! allein ſteht das Necht 
zu, die Aimesführung des; Präfidenten zu prüfen ; und 
denfelben fuͤr fchuldig zu erkennen. Der Prü fi- 
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dent hat das Recht, feinen Nachfolger, 
durch ein eigenhändiges und verjchloffenes, den Se— 
nate Üübergebenes, Schreiben zu. bezeichnen; doch kann 
dieſes Schreiben vor Erledigung der-Präfidentur wicht‘ 
eröffnet werden. Der Prafident kann ſeine Wahl 
widerrufen, und auf Die genannte Weiſe eine andere 
Mahl treffen. Der Senat genehmigt oder ver- 
wirft die von dem Präfidenten gefchebene Wahl ſei— 
nes Nachfolgers. Im Falle der Verwerfung fchreiter er 
binnen 24 Stunden zur Ernennung des Prafidenten. 
Fin Großrichter ift mit der Verwaltung der 
Juſtiz beauftragt. Die Richter koͤnnen nur wegen 
einer gerichtlich erkannten pflichtwidrigen Handlung 
abgeſetzt, und nur wegen einer fuͤr zulaͤſſig erklaͤrten 
Anſchuldigung ſuſpendirt wecden. Die Sitzungen 
ver Gerichte find offenthich. Die Berathungen 
der Richter ſind geheim. Die Urtheile werden nebſt 
ihren Beweggruͤnden laut verleſen. Es giebt Frie— 
densrichter, Civil: und Criminalgerichte, 
ein Caffationstribunal für Die ganze Republik, 
und einen hoͤch ſten Gerichtshof, der über die - 
Anklagen erkennt, welche der gefeßgebeube Korper ges 
gen- feine eigenen Mitglieder, oder ‚gegen den Präfi- 
denten, oder gegen die: Gtaatsfecretaive, oder gegen 
jeden: andern Dienftbeamten als zuläflig: erkannt hat. 
Die Zahl feiner Mitglieder ift 15, und:der Großrichter 
fein Praͤſident. Bon den Enſcheidungen dieſes Ge⸗ 
richtshofes finder, feine Berufung ftatt; der Angeklagte 
hat aber das Recht, ein: Drittheil feiner Richter zu 
verwerfen. Die Urtpeile werden nur mit einer Stim⸗ 
menmebrheit von .F erfannt; 
‚Die bewaffnete Macht ift wefentlich: gehor⸗ 
ſam; ſie darf nie berathſchlagen. Sie darf, blos zur 
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Schutze der Bürger, und zur Vertheidigung der Res 
publik in Thaͤtigkeit gefegt werden. Das Heer beſteht 
aus der befoldeten und aus der nicht beſoldeten Ita= 
tionalgarde, 5 
Es befieht ein Staatsfecretair, den der 
Praͤſident ernennt. Er unterzeichnet und beglaubigt 
die detaillirten Rechnungen der Staatseimmahmen und 
der Etaatsausgaben, die der- Kammer. der Gemeinden 
vorgelegt werden. — Der Ctaatsfecrerair und der 
Großrichter find beide verantwortlich wegen der Nicht: 
ausführıung der von dem gejeßgebenden Körper geges 
benen Geſetze, fo wie wegen der Handlungen der aus⸗ 
uͤbenden Gewalt. Diefe beiden hohen Staatsbeanten 
find die beauftragten Redner, welche, im Namen der, 
ausübenden Gewalt, dem Senate und der Kammer 
der Nepräfentanten die erforderlichen Vorträge machen. 
Wenn die Erfahrung an. einigen Artikeln ver 
Verfaſſung Mängel wahrnehmen laſſen follte; fo 
fchlägt der Senat die Reviſion derfelben vor. Es 
wird durch Wahl eine befondere Kevifionsver 
fammlung gebildet, welche fich lediglich auf Die 
Kevifion derjenigen Artikel befchränfen muß, die 
ihr. der Senat bezeichnet. Bei den Berathſchlagun⸗ 
‚gen enticheidet die Mehrheit der Stimmen, Die 
‚Kevifionsverfammlung richtet die von ihr beſchloſſene 
——— unmittelbar an den Senat. 





143. 
46) Die (vormaligen) Provinzen Spaniens 
in Mittel: und Südamerika. Ä 


Faͤr— eine Maſſe von wenigſtens 17 Milienen 
en, welche in den ameritkaniſchen, Provinzen 
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Spaniens lebte, ward. die Berdrängung. der bourbonie 
fchen Dpnaftie in Spanien: durch Napoleon im Mai 
1805 die Beranlaffung, ihre frühere, Verbindung mit 
dem europäifchen Stammlande aufzuloͤſen. Ließe doch 
Napoleon“ felbft (1809) dem gefeßgebenven Körper 
Frankreichs erklären, daß erder Unabhaͤngig— 
keit der Völker. auf dem amerikaniſchen 
Feſtbande ſich nicht widerſetzen würde; nur 
ſollten fe feine esse mit -Oroßbritannien ein= 
geben. 

Ob num: gleich — ber ſpaniſchen General⸗ 
capitaine die Kolonieen fuͤr die Bourbone erhalten 
wollten; und ſelbſt narh der Wiederherſtellung dieſer 
Donaſtien in: Spanien (1814). eine bedeutende ſpaniſche 
Truppenmaſſe nach Amerika zur Herſtellung der, vori— 
gen Kolonialverhaͤltniſſe abgeſandt ward; fo.erfämpf- 
ten Doch zuleße, nach einem mehrjährigen. Kriege, der 
in mehrern . Provinzen . mit. einem: fehr ‚weifehaften 
Erfolge "fortgeführt :ward;, alle vormalige Länder auf 
dem „amerikanischen Feftlanderihre Selbſtſtaͤndigkeit 
und Unabhaͤngigkeit. In mehrern derſelben gaben die 
verſammelten Congreſſe ihrem Staate neune Ver⸗— 
faſſun gen; “von welchen aber bereits einige wieder 
'erlofchen‘,; einige gar nicht ins Leben getreten find. 
Ueberhaupt geſtalteten ſich von allen dieſen Staaten 
nur Mexiko und Colum bien zu feſtern Formen, 
wenn gleich ſelbſt in dem letztern Staate die innern 
Bewegungen noch nicht voͤllig gehoben ſind. — Die 
Unabhaͤngigkeit und Selbſtſtaͤndigkeit dieſer neuen 
Staaten erkannte zuerſt Nordamerika au, und am 
1. Jan. 1825 Großbritaunien, welches mit meh⸗ 
rern derſelben Handelsvertraͤge abſchloß. Eben ſo tra⸗ 
ten das Koͤnigreich der Rie der lande und andere 


europaͤiſche Mächte durch ·Abſendung von diplomati⸗ 


Der mexikaniſche Staatenbund. 721 


chen ‘Ageitten — Boch. ohne foͤrmlich ausgefprochene 
Aucerkennung der Unabhaͤngigkeit derſelben — mit 
den neuen Staaten in freundſchaftliche Verbindungen 
und in gegenſeitigen Handelsverkehr. Nur —— 
beharste bei der Verweigerung ihrer Anerkennung. ‘::: 
Die aus den vormaligen ſpaniſchen —— 
hervorgegangenen neuen Freiſtaaten in Suͤd—⸗ 
und Mittel-Amerika find: Mexiko; die vers 
einigten Provinzen des mittlern Amerika 
(Suatemala), Columbia; die vereinigten Pros 
sinzen am la Plata (Buenos: Ayres); Chile; 
Peru; Bolivia, und das von dem D. Fran cia 
— ohne Verfaffung — nad) fiepngen monarchiſchen 
ormen regierte ea 





| | 144, — — 
47) Der mexikaniſche Staatenbund... 
Vetrfaſſung vom 4. Det: 1824. 


Sn bem gegenwärtigen mexikaniſchen Eis 
tenbunde, beftehend aus 20 vereinigte Provinzen; 
mit einer Bolfszahl von 75 Millionen Menſchen, vegre 
fich bereits. im Jahre 1810 das Streben nach Unab⸗ 
haͤngigkeit; doch ward fie erft, nach. abgefchlofferien 
Sapitülation mit dem fpanifchen Vicekoͤnige Odonoju, 
am 24. Aug. 1821 erkämpft. Nur vorübergehend 
(vom 18. Mai 1822 bis zum 8. Apr: 1823) war die 
Kaiferwürde des Iturbide über: Merifo, Der 
neuzufammentrefende Congreß zu Mexiko übertrug 

(31. Maͤrz 1823) die vollziehende Gewalt. einer Nes 
gentſchaft von drei Mitgliedern, und fprach (8, Apr; 
1823) Meriko als Freiftaat, fpäter aber. — (16. 
Dec. 1823) — mit. dem Namen vereinigtermeris 

St. W. ate Aufl, IV. 46 
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kaniſche Staaten, als einen Bundesſtaat aus— 
— Iturbide legte am 8. Apr. 1823 feine. Kaiſer⸗ 
würde nieder, um eine ihm vom Congreſſe zugeftandene 
Penſion in Italien zu verzehren. Als er aber, :ges 
täufcht:von neuen Planen, nach. Mexiko zuruͤckkehrte⸗ 
fprach der Congreß die Acht uͤber ihn aus, und ließ 
ihn, nachdem er gefangen genommen worden. war, 
(19. Sul. 1824) erſchießen. Einige Monate. darauf 
— am 4. Det. 1824 — gab der Kongreß: dieſem 
Bunvesftaate eine neue Verfaſſung, und ſtellte 
den General Bittoria als Praͤſidenten an die Spitze 
der Regierung. BIER" a 
Die Grundzüge. diefer Verfaſſung finds, 

Die Nation von Mexiko ift fie immer fua 
von der ſpaniſchen, ſo wie von jeder andern Regierung 
unabhaͤngig. — Die Religion der mexikaniſchen Na⸗ 
tion iſt und wird immer die apoſtoliſch-roͤmiſche Reli— 
gion ſeyn, welche die Nation durch weife und. gerechte 
Geſetze befihüßt, und den Gottesdienſt jeder 
andern Keligion verbietet. — Die mexika— 
nifhe Nation wählt, als Form ihrer Verwaltung; 
eine repräfentative, vom Volke ausge 
bende, Republik von Bundesftaaten.: Die 
böchfte Staatsgewalt fpaltet fih ‚in die. gefeßges 
benbe, vollziehende und richterliche. Gewalt 

Die gefesgebende Gewalt übt der Gene⸗ 
— durch feine beiden Kammern ber 
Deputirten und Senatoren. — Die Depus 
tirtenfammer befteht aus den aller zwei Jahre 
yon. den Bürgern der Bunbesftaaten ermählten Res 
präfentanten. Die Eigenfchaften der Wähler werden 
durch ‚die gefeßgebenden Korper eines jeden Bundes⸗ 
ftaates verfaflungsmäßig- beftimmt. Die ‚Zahl. der 
Deputirten richtet. ſich nach. der Bevölkerung. des 
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Staates. Eine Bevoͤlkerung von "80,000 Seelen, 
oder jede Maſſe von mehr als. 40,000: Seelen, ‚ers 
nennt. einen Deputirten. "Ein Staat des Bundes; 
weicher diefe Zahl nicht beſitzt, ernennt dennoch Einen 
Deputirten. Die Zählung ver Volksmenge in allen 
Bundesftaaten wird aller zehn Jahre erneuert, und 
darnach ⸗ für jeden Staat die Zahl der Deputirten be= 
ſtimmt. ever Deputirte muß das 25fte Jahr er: 
reicht haben, und wenigftens zwei Jahre in ‚dem 
Staate oder Gebiete, welche ihn’ wählten, gewohnt 
haben. Kin Gebiet von mehr als 40,000 Einwoh— 
nern ernennt einen Deputirten aus den Örundeigen- 
thümern, und einen Gtellvertreter mit. Berathungs- 
ſtimme bei der Bildung der Gefege und Decrete, 
Nicht wählbar find: der Praͤſident und Vicepraͤſi— 
dent; die Glieder des hoͤchſten Gerichts; die Staats- 
‚ fecretaire und die Beamten in ihrer Kanzlei; die im 
Dienfte des gefammten Bundes ftehenden Finanzbe— 
dienten; die Statthalter der einzelnen. Staaten und 
Gebiete; die Erzbifchöffe und Bifchöffe; die comman⸗ 
direnden Generale, die geiftlichen Proviforen und Ge⸗ 
neralvicarien; die Friedensrichter n. a. Alle diefe 
find‘ erft wahlfähig, wenn fie die genannten Aemter 
feie ſechs Monaten vor ihrer Wahl nicht mehr befigen. 
Der Genat befteht aus zwei Senatoren jedes 
Bundesftaates, defien geießgebende Verfammlung: fie 
durch abfolute Stimmenmehrheit erwählt. Aller zwei 
Sahre wird die Hälfte der Senatoren erneuert. "Um. 
zum Senator erwählt zu werden, muß man 30 Sabre 
ale fenn, und die Eigenfchaften ber Wahlfaͤhigkeit, 
wie die Deputirten haben. : 
"Die beiden Kammern —— uͤber Anklage⸗ 
** gegen: den Praͤſidenten wegen Hochverraths 
wider die Nationalunabhängigkeit, * wider die 
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Form der Staatsverwaltung, wegen begangener Amts⸗ 
verbrechen, wegen klarer Verhinderung von Praͤſiden⸗ 
ten⸗ Senatoren⸗ -oder Deputirten⸗Wahlen, oder 
wegen feiner Eingriffe in die freie Gefchäftsfiihrang 
der andern Zweige der Staatsgewalten; — wider die 
Mirgliever nes hachften Gerichts und die Staatsſeere⸗ 
taire wegen aller während ihrer Amtsfuͤhrung began⸗ 
genen Verbrechen; — wider die Statthalter der ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten wegen Verletzung des Bundes⸗ 
vertrages, der Geſetze der Union, und der Befehle 
des Präfidenten, fobald diefe. nicht geradezu der Ver: 
faſſung und den allgemeinen Geſete⸗ der Unen nr 
gegen find. 

| Jeder Deputirfe ober Serien kann in 2 fell 
Kammer ſchriftlich VBorfchläge zu. Geſetzen niederlegen, 
— Es fonnen Deputirte und Senatoren für ihre Ab⸗ 
ftimmungen in ihrem Amte nie in Anfpruch:genommen 
werben. Kine Anklage gegen einen Deputirten oder 
Senator ift gültig, wenn zwei: Drittheile derfelben 
Kammer dafür ſtimmen. Die Diäten der Deputirten 
uud Senatoren beftinmt das, Geſetz, und bezahlt her 
Schatz des Bundes, 

Ale Befchlüffe des — haben —** 
den Charakter eines Geſetzes oder Decrets. Sie muͤſ— 
fen, um als ſolche zu gelten, vom: Praͤſidenten unters 
zeichnet werden, außer den in der Verfaſſung beſtimm⸗ 
ten Fällen. — Die vom Songreffe. ausgehenden Ge- 
fege oder Decrere betreffen : die Behaupfung der Na- 
tionalunabhängigfeit und die Erhaltung und: Sicher: 
‚beit.der Nation in ihren Außern Beziehungen; die Er⸗ 
haltung des füberativen Bandes der. Bundesſtaaten, 
des Friedens und Der öffentlichen Ruhe im Innern; 
die Unabhängigkeit der Staaten in. Hinſicht ihrer in⸗ 
‚nern —— die Erhaltung der verhaͤltnißmaͤßigen 
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Gleichheit in Rechten amd Pflichten der einzelnen 
Etaaten vor dem Geſetze. — Ausſchließend übe 
der Kongreß folgende Befugniffe: 1) die Verbreitung 
der Aufklärung zu befordern , den Schriftftellern für 
eine feftgefeste Frift den alleinigen‘ Debit ihrer Schrife 
ten zuzufichern, Marine =, Artillerie und: Genieſchu⸗ 
len zu ‚errichten ‚ neue oder mehrere Schulen für Na= 
turwiſſenſchaften, Mathematik, Politik, Moral, Künfte 
oder Sprachen zu gründen, und unbejchadet der Rechte 
der ‘gefeßgebenden Körper, in den einzelnen Bundes: 
ftaaten die offentliche Erziehung zu: leiten; 2) den 
öffentlichen Wohlftand zu pflegem durch Befehle zur 
Anlegung oder Berbefferung von Wegen und Kands 
len ;; zur Begründung von Briefpoften und! Transports 
anftalter, und in Ertheilung von Patenten für: Ers 
finder oder Verbeſſerer von Zweigen der Juduſtrie; 
3) die politifche Preßfreiheit zu ſchuͤtzen/ und ihre 
Ausübung: niemals zu fufpendiren ; Hy mene Staaten 
oder Territoria in den’ Bundesverband aufzunehmen; 
und) dev Nation: einzuwerleiben; 5) Die Grenzen der 
einzelnen Staaten“ zu beſtimmen md ihre deshalb 
eintretenden Zwiftigkeiten. zu. ſchlichten; 6) die Ters 
ritoria zu Staaten zu erheben, oder fie aͤltern Staa⸗ 
ten einzuverleiben 7) zwei und mehrere: Staaten zu 
vereinigen/ wenn die geſetzgebenden Korper Dies wuͤn⸗ 
ſchen, oder einen neuen Staat durch Trennung eines 
Theiles eines aͤltern Staates zu gruͤnden, wenn Drei 
Viertheile der anweſenden Mitglieder beider Kammern 
und eine gleiche Zahl in den geſetzgebenden Koͤrpern 
der andern Bundesſtaaten dies genehmigen; 8) das 
allgemeine Rationalbudget zu beſtimmen, die desfal⸗ 
ſigen Steuern auszuſchreiben, die Verwendung zu 
decretiren, und von Dee Regierung darüber jährlich 
ſich Rechnung ablegen zu laffenz 9) auf den Credit 
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bes ganzen. Bundes Schulden zur contrahiren , und 
zur Gicherheit der Anleiher die Ruͤckzahlung und: die 
Binfen anzuweiſen; 10) die gegenwaͤrtige Mational: 
ſchuld anzuerkennen, ihre: Hypothek und kuͤnftige Til: 
gung zu beſtimmen; 11) den Handel mit fremden 
Völkern, und zwifchen den Bundesſtaaten und ven 
Indianern zu ordnen; 12) zur: Abfchliegung eines 
Concordats mit, dem’ roͤmiſchen Stühle: Inſtruetionen 
zu ertheilen/ auch die Beſetzung der geiſtlichen Stel: 
len in der ganzen Republik auszuuben; 13) die Vers 
träge wegen Fliedensſchluͤſſe, Biͤndniſſe, Freundſchaft, 
und bewaffneter Meutralitäs; for wie. uͤberhaupt alle 
Verabredungen des Praͤſidenten mit fremden Mäch: 
ten zu genehmigen ;' 14) die Eroͤffnung von Häfen in 
den Staaten der Republik, die Beſtimmung der Zölle - 
und Errichtung von Zollftätten; 15) die Anordnung 
des Muͤnzweſens, der Gewichte: und Maafe in der 
ganzen Republik; 16): aufi:den: Bericht: des: Präfi- 
benten die Erklärung eines Krieges im Norhfalle; 
17.) :die: Erfheilung: von Kaperbriefen und die Ent⸗ 
ſcheidung ber gemarhte Prifen ; 18) die Beſtimmung 
der bewaffneten: Macht’ zu: Waſſer und zu Lande aimd 
der Contingente der einzelnen Staaten; 19) das Res 
glement fuͤr vie. Öeftaltung ‚' Beipaffaung und Hebung 
der Miliz in den einzelnen Staaten; W) fremden 
Truppen den Einmarſch in die Staaten zu geftatten, 
oder zu verweigern; 21) den Aufenthalt: fremder 
Flaggen längerials:zwei Monate in den merikanifchen 
Häfen zu geftatten oder abzufchlagen;' 22) ven Nas 
tionaltruppen das Ansrücden ans .den Staaten ber 
- Mepublit zu ‘befehlen, oder zu unterfagen ; 23) Be- 
amtenftellen im Dienfte des. Bundes: in der Kepublif 
zu errichten, ‚oder aufzuheben, auch ihre Dienft = und 
Ruhegehalte zu vermehren ober ;zu vermindern; 24) 
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Belobnimgen: den Corps: und: Individunen zu erthei⸗ 
len; welche der Republik große Dienfte geleiftet haben; 
25) in ‚gewiffen Faͤllen AUmneftie oder Strafvermin⸗ 
derung bei. Berurtheilungen: der Gerichtshoͤfe zu er⸗ 
theilen; 25) Geſetze und Decrete für. die innere Ver⸗ 
waiting Der Gebiete zugeben u. ſ. w. 

+33 Die Initiat ive der Geſetze nnd Decvete 
kann: in jeder der beiden Kammern gefehehen; Nur 
muß die Deputirtenkammer die Geſetze wegen Steuern 
und» Abgaben zuerſt berathen. Man verſteht unter 
der Initiative eines Geſetzes: 1) Die gemeinnuͤtzigen 
Vorſchlaͤge, welche der Prafident:ver Deputirten⸗ 
kammer. empftehlt;. 2) die Vorfchläge zu Geſetzen und 
Decreten,, welche die gefeßgebenden Korper einzelner 
Staaten an eine der beiden- Kammern richten. Alle 
diefe Vorfchläge zu Geſetzen und Deereten werben, 
ohne: Ausnahme,>im beiden Kammern berathen. Wenn 
der Borfchlag zu einem Geſetze in ver Kammer, in 
welcher: ser : übergebem warb ,ı verworfen. wirb;;: bevor 
er im die Berathung der zweiten: Rammer: übergeht: 
ſo kann derſelbe erſt wieder in der Sitzung des fols 
genden Jahres gethan werden. Wenn die berathenen 
Vorſchlaͤge zu Geſetzen und Deereten von der abſo⸗ 
Inten Mehrheit: der Mitglieder in berdven Kammern 
qngenommen worden ſind; fo werben ſolche dem Pruͤ⸗ 
ſidenten uͤbergeben/ welcher fie, nad): feiner Geneh⸗ 
migung, amterzeichnet und publicirt;: 3 Geuehmigt er 
fie “nicht ; ſo ſchickt er fie, mit feinen Bemerkungen, 
binnen zehn: Tagen an: die Kammer zuruͤck, worin 
fie zuerſt berathen ward In dieſem Falle werden 
ſie von neuem in beiden: Kammern beraten; . Wenn 
ſie in jeder der ‚beiden Kammern. von. zwei Drittheilen 
‚ver Mitglieder abermals genehmigt: werden; fo'fann - 
der. Präfident fih nicht weigern,. fie zu 
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unterzeichnen und zu publiciren. Wenn ſie aber nicht 
von zwei Drittheilen der beiden Kammern genehmigt 
werden; ſo koͤnnen ſie in denſelben, erſt im folgen: 
ven Jahre von neuem vorgrſchlagen werden.) Wenn 
der Praͤſident einen Geſetzesvorſchlag nicht in der 
beſtimmten Friſt zuruͤck ſendetz o wir dder ſchon 
dad urch als publicirt und’ promulgitt be— 
trach tetWenn ein — 22 ———— 
Berathung der einen ‚Kammer verworfen worden iſt 
fo ſchickt fie denſelben mit ihren Bemerkungen an die 
Kammer welche daruͤber zuerſt berathen hat· Sobald 
letztere denfelben von neuem unterſucht hat, nud aber⸗ 
mals zwei Drittheile der anwefenden Mitglieder deu⸗ 
felden genehmigt haben; fo wird er wieder an die 
Kammer; welche ihn verwarf, zuruͤck geſandteDie 
zweite Verwerfung gilt aber: nie dann ‚ wenn ſie von 
swei Drittheilen ‚der Mitglieder ausgeſprochen wirds 
Der Congreß verſammelt ſich⸗ jährlich am erſten 
Januar Der Praͤſident eroͤffnet ihn mit einer Rede. 
Die, Sitzungen werden am 15. April »gefchloffeni > 
101 "Die shöchfteswo llziehen ver&ewalt ſteht dem 
Präfidenten zu... €8 giebt nn 
allen Befugniſſen und Vorrechten des 
wenn dieſer phyſiſch oder moraliſch zu fi wer⸗ 
hindert wird...» Der Praͤſident und Vicep u 
ſen 3835 Jahre alt und ıgebohrnen Mexikaner ſeym 
Der Praͤſident kann erſt wier Jahre, mach—⸗ 
dem er fein Amt niedergelegt hat, wieder 
gewählt werden.» Am: erften September vor dem 
Farmer 
—— abſoluter ee 
—— welchen wenigftens eins nicht in dem Staate 
Care Dieſe Waplprotocoli 
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ammächften Januar im Gegenwart der vereinigten 
Kammern gelefen. Darauf treten die Senatoren ab) 
und eine von der Deputirtenfammer ernannte Coms 
mitee'erftatter Darüber. Berichts Derjenige,) welcher 
die abſolute Mehrheit der Stimmen der geſetzgeben— 
den Körper für ſich hat, wird zum Praͤſidenten er⸗ 
nanntı — Der Präfivent und der Vicepräfident treteit 
ihr Amt am 1: April san. — Der Praͤſident kann 
dem Congreffe durch die Deputirtenbammer: die Vor⸗ 
fehläge ' oder: Abänderungen der‘ Geſetze vortragen, 
welchener: dem gemeinen Beften für’ zuträglich hält, 
Der Präfident publicire die Gefeße und Decrete des 
Congreſſes, und bringt ſie zur Vollziehung⸗ Er er 
nennt und entlaͤßt die Miniſter nach ſeinem Gefallen: 
Er ernennt die Divifienschefs des Finanzdepartements; 
"die Generalcommifjaire, die Diplomaten und Confulit, 
die Dberften und andere Oberofficiere des ſtehenden 
\ Heeres, der dienſtleiſtenden Miliz und der Marine; 
mit Genehmigung des: Senats und ‚des: Regierungs— 
rathes; die Richter und Procuratinfifcale der Cantone 
und Diſtricte aus drei, deshalb ihm vom Obergerichts⸗ 
‚ bofeivorgefchlagenen,, "Perfonens: Er entlaͤßt die Bes 
amtem und die Militaieperfonen nach den Geſetzen, und 
ertheilt ihnen Penfionen: Er verfuͤgt uͤber die ftehende 
Land⸗ und Seemacht, amd über die im Dienſte befind⸗ 
liche Miliz zur innern Sicherheit und, äußern Verthei⸗ 
gung: des Bundes. Er erklaͤrt Krieg nach einem. 
Decrete des Congreſſes, und ertheilt Kaperbriefe nach 
den Vorſchriften der Geſetze. Er: ſchließt, nach den 
angefuͤhrten Beftimmungen, Concordate-mit dem roͤmi⸗ 
ſchen Stuhle. Er leiter die diplomatiſchen Verhand⸗ 
lungen, and ſchließt Friedens⸗, Freundſchafts⸗ Bun⸗ 
des⸗, Waffenftillftands = und Confoͤderationsvertraͤge, 
Vertraͤge wegen bewaffneter Reutmiisät; — 
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und ‚anderer Öegeuftände. Die Ratificationen derſel⸗ 
ben aber ertheilt oder verweigert er nach den Beſchluͤſ⸗ 
fen des Congrefjes. Er kann den Congreß zu: außers 
ordentlichen Sitzungen berufen” : Er forgt: für die 
ſchnelle und pinerliche Uebundg der Rechtspflegein Er 
ertheilt oder verſagt, in Uebereinſtimmung mit. dem 
Eongrefie, den Decreten der Concilien, den päpfttichen 
Bullen, den Breven und Nefcripten- des; roͤmiſchen 
SHofesy die Publication. Der Präfident und der 
—*7* koͤnnen während: ihrer Amtsfuͤhrung, 
und auch ein Jahr darauf, nur: mit Erlaubniß des 
Congreſſes das Gebiet der Republik verlaſſen. 
Während’ ver Zwiſchenzeit des Congreſſes ſteht 
* Praͤſidenten ein Regierungsrath zur: Seite, 
beſtehend aus der Haͤlfte des Senats, alſo aus 
einem Senator fuͤr jeden Bundesſtaat. "Der. Bice- 
präfident des’ Bundes ift der Präfident Des Megies 
vungsrathes. Der Regierungsrath forgt-für die Bes 
obachtung der Berfaffung und der Geſetze, und: nimmt 
proviforifche Maasregeln für alle unerwartete: Fälle: 
Er theilt dem’ Präfiventen mit, was der Regierungs⸗ 
rath zur vollßonimnen Bollziehung der Verfaſſung 
ind der Geſetze fuͤr noͤthig erachtet. : Er: fanırısaus . 
eigener Bewegung, oder auf den Vorſchlag des *Präs 
fiventen, die Zufammenberufung des Congreffes zu 
außerordentlichen Sitzungen entſcheiden; Doch muͤſſen 
in beiden Faͤllen zwei Drittheile der Raͤthe dem: Bes 
ſchluß faſſen. Er giebt, unter den angegebenen Be⸗ 
ſtimmungen, feine Zuftimmung zur Ernennung det 
Beamten und zur Anwendung der Miliz. außerhalb 
w no des Bundesftaates. | © msn 
»v. . Die Gtaatsfecretaire find —— — fuͤr alle 
von ia contrafignirte Acten des: Praͤſidenten. 
Die ——— Gewalt wird ausgeübt durch 


x 
\ 
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das höchſte Gericht, durch die Cantons⸗ und Diſtricts⸗ 


gerichtshoͤfe. Der hoͤchſte Gerichtshof erkennt in den 


Streitigkeiten zwiſchen zwei Bundesſtaaten, wenn ſie 
zur richterlichen Ausmittelung ſich eignen; in Zwiſten 
uͤber Contracte oder Negotiationen der Regierung oder 
ihrer Agenten; gutachtlich uͤber die Annahme oder Ab⸗ 
lehnung der paͤpſtlichen Bullen, Breven und Reſcripte 
in ſtreitigen Faͤllen; uͤber die Competenz zwiſchen den 
Tribunalen des Bundes und zwiſchen dieſen und den 


Tribunalen der Bundesſtaaten, undnzwifchen den ein⸗ 


zelnen Tribunalen wer Bundesftaaten. Er erkennt in 
‚ Streitigkeiten zwiſchen dem Präfidehten und Viceprä- 
fidentenz in Criminalproceſſen ders Deputirten, der 
Senatoren, der Statthalter der Bundesſtaaten, der 
GStaatsfecretaire, der Dipfomatifchen Agenten und Con⸗ 
ſuln, und in Admiralitäts = Prifenfachen u. ſe w. Die 
Santonstribunale beftehen aus einem gelehrten Richter 
und aus einem Sifcalprocurator. Jeder Diftrict hat 
ein Tribunal, beſtehend aus einem gelehrten Richter, 
in welchem alle Civilſachen bis zur Hoͤhe von 500 


Piaſtern ohne Appellation entſchieden werden. — Die 


Guͤterconfiſcation und Tortur iſt abgeſchafft. Keiner 
kann von einer Specialcommiſſion verurtheilt werden. 
Kein Geſetz hat ruͤckwirkende Kraftss) Keiner kann 
wegen bloßer ſchwerer Anzeige laͤnger als 60 Stun⸗ 
den in Haft bleiben. Bei jedem Civil⸗ oder crimis 
nellen —— — verſuchen die Richter vorher 
die Suͤhne. 


— EGDie —— ieines — — 4 


Staates theilt fich in’ deſſen gefeßgebenve , 

ziehende und richterliche. Gewalt: Niemals: nd 
zwei oder alle dieſe Gewalten in einer Corporation, 
oder in einer einzelnen Perſon vereinigt werden. Kein 


einzelner Staat darf, chne Zuſtimmung des Congrefe 


732 Pofitives Staatsrecht. 

fes., ein Tonnen» oder Hafengeld einführen; "ohne 
dieſe Zuftimmung fein ftehendes Mititair oder Kriegs: 
fchiffe beſitzen. Kein einzelner Staat darf mit fremden 


- Mächten unterhandeln, oder .Krieg:denfelben erklären: 


Bei künftigen Reformen der Verfaſſung koͤnnen 
nie. Die Artikel‘ derſelben verändert werden ‚ welche die 
Freiheit und Unabhängigkeit, die Religion, die Res 
gierungsform , Die Preßfreiheit und die Theilung der 
Dbergewalt Des Bundesſtaates und der eimgelmöt 
Suarı betreffen, — 

Einige Zeit nach der Annahme dieſer Berfaffung; 


ci 11, Mai 1826, erfchien ein Decret *) des Con⸗ 


greſſes der merikanifchen Staaten, nach welchem alle 
Adels titel (als Graf, Marquis, ‚Ritter: und an⸗ 
dere dieſer Art) welches auch ihr ürſrung —— 
vet immer — winden. 

dr, j ehren = 


mm) eaipe Ar 
‘ — —20 Nu 
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| 48). Die Bunbesrepubtit von Mittet 


Central⸗) Amerifa (Guatemala). 


Sm vormaligen fpanifchen Bicekönigreiche: © u as 


temala, gelegen zwiſchen dem mexikaniſchen Bun— 


desſtaate und. der Republik Columbia, erfolgte am 
24. Apr. 1821 der: erfie Schritt: zur Trennung, vom 
enropäifchen Stammlande, von ‚welchem man nicht 
weiter auf Schuß und Vertheidigung rechnen fonnte; 
Doch ward: erfi am 1. Suly 1823: non den 30. Depus 
tirten, welche die Nationalverfanmlung der: vereinigs 
ten Provinzen. bildeten, die Selbſtſtaͤndigkeit 
und. Unabhängigkeit derſelben, unter dem „er 


sin, * 





»: Neueſte ———— Th. 6 ©. 88. 
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men der vertinigten Provinzen⸗des mit tlern 
(Central⸗) Amerika, ausgeſprochen, gegruͤndet auf 
die Urkunden ihrer proviſoriſchen Regierung vom 45 
Sept. 1821 und vom, 5. Yan. 1822, Mexiko und 
Solumbia erkannten, den neugebildeten Freiſtaat an, 
und. ſchloſſen Verträge mit: denfelben. 19049 
‚Die neue Geftaltung des Freiftaates erhielt den 
Charakter eines Bundesftaates,"als Nachbildung 
der merifanifchen: VBerfaffung , wie dieſe . wieder eine 
Nachbildung der. nordamerifanifchen war. : Funf 
einzelne Staaten oder Provinzen, mit einer Bevoͤl⸗ 
Ferung ‚von nicht vollig 2 Millionen Menſchen, find 
zu einem politifchen Ganzen vereinigt. Jeder dieſer 
einzelnen Staaten, getheilt in Departemente (oder Bes 
zieke), hat, wie in Nordamerika, feine befondern For⸗ 
men- der Verfaſſung Oefepgebumg, 2 —— und 


Verwaltung 3 Anl 
Die Gefsmmtverfaffung dieſes Bundes⸗ | 
ftaates *) enthält folgende Beftimmungen: +++ 


Die Sonverainerät ruhet urfpränglich und weſent⸗ 
lich in der Ration, die ſich verpflichtet, durch gerechte 
und weiſe Geſetze die Rechte des Menſchen und Bir: 
gers zu ſchuͤtzen. — Die Farholifch = apoftolifch *rö£ 
mifche Religion ift die Religion der Nation, und fol 
fie zu ewigen Zeiten’ bleiben. — Die Ratlon nimmt 
die repräfentative, demofrafifche und föde— 
rative Republik als Form ihrer Regierung an, Die 
einzelnen Theile derfelben find nach allem, was auf 
die i innere — und Verwaltung ſich bezieht, freie, 





*) Dieſe Baı Berf Fafung iſt noch in feiner europdiſchen TEE 
fung vollftändig erſchienen. Die im Terte aufgeftellten 
Grundzüge derſelben find entlehnt aus: dem nn it. 
Journale, 1826. Oct. S. 902. | * 


— 
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nmmnabhaͤngige und ſouveraine Staaten. Die beſondern 
Verfaſſungen derſelben gruͤnden ſich auf die allgemeine 
Verfaſſung des ganzen Bundes, und koͤnnen wi 
RN, was dieſer zuwider if 
Die hoͤchſte Gewalt des Bundes theilt ſich in die 
— ee vollzieheude und richter⸗ 
liche. Dieſe Gewalten find für immer getrennt, und 
koͤnnen nie in einer Perfon oder in einem Körper vers 
einiget feyn. — Die gefeßgebende Gewalt‘ bes 
ſteht, unter der Benennung Generalcongreß, 
aus zwei Kammern: der Repraͤſentantenkam— 
mer, und der Kammer der Senatoren, deren 
Mitglieder ‚von den Staatsbuͤrgern erwählt werben, 
Die Zahl der Repräfentanten jedes Staates wird 
nach deſſen Bevölkerung beftimmt; jeder Staat er— 
nenne zwei Senatoren, — - Die gefeßgebende Macht 
hat das ausfchliegliche Necht, Geſetze oder Decrete 
zur Behauptung der gegenfeitigen Unabhängigkeit der 
“ Staaten und des foderativen Vereins zu machen; die 
Prepfreiheit einzurichten und zu fihüsen; nach den, 
yon der vollziehenden Gewalt. vorgelegten, Vewes⸗ 
gründen Krieg zu erklären, Friedens- und Allianz— 
verträge zu fanctioniren, über Bündniffe oder bewaff⸗ 
nete Neutralitaͤt zu verfügen u. ſ. w. 
—Die vollziehende Gewalt wird Einem oder 
mehrern Individuen anvertraut, welche von der gefeßs 
gebenden Gewalt ernannt werben. Ihre Befugniffe 
find: für die Vollziehung der Geſetze zu forgen, die 
Staatsfecretaire, die Beamten der Öeneralverwaltuns - 
gen u, a. zu ernennen, oder zu entlaffen, Sie ver: 
fügt über die bewaffnete Macht zur Bertheidigung 
und Sicherheit des Bundes, ohne doch die. Milizen 
außerhalb der Staaten, weichen fie angehören; an⸗ 
wenden zu koͤnnen, wenn ſie nicht von dem Congreſſe 
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dazu beauftragt ift. Sie ernennt die Land⸗ und Ger 
officiere. der dienſtthuenden Miliz ;: fie. ernennt, unter. 
Genehmigung des Senats, die Gefandten. und Con⸗ 
fuln; fie leitet die Verhandlungen . mit den. freniden 
Mächten, kann aber Eeinen Friedens= oder ander 
Vertrag ohne Beftätigung des Senats bekannt machen. 
Sie kann — aber nur einmal — gegen die von dent 
Generalcongreſſe gegebenen Geſetze Einwürfe :machen; 
und zwar. in. den erften zehn Tagen, welche auf vie 
Einfendung diefer Geſetze folgen, und die Vollziehung 
derſelben ſo lange verzoͤgern, bis der Congreß uͤber 
dieſe Einwuͤrfe berathſchlagt haben wird. Sie giebt 
Decrete und Verordnungen über. die Vollziehung Der 
Verfaffung und der Geſetze. 

Die -richterliche Gewalt ift einem höchften 
Gerichtshofe, und Tribunalen übergeben, die in jedem 
Staate errichtet werden. Kein Idiruum kann an⸗ 
ders, als den Geſetzen gemaͤß, und von Tribunalen 
gerichtet werden, die vor der Handlung errichtet waren, 
weshalb das Individuum zur Rechenſchaft gezogen 
ward. Alle ruͤckwirkende Gefeße und alle Specials 
commiffionen find unterfagt. — . 

Der Name diefes Staates warb. mehreremalg 
verändert. In dem Edicte, welches der vollziehende 
Rach am 25. Jan. 1824 über bie Anſiedelung der 
Fremden gab, ward Die Benennung gebraucht: vera 
einigte Provinzen von Central-Amerika 
(provincias unidas de Centro de America), Allein 
in der Berfaffung, welche das Volk am 22. Nov. 1824 
annahm, hieß der Staat: republica federal_de 
Centro America. Man wählte diefen Namen ,.. ung 
ber Eiferſucht Der einzelnen Theile ‚(der Staaten von 
Salvador,. Honduras und, Nicaragua) gegen den 
Staat-von Guatemala entgegen zu arbeiten. An der 
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Spiße des Bundesftaates ſteht der Praͤſident: Manuel 
Joſe de Arce. Die einzelnen fünf Staaten (esta- 
‚ dos), von welcher jeder Durch zwei Kammern: regiert \ 
wird, find: Ouatemala, San: Salvador, Honduras) 
Nicaragua, und, Coſta Rica, — 1 Im Jahre 1827 
entftanden: folgenreiche politifche Bewegungen in die⸗ 
ſem Bundesftaate; denn. vier Staaten. erklärten ſich 
gegen. den Praͤſidenten Arce, den ſie beſchuldigten 
mit den Mönchen: zuſammen zu halten. Selbſt «wie 
Mehrheit des Congreſſes und Senats war: gegen ihm 
Er aber löfere ‚beide auf, rund» regierte ohne ſie. — 
Noch iſt Diefe-wichtige "Angelegenheit nicht zur Ents 


u 
HK 
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« * 


— 


ſcheidung gekommen. 
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49) Der Freiſtaat Columbia | 
— Verfaſſung vom 30. Aug. 1821. 


Der Freiſtaat Columbia beftand vormals 
aus den ſpaniſchen Gouvernements Caracas und, 
-Neugranada, in welchen der Aufftand im Jahre 
1810’ und 1811 begann, der, nach einen vieljaͤh⸗ 
tigen Kampfe, mit Bolivars Siegen über die 
Föniglichen Truppen (1819) endigte, Sieben‘ = 
wordene Provinzen (Caracas, Cumana, Varinas 
Margarita, Barcelona, Merida und Trurillo), die 
fi) Anfangs die vereinigten Provinzen’von 
Venezuela *) nannten, nahmen am 17, "Dec. 





*) Die Unabhängigfeitserklärung biefer 7 Provinz 
zen vom 5. Zul. 1811, gegeben zu Caracas, fteht beim 

Dufau. T. 6. p. 257. und ebendafeldft-p. 264. 
die erfte. — blos auf. Venezuela: berechnete —. Vers 
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1819. auf dem Congreſſe zu Auguſtura, den Namen: 
Freiſtaat Columbia an, und vereinigten fih am 
12. Zul. 1821 zu Cucuta, über eine Verfaſ— 
fung. *), welche am 30, Aug. 1821 angenommen 
ward. Dieſe Verfaſſung ift berechnet auf einen 
Freiftaat von zwolf. Departementen (Drinoco, 
Venezuela, Zulia, Bojaca, Maturin, Ecuador, 
Aſſuay, Guayaquil, Cundinamarca, Cauca, Mag: 
dalena, und Iſthme⸗ [Panama])**), deren allgemeine 
Angelegenheiten ein Kongreß leiter. 

- Am Eingange dieſer Verfaffung, welche aus 
10 Sapiteln und 191 Artikeln beſteht, wird die vols 
lige und unmwiderrufliche Unabhängigkeit Columbia’s 
von Spanien und von jeder andern Macht ausge: 
fprochen.. Die Nation von’ Columbia kann nie das 
Eigenthum einer Familie, oder eines Einzelnen wer: 
den. Die Souverainetät beruht, nad) ihrem 
Wefen, auf der Nation. Alle Regierungsbe— 
amte find blos die Beauftragten der Nation und dies 
fer für ihr. öffentliches Betragen verantwortlich. Das 
Gebiet von Columbia umſchließt alle Länder, welche 


| 





faffung der Staaten von Venezuela vom 23. 
Der. 1811. 

*) Diefe Berfaffung fieht beim Dufau, T.6. p. 282, 
 Auszugsweife in Molliens Reife nach Columbia; 
aus dem Franz. von Fr. Schdll. Berl. 1825. 8, S. 
267; eben. fo Auszugsweife in Beckers Ueberf. von 
Molliens Reife, Th. 1. S. 135; und in Cochra— 
ne’s Reife in Eolumbien. Sjena, 1825, &. 131; voll 
ffändig in Lallemant's Sefchichte von Kolumbien 

2%. Quedlinb. 1827. 8. Th. 2. S. 123. 
**) Unter diefen Namen führt die 12 Departemente Colum⸗ 
bias auft Haffel in d. neuen geogr. Ephem. Band 
24. St. 9. ©. 284 f. (Aus der Gaceta, de Colom- 

bia vom 30, — 1827.) | 

ei W. ate Aufl. IV. 47 


738 | Pofitives Staatsrecht. 


"vormals zu. dem. Vicekonigreiche: Neu- Granada und 
zu dem Gouvernement von. Venezuela gehörten... Das 
Gebiet. ver Republik wird getheilt in Departemente, 
die Departemente in Provinzen, Die. Provinzen: im 
Cantone, und die Santone in Kirchfpiele. — . Die 
Kegierung von Columbia ift eine volfsvertre 
tende.. Das Volk übt feine Souverainetät auf 
feine andere Weile, als durch die erſten Wahlen, 
Die hoͤchſte Gewalt iſt getheilt in die drei Gemwals 
ten: die geſetzgebende, voillziebende und 
richterliche. Die geſebgebenve Macht ſteht 
dem Congreffe, die vollziehen de dem Praͤ— 
ſidenten des Freiſtaates, und die.richterliche 
den Tribunalen zu. — Der Congreß ift geheilt 
in zwei Kammern: die Kammer des Genatsg, 
und die Kammer der Kepräfentanten Die 
Initiative der Geſetze fteht beiden ‚Kammern . zu; 
und jede kann der,andern ihre Bemerkungen, Zuſaͤtze 
und Verbefferungen deshalb mittheilen. Das Abgas 
begeſetz aber fteht der Kepräfentantenfammer ‚auss 
fchließlich zu, doch fo, daß cs die Kammer des Ce: 
nats modificiren, annehmen, oder verwerfen. kann. 
Dem Congreſſe ſteht überhaupt zu: die Beſtimmung 
der jährlichen Steuern nach Dem von der voliziehen= 
den Macht ihm vorgelegten Budget; die Errichtung 
‚einer Nationalbank; die Anordnung aller Decrete für 
die Verwaltung; die Conferiprion und Drganifation 
des Heeres; die Bildung der Seemacht; Die Kriegs: 
erklärung, nac) Auseinanderfeßung der Gruͤnde das 
fir von der vollziehenven Gewalt; die Veranlaſſung 
der, vollziedenden Gewalt zur Einleitung von Frie⸗ 
densfchlüffen ; die Beftätigung der von Der vollziehen⸗ 
den Gewalt unterhandelten Friedens-, Buͤndniß⸗-, 
Freundſchafts-, Handels- und Reutalihrsnerträge, 


m 
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w.f. w. Die Sisungen des Congreſſes find öffent: 
lich; doch koͤnnen fie, nach dem Ermefjen der Kam: 
mern, geheim werden. Die Mitglieder des Con—⸗ 
greffes find. unverleglih. Der Congreß verfammelt 
ſich jährlih. — Zur Kepräfentantenfammer 
erwaͤhlt jede Provinz auf 30,000 Seelen einen Ab⸗ 
geordneten, doch fo, daß wenn der Reſt ihrer 
Bevölkerung 15,000 Seelen beträgt, auch für:viefe 
Zahl ein Abgeorvnerer ernannt wird. Doch bleibt 
der Maasftab der Bevölkerung von 30,000 Seelen 
nur fo lange, bis die Zahl der Repräfentanten zu 
100 anwächfer, worauf nur auf 40,000 Seelen 
Ein Deputirter, und wächfer nach diefem Maas— 
ftabe die Zahl der Repräfentanten. bis auf 150, 
fodann blos auf 50,000 Seelen Ein Deputirter er 
nannt wird. Die Function eines. Nepräfentanten 
Dauert 4 Jahre. — Zudem Senate fendet jedes 
Departement der Republik vier Senatoren, 
Ihre Function dauert 8 Jahre. — Die voll 
ziehende Gewalt ift einem Bürger anvertrauf, der 
den Titel führe: Praͤſident der Republik von 
Columbia. Der Präfident wird auf 4 Jahre er 
wählt. Es befteht neben ihm ein VBicepräfident. Der 
Praͤſident promulgirt die Geſetze des Congrefles, und 
laͤßt ſie vollziehen; er forget für Die Ruhe und Sicher: 
heit. im Innern; er beruft den Congreß zur‘ feftgefeß- 
ten Zeit zufammen, und in dringenden Fällen außer- 
ordentlich; er ift der oberfte Befehlshaber der lands 
und Seemacht, und leitet beide ausſchließlich; er ers 
klaͤrt, im Namen der Nepublif, nach den Befchlüffen 
des Congreſſes, den Krieg, und fchließt, mit Ge⸗ 
nehmigung des Congreſſes, Friedens-, Buͤndniß⸗-, 
Freundſchafts⸗, Waffenſtillſtands⸗, Handels⸗ und 
Neutralitaͤtsvertraͤge mit une Völkern und 
47 * 
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Staaten; er ernennt die Minifter, die diplomatifchen 
Agenten u. f. w.; er giebt, bei der. Eröffnung der 
Sißungen des Congrefjes, demfelben eine Leberficht 
über den politifchen und Eriegerifchen , ſo wie über den 
finanziellen und ftantswirchfchaftlichen Zuftand ver 
Nation; er zeigt Die Veränderungen und Verbeſſerun⸗ 
‚gen an, die er für die verfchiedenen Zweige des-offent- 
lichen Dienftes zweckmaͤßig finde. — Der Präfident 
muß jeder Kammer die nöthige Auskunft über:alle ihre 
Anfragen ertheilen, den Fall angenommen, wo bie 
Publicitaͤt fuͤr den Augenblick nicht rathſam waͤre. 
Er kann, waͤhrend der Dauer feiner Amtsführung, 
nur. von der Repräfentantenfammer vor dem. Senate 
angeklagt werden, wenn fein. Betragen den Wohle 
der Republik zumiderlänft, oder derfelbe, ſchwere Ber- 
brechen gegen die buͤrgerliche Ordnung begeht. (Diefe 
Anklage findet auch gegen den Vicepraͤſidenten, und 
die Mitglieder des hohen Gerichtshofes ſtatt. Der 
. Präfident darf, ohne Genehmigung des Congreſſes, 
während der Dauer feiner Amesführung und ein: Jahr 
nachher, das. Gebier der Republik nicht verlaffen. — 
Dem Präfidenten fteht ein. geheimes Narhscollegium 
zur. Geite, gebildet aus dem: Birepräfidenten, einem 
Mitgliede des hohen’ Gerichtshofes, und den. Staats- 
-fecretairen, Dee Praͤſident hohlt das Gutachten deſ⸗ 


ſelben ein, iſt aber nicht an die Beſchluͤſſe deſſelben | 


gebunden, Es ‚giebt fuͤnf Staatsfecretaire: für bie 
auswärtigen Angelegenheiten, -für- das Innere, für 
die Finanzen, für die Marine, und für den Krieg. 
Jeder Befehl, der von dem betreffenden Minifter nicht 
unterzeichnet ift, Fann nicht vollzogen werden. 

Die richterliche Gewalt befteht aus einem 
hoben Gerichtshofe von wenigftens- 30: Mic: 
gliedern, und aus Ober= und Untergerishten.. Jeder 
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wird fo lange für unſchuldig gehalten, bis ser nach 
den . durch das Geſetz vorgefchriebenen Formen fuͤr 
ſchuldig erklärt worden iſt. Bei Criminalfällen darf 
beiner verhaftet werden, “als bis Durch eine vorläufige 
Berhandiung das‘ Verbrechen ‚ermittelt worden iſt, 
weshalb das Geſetz eine/peinliche Strafe beſtimmt. 
Jedes auf der That ergriffene Individuum kann ver: 
haftet werden. Der Verhaftete: kann gegen Kaution 
freigelaſſen werden, ſobald feine Leibesſtrafe gegen ihn 
in Anwendung kommen kann. Keine; Vernehmung 
darf uͤber drei Tage aufgeſchoben werden. Es kann 
keiner verurtheilt oder — werden, als kraft eines 
vdrgaͤugigen Geſetzes. Die Privatpapiere und 
Pridatcorreſpondenz Der : Degen find unverleglich, 
- Beben Richter, und jedes Gericht, ift verpflichtet, ſei⸗ 
nem. Urtheile den Text des angewandten Geſetzes, ſo 
wie den Grunda ſeiner Anwendung beizufuͤgen. In 
keiner Sache giebt es mehr als drei Inſtanzen. 
ie Kein Bürger darf, ohne ſeine Zuſtimmung, oder 
bie des geſetzgebenden Koͤrpers, des geringſten Theiles 
feines: Eigenthums beraubt werden. Verlangt es aber 
das Beduͤrfniß des Staates; ſo geſchieht es gegen 
hinreichende Entſchaͤdigung. € ift verboten, ein 
erg oder irgend eine: Art: von Fideicommiß-, zu | 
Alle von: der fpanifchen Regierung 24 

—— abaefchäfft. Der Congreß erkennt keinen 
Adel, und keine erblichen Unterfcheivungszeichen an, 
Der Congreß theilt das Gebiet der Republik in 6 oder 
bil Departemente, wie er es für die Verwaltung 
Re ‚findet, - Der politifche . Hefeblshaber jedes 

epattementß, heißt: Intendant, und wird vom 
Praͤſidenten ‘ernannt. ° Seine Amtsführung Dauert 
drei Jahre. Jede Provinz wird vom einem Gou⸗ 
verneur — der von De a e⸗ des 
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Departements, abhängt, und 3 Jahre im Amte iſt 
Die Cabildos, oder Cantonsmunicipalitaͤten, werden 
beibehalten. Jeder Columbier hat das Recht, zu 
ſchreiben und drucken zu laſſen, ohne vorhergegangene 
Prüfung, Cenſur oder Reviſion; der Mißbrauch die⸗ 
fer Freiheit wird nach den Geſetzen beſtraft⸗— — 
—Dieſe Verfaſſung, berechnet auf Eine und un: 
theilbare Republik, und nicht,’ wie die. des nordame⸗ 
xikaniſchen und mexikaniſchen Bundesſtaates, auf ein 
Foͤdevativ ſy ſtem der einzelnen (nach ihrem Flaͤ⸗ 
chenraume weit von dem Mittelpuncte der Regierung 
entlegenen) Provinzen, erregte bedeutende Bewegun⸗ 
gen innerhalb des jungen Freiſtaates, weshalb (6. 
Febr. 1827) Bol ivar — der Vertheidiger des Ceu⸗ 
traliſationsſyſtems — die Praͤſidentenwuͤrde nieder⸗ 
legte, Darauf decretirte (3. Ang. 1827) der Vice⸗ 
praͤſident Santander im‘ Namen des Congreſſes 
die Zuſammenberufung des, Nationalconvents nach 
Ocaũa zum-2, März 1828, . Bis dahin bleibe die 
Derfaffung in Wirkfamkeit;; denn der Convent fol 
Aber die Prüfung oder Abaͤnderung derſelben entfchei- 
den. Darauf fchrieb : aben :BoLlivar (240 Aug 
4817). an. den Senat, daß er. fich entſchieden gie: 
gen eine Foberatinverfaffung erkläre, „weil 
die. (von ihm gegebene). ‚Berfaffung. :Bolivia’s: iind 





Das. Centralſyſtem den Beduͤrfniſſen des Staates 
wæeit beſſer entſpreche. > un ea 
31, 07ER are u 
grert —— 5 147. RITA rang 


50) Die vereinigten Provinzen am Ta 
a. Plata (Buenos - Apres). 
„Es war am 9. July 1816, daß zu Buenos 
Ayres von dem.. errichtesen: fouverainen Congreſſe 
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an deſſen Epige Pueyredon ftand, Die-Unabhängig- 
Eeit der vereinigten Staaten am Plata aus— 
gefprochen , diefer Name aber am 3. Dec: 1817 vom 
Congreſſe in den der vereinigten Provinzen 
von: Suͤdamerika verwandelt, und. an demfelben 
Tage eineeinftweilige Berfaffung aufgeftellt ward *). 
Der Sitz des Kongreffes ift zu Buenos = Anres, 
— Mach dieſem vorläufigen Geſetze berubte die ge 
feßgebende Gewalt auf einem Nationalcongreffe, 
gebildet aus 2 Kammern: dem Senate und ber 
Kepräfentantenfammer Zu dem Senate 
fenver jeder Bunvesftaat eine gleiche Anzahl Sena- 
toren, und zu der Repraͤſentantenkammer jeder Bun⸗ 
Desftaat fo viele Abgeordnete, als er vielmal 
20,000: Seelen in fich faßt. Jeder Senator muß 
30. Jahr alt ſeyn, Güter im Werthe von: 800 Pia⸗ 
fter (40,000 Franken) befisen, oder: ein achtbares 
Gewerbe-treiben. Jeder Abgeordnete muß: 26 Jahre 
alt ſeyn, ein Vermögen von 400 Piafter: (20,000 
Franken) beſitzen, oder ein nüßliches Gewerbe treiben. 
Jeder Abgeordnete bleibt 4 Jahre im Berufe; aller 
2 Sabre wird die Deputirtenfammer zur Hälfte er— 
nenert.. Sie bat die ausfchliegliche Initiative in 
Hinſicht deffen, was Befteuerung betrifft, der Senat 
‚aber das Recht, Die Vorfchläge deshalb anzunehmen, 
zu verwerfen, oder zu veraͤndern. Die Verrichtungen 
Vollſt ndig uͤberſetzt iſt * ——— Verfaſ— 
ſungsgeſetz in der Schrift: Die ſpaniſche Conſtitu⸗ 
tion der Cortes und die proviſoriſche Conſtitu— 
tion der vereinigten Staaten von Suͤdame— 
ritka. Aus den Urkunden uͤberſetzt mit hiftorifch fat i⸗ 
ſtiſchen Einfeitungen. (Kpz. 1820. 8.) ©. 177. — 
Kurze Auszüge daraus fiehen in der Allg. Zeit. 
1818, &t.278, und Allg. Zeit 1819, ©t. 267. 
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des Congreſſes ſind: Geſetze zu geben, Krieg zu 
erklären, Frieden zu ſchließen, und die Auflagen feſt— 
zufegen, welche gleichförmig in allen : Theilen des 
Staatenbundes, aber immer nur. fir" eine Zeit von 
zwei Sahren erhoben werden. Die vollziehende 
Gewalt ward einem Director übertragen, der 
35 Sabre alt ſeyn muß, und das Oberhaupt der Land⸗ 
und Seemacht ift. Nach dieſer proviſoriſchen Ver⸗ 
faſſung waren alle Menſchen vor dem Geſetze gleich; 
die Preſſe ward fuͤr frei erklaͤr. — Dieſe Beſtim⸗ 
mungen wurden mit wenigen Zuſaͤtzen und Veraͤnde⸗ 
engen, in der VBerfaffung vom 20, Apr 
1819, welche am: 25. Mai angenommen ward, 
beftätige *), In Hinſicht der Senatoren ſetzte die 
. Berfaffung feft: es follten fo viele Senatoren ſeyn, 
als es Provinzen gäbe; außerdem follten 3 Hohe - 
Militairperfonen, :1.Bifchoff und. 3 Geiftliche, ein 
Mitglied von jeder Univerfiräf, und Die abgegangenen 
Directoren des Staatenbundes Mitglieder des Senats 
feyn. Jeder Senator bleibt 12 Jahre im Dienfte: — 
Der Director wird auf 5 Jahre von beiden  ver= 
fammelten Kammern nach. der. abfoluten: Mehrheit 
der Stimmen erwählt. Er macht die Gefebe bekannt, 
und läßt fie vollziehen. Er eröffner die Sitzungen 
des Congreſſes, und kann demfelben fehriftliche Vor— 
fchlage zu DVerbefferungen und Veraͤnderungen thun, 
die er für das Beſte des Staates dienlich haͤlt. Er 
ordnet und leitet die Land- und Seemacht; ernennt 
ihre: Befehlshaber, die (verantwortlichen) :Minifter, 
und alle diplomatifche Agenten. Er macht die Kriegs= 
erklaͤrungen und Friedensſchluͤſſe bekannt. Er -era 
nenne die Erzbifchöffe und Biſchoͤffe nach. einer. drei⸗ 


._ — — 
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*) Sie fieht beim Dufau, Ti 6. p. 24. N Mine, 
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fachen, vom Eenate ihm vorgelegten, Lifte. Alle Ge- 
genftande der öffentlichen Sicherheit und Polizei, alle 
öffentliche Anftalten des Unterrichts und. der Wohlthä- 
tigkeit, die Münze, die Nationalbanf und Die Poften 
ſtehen unter feiner Aufſicht und Seitung. — 

In diefem jungen Freiſtaate aber beſtanden mach⸗ 
tige innere Bewegungen imd Reibungen, fo wie ein 
‚mehrmaliger Wechfel der Winde des Präfidenten ; 
und Kämpfe nach außen, befonders mit Braſilien über 
ven Befis von Montevideo (Banda Oriental), Dies 
hinderte bis jetzt die fefte Geftaltung‘ der gemeinſchaft⸗ 
lichen Verfaffung und Regierung des Bundes ſtaa⸗ 
tes, welcher aus 13 zuſammengetretenen Staaten 
(Provinzen) befteht, die jeder eine-befondere Verwal⸗ 
tungs⸗ und Regierungsform haben, Die Repräfen: 
tantenkammer zu Buenos Ayres verwandelte den fruͤ⸗ 
ber angenommenen Namen: vereinigte Provinzen von 
Suͤdamerika, am 18.März 1825 in die Benennung: 
Hereinigte Provinzen am Plataftrome. 
Als proviforifcher Praͤſident, gewählt auf drei 
Jahre, ftehe feit dem 19, Febr. 1826 Kibadavia 
an ber Spise des Bundesftaates, — 

Am 23. Jan, 1825 erließ der verfammelte Ge⸗ 
— ein Decret *), in welchem er über 
die kuͤnftige Geftaltung der Verfaffung als Beftimmun- 
gen aufftellten „Der Generalcongreß erklärt fich als 
:gefeßgebend nnd conſtituirend. Bis zur Promul⸗ 
gation dersallgemeinen VBerfaffung, welche 
‚ der‘ Congreß der Confoͤderation ertheilen wird, ſol⸗ 
len in jeder Provinz die dafelbft geltenden befondern 
Inſtitutionen in’ Kraft bleiben. Alles, was. auf Die 
Unabhängigkeit, Integritaͤt, Siherhet, Vertheidi⸗ 


*) Neuefte Staatsacten, Th. 1. S. 46. 
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gung und Wohlfahrt der Nation ſich — gehoͤrt 
weſentlich zur Competenz des Generalcongreſſes. Die 
von demſelben angenommene und ſanctionirte Berfaf 
ſung wird, vor ihrer Promulgation, den Provinzen 
zur Genehmigung vorgelegt, und erſt, mach 
erfolgter Genehmigung, zum Grundgeſetze der 
‚Konfoderationerhobeit werden. — Bis zur Errich- 
‚tung seiner. vollziehenden Bundesgewalt, werben der 
Kegierung der Provinz Buenos. Ares folgetive Ars 
sribute zuftehen:: die. auswärtigen ‚Angelegenheiten ‚die 
Ernennung der bevollmächtigten; Miniſter bei auswär- 
' tigen Regierungen;,s und die Annahme von bevollmäch- 
tigten Miniſtern ſolcher Regierungen bei den /vereinig⸗ 
ten Provinzen;, Die Abfehließung von Vertraͤgen, Con⸗ 
ventionen u. a. mit auswärtigen: Negierungenzsdie 
Mittheilung ‚der vom Generaleongreſſe gefaßten Be⸗ 
—— an die Regierungen der Bundesprovinzen.“ 

Darauf empfahl am 14. Apr. 1825 der Con⸗ 
der Committé fuͤr das Verfaſſungsweſen, Die 

baldige Aufſtellung eines Vetfaſſungseutwurfes *). 
Wei aber die Verſchiedenheit Der Aufichten der ein⸗ 
zelnen Provinzen über die Verfaſſungsform — ob 
als Eine und untheilbare Republik, oder als Bun- 
desſtaat ⸗ der Committe "nicht entgangen: war; 
ſo ward am 20. Sun. 1825 vom Congreſſe beſchloſſen: 
4) daß in allen. Provinzen Anfrage gefchebe,, woe l⸗ 
her Verfaſſungsform eine jede: den Vorzug - gebe; 
Doaß die Meinungen der Provinzen, auf dem Wege 
Ädrer gefeßgebenden Körper erlangt wuͤrden; 
3) daß .aber die, auf folche, Weife: von ben: Propin⸗ 
zialvertretern ausgefprochenen,, : Meinungen auf; keine 
Weiſe die Vollmacht beſchraͤnken follten, welche das 


*) Vergl. Rivinus, Atlantis, 1827. St. 4. S. 261. 
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Volk den Kongreffe zur Abfaffung.- amd Genehmi⸗ 
gung einer, das ee Wohl. ———— a 
faſſung ertheilt habe. - 

Das Ergebniß der Proinzialbefeplüfe war n 
eheilt. Cordova, Mendoza, San Juan und Sant: 
jago del Eſtero ftinmten für einen Bundesftaat, 
und fuͤr eine, der norbamerifanifchen Ähnliche, Re⸗ 
gierung ; Salta, Tucuman und Kioja erklärten: fidh 
für. eine tepräfentativ - republifanifche Sorm, welche, 
gleich der won Columbia, ein. centrales Gepräge 
tragen muͤſſe; mehrere Provinzen vertrauten der Weis⸗ 
heit des Congreſſes, und einige EEE gaben. gar 
Beine Erklärung. 

Unter diefen Berhättmiffen ſtellte die Kommitd 
einen. VBerfaffungsentwurf ‘am 4. Sen, 1826 
mit: emer-centralen,Regierungs form auf, und 
motivirte ihre Gründe deshalb im Einzelnen *). — 
Die Hauptbeftimmungen diefes Entwurfes **) waren: 
Es wird unterfchieven zwifchen der gefeßgebenpen, 
vollziehenden und richterlichen Gewalt. Die 
erfte ift: der Kammer der Abgeordneten und dem Se— 
nate, die zweite dem Präfidenten, die dritte dem hoͤch⸗ 
ſten Gerichte übertragen. Der Präfident wird ver- 
mitfelft einer, in jeder Provinz ummittelbar von dem 
Volke zuiernennenden, Junta, und durch Stimmen: 
mehrheit fänmtlicher einzelner Mitglieder. derſelben, 
die‘ Abgeorbneren werden. durch bloße Stimmenmehr- 
heit ‚der Waͤhler, und: die. Senatoren durch. Propius 
zialjunten gewählt. ; Beide Gewalten. ‚geben daher 
unmittelbar: vom Bolfe aus. - Die: Richter 
werben won ber — — ernannt, — 
———— 

*) Dieſe Grunde bei Rivinus, © 23. E 
**) Hamb. Correſp. 1827. St. 107. : 3. — 
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aber unabſetzbar. Alle Verhandlungen find. öffentlich; 
felbft die Abftimmungen bei Endurtheilen. Der Praͤ⸗ 
ſident waͤhlt die Statthalter der Provinzen aus einer 
von den verwaltenden Provinzialraͤthen einzureichen⸗ 
den Liſte. — Die einzelnen Provinzen zuſammen 
ſollen 43 Deputirte waͤhlen. Wenigſtens 8009; Küche 
ftens 15,000 Bürger ernennen: einer Deputirten.‘ Die ( 
Deputirten müffen 7. Jahre lange Bürger gemwefen; 
25 Jahre alt feyn, und ein Capital von 4000 Peſos 
befisen , oder, in Ermangelung deſſen, ein nuͤtzliches 
Gewerbe treiben. Sie werden auf 4 dJahle ernanan 
doch wird aller zwei Jahre die Hälfte derſelben ers 
neuert. 

hr Diefer Entieinf warb aber von den meiſteu Pro⸗ 
Bingen, bei der Vorlegung veffelben, verworfen, 
und ein Foͤder ati vſ y ſt em verlange *). — So ift 
dieſe Republik Ba bie jeut ohne —— 


a4u8 
51) Der greikhat Epiti. 


' Obgleich: in Chili. bereitsiim Jahre 4810 der 
erfte Schritt zur Losreißung won dem enropäifchen 
Stanmmlande geſchah, und. ein Kongreß: die keitung 
der öffentlichen Angelegenheiten uͤbernahm; fo dauer⸗ 
- ten doch die innern Reibungen ver Partheien in die 
ſem Kleinen Staate länger; als in andern zur Selbſt⸗ 
ftändigfeit gelangten, vormals ſpaniſchen Provinzen. 
Denn nicht nur, daß in Chili, fo wie in Peru, erft 
nach . der Bezwingung ber Uebetrefte dee: fpanifchen 
Heere in dem Siege des columbifchen Feldherrn 


*) Hamb. Correſp. 1827. St. 110. 
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Sucre (8. Dec. 1824) bei Ayacucho, bie poli— 
tifche Unabhängigkeit gefichert warb; «6 behanpteten 
auch, bei der tiefen. Stufe ver geiftigen Entwidelung 
und. buͤrgerlichen Geſittung der groͤßern Volkszahl in 
dieſen beiden Staaten, die Geiſtlichkeit und Moͤnche 
einen groͤßern Einfluß auf den Geiſt der Maſſe, als 


in Mexiko, Guatemala, Columbia und Buenos Ayres. 


Unter dieſen Verhaͤltniſſen laͤßt es ſich erklaͤren, warum 


die verfaſſungsmaͤßige Geſtaltung des innern 


Staatslebens in beiden Republiken noch zu keinem 
bleibenden Charakter gelangte. 

In Chili galt im Jahre 1823 [nach dem Be- 
richte des morning chronicle *)] als Örundlage 


der Verfaſſung: Die vollziehende Gewalt iſt einem 


oberſten Director uͤbertragen, deſſen Pflicht es 
iſt, die Geſetze des Landes zu promulgiren, und uͤber 
deren Vollſtreckung zu wachen. Er hat die Praͤro⸗ 


gative, die Grundlinien eines jeden. neuen Geſetzes, 


nad) vorgängiger Sanction des Staatsrathes, zuerſt 
in Vorſchlag zu bringen. Er iſt mit der Drganiſa⸗ 


tion und: Verwendung der Land- und Seemacht be⸗ 


auftragt, darf aber weder die eine, noch die andere, 
felbft befehligen. Er darf alle Officiere unter dem 
Dberftlieutenantsrang ernennen, muß aber. zu ben 
hoͤhern Graden die Genehmigung des Senats eins 
boblen. Er erklärt Krieg und ſchließt Frieden unter 
Genehmigung: des Senats. . Er ernennt die Minifter 


mit ‚Genehmigung des Staatsraths. Mit Zuftim= 


mung des Genats kann er Urtheilsfprüche mildern, 
und Verbrecher begnadigen. Er kann öffentliche Ber 
amte wegen Untüchfigkeit entlafjen, ohne deshalb den 
Senat zu befragen; in nn! kann, er 


— — | 


Vergl. Allg. Zeit. 1894. Beil, 187. 
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fölche ebenfalls abſetzen, ift aber gehalten, die Gruͤnde 
dafür den competenten Gerichtshofen vorzulegen, - Er 
kann, mit: Einwilligung des Senats, Friedens⸗, "Als 
kianz = und Handeleverträge fchließen, und Gefandte 
an. auswärtigen Höfen ernennen. Die Staats: 
minifter ftehen ihm in allen Regierungsgefchäften 
zur Geite. Der Staats rath befteht aus fieben 
Perfonen: aus zwei Mitgliedern des oberften: Ge: 
richtshofes; einem Prälaten; einem. Öenerale; einem 
Sufpector der Staatseinnahmen, und zwei Directoren 
der Nationalöfonomie. Die Functionen des Staats: 
rathes find: mit dem Director ſich zu berathen, und 
jeden neuen ©efeßesentwurf zu genehmigen oder zu 
verwerfen; die Ertennung der Minifter zu genehmigen; 
und. die Gründe ihrer Eutlaffung anzugeben; und das 
Budget zu. prüfen, bevor es dem Genate vorgelegt 
wird, Der Senat befteht aus neun Perſonen, welche 
auf fechs Jahre erwaͤhlt werden, Doch kann Diefer 
Zermin: auch verlängert werden. eine Obliegenheit 
ift, über die Beobachtung und Handhabung: der Ges 
feße, fo wie über das. Betragen aller Staatsbeamten 
zu wachen; neue Öefeße zu billigen, oder zu verwer⸗ 
fen; die DVollziehung der Acten des Directors zu 
fufpendiren, fobald fie, nach der Anficht des Senats, 
zu nachtheiligen Ergebniffen,, oder zur Verlegung Der 
beftehenden Geſetze führen Fonnten ; über die National⸗ 
gebräuche, die Sitten, und über die Erziehung der 
Augend zu wachen; Bürgertugenden zu bemerken, zu 
befördern, und zu bewirken, daß denfelben öffentliche 
Auszeichnung und Belohnung. zu Theil werde; - Pris 
vatcontracte und Bürgfchaften: zu ſchuͤtzen; die Statu⸗ 
ten oder Reglements einer jeden, Corporation oder Ge⸗ 
fellfchaft, nach erfolgter Präfentation von Seiten des 
Directors, zu genehmigen; Kriegserklärungen (nad) 
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erfolgter Einwilligung der Repräfentantenfanmer) ) 
Friedensvertraͤge, Steuern und Auflagen, Anleihen, 
Ernennungen und Entlaffungen von Staatsbeamten, 
Anlegung von Städten und DOrtfchaften, und oͤffent⸗ 
liche Anftalten aller Art zu fanctioniren. Die Kepräs 
fentantenfanrmer ift ein Körper von National: 
vathgebern, die bei jeder wichtigen Gelegenheit zu= 
fammen berufen werden. Ihre Zahl muß über 50, 


und unter 200 betragen, Ein Achttheil derfelben wird 


jährlich erneuere. Die Mitglieder derfelben treten an 
den: Orte zufammen, wo der Senat. fich verfammelt, 
Ein Staatsminifter, der Gecretair des Senats, und 
der Generalprocurator wählen ‚25 Mitglieder durchs 
$008, welche fich darauf verfammeln, um die Gefebe; 
welche ihnen der Senat vorlegen läßt, zu genehmigen, 
oder zu mißbilligen; Kriegs = und Friedensfragen, Anz 
leiden, Steuern u. a. zu fanctioniren oder zu verwers 
fen; und das Cenfwrgericht zu ernennen. © In 
jedem Diftricte oder Kitchfpiele von 200 Einwohnern 
werden Wahlverfammlungen: gebildet ‚ . deren 
Functionen darin beftehen, diejenigen Bürger ald be+ 


ne meritos. anzunehmen oder zu. verwerfen, welche: 


ihnen von den comperenten Behörben zu dieſer Ehre 
vorgefchlagen werden. Sie haben das Recht, die voll- 
ziehende Gewalt zu bitten, diejenigen Staatsbeamten 
zu entlaffen, welche, nach ihrer Ueberzeugung, ihr 
Amt gemißbraucht haben. — Es befteht vollfommne 
Freiheit der Preſſe. Es foll aber eine Junta von 
Literaturräthen errichtet. werden, welcher Alles, was 
zum Drude beftimmt.ift, zur vem alleinigen: Zwecke 


vorgelegt werden foll, ven Schriftfteller;vor venfuras 


bein Stellen zu warnen, von welcher Warnungen 
aber an das Gericht der Sieben  appelliren 
kann. Das Land foll neu. eingerheilt „werben: in 


— 
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Gouvernemente, Delegationen, usallegatiönen, Pra⸗ 
fecturen u. ſ. w. 

Dieſe, in vielen Puncten unreife, Verfaſſung 
trat nicht ins Leben; denn am 15. Jun. 1826 erklaͤrte 
der Oberdirector des Sreiftantes Chili, Ramon 
Freire, in einer fehr weitläufigen amtlichen Bot— 
ſchaft *) bei der Eröffnung des Congreſſes: „Indem 
ich von der Bildung der Grundgeſetze der Ver— 
faffung rede, fen mir die Bemerkung erlaubt, daß 
diefelbe, um die wefentlihen Wohlthaten zu bewirken, 
auf die wir Alle gefpannt find, unfern Sitten 
durchaus angemeffen und dem Zuftande 
anfrer Bildung entfprehen muß, und daß 
die von amerifanifchen Gefeßgebern fo oft begangenen 
Irrthuͤmer mit der größten Sorgfalt vermieden werden 
müffen, indem dieſe ißren politifchen Gefeßbüchern 
einen Charakter der Unwandelbarkeit gaben, welcher 
der allmähligen Annahme ‚von Verbefjerungen im 
Wege fteht. Ungeachtet ver anfgeklärten Grundfäge, 
und der ‚großen und erhabenen, vom Kongreffe von 
1823 ausgefprochenen, Ideen, iſt es aus mehrern 
Gruͤnden nicht möglich gewefen,; dem Einflufje der 
öffentlichen Meinung und der Macht des allgemeinen 
Volkswillens fich zu widerfegen, indem die Stims 
me der Nation einmuͤthig und feierlich. bei 
der Kegierung um Ausſetzung der, Ders 
faffung nach ſuchte. Neben andern Urſachen, 
ward angefuͤhrt, daß ſie in ihrer Anwendung unaus⸗ 
fuͤhrbar, in ihrem Geiſte ſo verwickelt, ſo uͤbermaͤßig 
kleinlich und peinlich ſey, daß ihre Vortrefflichkeit 
nur in Der Idee beſtehe, und ſie ſich unſern ein⸗ 
heimiſchen Sitten, und den — — 


Neueſte — Th. 7. ©. 1 
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ten nicht anpafjen ließe. Hierzu kommt Hoch, daß die 
Stellung der vollziehenden Gewalt, we— 
gen ihrer eingeſchraͤnkten Befugniffe, 
ganz unmaͤchtig, und jener Kraft beraubt 
war, die ihr. ſchon ihrer Natur nach zufommen muß, 
und Die. das öffentliche * mitten unter, Schwierige 
feiten . erfordert. “ 


Noch ift aber ein neuer Berfaffungsentwurf 
| für Chili nicht zur ae der Europäer gelangt. 





| 19. Bu 
52) Der Freiftaat Peru. 


Noch fpäter,..als in Chili, ward in. Peru die 
Unabhängigkeit von Spanien ausgefprochen;. deun 
nur vermittelft der Heerestheile, welche aus Buenos⸗ 
Ayres und Chili im Jahre 1821 nach Peru zogen, 
konnte der ſpaniſche Vicekoͤnig von Peru beſiegt, und 
die. Verſammlung eines peruanifchen Congreſſes zu 
„Lima am 20. Sept. 1822 bewirft werden. Die 

— gab aber das von Bolivar nach 

eru gefuͤhrte columbiſche Heer, welcher am 10, März 
1824 die Würde eines Dictators von Peru, bis 
zum Ende des Krieges, übernahm. Don eittem 
Theile Diefes Heeres, das Sucre befehligte,. ward 
die (bei Chili bereits angeführte) Schlacht bei Uyas 
cucho am 8. Dec. 1824 gewonnen, in welcher der 
fpanifche Vicekoͤnig Laſerna in die Gefangenschaft der. 
Kepublifaner gerieth, und der. Xeft ver Spanier nach 
Europa zuruͤckkehren mußte. 


Der zu Lima verſammelte Congreß beauftragte 
eine Commité mit dem Entwurfe einer Repraͤſentativ⸗ 
St. W. ate Aufl. IV. 48 | 


R 
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verfaſſung. Dieſer Ent wur ferſchien am Non 
1822, trat «aber "nicht ing öffentliche Staatsleben. 
Die Grundzuͤge deſſelben waren: die Gouverainetät 
ſteht der Nation zu: Diefe kann nie das Erbtheil 
einer. Perſon, oder einer Familie werden. Die Re— 
gierung ift-repräfentativ. Die, Religion ift die katho⸗ 
fifch = apoftolifch = romifche. Die Nation giebt. ficy ihre 
Berfaſſung und ihre Geſetze durch ihre Kepräfentanten, 
Diefe Berfaffung ift proviforifch, "big alle Provinz 
zen Peru’s von dem Feinde befreit find. Die Ders 
faffung fell ficher ſtellen: Die Freiheit Der Bürger; die: 
Freiheit ver Preſſe; die perfünliche Sicherheit; die 
Unverleglichkeit Des Eigenthums; die Gleichheit vor 
dem Gefege; Die Gleichheit der Beftenerung nach dem 
Vermögen eines jeden; Das Recht jedes Individuums, 
feine Bitten oder feinen Recurs an den Congreß und: 
die Regierung zu bringen ; die Abfchaffung der Guͤter⸗ 
confifcation; die Abfhaffung aller graufamen und ent⸗ 
ehrenden Strafen; die Abſchaffung aller erblihen Vor⸗ 
züge und Rechte. Es giebt drei Gewalten: die gez" 
esgebende, vollziehende und richterlicher 
ie Snitiative der Geſetze fteher einzig den Volkes. 
repräfenntanten zu in dem verfammelten Congreffe. Die 
Kepräfentanten im Congreſſe find perſoͤulich unverletze⸗ 
lich, und nach ihren geäußerten Meinungen unverant⸗ 
wortlich, Die vollziehende Gewalt kann weder lebens⸗ 
fänglich, noch erblicdy bekleidet werden. Die Mit⸗ 
lieder der vollziehenden Gewalt und die Minifter find‘ 
erantwortlich. Der Eenat wird aus zwei Mitglie⸗ 
dern jeder Provinz gebilder. Er ſchlaͤgt der vollziehen⸗ 





*) Die Grundzüge deffelben ftehen beim Jsamb eri. T; 
“3. p. 465. — und, noch kürzer, in der Allg. Zeit. 
BD Peil. SI νν 
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den: Gewalt zu den weltlichen und geiftlichen Aemtern 
vor; er wacht über Die. Verfaſſung, Die Geſetze, uͤber 
Das Betragen der Beamten und der Bürger; er'beruft 
den: Congreß zu einer außerordentlichen Sitzung, in 
den Fällen, : welche die Verfaſſung näher bezeichnen 
wird. — Die Gerichtshöfe find unabhaͤngig; "Die 
Richter unabfesbar. In peinlichen Fällen ift das Ver⸗ 
fahren öffentlich. Es finden Geſchwornengerichte ſtatt. 
Der Congreß beſtimmt die Abgaben der Bürger, und 
Die Art und Weife ihrer Erhebung. Die Verfaffung 
gewährleiftet die Nationalfchuld; ° Der‘ Congreß er 
greift die zweckmaͤßigen Maasregeln fiir Die Einrichs 
‚tung des öffentlichen: Unterrichts, fo wie für die Wiſ—⸗ 
ſenſchaften und Künfte. — a 

Nach dem Siege Suere’s bei Ayacucho, ftand - 
noch ‘der royaliftifche General Dlaneta in Obet 
Peru. Nachdem Bolivar auch diefen am 1. Apt 
1828 beſiegt Harte, ließ er dem Congreſſe von Ober 
Peru die Wahl, entweder ſich für felbftftändig zu- er⸗ 
klaͤren, oder ſich mit Peru, oder mit Buenos = Ayres 
zu verbinden. Der Congreß entfchied ſich für Die 
Annahme der Selbftftändigkeit, und gab dem neuchts 
ſtandenen Freiftaate am 6. Aug. 1825 den Namen 
Bolivia. Er erklärte *): „daß es für die Wohls 
fahrt des Ganzen von Wichtigkeit fen, Feiner der an- 
grenzenden Republiken ſich einzuverleiben, ſondern in 
ſeinen Beziehungen zur alten, wie zur neuen Welt als 
ein ſouverainer und unabhaͤngiger Staat aufzutreten; 
daß die Provinzen von Ober⸗Peru, feft und einmuͤthig 
in ihrem Entfchluffe, im Angefichte der: ganzen Erbe 





*) Diefe Unabhängigkeitserflärung ſteht in Rivinus Atlan⸗ · 
tie, 1826. St. 2. ©. 282. und in den neueſten 
Staatsacten, Th. 3 ©: 342; 


756 Poſitives Staatsrecht. 


proclamiren ſich ſelbſt, unter einer eige nen 
Verfaſſung, und durch‘ ſolche Geſetze amd» obrig⸗ 
keitliche Perſonen regieren zu wollen; als ſie fuͤr das 
Gluͤck der Nation, fuͤr die: unverletzliche Aufrechthal⸗ 
tung, der katholiſchen Religion und fuͤr die Be 

der heiligen Rechte der Ehre, Freiheit, —— 
des Lebens, Elgenthums und Friedens am zweckbien⸗ 

lichſten halten werben.‘ ) Darauf gab Boli v ar die⸗ 
ſem neuen nach ihm benannten, Staate die im fol⸗ 
genden $. im Umriſſe enthaltene Verfaſſung Der 
Staat Bolivia umfchließt: im: ven ſews: Peoniügei: 
Paz, Potoſi, Cohabamba, Oruro, Chiquifaca 
und Santa Cru, mehr als eine Million Beröifeaug, 


- Sn. Peru ſelbſt ſchien theils dieſe Sean 
hrerer wichtigen Provinzen, theils Bolivars Ab⸗— 
* t, daß auch Peru die von ihm für Bolivia „ber 
ftimmte Verfafjung annehmen möchte, fehr ungünftig 
aufgenommen zu werben. Denn obgleiy Bolinar, 
in feiner Abfchiedsproclamation vom. 3. Sept. 1826.) 
au die Peruaner, fie vor Anarchie warnte; fo wurr 
den doch am 26, San. 1827 die dem Bolivar er⸗ 
gebenen columbiſchen Officiere in Peru verhaftet und 
nach Callao gebracht, und der bisherige Vicepraͤſi⸗ 
dent, der General Santa Cruz, ein eingehobine 


Pernaner, zum Präfidenten- ernannt. — Noch iſt 
das Schickſal der Jerteſſuns von Peru ‚nächte. 
enifäieten,, Tee ee 
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al anne —I 
a 23 Se er“ Grit Belidta . 
Politifiher Sihorakter der: Berraffuug A 
RT) ‚won Bin Mai 18260: 

mr et yet 

Das Volk. von Balnia beſteht — der Bereini 
PN ‚aller Bolivianer — Bolivia ift und fol im⸗ 
mer-wmabhängig ſeyn von aller zouslaͤndiſchen Here) 
(haft, and kann nie das Erbiheit uagend einer Perſon 

er, Famils e werden. 

Die Regerung von Bolivia iſt eine Volks 
vertretung. Die Souverainetät berubt 
im; Volke. Ihre Ansübrng ıift ſolgenden vier 
Zweigen der hoͤchſten Gewalt uͤbertragen: der wAh-; 
benden, geſessabenden, wellsiehenden und; 
nihtertihen he arten] 

‚Die Aus bung des Buͤrgernechts wird ante 
beod en: durch Verluſt ‚des Verſtandes; durch die 
einem betruͤgeriſchen Schuldner anelebende Unebrey 
durch Verwickelung in. einen Sriminalproceß ; durch} 
wotorifche Trunkenheit , Spielſucht und Bettelei; durch 
Kauf oder Verkauf von Stimmen waͤhrend den Wahr Ä 
lem, oder durch. Störung ihrer Ordnung. Das Buͤr⸗ 
gerrecht wird-verwirft: Durch Hochverrath gegen. den, 
Staat; durch Naturalifation im Auslande; durch Er⸗ 
Lesung entehrender, oder Firpnlihet Strafe kraft * 
terlichen Urtheils. a 


1 





Sie, ſteht in Hiwinme. Arfantis, 1897, &. 2 &: 9; 
— und in ben neuefien Staatsacten, Th. 7. 
S. 237, — Ebend. ©. 773 fteht auch. die ausführliche, 
Nede Bolivars’ an den conftituirenden Congreß von 

Bolivia bei der Ueberreichung des Verfalungsentwurfes, 

it, Worin der Inhalt deſſelben naͤher motivirt ward. 
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Die Wahlfreiheit ſoll unmittelbar von denen, 
welche wirklich. "Bürger find, ausgeübt, und für jebe 
zehn ein Wähler gewählt werden. Ein Specialgefeg 
wird die Wahlbeſtimmungen näher euutwickelin. 

Der Wahlkörper befteht aus den Wählern, 
welche durch die Stimmen des Volkes dazu ernannt 
find. Die in der Hauptſtadt der Provinzen verſam⸗ 
melten Waͤhler ſollen vermittelſt der Mehtheit der 
Seimmen aii8-Ähter eigenen Ditte, einen Präveits 
rent, zwei Ceüſoren und einen’ Gectetair erhentien), 
— pre Functionen während der Dauer des Wahl⸗ 
kbtpers ausuͤben. Jeder Wahlkhrper beſteht vier 


PET REES REITER EE : 
— geſetzgebende Gewalt entſpringt un⸗ 
mittelbar aus den vom Volke eingeſetzten Wahlcol⸗ 
legiſen. Ihre Ausuͤbung ſtehtdrei Kammern zu: 
1) der Tribunen; 2) der Senatoren; 3) der 
Eonforen "—. Jede Kammier ſoll, während der 
erſten zwanzig Sabre, aus 30 Mitgliedern beſtehen. 
Der) geſetzgebende Körper verfamniele ſich att’dent Bes 
ſtimmten Tage von felbft, ohne auf eine Einberufung: 
zu warten, = Die allgemeinen Befnugniſſe ver 
Kämmern find: die Ernennung des Praͤſidenten der 
Republik fuͤr Bas erftenial, und die Beſtaͤtigung feie 
ner Machfolger; die Auswahl: eines Platzes fuͤr den 
Sig der Regierung, und deren Verſetzung nach einem 
andern Puncte, Tobald außerordentliche Unftände Fol 
ches erheiſchen, und zwei Drittheile der Mitglieder 
der gefammten drei Kammern es für gut befunden 
‚Haben; die Entfcheidung Aber die Nothwendigkeit des 
gefeglichen Verfahrens gegen die Mitglieder. der Kam⸗ 
‘mern, den Vicepräfidenten und die Gtaatsfecretaire ; 
die Befleidung des Präfidenten ‚mit einer außerorbents 
lichen Macht zur: Zeit des Krieges ober außerordent⸗ 
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licher Gefaht; die Entwerfung . der Werſcheiften für 
ihre eigene. innere Ordnung, und die Beftrafung der 
Mitglieder, weiche fie übertreten. — Mitglieder der 
Kammerw, welche zu den Aemtern des Vicepraͤſiden⸗ 
tensamd der Staatsfecretaire gewählt werden, muͤſſen 
ihren Sitz in den. Kammern aufgeben. Kein Mits 
glied des ‚gefeßgebenden Körpers kann, während der 
Zeit der Deputation, anders, als auf den Befehl 
feiner Kammer verhaftet. werden, außer wenn er bei 
Begehung. eines Criminalverbrechens getroffen: würde, 
Kein Mitglied des gefeßgebenden Körpers ift für 
feine Heußerungen innerhalb der Kammer verautwort⸗ 
lich. Sede Gefeßgebung danert vier Jahre, und 
jede. jährliche Sigung zwei Monate. Die Siuungen 
ſind oᷣffen tl ich. Blos ſolche Staatsverhandlungen, 
welche Heimlichkeit erferdern, werden bei verſchloſſe⸗ 
nen Thuͤren unterhandelt. In jeder Kammer ent⸗ 
ſcheidet die abſolute Mehrheit der Stimmen. 
Drie Kanımern find vereinigt: bei der Eroͤff⸗ 
sung und Vertagung ihrer Sitzungen; zur Unter 
‚suchung. des Verhaltens. des Miniſteriums, ſobald 
es von der Kammer der Cenforen angeklagt worden 
ft; zur Reviſion der von der vollziehenden. Gewalt 
zuruͤckgewieſenen Geſetze; fobald es von einer der Kam⸗ 
‚mern verlange wird,. 

en De Kammer der Tribune hat das Recht 
‚Ber Initiative: die Auordnung der Gebietseintheilutig 
„Ber Republik betreffend; die jährlichen Beiträge und 
"Gtanteauggaben betreffend; zur Ermächtigung der 
„pollziehenden Gewalt, Anleihen zu negociiren und 
Maasregeln zur Abtragung der Staatsfihuld zu er: 
‚greifen;. zur Beftimmung des Werthes, Stempels, 
‚Mänsfußes;,. Gewicht und Beuennung der m. 
ſo wie nu Seftfegung der Maaße und Gewichte ; 
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Anlegung von. Haͤfen; zum Baue vor Straßen 
Bruͤcken und oͤffentlichen Gebaͤuden; zur Verbeſſerung 
der Polizei und der Zweige der Induſtrie zfuͤr die 
Beſoldungen ber oͤffentlichen Beamten; zun den Re⸗ 
formen im Departemente des, Krieges und der Finan⸗ 
zen; um, auf den Vortrag der Regierung, Buͤnd⸗ 
niſſe, Krieg oder Frieden zu beſchließen, fremden 
Truppen: freien. Durchzug zu verſtatten, die Land⸗ 
und Seemacht zu ordnen, Die auswärtigen Angelegen⸗ 
beiten: zu beſtimmen, Naturaliſationsbriefe oder das 
Buͤrgerrecht, ſo wie Amneſtieen zu ertheilen. — Die 
Kammer ‚der Tribunen wird aller zwei Jahre zur 

älfte erneuertz doch find. Die Austretenden wieder 
wählbar. Jeder Tribun muß 25 Jahre alt ſeyn. 
| Die Befugniffe der Rammer der Senat 
ren: find: die Abfaſſung von Civil: amd ‚Criminal 
geſetzbuͤchern, von Handels⸗- nnd‘ geiftlichen Verord⸗ 
nungen; die Snitiative zu allen Gefegen-, welche ‚die, 
Rechtspflege betreffen; die Aufſicht uͤber Die puͤnctliche 
Verwaltung der Rechtspflege in Civil- und Criminal⸗ 
faͤllen; die Einbringung von Geſetzen zur Verhuͤtung 
‚ber Uebertretungen der Verfaſſung und Gefeße von 
‚Seiten der Behörden, Richter und Geiftlichen ; Rechen: 
Schaft von den höhern Gerichtshöfen, den untern Rich— 
tern, den Präfecten und den obrigkeitlichen Beamten 
zu fordern; der Kammer der Cenforen drei Perfonen 
zu präfentiren, aus welchen der oberſte Gerichtshof, 
die Erzbifchöffe, Bifchöffe, Dignitarien, Canonici und. 
SPräbendarien der Kathedralkirchen beſtehen ſollen; 
Die Genehmigung oder Verwerfung Der: Praͤfecten 
„ Bouverneure und Corregidoren, welche die Regierung 
‚aus den ihr von den Wahlcollegien vorgefchlagenen 
drei Candidaten gewählt und präfentirt hat; die Wahl 
der Bezirksrichter und Subalternen in jedem. Zeige 


\ 
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ders Rechtspflege aus dert ihr von. den Wahlcollegien 
praͤſentirten drei Individuen; die Pruͤfung der Conci⸗ 
lienbeſchluͤſſe, Bullen, Breven und paͤpſtlichen Re— 
ſeripte, um ſie, wenn man ſie zweckmaͤßige findet; zu 
genehmigen; Jeder Senator muß 30 Jahre alt ſeyn 


-Die Zeit der Dauer der Mitglieder Des Senats iſt 


acht Jahre. Aller vier. Jahre wird die Hälfte ver 
neuert. Doch ſind die Hustretenden wieder. wählbar; 
nn Die Befugniſſe dee Kammer der Cenforen 
ſind: zu wachen;,. daß“ die Negierumg die Verfaffung) 
Geſetze und offentlichen Berträge beobachte und beob⸗ 
achten. laſſe; die vollzichende Gewalt wegen Ueber— 
teotimgen der Verfaſſung, Gefege und öffentlichen. Ver— 
träge vor. dem Senate anzuflägen; die Sufpenfion des 
Vicepraͤſidenten und“ der Gtaatsfecrefaire !von;dem 
Senate zu verlangen, dafern Die Ruhe: der Republik 
eine ſolche Maasregel nöthig machen follte; bei Hoch⸗ 
verrath oder offenbarer Verlegung ders Örundgefege 
den Vicepräfidenten 'undı die Staatsſecretaire vor dem 
Senate in Anklageftand zu verſetzenz durch ein Geſetz 
die Faͤlle zu beſtimmen, in welchen der Vicepraͤſident 
und die Staatsſecretaire zuſammen oder einzeln ver⸗ 


antwortlich ſind; zu waͤhlen, aus den vom Senate 


praͤſentirten Drei Candidaten, für die Beſetzung des 
oberſten Gerichtshofes, der Erzbisthuͤmer, Bisthuͤmer, 
Canonicate und erledigten Praͤbenden; die Geſetze zu 
erlaſſen, welche auf die Preffe, auf Staatshaushalt, 
Studienweſen und öffentliche Bildung ſich beziehen; 


die Preßfreiheit zu beſchuͤtzen; die Mittel aufzuftellen 


zur Befoͤrderung der Kuͤnſte und Wiſſenſchaften; Bes 
lohnungen zu bewilligen für Verdienſte um die Res 
publik; die Uſupatoren der Staatsgewalt, die Hoch⸗ 


verraͤther und notoriſchen Verbrecher zu ewiger 
ESchmach zu verurtheilen. — Jeder Cenſor muß 
4 


162. Pofioes-Gtaatsieh:  - 


40 Sabre salt fern. Die Cenforen werden auf 
Lsebenszeit gewählt. A rn ee 
Die Regierung hat das Recht, den Kam—⸗ 
mern ſolche Geſetze vorzulegen, als ſie fuͤr 
noͤthig erachten mag. Der Vicepraͤſident und Die 
Staatsſecretaire koͤnnen den Sitzungen beiwohnen und - 
Autheil nehmen an der Verhandlung. Sie entfernen 
ſich bei der Abſtimmung. Sobald die. Kammer der 
Tribunen den Entwurf eines Geſetzes angenommen 
hat, geht er an die Kammer der Senatoren, Nimmt 
dieſe ihn an; fo geht er an die Kammer: der Tribus 
nen zuruͤck. Dajfelbe gilt von -allen Kammern in: 
ähnlichen Fällen. Wenn eine Kammer die Berbefa 
fernngen ‚oder Zuſaͤtze der andern nicht genehmigt, 
bdie vorſchlagende Kammer aber dabei beharrt; ſo ſoll 
fie‘, vermittelſt einer aus drei Individuen beſtehenden 
Commite,, - eine) Vereinigung der Kammern einladen 
zur Berathung fiber den, Entwurf, über die. ihm. ges 
gebene Verbeſſerung oder Verweigerung. Wird der 
Entwurf von beiden Kammern angenommen zſo wird 
er dem Präfidenten hberfandt.  Verweigert die Kam⸗ 
mer der Senatoren den Entwurf der Tribunenkammer; 
fo-wird er an die Kammer der, Cenforen gefchiett — 
Findet. der Präfident der Republik das Geſetz fir uns 
zwecimäßig; fo muß er daſſelbe, binnen zehn Tagen, 
an die Kammer, von welcher es ausging, mit ſeinen 
Bemerkungen zuruͤck ſchicken. Wenn die vollziehend 
Gewalt die Gefege, nebft ihren Bemerkungen, zuruͤck⸗ 
‚fendetz fo follen die Kammernvereiniget 
fenn, und was fie durch Mehrheit der, Stimmen 
beſchließen, wird ohne weitere Bemerkung. vollzogem 
. Gefeße, welche der Praͤſident nicht zurück: ſendet, wer⸗ 
den publicirt. — Die von der Senatorenkammer aus⸗ 
gehenden Gefege kommen an- die. Kammer der Gens 


2 
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ſoren. Genehmigt fie diefe; fo erhalten fie geſetzliche 
Kraft. Genehmigen die Cenſoren den Gefegesent« 
wurf nicht; jo ſoll er an die Tribunenkammer gehen, 
und deren Entfcheidung foll vollzogen werden,” ' Die 
‚von ber Cenforenfammer ausgehenden Geſetze gelan⸗ 
gen an den Senat. Beſtaͤtigt fie dieſer; fo erhaltet 
fie gefeßliche Kraft. Verweigert er die Genehmigung ; 
fo: gehen fie an die Tribunenfanmer, die ihre Sanc⸗ 
tion eritweder ertheile oder verweigerk.' —24 
Die Ausuͤbung der vollziebenden Gewal 
wird einem immerwährenden Praͤſidenten, 
einem Vicepraͤſidenten und dreien Staatsſecretairen 

gen, | | tie 

Der Präfident'wird das erftemal durch die ab⸗ 
folute Mehrheit des gefeßgebenden Körpers erwaͤhlt. 
= Der Präfidene muß wirklicher Buͤrger und Eins 
gebohrner von Bolivia, über 30 Jahre alt ſeyn, der 
Republik wichtige Dienfte geleifter Haben, zur Vers 
waltutig des Graatesianerkannte Talente befigen , und 
nie, auch nicht ver unbedeutendften Vergehen wegen; 
verımrheile worden fern. — Der Präfivene ift das 
Haupt ver Staatsverwaltung, und für feine Hands 
lungen nicht verantwortlich. "Die Befugniffe 
des Präfidenten find: die Eröffnung: ‚der Kammern 
und Vorlegung einer Borfchaft über den Zuftand ver 
Republik; den Kammern den Vicepräfidenten vorzus 
ſchlagen/ und aus eigner Machtvollfommen- 
heẽt · die Staatsſecretaire anzuftellen; die eigens 
mächtige Suſpenſion des Vicepraͤſidenten und der 
Staatsſecretaire, fobald er es fir noͤthig erachtet; 
die Bekanntmachung, Verbreitung und Beobachtung 
der Geſetze zu verordnen; die Erlaffung von Verord⸗ 
nungen und Befehlen zur beffern Befolgung der Vers 
faffung, Geſetze und öffentlichen Verträge; . Boll: 
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ziehung der Urtheilsſpruͤche der Gerichtshoͤfe anzubes 
fehlen und zu⸗ bewirken; von. demegeſetzgebenden Kart 
per die „Pvorogation: ‚feiner gewoͤhnlichen Sitzungen 
guf 30 Tage zu verlaugen; die Einberufung des geſetz⸗ 
gebenden Koͤrpers zn. einer außerordentlichem Siung, 
wenn eine ſolche unumgoaͤnglich nothwendigiſtz Die 
Diſpoſition derſtehenden Land⸗ und Seemacht zur 
Voertheidigung pen Republik nach außen; das He er 
der Republikin Kriegs= und Friedens— 
| zeiten perſonlich zu commandiren, wo ber 
zı in Abweſenheit des Piaſwenten von 
der Hauptſtadt die Verwaltung der Republik leitetz 
die Verfügung der Nationalmiliz zur Sicherheit im 
Innern, und Außerhalb: derſelben mit Genehmigung 
des geſetzgebenden Koͤrpers; die Anſtellung aller Land⸗ 
und See⸗Officiere; die Errichtung von Militair und 
Navigasionsfchulen, von Militairhofpitäfern und Ins 
validenhaͤuſern die Bewilligung von Urlauben und 
Reſignationen, ſo wie von Penſionen nach Maas⸗ 
gabe des Geſetzes; Kriegeßzu erklaͤrr en nad 
dinem vorausgegangenen Decrete des: geſetzgebenden 
era die Aufſicht über die Aufbringuug · und Ver⸗ 

19 der oͤffentlichen Ei Gemaͤßh eiber . 











tem; die teitung diplomatiſcher Verhandlungen) und: | 
Abfchliegung von. Friedens Freundſchafts ·Bun⸗ ** 
des⸗/Allianz +, Waffenſtillſtands⸗ bewaffneten Renz 
tralitaͤts⸗ Handelsverträgen u. arunter⸗ ung 
der gefeßgebenden Körpers; die Anftellung) von Ge⸗ 
fandten , Conſuln und Subatternen im Departement 
der auswärtigen Angelegenheiten ; der Empfang frem⸗ 
 Gefandtenz die- Bewilligung. eines, — 
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feripte,; unter Genehmigung der geſetzgebenden Gewalt; 
Dein Senate Einen der drei Candidaten zur Geneh⸗ 
migung zu praͤſentiren, die von dem Wahlcollegium 
fuͤr die Stellen der Praͤfecte, Gouverneure und Cor⸗ 
zegidoren ı vorgefchlagen werben zders:geiftlichen« Bes 
hoͤrde Einen der drei vom Wahleollegium worgeſchla⸗ 
genen Kandidaten: zum Pfarrern und Vicaren der Pros 
vinz zu praͤſentirenʒ bier ·Suſpenſion der obigen Bes 
amten auf drei Monate; die Verwandlung ner von 
den Gerichtshoͤfen ausgeſprochenen Todesurtheile. + 
Die Befhränfungen des Praͤſidenten find: 
Er follıfeine Gewalt haben;,; irgend einen Bolivianer 
feiner» Freiheit zu ‚berauben, oder aus. seigner Macht 
eine Strafe irgend einer Art aufjulegens Daferu 
die Ruhe des Staates die Verhaftung eines Bürgers 
erforbert;: fo duͤrfen nicht 48 Stunden vergeben; bes 
vor der Angeklagte feinem -competenten Nichte, uͤber⸗ 
geben wird. ı Er foll die Gewalt. nicht habenirgend 
ein Individuum feines: Eigenthumes zu berauben, 
außer wenn es das Staatsintereſſe dringend erfor⸗ 
dert, — und dann gegen EntſchaͤdigungeEr darf 
nicht die Wahlen, oder: ſolche Functionen erſchweren 
welche die Verfaſſung den Gewalten der Republik 
uͤbertragen hat. Er darf, ohne Erlaubniß des geſetz⸗ 
gebenden Körpers, nicht von dem Gebiete des Stau— 
tes, oder; von der Hauptſtadt ſich entfernen. ubı 
Der Bicepfäfident wird von dem Präfivens 
ten ernannt, und: von dem gefeßgebenden Körper be: 
ſtaͤtigt· (Die Art den Nachfolge ſoll ein Specialges 
- feßisenefcheiden.) Der, Vicepräfident: ift das. Haupt 
des Minifteriums;, und, zugleich mit den Staatsſecre⸗ 
tairen, fuͤr die Verwaltung des Staat twort⸗ 
Shin Es fol drei) Staatsſecretaire geben: einen 
fuͤr die Regierungs⸗ und auswärtigen Angelegenheiten; 
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einen fuͤr wie Finanzen; einen fuͤr das -Departemierit 
des Krieges und der Marine. Sie verſehen ihre 
Functionen unter den unmittelbaren Befehlen des 
Vicepraͤſidenten. Kein Zribunat ober öffentlicher Ber 


amter darf einen Befehl vollziehen, der: nicht vom: 


Bicepräfidenten und dem Staatsfecretaire —— 
net iſt, in deſſen Departement er gehoͤrt. Der Vice⸗ 
praͤſident und die Staatsſecretaire ſind verantwortlich: 
Sie fertigen jaͤhrliche Anſchlaͤge der Ausgaben, die in 
ihrem Departement erforderlich ſind, und die — 
nung der vorjährigen. — 

a Richterliche Gewalt. Die Tribunale * 
Gerichtsperfonen haben feine andere Function, als die 
Anwendung der beftehenden Geſetze. Sie verwalten 
ihre Hemter fo lange, als ihr Betragen untabelhaft 
iſt. Sie koͤnnen nur in den vom:Öefeße bezeichneten 
Ä Fällen: fufpendirt werden, — Ein Obertribumal uͤbt 


die höchfte richterliche Gewalt. Er leitet ‚vie Erimis 
nalunterfuchungen des Bicepräfidenten, der Staates 


ſecretaire und der Mitglieder der Kammern, fobald der 
gefeßgebende Korper die. Norhwendigkeit einer Unter⸗ 


ſuchung ‚entfchieven hat. Er unterſucht die Bullen; 
Breven und Keferipte, wenn fie fich mit Eivilangeles : 
genheiten  befaffen. Er nimmt Kenntniß von den 
Streitigkeiten zwiſchen Geſandten, Miniſter -Reſiden⸗ 


ten, Conſuln und diplomatiſchen Agenten, ſo wie von 


der Encfernung obrigkeitlicher Perſonen von den Be⸗ 


Ir 


zieksgerichten und Departementspräfecten. : Er eutſchei⸗ 
det die. Streitigkeiten — Gerichtshoͤſen fü. wie 
zwiſchen dieſen und andern Behörden. Er nimmt die 
—** der Tribunale an-in Betreff der Bedeutung 


eines Geſetes; er nimmt Renntniß von Nullitärears; 
gumentem, welche gegen die Urtheile der Gerichtshoͤſe 


in Ießter an vorgebracht werden, Er unterſucht 
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den — und Fortgang der vor den eiirtoerich· 

ten anhaͤngigen Civil⸗ und Criminalſachen. Er übe 
die ‚hohe leitende, verwaltende und controlirende Ge⸗ 
walt über die Gerichtshofe und Gerichtsbeamten bei 
Ration, - 

- Die Bezirksgerichte nehmen Kenntniß i in 
zweiter und dritter Inſtanz von allen Civilfachen des 
gemeinen Rechts, als - Staatseinkünften, Handel, 
Minorennität, Wegnahme, Sonfifcationen u. a.; von 
allen Streitigkeiten zwifchen . ven Lnterrichtern ihres 
Bezirks; von Gewaltthätigkeiten, die von den Tri« 
bunalen und geiftlihen Behörden ihres Bezirkes un⸗ 
ternommen werden. — In den Provinzen find Can 
tonsgerichte, welche in Civilfachen nicht Aber 200. 
Thaler am Werthe, ohne Appellationen, erkennen 
dürfen. — In jedem Dorfe ſollen Friedens rich⸗ 
ter ſeyn, um Verſoͤhnung zu bewirken. Keine Eis 
vil⸗ oder Criminalſache darf eingeleitet werden, ohne 
vorher ihnen vorgelegt worden zu ſeyn. — : Nur 
drei Inſtanzen werden anerkannt, — In Criminal⸗ 
fällen :ift das Verfahren öffentlich, nachdem von 
Gefhwornengerichten die That anerkannt und 
erklärt worden iſt. Die Anwendung ter Tortur 
und. Beichte ift, fo wie VBermögensconfifeationen 
und. Graufamkeit bei den Strafen, für immer ab» 
geſchafft. | | Ze 
Die höchfte politifche Gewalt jedes Departements 
abe ein Präfect; Die einer jeden Provinz ein Gou⸗ 
verneur;z die eines Cantons ein Corregidor. In 
jedem Dorfe, deſſen Bevölkerung nicht unter hundert 


Seelen beträgt, fell ein Friedensrichter, md in 


jedem Flecken, deſſen Bevölkerung unter taufend Sees . 
len beträgt, ein Alkade fern. Wo die Benölfes 
rungszahl tauſend uͤberſteigt, foll ein Friedensrichter 
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fuͤr ir 200; ein Alkade für jede 2000 ſeyn. Die 
Stellen der. Alkaden und-Friedensrichter find: ohne Ges 
halt. Kein Bürger darf, ohue hinreichende Urfache; 
fich denfelben entziehen, Sie werden aller zwei Jahre 
erneuert, und koͤnnen wieder gewäße werden. Die 
Mräfecte, „Gouverneure und. Sorregidoren bekleiden 
ihre Aemter vier Jabre, ſind aber wieder wählber; 
Ihnen ift jede, Einmifchung in richterliche Verhandluns 
gen unterfagt. Sie forgen fuͤr die Erhaltung der: öfe 
fentlichen Ordnung und Sicherheit in. ſtufenweiſer Sub⸗ 
ordinirxung unter die Oberregierung. 

Die bewaffnete Macht beſteht aus einem 
organificten Heere und ihren Cadern. In jeder Pros 
vinz werben aus den Einwohnern derſelben die Abthei⸗ 
lungen der Nationalmiliz gebildet. 
3, Die Anträge; zur Verbeſſerung der Verfaſſung 
gehen ‚von der Zribunenkammer aus. : Bürgerliche 
Freiheit, individuelle - Sicherheit, Beſchuͤtzung des 
Figenthums und gefeßliche Sleichpeit gewährleifter. Die 
Verfaſſung allen Bürgern. Jederman varf feine 
Anfichten muͤndlich oder ſchriftlich mittheilen, und ſie 
ohne vorgaͤngige Cenſur durch die Preſſe bekannt 
machen, doch unter der Verantwortlichkeit, welche 
das Geſetz beſtiumt. — Jeder Bolivianer Darf die 
Republik verlaſſen, und fein. Vermögen mit ſich neh— 
men. Das Haus jedes Bürgers ift ein unverletz⸗ 
tiches Afyl. Abgaben werden, ohne Ausnahme und 
Privilegien, gleichmäßig vgetheilt. Alle erbliche Aem⸗ 
ter, Privilegien und Beſitzungen find. abgefchafft« 
Jedes Eigenthum iſt veraußerlich, Jedem Erfinder 
ſteht das ausſchließliche Eigenthum ſeiner Entdeckun⸗ 
gen und Schoͤpfungen zu. — 

Ob nungleich Bolivar dieſe Verfaſſung dem con⸗ 
ſtituirenden Serie des jungen, Freiſtaates Dringend 
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empfohlen und der Kongreß, von Bolivia fie am 25. 
Aug. 1826 angenommen hatte; fo ſcheint fie Doch noch 
nicht vollig ins öffentliche Staatsteben eingetreten zu 
ſeyn, weilidie, dem Präfidenten ertheilte faft monar: 
chifche, Gewalt den Anſichten der demiofratifchen und 
foderatiftifchen Parthei nicht entſprach, und die Aner: 
fennung Bolivia's, als felbfiftändige Republik, von 
dem Murterlande — der Peru — noch 


nicht erfolgt ift *). 
151. | 
SH I uf. 


Am Schluffe- der wiffenfchaftlichen Darſtellung 
des pofitiven Staatsrechts laffen fich, bei einem feften 
Ruͤckblicke auf die legten 40 Jahre (feit ver Anerken- 
nung der Gelbfiftändigfeit und Unabhängigkeit‘ der 
‚nordamerifanifchen Freiſtaaten im Parifer Frieden dom 
Sabre 17 1783), folgende Ergebniffe nicht verkennen. 

1) Bis zum Jahre 1783 gab es in vielen 
Keichen und Staaten des europäifchen Staatenfy: 
ftems Reichsgrundgefege und Reichsſtaͤnde; doch nur 
in Großbritannien eine Berfaffung, im neuern 

Sinne :diefes ftaatsrechtlihen Begriffs. 
| +2) Mit der Bundesverfaſſung Nordamerika's 
im Jahre 1787, und mit den allmaͤhlig ins oͤffentliche 





2 Amtlich vo dies der merikanifche Sefandte, Hofe 
-Efpinofa de los Montes, am 26. Sept. 1826 dem 
mexikaniſchen Congreſſe; in feinem Berichte über. den, 
von ihm beigewohnsen, Kongreffe von Panama, auf 
welchem Abgeordnete von Bolivia fehlten. „‚Dbers Peru, 
oder Bolivia, ift von feinem Mutterlande noch nicht 
als unabhängige Nepublit anerkannt.” S. neuefte 
Staatsarten, Th..7!: &. 106. 

E W. afe Aufl. IV. 


— 
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Staatsleben getretenen beſondern Verfaffungen ver 
25 einzelnen Provinzen dieſes Bundesftaates,. be= 
gannen die fehriftlichen Verfaffungsurfunden, als 
Mittelpuncte des innern Staatslebens 
und als öffentliche Unterlagen des in den Staas 
ten geltenden: Staats» und Privatrechts‘,‘ fo wie der 
auf die Verfaffung gegründeten: Formen der. Negies 
rung und. der Berwaltung. 

3) As Thatſachen der Gefchichte er⸗ 
ſchienen ſeit dem Jahre 1791, wo gleichzeitig in 
Frankreich und in Polen eine fchriftliche Verfaſſungs⸗ 
urkunde gegeben ward, 

in Frankreich 5 bereits wieder erlofchene Ver: 
- faffungsurfanden, (von 1791. 1793. 1795..1799 
. und bie des Genats von 1814), und die beftehende, 
von Ludwig 18 im J. 1814 gegebene, Charte; 
in den Niederlanden: 4 erlofchene (von 
1798. 1801. 1805. 1006), , und die beſtehende 
vom Jahre 1815; 
in Italien 3 erloſchene in der rLombardei, 2 
erloſchene in der liguriſchen Republik, 1 in "der 
Republik Lucca, 1 in der römifchen Republik, 1 
in den: jonifchen Inſeln, 3 in den Staaten Nea= 
pel und Sicilien, — und die beſtehenden im loms 
bardifch = venetianifhen Königreidhe 
vom J. 1815, im Kirchenftaate vom J. 1816, 
(doch wefentlich verändert im Jahre 1824,) und in 
den jonifchen Inſeln vom % 1818; | 
in der Schweiz 4 erlofehene (von 1798. 1801, 
1802 und 1803), und der beftehende Foͤderativver⸗ 
frag vom J. 1815, fo wie die 22 befondern Ver⸗ 
faſſungen ber einzelnen Cantone; | 
im teutfchen Staatenbunde: die erloſchene 
Rheinbundeberie, die. 4 erloſchenen Verfaſſungen 
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von Weſtphalen, Bayern (vom J. 1808), Frank⸗ 
furt, Köthen; — und die beſtehenden Urkunden des 
geſammten Staatenbundes von 1815 und 1820, 
‚fo wie die beſtehenden neuen Verfaſſungen in. den 
meiſten teutſchen Staaten und Bundeslaͤndern; 
sim Schweden bie beſtehende neue Verfaſſung 
vom Jahre 1809; 
in Norw egen die beſeherde neue Werſeſſun 
‚vom Jahre 1814; 
im Polen 2 erfofchene (on 1791, 1807) und 
die beftehende vom Jahre 1815; | 
in ©alizien die neue ftänbifche Verfaſſung 
vom J. 1817: 
in der freien Stadt Cracau die beftehende Ver⸗ 
faffung vom J. 1815; | 
in Öriechen! land bie erlofchene proviforifche 
ı Berfaffung vom J. 1822, und’ die noch nicht vers 
wirklichte Verfaſſung vom J 1827; 
in Spanien ? erlofchene Verfaſſungen (von 
1808. 18195 
— in Portugal 1 erlofchene Verfaffung ee 
— und die beſtehende vom J. 1826 
— in Braſilien vie Verfaſſung von 1824; 
+. in Hayti die beftehende Verfaffung von 1816: 
in Mexiko die befiehende Verfaſſung von 1824; er 
in Guatemala die Verfaffung von 1821; 
in Columbia die Verfafjung von 1821; 
—in dem Bundesftaate am la Plata, fe _ 
wie in den Freiſtgaten Peru und Chili mehrere 
nmicht ins Staatsleben eingetretene Verfaſſungsent⸗ 
wuͤrfe; und in der Republik Bolivi a die Verfaſ⸗ 
“fung von 1826-5, 
im Oanzen: alfo mehr als 30 bereits wieder er⸗ 
Lofchene;, oder nicht verwirklichte, a aber, mit 
9 * 


— 
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Einfchluß der Berfaffurtgen der einzelnen norbamerifani- 
ſchen Staaten und der Santone der Schweiz, 88 noch 
jest in Europa,und Amerika befiehende 
Berfaffungen; 'die einzelnen Altern und neuern 
Verfaffungsentwirfe ungerechnet. 

4) Durch diefe Thatſachen unterfcheiber ſich die 
politiſche Welt unſers Zeitalters völlig von der 
politiſchen Welt des Alterthums, des Mittelalters, und 
ſelbſt der neuern Zeit bis zum Jahre 1783. Unverfenns 
bar hat fich in dieſen mehr ald 30 erlofchenen und 88 
noch beftehenden Verfaffungen ein anderer politis 
f F Geiſt ausgeſprochen, als der, welcher, vor die⸗ 

eit, im öffentlichen Staatsleben ſich ankuͤndigte. 

5 In dieſen theils erloſchenen, theils noch be⸗ 
— Verfaſſungen ſind — neben vielen unlaͤug⸗ 
baren Verirrungen der Theorie im Einzelnen — 
doch unverkennbar die Verſuche enthalten, dem oͤffent⸗ 
lichen Staatsleben eine rechrliche und eine feſte 
Unterlage zu geben. . Sie enthalten, im Ganzen ges 
nommen, entfchieden einen hohen Reichthum und 
die: möglichfte Mannigfaltigkeit der Formen 
des öffentlichen Rechts. — 

6) Im Einzelnen erſcheinen dieſe Verfaſſungen 
bald als Grundgeſetze für große Monarchieen; bald 
fuͤr Republiken; bald als Orundverträge für Bu n⸗ 
desſtaaten (wie Nordamerika, die Schweiz, Mexiko); 
bald als Bundesacten eines Staatenbundes (wie 
Zeutfchlaud) ; bald. als Ausflüffe der Regenten— 
Souverainetät; bald als Befchlüffe ſouvera i— 
ner Bolfsverfammlungen; bald als Örumds: 
verträge zwifchen Fürften und Ständen, 

7) Ungeachtet diefer Verſchiedenheit der einzel⸗ 
nen Berfaffungen beftehen fie doch, als Grundgefege; 
eben ‚fo im ‚Öffentlichen Staatsleben der Reiche und 
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Staaten neben einander, wie im: enropäifchen 
und amerifanifchen Staatenfofteme unbefchränfte und 
befchränfte Monarchieen, Staatenbünde und Bun 
desftaaten, demokratiſche und ariftofratifche Repu⸗ 
bliken friedlich neben einander beftehen, ohne einan= 
der in ihrem politifchen Dafeyn zu gefährden. 


8) Einige diefer Verfaffungen find allerdings 
unter gewaltfamen politifchen Stürmen ins öffentliche 
Staatsleben eingetreten, und namentlich find diefe 
faft fammtlich wieder erlofchen; andere find aus 
der gefhichtlihen Unterlage des politis- 
fhen Lebens der Volker und Reiche, zum Theile 
als zeitgemäße Fortbildungen ihrer fruheln ſtaͤndiſchen 
Verfaſſung hervorgegangen, ſind, ohne oͤffentliche Er⸗ 
ſchuͤtterungen, von den Fürften gegeben und von den 
Völkern angenommen worden, und haben bie 
Bedürfniffe gefitteter und in der Cuitur und politiſchen 
Reife fortgeſchrittenen Voͤlker befriedigt. 


9) Der großen Mehrheit nach, ſind die be— 
ſtehenden Verfaſſungen der monarchiſchen 
Staaten ſaͤmmtlich auf das ſogenannte monarchie 
ſche Princip gegründet; nur in den Verfaſſungen der 
Freiftaaten in Europa und Amerika tritt zunächft das 
republikaniſche Princip (der fogenannten Volks— 
fouverainetät) hervor, doch fehr verfchiedenartig ſchat⸗ 
tirt in den Verfaffungen von Bern und Freyburg, und 
in den Verfaffungen von Vermont, Hayti, Columbia 
und Bolivia. — Nach einem, aus den gefchicht- 
lichen Erfahrungen der legten 30 Jahre hervorgegan⸗ 
genen, politiſchen Dogma aber wird ſich keine 
Verfaſſung mit dem demokratiſchen Prin— 
cip in einer Monarchie zu behaupten ver— 

moͤgen, ſo wenig wie die in beiden Erdtheilen be— 
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ſtehenden Sreiftaaten ihre Verfaffung auf die Unterlage 
des. monarchifchen Principe gründen: fonnten. 

10) Deshalb fprechen Gefchichte und Staats⸗ 
funft fürden Satz: Es:beftehbe, was rechtlich 
ins öffentliche Leben ver Reihe und Staas 
ten getreten ift und örtlih den Bedärfnife 
fen der erreichten Eultur der Voͤlker ent: 
fpricht, ohne Anfechtung von Geiten des entgegen= 
gefeßten Syſtems, friedlich neben einander; 
die autofratifche Monarchie neben der befchränften; 
der Staatenbund und der Bundesftaat neben den Mo: 
narchieen; die Monarchie neben der Republik; vie 
Republik neben der Monarchie; — die octroyirte 
Derfaffung neben der auf dem Wege des Vertrages 
vermittelten; die unbeſchraͤnkte Majeftät neben ver 
Excellenz eines helvetiſchen Landammanns; der Sou— 
verain an der Spitze eines conſtitutionellen Staates, 
deſſen Perfon heilig und unverleglich ift, neben einem 
befchränften und verantwortlichen Präfidenten von 
Nordamerika und neben dem lebenslänglichen und uns 
verantwortlichen Präfidenten der Republik: Bolivia. — 
‚Haben nicht auf ähnliche Weife feit länger ale 300 
Jahren der Katholicismus und Der Proteftantismusin 
der Mitte der gefitteten Völker rechtlich neben einander 
beftanden? Sind nicht, feit dem weftphälifchen Frieden, 
die religiofen und kirchlichen Intereſſen in der of: 


fentlichen Stellung. der Staaten , im Allgemeinen we— 


nigftens,, fo weit ausgeglichen , daß durch fie fortan 
feine politiſche Erfchätterung bewirkt - werden wird ?. 
Warum ſollten nicht auch die verfchiedenartigen poLlis 
tifchen Formen der einzelnen. Keiche und Staaten, 
geſtuͤzt auf die neuen Geſtaltungen des: offentlichen 
Staatslebens, rechtlih und friedlich neben einander 
beftehen koͤnnen? — Beſteht in dem großen Reiche 
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der Natur eine unermeßliche Verſchiedenheit und Manz 
nigfaltigkeit der Erſcheinungen, Geſchoͤpfe und Formen 
warum nicht auch im Reiche der Freiheit? Geht dort 
die Einheit des Ganzen unter der Maſſe der verſchieden— 
artigſten Geſtaltungen nicht verloren; wie ſollte hier die 
Verwirklichung der Herrſchaft des Rechts 
— die hoͤchſte Idee der Einheit in der Wechſelwirkung 
der — und Reiche — durch die Mannigfaltig—⸗ 
keit und Verſchiedenheit der politiſchen Formen gefaͤhr⸗ 
det werden! — Beſtaͤtigt es nicht die Geſchichte ſeit 
6000 Jahren, daß nur das Veraltete, das Haltloſe, 
das Unzweckmaͤßige, das auf keine Vergangenheit 
Geſtuͤtzte untergeht, das zeitgemaͤß Verjuͤngte aber zu 
höherer Kraft gedeiht, und Volker und Staaten im 
Innern und nach. augen zu Wohlftand, Reichthum 
und Macht emporhebt! 
11) Erhaͤit ſich, nach dieſen Erfahrungen; 
im öffentlichen Staatsleben nur dag laͤngſt im Stillen 
Borbereitete, das Zeitgemäße, das rechtlich Gegebene 
und rechtlich. Angenonmene; fo werde ‚auch die neue 
politifche Form in dem Mittelpuncte des innern Staats: 
lebens weder uͤber zeitigt und übereilt, noch, wo . 
fie als Beduͤrfniß fich anfündigt, verhindert, noch, 
wo fie bereits befteht, durch das Reactionsſyſtem zu— 
ruͤckgedruͤckt! - 

12) ft endlich unferm Beitalter in der Maffe 
‚ neuer DBerfaffungen zugleich ein neuer, bis dahin 
unbekannter, Kreis politifcher Kennenifie 
und Wahrheiten eröffnet worden; fo werde auch 
der Umfang diefer Kenntniffe und fehren, mit Klar: 
heit des Blickes, mit fuftematifcher Haltung, mit 
Eicherheit des Urtheils, und mit gleicher unpartheii— 
fcher Würdigung des Haltbaren , wie des Gehaltlofen, 
dargeftelle und durchgeführt in der neu zu begrün- 
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denden Wiſſenſchaft des pofitiven Staats. 
rechts. e Op 


/ 72 — 
Ende des vierign zbeltes, 
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Bufäge und Berihtigungen: 


& 35 Guf. Wilh. Hugo, chronologifches Werzeihniß der Ver: 
Ä r — a * Zeit. Heidel⸗ 
erg, 182 
©. 84 3. 10 ih "de zweite (und legte) Abteilung ift num 
er 


ienen. 
S. 156 3. 2 v. 0. muß bei dem Verfaffungsentwurfe Braſillens 
| 1833 ftatt ı822 ftehen. 
©. 138 iſt die Verfaffung Portugals vom ı9. Apt. (nit 29. Apr.) 
— Diefe Serfaffung ftehet auch in den neueften 
| Staatsacten, Th. 6. ©. 226, 
S. ı38 die merifanifche Verfaſſung vom 4. Dit. 1824 nebt gentf ch 
| in Rivinus Atlantis, 1826, St. 2 
©. 1359 muß bei_der Verfaſſung Meriko’s die, üngihe ee u. 
Ä , gehrigen werden. 
©. 295 ER 0. I. Nahbarrepublik, 
ler. müller, ap — wider Mi teutſche Repraͤ⸗ 
ſentativſpſtem. Fl menau, 1828, 8, 
S. 546 8. 5 v. u. I. Roſtock 
©. 555 F. Geo. Buek, Handöndy der Hamburgifehen Berfafung 
| | und Verwal tung. Hamb. 1828, 4, 
& 742 3. 23 v. o. l. — ſt 1817. 
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